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Entscheidungen. 



Nr. 1. Entseh. des Oesterr. Yenraltnngsgerielitshofes. 

Vom 30. Mai 1905. 

(0«M«ir. Bbenb.-Verordn.-Bl. XX (1907) Nr.«0 S. 1&8S.) 
Etoeiibahnzufahrtsstrassen. Bei der Feststellung der tatsächlichen Grundlagen für eine 
nach 8 7 al. 2 des Gesetzes vom 18. April 1886, LGBI. Nr. 38, zu treffende Entscheidung 
sind nicht bloss die beteiligten Bezirke und Gemeinden, sondern auch die gemäss g 3 
iL 4 Itg. oH. hl die KMkvrren tteibutoliMidM BMHnr n vitmIimm. 

Wenn anch die Veri>iliclitang der bf. Firma, zum Bane und zur 
Instandbaltang der in Rede stebenden Zufohrtsstrasse aas dem Grunde 
des § 3, letzter Absatz, leg. cit beizatragen, im AdministratiYy^abren 
nicbt in Frage gestellt nnd ancb bei der mfindlieben Verhandlnng ans- 
drOddich anerkannt wurde, so erscheint, da bei der Eontairrenzver- 
handlang eine gütliche Tereinbamng zwischen den Interessenten nicht 
ersielt wurde, gemfiss § 7 leg. cit. ffir die sohin 7on dem Landesaas- 
schasse im EinTemehmen mit der Statthalterei zu bestimmende Auf- 
teilang der Bau- und Erhaltungskosten der den einzelnen Interenenten 
zugehende Nutzen als Massstab gesetzt und hat der Landesansschuss 
mit seinem Erlasse vom 20. September 1901, Z. 64.712, den Bezirks- 
ausschuss angewiesen, die nötige Verhandlung behufs Festsetzung des 
Nutzens zu pflegen, welchen sämtliche Interessenten von der Zafahrts- 
Strasse zu erwarten haben, damit eine Grundlage zur Feststellung der 
Konkurrenzquoten gewonnen werde, üeber diese Weisung und im Zuge 
der Uber dieselbe gepflogenen Erhebungen wurden jedoch lediglich die 
beteiligten Gemeinden, nicht aber anch die bf. Firma vernommen, so 
dass ihr keine Gelegenheit geboten wurde, an der Feststellung der 
tatsächlichen Grandlagen für die angefochtene Entscheidung mitzn- 
wirken, weshalb letztere als auf einem maii<2:elliafton Vci fahren beruhend 
gemäss § 6 Gesetz yom 22. Oktober 1875, BGBl. Nr. 36 ex 1876, 
aufzuheben war. 



Bg«r, BiaaalMbarMhtItob» aatMfa«litnig«ii JUUV. 1 
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Entsch. des Oesterr. Obersten (terichtsbofes vom 15. Joli 1905. 



Nr. 8. Entoeh. Oesterr. Obersten Gcriehtshofes. 
Vom 15. Jnli 1905. 

(OMterr. ■torah.-Verordn.-BL XZ (1M7) Nr. 64 a 14«D 
Hat dte ElambtlM, nangeto ARftbe dw Transportwaies diroh 4m AhtMdw^ dm We| 

zu wählen, so ist aie ■Mit varpfUohtet, alle Umstände zu berücksichtigen, welche aif 
die Frachtberechnung von Einfluss sind. Es liegt insbesondere kein Verschulden, ge- 
schweige denn eine grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn vor, wenn sie hierbei die M6g- 
liohkait der Refaktierang der Sendaag auf eiaeai bestimmten Wege, welche von der Er- 
flllwi lewlaaar Bediaguaiea abhiaflg geaiaeht lat, aaaaer aiAt galasaaa hat Dar 
aaa dlaaaai THsl abgaMtata Sabatfeaaraatzaaepraab iat nMit bagrladat 

D» der ElSger die Zahlung ana dem Grande forderte, dass die 
beklagte Bahn ihm einen Schaden dadurch verursachte, dass sie ihm 
das aufgegebene Getreide nach E., bzw. nach B. Aber die Route Orlö 
anstatt Vidrany beförderte, mnsste er beweisen, dass ein Verschulden 

der beklagten Eisenbahn vorliegt (§ 1269 ABGB.). Die Schuld er- 
sieht der Kläger darin, dass die Bahn die Voi'schrift des § 51 BetrRgl. 
nicht beachtet liat. Seiner Meinung nach war die Bahn verpflichtet, 
bei dem Umstände, als die Route auf den Fraclitbriefen nicht bezeichnet 
war, den Transport des Getreides über Vidrany und nicht über Orl6 
zu lenken, indem diese Route, weil bei Beförderung ftber dieselbe eine 
15prozentige Refaktie liquidiert wird, für ihn günstiger war als die 
Route Orlö. Nach dem Wortlaute dieses Paragraphen des Betriebs- 
reglements hat die Bahn jene Route zu wählen, welche ihr für den 
Absender die zweckmässigste scheint, und ist fiir die Folgen der Wahl 
der Route nur danu verantwortlich, wenn ilir ein grobes Verschulden 
zur Last gelegt werden kann. Laut Gutacliten der Sachverständigen 
und nach Zugestehung der Partei war die Route Orlö olme Rücksicht 
auf die Refaktie für den Kläger bezüglich der Transportkosten und 
der Lieferfrist gleicii vorteilhaft wie die Route Vidiaiiy. Nach der 
Verlautbarung im Verordiuiiigsblat.le für Eisenbahnen und Scliitfiihrt 
Nr. 71 ex PJ03 ist die Zuerkennung der Muhlein efaktie von einigen 
Bedingungen abhängig. Diese Bedingungen sind insbesondere; die Ver- 
sendung von Getreide nach Oesterreich, d. h. nach Oalizien, zwecks 
Vermahlung. Die Bestätigung der betreftenden Mühle, dass die Sendung 
zum Zwecke der Vermahlung bezogen wurde. Die Refaktie wird erst 
nach Bezug des Gutes bei Erfüllmig der Bedingungen über Einschreiten 
des Berechtigten gewährt. Wenn man nun erwägt, «lass nach § 51 
BetrRgl. die Bahn bei mangelnder Wegvorschrift nur dann für die 
Folgen der Wahl der Route verantwortlich ist, wenn sie nicht jene 
Route anwendet, welche sie als die für den Absender entsprechende 
ansieht, nicht aber dann, wenn sie die Fracht nicht Aber jene Route 
berechnet, welche die entsprechendste ist, was den Wirkungskreis ihrer 
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Bntsch. des Prenss. Obamrwftltmigsgwichts vom 16. Oktotier 1906. 3 

Veniutwuitung sehr beschränkt, so stellt sich die gestellte B'orderuug 
nach den Bestiuinuingen des Betriebsieglements als zu weitgehend dar. 
Die Bahn, bzw. der Heamte kann nicht von vornherein alle an und für 
sich k<iiiii»lizierteii Monieiite, in diesem Falle, dass der Absender dieses 
Getreide angeblich ziii Vejinahlung nach Galizien sendet und diese 
Bedingung, wie auch andere, wirklich erfüllt werden, berücksichtigen. 
Von der Bahn kann man eine grössere Aufmerksamkeit als vom Ab- 
sender nicht verlangen. Das ganze Qesch&ft betrifiFt ihn, and wäre 
allen Ehrentnalitäten yorgebengt worden, wenn er die Abfertigung über 
eine bestimmte Boiite Torgescbrieben h&tte. Wenn weiter in Erwägung 
gezogen wird, dass die Bahn nnr fftr eine grobe Fahrlässigkeit ver- 
antwortlieh ist, während von einer solchen hier keine Rede sein kann, so 
mosste das Urteil erster Instanz geändert werden nnd der Kläger mit 
dem Elagebegehren ans Änlass der nicht zutreffenden Benrteilang der 
Angelegenheit vom Rechtsstandptinkte abgewiesen werden. 



Kr. ii. Entseli. des Preuss. Oborverwnltunj^gerichts. 

3. Senat. Vom 16. Oktober 1905. 

(PrVcrwIll, .X.WIII il'JOT; .\r. 27 .s. 512.) 

Ii dem durch eine polizeiliche Räumungsanordnung auf Grund des § 53 dea Landeaver- 
waltasiHMStZM vtruhmiM VerrahrM kam Uber die Frage, eb ein Beeabtbsssler- 
Mbaer auf 9nmi dee § 14 dee Beenbahngesetzes vom 3. November 1838 Mehranf« 

Wendungen zu tragen hat, nicht entschieden werden. 

Den Bezirksausschuss trifft insofern kein Vorwurf, als er den vom 
Kläger in den Vordergrand gestellten § 14 des Gesetzes Uber die 
Eisenbabnunternehmungen vom 3. November 1838 ausser Anwendung 
gelassen bat. Ueber die Frage, ob ein JSisenbahnunternehmer auf 
Onuid des § 14 a. a. 0. Mehraufwendungen zn tragen gehalten ist, kann 
in dem durch eine polizeiliche Räumungsanordnung veranlassten Streit- 
verfahren überlianpt niclit entschieden werden. Vielmehr kommt für 
eine Räumungsanordnung der § 14 nur insoweit in Betraclit, als bereits 
auf Grund seines Inhaltes Festsetzungen anderweit getroffen worden 
sind. Fest.sctzungen auf Grund des genannten § 14 selbst zu treffen, 
ist aber die bekhigte Wasserpolizeibehörde nicht zuständig. Dass von 
der zuständigen Instanz solclie Festsetzungen getroffen sind, ist weder 
von den Parteien beluuipteL noch sonst ersichtlich. Bei ihrem Fehlen 
scliied für die Wasserpulizeibehürde der § 14 als Grundlage der 
Käiiniuiigsanoidnung aus, und es sind daher auch in dem vorliegenden 
Vcrwaltungsstreitverfaliren die aus jener Gesetzesbestimmung herzu- 
leitenden Vci'püichtungeu des Klägers nicht zu erürteru. 



1* 
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4 Entieb. des Frenss. Oberrerwaltongsgerichti Tom 8. Februar 1906. 

Nr. 4. Eiitscli. dos Tituss. Oberverwjiltuiissgerlehts. 

3. Senat. Vuni H.Februar 1906. 

(PrVerwBI. XXVIll \r 41 S..787.) 

Krank im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes ist aucli diejeiige versicherte Person, 
die «taer IntHdiM BebaMHing uiebt bedaif , die aler hiftlie der Krankheit erwerto- 

uifiidg ict 

Abgesehen von den in der ReYisionsrecbtfertigangsschrift ange- 
sogenen Entscheidungen mag hier insbesondere noch auf das Urteil 
Tom 10. April 1902 (Arbeiter- Versorgung Jahrgang 19 S. 688/90 nnd 
PrVerwBl. Jahrgang 23 S. 602/3) verwiesen werden. In demselben ist 
folgendes ansgeftthrt: .Der BegrilF der Krankheit ist für das Kranken- 
versichernngsgesetz einheitlich gegeben, nnd zwar im Sinne eines 
anormalen körperlichen oder geistigen Zastandes, dessen Eintritt ent- 
weder lediglich die Notwendigkeit der Heilbehandlung des Menschen 
oder zugleich oder gar ausschliesslich seine Erwerbsunfähigkeit zur Folge 
hat. Mit einer Krankheit im Sinne des Gesetzes ist, wie bei dessen 
Feststellung anerkannt worden ist (s. den Kommissionsbericht S. 20), 
insbesondere auch dann zu rechnen, wenn die Erwerbsunfähigkeit be- 
steht, ohne dass es der Heilbehandlung, weil sie keinen Erfolg haben 
kann, noch bedarf. 



Nr, o. Entseh. des OberIaiidos2:oricht Colmar. 

I.Zivilsenat. Vom 9. März 1906. 

i.Tur Zeitsehr 1'. KIs. Lolhr. JahrR 32 Hclt 5 .s 24ü i 

Zwangsenteignung. Folgen der Rechtskraft des Enteignungsurteils. 

1. Nacli Rf^i'litskratt des Enteigiiungsurteils kann die Gültigkeit 
der die F>nteitriiini^ u!s im ötTeiitliclieii Nutzen liegend erkläreuUeu 
Kuiserlielieii Verurdnuiig nicht mehr in Zweifel gezogen werden. 

2. Private Abmachungen zwischen einem in der Mutterrolle einge- 
tragenen Eigentümer und einem Dritten, durch wel(;he in der Zeit 
zwischen der Ausarbeitung des Grunderwerbsplaiis und des.^en Olfcn- 
legung ein Teil der zu enteignenden Fläche von dem Eingetragenen 
als Eigentum des Dritten aneikainit worden ist, berechtigen den 
letzteren nicht, sich der Klage des Fiskus auf Feststen ung seines Eigen- 
tums an der von ihm enteigneten Fläche zu widersetzen. Er hat nur 
das Recht, wegen ungerechtfertigter Bereicherung von den in der 
Mutterrolle eingetragenen Pei-souen, die ihn im Enteiguungsverfaliren 
vertreten haben, die Heranszahhmg der an sie für sein Grnndst&ck 
vom Fiskus gezahlten ESntsehädigung zu fordern. 
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Xr. 6. Eiitsfh. des Kaiiiiiicrfforichts in Bcrliu. 

Stiafseuiil. Vom 2ti. Miirz 1906. 
(Du BMhi XI (1907) Nr. «am.- J<Aow M. tt & C. M.) 

§ 10 Tl. H TK. 17 Alli. PreMt. LR. H S. 6 Am. vm II. Hin 1880. § 43 KMiiM. 
vom 28. Juli 1892. Eine OrtspolizaivirtriliHiiiOf wtlebe te Interesse der Verkehrssldier- 
heit Ajitrdnungen trifft, um den Zusammenstoss einer Kleinbahn und einer PrivatM- 
Schlussbahn auf öffentlichem Wege zu verhüten, ist rechtsgültig. 

Ausser den Vorschriften des Kleinbahngesetzes vom 28. Juli 1892 
sind Kleinbahnen und Piivatanschlussbahnen (§ 43 a. a. 0.) den allge- 
meinen Befugnissen der Ortspolizeibehordeu unterworfen, wie sie sich 
aus § 10 IT, 17 ALR. und den §§ 5 und 0 des Polizeigesetzes vom 
11. März 1850 ergeben. Eine derartige Polizeiverordnung kann auch 
für eine bestimmte Bahn erlassen werden, sie braucht nicht ganze 
Kategorien oder Klassen von Strassenbahueu zu umfa&seu. 

Nr. 7. Entseh. des Oberlondesgertehts Colmar. 

3. ZiTÜsenat. Vom 10. April 1906. 

(Jar. ZeltMhr. f. BIi-Lothr. Jftbig. St Haft 5 & l»7.) 
Varaissetzung der Rentenforderung nach § 844 Abs. 2 BGB. Vorhandensein iiaoh 
weiterer uaterttUtzungspflichtiger Personen sowie der Bezug einer Unfallsrente. 

1. Wenn auch der eine Geldrente nach § 844 Abs. 2 BGB. fordenide 
Angehörige eines durch fremde Schuld Getöteten grundsätzlich Ver- 
mögenslosigkeit und Erwerbsunfähigkeit darzutun hat, so kann doch 
nicht von ihm ohne weiteres die vorherige Aufzehrung seines Vermögens 
verlangt werden, das ihm unter seiner Bewirtschaftung bishei- zum Teil 
die T^nterlialtsmittel geliefert hat. Die Begriffe „Vermögenslosigkeit" 
und „Erwerbsunfähigkeit" dürfen nur in relativem Sinne verstanden 
werden. Ausserdem ist zu beachten, dass die auf Grund des § 844 
BGB. sich stützende Rentenforderung eine — wenn auch von gewissen 
besonderen Voraussetzungen abhängige — Schadensersatz fonlerung ist, 
und dass der durch fremde Schuld Geschädigte nicht schlechter gestellt 
werden darf, als er dies ohne den schädigenden Vorfall wäre. Er 
würde aber schlechter gestellt, wenn er, ehe er seinen schon jetzt be- 
stehenden Ersatzanspruch geltend machen dürfte, zunächst sein Ver- 
mögen aufzehren und sich dadurch in noch grössere Not, als vorher, 
versetzen mlissto. Ki- wiirdH aber auch den Einwand des Ersatzpflich- 
tigen zu befiirchten haben, dass er sich unnötiger und mutwilliger Weise in 
grössere Not gebracht hätte, als durch die Umstände bedingt gewesen sei. 

2. Das Vorhandensein noch anderer anterstützangspflichtiger and 
unterhaltsfähiger Personen sowie der Umstand, dass der Rentenberech- 
tigte eine ünfallrente besieht, stehen der Forderung der Unterhaita- 
rente nach § 843 (Abo. 4) BGB. an sich nicht entgegen. 
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jN>. 8. Clutsch. dc8 Oestorr. 01)erst<'ii Geriditsliofes. 

Vom 13. Juui 1906. 

(Oesterr. Elsenb -Vcrordu.-Bl. XX (1907) Nr. 76 S. lefiS.) 

FIr die ebne Auftrag und ohne Genehmigung der Bahn vorgenomnenen, ausserhalb des 
fiMohiflikriiMS der lMlrtff!MdM AhmMNmi HtfMdM» mHMi prlvalm NandliigM der 
tolilMrai M dte EltMbahii hIoM verantwortlich. 

Riehtig ist allerdings, dass jaristische Personen, welche bei der 
Aasftthmng yon Gesch&ften sich durch physische Personen vertreten 
lassen mflssen, schon nach den allgemeinen Rechtsgmnds&tzen für die 
Handinngen nnd Unterlassungen dieser Personen bei Ansfhhrang der 
ihnen flbertragenen Geschäfte aufzukommen haben, so zwar, als ob 
diese Handlungen und Unterlassungen von der juristischen Person selbst 
ausgegangen wären. Die Handlungen und Unterlassungen, die danach 
die juristische Person zu vertreten hat, mftssen aber in einem unmittel- 
baren Zusammenhange mit dem übertragenen Geschäfte stehen, und 
zwar derart, dass sie durch das Geschäft selbst unmittelbar veranlasst 
worden sind. Dieser Zusammenhang trifft aber im gegebenen Falle nicht 
zu. Die Strafanzeige, welche you den Bahnangestellten erstattet worden 
sein soll, nnd das sonstige vom Kläger angeführte Verhalten dieser 
Bahnangestellten haben mit der Ausführung des von der Eisenbahnver- 
waltung übernommenen Transportes des Holzmehles, also mit der dienst- 
lichen Funktion in betreff dieses Transportes gar nichts zn tun. Die 
Strafanzeige erfolgte oline Weisung und Wissen der Eisenbahnver- 
waltung, und war der Kläger auch iiiclit in der Lage, Vorschritten 
anzuführen, welche die Augesteilten zu dieser Anzei<re veranlasst oder 
gar verpflichtet hätten. Wenn also die Anzeige tatsäciilich von den 
Bahnangestellteu erfolgt wäre, .so könnten diese die Anzeige nur 
in ihrer Eigenschaft als Privatpersonen erstattet haben, und für diese 
rein private Haudluugsweise hat die Eiseubahuverwaltuug gewiss uiciit 
zu hatten. 



Nr. 9. Entsch. des Beniisehen Appellation»- und Kassationshofes« 

Vom 21. Juni 1906. 

(ZettMtar. d. BtfB. Jttr.>Ver. Bd. «8 Heft 5 & aw.) 
Zutprsoh elaer Eattchädigung an den Exprtpriatin, auch wenn derselbe nicht Eigen- 
ttmer des zu expropriierenden Grundstückes war, sondern bloss im ungestörten Gemse 
desselben sich befand und aller Wahrscheinlichkeit nach auch geblieben wäre. 

Die Frage, wer Eigentümer des Hausplatzes sei, auf dem das zu 
exproi»! iierende Gel>än<le steht, braucht bei der Remessuiig^ der Expro- 
priationsentschä(lit!:uiiLC iiielil «repri'ift zu werden. Zur Bestimmunj^ der- 
selben genügt es l< stzustf^llen, dass sich der Expropriat un<l auch schon 
dessen Vorbesitzer üeit langer Zeit tatsächlich im uugeätörteu Geuuss 
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des Hansplatzes befanden und dass im jetzigen Zeitpunkt auch keine 
geniigendcMi Anlialtsi»unkte dat'tir vorliegen, dass diese Benutzung vor- 
aussichtlich in nächster Zeit aufliören mi'isste. Nach den tatsäclilichen 
Verhältnissen lihte somit der Kxpropriat hinsichtlich des fraglichen 
Platzes faktisch die Rechte eines Eigentümers ans. Er zog aus dem 
Gebäudeplatz die nämlichen Vorteile, wie derjenige, dein nicht nur die 
tatsächliche, sondern auch die rechtliche Herrschaft über das Grund- 
stück zusteht. Wenn ihm nnn diese Vorteile, in deren Genuss er aller 
Wahrscheinlichkeit nach auch in Zukunft geblieben wäre, durch die 
Expropriation entzogen werden, so erscheint es als gerechtfertigt, ihm 
von dalier die gleiche Eutscbädigung zuzubilligen, wie einem Eigen- 
tümer. 



Nr. 10. Entsck. des Oesterr. Vcrwaltungsgcrichtshofes. 

Vom 3. Juli 1906. 

(Oostorr. EUenb.-Verordn.-ßl. XX (IW!) Nr 86 S. X073.j 

Unfaiig der VerpfliditHng des Eieenbahnuiiteriiehmere zu EreatzkornivRikationen (§ 10 

Nt 0 EbeRbilMikMnseloMgeMlz). 

1. Mit Rücksicht darauf, dass das Eisenbahn-Konzessionsgesetz 
(insbesondere § 10 lit c) eine bestimmte Art, in welcher die durch 
den Bahnban zerstörte oder anfahrbar gemachte Strasse wiederherzn* 
stellen ist, nicht statuiert, moss es anf Grnind der gepflogenen Er- 
hebungen der EisenbabnbehOrde fiberlassen bleiben, die Art der Wieder- 
herstellung der Kommunikation nach ihrem Ermessen zu bestimmen, nur 
bedarf die Terf&gung der BebCrde zu ihrer Gesetzmässigkeit, dass die 
angeordnete Ersatzkommunikation auch wii'klich geeignet ist, die „durch 
den Bau der Eisenbahn" zerstörte oder unfahrbar gemachte Kommuni- 
kation wirksam zu ersetzen. 

2. Jene Ersatzkommunikationen, welche von der Behörde anlftsslich 
des Bahnbaues verfOgt wurden, bilden nicht einen unabänderlich ge- 
schaffenen Bestandteil der konsentierten Anlage in dem Sinne, dass, 
wenn sich die Unfahrbarkeit einer Kommunikation oder die Unzuläng- 
lichkeit einer Ersatzkommunikatiun infolge des Baues und nunmehrigen 
Betriebes der Bahn nachträglich herausstellen sollte, die Bahnunter- 
nehmong berechtigt wäre, sieb aui den konsensmässigen Bestand der 
Anlage zu berufen, da aus dem Wortlaute des § 10 lit. c EKG., 
wonach die gestörte Kommunikation „nach jedesmaliger Anordnung der 
Behörde" anderweitig vollkommen wiederherzustellen ist, klar hervor- 
geht, dass die Behörde zu einer derartigen Anordnung auch dann 
berechtigt und verpflichtet ist, wenn nach Konsentierung der Bahnan- 
lage sich herausstellen sollte, dass die angeordnete Ersatzkommunikation 
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infolge des Hetriebes der Balm als vollkoimnener Eisatz für die ge- 
störte Verbindung, d. h. nämlich als einwandfreier Strasaenzug au sich 
nicht oder nicht mehr ge wertet werden kann. 

3. Das Eisenbahn- Konzessionsgesetz, insbesondere der § 10 lit. c, 
gewährt keine gesetzliche Stütze für eine Forderung, derzufolge das 
Eisenbahnunternehmen eine ganz neue Kommunikation, welche bisher 
überhaupt niciit, also auch nicht an einer anderen Stelle bestand, 
herzustellen hätte. 

4. Bei Bauausführungen auf einem Eisenbahngrundstücke hat das 
Eisenbahnmiuisterium' die sanitären Rücksichten insoweit nach seinem 
Ermessen wahrzunehmen, als die aas sanitären Rücksichten gestellten 
Forderungen nicht anf eiDe bestimmte gesetzliche Norm gestützt sind. 



Nr. 11. Entgeh, des Snchsischcn Oborverwaltiiugsgericlits. 
1. Senat. Vom 14. Juli 1906. 

(DJZ. XU (1907) Nr. It 8. m) 

D6r fiSMiMiiimi iir EtaleHno von StrasMifeabHltiMB !■ «iMi MTMUlelMi Weg md 
tm BciriBiM tiner StraMmMin aif U nm iionnt dit Ef|«itoiwft ier VarleilHiM 
einer besoMteree Nitiinfl u «bie« fiegmttamle des Gemetadeiebrauches zu. 

Die EntSchliessung hierüber gebührt dem Herrn des Weges, d. i. 
in Sachsen bei nicht fiskalischen öiientliclicn Wegen der nach § 2 des 
Wegebaugesetzes untei lialtungspflichtigen Gemeinde oder Gutsherrschaft, 
durch deren Flur der Weg führt, nicht aber dem Eiirpiitümei der 
Wegeflitche. Daran ändert — von bahnpolizeilichen Bedenken abge- 
sehen — der Umstand nichts, dass der Weg über einen Eisenbahn- 
kOrper hinweggeht. 

Nr. lä. Entseh. des Appollatlonshofes von Pau. 

• Vom 3. August 1906. 
(Zeltsebr. t & IvUnukt. BiMBhv-Trusp. X V (iwi) Nr. 9 8. «i. — AdMia amot« du ebmtM de fer 

1W9 & t«7.) 

Altertlnilohe UxMtepplelie eiml tfen besonders wertvollen Stiekerele» aai Keattieies 

ständen gleich 2H halten. 

Gemäss Art. 16 der allgemeinen Anwendnngsbcstimmungen der 
Eilguttarife (Art. 1 § 4 der Ministerialverordnung vom 24. März 1898) 
soll die insbesondere für Pretiosen, Broderien, Spitzen, Edelsteine, 
Kunstgegenstände (Statuen, Gemälde, Gegenstände au.s Krzguss) und 
andere Wertsachen zu bezahlende Fracht iiaeli dem Werte berechnet 
werden. L. erklärt, dass der an iiin ab Paris adressierte Hallen einen 
altertümlichen Teppich „Teniers" mit einer (iruppe von Personen und 
im Mittelpunkt einem Medaillon, im Weile von 4750 Fr., erhielt. Nun 
ist in erater Linie davon auszugehen, dass, was der Aufmerksamkeit 
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des Handelsgeiiclits entgangen zu sein sclieint. das Wort „Broderien" 
in dem erwähnten Art. 16 aufgenummen ist. Sodann ist unbestreitbar, 
dass eine Broderie auf Stramin, wozu man Wolle oder auch Wolle mit 
Seide gemischt verwendet, nichts anderes ist als ein wegen des Glanzes 
seiner Farben und des Reichtunis der Zeichnung als Ornamentik ge- 
eigneter Teppich. Es ist daher gestattet, mit der beklagten Gesell- 
schaft zu sagen, dass das streitige Kollo in dem in Betracht kommenden 
Tarif erwähnt ist. Wenn man aber in zweiter Linie annehmen wollte, 
dass unter dem Worte „Broderie" Teppiche nicht verstanden waren, 
so steht es doch ausser Zweifel, dass das Gut, welches dem Empfänger 
nicht hat ausgeliefert werden können, in der Klassifikation des Art. 16 
in fine verstanden ist und mit Rücksicht auf seinen grossen Eunstwert 
and seinen hohen Preis als ein wirkliches Kunstwerk betrachtet werden 
nrass. Der Ballen mit diesem Inhalt konnte dem Frachtitthrer nur 
anter Angabe seines Wertes übergeben werden, auf Grand dessen die 
Fracht za berechnen war. Der Absender aber, welcher der Eisenbahn 
aar Beförderung als gewöhnliche Hessagerie einen in dem Ver- 
zeichnis der nach ihrem Werte tarifierten Güter enthaltenen Gegen- 
stand übergibt, begeht eine Uebertretung der Artikel des Pflichten- 
heftes and verliert infolgedessen das Beeht, von dem Frachtführer eine 
der kostbaren Beschaifenheit des beförderten and ^abhanden gekommenen 
Gegenstandes entsprechende Entschädigung zu verlangen. In diesem 
Falle kann gemäss Art. 1150 des bürgert! Gesetzbuches die Eisenbahn 
nur zur Vergütung desjenigen Schadens angehalten werden, welcher 
voi'gesehen war, oder den man bei Abschluss des Frachtvertrages ver- 
nünftigerweise vorhersehen konnte. Die Bezeichnung »ein Ballen 
Teppiche* war aber derart, dass die Eisenbahn glauben musste, dass 
es sich um gewöhnliche und kurrente Teppiche und nicht um eine kost- 
bare Tappisserie handle, welche eine besondere Ueberwachung erfordere, 
für welche auch eine höhere Fracht b&tte bezahlt werden müssen. 

Nr. m, Eutsch. d('s <><'sterr. Obersten (ierlGhtsliofes. 

Vom lü. August 1906. 

(Allg. Tarlf-Anz XXVI (IW7) Nr. S. 516.) 

Oer Afcteidar, weteber As Verla^Hii vorgenomM hat, haftet genits ZuttttbetÜMiiiMiM 
VIII usi IX ZN § 56 BetrRgl. fUr alle iiifelge mricbtiger Beladnig eiittt»«eae Sehldes 

auch schon vor Abschluss des Frachtvertraies und selbst wenn ein Frachtvertrif 
nicht zustande kommt. Trifft an dem entstandenen Schaden auch die Bahn ein Mitver« 
schulden, so ist der Schaden zwischen Absender und Bahn verhältnismässig aufzuteilen. 

Die Annahme de."< Hernfungsgericiites, dass auf den vorliegenden 
Fall die Zu.satzbestimmungcn VIII und IX des i; :){) l^etrRi^l. keine Anwen- 
dung üodeu, weil ein Frachtvertrag zwischen der klägerischeu Bahn 
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und dem Beklagten noch niclit zustande gekommen war, ist unrichtig. 
Die Bestimmungen des Eij^enbHetrRgl. sind auch im öffentlichen Inter- 
esse getroffen; sie bilden einen Bestandteil des ubjektiveii Rechtes und 
müssen von jedem, der in Absicht auf einen Vertrag nüt einer Bahn 
in Geschäftsverbindung tritt, beobachtet werden. Dass liir die Gültig- 
keit der erwähnten Bestimmungen der Abschlass eines Frachtvertrages 
nicht erforderlich ist, geht schon aus dem Inhalte des Punktes 4 des 
Zontzes Z. VIII bemr. Nach dieser VonGhrift kann nftmlich die 
Bahn bei reglementwidriger Verladung den Abschloss des Frachtver- 
trages verweigern and die in der Versandstation erst nach Absehlnss 
des Frachtvertrages entdeckten Ladegebrechen in gewissen FftUen 
selbst beheben. Daraus folgt, dass die Verladung dnrch den Absender 
in der Begel vor dem Abschlass des Frachtvertrages erfolgt. Deshalb 
kann er sich aber den ihm obliegenden Pflichten nicht entziehen. Ans 
dem Mangel des Abschlusses eines Vertrages kann nur die Folgerung 
abgeleitet werden, dass vorliegend von der Uebertretung einer Ver- 
tragspflicht nicht gesprochen werden kann. Dies macht aber die 
klägerische Bahn gar nicht geltend. Sie leitet die Haftpflicht des Ab- 
senders aus einem Zuwiderhandeln gegen das EüsenbBetrBgl. ab, und 
hiebei wird sie durch die obenerwähnten Zusatzbestimmungen nnterstfltzt. 



Nr. 14. Entsch. des Beztrksgerlehto für Handelssaehen In Wien. 

Vom 24. September 1906. 

Osalanr. ■lMDb..VMrofdB.>BI. ZZ (1M7) Nr. 78 S. isgs. — BlMBb..Twir. «. T«ik.>Aas. Jahrg. li Nr. li • 

8. 128.) 

I 74 BetrRiL leileM «leb nldit auf «• rfoMiie Fraditbureeliming. FIr die Etoforie- 
nag VM MehrfebMirtn bei unrichtioar Btreohauf kam IsügNoli dte e r l u bsai» Mter 
dtelMli» BalM vanurtwarlMob gesiacht werden , welolnr sie diroh Verrechmiii nie- 
kommen sind. 

Nach der Rechtsansicht der beklagten Eisenbahn kann die Vor- 
schrift des § 74 al. 35 BetrKgl., wonach Ansprüche aus dem Fracht- 
verträge sowohl gegen die erste Hahn oder gegen diejenige, die das 
Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe übernommen hat, hier keine Anwen- 
dung finden, weil kein Anspruch aus dem Fracht vertraj^^e geltend 
gemacht werde mid weil nach dem Tarife. IVil I, Allgemeine He>tim- 
mnngoii für die iH-tüideruii^^ von Giitcrn, Abteilung A, Reglementai isclie 
Bestininmugen, Auflage 1906, Zusatzbestimmung II d zu § 61 HetrKgl. 
ausdrücklich normiert sei, dass Fraehterstaltungsansprüche stets bei 
derjenigen Kiseubaku einzubringen seien, au welche die Zahlung ge- 
leistet wurde. 

Wenn auch letztere Vorschrift nicdit als Kompetenznorm aufgefasst 
werdeu kauu, soudern bloss für die iieklamatiouserhebuug gilt, so ist 
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doch dem Reclitsstandiainkte der beklagten Eisenbahn beiziipflicliteii. 
§ 74 al. 1 besprielit die Haftpflicht mehrerer an der Betürderung 
beteiligten Eisenbahnen fiir die Ausliihrung des Transportes bis zur 
Ablieferung des Gutes. Diese Haftung nach Art. 401 HGB. ist im 
Betriebsreglenient genau nurmiert, sie umfasst im allgemeinen Haftung 
für Verlust, Miuderiiiig und Beschädigung des Fraciitgutes und Ver- 
spätung der Ablieferung. Nicht aber kann es als „Ausführung des 
Transportes- gelten, die richtigen Tarife anzuwenden und die richtige 
Frachtgebühr einzuheben. Es kann somit § 74 BetrRgl. keine Anwen- 
dung finden, es handelt sich vielmehr mn die Frage, wer aus dem 
Titel der Zahlimg einer Nichtschald belangt werden kann. Im vor- 
liegenden Falle hat die B.-Eisenbahn die Mehrgebübr eingetaoben; die 
A. -Eisenbahn hat die anrichtige Gebflhr weder vorgeschriebien, noch in 
Empfang genommen, es kann daher bloss die B.-Eiaenbabn für die 
Einfordemng der Mehrgebllhr verantwortlich gemacht werden, nnd kann 
Klägerin nur von ihr diese Zahlung verlangen. Erst wenn im Ver- 
rechnnngswege die A.-Eisenbahn den ihr ans der Einhebung der Mehr- 
fracht resultierenden Mehrbetrag bekommen hätte, was hier nicht 
behauptet wurde, würde sie, aber nur fttr diesen Betrag, in Anspruch 
genommen werden kOnnen. 

Nr. 15. £nt8cli. des Boxirksu:erichts fiir Handelssachen in Wien. 

Vom r.. Oktober 1906. 

(AUg. Tarif-Anz, X.WI (1907) Nr n S. ) 

§ 80 Oesterr. EiseabBetrRol* Bei Verlust einer Musterkoilektioii (von StoffiM) iet nteht 
der Wert der elnielnen Mneter, eondem des Banien nie ehwe beewderen HandelHite 

massgebend. 

In dem Koffer befanden sich nicht Stoffstreifen, sondern .eine 
Musterkollektion. Der Unterschied scheint dem Gerichte ein ganz 
augenfälliger zu sein. Stoffe der angeführten Art sind hauptsächlich 
znr Anfertigung von Kleidern bestimmt. Blosse Stoffstreifen sind aller- 
dings zu diesem Zwecke nicht geeignet; sie repräsentieren also dann, 
wenn man sie auf den gleichen Zweck übertragen wollte, dem die 
Stoffe zu dienen haben, also als Stoffe, gewiss keinen oder doch nur 
einen geringfügigen gemeinen Handelswert. Dadurch aber, dass 
Streifen von den Stoffen abgeschnitten und zu einer Kollektion zn- 
sanmiHnjrestellt werden, wird ein neues (4ut: eine Musterkollektion 
erbtelll. Zweck dieses (Jutes ist kciin-swi^^^s nielir der. zu Kleidern 
verarbeitet zu werden; soweit dci Sidtl st-lbst in Betracht koniinl. ist 
er ja bereits, eben zu einer Miisierkullektion verarbeitet. l)er Zweck 
des neu Iiersestellti'ii (iutes ist vielnudir der, zur Vorlage bei Veikants- 
abschlUssen zu dienen. Dass aber ein zu Haudelszweckeu eigens her- 
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gestelltes Gut einen gemeinen Handciswert haben könne, kann ernstlich 
nicht bezweifelt werden. F^s ergii)t sich dies schon aus der Erwägung, 
dass zur Herstellung desselben Material verbraucht un<l Arbeit aufge- 
wendet werden mnsste. Der Umstand, dass die Musterkullektiun nur 
für die Zwecke eines bestimmten Interessentenkreises verwendbar sei, 
somit ancb nnr ffir diesen Wert repräsentiere, kann nicht ausschliessen, 
dass sie gemeinen Handelswert besitze. Denn diese Voraussetzung 
trifft, wenn von den Gegenständen des ganz allgemeinen Konsoms, von 
jenen Gegenständen abgesehen wOrde, welche allgemein mensebliche 
Bedtkrfnisse zu befriedigen bestimmt sind, auf alle sonstigen Erzeog- 
nisse der Urproduktion und der Industrie zn, ohne an deren Qualität 
und Bewertung als Handelsgut etwas zu ändern. 

Nr. 16. Entseh. des Bezlrksgerlehts fiir Handelssadien In Wien. 

Vom 13. Oktober 1906. 

(Kiaenb. Tarif- u. Verk.-Anz XI (1907) Nr 18 S 140. - AIL- Tdrli Anz XXVI Nr 2> S 446.) 
Wenn der Transport des Gutes ausschliesslich, jedoch auf Linien verschiedener Direktions- 
lebiete der k. k. österr. Staatsbahnen ausgeführt wurde, so ist zur Vertretung des 
Asrars mr Jeae Fisanzprokinitsr beiufM, (■ ierai Sprcflgel sieh «Iis rarleliliif Tirif- 

anwendung ereignet hat. 

Der angezogene § 74 des BetrRgl. regelt die Frage der Passiv- 
legitimation f&r den Fall, dass mehrere Eisenbahnen an der Ausführung 
des Transportes beteiligt waren, also eine Mehrheit von Reclits.subjekteu 
gegeben ist, welclien die Beklagten voll zufallen können. Dies trifft 
aber vorliegenden Falles nicht zu, deuu der Transport wurde aus- 
schliesslich auf Linien durchgeführt, welche sich im Besitze des Staates 
betinden. Der reklamationsberechtigten Partei steht daher nur ein 
einziges Rechtssubjekt, der Staat als den Betrieb der Bahn führender 
Kaufmann, gegenüber, dadurch entfällt die Möglichkeit, das im § 74 
des Betriebsieglements eingeräumte Wahlrecht auszuüben. Ist diese 
Ansicht des Gerichtes richtig, dann ist aber auch die B^'rage der Zu- 
ständigkeit nicht aus der Zusatzbestimmuug V 2 b des § 61 des BetrRgl. 
zu lüsen. 

Das Gericht erblickt in der nach der klägerischen Behauptung 
unrichtigen Tarifanwendmig eine Ereignnng. durcli welche der erhobene 
Frachterstattungsaiispruch entstanden isl, da die Kieignnn<i im Sprengel 
der oberösterreichischen Finan/prokuratur in Linz stattgefunden hat, 
ist zur Vertretung des Aerars aucli diese Finanzprokuratur berufen, 
mithin nach § 74 J. N. die Zustäudigkeit des augeruleueu Gerichtes 
nicht gegeben. 

Zu dem gleichen Ergebnisse niüsste man aber aucli dann gelangen, 
wenn in einer unrichtigen Tarifanweuduug eine Ereignung im Sinne 
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des § 4 I der Dieiistiiistruktion füi die k. k. Finanzprokuratur (Ver- 
ordnung des Gesamtmiiiistcriums vom Ü. Marz 1908, ÜGBl. Nr. 41) nicht 
za erblicken wäre. 

Denn nacli § 16 des Organisationsstatutes für die staatliclie Eisen- 
bahn Verwaltung: (Kundmachung des Handelsministeriums vom 19. Januar 
1896, RGBl. Nr. 16) vertreten die Staatsbalindirektionen innerhalb 
ihres Geschäftsbezirkes in allen ihrer Kompetenz zugehörigen Angelegen- 
heiten die Staatsbahnverwaltung selbständig. Und nach § 17 Punkt 24 
gehört in ihren Wirkungskreis auch die BIrlediguug sämtlicher aus dem 
Personen^ ond Glltenrerkehre erwacluenen BeUamationen. Die Rekla- 
raationen worden nna vorliegenden Falles, wie aas der von der Klägerin 
selbst vorgelegten Urkunde erhellt, bei der k. k. Staatsbahndirektioa 
Lins erhoben and von dieser erledigt. Es würde somit aack in dem 
Falle; dass die Znstftndigkeit der zar Vertretung des Aerars berufenen 
Finansprokaratnr, sich nach dem Ämtssitze der der kompetenten 
Zentralstelle anmittelbar antergeordneten Verwaltnngsbehdrde za rich- 
ten h&tte, nicht die Finanzprokuratur in Wien, sonden jene in Linz zar 
Vertretang berofen sein, somit auch unter diesem Gesichtspunkte die 
Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes nicht vorliegen. 



Nr. 17. Entsch. des Prcns-s. Oberverwaltiins^sgerichts, 
2. Senat. Vom 16. Oktober 1906. 

(merwBl. XXVIII (1907; Nr. 89 S.ööO <!! 8001).) 

§ 24 d lies PrsMt. KMmmiltbgabengeMliM. Stemrpfllolil iar swtoolMi tfei SoMmmi* 
paarw btflidllelMs n gwrbliB l iw i Zweefcm MemnieH BedMlIlelwii, iu Zoltoobippeiii, 
dte iepie ktH M Hl» , dM fiebäudes für das FürstenempfuftiliiaMr, ist TemiM dtr 

Hauptwerkstätte der Eisenbahn. 

1. Die Ansicht des Vorderrichters, dass die in dem Verzdicluiis 
unter Nr. aufgeführten Grundstücke und Gebäude weder zn den 
„Schienenwegen der Eisenbahn" noch zu den „zu einem öffentlichen 
Dienst oder Gebrauch bestimmten", dem Staate gehörigen Grundstücken 
und Gebäuden (§ 9A Abs. 1 lit. d, c des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893) gehören, ist von kei?iem Rechtsirrtum beherrscht. Die 
den Schienenwegen der Eisenbahn gewahrte Freiheit von der Genieinde- 
ginind- und Gebäudesteuer erstreckt sich, wie das Oberverwaltungs- 
gericht in neuerer Zeit mehrfach entschieden hat, nicht auf den 
ganzen liahnkörper einschliesslich derjenigen Grundflächen, die zwischen 
den (ieleisen freigelassen und auf denen Gebäude errichtet sind, sondern 
lediglich auf die Grundflächen, die von den Geleisen selbst eingenommen 
werden, sowie die neben und zwischen den Geleisen liegenden Flüchen, 
die Zubehör des die Schienen tragenden Bahndammes mit seineu 
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Böschuiig'eii und Seitoii<i:iRl)*'ii sin'l Daran war aucli hier festzuhalten. 
Für die zwischen den Seliienenpaaren liefindlic.hen Hodenflächen, die zu 
anderen Zwecken als zur Aufnahme der Srliienenwep^e, insbesondere 
zur Besetzunj? mit Gebäuden verwendet weiden, kann also die den 
Schienenwegen zustehende Steuerfreiheit nicht beansiirucht werden, üni 
solche Bodenflächen iiandelt es sich liier. Keine von ihnen ist ein 
Substanzteil oder Zubehör des Schienenweges, und damit entfällt der 
erste Grund, auf welchen der Kläger die Befreiung stützt. Die frag- 
liclieu Grundstücke und Gebäude sind aber auch nicht zu einem öffent' 
lieben Dienst oder Gebmoeli besümmt. Dem öffentlichen Dienst dienen 
die GmndstQclce and Oebftnde, die für die Verwaltungstätigkeit der die 
teebniache BetriebsTerwaltung beanfsichtigenden and leitenden Behörden 
bestimmt sind, also die Oeseh&ftsr&ome der Eisenbabndirekttonen, der 
Betriebs-, Maschinen-, Verkehrs-, Werkstätten- and Telegrapheninspek- 
tionen, der Baaabteilangen fttr Neabanten. Dagegen dienen die Grand- 
stficke and Gebftode, die anmittelbar zar Aos&bnng derjenige kaof- 
mftnniscben and technischen Tätigkeit bestimmt sind, welche den 
Betrieb des Transportgewerbes aaf der Eisenbahn aasmacht oder ihn 
vorbereitet nnd abschliesst, lediglich dem Gewerbebetriebe. Za der 
Kategorie der letzteren gehören sämtliche oben bezeichneten Grund- 
stücke and Gebäade. Ihnen steht also die Steuerfreiheit nicht za. 

2. Völlig zutreffend führt der Vorderrichter ans, dass das .Fürsten- 
empfangszimmer* nicht deshalb, weil seine Benntzong aaf fürstliche 
oder darch ihre Stellang ausgezeichnete Reisende beschränkt sei und 
in ihm auch Begrttssungen, Empfänge usw. stattfänden, zu den den 
Beamten für Repräsentationszwecke überwiesenen Räumen ^eliöre, 
sondern nur den Wartesälen gleichgestellt werden könne, mit denen 
es den Zweck, Beisenden als Aufenthaltsraum zu dienen, gemein- 
sam babe. 

3. Bezüglich des Zollschnppens hat sich der Gerichtshof auch 
hier den Ausführungen des Vorderrichters angeschlossen. Der Fracht- 
gutschuppen dient in allen seinen Teilen, also auch, soweit er zur 
Lagerung des Zollguts bestimmt ist, in erster Linie dem Gewerbe- 
betriebe des Klägers. Dass in ilini auch die zollamtliche .Abfertigung 
stattfindet, ändert daran nichts Deim durch sie tiitt der Schuppen 
nicht ausser Beziehung zu dem Gewerbebetriebe, sondern dient diesem 
nach wie vor in erster Linie, so dass es nicht darauf ankommen kann, 
ob er nebenher auch anderen Zwecken dieiit. 

Bezü<z:lich des Gepäcktunnels führt der Vorderrichter aus, dass 
er ein Teil des Hauptbahnbofes sei, duidi den das Gepäck der 
Reisenden von dem £rdgeschoss auf die Bahnsteige geschati't werde, 
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dass er also die Geiuickaiitziige mit den zu ihnen liinfüliienden Gingen 
enthalte. Richtig sei, dass aucli die Post einen Teil ihrer Postsachen 
auf diesem Wege auf den Hahnsteig befördere; wie der Bezirksaiis- 
scliuss aus eigener Kenntnis wisse, sei aber dieser Gepäcktunnel der 
Hauptsache nach zur Beförderung des Reisegepäcks bestimmt, diene 
daher ebenfalls dem Transportgewerbe der Bahn. Hier gQt dasselbe 
wie bei dem «ZoUschappen*. Aach der GepiLcktannel dient in erster 
Linie dem Gewerbebetriebe desKlftgers. Der Anspmcb auf Freilassung 
ist daher von dem Vorderrichter mit Recht verworfen worden. 

Die Hanptwerkstätte dient zweifellofi nicht dem Öffentlichen 
Dienst oder Gebranch, sondern lediglich dem Gewerbebetriebe des 
Klägers. Ihre Befreiung ans lit. c a. a. 0. ist daher nicht begründet. 
In Frage kommen kann nur, ob etwa die mit Schienen bedeckten 
Teile auf Grnnd der lit d a. a. 0. den Stenern vom Grundbesitz ent- 
zogen sind. Mit der Verneinung dieser Frage hat sich der Vorder- 
richter keines Rechtsirrtums schuldig gemacht. Wenn das Oberver- 
waltungsgericht in der den Parteien bekannten Entscheidung vom 
18. Oktober 1901 ansf&hrt, dass die den Schienenwegen eingerftumte 
Befreiung sich auf alle Arten von Schienenwegen erstrecke, so ergibt 
doch die Begründung, dass es sich in dem dort entschiedenen Falle um 
die Frage handelte, ob unter „Schienenwegen der Eisenbahnen'' im Sinne 
des § 24 lit. d des Kommunalabgabengesetzes nur die Flächen zu ver- 
stehen seien, auf denen die von Station zu Station durchlaufenden 
Schienen liegen, oder auch diejenigen, auf denen sich Rangier-, Neben- 
und Ladegeleise befinden. Dieser Streit wurde dahin entschieden, dass 
(las Gesetz keinen Unterschied zwischen den verschiedenen Arten von 
Schienenwegen mache, also auch die der letzteren Kategorie steuerfrei 
seien. Um „Schienenwege der Eisenbahnen" im Sinne des § 24 a. a. 0. 
aber handelt es sich hier überhaupt nicht. Die Hauptwerkstätte um- 
fasst ein in sich abgeschlossenes Gebiet, das zwar mit dem Bahnhofs- 
terrain durch Schienen verbunden ist, aber niclit einen Teil desselben 
bildet. Sie stellt eine besondere, von dem eigentlichen Ei.senbahn- 
betriel>e j,^etrennte Verans-italtnn^ dar, innerhalb deren ein Betrieb auf 
Scliienen vor sich gelit. Die Schienenwege aber dienen niclit dem 
ülleiitlichen Verkehr, sondern ausschliesslich dem Verkehr innerhalb der 
Hauptwerkstätte. Sie stehen völlig gleich den Schienengeleisen anderer 
gewerblicher Unternehmungen und werden nicht dadurch zu Schienen- 
wegen der Eisenbahnen, dass die Werkstätte im Interesse des Eisen- 
bahnbetriebes angelegt ist. Der Befreiungsanspruch aus § 24 lit. d 
a. a. 0. ist daher unbegründet. 
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Nr. 18. Kntscli. «Ics Proiiss. OlKTvcrwaltiiiiifsj^erlclits. 

2. Senat. Vom Oktober 1906. 

(DJZ, XII (1907,1 Nr. 12 S 719 (II 2007).) 

Dmi Bahmteig md der BahMtdghall« kMmrt die nach § 24 des Preuee. KommAbgG. 
dei 8oUeMiiw«0M laetehMie StMdrnreHiilt iloM ». 

Die den «Schienen wegeu" gewahrte Freiheit erstreckt sich nicht 
auf den ganzen Bahnkörper, sondern nnr anf die Grnndfl&chen, die von den 
Gleisen seihst eingenommen werden, so auf die nehen und zwischen 
den Gleisen liegenden Flächen, die Znhehör des die Schienen tragenden 
Bahndammes mit seinen Böschungen und Seitengrftben sind, nicht also 
auf die BodenflAchen, die zu anderen Zwecken als zur Aufnahme von 
Schienenwegen verwendet sind. Der Vorderrichter irrt deshalb nicht in 
der Annahme, dass dem Bahnsteig und der Bahnsteighalle die den 
Schienenwegen zustehende Steuerfreiheit nicht zukomme. Auch darin 
geht der Vorderrichter nicht fehl, dass er den Bahnsteig und die Bahn- 
steighalle nicht zu den zum «ölfentlieliett Dienste oder Gebrauche* 
bestimmten Grnndsti'icken des Staates rechnet. Die Eisenbahnbetriebe 
des Staates sind in der Gesetzgebung und Rechtsprechung als gewerb- 
liche Unternehmen angesehen; es ist jedoch stets unterschieden worden 
zwischen denjenigen Grundstücken und Gebäuden, die unmittelbar zur 
Ausübung der kaufmännischen und technischen Tätigkeit dienen, welche 
den Betrieb des Transportgewerbes auf der Eisenbahn ausmacht, und 
denjenigen, welche für die Verwaltungstätigkeit der die technische 
Betrieb.svcrwaltung beaufsichtigenden und leitenden Behörden dienen. 
Erstere sind als zum Gewerbebetrieb, letztere als für den „offen tlichen 
Dienst" bestimmt angeselicn worden. Deshalb gehören zu erstereii der 
Bahnkörper mit Zubehör, die Stationsgebäiid»', die Bahnsteige nebst 
Hallen, Giiter- und Lokomotivseiiuppen . Rpiku aturwerkstätten u. dgl., 
die Wassertürme, Vorratsräume, WärtiM budt-ii und alle für den Dienst 
des technischen Betriebspersonals Itestininiten Rilunie. dit; Waitt^suie 
für die zu befördeiiuleii Peisoiieii iiikI die Lagerräume für die zu be- 
fördcinden oder beförderten Guter. Die Balinsteige nebst Hallen sind 
auch nicht zum „öffentlielien Gebrauch'' bestimmt, da sie nicht wie die 
öfFentliclien Wege zur BiMiutzung für jedermann offen stehen, sondern 
nur den Reisenden bzw. denjenigen zugänglicli sind, die sich dnrch 
Lösung einer Karte die Berechtigung zu ihrem Betreten vei*schafft 
haben. Hiernacii ist die Steuerfreiheit gemäss § 24 des Kommunal- 
abgabeuges. nicht begründet. 
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Jir. 1'.). Entsch. des Kammi'rirerielit.s in licrlin. 
Strafsenat. Vom 18. Oktober 1906. 

(Das iiecbt Xi il'J07> Nr. 12 ä. 783.) 

Batakoftwlrlaotaflaii. OrtopolixtiliQlM Vtrteiiriftsii Ibtr • ziHltoM fittohrSiikMig in 
AissdMiiks VM SpiritiNSM haben fir die Febrgiete der Eleenbabi iietae Wirkeaaikeii 

Allgemeine polizeiliche Vorschriften, durch welche der Ausschank 
von Spiritaosen in Wirtschaften zeitlich beschränkt (z. B. in den frühen 
Moigenstonden verboten) ist, haben, wie dies bezüglich der Polizei- 
stande in der Judikatur anerkannt ist (KG., Johow Bd. 20 S. C8 und 
BGSt. Bd. 87 8. 260), auch fttr Bahnhofswirtschaften hinsichtlich des 
dort verkelireiuleu nichtreisenden Publikums Qeltnng. Anders liegt 
der Fall, sobald es sich um die Bewirtung von Personen, welche 
F.ihrf^äste der Eisenbahn sind, handelt. Hier steht eine Eisen- 
babnbetriebsangelegenheit im Sinne des §70 der Betriebsordnung 
vom 5. Juli 1892 bzw. § 75 derjenigen mm 4 November 1904 (BGBl. 
S. 387) in Fra«?e, deren ausschliessliche Regelung auch soweit, als 
polizeiliche Interessen in Frage kommen, der alleinigen sachlichen 
Ziiständif,'keit der Eisenbahnverwaltunj^ unterworfen ist. Rechtlich 
belanglos ist der IJinstaiid, dass der Babnhofswirt die Eigenschaft eines 
Gastes als Reisenden schwer erkennen kann. 

jS'r. 20. Entseh. dos Kammericerichts in Herlin. 

1. Strafsenat. Vom 12. November 1906. 
(Dm Beeht XI {iW) Nr. 11 8.719. — FrV«rwBl. ZXTIU Mr. W & 66«.) 

Betaiwlbaulomten eiMi den Vereehriflea der Gewerbeerdsisi ileM usterwerfei. 

Automaten sind in den Bahnhöfen zur Bequemlichkeit für das 
reisende Publikum bestunmt und deshalb auch dann, wenn die Eisen- 
bahnverwaltnng den Betrieb der Automaten vertragsmässig anderen 
Unternehmern fiberlassen hat, nach § 6 GewO. den Vorschriften dieses 
Gesetzes entzogen, sofern die Eüsenbahnverwaltung in den ihr zur Ver- 
ffignng stehenden Bäumen die Veranstaltung in ihrer Eigenschaft als 
Eisenbahnuntemehmerin getroffen hat Die Bahnhofsautomaten sind 
also den Vorschriften Uber den Gewerbebetrieb an Sonn- und Festtagen 
nicht unterworfen. Es ist gleichgfiltig, ob sie vor oder hinter den 
Schranken der Bahnsteigsperre aufgestellt, also auch dem nichtreisenden 
Publikum zugftnglich sind. 

Nr. m. Bntselu des iMtrr, KauaiäviuiMuu 
Vom 18. November 1906. 

(Octtflrr. Blieab.>V0rordB.-Bi ZZ (mt) Nr. 16 & M6S.) 

Das Bahnaufsichtspersonal ist berechtigt, bei der Im § 102 EBO. vorgeschriebenen 
Aahaltung von Bahnfrevlern nötigenfalls auch eine angemessene Gewalt anzuwenden. 

Der § 102 EBO. vom lö. November 1851, BGBl. Nr. 1 ex 1852, 

Bg«r, ElMübfthuMhtltelM BoCMhaldaiiaM XXIV. 2 



Digitized by Google 



16 



Butacb. des Deataclieii Heidiagericbts rom 24. November 1906. 



berechtigt, ja verpflichtet geradezu die Angestellten der Bahn, Personen, 
die eine die Sicherheit des Betriebes stöieude oder sie gefährdende 
Handlang bereits verübt haben, in Fällen, wo die Hilfe der Polizei 
(politischen) oder richterlichen Behdrde nicht sogleich bei der Hand 
ist, anzuhalten und der nächsten hierzu kompetenten Behörde zur 
weiteren Behandlung zu ftbergeben. Dass Johann H. den Wenzel N., 
dessen mutwilliges Tun eine Zugentgleisung herbeiffihren konnte, also 
zweifellos den Betrieb gefährdete, anzuhalten und der Behörde anzu- 
zeigen, zu diesem Behufe aber zunächst dessen Identität festzustellen 
berechtigt war, ergibt sich ohne weiteres aus obiger Bestimmung der 
Eisenbahn-Betriebsordnung. Setzte der Knabe dem Versuche, ihn 
festzunehmen und in die Wächterbude zu bringen, physischen 
Widerstand entgegen, so war Johann H. wohl auch diesen 
Widerstand durch angemessene Gewalt zu bezwingen be- 
rechtigt _____ 

Nr. 33. Entsch. d(w Deutschen Keichsaierichts, 
2. Zivilsenat. Vom 24. November 1906. 

(PrBtoMliAteli. 1907 B«ft A 8. lOM.) 
I 25 PrElMiiM. VM 3. NtveniMr 1838. Hapftpfidrt der Elnnbalm ffir das Uatar^ 

fahres vos Vtob. 

Nach § 25 haftet der Eisenbalinuntemehmer für den bei dem Be- 
triebe verursachten Saclistliaden, falls er nicht beweist, dass der 
Schaden anf sclmldiiaftes Verhalten des Geschädigten oder höhere 
Gewalt (RGE. Bd. 19 S. 37) zurückzuflUiren ist. Abweichend von den 
Grundsätzen, welche für die unter das Beichshaftpflichtgesetz fallen- 
den Unfälle znr Anwendung kommen — vgl. Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 53 S. 78 ff. — ist jedoch eine ver- 
hältnismässige Teilung des Schadens, wie sie der vom Vorder- 
ricliter für anwendbar erklärte § 254 Abs. 8 BGB. vorsieht, 
bei Vorliegen des § 25 des preussischen Ei.senbahngesetzos 
niclit zulässig. In diesem Sinne hat das rxeiclisgericlit in seiner 
Entscheidung vom 9. April 1900 (dW. 190ii S. 3H2i in Uebciciii- 
stininiung mit Drnnke in seinem Antsatz nhev: ^Dm Hintluss des 
Ver.scliuldens vmi Angeslellt<'ii des i^escliädiglen anf die Haftung desEisen- 
bahnnnternelnners" (EiscubK. Bd. XXI S. 'J2!, 422) mit überzeugender 
Begründung, anf die liier Bezug genommen wird, erkannt, indem es 
feststellt, dass das prcussische (Jesetz vom 3. November 1838 nur aus 
sich selbst heraus, (»line Het anzieliung anderer gesetzlicher Bestim- 
mungen auszulegen sei. In dem Falle, dass bei Entstehung eines 
Sarliseliadens die Betriebsgefalir und eigenes Verschulden tles Be.«:chä- 
diglen zusamment reifen, hängt demnach nach allgemeinen Rechtsgrund- 
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iiätzen die Kiitsdieidiiiig der Frage, wer den Schaden zu tragen hat, 
davon ab, oh der Eisenbalinltetrieb oder das mitwirkende Verschulden 
die allein zu beriicksichligende „wirkende" oder „ausscblaggebeude" 
Ursache des Tltifalles ist iDronke a. a. 0. S. 421, 422). 

Der Beklagte hat nicht l»es1i itteii, dass das Rind im Eigentum des 
Klägers stand, dass er Ilnterneiinier im Sinne des Eisenbahngesetzes 
ist, und dass das Tier beim Betriebe des Eisenbahn zu Schaden ge- 
kommen is{. Kr kann sich daiier von (b'r Verpflichtung zur Ersatz- 
leistung nur dann befreien, wenn er den ihm nach § 25 des Gesetzes 
obliegenden Entlastungsbeweis führt. Er hat das Vorliegen eines 
äusseren unabweiulliaren Zufalls dandt begründet, dass es für ihn uu- 
niüglich sei, den F.ahukürper an den Uebergängen so zu schützen, dass 
Tiere denselben nicht betreten konnten, denn es bestände stets die 
Möglichkeit, dass sie zu einer Zeit, wo die Schranken geölFnet seien, 
auf die Gleise gelangen köuuten. In Uebereinstimmung mit dem ersten 
Richter hält der erkennende Senat einen nnabwendbaren äusseren 
Zufall, oder höhere Gewalt nicht fflr vorliegend, denn es lag nicht 
ausserhalb des Bereiches des dem Beklagten möglichen, den Unfall 
dnrch geeignete Vorsichtsmassregeln abzuwenden, sei es, dass der 
üebergang dauernd durch einen besonderen Bahnwärteiposten bewacht, 
oder die Strecke vor Durchgang des Zuges von einem Wärter be- 
gangen wäre. Der Unfall ist daher nicht die Folge Ton äosseren, d. h. 
von ausserhalb des Betriebes des Unternehmers einwirkenden Ereig- 
nissen, welche auch durch die äusserste, nach den gegebenen Umständen 
gebotene Vorsicht und dnrch alle yernttnftigerweise dem Unter- 
nehmer zuzumutenden Vorkehrungen weder abzuwenden noch in 
ihren Folgen unschädlich zu machen sind (RGE. Bd. 21 S. 13 ff.). 

In bezng auf den Einwand des eigenen Verschuldens des Beschä- 
digten hat der Beklagte angefahrt, der Kläger habe seine Weide nicht 
ordnungsgemäss eingefriedigt und dadurch das Entkommen der Tiere 
aus derselben ermCgliclit, und er habe es auch an der erforderlichen 
Sorgfalt insofern fehlen lassen, als er die Tiere ohne Aufsicht gelassen 
und infolgedessen ihr Entweichen ans seiner Weide nicht bemerkt habe. 
Den Beweis, dass die Weide des Klägers mangelhaft gesichert gewesen 
sei, hat der Beklagte nicht erbracht. Wie den Tieren das Entweichen 
ermöglicht ist, hat er nicht aufgeklärt; darin, dass die blosse Tatsache 
des Entweichens ihn des Nachweises eines Verschuldens des Klägers 
überhebe, ist ihm nicht beizustimmen. 

Selbst wenn aber in dem erwähnten Verhalten des Klägers ein 
mit dem Unfall im ursäelilichen Zusammenhang stehendes Verschulden 
zu erblicken wäre, oder durch von Amts wegen zu erhebende Sachver- 
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Ständigellbeweise besondere, ein solclies Veiscliiildeii na(li\vei>t ii(le Um- 
stände ermittelt wlirden. wäre der iieklagte als tur die Fo]f;;en des 
Unfalls haftbar anzusehen. Zwar ist dem Beklagten, wenngleich täglich etwa 
80 Züge die Bahnstrecke befahren, nicht als die Betriebsgeiahr ver- 
grö-sseriides Verschulden anzurechnen, dass er einen besundereii Wärter 
an dem Bahniibergang . wo etwa das getötete Jiiiid den Bahnkörper 
betreten haben soll, nicht aufgestellt hat. Eine Ueberwachung aller 
Uebergänge ist, wenngleich ihre Möglichkeit das Vorliegen höherer 
Gewalt ausschliesät, praktisch so schwer durchführbar, dass ihre 
Unterlassung nicht als eine schuldhafte anzusehen ist. Aus dem Grunde, 
wie der EäseDbahnbetrieb derartige ihm eigentumliche, praktisch kaum 
yermeidbare Gefahren mit sich bringt, ist aber die besondere Haftang 
des Unternehmers für angerichteten Schaden festgestellt. Jedoch auch 
ohne Hinzukommen besonderen Verschuldens des Beklagten ist ab- 
weichend von der in der Yorentscheidnng vertretenen Ansicht die 
Betriebsgefahr als die den Unfall hanptsilchlich herbeiführende, die 
„wirkende*' Ursache desselben anzusehen. Ohne den Betrieb drohte 
frei herumlaufendem Vieh in der dortigen Gegend kaum eine emstliche 
Gefahr; nur die dem Eisenbahnbetriebe eigene Geschwindigkeit und 
Schwere des Zuges, sowie die durch die Schienengleise festgelegte 
Richtung der Bewegung bilden die Ursache, dass das getötete Tier 
dem Zuge nicht auszuweichen vermochte, sondern unter ihn geilet Im 
Vergleiche zu dieser durch den Eisenbahnbetrieb herbeigeführten Gefahr 
wQrde ein etwaiges mitwirkendes Verschulden des Klägers bei der 
Unterbringung und Beaufsichtigung seiner Tiere soweit zurttcktreten, 
dass die Betriebsgefahr als die wahre Ursache des Unfalles anzu- 
sehen wfti'e. 



Kr, Entseh. des Preuss. Verwaltuiiirsserlehtshofes. 

4. Senat. Vom 29. November 1906. 

(PrVprwBI. .XXVUI H907j Nr. 2f. ». «9r>. - PrKiscnli An h. 1907 S. 1030.) 

Die formelle Voraussetzung zur Inansprudinahnie eines Weges für den öffeatllohen Ver- 
kehr iet eohe« § egekeii, wem JenNMil ein de OefTenWehkelt aaeecMieeeeadea ReoM ait- 

driickllch behauptet; ein tatsächlicher den öfTentllclien Verliehr hindemier Eingriff iet 
nicht erforderlich. Die den Eisenbahnbehörden unterstehenden Zufuhrwege zu den Bahn- 
höfen und sonstigen Eisenbahnanlagen sind keine öffentlichen Wege im Sinne des Wegerechts. 

Der Gei'iclitsliof luit in «rleiehbleiben^b r Kerhtspreclmng die Jn- 

anspruebnahme sclion dann als licreclitifjft aii|:;e.seben , wenn jemand ein 

die Oetb'ntlicbkeit besidiräiikeiules Recbt an» We^e auch nur au.sdi iick- 

lirli beliau^it ct. I)t'iin sriimi (Uese Tat-sachc allt'in le<rt dii' P.*'ITii'('h- 

tung iiabf, (bi?^.s künftig auf «irund »'iiu-s s(»lrlien iMliaiii'tcit-n {»'icht.s 

der Verkehr auf dem Weg gestört werden könne, und die Wegepulizei- 
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behOrde ist unbedenklich befugt, solchen Störungen durch ihre Anord- 
nungen vorzubeugen (vgl. Urteil d. OVG. vom 1. März 1900, Entsch. 
Bd. XXXVII S. 223). Mit diesen Qnmdsätseii steht auch die vom 
BezirksaassehiiBs herangezogene Entsebeidong des Gerichtshofes vom 
4. Dezember 1891 (PrVerwBl. Jahrg XIII S. 271) nicht In Widersprach. 
Denn hier handelte es sich dämm, dass es an einer bestimmten ein- 
seinen Person, an die die Inanspruchnabmeverf&gnng gerichtet war, 
fehlte, indem die WegepolizeibehOrde nnr mittels Aashangs an der 
Amtsstelle sowie dordi Bekanntmachang im Amtsblatt nnd in ver- 
schiedenen Zeitungen znr Öffentlichen Kenntnis gebracht hatte, dass sie 
einen bestimmten Weg Ar den öffentlichen Verkehr in Anspruch nehme. 
Dieser Mangel der bestimmten einzelnen Person, an welche die Inan- 
sprachnahmeverfttgnng gerichtet war, nahm ihr den polizeilichen 
Charakter und, wenn es in der Entscheidung dann weiter hiess, dass 
eine wegepolizeilicho Anordnung, welche die Inansprachnahme eines 
Weges f&r den Öffentlichen Verkehr betreffe, nur ans Anlass eines be- 
stimmten konkreten Falles ergehen könne, so war hierbei kein Zweifel 
darttber gelassen, dass neben dem tatsächlichen Eingriff in den Bestand 
des Weges auch die ausdrückliche Beliauptung des ausschliesslichen 
Eigentums oder eines die OefFentlichkeit beschränkenden Rechts genQgo, 
um das Einschreiten der VVegepolizeibehörde gemäss § 56 Abs. 1 des 
Zttständigkeitsgesetzes vom 1. August 1683 zu rechtfertigen. Im vor- 
liegenden Fälle hatte nun die Eisenbahndirektion wiederholt den 
stadtischen Behörden gcgeni'iber ihr ausschliessliches Eigentumsrecht an 
dem Wege behauptet; die Voraussetzung für dessen Inanspruchnahme 
für den öffentlichen Verkehr la^ mithin vor, und dies ist mit Unrecht 
vom Bezirksansschuss verneint worden. 

Tu der Sache hat jedoch der Bezirksausschuss reiht, wenn er die 
Widmung des zweifellos durch die Rheinische Eisen! tahngesellschaft 
von dem (Gutsbesitzer W. als nnbescliriinktes Eigeiitiiiii erworbenen 
Weges für den ööentliclieii Verkehr sowohl bei Anlage der Haltestelle 
als später nicht anerkannt hat. Es ist zutreffend, dass dem von der 
Eisenbahnverwaltung im Jahre 18G3 angelegten Wege damals die 
Eigenschaft der Oeffentliclikeit nur durch eine dahin gehende Bestim- 
mung der Landespolizeibehörde unter Zustimmung des Ministers für 
Handel und Gewerbe verliehen werden konnte, jedoch in dieser Weise 
nicht verliehen worden ist. Die Rheinische Eisenbahngesellschaft selbst 
hat auch nicht die Absicht gehabt, den Weg zu einem öffentlichen zu 
machen. Dies erjjibt sieh klar aus dem mit W. geschlossenen Vertra<jfe, 
wonach dem letzteren ein Mitbenutzungsrecht an dem Wege eingeiäumt 
worden ist, was nicht erforderlich gewesen wäre, wenn der Weg bereits 
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öffentlich war. Ebensowenig verleiht ihm die Bestimmung als Zufulir- 
weg die OeffentUcbkeit. Allerdings sind diese Art Wege in gewissem 
Sinne Öffentliche Strassen, indem sie tatsftchlicb dem Verkebr des 
Publikums nach dem Bahnhof dienen. Gleichwohl sind sie keine öffent- 
lichen Wege im Sinne des Wegerechts und nntersteben, wie die Eisen- 
bahnanlage selbst, den EisenbahnbehOrden (ürteil des OVO. vom 8. Mai 
1884, Entsch. Bd. X 8. 217). 



Nr. 34. Entsch. des Kammergcriehts in Berlin, 
1. Strafsenat. Vom 29. November 1906. 

(ZcAtMbr. f. Kl«liib. Jahrg. 14 Halt 7 S. B16.) 
PilliihrtrardsiMflM, tfe tu Askringen vm RcklmeuzeiiM an «tor in StrtMMbahn- 
«•Itn VM «iMr ErtaMbilt ier PiNitivtrwalbmg abMiiigHi MMkM, 9M rtdilMnilltig. 

Die Vorschrift der beiden Polizeiverordnnngenf dass Reklamean- 
zeigen oder Anzeigen in oder an den Wagen der Strassenbahn ohne 
polizeiliche Erlaubnis nicht angebracht werden dfirfen, fiUU unter den 
im § 43 Abs. 1 der HGewO. vorgesehenen Tatbestand, enthalt aber auch 
zugleich eine Ausdehnung nnd Erweiterung dieses Tatbestandes. 

Anzeigen oder Reklameanzeigen sind Belcanntmachungen oder 
Plakate. Die Anbringung derselben in oder an den Wagen der 
Strassenbalin kann auch in der Form des Anheftens und Anscblagens 
erfolgen. Das Anheften und Anschlagen in und an den Wagen der 
Strassenbahn stellt sich aber als ein Anheften und Auschlagou an 
einem öffentlichen Orte dar, da das Innere der Wagen der Strassen- 
bahn ein für jedermann zugänglicher Raum ist und die Aussenwände 
der sich durch die öffciitli<;heQ Straisseu bewegenden Wagen dem 
Strassenpublikuni sichtl)ar sind. 

Da die Pulizeiverurdiuingen aber tla.s Anbringen von Anzeigen von 
einer polizeilii-lien Ei buibnis abhängig niiu heii. und das Anliringen mehr 
umfasst als das Anheften und Anschlagen, so erweitern sie den in dem 
§ 10 a. a. O. und § 43 Abs. 1 der RGewO. also durch gesetzliclic Vor- 
sciiriften geregelten Tatbestand in unzulässiger Weise und setzen sich 
sonach mit diesen gesetzlichen Vurschriften in Widersi)iuch. Aus 
diesem Grunde entbehren sie nach § 15 des Polizeiverwaltungsgesetzes 
vom 11. März 1850 der gesetzlichen (liiltigkeit. 

Es war nun noch zu prüfen, ob etwa der Angeklagte durch sein 
Verhalten gegen den § 10 des (Gesetzes vom 12. Mai 1851 Verstössen 
hat und auf <irund des ^ 11 dieses (lesetzes zu bestrafen war. 

Dass der Tatbestand des ^ 10 gegeben ist, kann jedoch nicht an- 
erkannt werden. 

Das Anheften oder Anschlagen einer Bekanntmachung hat zur 



Dlgitized by Google 



Bntadi. im Prenw. Obemrwaltaiigsgeridito vom 90. November 1906. 



23 



Voraussetzung, dass ein Gegenstand, auf dem sich dit^ BekanntmachuDg 
1k findet, auf einen andereu Gegenstand auf irgend eine Weise be- 
festigt wird. 

Ein Anheften oder Anschlagen liegt dann nicht vor, wenn z. B. 
an einen an der ütt'entlichen Strasse befindlichen Gegenstand, wie an 
eine Wand oder Mauer, etwas mit Farbe oder Kreide angeschrieben 
wird 

Die von dem Angeklagten angebrachten Reklameinschriften waren 
auf Glasscheiben eingeätzt. Diese Glasscheiben sind als Fensterscheiben 
in die Wagen der Strassenbahn eingesetzt worden. Es sind also nur 
die Fenster.'^cheibeii als ein nulweiidigei- Hestandteil des Wagens an 
diesem üiigebracht worden, es sind aber nicht die durch Einätzen auf 
den S( heiben hervorgerufenen Inscbrifteu als Bekanntmachungen au 
dem Wagen befestigt worden. 

Nr. 95. Entseh. des Prenss. OberrenrtltiingsgeriehtB. 

2. Senat. Vom 30. November 1906. 

(Entach. d. OVO. Bd. 49 S. 147.) 

§ 24 lit. c u. d Preuss. KommAbgG. Ein für den Kaiser und den Kaiserlichen Hof be- 
stinnte« Gebäude auf dem Bahnhof einer Eisenbahn ist Icein zu einem öffentlichen 
W ea rt e fce all ww tM flebiwü md daher von der fiemeindegrundeteuer «loht befreit. 

Wenn der Vorderrichter aus der unstreitigen Tatsache, dass der 
Kaiserpavillon den Allerhöchsten und Höchsten Herrschalten bei der 
Benutzung der £i.senbahn als Aufeuthalts- und Warteraum dient, 
folgert, dass er dem Transportgewerbe der Eisenbahn dient, so ist 
darin ein Bechtsbrtnm nicht zu finden. Es ist zwar richtig, dass sich 
der Eaiserpavillon wie anch die sogenannten Fhrstenzimmer anf den 
Bahnhofen von den sonstigen Wai*ter&nmen dadurch unterscheidet, 
dass er nur den Allerhöchsten und Höchsten Herrschaften offensteht 
und in ihm kein Restanrationsbetrieb stattfindet. Die daraus von dem 
Kläger gezogene Folgerung aber ist unrichtig. Anch die ftbrigen 
Warterftume sind nach Klassen eingeteilt und dttrfen nicht von jeder- 
mann benutzt werden. Wenn also die Eisenbahnverwaltung für die 
Allerhöchsten und Höchsten Herrschaften einen besonderen Baum zur 
ausschliesslichen Benutzung zur Verfttgnng stellt, so erfttllt sie damit 
nur eine Aufgabe, die ihr als Transportunternehmerin nach den be- 
sonderen VerhUtnissen der betrelTenden Station gegenüber einer be- 
stimmten Klasse von Reisenden obliegt. Dass in dem KaiserpaviOon 
kein Restanrationsbetrieb stattfindet, ist ohne Bedeutung. Auch die 
Wartesäle fttr die Übrigen Reisenden dienen dem Transportgewerbe 
nicht deshalb, weil in ihnen ein Restaurationsbetrieb stattfindet, sondern 
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weil sie zam yoiHbergeheiuleu Aufenthalte für die Keiseudeu beslimmt 
sind und damit zu denjenigen Einrichtungen gehören, die zum Betriebe 
des Eisenbalinunternelmiers im Interesse des Pablikums notwendig sind. 
Sie würden der Gebäudestuiier auch uuterliegeu, wenn mit ihnen ein 
Restaurationsbetrieb nicht verbunden wäre. Ebensowenig kommt in 
Betraclit, dass der Eisenbahnverwaltung aus dem Kaiserpavillon keine 
besonderen Einnahmen erwachsen. Auch die Wartesäle sind als solche 
für die Eisenbahnverwaltinif!: keine besondere Einnahmequelle. Ein- 
nahmen erwachsen der Eisenbahuverwaltiing nur durcli die V'erpaclitung 
des Kestaurationsbetriebs in den Warlesälen. Mit einem zum öllent- 
lichcn Dienste bestimmten Gebäude kann liier auch nicht deshalb 
gerechnet werden, weil der Kaiserpavillon zuglcicli Rei»i;isentations- 
zwecken dient. Sein Hauptzweck ist es keinesfalls, zur Repräsentation 
benutzt zu werden. Für die .^nwendunj^: des § 24 lit. c a. a. O. ist 
aber nur die Hauptbestiiiimung des Gebäudes ent.scheidend, und deshalb 
ist es unerheblich, ob der in der Hauptsache dem Transportgewerbe 
der Eisenbahn dienende Kaiserpavillon nebenbei aucli Repräsentations- 
zwecken dient. Scliliesslicii ist auch nicht entscheidend, dass der 
Kaiserpavillon nicht ineiir zur staatlichen Uruud- und (-Jebändesteuer 
veranlagt ist. Die Gemeinde F. erhebt eine besondere Genieindegrund- 
steuer nach dem gemeinen Werte der Grundstücke, ist also an die 
staatliche Veranlagung nicht gebunden. 



Nr. 36. Entsch. to Beilrksgerlekts für Handelssachen in Wien. 

Vom 27. Dezember 1906. 

(Allgem. Tmitf.Au. XZTI (1M7) Nr. M 8. 481.) 

Haftung der Eisenbahn für LieferfHstiiberschrsitllf nach Massgabe des Tagesstempels 
der Abfertigungsstelle. Bei Berechnung der zu ersetzenden Frachtquote ist von der 
reinen Fracht vorerst der Betrag einer erstatteten Refaktie abzuziehen. Verzugs- 
zinsen von dem Entschädigungsbetrage 87 BetrRgl.) laufen vom Tage des Anbringens 

ier Rckluiatlm. 

Nach I 68 (4) BetrRgl. beginnt die Lieferfrist mit der auf die 
Annahme des Gutes nebst Frachtbrief folgenden Mittemacht. Wann 
die Annahme des Gutes nebst Frachtbrief als erfolgt anzusehen sei, 
irird durch § 54 (1) BetrRgl. bestimmt. Da weiter § 54 (3) BetrRgl. 
noch ausdrücklich bestimmt, dass der mit dem Stempel versehene 
Frachtbrief als Beweis für den Frachtvertrag dient; da femer dem 
Frachtbriefe der Tagesstempel der AbfertignngssteUe, der Station Ettrt, 
vom 14. August 1905 beigedruckt erscheint, da endlich, wie oben aus- 
geführt, der von der Beklagten unternommene Gegenbeweis, dass das 
zu befördernde Gut am 14. Angn.st 1905 noch gar nicht vollständig 
zugeführt worden sei, die Annahme also gar nicht am selben Tage er- 
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folgt sein könne, nicht als gelungen augesehen werden kann: so mnss 
anf QrvatA der reglementarischen Bestimmungen gegen die Eisenhahn 
als feststehend angenommen werden, dass nicht bloss der Frachtbrief, — 
was nicht bestritten ist, — sondern aach das Gnt bereits am 14. August 
1905 von der Balm zur Beförderung angenommen wurde. § 63 (4) 
BetrBgl. greift allerdings im Falle des § 55 (3) BetrRgl. nicht Platz. 
Dass aber diese Annahme vorliege, wurde seitens der Beklagten gar 
nicht behauptet Diese Ausnahme setzt eine bestimmte Vereinbarung 
zwischen der EUsenbahn und dem Absender voraus, und zwar muss das 
Einyerstftndnis des Absenders auf dem Frachtbriefe erklftrt, auf dem 
Frachtbriefduplikate wiederholt sein. Diese beiden Urkunden ent- 
halten aber keine derartige Erklärung des Einverst&ndnisses des 
Absenden. 

Es liegt somit eine SVttägige Uebcrschreitung der Lieferfrist vor, 

welche zum Ansprüche von vier Zehntel der Fracht berechtigt. Nach 
Ansicht des Gerichtshofes ist jedoch von der Fracht vorerst die rück- 
vergutete Mühlenrefaktie in Abzug zu bringen. Denn die Refaktie ist 
nichts anderes als eine im Rückvergiitungswege realisierte Fracht- 
begfiostigung. Wurde die Refaktie tatsächlich ausbezahlt, dann ist 
eben die Fracht um ihren Betrag gekürzt. Die wirkliche Fracht betrug 
demnach im vorliegenden Falle 238.15 K (das ist 268 K — 29.85 K). Der 
von diesem Betrag:e zu berechnende vier Zehntelteil macht mithin 
95.26 K aus. Mit dem Mehranspruche war das Klagebegehren ab- 
zuweisen. 

Was die beansprucliten Verzuo:szinsen betriftt, so konnte das 
Gericht nicht der Ansicht der Beklagten beii>flichten, dass dieselben 
erst vom Tage der Reklamationserltdifrung gebühren; denn der An- 
spruch bestand schon am Tage der KrliclHuig der Keklamation. und war 
daher der Kläger l)erechtigt, schon von tlit si.'iii Tage an Verziigsziiiseu 
zu begehren, da dieser einem Verscliulden entspringende Ersalzauspruch 
mit seiner Erhebung auch fällig war. 



Nr. 27. Eiitseh. des Oberlandesjrerlehts K<51ii. 
4. Zivilsenat. Vom 28. Dezember 1906. 

(Bayr Verk Hl. XXIII 1307! Nr !• s 192) 

S I HaftpflG. Haftpflicht der Eisenbahn für Unfälle durch Herahfallen von Gepäck- 

ttficken ans den GepSoknetzen. 

Mit Recht nimmt der Vorderrichter an, dass gerade die bestim- 

mungsgemässe Beförderung von Personen immer zu dem Betriebe der 

Bahn gehört, und dieselbe daher für einen dadurch herbeigeführten 

Unfall ersatzpflichtig ist, weun der Unternehmer nicht nachweist, dass 
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der Unfall dnrch höhere Gewalt oder eigenes VerschaldeD des Verletzten 
entstanden ist. Beklagte bemft sieh darauf, dass eine dritte Person, 
der das Gepftekstttek nicht gehörte, dasselbe in das Gepäcknetz Aber 
den Sitz der Elftgerin gelegt habe, nnd zwar ordnungswidrig, darin sei 
höhere Gewalt zu erblicken. Diese Auffassung ist reehtsirrig. Nur 
dann wftrde höhere Gewalt vorliegen, wenn der Unfall auf ein Ereig- 
nis znr&ckzttf Ohren ist, welches derartig ungewöhnlich ist, dass der 
Unternehmer mit desseu Vorkommen nicht rechnen konnte. Untei^bens 
handelt es sich um ein Ereignis, welches mit einer gewissen Häafigkeit 
bei dem Betriebe einer Eisenbahn vorzukommen pflegt. Es ist eine 
allbekannte, auch in den Naturgesetzen begründete Tatsache, dass die 
in die Netze der Abteile gelegten Gepäckstücke durch das Schütteln 
der Wagen leicht das Gleichgewicht verlieren und dann herabstürzen. 
Diese Gefahr besteht besonders dann, wenn Gepäckstücke nnordentlich 
in die Netze p^degt werden. Die Bahnverwaltung, der nicht unbekannt 
sein kann, dass Reisegepäck nicht selten aus dem Netze herausfällt, nnd 
dass es von den mit den Gefahren des Betriebes nicht vertrauten Reisenden 
bei der Hast, die der Betrieb mit sich brin^^t, häufig unordentlich in 
die Netze gelegt wird, kann sicli von ilirer Haft-pflicht nicht dadurch 
befreien, dass sie sich anf die Bestininumgen der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung beruft, wonach das Zugpersonal lediglich bei echt i*,^t, aber nicht 
verpflichtet ist. (grössere zur Mitnahme in die Wagenabteilc- ungeeign(!t 
erscheinende Gegenstände zurückzuweisen, nml wonach der Reiseude 
nur den iiber und unter seinem Platz befindlichen Raum fiir Unter- 
bringunjr seines Handgepäckes benutzen darf. Diese letztere Bestininiiiiiir 
ist nicht geeignet, die Gefalii der Verletzung der Reisenden durch aus 
den Netzen herabfallende f Jepäckstücke zu beseitigen, denn einmal sind 
keine geeigneten Vorrichtungen getrutfen, dass diese Bestimmung zur 
Kenntnis jedes Reisenden kommt, und sodann bringt die auch bei den 
Reisenden herrschende Hast es mit sich, dass die Bestimmung häufig 
unbeachtet bleibt. Für die Haftpflicht der Beklagten ist unerheblich, 
ob das Ge[täckstück ordnungsgemäss in das Netz gelegt worden war 
oder nicht, denn wie ausgeführt, ist die Einrichtung eiues Gepäcknetzes 
über dem Kopf des Reisenden infolge der Eigentümlichkeit des Be- 
triebes auf einer Eisenbahn stets mit der Gefahr eines die Reisenden 
verletzenden Herabfallens verbunden. Insbesondere vermag die Bahn- 
Verwaltung infolge des anf einer Bahn herrschenden Massenverkdires 
nach der eigenen Darstellung der Beklagten es nicht zu verhindern, 
dass ein Beisender während der Fahrt ein Gepäckstück ordnungswidrig 
in ein Netz legt. Die Beklagte ist in der Lage, diese Gefahr 
ganz zu beseitigen, indem sie den Beisenden genSgenden Raum 



Dlgitized by Google 



• 

EntMb. des Deutschen Beiehsgeridita Tom 2. Januar 1907. 



27 



Zill Uiiterbrin^nuig ilnes in den Abteil niitgenomniencn Gepäcks ge- 
währt, oder das Mituelmieu des Gepäcks in die Abteile übeiliaupt 
untersagt. 

Nr. 28. Kutsch, des Deiitselieii lU ichsgerichts. 
5. Strafsenat. Vom 2. Januar 1907. 

(Zeltaehr. f. Raohtipa. L Bayen Juhrg. tVr.tS. It6.) 

8 222 StGB. Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Fahrlässigkeit und Tod liegt 
iiM NlcM vtr, wem dar TrankabakilMh«', wslobir varMktnUloh tfl« FahrfcwrM bei 
Verlasaen des Wagens ttMkM ÜMt, den hiermit vertrauten Schaffner ersucht bat, dl« 
IbiirM abnxldiM, iu4 dlmr dirob ItoiMoMoMiohlMit hiarbel verynglOokt Itt 

Die Feststellong des arsächlicben Zasammenhaoges des Todes des 
Tramlmhiischaffliers B. mit der allein in Betracht kommenden Fahr- 
lässigkeit des Angeklagten — eines Trambahnkntschers, — nftmlich 
dem pflichtwidrigen Steckenlassen der Fahrknrbel bei dem Verlassen 
des Wagens, ist zu beanstanden. Der Angeklagte bat diese 
pflichtwidrige Versäumnis bald nach dem Verlassen des Wagens 
bemeiiLt, bevor sie eine schlimme Folge gehabt hatte, und das Ver- 
säumte nachzuholen versucht, indem er den Bediensteten, die den 
Wagen übernommen liatten und zu flenen auch B. gehörte, zurief: 
„Zieht doch die Fahrkurbel ab". B., der Fachmann war und sclion 
seit 25 Jahren im Dienste der Strassenbahn stand, kam der Auffor- 
derung nach, hantierte aber so ungeschickt und unrichtig, dass der 
seiner Absicht entgegengesetzte Erfolg eintrat und seinen Tod herbei- 
führte. Hätte er die Kurbel ordnungsmässig abgezogen, wäre dieser 
schädif^ende Erfolg nicht eingetreten. Bei dieser Sachlage hätte der 
Erstrichter prüfen niiissen, ob nicht B. vermöge seiner Fachkenntnis 
und Dienstesstellung berufen war. die versehentlich stecken gebliebene 
Kurbel abzuzielicn, ob nicht der Angeklagte bei seinem Zurufe davon 
ausgehen konnte und ausging — m. a. W , ob er den B. nicht als sein 
Werkzeug bei der Xachholnng de.s Versäumten benutzen durfte und 
benulzt hat und ob daher nicht der Fall ebenso zu beurteilen ist, als 
ob der Angeklagte selbst vor tlem Eintritt einer schädlichen Folge das 
Versäumte derart nachgeliolf hätte, da.^s sein Verschulden mit jenem 
von B. beaciiteten Zurut beseitigt uml l'iir den Unfall lediglich das 
Verhalten des B. als seines Stellvertreters kausal war. Sollte eine 
Feststellung in diesem Sinne getrott'en werden, so würde des § 222 
StGB, keine Anwendung iindeu können. 
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EuUcb. des Oesterr. Obersten (ieiichtdiofet Tom 4. Jauuar 1907. 



»• 'id. Eutscli. des Orstn-r. Obigsten Ciiericlltsliofes. 

Vom 4. Januar 1907. 

lOcsterr. Elsonb.-Vcrordn -Bl. XX (1907) Nr 77 S 

Wird zufolge eines Eisenbahnbaues die Umlegung einer bestehenden Weganlage vor- 
genommen und ergibt sich daraus für die Anrainer des bestandenen Weges der Ent- 
gang tatsiolllolier VwrMto, wte bequeme Virktadung, reger Verkehr etc., e« kafitt 
die EleenbabiuterneliMea, welobe eine eattpreeheide Ereatikeniiimlkatlon heriMteUt 

tat, fir dea Eatgtng dteeer Vorteile alelii 

Es kann hier bloss ein indirekter Eingriff in die Interessensphäre 
der kiftgerischen Partei vorliegen, keineswegs aber in ilire Rechtssph&re, 
und diesen Eingriff mass sich die kl&gerische Partei nach dem Wort- 
laute des Gesetzes schon ans Gründen der Billigkeit nnd der Gleichheit 
vor dem Gesetze gefallen lassen, da ihr gewiss auch kaum beifallen 
wftrde, im entgegengesetzten Falle, wenn ihr n&mlich die Veränderung 
des alten Znstandes einen materiellen Gewinn brächte, diesen Gewinn 
der beklagten Bahn znr Verfttgnng zn stellen. Im gegenwärtigen Falle 
handelt es sich also nnr darum, ob die Bahn, wenn ein Kansal> 
Zusammenhang vorliegt, auch dann einen Ersatz leisten soll, sobald ein 
Nachbar praktischer Vorteile verlustig wird, die er bisher durch die 
Gunst der Verhältnisse genoss, auf deren weiteren Genuss ihm aber 
kein Rechtstitel zusteht, und da kann nur darauf hingewiesen werden, 
dass die klägerische Partei keinen Ei'satz verlangen kann für den Ver- 
lust eines faktischen Vorteiles, der in dem Bezüge höherer Mietzinse 
oder in der intensiveren Ausnützung ihres Besitzes beruht, da sie 
selbst, bzw. ihre Vorgänger für die Erlangung dieser Vorteile seinerzeit 
keine Entschädigung geleistet hat. Ein Ersatz kann um so weniger an- 
gesprochen werden, da die klägeri.sciie Partei in allen Beschwerde- 
punkten, welclie in dem Proze.sse behandelt wurden, kein privates 
Recht darr^etan hat. das ihr ge^en die geklagte Bahn in der Richtung 
zustellen würde, dass der <tatns (iiiu ante bewalirt werden miisste. Die 
Entscheidung der gegenstiindlichen Frag:e im Sinne des Hegehrens der 
klägerischen Partei würde eine Entwickelnng der Eisenbahnen geradezu 
unmöglich niaclien, da einerseits die Ansprüche gegen die Bahn aus 
derartigen VerhalLnisst-ii sich ins unendliche steigern würden und nirgends 
ein Ende iiätten, anderseits jedoch dieselbe Bahn für solche unzählige 
Vorteile, welclie dritten Per.sonen aus der Anlage und dem Betriebe 
der Bahn erwachsen, kein Entgelt verlangen kann, was gewiss der 
Billigkeit nicht entspräche. 
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Nr. 80. £ntji('h. dos Deutsclu'n Hoichsgeriehto. 

Vom 1 r>. .Tfiiiuar 1907. 

(PrKiseubArcb. I9ü7 Uelt 4 S 1021.) 

Die BefireiiiitvorMlirift des § 4 Abt. I Buchst, e LStG. ist uf V«rtri|e ■icht m- 
«•Mtar, Im iMM Grunittfloka it« ElsmMmcni ntokt an dea EattlgMiiftberecIl* 

tigten, sondern an einen Dritten veräussert werden. Hieran ändert auch der Umstald 
nichts, dass die Verkaufer nach Inhalt der Verträge verpflichtet sind, auf Verlangen 
des Käufers die Auflassung unmittelbar an den Enteignungsbereohtigten zu erteilen. 

Die Parteien streiten /.iiuiicli.st darüber, ob die Klägerin zu den 
an der Enteif^imng „Beteiligten" im Sinne (lie.s*'r Vorschrift geliört. 
Einer Entsclieidiing hierüber bedarf es aber nicht. Denn selbst wenn 
man mit der Klägerin die Bedeutung des Wortes „Beteili^:te" im 
weitesten Sinne nimmt und die Klägerin als an der Enteignung beteiligt 
deslialb ansieht, weil das Enteignungsunterneiimen auch das Gebiet der 
Klägerin trifft (vgl. § 19 Abs. 2 Satz 2 nnd § 25 des preussischen Ent- 
eignuugsgesetzes Yom 11. Juni 1874 und Entscheidang des Reichsgerichts 
vom 2b. April 1891 Bd. 28 S. 263), so scheitert doch die Anwendung 
(ler Befreinugsvorschrift auf die in Frage stehenden Vertragsarknnden 
daran, dass deren Gegenstand nicht eine Bedtzverftndening ist, der • 
sich za nntei'werfen fOr die Vertragsparteien oder irgend einen anderen 
Interessenten eine gesetzliche Yerpflichtang bestand. ESne solche 
Pflicht bestand zwar für die durch das Enteignangsantemehmen be- 
troffenen GrundeigentOmer gegenüber dem Eisenbahnfiskns, da 
diesem das Enteignnngsrecht verliehen worden war, der Eisenbahnflskns 
ist aber beim Afaschlnsse der znr Steuer herangezogenen Vertrftge nicht 
beteiligt Diese sind zwischen dem einzehien Gitindeigentftmer als 
aVerkänfer" nnd dem Magistrat in N. als .Känfer" geschlossen. 

Geht man aber anch davon ans, dass die von der Klflgerin ge- 
schlossenen YertrSge lediglich dem Enteignnngsantemehmen dienen 
sollten nnd gedient haben, so ist doch weder ans dem Wortlaut des 
Gesetzes noch ans seiner Entstehungsgeschichte ein Grund dafir zu 
entnehmen, dass die Stempelfreiheit anch den die Ausführung des Bhit- 
eignnngsnntemehmens vorbereitenden Vertrfigen dann zugute kommen 
sollte, wenn sie das Recht zum Eigentumserwerb für einen anderen 
als den zur Enteignung Berechtigten begründen. Wenn auch, wie der 
Revision zugegeben ist, das wirtschaftliche Endziel der Verträge, 
soweit dabei die Absicht des Käufers in Betracht kommt, darin be- 
stand, dem in der Enteignungsorder bezeichnete Unternehmer das 
Eigentum zu übertragen, so steht doch keineswegs fest, dass auch die 
Verkäufer an der Erreichung dieses Zieles ein solches Interesse hatten 
und dass diese Erreichung zu einem Element ihres Vertragswillens 
wurde, sie al80 den Vertrag als uiclit geschlossen ansehen wollten, 
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wenn er nicht zur Ueberei<rnmifr an den Fiskus tuiirte. Kntsclieidend 
aber für die Frage der StenipelbetVeiung^ ist nicht der wirtschaftliche 
Zweck, sondern die rechtliche Natur des Vertrages. 

Nr* 31. Entsdi. des Oesterr. Temaltniigsgerielitshofes. 

Vom 19. Janaar 1907. 

(Oesterr. Elsenb.-Vorordn.-BI. XX (1907) Nr 35 8. 105S.) 

Reobtoohirakter der der Oesterreich. Nordwestbahn konzessionsmässig flmrlllNiM 
dreissigjährigen Steuerbefreiung. Anfangstermin derselben. 

I. Die in § 17 der Kunzession.surkunde vom 25. Juni 1870, RGBl. 
Nr. 109, fiir das sogenannte Ergiuizun^snetz der k. k. priv. Oe.^terr. Nord- 
westbahn gewahrte dreissigjälirige iStenerltuireiuiig ist eine subjektive, 
den urspriinglirli(*n Kouzes.sionären, bezw. deren Keciitsnaehfulgeni 
eingeräumte Begünstigung, nicht aber ein objektives, den diese.s 
Bahunetz bildenden einzelnen Bahnlinien adhärenles Stcueiprivileg. 

II. Als Antangstermin für die Berechnung der dreissigjiilirigen 
Steuerbefreiung ist nicht erst der Tag der Betriebsei rdrnung auf der 
letzterüf fnet en Linie, sondern schon der Zeitpunkt dt^r Betriebser- 
oifuuug auf der ersten, dem Verkehre Ubeigebenen Linie anzusehen. 

Nr. 32. Entsch. des Deutschen Reichsgerichte. 
6. Zivilsenat. Vom 21. Janaar 1907. 

Zoifsriir f Rechtapfl. I. Bayern JahrR. 8 Nr 9 S 19S 

$ 1 RHaftpflG. Ein Uafall infolge Schlaftrunkenheit beruht nicht anf MHierer Gewalt. 

Die Ausführungen der Revision finden keine Stütze in der Recht- 
sprechung des erkennenden Senat.s. Dieser liat stets daran festgehalten, 
dass diejenigen Unfälle nicht als Folgen einer höheren Gewalt gelten 
können, die ihre Ursache in dei mit der Art des Betriebs unnjittelbar 
zusammenhängenden Gefahr haben (vgl. Entsch. Bd. 54 S. 404). Denn 
die Haftung für diese (Tcfahren ist eben vom Gesetze dem Unternehmer 
auferlegt. Nun bringt der Betrieb einer Strassenbalin in den belebten 
Stra.^sen einer Stadt notwendig die Gefahr mit sich, da.^s in der Stra.sse 
vorkehrende Personen überfahren werden. Auf diese Getalir ist der 
Unfall zuri'ickzufiiliren. Die durch die iSclilaftrunkenlieit bewirkte 
vorübergehende l^ewusstlosigkeit des Verletzten ist mithin nicht ein 
von aussen in den Betrieb der Beklagten eingieifendes Ereignis ge- 
wesen, sondern ist nur ein Vorgang, der die durch den Betrieb ge- 
.schaffene Gefahr wirkend machte. 
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Nr. 33. Enteeh. des Schwei/.er Kundesgeriehto. 

Vom 24. Januar 1907. 

iScliu . J/ Jahrg. III 1H07! Heft 19 S. 245 'i 

EH6. V. 28. März 1905, Art. 1 Abs. 1 und Arl. 5. Reduzierte Haftpflicht bei ver- 
ursachender Mitwiricung von schuldhaftem Verhalten des Verunglückten und allgemeiner 
Betriebsgefahr. Eine solche Ursachenkonkurrenz liegt vor, wenn dem Verunglückten 
•Ir flcringw VerttoM %ß§n dit pfllditgsaAsM AuftaerktMiktlt zar Laat filtt. 

Nach Art. 1 .Abs. 1 des EHG. vom 28. Mftrz 1905 haftet der Iiiliaber 
der P^i.senbahnunteniehmung für den aus der Tötun«^ oder Verletzung 
eines Menschen entstandenen Schaden, sofern er nicht beweist, dass 
der Unfall durch Verschulden des Getüteteu oder Verletzten (oder durcli 
höhere Gewalt oder Verschulden Dritter) verarsacht ist. Die Bestimmung 
ist wörtlich dem alten Gesetz (Art. 2) entDommen, and in der Aus- 
legung des letzten ging die Praxis in Anlebnang an den Wortlaat 
dahin, dass, abgesehen vom Falle des MitTerachnldens der Bahn, jedes 
Versclralden des Betroffenen die Bahn Ton der Haftpflicht befreit, dass 
somit weder anf den Grad des Verschuldens, noch darauf ROcksicbt 
genommen werden kann, ob gem&ss der Sachlage neben dem Verhalten 
des Betroffenen nicht auch die Eigenartigkeit des Bahnbetriebes, die 
dadurch geschafiiene Betriebsgefahr, als Ursache des Unfalls m be- 
trachten ist. Angesichts der wortlichen Uebereinstimmnng des neuen 
mit dem alten Gesetz und im Hinblick anf die Entstehnngsgesehichte 
des erstem — ein Antrag zu Art 1, den Haftbefreiungsgrund des 
eigenen Verschuldens des Betroffenen auf die ITttlle groben Verschuldens 
zu beschränken und bei leichtem Verschulden die Entschädigung zu er- 
mässigen, wurde im Nationalrat abgelehnt (St Bulletin 1902 S. 844, 
378 ff.) — durfte eine Abstufung der Haftpflicht nach dem Grade des 
Verschuldens im angegebenen Sinn nach wie vor unznllssig sein. Wohl 
aber hat das Gesetz durch eine besondere Bestimmung den Gedanken, 
dass bei Ursacbenkonkan*enz von Verschulden des Betroffenen und Be- 
tricbsfr^'fahr eine ermässigte Haftpflicht stattfindet, zur Geltung gebracht. 
Nach Art. 5 ist die Entschädigung unter Würdigung alier Umstände 
nach Verhältnis zu ermässigen, wenn den Getöteten oder Verletzten 
ein Teil der Schuld an dem Unfall trifft. Die Auslegung, wonach 
die Vorschrift sich nur auf die Fälle bezieht, wo auf der Bahn ein 
Mitverschulden lastet — wo der „andere Teil der Schuld" die Bahn 
trifft — , wird, obgleich sie auf den ersten Blick dem Wortlaut zu 
entsprechen scheint, von der Vorinstanz mit Recht abgelehnt. Schon 
der französische Tfxt. der als ursprünglicher Text der Gesetzesvorlage 
für die Interpretation des Gesetzes erhöhte Bedeutung hat („si TarcidtMit 
est du eo partie ^ uue faule de la victime weist unverkennbar 
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darauf liin, «lass die Bestininuing jene weitere Bedeutung hat. sich 
vornehmlirli auf die Verursachung eines Unfalls durch Verschulden des 
BelrolTenen in Konkurrenz mit der Eigenartigkeit des Bahnbetriebes be- 
zieht, niiil diese Auflassung ers.-heint zwingend begiiindet, sobald man 
auf Wesen und Zweck der Eisenbaliniiatipflicht zurückgeht. 

Dass Art. 5 1. c. im angegebenen Sinne einer Ausdehnung der Haft- 
pflicht über den bisherigen auf dem alten Gesetz und seiner Auslegung 
in der Praxis bernhenden Rechtszostand hinaus zu interpretieren ist, 
zeigt ferner Art. 7, der gegenüber Art. 4 des alten Gesetzes eine 
fthnlicbe SrweiteniDg der Haftpflicht für den Fall bringt, dass der 
Verletzte oder Getötete sich darch wissentliche üebertretnng polizei- 
licher Vorschriften mit der Eisenbahn in Berührung gebracht hat. 
Endlich mag noch anf das deutsche Recht verwiesen werden, wo die 
dem Art. 61 Abs. 2 OR. analoge BesUmmong des § 254 BGB. darch 
die Gerichtspraxis geradezu als auf das Reichshaftpflichtgesetz an- 
wendbar erklftrt worden ist, und zwar speziell fttr den Fall einer 
Konkarrenz yon Selbstverschulden und Betriebsgefahr (s. z. B. Entsch. 
d. RG.53 Nr. 21 a. 98, ferner Urteile des RG. in Eger, Eisenbahnrechtl. 
Entsch. XX, Nr. 190; XXI, Nr. 11 und XXJH, Nr. 50, 55, 60). 

Was die Bemessang der Haftpflicht bei verarsachender Mitwirkang 
▼on schnldhaftem Verhalten des Betroffenen nnd Eigenart des Bahn- 
betriebes nach Ar. 5 1. c anbetrifft, so ist nach dem Gesagten der 
grundsätzlich richtige Massstab darin zu finden, wieweit die genannten 
Faktoren für den Erfolg ?on Bedeutung gewesen sind. Im praktischen 
Resultat wird sich dies freilicli — trotz der Entstehungsgeschichte von 
Art. 1 (s. oben) — von einer Schadensverteilung nacli dem Grade des 
Selbstverschuldens im Sinue einer reduzierten Haftpflicht bei leichtem 
Verechuldcii kaum wesentlich unterscheiden. Das Schuld-Moment darf 
schliesslich auch um deswillen unbedenklich herbeigezogen werden, als 
ja hier bei der Frage nach dem Kausalzusammenhang an einer ethisdien 
Wertung des Verhaltens des Betrotfenen nicht vorbeigegangen werden 
kann und als in Art. 5 dem Richter die , Würdigung aller Umstände'' 
zur Pflicht gemacht ist. 

Prüft man im Lichte dieser Ausführungen die Verhältnisse des 
vorliegenden Falles, so ist anzuerkennen, dass das schuldhafte Be- 
nehmen des Klägers niclit die ausschliessliche Ursache des Unfalles, 
dass für diesen die Betriebsgefahr nicht bloss eine rechtlich irrelevante 
Bedingung, sondern eii^entliclie Mitursache war. Dem Kläger fällt 
keineswegs ein durchaus singuiäres. aller Kegel des Trebens wider- 
sprechendes Verhalten, wie es den Kausalzusammenhang zwischen 
Betrieb und Erfolg aussch Hessen würde, somlern ein zwai' nicht völlig 



Digitized by Google 



XDtsdi. des OMterr. Obertten Oerichtihofes tob 26. Jannar 1907. 



zu entscliuldigeinler. aber doch ans der meiiscliliclien Natur erklärlicher 
uud begreitiicher Mangel an Vorsicht zur Last. Dass man beim Ueber- 
schreiten der (leleise einer Strassenbalin die an sich gebotene Aufmerk- 
samkeit einmal ausser aclit lässt, infolgedessen die Distanz bis zum 
sich nälieuiden Zuge aus Irrtum unrichtig einschätzt, gehöi t zu denjenigen 
mit mehr oder weniger Regelmässigkeit wiederkehrenden Voi kommnissen, 
die allgemein, also auch vom Standpunkte des Bahnbetriebes aus, vor- 
aussehbar und deshalb nach dem Gesagten nicht imstande sind, den 
ursächlichen Zusammenhang zwischen Unfall und Betrieb zu unter- 
brechen. Dazu kommt, dass der Unfall, dessen Opfer der Kläger 
geworden ist, nicht allein aus der Basis der Eigenartigkeit des 
Strassenlmhiibetriebes, der BetriebsgefahreD im allgemeinen, sicli ent- 
wickelt bat und schon darnach als Betriebsnnfall charakteriBiert ist 
Vielmehr hat ansserdem noch der von der Vorinst<anz hervorgehobene, 
spezielle ßetriebsvorgang, dass ein Leerzug unmittelbar dem Personen- 
zug voranging, unverkennbar zum Erfolg beigetragen. Hierdurch war 
allgemein die HCglichkeit von Verwechselungen der beiden ZBge und 
damit wohl eine gewisse GefahrserhOhung, eine weitere generelle Be- 
günstigung von UnfftUen der vorliegenden Art gegeben. In der Tat 
ist der Kläger durch jenen Betriobsmodus in den verhängnisvollen 
Irrtum versetzt worden (dem er allerdings nicht hätte nachgeben 
sollen), dass der Zug an der Station anhalten' werde oder noch anhalte. 
Auch von diesem besondern Gesichtspunkte aus erscheint somit der 
Unfall als mit durch den Betrieb verursacht. 



Nr. rJ4. £ut8ch. des Oesterr. Obersten Oerichtskofes. 

Vom 25. Januar 1907. 
(OMtenr. IiMBb..VaroidB.-BL XX (IMV) Nr. 8B S. MM.) 

Der Usfali, wtlohM eli RelteiNtor Mm AuittsliM ui tXmm •tillstiiiiwiM EIms- 
Mmige isftlie Herabatörzens von den Wagenstufen erleidet, Ist kelM Erai|iiif hi 

Verkehre im Sisne dat Eisenbahnhaftpflichtgesetzes. 

Die auf den Anfechtungsgrnnd der Z. 2 des § 503 ZPO. gestützte 
Revision der Klägerin er.scheint unbegründet. Zunächst ist vorauszu- 
.scliickeii, dass nach den Feststellungen der ersten Instanz (Handels- 
gericht Wien) der wStadtbahnzug bereits stille stand, als die Klägerin 
beim Aussteigen aus dem Waggon eine Stufe verfehlte und stürzte. 
Hieraus ergibt sich, dass im Gegenstandsfalle die Haftung des k. k. 
Aerars auf Grund des Eisenbahnhaftpflichtgesetzes vom 5. März 1869, 
RGBl. Nr. 27, nicht in Anspruch genommen weiden kann, weil eine 
Ereignung im Verkehre im Sinne des § 1 dieses Gesetzes nicht vor- 
liegt. Dieser ßegrili ist mit Rücksiclit auf den Zweck des Gesetzes 

Bger, BlM&batanrMbtUche EiiUotafllduiigea XXiV. 3 
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ZVL b^enzeu. Das bezogene Gesetz soll eben den Schutz bieten gegen 
die mit Anwendnng einer Blemmtarkraft verbondenen besonderen Ge- 
fahren des Betriebes. Ea setzt daher voraus, dass die eingetretene 
Verletzung in der besonderen Gefahr der als Motor verwendeten Natur- 
kraft ihren Grund bat. Diese Voraussetzung trifft im Gegenstandsfalle 
nicht zu, weil das Verlassen eines stillstehenden Waggons über Stufen 
ausserhalb des Bahnbetriebes gelegen ist. 



Nr. 85. BntBeh. des Beatsehen Belehsgetlehts. 
2. Zivilsenat. Vom 29. Januar 1907. 

(JW. Jahrg. M (1M7) Nr. « & itt.) 

9 36 Ahl. 2 PrEiitt. v. 11. Jssl UffA. VerJilinNii dwr Zhwm «isw Ertsl|«ii|Mrt- 
MMUliMm, irtt Moh AMasf der VarJihniB|sfHtt !■ Pnm»% bssm^oM tlML 

Die Elftger hatten mit der Klage auf Enteignaogsentschädigung 
Zinsen von der, ftber den im Verwaltnngsverfahren als EiUtschädigung 
festgesetzten Betrag hinaus, erhobenen Forderung nicht beansprucht, 
sondern lediglich beantragt, die Entschädigung von 252 Mark pro Ar 
nach Festsetzung durch Sachverständige zu erhöhen. Zinsen hiervon 
waren erst gefordert in dem bei der mttiidlichen Verhandlung vor dem 
OLG. vom 31. Mai 1906 verlesenen Antrag. Das OLG. hat danach auf 
die bezflgliche Einrede des Beklagten hin die Zinsen der weiter 
zuerkannten Entschädigung nur insoweit zugesprochen, als sie nicht 
gemäss § 197 BGB. in Verbindung mit Art. 169 EGBGB. veijährt 
waren. Die Anschlussrevision der Kläger wurde zurückgewiesen: Daraus, 
dass die Entschädigungssumme nach § 36 Abs. 2 des Enteignungsge- 
setzes vom 11. Juni 1874 vom Tage der Enteignung kraft Gesetzes von 
dem Unternehmer zu verziusen ist, folgt nicht, dass die Zinsen der 
Verjährung auch dann nicht unterliegen, wenn sie mit der Klage auf 
Erhöhung nicht gefordert wurden. Wenn sie hik h einen Teil der Oe- 
samtentschädigung bilden mö<^en, wofür sich die Anst lilussrevision auf 
die Entscheidung des dritten Senats des RG. vom 1 1 . Mai 1880 (RG. 1, 349) 
berufen hat, so ist das für die vorliegende Entscheidung nicht von 
Bedeutung, weil nach der Fassung der Klage und auch des Antrags 
in I. Instanz dieser Teil dei- Gesamtentschädigung nicht den Gegenstand 
des Rechtsstreits bildete, wie denn auch das T.<t. Zinsen von dem von 
ihm fUr gerechtfertigt erklärten, erhöhten Betrage nicUt zuerkannt bat. 
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Nr. 30. Eiitscli. des Deutselieii Uolclisirv rieht». 
2. Zivilsenat. Vom 29. .lau aar 1907. 

(Daa Recht XI (1907) Nr. 10 .S. 6M.1 

§ 8 PrEntfi. von 11. Jini 1874. EiiflMt einer zukünftigen günstigen Entwickelnng 

Mf dit WerlkMitMHi dM firtidstleks. 

Eine in Aossicht stebende, gfinstige Entwickelung der den Wert 
des Gmndeigentoms beeinflussenden Verb&ltnisse ist insoweit, aber aneh 
nur insoweit, bei Bemessung der Enteignnngsentschädignng zu berfick- 
sichtigen, als dieselbe schon zur Zeit der Enteignung auf den Grund- 
stiickswert, insbesondere den Verkanfswert eingewirkt hat, da es immer 
nur auf den zur Zeit der Enteignung bereits vorhandenen Wert an- 
kommen kann. 



Nr. 37. Entseh. des <^terr. Obersten Clerlelitshofes. 

Vom 30. Januar 1907. 

lOpBterr. Eteonb -Vorordn -Bl. XX (19071 Kr. 59 S 15€3.) 

Das Abrutschen einer Lehne auf den Bahnkörper ist dann als ein unabwendbarer Zufall 
(vis major) zu betrachten, wenn nach Lage der Verhältnisse ein Anlass zu besonderer 
SldMniiig der Lehne nicht gegeben war Mid die gewüiinliohen Sicherungen in einer den 
AafiMrdnniii|ti dar Tnoinrik •■topmokiiidM Weiee virinsnints wnrdM warsa. 

Die Bevision vermeint, dass aus dem Gutachten allenfalls eine yis 
m^or im technischen Sinne, nicht aber im juristischen Sinne, im Sinne 
des Gesetzes resultieren k6nne, da eine absolute TJnabwendbarkeit 
deshalb nicht vorliege, weil durch Aufwendung wenn auch kostspieliger 
Vorsichtsmassregeln jede Gefährdung h&tte vermieden werden kOnnen. 
Die Bevision stützt sich hierbei insbesondere auf die Eiklirung der 
SachverstSndigen: .Man kOnne Jede Stelle einer Bahn vollkommen 
sichern, auch die gefährlichste, wenn es nicht auf die Kosten ankSme", 
hierbei verschweigt aber die Bevision die Fortsetzung dieser Antwort, 
welche lautet: «Man hatte aber die Gefälirlichkeit dieser Stelle nicht 
vorauszusehen vermocht und ... es lag keine Veranlassung zur Auf- 
wendang besonderer Kosten vor". Da somit nach der Beschaflfenheit 
des Terrains eine Gefahr, welche besondere Vorsiclitsmassregeln er- 
heischt hätte, nicht ei kennbar war, die Kiit«^chung durch eine plötzliche 
und nicht vorlierseiibare Veränderung der AbflnssverhiUtnisse verursacht 
wurde, auch plötzlich und ohne vorausgegangene Anzeichen erfolgte, 
muss die Eieignnng auf einen unabwendbaren Zufall auch im Sinne 
des Gesetzes zurückgeführt werden. Wenn aber die Revision weiters 
geltend macht, dass die unvollständige Sicherung nicht durch den 
Streckendienst suppliert wurde, es also an gehöriger Beaufsichtigung 
der gefährdeten Stelle gemangelt habe, so ist hervorzuheben, dass 
zagegeben wird, dass der Streckeuwächter M. die Unfallstelle vor- 

3« 
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schriftsmässig vor Passierung des (Güterzuges revidierte, und dass eine 
nochmalige Revision vor Passieren des Personenzuges nicht vorge- 
schrieben Ist. BSchtig ist, dass yielleieht, wenn statt eines Strecken- 
Wichten zwei oder noch mehr solche bestellt wären, die Abnitschang 
hfttte bemerict and der Personenzug rechtzeitig gewarnt werden Icdnnen, 
aber anderseits mnss auf die auf Grand des Gutachtens erfolgte Fest- 
stettong hingewiesen werden, dass wegen Plötzlichkeit des Ereignisses 
and wegen der fr&hen Morgenstande die Ratschang nicht zar Wahr- 
nehmang des Bahnanfsichtspersouales gelangen konnte, und dass die 
Abrutschong ftberhaapt nicht vorausgesehen werden konnte. Ist aber 
erwiesen, dass das Ereignis auf einem nnabwendbaren Zufalle beruht, 
dann ist die Vematong des § 1 des Gesetzes vom 5. Hftrz 1869, RGBl. 
Nr. 27, ftberhaapt nicht mehr anwendbar, und es hätte Kläger erweisen 
müssen, dass trotz dieses unabwendbaren Zufalles durch ein Ver- 
schulden der Unternehmung oder ihrer Orgaue die Folgen des Ereig- 
nisses nicht abgewendet worden. Kläger behauptet aber selbst nicht, 
dass eine Vorschrift bestände, wonach die fragliche Strecke durch 
zwei Wächter oder öfters zu revidieren gewesen wäre, und dass die 
Abrutschnug in einem Zeitpunkte stattfand, welcher es ermöglicht 
hätte, sie rechtzeitig wahrzunehmen und den Zug warnen zu können. 
Es kann also eine Haftpflicht auch von diesem Standpunkte aas nicht 
begrfindet werden. 

Nr. 38. £ntsch. des Beutscheu Reichsgerichts. 
S. ZiTilsenat. Vom 1. Februar 1907. 

(Dm Baebt XI (iM7) Kr. 6 8. M7.) 

91 NafliilIGn I 254 B6B. Elitnes Verschulden liegt ia der Niehttaeaehtug der |e- 

wöhnlichen Vorsicht. 

Wer infolge seiner Gebrechlichkeit sich am Rahmen der Tür des 
Eisenbahnwagens festhalten mnss, handelt fahrlässig, wenn er, obwohl 
er sicli der Gefahr bewusst sein musste, der er sich durch das Fest- 
halten an der Tiir aussetzte, die Tür nicht im .An<,^e behält, nm 
«.begebenen Falles einer ihm drohenden Gefahr .sich rechtzeitig entziehen 
zu können. 

Nr. S9. Entseh. des Oberlandesgerlehis Stuttgart. 
Vom 1. Februar 1907. 

(Das Recht Xf (1907) Nr. 5 .S. 309.) 
§ 831 BGB. Verletzung einer auf dem Perron wartenden Person durch den Hand- 
karren eines Postunterbeamten. Verschulden der Eisenbahn- und Postverwaltung durcb 

mangelnde DienstvorschrtfL « 

Der der Eisenbahn- bzw. Postverwaltung obliegende Beweis der 
Beobachtung veikehrsüblicher Sorgfalt iu der Leitung der Ausführung 
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von Vei riclitungeii ist als erbiacbt nicht anziierk<"iiiH ii , wenn die 
Dieiistvoiscluift, dass mit dein Faliien von Handwagen auf dem Peiron 
uach Ankunft der Züge zuzuwarten ist, nicht auf die Zeit vom 
Einfahren der Züge in die Bahnhofshalle an erstreckt worden ist, 
und infolge hiervon es geschehen konnte, dass eine dem einfahrenden 
Zug entgegensehende Person durch einen von hinten herkommenden, 
durch einen Postuuterbeamteu gezogenen Handwagen angestosscu und 
verletzt wurde. 

Nr. 40* Entoeh* des Landesgeriehts Wien. 

Vom 4. Februar 1907. 

(AHRem. Tar -Anz. XXVI (1907) Nr. 19 8. 890.) 
Wenn durch rechtskräftige, gerichtliche Entscheidung einem Ansprüche auf Nachzahlung 
zu wenig, beziehungsweise Erstattung zu viel gezahlter Fracht stattgegeben wurde, so 
i(ann ein weiterer Nachzahlungs-, bezieiiungsweise Eretattungsanspruch nicht darauf 
fMlIlit «Mitoii, dtM Moh dar In VorprtiMM niewiiMMt Tarif im ungunstm dM 

Klil|«rt nrioMii war. 

Wenn mit der nnnmehrigen Klage das Eisenbahnftrar von dem- 
selben Beklagten ans dem gleichen Frachtgesch&fte eine nenerliche 
Frachtgebflbrdifferenz Ton 90 K verlangt, weil eine andere Tarifp09t 
zngmnde zu legen ist, kann nicht angenommen werden, dass Ober 
diesen nenerlichen Ansprach schon mit dem ersten Zahlungsbefehle 
rechtskr&ftig erkannt wurde. Denn nach § 411 ZPO. wird ein Urteil 
nur soweit der Bechtskraft teilhaft, ab in demselben Aber den Klage- 
anspmch entschieden wnrde. Mit dem frfther^ Zahlungsbefehle wurde 
nur über die GebtthrendilTerenz von 25 K entschieden, keineswegs aber, 
dass der Jener Klage zugrunde liegende Tarifsatz allein in Anwendung 
zu kommen habe. Es ist daher eine irrige Annahme seitens des Erst- 
ricbters, wenn derselbe die Stattgebnng der Einrede der entschiedenen 
Streitsache damit begründete, dass dieselbe Frachtgebfthrenforderung 
des Klägers gegen denselben Beklagten geltend gemacht und durch den 
früheren Zahlungsbefehl entschieden wnrde. 



Nr. 41. Entseh. des Beutsehen Reiehsgeilekts. 

6. ZiTilsenat. Vom 11. Februar 1907. 

(OM BMht XI (ISO?) Nr. • S. 179 zur. 780.) 

§ 3 HaftpllG. §§ 842, 843, 845 BGB. Umfang der Schadastanprfiohe der verletzten 
Ehefrau in bezug auf Kur- und Pflegeliosten . Verminderung der Erwerbsfähigkeit, 
Wegfall häuslicher Dienste, Vermehrung der Haushalts- und Geschäftsausgaben. 

a) Der verletzten Eliefrau steht nach den §§ 842, 843 BGB. der 
Anspruch auf Er.satz der Kur- und Pflegekosten zu, den sie unab- 
hängig vuu dei' tatsächlichen Verausgabung, also auch dann erbeben 
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kann, wenn der EUemauu die fiaglicheu Kuiiteu verauslagt hat; sie 

hat ferner 

b) nach denselben gesetzlichen Bestimmungen den Anspruch auf 
eine Rente wegen Verminderung der Erwerbsfälligkeit und Vermehrung 
der Bedürfnisse. In ersterer Beziehung ist aber vorausgesetzt, dass 
ihr selbst ein Schaden entstanden ist; ihr Anspruch ist tlahcr einge- 
schräDkt auf den selbständigen Erwerb, dem sie ausserhalb des Haus- 
halts and Geschäfts ihres Ehemannes nachgeht (§ 1356 Abs. 2 BGB.), 
and anf die etwaige Einbofise in einer möglichen künftigen Ausnutzung 
ihrer Erwerbskraft nach Anflösang der Ehe, wogegen 

c) der Ansprach auf Ersatz des durch Wegfall der häuslichen 
Dienste und der Hilfstätigkeit der Ehefrau im Gewerbe des Ehemannes 
entstandenen Schadens nach § 845 BGB. dem Ehemanne, und nur 
diesem zusteht. Lediglich insoweit 

d) die Vermehrung der Ausgaben für den Hanshalt und das Ge- 
schäft eine Bftckwirkung anf das Mass des Ton dem Ebemanne der 
Ehefran za leistenden Unterhaltes (§ 1300 BGB.) mi^licherweise aus- 
Ikben wftrde, kann auch ihr mittelbar eine Yermögenseinbusse entstehen 
und deshalb von einem selbständigen Schadenersatzansprüche ihrerseits 
die Bede sein, der aber selbstverständlich durch den vom Ehemanne 
wegen seines Schadens erhobenen Anspruch aufgezehrt wird und nicht 
neben diesem bestehen kann, da der Ersatz des Schadens des Ehe- 
mannes denjenigen der Ehefrau aufhebt. 

Nr. 42. Entsch. dos Deutschen Keiehsgortchts. 
6. Zivilsenat. Vom 11. Februar 1907. 

(D.IZ. XII iVM7) Kr. 10 S 597.1 

Besonder« Ansprüche auf Grund des HaftpflG. stehen einem im Dienste bei einem 
EltMbaliMsfall venmiNoktM BcaurttM nebM dm Aiwprilchm tm im BeamtFIrtS. 
VMI 10. Jssl 1901 dann nicht zu, wenn durch Lamlngtaetz 0" oaau tlobt. 6m. vmi 

1. Juli 1902) derartige Ansprüche ausgeschlossen sind. 

Kläger ist als Anitsstiassenmeister in Sachsen ange.stellt. Ihm 
steht als solchem u. a. eine Mitwirkung bei dem Bau von Staatsj^lrasseu 
zu, er i.'^t insofern in einem staatlichen Betrieb angestellt, der reichs- 
gesetzlicli der Unfallversicherung unterliegt. Tm September 1903 fuhr 
er auf der sächsischen 5>taafshalm von B. nach N., um dort dienstliche 
Geschäfte zu erledigen. Auf dieser Keise ist er infidgc eines Eisen- 
bahnunfalls schwer beschädigt und völlig erwerbsunfähig geworden. 
Er ist pensioniert, fordert nun aber von dem sächsischen Eisenbahn- 
fiskus Ersatz seines durch die Pension nicht gedeckten Schadens. Er 
gründet seine Klage auf das Hafti»fliejitgesetz und auch — unter der 
Behauptuug eiues vorliegeudeu Verschuldeus der Bahuaugestellten — 
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auf den Beföiderungsvertrag. Der Verklagte wendet ein, dass sulche 
Moliransprüche nach den Fürsorgegesetzen ausgesclilossen seien. Vor- 
iustanz weist ab. RG. weist die Revision zurück. Es hält für nicht 
unbedenklich, ob die Vorschriften der §§ 14, 10—12 des Reichsgesetzes 
vom 10. Juni 1901 auch besondere Ansprüche der Beamten gegen das 
Reich oder einen Bundesstaat ans ünfUlen ansseliliesBeiii die Ürnen 
zwar im Dienst, aber nicht bei einer Tätigkeit in einem reichsgesefas- 
lieh der ünfallyersichemng unterliegenden Betrieb snstoBseo. Wenn 
der Klüger aber, wie feetgesteUt, nach N. gefahren sei, nm eine dort 
im Bau begriffene Brttcice zn besichtigen, so sei er im Baabetrieb 
dienstlich t&tig gewesen, obwohl er sich erst auf dem Weg dorthin 
befand. Das gedachte Gesetz schliesse in solchem Fall aber ausdrück- 
lich nur besondere Ansprüche ans dem § 1 des Haftpflichtgeseties gegen 
Beich und Bundesstaaten ans. Ob mit der Vorinstanz anzunehmen sei, 
dass auch Anspr&cbe gegen den Eisenbahnflskus auf Grund des Be- 
förderungsrertrags oder auf Grund der §§ 823, 831 BGB. dnrch das 
Beichsgesetz ausgeschlossen seien, sei freilich zweifelhaft Eine Ent- 
scheidung dieser Frage sei aber hier nicht nötig. Denn es sei jeden- 
falls anzunehmen, dass es der Landesgesetzgebung möglich sei, diese 
Ansprüche auszuschliessen, sofern sie den Staatsbeamten gegen die 
Folgen eines im Dienst erlittenen Betriebsunfalls eine den reichsgesetz- 
lichen Vorschriften mindestens gleichkommende Fürsorge angedeihen 
lasse. Die allgemeinen reichsrechtlichen Vorschriften ständen hier 
nicht hindernd entgegen, da Ansprüche der gedachten Art niclit wie 
Anspr&che aus dem Haftpflichtgesetz (vgl. § 5 dess.) zwingender Natur 
seien. Nun sei hier aber festgestellt, dass das im Anschluss an das 
Beiclisgesetz erlassene, sächsische Gesetz vom 1. Juli 1902 diese An- 
sprüche ausschliesse. 



Nr. 48. Bntseh. des Beutselien Beiebsgerielifs. 

7. Zivilsenat. Vom 8./ 16. Februar 1907. 

(JW. Jahlf. H (1M9) Nr.« S.MO Zlff.M - DM BMht ZI (SM?) Vt.l 9.m.) 

91 8, II PrEitQ. 0«r EI|ettlM«r, dt« tuftlf« ter Eisltitmi des Entslgsnaotver- 

fahrens die Nutzung des abzutretenden GrundetKcks entiogen oder geschmälert 
WMtles ist, kaan /hierfür besondere Entschädigung fordern. Dieter Aatpruoli eteiit 

aucli dem Mieter und Pächter zu. 

In bezug auf Mietausfülle. ist dies in den, in RG. 31. 215; 43,357 
veröffentlichten Urteilen des V, ZS. eingehend dargelegt. Hiervon ab- 
zuweichen bestellt nm so weniger Veranlassung, als nach 42 Abs. 1 
Satz 2 EntG. der Unternehmer auch im Falle des Rücktritts 
von dem Unternehmen dem Eutschädigungsberechtigten für die ihm 
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durch das Enteignongsver fahren erwachsenen Nachteile haftet. Um 
Nachteile, die durch das Euteignongsrerfahren verursacht sind, handelt 
es sich aber auch hier; die Planfeststellung hat bereits im August 1902 
stattgefunden, seit jener Zeit stand bereits fest, dass das Grundstück 
zur Enteignung gelangen werde, die Klftgerin verlangt abei* nur den 
ihr seit 1. April 1908 durch den Rflckgang der Wirtschaft erwachsenen 
Schaden ersetzt Dass ihr überhaupt Schaden in dieser Richtung in- 
folge der bevorstehenden Enteignung zugegangen ist, hat das Berufungs- 
gericht einwandfrei als feststehend angenommen. Ein Grund, warum 
der Entschfidigongsansprucli, den gegebenenfalls der Eigent&mer geltend 
machen könnte, nicht auch der Pächterin zustehen sollte, ist nicht 
erfindlich. Nacli § 11 EnteignungsG. wäre er nur ausge.schlossen, wenn 
er schon iu dei' dem Eigentümer nach § 8 gewährten Entschädigung 
begriffen wäre. 

Nr. 44. Entscli. des Schweizer Huiidosgcrichts. 

Vom 20. Februar 1907. 
CBehwJZ. III (IWT) Heft n 8. sw.) 

Art le Abi. I Els«riMlNirloklUMf|H«tz. Der urf. Staapsl aif ReoMtsohrifleB fillt, 
well ein GeUkr, eleM ister Me Steierfrelbeit der Sohwelier Bsmleetaluien. 

Art 10 des Eisenbahnrikckkaufsgesetzes vom 15. Oktober 1897 
lautet: »Die Bundesbahnen sind von jeder Besteuerung durch Kantono 
und Gemeinden befreit". Der Begiernngsrat von Aargan anerkennt, 
dass diese Bestimmung sich auch auf indirekte Steuern bezieht. Hicrfiber 
kann nach der Foimulierung des Gesetzes in der Tat kein Zweifel 
sein. Anderseits geben die Bundesbahnen — und zwar gewi^^s mit 
Becht — zu, dass sie von der Entrichtung von Gebühren, die für die 
Inanspruchnahme kantonaler Amtsstellen und Verwaltungseinrichtungen 
erhoben werden, nicht befreit sind. Es ist daher zu prüf«^n, ob der 
aargauische Stempel auf Bechtsschriften sich als Steaer oder als 
Gebühr darstellt. 

Der Unterschied zwischen Gebühren und Steuern beruht, wie das 
Bundesgericlit im Anscliluss an die Doktrin der politischen Oekonomie 
schon wiederhüll festgestellt hat (s. z. B. A. S. XXIX 1. T. 8. 45, XXIV 
2. T. S. 646), darauf, dass die Gebühren sich als speziellei- Entgelt 
für bestimmte, durch den Pflielitigeii veranlassie Leistungen der Staats- 
gewalt kennzeichnen, welcher Enigell ileingemäss über die etfektiven 
Kosten der betretiendeu slaatliclien Tätigkeit und der hiefür erforder- 
lichen Einrichtungen im allgemeinen nicht hinausgehen soll, wählend 
die Steuern als Beiträge des einzelnen zur Durchfiilniing der all- 
gemeinen, dem Wohl der Gesamtheit dieneuden Staatsaufgabeu er- 
scheinen. 



Digitized by Google 



Entsck. der Küuigl. Uugariäcbcn Kurie voiu 20. Februar 1UÜ7. 



41 



Wer in einem Ucchtsstieite als Partei beteiligt ist, nimmt die 
Tätigkeit der staatlichen Rechtspflege iu Anspruch; dass hierfür ein 
angemessenes Entgelt geleistet werden muss, ist allgemein üblich. Die 
Abgabe für die Inanspracbnahine der Jostizorgane des Staates kann in 
einem ¥om Siebter festzosetzenden Pauschalbetrag, der sog. Gerichts^ 
gebühr, bestehen, Sie kann aber auch in der Form von festen Einsel- 
geb&hren erhoben werden, die an bestimmte Prozessvorgänge, wie 
z. B. die Einreichnng von Rechtsschriften, anknQpfen. Es ist aach 
denkbar, dass beide Formen von Gebflhren kombiniert werden, wenn 
io jeder allein kein hinlängliches Entgelt ffir die staatliche Leistung 
gefunden wird. Da nun wohl zweifellos die aargauischen Gterichts- 
gebfihren die Kosten der Einrichtung der Rechtspflege bei weitem nicht 
decken — von den Bundesbahnen ist nicht das Gegenteil behauptet — , 
so können die auf den Rechtsschriften zu entrichtenden Stempeltazen 
sehr wohl als weitere Gebühren fftr die Tätigkeit des Richteramtes 
betrachtet werden. Dass die Abgabe in ihrer Höhe nach Zahl und 
Grösse der Seiten sich richtet und nicht weiter differenziert ist, steht 
dieser Auffassung nicht entgegen, denn der Umfang der Rechtsschriften 
bildet immerhin einen, wenn auch groben Massstab für die von den 
Gerichtsorganen aufzuwendende Tätigkeit Auch gehört es keineswegs 
zum Begriff der Geb&br, dass sie genau nach dem Werte des staat- 
lichen Dienstes abgestuft sei. Es ist freilich nicht zu verkennen, dass 
der Zusammenhang zwischen der Steoipeltaze auf ßechtsschriften und 
der Leistunp^ der Justizorgane eher ein loser, ist und dass deshalb 
diese Abgabe sich bereits einer Verkehrssteuer nähert. Du aber das 
Moment der speziellen Entgeltlichkeit nach dem Gesagten hier doch 
noch deutlich hervortritt, so rechtfertigt es sich, den aargauischen 
Rechtsschiiftenstempel nicht den Steuern, sondern dou Gebühren 
zuzuzählen. 



Nr. 45. Eutseh. der Könisl. Un^arisehen Kurie. 

Vom 20. Februar 1907. 

(Eisenb.-Tarif- u. Vork.-Aoz. XI (1907) Nr. 15 S. 17«.) 

«) Dsr aat der Mangelbtftigkeit dar Zelldilunititt eitstthende Scbadei flllt war 
iM AbMsder zur Lttt. Da Jsdefih die EiSMbihien verpfliebtet siad, vos des Tnm- 

ptrthlMleriiissen den Absender zu benachrichtigen, hat die Eisenbahn leden Schaden 

zn ersetzen, der durcii die Verspätung dieser Benacliriclitigung iierbcigeführt wurde, 
b) Die infoige der Saisonänderung eingetretene Wertminderung der Modeartikel bildet 
auch einen integrierenden Teil des vollen Schadenersatzes. 

(Aus dem von der Kgl. Kurie bestätigten Gründen (Us Erk. des 

Budapestcr Handels- und Wechselgericlits): Eine am 19. März 1906 

aui liudapester Westbahuhofe als liiickfracliL nach Lyon aufgegebene 
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nnd ans Hodeseidewaron bestehende Sendung ist am 24. Mftrx bei dem 
fraozQeisehen GreuzzoUamte Bellegarde angelangt 

Die französiRcbe Zollbehörde hat jedoch in Ermaugelung der er- 
forderlichen Zolldeklarationen das Gnt znrttekgewieeen. Die Station Gen^ve 
yerst&ndigte am 27. Mftrz die Versandstation von diesem Transport- 
hindemisse, sie bezeichnete jedoch weder den Namen des Absenders 
noch den Aofnahmebahnhof. 

In dem Glanben, dass die Benachrichtigang eine andere Bada- 
pester Bahnstation betrifft, hat die Station Budapest Westbahnhof 
bei den Übrigen Bndapester Bahnstationen Nachforschnngen eingeleitet; 
da jedoch dieselben erfolglos blieben, hat sie am 28. April die Station 
Genöve aufgefordert, behufs Feststellung des Absenders genauere Daten 
mitzuteilen. 

Dieses Ersuchen hatte die Station Genöve erst anfangs Juli er- 
ledigt, so dass der Absender von der Anhaltung seines Gutes erst am 
8. Juli verständigt werden konnte. Nachdem der Lyouer Fabrikant 
mit Rücksicht auf das Verstreichen der Saison nicht mehr geneigt war, 
die Seide zn ttbernehmen, hatte der Absender das Gut zurücksenden 
lassen und dasselbe mit der Forderung des vollen Weites der Ware 
der Bahn zur Verfügung gestellt. 

Die Eisenbahn verteidigte sich damit, dass der Kläger zur 
Forderung des Wertes der Ware nicht berechtigt sei, da die Seide 
nicht in Verlust geraten ist, sondern im Gegenteil, in vollkommen 
unversehrtem Zustande durch den Absender zu jeder Zeit übernommen 
werden könne. 

ÜHlirifi^ens sei die ganze Verwirrung daiaus entstanden, dass der 
Absender entgegen den Bestiniiiiunp:en des Ait. 10 des Berner Ueber- 
einkommens die zur Zollmaniimlatiun erforderlichen Dokumente nicUt 
beigeschlossen hat, daher die Verantwortung ilim zur Last falle. 

Das Gericht akzeptierte den Standpunkt der Bahn, dass die 
Anhaltung und die damit notwendigerweise verbundene Verspätung 
dem Absender zur Last falle , und er könne deshalb auci» nicht die Ware 
als in Verlust geraten bcti aL'liten und den Wert derselben fordern. 

Da jedoch laut Gulaciiten der angehörten Sachverständigen die 
Seide ein Modeartikel war, welcher iiitolgo des Verstreichens der Früh- 
jahrssaison eine derartige Wertminderung erlitt, dass der laut Faktura 
ausgewiesene Wert derselben gelegentlich ihres Zurückgelangens statt 
5 K 45 Ii, höchstens 2 K 50 Ii per Meter betrug, musste die Balm im 
Sinne des Art. 41 des Berner Uebereinkommens wegen grober Fahr- 
lässigkeit bei der Ausfiilirung des Transportes zur Zahlung dieses 
Wertuuterschiedes verhalten werden. 
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Als grobe Fahrlässigkeiie« wurden seiteus des Geiichtskofes 
folgende Tatsachen qualifiziert: 

1. dass die Station Geneve von der am 24. März erfolgten An- 
lialtuiif; des Eilgutes die Versandütatiüu erst nach Ablauf von 3 Tagen, 
also am 27. März verständigte; 

2. dass die bezügliche Benachrichtigung weder den Namen der 
Versandstation noch den Namen des Absenders enthielt, obzwar im 
Frachtbriefe beide Daten ersichtlich waren; 

3. dass sich die Station Badapest-Westbahnbof, als sie die mangel- 
hafte Benachncbtiguug erhielt, nicht sofort um die erforderlichen Daten 
an die Station Gonöve wandte, sondern in Budapest Nacbfoisehnngon 
einleitete, obwohl sie wissen mnsste, dass bei der Masse des Bndi^iwster 
Güterverkehrs die Daten bez&gliGh der Aufgabe nicht zn ermitteln 
waren; 

4. dass die Station Genöve die am 13. April verlangte Aufklftrang 
erst im Monate Juli erteilte, sonaeh der Absender von der Anhaltung 
erst am 8. Juli verständigt wurde. 



Nr. 46. Entselu des Dentsehen Belehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Februar 1907. 

(Dm Recht XI (1907) Nr. B R. 378,1 

§§ 823 ir. BfiB. Haftung der Eisenbahn für einen swr Haltestelle führenden FuMwef. 

Führt za der auf freiem Felde gelegenen Haltestelle einer Neben- 
eisenbahn ein breiter, gefahrloser Weg von der Chaussee ans, seitens 
der Ortsknndi^en wird aber auch ein über eine Kiesaofschüttung füh- 
render, nicht gefahrloser Fus.^weg mit stillschweigender Duldung der 
Bahnverwaltung als Zugangs weg zur Haltestelle benutzt, so darf die 
Eisenbahn Verwaltung davon an.sgehen. das.s im Dunkeln dieser Zugangs- 
weg nur von Ortskundigen benutzt wird, ( )rtsuiikundige aber den ge- 
falirlo.sen Weg wählen. Ein Veiscliulden trifft die Rahnverwaltung da- 
her nicht, wenn auf diesem Fussweg ein lieisender zu B'alle und zu 
Schaden kommt. 

Nr. 47. Entseh. des Dentseheii BeiehflgeTlelits. 

6. Zivilsenat. Vom 25. Febraar 1907. 

(Dmi B«eh( XI (1M7) Mr.« am ZULM».) 
§ I HaftpflG. Das Belassen der Hand am Rahmen oder der Kaste der Eisenbahnwagen» 
thiir let dasn kein eigenes Verschulden, wenn der Fahrgast ein plötziicbee Zstefelaien 

derselben nach Lage der Sache nicht erwarten konnte. 

^^'enn ^^iii Falirgast während dei- Fahrt im F'ii.seiibahnabteil schläft, 
wenn er seint^ Haiulscliiilie in da.-^ (Ttiuicknetz legt, wenn er, solange 
der Zug, mit dem er angekommen i^st, noch niciit zur Weiterfahit 
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fertig ist, uocli einmal wieder einsteigt, um seine in jenem Netz ver- 
gessenen Handschuhe zu holen, so kann darin kein Verschulden gefunden 
werden, so dass es darauf, ob denn eine Kansalität dieses Verhaltens 
f&r den Unfall erkennbar ist, nicht einmal ankommt. Richtig ist dagegen 
aber auch, dass in den meisten Fällen der Fahrgast fahrlisrig handelt, 
wenn er seine Hand an den Tttrrahmen oder bei nicht weit geOlVheter 
WagentOr an der Kante derselben in einer Stellung: bel&sst, dass sie 
bei plGtzlicbem Zoschlagen der Tttr gequetscht za werden Gefahr Iftaft. 
Im vorliegenden Falle hat aber der Fahrgast nach den konki*eten Um- 
ständen annehmen dOrfen, dass in seiner Nähe ttberhaopt keine andere 
Person sich aufhalte, welche die Tfir plötzlich zuschlagen könnte. 
Schlug aber ti-otzdem von rflckwärts plötzlich ein Schaffner die Türe 
zu und zerquetschte den Daumen des Fahrgastes, so liegt ein ent- 
schädigungspflichtiger Eisenbahnunfall vor. 

Nr. 48. Entsch. des Benlsehen Seidisgeriohts. 
6. Zivilsenat. Vom 25. Februar 1907. 

(Da8 R«<di( XI (IM?) Nr. 7 S. MB.) 

§ I HaftpflG. § 257 BGB. Abwägung des konkurrierenden Verschuldens des EISM- 
bahnunternehmers nach der allgemeinen nnd konkreten Betriebsgefahr. 

Tm Falle eines mitwirkenden Verschuldens des Verletzten ist für 
die Abwärnm'j nach § 254 BGB., o1) und in welchem Umfam^-e von dem 
Eisenbahnuntf'inelimer dennoch für den Scliaden Ersatz zu leisten ist, 
jenem Verschulden auf dei' Seite des Betriebsnnterneliniers die seine 
Haftung begründende Bctriebs<jjefahi geg^enüber zu stellen, (ler}>:estalt, 
dass sowohl deren alleremeiiie Kisclieinuiiir. wie konkrete, iiir Mass ))e- 
einfiussende Umstände in l)Htraciit zu ziehen sind, zu denen auch ein 
Verschulden der Betriebsorgane gehürt. 

Kr. 49. Entseli. dos Deutschen Ileiciisjjerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 25. Februar 1907. 

Hat der Kläger den neben dem Anspruch auf Erstattung der Kurkosten in bestimmtem 
Betrage in erster Instanz erbobanen Anspruch auf Feststellung der Schadenersatzver- 
pfllditiM int Bakkmtta iiistlefefllBb im wsltsrra Sehatfant in der Berufungsinstanz 
ta eiiM Ulttssfsaiitpraek auf Zaiilmf elaar von de« flerioM faattsMltMiioi, lebent- 

liigliohen Rente umgewandelt, so kann nicht der ganze Ansprieh doo Kllgers zn 

einer Quote dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, sondern eo nno in eine 
Prüfung eingetreten werden, ob und inwieweit der neu erhobene Lelstungsansprucli 
nach Massgabe der §§ 3 a, 7 RHaftpflG und § 843 BGB. rechtlich begründet ist. 

Der Kläger ist in das erweibsfäliige Alter noch nicht eingetreten, 
würde niilliin eine Rente wegen Verniiiiderung seiner Erwerbsfähigkeit 
zurzeit noch nicht verlaugen können, vielmehr auf Erhebung der 
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Feststelluiigsklairt' nadi dieser Riehl nn^ anjrewiescn sein Es ist vom 
Bei'ufiino:sgericlit aber i'iberlianpt keine Feststellung? f^^etrott'en worden, 
ob dem Kläger, von den Kurkosten abt^'eselien. ein weiterer Scliaden 
entstanden ist. Von einer Aufhebung <les Urteils des Berufungsgerichts 
wegen dieser Mängel ist nur iloshalb abgesehen worden, weil nach 
Lage der Sache, nach der Art der erlittenen Verletzungen, anzunelinien 
ist, dass dem Kläger in der liegen wart und für eine gewisse Zeit der 
Anspruch auf eine Reute wegen Vermehrung der Bedürfnisse zusteht, 
so da.ss bei der Einheitlichkeit des Rentenanspruches, mag die Rente 
wegen Minderung der Erwerbsffthigkeit oder aus dem letzteren Grunde 
oder ans beiden Orttnden gefordert werden, immerhin ein Anspruch des 
Klägers bestehen bleibt, der schon jetzt mit der Leistongsklage verfolgt 
werden kann (vgl. die Urteile des erkennenden Senats JW. 1905 3. 236 
Nr. 23, S. 359 Nr. 21, S. 472 Nr. 33). Änch das ist vom Berofnngs- 
gericht nicht erörtert woi'den, ob denn ein lebenslftnglicher Anspruch 
des Klägers auf eine Rente, nnd ans welchem Gesichtspunkte anerkannt 
werden kann (vgl. JW. 1905 S. 283 Nr. 4, S. 493 Nr. 19, 1906 S. 308 
Nr. 13, S. 472 Nr. 23, S. 548 Nr. 15, S. 710 Nr. 5, S. 718 Nr. 19); 
doch kann diese Prfifang (s. das zitierte Urteil JW. 1906 S. 472 
Nr. 33) unter Umständen dem Nachverfahren über den Betrag ttber- 
lassen werden. 



Nr. 50. Bntaeh. des Deatsehen SelolugerfclitB. 

4. Zivilsenat. Vom 25. Februar 1907. 

fHa» Recht XI U907 Nr 12 S. 766 ZIff 1649 ) 

§ 843 BGB. § 3 HaftpflG. Feststellung der Dauer der Rente. 

Hat ein Verletzter als denjenif^en Zeitpunkt, bis zu welchem er 
die Ronte begfelirt, „die Wiedererlangung .seiner vollständigen Erwerbs- 
fäliigkeit" bezeichnet, und hat der Ersatzpflichtige gegen fliesen End- 
punkt des RtMitenbezuges nichts eingewandt, so darf das Piozessgericht 
davon ausgehen, dass der Ersatzpflichtige sich diese Art der Begrenzung 
des Rentenanspruchs gefallen lassen wolle. In solchem Falle kann, 
wenn die Sache selbst nach dieser Richlung zu Hedenken keinen Anlass 
gibt, z. B. wenn die baldige völlige Wiederherstellung des Verletzten 
in sicherer .Aussicht steht, ein Urteil über den Grund des Anspruchs 
erlassen werden, ohne die sonstigen, in ferner Zukunft liegenden Ver- 
hältnisse und deren voraussichtliche Gestaltung, namentlich die Ver- 
minderung der Erwerbsfiihigkeit mit dem zunehmenden Lebensalter 
und ähnliche Umstände besonders iu Erwäguug zu ziehen. 
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Nr. 51. Eiitscli. dos Oberlaiidcsjroriehts Dresden. 

Vom 26. Februar 1907. 
(SlQbs. Afeb. Jabig. t Nr. li 8. ts«. — Dm Baeb» XI Nr. it 8. Itt.) 

Htftmg dM UitMiMhiMrt ataer StrattMlMln fUr tediseluutoi wegM IMtrlMtni vm 
WarauiHVMTtoMiNitM. Elgems VerMkiMM des BMChUlotM. t 254 B6B. 

Am 10. Oktober 1905 ist der Kutscher L. mit einer dem Elftger 
gehörigeo Hochzeitskutsche vom Ratliausportale in Zittau an dem Rat- 
banse entlang nach der in gerader Fahrtrichtung gelegenen Johannis- 
gasse zu gefahren. Als er an den 20 ni von dem Portale entfernten 
Uebergang Aber die Geleise der von der Beklagten betriebenen Strassen- 
bahn gekommen war, ist er mit einem von dem Motorwagen fi'ihrer Z. 
bedienten, in demselben Augenblicke von rechts her kommenden Motor- 
wagen zusammengestossen. Durch «ien Zusanimenstoss sind Wagen und 
Pferde des Klägers beschädigt worden. Der Kläger beziffert seinen 
Schaden auf insf^-esamt 346,95 M. und macht hierfür die Beklagte ver- 
antwortlich, weil ihr Wagenführer Z. zu scliiifll und ohne zu klingeln 
gefahren sei, weil ausserdem die Brems vorrichlungeii des Motorwagens 
nicht, gehörig funktioiiiei t hätten und die Beklagte es unterlassen habe, 
an der gefährlichen Kreuzungsstelle einen Wärter autzustellen. Er 
fordert deshalb von der Beklagteu Zahluug von 346,95 M. nebst 
Zinsen. 

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt und geltend gemacht, 
dass der Kutschei unvorsichtig gefahren und dadurch den Zusammen- 
stoss herbeigeführt habe. 

Das LG. hat den Ansiirucli dem (■» runde nach festgestellt. Die 
Berufung der Beklagten wurde zurückgewiesen. 

Mit Recht hat das L«t. die Haltpflieht der Beklagten bejaht, weil 
sie es unterlassen hat, die zur Vermeidung von Zusammenstüs.sen der 
vorliegenden Art erforderlichen Warnungs Vorrichtungen an der gefähr- 
lichen Unfallstelle zn treifen. Dass die Beklagte von ihrer Haftpflicht 
nicht deshalb befreit wird, weil die Bahn in ihrer technischen Anlage 
oberbebördlich genehmigt worden ist und hierbei Ausstellungen wegen 
der Sicherheit des Verkehrs nicht gemacht worden sind, ist gleichfalls 
schon vom LG. hwvorgehoben worden. 

Zu bemerken ist nur noch, dass sicli die Beklagte auch nicht 
darauf berufen kann, dass der Entscher L. den Unfall durch unvor- 
sichtiges Fahren mitverschuldet habe. Denn § 254 Abs. 1 BGB. setzt 
ein mitwirkendes Verschulden des Beschädigten voraus. Dass aber der 
Elftger selbst den Unfall mit verschuldet h&tte, behauptet die Beklagte 

*) Hiermit war die AufMteliiiug eines Wächters oder die Anbriuguug eines anto- 
matiscben Signalapparats gemeint. 
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selbst nicht. Ein VcisclmldHii L s wiud»^ die Beklagte liöchsteiis dann 
entlasten, wenn ein Fall des 254 Abs. 2 HGH. vuilage (§ 254 Abs. 2 
Satz 2). Da ein solcher Fall aber nicht in Frage steht, würde ein mit- 
wirkfMides Verschnlden Ls nur znr Folge haben, dass die.scr tür den 
entstandeneu Schaden neben der Beklagten zu haften hätte. 



Nr. 52. Entsch. des Deutsclien Keichsgcrichts. 

6. Zivilsenat. Von) 28. Februar 1907. 

(Zeitsohr. f. Uechtsjill. i. Bayern Jahrg. 8 Nr. 9 S 194.) 

§ 831 BGB. Unfang der Haftuno des Eisenbahnfiskus für Verschulden der Beamten bei 
liiiigelnritr Bitoiiolitoiii der Ketlerlrepps einet Bahiikofi. 

Es liegt auf der Hand, dass der verfassunj^smässige Vertreter des 
Beklagten, hier der Vorstand der zuständigen Betriebsinspektion, die 
untergeordnete Tätigkeit des Auzündens von Laternen und des Schliessens 
einer Kellerttir auf den Stationen nicht selbst vornehmen kann. Deshalb 
darf dem beklagten der Nachweis nicht versagt werden — und insofern 
berührt sich der EntlastungsbeweiM aus § H23 mit dem aus § 831 — , 
dass er geeignete und zuverlässige Personen mit dieser Verrichtung 
beauftragt und sie mit den erforderlichen Weisungen versehen habe. 
Allerdings hätte der Beklagte hiermit noch nicht genug getan. Er war 
aoch verpflichtet, seine Angestellten sd beanfsiehtigen und die Befolgung 
der ihnen erteilten Anordnungen zn überwachen. Hier hat nun nicht 
bloss am ünfallabend oder an mehreren Abenden die Beleuchtung ver- 
sehentlich gefehlt, sondern unstreitig hatte der StationsTorsteher ange- 
ordnet, dass die fragliche Laterne w&hrend des Sommers Oberhaupt 
nicht angezündet werde. Es ist daher anter Berücksichtigung der 
konkreten Verhältnisse, namentlich der Zeit, seit wann die Anordnung 
des Stationsvorstehers ergangen war, der Bedentnng der Stetion, ihres 
sommerlichen Personenverkehrs zur Abendzeit und auch des allgemeinen 
Dienstbetriebes anf der Stetion, der möglicherweise anf Nachlässigkeit 
in den einzelnen Verrichtungen schliessen liess, zu untersuchen, ob dem 
Betriebsinspektor nnd den zn seiner Unterstützung dienenden Betriebs- 
ingeniearen bei gehöriger Aufsicht nnd Kontrolle der auf jener An- 
ordnung des Stationsvorstehers bestehende Zustand verborgen bleiben 
konnte. Da der ordnungswidrige Zustand festeteht, ist es auch in dieser 
Richtung Sache des Beklagten, sich zu entlasten. 
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Nr. 53. Entsch, des Oosterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 28. Februar 1907. 

(OeM«rr. KlMiib.-V«rordn.-BI. U <1M7) Nr. n S. im.) 
f 2 EltMlHtfliiM. Eil Sehtonenbruch ist kein uMbwMdlMror ZufaU Im SIme d«r 

hSheren Gewalt 

Die Verletzung des Klägers ist diuiinf zuriickzufiiliren, dass der 
letzte AVaggon des Schnellzuges, in welchera derselbe am 16. Jänner 1905 
sich befunden hatte, infolge einer Entgleisung des Zuges zwischen X. 
nud Y. über den Balindanim hinabstürzte. Die Entgleisung war eine 
Folge eines Sdiieneiibinches, welcher wieder in einem Verborgenen 
Fehler einer Scliiene seinen Grund hatte, indem der in einer Blase be- 
stehende Aiibrucli langsam fürtsclireiteiid zum \'ollbruche der iSchieue sich 
gestaltete, weicher allerdings nicht leiclit bemerkt werden konnte. Wenn 
die Voi instanzen diese Tatsache nicht für ausreichend befunden haben, 
um hierin einen Exkuli)ationsgrund im Sinne des § 2 des Eisenbahn- 
liaftiitiiclitgesetzes vom o. März ISti^l. j\(iBI. Nr. 27, zu erkennen, so 
beruht, die.se Entscheidung keineswe<rs auf einer unrichtigen recht liclien 
Heurleiluno; der Sache. Denn um sich von der gesetzlichen VermutullL^ 
dass die gegenständliche Ereiguung durch ein Verschulden der Bahn- 
unternehmung, rücksichtlich ihrer Organe herbeigeführt worden sei, zu 
befreien, oblag der Beklagten die Verpflichtung, nachzuweisen, dass 
diese Ereignung durch einen unabwendbaren Zufall im Sinne einer 
höheren Gewalt - vis major — verursacht wurde. Der Begrilf „höhere 
Gewalf', welcher schon nach Art. 395 HGB. den Ki aclitführer beim 
Transporte von Gütern exkulpiert, bezeichnet aber eine solche nicht 
überwindbare Schadensquelle, welche ausserhalb des Betriebes der 
Transportuntemehmnng entsprungen ist, welche also, wie die Vor- 
Instanzen zutreffend angenommen haben, in dem Wirken einer von 
aussen Irommenden Kraft besteht, welcher mit Erfolg zu begegnen, die 
menschlichen Kräfte nicht ausreichen. Ein, wenn auch verborgenes 
Gebrechen an einer Schiene fällt ebensowenig wie äberhanpt eine 
Mangelhaftigkeit der von der Bahnnntemehroung verwendeten Betriebs- 
mitted unter den Begriff einer höheren Gewalt, wie es beispielsweise 
ein Erdbeben oder ein kriegerischer Ueberfall sind. Im vorliegenden 
Falle ist weder eine solche Ereignung eingetreten, welche den Begriff 
vis mi^or im Sinne des Gesetzes erschöpft, noch ist der Beklagten der 
Beweis gelungen, dass der die Entgleisung bewirkende Schienenbmch 
nicht durch entsprechende Vorsichtsmassregeln, wiederholte nnd genauere 
Untersuchung oder öftere Answechselnng der Schienen, hätte vermieden 
werden können. 
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Nr. 54. Kutsch, dos Deutschen Reiehsgericlits. 

7. Zivilsenat. Vom 8. März 1907. 

(JW. Jahrg. Sä (1907> Nr. 9 S. MS ZUT. M.) 

§ 4M Abs. 2 ZPO. Me bi I. ImImi MitarlatMM Abtohimo 8ioliv«ntbili|w 
Midert nicM die AMeNiaii in dar BeraftiHiiiintain. 

Der Berufangskl&ger hatte in der Bemfongsinstaiiz gegen den 
Landesbaninsp^tor F., der als SachTerständiger yemommen werden 
sollte, ein Ablebnangsgesach augebracht, welches er daranf stfitzte, 
dass der Sachverständige Mitglied der Stadtverordnetenyersamndang der 
beklagten Stadtgemeinde sei. Das KG. hat, ohne auf die sachliche 
Frage einzugehen, das G^nch aas einem formellen Grunde abgewiesen, 
nämlich deshalb, weil der Sachverständige scheu in L Instanz ttber den 
Wert der enteigneten Fläche, aber den er auch jetzt wieder vernommen 
werden solle, ein Gutachten erstattet habe und vom Berufungskläger 
nicht glaubhaft gemacht sei, dass er den Ablehnnngsgrnnd nicht schon 
in I. Instanz hätte geltend .machen kijnnen; das KG. erklärt deshalb 
das Ablehnungsgesucli nach § 400 Abs. 2 ZPO. für unbegründet: Dieser 
Auslegung und Anwendung des § 406 Abs. 2 ZPO. vermag der er- 
kennende Senat nicht zuzustimmen. Erhebliche praktische Gründe 
mSgen allerdings daför sprechen, allein auf der anderen Seite ist das 
Gewicht der Erwägung, dass es sich in der Berufungsinstanz um ein 
novom Judicium handelt, so bedeutend, dass es für ausschlaggebend 
erachtet werden muss. § 406 Abs. 3 ZPO. steht im zweiten Buche der 
ZPO., das von dem Verfahren in I. Instanz handelt, und in den auf 
die Berufung bezüglichen Bestimmungen des dritten Buches findet sich 
keine, die ebenso wie in den §§ 432. 533 bezeichneten Fällen, auch 
für den Kall des § 406 Abs. 2 ZPO. die Fulgen der in I, Instanz unter- 
las.senen rechtzeitigen Ablehnung eines Sachverständigen auf die 
Berufungsinstanz erstreckte. Dass § 523 ZPO. hier nicht in Betracht 
kommea kann, bedarf kaum der Erwähnung. 

Nr. 55. Eiitsch. des Deutschen Reichsgerichts« 
7. Zivilsenat. Vom 12. März 1907. 

(Dm fiMbt XI (1907) Nr. 10 S. MK.) 

I 823 BfiB. IlHftBi isr PIMit der EliMbalm zw BeltucMmi der ZHtsgtwfge im 

Bahnsteig. 

Der Satz, dass der Eisenbahnunternehmer den Fahrgästen gegen- 
über für den ordnungsmäsyigen Znstand der Zu- und Abgänge zu ihren 
Beförderungsmitteln haftet, gilt nicht ohne weiteres für jeden Zugangs- 
W^ zum Bahnsteig, .sondern nur für die zu den Baliiiaiilagen geliorif^en 
Wege, die nach den von der P]isenbalin getroffenen Einrichtungen die 
Beisenden nehmen müssen, um an den Zug zu gelangen oder um die 
Bffer, ElaoDlMümreoIitUolie BDtodwidaogeii XXIV. 4 
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Balinanlage zu verlassen. Bei Annahme einer Beleuchtuiigsptlidit ist 
weiter zu prüfen, ob im konkreten Falle zur Zeit des Unfalls — 
mondhelle Nacht — eine Beleuchtung geboten war. 



Kr. 56. Entsch. des Oestorr. Vcrwaitiingagttriehtshofes. 

Vom 13. März 1907. 

(Oesterr. Eisdili.-Zcltg. XXX (1907) Nr. 17 S. 155.) 

Befreiung eines Dienstgebäudes der Staatsbahndirektion von der Hauszinssteuer (§2 
StUbMteateMriMttiit von 23. Febriar EIrAiim ier OmmIriImi auf dto Steutr* 

vtndirtlbuigM dar 8l«MradntiMrtllw. 

Ans der r^elmftssig; in all«i Gesetzen Qber die direkten Stenern, 
80 insbesondere anch in den Oebftndestenergesetzen vom Jahre 1820 
nnd den hiezn erflossenen Nachtragsgesetzen enthaltenen Norm, dass 
nnr dengenigen, yon dem die Steuerleistnng gefordert wird, das ist 
dem Steuersubjekte, ein Rechtsmittel gegen den Ausspruch der Finanz- 
verwaltnng beittglidi der Stenerpflicht, bzw. des Ausmasses der Steuer 
eingeräumt wird (§ 44 des Hofkanzleidekretes vom 26. Juni 1820, § 4 
des Gesetzes vom 25. März 1880, RGBl. Nr. 39 usw.), folgt, dass die 
Gemeinde den Ausspruch der Staatsbehörde Uber die in ihrem Gebiete 
erfolgte Yorschreibung an direkten Steuern zum Zwecke der Zusclilags- 
grundlage bedingungslos liinzunebroen hat. Das unleugbare Interesse« 
(las die Gemeinde an der in ihrem Gebiet erfolgten Steuervorschreibung 
hat, kann sich ohne ausdrückliche gesetzliche Bestimmung schon deshalb 
nicht zu einem Rechtsanspruche bezüglich einer Einflassnahme auf die 
einzelne Steuervorschreibung verdichten, weil dies tief in den Rechts- 
kreis des Steuersubjektes eingreifen würde nnd daher im Gesetze be- 
sonders festgestellt sein mtisste. Ein noch viel grösseres Tnteresse 
hätte mit Rücksicht auf die Kontinjrentiernnf? der Erwerbsteuer bei- 
spielsweise jedes Mitglied einer Erwerbssteuergesellscliaft erster Klasse 
an der Steuervorschreibung der anderen Mitglieder, ohne jedoch 
legiliiiüert zu sein, diese Stenervorschreibung im liechtsmittelwege zu 
bekämpfen. Der besclnverdelührenden (lenicinde steht daher ein 
Rechtsanspruch in bezug auf die Frage der Hauszinssteuer- Vor- 
.«jchreibung für das in Rede stehende Gebäude nicht zu, nnd es er- 
.selieint die angefochtene Entscheidung des Finanzministeriums gesetzlich 
begründet. 

Nr. 57. EntBeh. des Beutsehen Relehsgeiiehts. 
6. Zivilsenat. Vom 14. März 1907. 

;.nv. Jahr;; 36 Nr 10 S. SU Ziff. Iii) 

§ 1 RHaftpflG. Ein ßetriebsunfaU liegt nicht vor, wenn sich derselbe erst nach Ab- 
steigen vom angekommenen Zuge auf dem Bahnsteig durch Anstossen an ein dort auf* 
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lestelltes Gerüst ereignet hat. Wohl aber ist die Bahn mangels erforderlicher Slcher> 
battsvorkehrungen gemäss §^ 823, 831, 889 BGB. ersatzpflichtig. KonliurriereiidM Ver- 
schulden des Verletzten bewirkt Teilung nach § 254 I. c. 

Der Uulall der Klägerin hat sich ereignet auf dem Bahnsteig der 
Bahnhofshalle, auf welchem die Klägerin nach dem Verlassen des 
Zuges dtin Ausgange zuschritt. Mit dem Stillstehen des Eisenbahn- 
zuges ii(>ri nun die Befürdernngstätigkeit der Eisenbahn, die vorzugs- 
weise die (Gefahrenquelle des Bahnbetriebes darstellt, auf; indessen 
können auch beim Aussteigen gewisse gefährliche Eigentümlichkeiten 
dieses Betriebes Unfälle erzeugen, die alsdann unter § 1 RHaftpflG. 
fallen. Dahin gehört namentlich die durch den Betrieb der Eisenbahn, 
die baldigst zu erwartende Weiterbewegung des Zuges auf Zwischen- 
stationen gebotene Eile. Unfälle dagegen, die der Passagier nach dem 
Aussteigen auf dem Bahnsteig erleidet, gehören hierher nicht; wohl 
können Gedränge und EUe eines Beisenden anf dem Wege zum Zuge 
den ursächlichen Zusammenhang mit dem Eisenhahnbetriebe herstellen, 
nicht aber das Verlangen, schnell den Zog nnd das Gedränge des 
BahnhofiBverkehrs hinter sich zu lassen, wenn er am Beetimmiiogsort 
angelangt ist Die Klägerin wollte aber nicht etwa nmsteigen und 
nach einem anderen, alsbald abfahrenden Znge sich begeben, sie strebte 
vielmehr nach Hanse; wenn sie hierbei Eile entwickelte, so hat diese 
mit dem Eisenbahnbetriebe nichts zu ton. (Vgl. ausser der vorange- 
führten Entscheidung des B6. die Urteile JW. Ol S. 84, 85; 04 8. 484 
Nr. 6, 8. 486 Nr. 11; Eger, BHaftpflG. 6. Aufl. 3. 11, 12, 14, 16, 27, 32.) 
Das Berufungsgericht nimmt nun an, dass der in die Halle einfahrende 
Zug, mit dem die Klägerin ankam, Verspätung hatte, und, da er um 
so eher aus der BahnhofshaUe wieder leer hinausgeschoben werden 
musste, f&r das Aussteigen Eüe geboten war, die Kl&gerin wenigstens 
diese Ar geboten erachtet habe. Auch damit wäre aber nur die Eile 
des Aussteigens, nicht die des Weitergehens auf dem Bahnsteig mit 
dem Eisenbahnbetriebe in ursächliche Verbindung gebracht, und so er- 
klärt das Berufungsgericht den Vorgang weiter so, dass die Wirkung 
des eiligen Absprunges auch auf die nächsten Schritte der Klägerin 
auf dem Bahnsteige sich fortgepflanzt habe, und in dieser Weise 
der Unfall mit dem Aussteigen in einen Akt zusammenfalle. Allein 
diese Erkläning des Vorganges ist nicht nur in hohem Grade unwahr- 
scheinlich — das Hinausschieben der entleerten Züge aus der Halle 
der grossen Endstationen pflegt erfahrungsgemäss nicht so eilig zu sein, 
dass nicht das Aussteigen der Passagiere ganz ruhig sich abwickeln 
könnte — , sie ist aurli in dem Parteivorbringen und in der Beweis- 
aufnahme ohne jede Unterlage und ist daher von der Bevision mit 

4* 
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Kecht als tatbcstaiidswidrig bezeiclinel woiden. Die Klägerin hat zwar 
im allgemeinen sich auf die p]ile des Aussteigens berufen; darunter 
kann aber nur die naheliegende, auch Vdui ersten Kichtt i' angenommene 
und rechtsirrigcrweise mit dem Ei.^^eiibahnlu trieb in Beziehung ge- 
brachte Eile verstanden werden, mit der der angekommene Passagier 
sich bestrebt, den Waggon und den Bahnliof möglichst rasch zu ver- 
lassen und nach Hause oder in das Hotel zu kommen; dass sie an ein 
drohendes Wiederabfabren des Znges gedacht habe und deshalb eilends 
ausgestiegen sei, hat die Klägerin selbst nicht geltend gemacht 
S^ensowenig aber, dass sie nicht sowohl ausgestiegen, als ans dem 
Waggon herans- und bernntergesprungeo und vermöge der Kraft dieses 
Sprunges sofort gegen das Hindernis des Gerfistes gestürzt oder ge- 
flogen sei. In Wahrheit liegt nichts weiteres vor nnd konnte nichts 
weiteres festgestellt werden, als dass die Elftgerin mit einer gewissen 
natürlichen Eilfertigkeit ausgestiegen und mit derselben Eilfertigkeit, 
ohne sich umsablicken, auf dem Bahnsteige dem Ausgange zu weiter 
gegangen nnd hier bei den ersten Schritten gegen das Winkeleisen des 
Gerüstes gestossen ist. Dieser Tatbestand rechtfertigt aber die An- 
wendung des § 1 BHaftpflG. nicht. Dagegen war, wiederum im Gegen- 
satz za dim Urteilen der Vorinstanzen, eine Haftung des Beklagten 
fftr den Unfall und seine Folgen wegen Verschuldens nach §§ 823, 31, 
39 BGB. anzuerkennen. Wenn auch in der Aufstellung des Gerüstes 
Oberhaupt eine Fahrlässigkeit eines Vertreters des Beklagten nicht zu 
erblicken ist, so liegt doch die olfenbare Tatsache vor, dass das Gerüst 
für den Menschenverkehr auf dem Bahnsteige ein Hindernis bildete, das, 
insbesondere bei der auf den Bahnsteigen gewöhnlichen Eile der 
Passanten, Gefahren für die köi-perliche Unversehrtheit zu erzeugen 
geeignet war. Auf ein solches Hindernis musste das dort verkehrende 
Publikum in zweckentsprechender Weise aufmerksam gemacht werden. 

Ein mitwirkendes eigenes Verschulden der Klägerin an dem Unfälle 
ist von dem Berufungsgericht zu Recht angenommen worden. Auch 
wenn dieses Verschulden nicht der vom Beklagten auf (irund des § 1 
RHaftpflti. zu vertreten<len Betriebsgefahr, sondern (l<Mn nach §§ 31, 
89 BGB), von ihm gleichfalls zu vertretenden Verschulden seiner Ver- 
treter gegenübertritt, erscheint die vom Berufungsgericht nach Mass- 
gabe des § 2rii BGB. vorgenoninieiie Verteilung des Schadens je zur 
Hälfte auf beide l'artt'ien gerecht tertigt. Die erörterte schuldhafte 
Unterlassung V(oi Sicherheitsvorkehrungen seitens des Beklagten und 
die Unachtsamkeit der Klägerin, die bei Beobachtung der auf dem 
Bahnsteig eines Bahnhofes stets gebotenen .\ufmerksamkeit auf Hinder- 
nisse uUerurt, die <ien Passanten sich entgegenstellen küuueu, das 
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Gerüst unbedingt hatte waliinelimen müssen, halten einander das 
Gleichgewicht, so dass die getroffene Abwägung zu billigeu war. 



Kr. 58. Entscli. des Deutselion Kelchsgcrielits. 

7. Zivilsenat. Vom 15. März 1907. 

§30 Preuss. EntG. §§319,517 ZPO. Hat ein Entschädigungsfeststellungsbeschluss wegen 
einer unrichtigen tatsächlichen Grundlage durch einen zweiten Beschluss eine Ver- 
bMMrang oder Bsrlohtigung — ntoht efaie blosse Beseitigung von Fehlern erfahren, 
a« baflint die eeobtaienalihdie Frlet irit der Zwtelluni den iwellm BeaoMweae. 

Der erste Besehlnss bemht anf einer nnrichtigeD, tataäcliHchen 
Grundlage; er ist aber nicht offenbar unrichtig im Sinne des § 819 
ZPO., was sich deutlich daraus ergibt, dass das wirklich (Gewollte 
keineswegs mit Sicheriieit aus den 6i*ünden entnommen werden kann. 
Zu ersehen ist wohl, dass 4 ha zu wenig in Ansatz gebracht sind, aber 
nicht, dass sie dem Ackerland zuzurechnen sind, und auch nicht, 
welcher Betrag dafür zu berechnen ist. Diese Faktoren der Ent- 
scheidung werden erst durch den Beschluss vom 18. Januar 1905 ge- 
schaffen, in welchem das Ackerland auf 4 ha 41 a 67 qm (statt auf 
41 a 67 qm) richtig gestellt und gesagt ist, dass auch für Äe bisher 
licht berficksichtigten 4 ha der Einheitssatz von 86 Mark für das Ar 
bewilligt werde. Hierin liegt aber eine neue Entscheidung, die man 
wohl als eine Verbesserung oder Berichtigung der früheren bezeichnen, 
nicht aber als blosse Beseitigung von Fehlern im Ausdruck ansprechen 
kann. Der Bezirksausschuss hat denn auch die Entschädigung „für 
die zu enteijriit nden ö ha 93 a 05 qm" anderweit auf 23287,12 Mark 
festgesetzt. Hiernach versagt die entsprechende Anwendung des §319 
ZPO. und des Satzes, dass die Berichtigung: eines Urteils gemäss 
dieser Vorschrift auf den Lauf der Rechtsmittelfrist keinen Einfluss 
übe. In Frage kann nur kommen, ob unter den obwaltenden Um- 
ständen gegen beide Beschlüsse des Bezirksausscluisses selbständig und 
mit gesondertem Fristenlauf der Rechtsweg eröffnet woiden ist. Die 
Bejahung der Frage würde sich zunächst mit der ausgesprochenen 
Absicht des Bezirksausschusses in Widerspruch setzen, dass als die 
endgültige Entscheidung, mit deren Zustellung erst die Frist nacii § 30 
EntG. zu laufen beginne, der letzte Beschluss zu betrachten 
sei. Sie würde auch zu dem unbefriedigenden Ergebnis führen, dass 
der erste Beschluss rechtskräftig geworden sein könnte, der zweite 
noch der Anfechtung durch den Fiskus unt^nläge und im übrigen es 
zweifelhaft bliebe, ob, sofern er nicht angefochten oder erfolglos ange- 
fochten ist, der Kläger dennoch {trotz der Eechtskraft des früheren 
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Besc.lilusstis) die höhere, im zweiten Be.sohluss festgesetzte Siimuie zn 
eilialten hätte. Diese Unzutiäglichkeitcii wären nur dann hinzunehmen, 
wenn gesetzliche Vorscliriften sie unvermeidlich machten. An solchen 
Vorschriften fehlt es. Im Gegenteil wird man im Hinblick auf § 517 
ZPO. sagen können, dass der Gesetzgeber die oben aufgeworfene Frage 
vemeineDd entschieden haben würde, wenn er sie sich vorgelegt hätte. 
Nach § 617 ZPO. beginnt, wenn innerhalb der Beruf nngsfrist ein 
Urteil in Oemassheit des § 321 dnich eine nachtrilglidie Eni- 
sebeidnng ergänzt worden ist, mit der Zustellung der nachtritglichen 
Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist auch für die Berufung gegen 
das zuerst ergangene Urteil von neuem. Die Vorschrift beruht auf dem 
Gedanken, dass das Nebeneinanderlanfen zweier Berufungen nicht 
wünschenswert und möglichst zn Termeiden sei Dieser Gedanke trifft - 
auch den gegenwärtigen Fall. Sieht sich in dem ftlr Enteignungssachen 
vorgeschriebenen Beschlussverfahren (§§ 160 ff. des Zuständigkeitsge- 
setzes vom 1. Angnst 1883) der Bezirksansschnss veranlasst, innerhalb 
der fOr die Beschreitung des Bechtsweges offengelassenen Frist seinen 
ursprünglichen Entochädigungsfestetellongsbeschlnss über den Bahmen 
einer blossen Berichtigung im Sinne des § 319 ZPO. hinaus zn orgänzen, so 
entspridit es der Sachlage, jene Frist erst mit der Zustellung des die 
Entschädigung endgültig festsetzenden Beschlusses beginnen zn lassen, 
und es mnss dies um so mehr gelten, wenn die Verwaltungsbehörde selbst 
eine solche Anlfossnng zu erkennen gibt. Damm ist der massgebende 
Zeitpunkt im gegenwärtigen ITaüe die Zustellung des Beschlusses vom 
18. Januar 1905, und es wird darauf ankommen, ob dieser Beschluss 
dem Jastizrat K. als Vertreter des Klägers am 19. Januar 1905 mit 
Wirkung für den letzteren zugestellt worden ist 



Nr. 59« Entseh. des Dentsehen fieiehsgeriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 21. März 1907. 

Art t«0 ES. I. BÜB. «| 907, 823, 881 B8B. H 12, 17 Prautt. KtotabÜ. vmi 28. M 1882. 

§ 25 EisenbG. vom 3. November 1838. Wegen Beschädigung eines Hauses durch den 
WagM einer Kleinbahn ist eine Klage auf Beseitigung der Bahnanlage genäse § 907 B6B. 

nicht zulässig, wohl aber auf Schadensersatz. 

Die von der Beklagten betriebene Kleinbahn führt durch eine 
Strasse von H., die eng nn<l crekrüninit ist und ein starkes Gefalle hat. 
Ein die Strasse hinunterfahi eiuler Wagen ist aus dem (ileis o;esi>rnnc:eii 
und hat, crefren das Haus des Kliigers anprallend, dieses erheblich beschädigt. 
Das "Rerutungsj,'ericht hat den Anspruch des Klägers, wegen dieses 
Schadens von der liekiagleu Ersatz zu erhalten, dem Grunde nach für 
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gerechtfertigt erklärt. Es geht zutrelfeud davon aus, dass der An- 
spruch weder auf das Preussische Gesetz über Eisenbahnuiiternelinuingen 
vom 3. November 1838, noch auf das Hat'tpflichtgesetz, sondern allein 
auf das BGB. gestützt werden könne. Es hält aber weiter dafür, dass 
Dicht zu untersuchen sei, ob die Beklagte den Schaden durch eigenes 
Verschulden verursacht habe oder einen von ihrem WagenfQhrer wider- 
rechtlich zugefügten Schaden nach § 831 BGB. zu emetaen habe. Denn 
naeh dem hier gegebenen Tatbestände sei die Beklagte ersatzpflichtig, 
ohne dass der Elftger einen dem § 833 BGB. entsprechenden Beweis 
za führen habe and ohne dass der Beklagten der Entlastnngsbeweis 
des § 831 BGB. offen stehe. Im AnscMnss an die AnsfQhningen des 
ürteUs des Y. ZS. des BG. vom 11. Hai 1904 — BG. 58, 130 — nimmt 
dasBemftmgsgericht an, dass, weil die Bahnanlage die an der engen Strasse 
liegenden H&nser gef&hrde, ihren Eigenttlmem aber nicht das Becht 
zustehe, gemftss § 907 BGB. die Beseitigung der Anlage zu fordern, 
sie statt dessen den Ersatz des ans dem Bestehen und der Benntzong 
der Anlage ihnen erwachsenden Schadens Tom Unternehmer der Bahn 
fordern k5nnten. Die Revision hat den in dem angofttbrten Urteile 
begründeten Bechtssatz nicht beanstandet nnd nur seine Anwendbar- 
keit anf den hier gegebenen Tatbestand bestritten. Aneh der er- 
kennende Senat tritt den Ausführungen des 7. ZS< bei. Es ist also 
davon auszugehen, dass, wenn der Tatbestand vorliegt, der nach § 907 
BGB. dem Eügentümer eines Grandstücks das Recht zum Widersprach 
gegen eine auf dem Nachbaigrnndstttck bestehende Anlage gibt, ihm in 
den Fällen, wo ihm dieses Recht ausnahmsweise gesetzlich versagt 
wird, ein Ansprach auf den Ersatz des Schadens zusteht, der aas der 
unzulässigen Einwirkung der Anlage auf sein Grundstück entsteht. 
Nun sind nach Art. 109 EG BGB. die landesge.setzlichen ßestinunungen 
über die im öffentlichen Interesse erfolgenden Beschränkungen des 
Eigentnms bestehen geblieben, mithin auch die Vorschriften des 
Preussisciien Gesetzes über Kleinbahnen vom 28. Juli 1892. Nach 
diesem ist ein Widerspruch des einzelneu Anliegers gegen den Bau und 
den Betrieb einer Kleinbahn, insbesondere ge^^en den von der Behörde 
festgestellten Bauplan ausgeschlossen (§§ 12 u. 17 a. a. 0.). Demnach 
fragt sieh allein, ob die Bahnanlage, so wie sie jetzt steht, eine un- 
zulässige Einwirkung auf das benachbarte Grundstück des Klägers mit 
Sicherheit vorau>«selieii Hess, die jetzt auch tatsächlich liervui getreten 
ist. Das Berufungsgericht hat die.'^e Fragt' bejaht, weil die ungünstigen 
Steigungs- und Krümmnngsverhältnisse der Bahn . namentlich beim 
Hinzutreten anderer die Geschwindigkeit dei- Wagen erhöhender Ura- 
stäude, die Wagen trotz starker Bremsen dergestalt ins Gleiten bringen 
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könnten, dass sie mit grosser Wnclit ans dem Qleisc und gegen die 
anliegenden Hftiuer geaeUendert würden, wie das aach die Erfahning 
im Torliegenden Falle gezeigt habe. 

Die Grttnde des Berofangsurteils geben nicht Anlass zn der An« 
nähme, es sei rechtsirrig davon ausgegangen, eine im Sinne des § 907 
BGB. gefahrdrohende Anlage sei stets schon dann vorhanden, wenn 
die Gefahr allein aus ihrer fehlerhaften Handhabung entspringe. Viel- 
mehr können die Gründe nnr in dem Sinne verstanden werden, dass 
so, wie gelegentlich Regen und Schnee, auch Fehler des Wagenführers, 
zu schnelles Fahren oder zn starkes Bremsen, die schädlichen Wir- 
kungen auslösen können, die ihre erste Ursache in der gefahrbringenden 
Beschaifenheit der Anlage haben. So ist auch der von der Revision 
angegii&ne Satz des Bemfnngsurteils auszulegen, dass die auf der 
gefahrdrohenden Anlage beruhende Gefahr stets nur durch Menschen- 
hand zum Ausbruch gebracht werden könne; denn es wird weiterhin 
hervorgehoben, dass der Unternehmer einer gefährlichen Eisenbahn- 
anlage mit der Möglichkeit einer vom Betriebsbeamten begangenen 
Unvorsichtigkeit rechnen mttsse. 



Nr* €0. Entseh. des Deutschen BetehsgericlilB« 
6. Zivilsenat Vom 11. April 1907. 

(Dsl BMbi. XI (IMV) Nr. 10 8. <« ZHC IMS. - 4W. XZXVI (1907) Mr. 11 8. MO.) 

§ 3a Haftiiflfi. Mndenseroatz für Aufhebung oder MintforiMg dor ata Millis Im 

Gewerbe des Vaters tätigen Tochter. 

a) Der Umstand, dass die Verletzte als Gehilfin ihres Vaters in 
dessen Gastwirtschaft ohne eine bestimmt abo^e^reiizte Eiitlohnnng 
Aviiktc und nur ihren Unterhalt in der häuslichen (Temeinscliaft mit 
ihm fand, schliesst nicht aus, dass bei Bemessung des der Verletzten 
wegen Auflicbung oder Minderung ihrer Erwerbsfäbigkeit znzusprechen- 
den Schadenersatzes der gewöbnliche Ertrag einer solchen Erwerbs- 
tätigkeit zugrunde gelegt wird, wie die Verletzte ihn bezogen haben 
würde, wenn sie nicht im Gewerbebetriebe ihres Vaters, sondern bei 
einem Dritten eine solclie Stellung ein<;enommen hätte. 

b) Die Annahme, dass die Erwerbsfälligkeit regelmassig als bis 
zum Tode fortbestehend anzusehen sei, und dass im Kinzelfalle das 
Gegenteil zu beweisen sei, ist nicht zu billigen. Es muss vielmehr 
bei Zubiliigniig einer Rente wegen aufgt lioi)eiier oder geminderter 
P^rwerbsfähigkeit festgestellt werden, wie sich annehmbar die Erwerbs- 
fähigkeit der verletzten Person in ihrem höheren Lebensalter ohne den 
Unfall gestaltet haben würde. 
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Nr. Gl. Kiitiich. (k's Deutschen RelchsgoricJite. 
6. Zivilsenat. Vom 15. April 1907. 

(JW. 3%hTg. W (IW7) Nr. 11 & SM m 6.) 

Auf einen SckadMtersatzanspruoh wegen Znwideriitndlnngen gegen die dnrcli den Ab> 
MMm eiMW TrmeiMrtvwrIragM für tfei UnttnwlNMr tafrlMMtn PfltaMMi iMtet 41« 
MChMMMtlie Verjährung des § 638 BGB. {(eine Anwendung (Unfall durch Zutanmii- 
ttoas des MotormieM einer StrMMnlwlMi Mit einen Gttteruge). 

Es erhebt sich die Frage, ob nicbt die kurze — sechsmonatige ~~ 
Veij&hnmg des § 638 BOB. fQr die Ansprüche des Klftgers Platz 
greift, die fOr die Ansprüche des Bestellers aus einem' Werkverträge 
wegen Mängel des Werkes gegeben ist und auch neben den eigent- 
lichen GewAhrleistnngsansprüchen die Ansprüche auf Scliadensersatz 
amfasst. Der erkennende Senat hat in einer Entscheidung vom 
19. Juni 1905 (JW. 05 S. 484 Nr. 1) auf Grund der Bestimmung des 
§ 646 B(tB. ausgesprochen, dass die kui-ze Verjährung des §638 nicht 
nur für die Herstellung? einer Sache, sondern auch für Leistungen nicht 
körperlicher Art, die Erzielung eines Erfolges Platz greift und alsdann 
mit der Vollendung der Leistung beginnt; er hat diesen Grundsatz 
alsdann auch auf einen Schadensersatzauspruch der vorliegenden Art aus 
einem Transportveitrage, da dieser als ein Werkvertrag sich darstellt, 
angewendet. Die erstere Aufstellung, die die Ausdehnung des Geltungs- 
bereiclis des i; 638 auf Werkvei träge jeder Art, auch auf unkürperiiche 
Leistungen, zum Gegenstande hat, ist grundsätzlich aufrecht zu er- 
hallen, an der konkreten Anwendung der kurzen Verjährung des 638 
auf Scliailensersatzansprüchc der vorliegenden .\rt iiäll dagegen der 
erkennende Senat nicht fest, schliesst sich vielmehr den Entscheidungen 
des VII. ZS. an (RG. 62, 119; 64, 41; vgl. auch das Urteil des I. ZS. 
RG. 62, 210i, worin | 638 BGB. für unanwen<lbar erklärt wird, wenn 
es sich nicht um einen Mangel des gelieferten Werkes handelt, sondern 
um eine .,durch i»usitives Zuwiderhandeln gegen die ptiichtniiissige 
Sorgfalt bei der HersteUung des noch nicht vollendeten Werkes be- 
gangene Vertragsverletzung"; dieser Fall ist gerade gegeben, wenn ein 
Fahrgast während der Beförderung durch den Transportunternehmer 
infolge Ausserachtlassung der vertragsmässigen Sorgfalt seitens des 
letzteren körperlich verletzt wird. Die Werkleistung des Transport- 
antemehmers ist die Befordeiung des Vertragsgegners von Ort zu Ort; 
Mängel dieser Leistung unterstehen der kurzen Veijährung des § 638; 
dass der Transportunternehmer die Person, der er zu jener Leistung 
sieh verpflichtet hat, vor Gefahren sichere, die ihm auf dem Transport 
durch die Transporteinrichtungen und -Massnahmen begegnen können, 
ist eine daneben laufende Verpflichtung, die zwar auch auf dem 
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VertragSTerbältnis bernht and za den Yertrag^flicbten gehdrt, die aber 
mit der TransporÜeistong selbst nicbt sasammenfUlt; dnrcb einen 
Hangel der vertragsmässigen Sorgfalt in der Ansfnbrnng des Werkes 
wird bier dem Vertragsgegner ein positiver Schaden recbtswidrig an- 
gefügt, für dessen Ghiltendmacbnng die Bestimmung des § 638 BOB. 
nicbt gegeben ist, die die kurze Verj&bmng für Gewftbrleistnngsklagen 
(Wandelung und Hinderung) ans den bisher geltenden Rechten über- 
nommen und diesen nur die Scbadensersatzklage wegen scbnldbaft 
mangelhafter' Leistung hinzugefügt hat; immer aber mnss es sich um 
einen Hangd des Werkes oder der Leistung bandeln, der, Ton dem 
Verschulden des Verpflichteten abgeseben, mit der Wandelungs- oder 
Hinderungsklage zu verfolgen sein würde. 

Nr. 62. Eiitsch. des Deutschen Ueiehssrerlehts« 

• 7. Zivilsenat. Vom IB. April 1907. 

(Das Hecht XI illW7) Nr. 10 S tiiü Zlfl. UM u Nr. v^ S. 78a.) 

Zu g 833 ZPO. Die Pfändung des Diensteinkomniene eines Beamten umfasst ohne weiteres 

aioh dM Pi es tes n isprsch dn Beuntos. 

Wie die Begründung erkennen Iftsst und auch aus der Absicht des 
Gesetzes ohne weiteres entnommen werden kann, sind die im g 883 
Abs. 1 ZPO. aufgeführten Fülle von VeiHndemngen nur Beispiele, die 
eine Anwendung auf fthnliche Fülle nicht ausschliessen. Darum unter- 
liegt es auch keinem Bedenken, die Versetzung eines Beamten in den 
Ruhestand nicht als einen Vorgang zu betrachten, der die Wirkung der 
vorher ausgebrachten Gehaltspf&ndung boseitigt und eine neue PfÜn- 
dnng erforderlich macht Auch die Pension ist ein in einer Qehalts- 
quote ausgedrückter Bestandteil der dem Beamten für sein Amt aus- 
gesetzten Beute (vgl. BG. Bd. 38 S. 322, 323; Bd. 55 S. 6), mithin 
Diensteinkommen, wobei es unerheblich ist, dass die Pflicht zur Dienst- 
leistung aufgehört hat In der Literatur heiTscht denn auch, soweit 
ersichtlich, Einverständnis darüber, dass die Pfändung des Dienstein- 
kommens die Pension mit ergreift 

Nr. 63. Entseli. des Landi?ericlits 1 München. 

Vom 17. April 1907. 

(Spod.- u. Sclim'. ZcItg. XV il907i Nr 2» .S 842 > 

g 459 BGB. g 77 EisenbVerkO. Haftung für mangelhafte Verladung von Möbelwagen 

aif offiMM filttrwaiN. 

Unbestrittenermassen hatte die Klägerin nach den Bestimmungen 
des Tarifs für die Verladung des Mdbelwagens selbst Sorge zu tragen, 
bat dies auch getan, hat es jedoch unterlassen, den Möbelwagen, 
wie dies in der Anlage H zur Eisenbahnverkehrsordnung vorgeschrieben 
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ist, durch Ketten oder starke Stricke an dem Wagen festzubinden. 
Die Verladung war also mangelhaft. Klägerin gibt selbst zu, dass 
eben durch diese mangelhafte Verladung das Herabfallen des Möbel- 
wagens dorch den Stann ermöglicht wurde. Es fragt sich nun ledig- 
lich, ob die im § 459 HOB. mit § 77 EVO. der Eieenbalm sngestandene 
Haftbofreinng hinsichtlich des darch mangelhafte partehieitige Yer- 
ladang des Wagens erwachsenen Schadens ausgeschlossen ist oder 
nicht. Klägerin sucht den Ausschluss der Haftbeflreiung damit zu be- 
gründen, dass sie der Eisenbahnverwaltong die Nachprftfnngspflicht 
bezttglich der Ordnungsmässigkeit der Verladung auferlegt und ans dem 
Unterlassen dieser Prüfung im rorwttrflgen Falle ein Verschulden der 
Eisenbahn bzw. ihrer Leute gemäss § 459 Abs. 8 HOB. konstruiert. 
Biese Anschauung geht fehl. Der Eisenbahn ist nach Ziffer 5 der mehr- 
erwähnten .Anlage H** eine Weisung nur bezüglich der Behandlung 
der einschlägigen Güter an den Uebergangsstationen gegeben. Die 
Haftbefreinng in der angegebenen Richtung hätte gar keinen Sinn, 
wenn man die Eisenbahn fttr verpflichtet erachten woUte, in jedem 
Falle eine geni^e Nachprüfung hinsichtlich der Art und Weise der von 
dem Absender betätigten Verladung vorzunehmen. Damit stimmen auch 
die AuaftthrangenbeiEger, Deutsches Frachtrecht 2.Auf]. Bd. III S. 275it 
überein. Danach bat die Eisenbabnverwaltung keine Verpflichtung 
zur Kontrolle der Art und Weise der Verladung, sofern diese dem 
Absender obliegt, nnd ist auch nicht zur Vornahme besonderer Scbutz- 
massregeln verpflichtet , sofern sich solche Schäden etwa unterwegs 
zeigen (s. S. 279), cf. aucli Egers Eisenbahn rechtliche Entscheidungen 
Bd. XX S. 309. Es liegt somit im gegebenen Falle ein die Haftbe- 
freiung der Eisenbahn ausschliessendes Verschulden der Bahn oder 
ihrer Leute nicht vor, womit der Ungrund der Klage dargetan ist. 
Die Klage war daher abzuweisen. 



Nr. 64. Entseh. des Benisciieii Betohsgeriehts. 
6. Zivilsenat Vom 18. April 1907. 

(JW. jBlirg; SB (1907) Nr. 11 S. SM Siff. M.) 

I 1 NaftpflG. Die Haftpflicht der Eisenbahn kann durch tm Sich den Fabrilcarbeitern 
llRes Anschiussetabllssements nicht obliegenden Handlungen an den Anschlussgieisen 
ium beoriindet werden, wenn die Eisenbahn diese HandlNngen trotz einzelner Warnungen 

geduldet hat. 

Wenn unberufene Dritte einen irgendwo auf einem (i leise stehen- 
den Eisenbahnwagen in Bewegung setzen und dadurch Schaden ver- 
ursacht wild, so feldt es an dem ursächlichen Zusammenhang; des 
letzteren mit dem Baiiubetriebe. Allein nach den besonderen Umständen 
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des bier zur Entscheidang stehendeD Falles trüft dieses Bedenken 
nicht zu. Die Bahnverwaltung hat die bei der Fabrik entladenen 
Eisenbahnwagen nicht immer an der Drehscheibe abgeholt, sondern es 
ist, wie das Berufungsgericht feststellt, mit ihrem Wissen vielfach 
vorgekommen, dass die Fabrikarbeiter, statt die Abholung der Wagen 
abzuwarten, diese vermittels des vorhandenen Oef&lles dem Hauptgleise 
zurollen Hessen. Allerdings ist zugleich als erwiesen angenommen, dass 
das geschehen ist, t>bwohl die Bahnverwaltung warnte und jede Ver- 
antwortung für einen dabei vorkommenden Unfall ablehnte. Aber das 
Berufungsgericht hat dieses Verhalten der Bahnverwaltung so aufge- 
fasst, dass sie die AusfObrung der ihr obliegenden Betriebshandlung 
durch die Fabnkarbeiter und in der beschriebenen Weise nicht ernst- 
lich gehindert, sondern, indem sie sich auf Warnungen und Ver- 
wahrungen beschränkte, geduldet hat. Darin liegt eine wesentlich 
tatsächliche Beurteilung der Vorgänge, der rechtliche Bedenken nicht 
entgegenstehen. Hiernach ist mit Recht angenommen, dass der Ver- 
letzte auf Grund des § 1 HaftpflG. Anspruch auf Schadensersatz 
gegen die Beklagte gehabt hat, der auf die Klägerin im Umfange 
ihrer durch die Versicherung begründeten Entschädigungspflicht über- 
gegangen ist. 

Nr. 65. Entseh. des Deutschen Keiclistreriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 23. April 1907. 

(Dm B«ebt XI (MO?) Nr. Ii 8. 71«.) 
Die im § 6 des Prsm«. Bahneiikeittgetetzet voa II. Juni 1902 vorgesehene EnttokI* 
digung soll sich nur materiell, nicht formell naeh den Vorschriften des Enteignungs- 
gesetzes richten, kann also unmittelbar im Rechtswege geltend gemacht werden. 

Nach § 6 des Ges. iiber die Bali nein hei teil vom 19. August 1895 
u. 11. Juni 1902 (GS. 1902 S. 238j findet die Vei folgung dinglicher 
Rechte an einzelnen zur Bahneinheit geliürigeu Grundstücken bis zum 
Erlü.sclien der Geneliinigung itur da.s Unteniehmen) nur statt, soweit 
die Baljiiaufsiclitisbeliürde beisclieiuigt , dass durch die Verfolgung die 
Betiiebsfähigkeit des Bahnunternelimeiis iiidit lun^intiaclitiirt werde; 
wird die Bescheinigung versagt, so kann der Bcrtn litigtc. gegen Aufgabe 
seines Rechtes von dem Eigentümer der Baiin eine Entschädigung 
fordern, welclie sich nach den Vorsclirifteu über die Entschädigung für 
den Fall der Enteignung liestinimt. Mit diesem Hinweis auf das Ent- 
eignungsgesetz ist nur die Anwendung der materiell rechtlichen Eut- 
scliädigungsgrundsätze dieses Gesetzes vorgeschrieben , wäiii end die 
formalen Normen des Entschädigung.^^verfalirens ausser Anwendung 
bleiben, die ( i c 1 1 e ml ni ac Ii ung des Entschädigungsanspruchs also 
unmittelbar im ordeiillicheu Rechtswege erfolgt. 
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Nr. 6<i. Eiitscli. (los Doiitselieii ßok'hsu:('riclit8* 
a.Zivilseoat. Vom 20. April 1907. 

(JW. Jahrg. 86 (1907) Nr. la S. 373 Zill. 25 ) 

Mt ZMrfctMHiig eiaet B«tra|et fir die Keatea des HeilverfaImM biw. d«r Var- 
Mfermi der BadOrfMsM Ist — wie mmH 9 843 B8B. ind § 7 ManpM. — aMh 
aaoh 9 I AIm. 4 daa BaaMtUiifFIrtB. vaai 18. Juai 1887 la Baatanfana nliaalf. 

UnbegrUndet ist der Einwand der Bevision, dass die Zaerkennung 
in Form einer Rente niclit zulässig gewesen sei. Zu den .Kosten des 
Heilverfabrens'' im Sinne des § 1 Abs. 4 des Gesetzes, betreffend die 
FQrsoige für Beamte 'infolge von Betriebsunfällen, vom 18. Juni 1887 
(Preussische Gesetzsamml. S. 282) gehören auch die Kosten fttr eine 
bessere Verpflegung, die zur Herbeiführung der Heilung oder zur Ab- 
wendung einer Verschliinnif rung des Gesundheitszustandes notwendig • 
ist (vgl. Urteil des RG. UI. ZS. vom 23. Mai 1905, JW. 1905 S. 443 
Nr. 29, und vom 3. Januar 1004, III 276/04; RG. 25, 50). Sind diese 
Aufwendungen nictit lediglich zeitweilig und vorübergehend erforder- 
lich, so liegt die Voraussetzung für ZuerkeunuDg einer Rente vor. Wie dies 
schon früher nach dem RHaftptlG. in seiner alten Fassung angenommen 
wurde (vgl. RG. 3, 3; Urteil des RG. III. ZS. vom 23. Oktober 1885, 
JW. 1886 S. 28 Nr. 34, vom 25. Seiitember 1886 bei Bolze III Nr. 405, 
vom 11. Februar 1890. SeiiffA. 48, 45, und vom 26. Februar 1891, 
Gruchot 35, 1158), so bildet jetzt nach § 843 BGB. und § 7 RHaftpflG. 
in der Fassung des .\rt. 42 EG BGB. die Form der Geldrcnte die 
Regel auch für „Vermehrung der Bediirfni.s.se". Das Gleiclie muss 
aucli fiir das UFürsG. vom 18. Juni 1887 gelten, ^v^l(lles die Zuer- 
keiiniing oder Erhöhung einer Peuslou, also eine iieute ahi Regel 
vorsieht. 



Nr. <i7. Entsch. des l>eutschen Rcichsirerichtü. 

6. Zivilsenat. Vom 29. April 1907. 
(JW. Jalurg. M (1M7) Nr. li S. M Ziff. la. — Das R«eht XI Mr. 11 8. 9lS Ziff. IMI.) 

1 1 NaflpiS. la dar Baaatsaaf alaaa aaai Sahauaa taaaiitaa Pfardaa aif ^ar aabaa 
dir Baha laifltaden Landstrasse liegt kein afosiaa Varachuiden, weaa dar FOhrar aUa 
erfordarllabaa Vorsichtsmassregeln getroffea bat 

Würden die Zeugen der Beklagten bestätigen, was sie behauptet, 
80 würde sich daraus in Verbindung mit der bereits geschehenen Be- 
weisaufnahme nichts weiter ergeben, als dass das Pferd des Klägers 
zeitweilig fromm, zeitweilig zum Scheuen vor der Bahn geneigt war. 

Die Verwendung eines solchen Pferdes auf einer Strasse, auf oder 
neben welcher die Eisenbahn läuft — hierüber wie über die sonstigen 
örtlichen Verhältnis.<ie an der Unfallstelle fehlt jede Feststellung — 
Würde indes dem Kläger nicht als Verschulden anzurechnen sein. Die 
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Landstras.se ist in erster fiinie für den Fulirverkelir, niclit für die 
Eisenbahn bestimmt, und es kann dem l^esitzer eines nicht völlig 
frommen Pferdes nicht angesonnen werden, die Strassen, auf welchen 
oder in deren unmittelbarer Nähe die Bahn fährt, zu meiden und damit 
sich der Benützung seines Pferdes vielfach überliaupt zu begeben. 
Vgl. RG. 62, 147. Wobl aber w&rde Kläger die gebotene Sorgfalt 
ausser Augen gesetzt liaben, wenn er vom Fahren und Pferdelenken 
nichts verstünde und dennoch die Fahrt auf der Stia»e neben der 
Eisenbahn unternommen h&tte. Jedoch wttrde filr den hier fraglichen 
Unfall diese Unf&higkeit nicht ursächlich gewesen sein. Denn der 
Kl&ger hat alles vorgekehrt, was zur VerhQtung einer Oefahr erforder- 
lich war. Hehr und anderes hätte auch ein kundiger und tfichtiger 
Fuhrmann nicht tun können. Die Beweisantrftge der Beklagten waren 
daher unerheblich, und es ist ohne Belang, ob, wie die Revision 
rügt, die Begründung des Berufungsgerichts für ihre Znräckweisung 
unzureichend ist. 

Nr. 68. £]itsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 6. Mai 1907. 

lOesterr. EiMub.-Verordu.-bl. XX (I0i)7) Nr h' S. 20it5.) 

Direb die Uebemabiiie ehenaliger Bedieisteter dar k. k. priv. KaiMr»Ferdliaidt-ilenl- 
baln Ii dm StaataaisealMlmdlMst hat eine Aeadarasf le der Peraea dea Manattami 

(§ 299 AI. 2 EO.) stattgefunden, welche das ErlBaohen der vor dieser Uebernahme 
ao den Dienstbeziigen des betrefTenden Personales erworbenen Pfaadreohte bewirkte. 

Es ist in der Tat das seinerzeit erwirkte Zahlungsverbot derzeit 
unwirksam. Denn dieses erging an die k. k. priv. Kaiser-Ferdinands- 
Nordbalin als vormalige Dienstgeberin des Verpflichteten* £<s konnte 
daher auch nur gegenüber dieser gelten, wie sich einerseits schon 

daraus, dass die gerichtliche Zustellung des Zahlungsverbotes an den 
Drittschuldner zur Bewirkung der Pfändung erforderlich ist (§ 294 EO.), 
eine solche Zustellung an die k. k. Nordbahndirektion nicht erfolgte, 
aber auch mit Wirkung für den betreibenden Gläubiger nicht durch 
irgendwelche andere Abmachungen ohne Inanspruchnahme des Gerichtes 
ersetzt werden kann, anderseits aus dem Schlusssatze des § 299 KU. 
ergibt, wonach die im Abs. 2 dieses Parafrraphen getruftene Bestimmung 
auf den Fall der Aenderung des Dienst hm n keine Anwendung findet. 
Eine solche Aenderung des DieusLlierrn hat stattgefunden. Es liegt 
auch keine IJniversalsukzession vor, welche es ermöglichen würde, eine 
Identität sämtlicher Rechte und Pflichten des alten und neuen Dienst- 
herrn auch bezüglich solcher Personen, die im Uebereiiikoninien zwischen 
dem Staate und (h'r k. k. priv. Kaiser-Ferdinands-Nordbahn nicht be- 
nannt wurden, anzunehmen. Der Staat hat sich lediglich verpflichtet, 
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die Beamten der k. k. priv Kaiser- Ftidinands Nordbulin mit ihren 
Bezügen zu übernehmen; die Beamten waren alter niclit rechtlicli ge- 
bunden, uberzutreten, sie konnten, wie früher, so auch jetzt ander- 
weitigen Erwerb sucheu. Machten sie von der zu ihren Gunsten 
getroffenen Bestimmung Gebrauch, so lag hierin nach § 8fiH Ai^(7B. 
eine stillschweigende Willenserklärung, mit einem neuen Dienstherni 
einen neuen Lohnvertrag, w^enn auch unter den gleichen Vertrags- 
bedingungen, wie den vorigen, abzuscliliessen. Die alte Gehaltsforderung 
war hierdurch untergegangen, das Pfandrecht musste erlöschen (§ 467 
ABGB.) Der k. k. Nordbaiindirektion, d. i. dem Aerar, gegenüber ist 
daher die weitere Durchführung der Exekution vor Einwirkung .eines 
aeuerlichen ZahluDgsverbotes unzulässig. 

Nr. 69. Beschlnss des Oesterr. Obenten QerlelitBliofbB. 

Vom 7. Mai 1 007. 

(Allff. Tkrtf-Aw. XZVI (1907) Nr. f7 S. 5SS.) 
Die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen wegen Verspätung ist an den in 
§ 90 (2) Z. 2 BetrRgl. normierten lionservatorischen Akt einer binnen 14 Tagen an- 
zubringenden Reklamation dann nicht gebiiden, wein der Schade durch Arglist oder 
grob« FafeHMikiit iar ElMskidMi harbtiftfllirt wirtft. % 90 (2) Z. I BatrRgl. 

Dem Rekurse wird keine Folge gegeben, weil die BegrOndung 
des angefochtenen Beschlusses dem Gesetze und der Sachlage ent- 
spricht, wobei hervorgehoben wird, dass die Vorschrift des § 90 (2) 
Z. 1 BetrBgl., welche auch bei Entschädigungsansprüchen wegen Yer- 
spätong, wenn dieselbe durch Arglist oder grobe FahrlAssigkeit der 
Eisenbahn verorsacht wurde, zur Anwendung kommt, eine selbständige 
Bestimmung ist, welche Ton der Einhaltung der Beklamationsfrist 
anabbingig ist. 

Nr. 70. £iitscli. dos Grossherzoi^l. Landa;ericht8 karlsriüie. 
.I.Zivilkammer. Vom 7. Mai 1907. 

(Spod.- a. Sdilff.-Zeltg. XV (1007) Nr. II 8. 18I.) 

IUI. Art. 31 Alt.1 zur. 4. 9459Afee.l Zlt.4H(». §77Ato.l ZIt. 4 EitMlVirkO. 
Eitr fdrikH n 4m der Hrnwinw 8efUr dst BnMbe sü i m fatia ttttsra. Zar 
CslkriUliliSi d«r Vermstiig iis lUe. Art. 31 Abs. 2 und § 459 Abs. 2 HttB. leitrr 
es einet besonderen Gegenbeweises des Beschädigten. 

Durch besonders sorgfältige Verpackung kann dieser Bruchgefahr 
zwar bis zu einem gewissen Grade vorgebeugt werden, aber die eigen- 
tümliche natürliche Bcschaffenlieit der Eier wird durch die Verpackung 
nicht verändert: sie bleiben auch bei der besten Verpackung 
nach dieser ilirer natürlichen Beschaftenheit der besonderen Bruch- 
gefalir ausgesetzt. Die Eisenbahn haftet aber nach Art. .31 Abs. 1 
Zi£ 4 lUe. (§ 459 Abs. 1 Ziff. 4 HGB., § 77 Abs. 1 Ziff. 4 £V0.) 
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nicht für ilen Schaden, welcher aus dieser Gefahr entstanden ist. 
Nach Abs. 2 a, a. O. wird aber, wenn ein eingetretener Schaden nach 
den Uniständen des Falles aus einer solchen besonderen Gefahr 
entstehen konnte, „bis zum .Nachweise dos Gegenteils" vermutet, 
dass «1er Schaden aus dieser (Jefahr auch wirklich entstanden 
ist. Diese Vermutung triflt auch für den vorliegenden Fall zu ; 
der behauptete Schaden ist gerade durch Bruch der Eier ent- 
standen, also gerade aus der besonderen, in der natQrlichen BeschafTen- 
heit der EUer liegenden G«fahr. Zum NaiCliweise des Gegenteils genügt 
es aber nicht, dass der Kläger die Termutong aufstellt, das Zer- 
brechen könne nur oder mfisse durch einen heftigen Ranglerstoss 
herbeigefahrt sein. Vielmehr m&sste der Klüger zar Widerlegung der 
RechtsYermutong einen n&her tatbestandlich darzulegenden Vorgang als 
alleinige Ursache der Beschädigung nachweisen, ffir welchen Vorgang 
die Eisenbahn die Vertretungspflicht trifft. Eine solche Behauptung 
ist aber vom Kläger nicht einmal aufgestellt worden; seiner Vermutung 
aber, dass die Beschädigung nur durch einen anssergewOhnlich heftigen 
Ranglerstoss herbeigeführt worden sein könne, ist nach den Erfahrungen 
des täglichen Lebens nicht beizupflichten. Die Eier waren unbestritten 
lagenweis in Stroh verpackt; Stroh aber ist spröde und glatt; ein 
Verschieben und Rutschen der ohne schmiegsame und elastische Aus- 
füllung der Zwischenräume — wie es z. B. durch Verpackung in 
Holzwolle herbeigeführt werden kann — nebeneinander liegenden Eier 
ist sehr leicht schon bei der gewöhnlichen Transportbewegung der 
Eisenbahnwagen — nach dem physikalischen Gesetze der „Trägheit" 
— möglich, und dadurch tritt, je längere Zeit eine Beförderung dieser 
Art dauert, um so mehr Bruchbeschädigung ein, ohne dass es dazu eines 
besonders starken Rangierstosses bedürfte. Aber selbst der Nachweis 
eines solchen starken Rangierstosses wäre nicht geeignet, die Haftung 
der Bahn zu begründen, weil auch dann nocli immer nicht die be- 
sondere Brnchgefahr der Eier und damit die vom Gesetze über die 
Öchadensursache aufgestellte Vermutung beseitigt wäre. 

^'r. 71. Entgeh, des Be/.irks^erieht8 Budapest« 

Vom la. Mai 1907. 
(Bla«Bb.>Tarlf- o. Terk.-Aiia. XI (1907) Nr. i« S. IM.) 

1. Die Balm kasi tiefe alelil Wf die aattaadlete AnsahMe des fistat berufis, atkald 
•iMr Ikrer mit der Manipulation der Giter betrauten Bediensteten von den einge- 
tretenen Schaden noch vor der Auslieferung Kenntnis erliieli 

2. Die Batin hat die Umstände des Schadens protoliollarisch festzustellen, wenn elo 

auch nur vermutet, dass das Gut Schaden erlitt. 

Den Gegenstand des Trozcsses bildete eine Kiste mit Huhlglas- 
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waren, bezfiglich welcher gelegentlich der AusHeferung kein Tatbestands- 
protokoll aafgenommen worde. Auf Grund des § 90 verteidigte sich 
die Bahn mit der anstandlosen Annahme des Ontes, was aoch von dem 
Gerichte I. Instanz akzeptiert wnrde. 

Der Gerichtshof ist jedoch von der festgestellten Tatsache aus- 
gegangen, dass der das Gut fibernehmende Fuhrmann bei dieser Gelegen- 
heit aus dem Klirren des Glases in der Kiste wahrgenommen hatte, 
dass das Glas gebrochen sei, und dass derselbe diese Wahrnehmung 
dem mit der Auslieferung des Gutes betrauten Bahnw&cbter mitgeteilt 
hat; bei diesem Sachverhalte konnte der Gerichtshof die auf die 
anstandlose Uebernahme des Gutes basierte Verteidigung der Bahn nicht 
akzeptieren, da laut Punkt (2) 3 des § 90 BetrBgl. der Fall, der durch 
Verschulden der Bahn erfolgten Unterlassung der auf Grund des § 71 
EBR. vorgesciiriebenen Tatbestandsaufnahme eine Ausnahme von der im 
§90(1) entstandenen Regel bildet. 

Die Auffassung des Gerichtes I. Instanz, dass der Punkt (2) 3 des 
§ 90 in dem vorliegenden Falle nicht anwendbar sei, da auch die 
Partei die Feststellung des Tatbestandes nicht verlangte, ja sogar den 
Schaden dem zur Aufnahme des Protokolles berufenen Organe nicht 
meldete, ist durchaus nicht einwandfrei und kann nicht akzeptiert 
werden, da die Bahn im Sinne des § 71 des EBR. auch ohne jedwede 
Forderung der Partei zur protokollarischen Feststellung des Zustandes 
der Sendung verptiichtet ist, sobald sie das Vorhandensein einer Be> 
Schädigung auch nur vermutet. 

Wenn sich auch die das Gut iibernehmende Partei oder deren 
Beauftragter wegen der Untersuchung des (Tutes nicht an das hierzu 
berufene Organ gewendet hat, war die Verpflichtung der Bahn, den zu 
vermutenden Mangel zu prüfen, keineswegs erlosclien. 

Die Verantwortung konnte die Fisenbalin auch durch die Erklärung 
nicht von sich abwälzen, dass der von Seiten des Uebernehtners auf den 
Schaden aufmerksam gemachte Bedienstete nicht berufen war, die 
Feststellung des Schadens zu bewirken, da der § 71 des BetrRgl. die 
Haftpflicht der Bahn nicht für den Fall beschränkt, wenn die Be- 
schädigung von eStam , kompetenten* Organ wahrgenommen oder ver- 
mutet wird; sobald sonach irgend eines ihrer bei der firfffilnng des 
Frachtvertrages diensttuenden Organe einen derartigen Mangel wahr- 
nimmt, vermutet oder davon verstftndigt wird, ist sie gehalten, die 
erforderlichen Massnahmen zu treffen. 

Da nun der Beauftragte des Klägers den Umstand, dass das Gut 
einen Schaden erlitt, dem mit der Auslieferung betrauten Bahnbe- 
diensteten — wenn auch derselbe nur ein Weichenwftchter war — 

ager, BtoMilwInraobtUBlM giitaeh«Maii8«i XXIV. 5 



Digitized by Google 



66 



EntsdL des Dentadieii Reidisgeriehts vom 13. Mai 1907. 



mitgeteilt hat. fällt der Beklajrten eine Uiiteilassnng zur Last, weil sie 
kein THtbestainis-Profokoll aufnahm, und somit kann sie sicli aacti auf 
die anstandlose Annahme nicht berufen. 



Nr. 73. Entseli. dm Bentsehen SeleliBgeriehts. 
6. ZiviUenat. Vom 13. Mai 1907. 

JW. Jaklg. 86 (1907) Nr. U & IN ZUT. Ift. — ZMuktA I. BwlilsplL I. Bayern (IM?) Nr. 14 S. tM.) 

9 1 HaftpflG. Eine Lokomotive, die zum Zwecke des Dampfsammelnt stillliält, befindet 
sich zwar im Betrieb. Tritt dieser Betrieb aber nicht in die äussere Erscheinung, 
ao ist ein Unfall, der dadurch eintritt, dass Pferde vor der Lokomotive aobeaen, kein 

Betriebeinfall I. 8. des Haftpflfi. 

Der Transportzug der Beklagten hat sich allerdings zu dem Zeit- 
punkte de.s Unfalles im Betriebe befunden. Die Pause, während deren 
er seine Fahrt unterbrach, bedeutete nicht etwa einen Zustand der 
Tölligen Betriebsruhe, diente vielmehr nur daasu, durch das Sammeln 
von Dampf die Fortsetzung^ der Fahrt unmittelbar vorzubereiten. Allein 
mit Recht geht das Berufungsgericht davon aus, dass zu einem Betriebs- 
unfall im Sinne von § 1 RHaftpflG. nicht nur ein äusserer, d. h. zeit- 
licher und örtlicher Zusammenhang des Unfalles mit einem Betriebs- 
vorgang der Eisenbahn, sondern auch ein innerer, nrsilchlicher 
Zusammenhang zwischen beiden gehöre. (Vgl. RG. Bd. 60 Nr. 20 
S. 92 ff., Bd. 65 Nr. 63 8. 229 ff. Auch Urteil des BG. vom 28. Februar 
1907 VI. Nr. 314/06.) Dieser ursächliche Zusammenhang mnss zwar, 
soweit es sich um den Betrieb im engeren Sinne, die eigentliche Be- 
fördemngst&tigkeit der Eisenbahn handelt, nicht im Einzelfall noch 
besonders nachgewiesen werden, allein wenn der konkrete Hergang ihn 
von vornherein als ausgeschlossen erscheinen lässt, so kann auch beim 
Vorliegen eines Äusseren Zusammenhangs des Unfalles mit der Be- 
förderungstätigkeit der Eisenbahn die Haftung des Unternehmers nach 
§ 1 RHaftpflG. nicht begrttndet sein. ~ Die Folgerung des Berufungs- 
gerichts nun, dass im gegenwärtigen Falle um deswilK n. weil der Betrieb 
garnicht in die äussere Erscheinung trat, auch kein Betriebsvorgang 
die Ursache für das S(thenen der Pferde sein könne, ist nicht rechts» 
irrig. Was hier in der Aussenwelt zur Erscheinung gekommen ist und 
schädigend gewirkt hat, ist nur die äussere Form eines Betriebsmittels 
der Eisenbahn, dei- leblose, im gegebenen Zeitpunkt unbewegte Gegen- 
stand für sich. Dieser Gegenstand hatte durch die Kiiiwirkung auf den 
Gesichtssinn der Pferde vermöge .seiner für diese ungewoiinten Gestalt 
die Tiere erschreckt und scheu gemiicht, (dine dass hierbei dip R*>ti ielis- 
tätigkeit der Bahn eine Rolle pfesiMflt hat Denn der ümshind, da.ss 
die Lokomotive durch die Ausfiilirung des Bahnbetriebes in die Nähe 



Digitized by Google 



Entach. des Deatachen Reichsgeriohto vom 17. Mai 1907. 



67 



der Unfallstelle j^elaii^t war, kann hier nicht entscheidend in Betracht 
kommen. Der Hetrieb iiat insofern nicht anders gewirkt, als es ein 
gleiches Vorkommnis beim Nichtbetriebe, etwa während einer Betriebs- 
ruhe getan hätte. In einem derartigen Falle, wenn also der Zustand, 
der fQr den kausalen Verlauf in Frage kommt, genau derselbe war, wie 
wenn kein Betrieb stattgefunden hätte, ist, soweit es sich um dritte 
aasserhalb des Bahnbetriebes stehende Personen handelt, ein innerer, 
arsftchlicher Zosammenhang des schädigenden Ereignisses mit dem 
Eisenbahnbetriebe nicht als gegeben ansosehen. Solche FftUe liegen 
nicht mehr im Bereiche des BHaltpflO. 

Nr. 78. Entsch. des Dentsoheii Belehsgerlelits. 

7. Zilsenat. Vom 17. Mai 1907. 

'Das Recbt XI IWT Nr. 13 S «48 i 

Naeh 9 10 Abs. I Preuss EntG. begrenzt der Kaufpreis eines gleichartigen Grundstiolia 
die H6he der Entschädigung. Auf die gieiclie Grösse Icommt es nicht an. 

Der § 10 Abs. 1 des Enteignungsgesetzes zieht zugunsten 
des Unternehmers dem Entschädigungsanspruch des Expropriaten 
eine Schranke für den Fall der Bemessung des Wertes des enteigneten 
Grundstücks nach der bisherigen Htiiutzungsart. Mehr soll der Eigen- 
tümer keinesfalls erhalten, als erJorderlich ist, um ihn in den Stand 
zu setzen, sich ein Grundstück zu beschatten, das in derselben Weise 
und mit demselben Ertrage genutzt werden kann, wie das enteignete 
Besitztum. Es kommt deshalb nicht sowohl darauf an, dass der 
Expropriat tatsächlich ein anderes gleichwertiges GmndstAdc erworben 
hat, als daraaf, dass ein solches Qmndstftck vorhanden nnd verkäullich 
ist Vgl. BG. Bd. 4o 8. 853. Der Kaufpreis des letzteren ist zu be- 
rechnen und mit dem aus der bisherigen Benutznngsart des enteigneten 
GrundsUkcks ermittelten Wert zu vergleichen, jener Kaufpreis begrenzt 
die Höhe der Entschädigung. Vgl. RG. in Gruchot, Bd. 40 8. 173, und 
Koffka, Enteignnngsges. 3. 118 und 119. Erheblidi ist nur, dass das 
Ersstzgrundstäck im wesentlichen von gleicher Beschaffenheit und 
mit Eigenschaften versehen ist, die es als tauglich zu dem Zweck er- 
seheinen lassen, dem das andere Grundstück gedient hat. Ob es dieselbe 
Grosse hat, ist gleichgfiltig. Vgl. BG. in EisenbE. Bd. 4 S. 418 und 
Bd. 10 S. 159. 

Nr. 74. Entgeh. d(»s Deutschen Rclchs<?erichts. 

T.Zivilsenat. Vom 17. Mai 1907. 

I 8 PreuM. Eatfi. Bei Benessung des Werts nach der Ertragsfähigkeit ■■ss diese 

!■ Mbwr AsMleM tttliM. 

Wenn der Wert eines Grnndsti'icks nach Massgabe nicht seiner gegen- 
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wftrtigeti Benutzangsart, sondern seiner Ertragsf&higkeit festgesetzt 
wird, 80 niuss in sicherer und einigermassen naher Aassicht stehen, dass 
das Omndstflck anch wirklich in dieser Weise vom Eigentümer mit 
dem angenommenen Ertrage benatzt werden kann. 



Kr« 75, Batoeh. des Bentselien Relehsgerldits. 
7. Zivilsenat. Vom 28. Mai 1907. 

(Dm SMbt ZI (19t7) (fr. 14 8.n&) 
§§ 7. 8 Preuss. Entfi. v. II. Juni 1874. Die Entsohädfgung ist In der Regel in Kapital 
und nur ausnahmsweise in Rente zu gewähren, insbesondere bei Entziehung von 
NHtzttngsreohteii, Auferlegung von Beschränkangen, Entschädigung von Nebenrechten, 
«Mh M Wertvsraiirieningen , weaa ftttttekt, Ilm tit vtrHbargeliMd wNl Uiiflli 

woffallesi sisd. 

Darftber, ob die Enteignungsentscbädigong (es handelte sich am 
Erhdhang der Anstaltsamz&annng einer Irrenanstalt infolge Anlegung 
des Teltowkanals) in Kapital oder in einer Rente za gewfthren ist, 
enth&lt das Enteignnngsgesetz keine Bestimmung. Nach den allgemeinen 
sowohl früher nach dem ALR., wie jetzt nach BGB. geltenden Grnnd- 
sätsen ist davon anszngehen, dass die Entschädignng in der Regel in 
Kapital, und nur in Ansnahmef&llen in Rente zu gewfthren ist 
Nnn mag es zn eng sein, wenn die Revision diese Aasnahmen anf die 
F&Ue beschrftnkt, in denen die Enteignung in Entziehung von Nutzungs- 
rechten nnd in der Aaferlegong von Beschr&nkangen besteht oder wo 
es sich am Entschädigung von Nebenrechten handelt. Auch wenn eine 
nur vorübergehende Wertsverminderang des Restgrundstückes stattfindet, 
mag die Gewährung einer Rente unter Umständen am Platze sein. 
Allein in solchem Falle mnss es wirklich sicher feststehen, dass es sich 
nur um eine vorübergehende, in absehbarer, nicht allzu langer Zeit 
wegfallende Wertsverminderong handelt. 

Nr. 70. Entsch. des Bentschon Relchssreriehts. 

6. Zivilsenat. Vom S.Juni 1907. 

(.IW. .lahrß 3« (1907) Nr. H S. 4H> ' 

§^ 304, 554, 559 ZPO. § 3 HaftpflG. Die zeitliche Begrenzung der Rente muss 
in der Vorabentsofaeidung über den Grund des Anspruchs erfolgen und darf nicht dem 
NuhverfUirei Iber dn Betrag verktlwitei werien. 

Das Berufungsgericht hat den Anspruch der Elftger aaf eine 
Gesamtrente bis zum 70. Lebeni||ahre des Getßteten dem Grande nach 
fftr gerechtfertigt erklärt, ohne zu erörtern, ob der Verunglttckte mat- 
masslich solange am Leben geblieben wftre, und ohne zwischen dem 
Rentenanspruch der Witwe and dem des minderjährigen Sohnes — 
dessen Alter nicht einmal festgestellt ist — zu unterscheiden, obwohl 
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die Ehefrau unbedingt, der Sohn nur für die Dauer der Unterhaltungs- 
bediirftigkeit ein Recht auf Unterhalt hatte, §§ 1360, 1601, 1602, 
1603 BUB. Die zeitliche Begrenzung der Renten beider Kläger hätte, 
wie der erkennende Senat schon häufig für die Fälle des § 844 BGB. 
ausgesprochen hat, in dei- \'urabentscheidung über den (-rrund des An- 
spruchs festgestellt werden sollen. Indes ist anzunehmen, dass das 
Berufungsgericht die einsclilägigeu Vorschriften des BGB. nicht ver- 
kannt hat, sondera dass es die Entscheidung insoweit dem Nachver- 
falireu über den Betrag vorbehalten wollte. Hierin Hegt eine Verletzung 
des § 304 ZPO., die jedoch in der Bevisionsbegründung nicht gerügt 
iBt, daher zar Anfbebniig des Urteils nicht fOhren kann, §§ 559, 
554 ZPO. 



Nr. 77« Entsch. des llentBehen Belehsgerlehts« 
6. Zivilsenat. Vom 3. Juni 1907. 

Dil« Recht XI (1907) Nr. 13 S 824 Ziff. 1786) 

§ 254 B6B. § I Haftpflfi. Koniisrrierencles Verschulteo M Betraten vm Bahnglaitw 

ohne Umschau. 

Auf Seiten dessen, der ohne Umschau ein Bahngeleise betritt und 
dabei von einem Zuge crfasst wird, ist allerdings regelmässig ein er- 
hebliches eigenes Verschulden anzunehmen. Dieses eigene Verschulden 
kann jedoch im Einzelfalle gegenüber der Betriebsgefahr der Eisenbahn 
erheblich znrüclLtreten, wenn der Verletzte mit den Bahnverhältnissen 
bekannt war and nach den gegebenen Verhältnissen damit rechnen 
durfte, dass der von ihm za benntsende Zug anf einem bestimmten 
Geleise einlaufen werde and das Betreten der flbngen Gtoleise fftr ihn 
gefahrlos sei. 

Nr. 78. Sntseh. des l^ntselien Beldisgerlelits. 

6. Zivilsenat. Vom 13. Jani 1907. 

f I NafIplHl Batrletoiifall betn Aissteigea ao» einen EisealMbsnige lafel|i der 

Benutzung hoher sml steiler Tritttretter. 

Zum Eisenbahnbetrieb geliört auch das Aussteigen der Fahigäste 
ans dem Eisenbahnzuge. Ereignet sich hierbei ein Unfall, für den die 
dem Eisenbahnbetrieb eigentümliche Kinrichtung ursächlich ist, dass die 
Fahrgäste relativ hohe und steile Trittbretter von geringer Breite 
benutzen müssen, wodurch die Gefahr und die Folgen eines Fehltritts 
bedeutend verstärkt werden, so liegt ein Betriebsunfall vor; denn es 
ist sowohl ein zeitlicher und örtlicher Zusammenhang des Unfalls mit 
einem Betriebsvorgang der Eisenbahn wie auch ein innerer, ursächlicher 
Znsammenbang zwischen beiden gegeben. 
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Nr. 79. fintaeh. des Bcxirksgorichts in Lemberg. 

Vom 14. Juni 1907. 

(Ailg. Tarlf-Anz. XXVI (lö07; Nr, 30 S ;>fi6 ) 

1. Art. 12 Abs. 4 Internationales Uebereinkommen findet keine Anwendung auf Ansprüche 
weien Erstattung der zuviel erhobenen Beträge, wenn bei Berechnung derselben der 

Tarif riohtig angewendet wnrde und keine Reehnungsfehler verkommen. 

2. AMprMie aaf elia Mliliar« ala dia vaa der Elaeakata varfaaameaa AfefertlHif 

alad aar laeafera beirladet ala dtaealban dirali Tarifa gawilirleletat alad. 

Da vom Absender die gebrochene Abfertignng in den internationalen 
Frachtbriefen nicht vorgesehrieben war and die Eisenbahn sämtliche 
oben angeflihrte Ottter auf Grand der direkten Tarife abgefertigt hatte, 
so ist zn entscheiden, ob nachträglich eine billigere Frachtberechnnng 
verlangt werden kann. 

Art. 12 Abs. 4 lUe. bestimmt: , Wnrde der Tarif unrichtig ange- 
wendet oder sind Bechnnngsfehler vorgekommen, so ist das znviel 
Erhobene zn erstatten''. 

Die Parteien stimmen darin überein, dass vorliegendenfalls keine 
Reehnungsfehler vorkommon; auch wurde bei Abfertignng sämtlicher 
strittiger Sendungen der direkte Tarif der ja doch rechtsgQltig be- 
steht — angewendet. 

Deswegen kann der Elagsanspruch — auf Vornahme einer 
billigeren Abfertigung — auf Art. 12 Abs. 4 des lUe. — dem die Kraft 
des Gesetzes zukommt — nicht gestützt werden. 

Da sich aber die persönlichen Sachenrechte, vermöge welcher eine 
Person (Eisenbalin) einer anderen (dem Kläger) zu einer Leistung (Ge- 
währung einer billigeren Frachtberechnung) verpflichtet wird — 
gemäss § 859 ABGH. - nicht mir unmittelbar auf ein Gesetz, 
sondern auch auf eiuen Vertrag- gründen können, so ist in den Tarifen, 
welche als Vertrafj:sbestimmungen beim Frachtgeschäfte zur Anwendung 
gelangen, die Entscheiduiiy' 'lei- strittigen Frage zu suchen. 

Im üsterreichisch-ungarisclieii liokalverkelMe kann unter bestimmten 
Voraussetzungen eine billigere Abfertigung nachträglich verlangt werden 
(Zusatzbestimmuug VI zu § 61 BetrRgl.j, dagegen ist dies, nach § 12 
des Gütertarifes, Teil II Nr. 240 A des Oesterreichisch -ungari.sch- 
russischen Eisenbahnverbandes, gestattet nur unter der Voraussetzung 
— welche gegenwärtig nicht zutriftt — dass Frachtermässigungen 
in internen Verkehren eingefiihrt werden, die iu direkten Tarifen noch 
nicht übernommen worden sind. 

Da also der klägerische Anspruch weder im Internationalen 
Uebereinkommen noch im Tarife begründet erscheint, war die Klage 
abzuweisen. 
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Der UDistaiid, dass die Vei baiidskoiiterenz die klägerisckeReklamatiuu 
berücksichtigt hatte, ändert nichts an der Sache. 

Solange die Berechtigung, nacliträglich eine billigere Frachtbe- 
rechuung zu verlangen, in der Form ein» r i p( htsgültigen Tarilbestimmung 
nicht zugestanden wird, kann diese auf Grund eines mündlichen oder 
schriftlichen Vertrages nicht erworben werden, da nach Art. 11 lUe. 
jedes Privatiibereinkommen . wuduich einem oder mehreren Absendern 
eine Preismiissigung gegenüber den Tarifen gewährt werden aoU, ver- 
boten und nichtig ist. 

Nr. SO. Entseh. des Bentselieii Relehsj^criehts. 
6. Zivilsenat. Vom 17. Jnni 1907. 

(Dm Bedhi XI (iSM) Nr. Ii & «i Zitt. im.) 
§ I Haftpll. 8 254 BfiB. Der llMttnd, dass Wegesohranken fehlen und die Loko- 
Mtive iea Schiuss des Zuges bildete, kann auch bei einem schweren Vera«bildea dot 

Verungläckten die Anwendung des ^ 254 zur Foige haben. 

Wenn ein Fulinnaiin auf einer die Eisenhahn kreuzenden Strasse 
am hellen Tage und obwohl er den Bahnkörper und einen heran- 
kommenden Zug vor sich sehen, das Getöse des Zuges und das Läuten des 
auf dem ersten Wagen befindlichen Bediensteten hören musste und 
trotz der warnenden Zurufe verschiedener Personen in den Zug hinein- 
gefahren und dabei verunglückt ist, so sehliesst das ihn treffende 
schwere Verschulden doch nic ht aus, dass für einen wenn auch geringen 
Teil des Schadens die Eisenbahn haftbar ist, wenn die Betriebsgefahr 
der Eisenbahn durch das Fehlen von Wegeschranken und dadurch, 
dass die Lokomotive den Schiuss des Zuges bildete, gesteigert 
worden war. 



Nr. Bntseii. des Beilüelieii Bdehsgerfchts. 
6. Zivilsenat Vom 17. Juni 1907. 

(Dm BMtat Xt (1M7) Nr. 14 8. M7 Ziff. MM.) 
9 I ItafflpflG. § 254 BGB. Die Beobachtung der gewShnlichen Sicherheitsmassregels 
■m VM J«dernann gegenüber der strengen Haftpflicht der Eitaalialin gefordert wardM. 

Kommt ein Fahigast beim Aussteigen aus einem Eisenbahnwagen 
zu Fall, so liegt ein Betriebsanfall vor, da der Unfall nicht bloss im 
örtlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb steht^ 
sondern auch durch die diesem Betrieb eigentümliche, nicht ungefähr- 
liche Einrichtung der Trittbretter, deren relative Höhe, Steilheit und 
geringe Breite die Gefahr eines FVliItiitrs erhöhen, veranlasst wird: 
letzteres gilt um so mehr dann, wenn auf den Trittbrettern infolge dos 
starken Luftzuges gefrorene Wassertropfen vorhanden waren. Aber 
gegenüber der strengen HaftpHicht der Eisenbahn muss von den 
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Beiseiuien gefordert werden, dass sie die geboteuen und jedermann 
geläufigen Sicherungsvorkehrungen benutzen. Auch für einen Mann 
im rüstigen Alter ist es daher ein Gebot der gewölmliehstan Vonieht, 
dass er fdch beim Aussteigen wenigstens mit einer Hand an der Oriff- 
stange festhält, znmal wenn er in der anderen fland ein Gepäck- 
stttck trägt. 

Nr. 82* Entseh. des OberlandesgerlelitB Hanlnurg. 

Vom 19. Juni 1907. 

Das l{pcbl XI (\9i)7> Nr. 14 S oov Ziff »2^2 ^ 

§ I HaftpflG. § 254 BGB. Die blosse Betriebsgefährlichkeit der Eisenbahn kann 
legenüber dem ursächlichen eigenen Verschulden des Verunglückten nicht als ein mit- 
wl fl L si dM VirMiwMM In Sliii ist | 254 B6B. aa g a t t Na wtrieii. | 294 MB. 
•■det asf die iiH { I NaftpUfl. mterttdieides FiHe ktlne AswraAiii*). 

Der in der Entscheidung des Reichsgerichts (Hans» Gerichtsztg. 1906 
Beibl. Nr. 166) aasgesprochenen AniFassang, dass ein beim Betrieb 
einer Eisenbahn sich ereignender ünfall niemals allein anf das Ver- 
schulden des Besehftdigten als Ursache znrttckgef&hrt werden k5nne, 
sondern stets auch anf der Gefährlichkeit des Eisenbahnbetriebes mit- 
beruht, kann nicht zugestimmt werden und steht im Widersprach mit 
S 1 HaftpflG. 

*) So auch voll deinsellien (Jericlitshofp. unterm 22 Pczeiiiber UM)2, EisenbE. XX 
ä. 33, erkanut iu Uebcrcinstiuiuiuug mit der gesamteu Literatur, aber im Widerspruch 
mit dem Beicbsgericht (a. Eger, Komm. s. HaftpflG. 6. Anfl. S. 198—803, and Waseow 
in dies. Zeiteohr. Bd. X2UV 8. 78 Anm. 8). 
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Abhandlungen. 



1. 

Ble rechtliche Bedentung der Yerlclhang vcn Ktrassenhahnlinlen 

Im ZustlmmungsTertragc. 
(§ 6 des Fmqbs. Eleinbahiigesetees vom 28. Jali 1892.) 

Von Or. Felix Stoerk, 
Gehefanem Jnstizrat nnd ordentiichem Professor der Rechte in Greifswald. 

Ans dem umfassenden Widerspiel von Znsairen und Fordernnceii , die im 
Znstiranuinjjsverti ap ihre F'eststellun^r finden, sei hier die rech(li< iie Bedeutung 
der Verleiliung von Strassenbahnlinien zum Gegenstand nälierer Unter- 
svcliung gemacht. — Im Vordergrund aller dem Unternehmer gemachten 
Zwagen ud Einrftomangen stellt die genaae AnfzUünng der Ihm »fiher- 
lassenen*, „gewfthrten", »dsgerftnmten" Linien. 

Hier mttssen oiTenhar Anf wand nnd Ersatz derPartden ihr Gleichgewicht, 
ihre Bilanzierung finden. Ohne diese inhaltliche ParitSt der zngesicherten 
Leistungen wäre das Interesse der Stadtverwaltung anerflndlich an dei mö<^- 
lichsten Sichernne: einer für die Strassenziifre X. Y. Z geplanten Verkehrs- 
regelung, und ebenso unverstiindlicli wilre es, warum die werbenden l'iiler- 
nehmungen gerade in der Erlan-rung des Benutznnggrechts am i>ffentlichen 
Wege in bestimmten Stadt- und Vurstadtgebieten da» Ziel des heissen 
Ringens erblicken. 

An dieser Stelle ist eben die im Grondgeschftft liegende wechselseitige 
«Gftterschiebnng* die Einrftnmnng eines Gegenwerts für wirtschaftliche 
Wertleistnng zu snchen und damit also der Mittelpunkt der rechtsgesehftft^ 
liehen Abmachungen beider Parteien. 

Demnach mnss daran fej>tc:ehalten werden, dass die Stadt durch ihren 
Zustimnuinusvertrag der Strassenbalinunternehmung bestimmte Verkehrslinien, 
d. h. bevurzuürte Riclituntj-en in der Bewegung' des städtischen 
Publikums zur Befriedigung und damit zugleich znr finanziellen 
Ausnutzung zuweist. Unter «Linien" im Sinne der Zustimmungsverträge 
sind also nicht nur die dort verseichneten StraasenzOge verstanden, sondern 
w^ mehr noch das deutlich hervorgetretene Beffirderungsbedflrftiis gewisser 

') S. iiienra E. Stampe, Das Causa-Problem des Zivilrechts, 1904. 
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Bevölkei unKsiiia>>(n. tiic sich fi taliiungsgeiiiäss in fest erkennbaren Kich- 
tungen inneihalb bestimmter Stadtteile bewegen. 

indem die Stadtverwaltung diese Verkehr-saufgabon innerhalb sulcber 
Anfangs- und Zielpunkte als ^Linien" vergibt, kommt sie ilirem eigenen 
dringenden Verwaltnngsbedfirfnis nacli und ttbertrttgt dabei auch dem Unter- 
nehmen nicht etwa bloss ein ertragloses Gebranchsreeht auf, über oder unter 
dem städtischen Strassenkörper, sondern einen wirtschaftlichen Wert, 
dessen Höhe voranBsiclitli( Ii dem im Verkebrsnnteraebmen investierten Kapital 
die ijotwendifre RpntabilitiU sichern soll. 

Suchen wir tiii du- liier ins An-xv i/cfasstc Erscheinung die Einstellung 
unter die ma.ssjrebcinlcn Kateu'iaicii dei- Ivcclitslelire zu pewinnen, .so er^'ibt 
sich, dass der Zuhtiuimungsvertrag in dem hier behandelten Teile seines 
mannigfaltigen Inhalte fflr das wecbaeledtige Veriyiltnis dw Parteien einen 
Individiiell charakterisierten Vertrag darstellt, bei dem das Versprechen 
seinen Bestimmungsgmnd als integrierenden Bestandteil in sich aafnimmt mit 
der Wirkung, dass nach dem Willen der Parteien der Beatlmmnngsgmnd des 
Versprechens massgebend werden soll, sowohl für dii« E.xi.stenz der Ver- 
pflichtuncf, die durch den Vertratr bctrründet wird, als für den Inhalt der 
Leistunfr, auf die die Verpflichtung geht ( Windscbeid-Kipp, Lehrbuch 
des Pandektenrechts, S. Aull. Tui. II S. 293). 

Der geschlossene Zustimmungsvertrag gehört daher znr Klusse derjenigen, 
welche daranf gerichtet sind, einen Austausch von Leistungen zu bewirken; 
jede der vertragscUieesenden Parteien soll für die Leistung, die sie zu 
fordern berechtigt wird, ihrerseits ein Aeqnivalent in einer eigenen Leistung 
an geben, verpflichtet sein. Der Satx würde daher eine Banalität einsdiliessen, 
wenn wir sagen wollten, die Strassenbahn hat keineswegs sich durch ab- 
strakten Vertrag zu „Verkehrshewültigung" verpflichtet und sich so abstrakt 
in den Dienst der st.'idtischen N'erwaltnntrsanfgabe gestellt. Hier wirkt der 
ZustininiungsvcrtraL; i Iten regulatdrisch . ausgleichend für die beifh iscitigen 
Leistungen. Die Stadt gewährt dem Personenverkehr innerhalb ihres liereichs 
und ihrer nachbarlichen Bezirke durch eine bestimmte Form des Transport- 
Systems die nicht an verweigernde Bedfirfiiisbefriedigung; sie gibt ihre Zu- 
stimmung, das« der gewöhnliche ^Off entliche Weg* durch die Veranstaltungen 
einer privaten, anfOewinn berechneten Unternehmung zu einem „gehobenen 
Verkehrsweg' umgewandelt werdp. 

Für diese Si( h« i nng des Verkehrsbedttrfnisses in technisch 
gehobener und rechtlich geordneter Form gewührt die Stadtver- 
waltung dei r nternehnierin die Kitratrskraft des Personen- und 
(i üt er Verkehrs in »irtlich genau umschriebenen Bezirken. Die 
Straj>senbuhngesell8chat't empfangt als Uegenleistung etwa eine „Kundschaft'' 
in bestimmten verkehrsreichen Oegenden; dem Zustimmungsvertrag fällt also 
die Aufgabe zu, wie dies zutreffend bezeichnet worden ist, »Objekt und Art 
der in concreto gewollten Gütersehiebung, also den wirtschaftlichen Gesnmt- 
erfolg, der gewollt wird, festzustellen" (Stampe a. a. 0. S. 24). 
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üeber die Btdentuiig der Cauj>a für die Lelire vom Reclitspreschäft, — 
dessen Anwenduntr.sjjebiet auch im Verwaltnngsreclit erst die Arbeiten von 
Labaud, U.Mayer, v. Sarwey, Tezner u.a. schärfer erkcniibai' gemacht 
habea, — bat ddi erat in der den praktttehen FordeningMi dea Lebans 
empfänglicheren neueren Beehtolehre allmfthUge Kl&mng and Ueberein- 
stimmnag eingeetellt. Eine knappe Fassnng ffir die ans hier beschäftigenden 
Fllte der die eigene Verml^enssphare des kontrahierenden Teils belastenden 
Willenserklärungen ist jflng:»t in der wohl zutreffenden Formel gegeben 
worden: „Solche vermöpensmindernde NVillfiiscrklärunfren nimmt man nicht 
IHM ilirer selbst willen vor, >*nndern um eines anderen Grundes oder Zweckes 
willen, tler dun li sie erreiciit werden soll. Die iim litli( lic Alisirlit ,* den 
Zweck, den jemand durch die Abgabe einer sein Vermögen mindernden Er- 
klärong erreichen will, nennen wir Gansa (im subjektiven Sinne)" 

Stellen wir den ZastimmnngsTertrag nad seine jarlstische Bewertoi^ in 
die Bichtnng dieses Gedankenganges ein, so ergibt sich, dass sein rechts« 
geschftAlicher Effekt lltr die Sttassenbabn, als Vertragskontrabentin, nicht in 
^er allgemeinen Gestattnng des Betriebes auf städtischem Boden liegt, 
sondern in der ihr eingeräumten Speziesleiatune: bestimmter Richtangen 
des trrosistndtisclipn Personrnvoikelirs. Dieses Aequivalent für die von ilir 
übernommene, durcii alle .Mittel der modernen Veikehrstechnik sicherge.sU'llle 
Befriedigung der grossstildtiaclien Massenbewegung kann weder als , Bann- 
recht'' noch als „Monopol" bezeichnet werden. Einem solchen Spiel mit 
Worten fehlt jedes ernste and wissenschaftliehe Fondameat. 

Weder die Stadtverwaltnng hat Vachtbefiignis und Bedarf nach Ein- 
linuumg ^es solchen den ganzen Wohnbealrk ansschliesalleh erfassenden 
«Monopol" -Betriebes, noch die Unternehmerin, die sich dadnrch einer Summe 
▼on Aufgaben und Pflichten gegenüber gestellt sähe, zu deren Erfüllung ihre 
Kraft und Bestimmung nicht ausreichten. Es liptrt aber in der Natur der 
Dinge, dass eine Einrichtung von so komplizierter Art, wie es eine au.sge- 
dehnte Bahnanlage mitten im Wohngebiete einer Riesenstadt notwendig i.st, 
im Augenblicke ihrer Aufrichtung da» ihr iunewohneude Beharrungsver- 
mögen nnd die Erbaltungstendenz bei ihrer jnristischen Begrfin- 
dnng znr Oeltnng bringen mnss. Diese aus dem inneraten Wesen der zu 
Bchaffimden Lebenseinrichtung notwendig fliessenden Bestandsnormen als 
— Monopolanspruch zu bezeichnen, ist theoretisch ebenso verkehrt, wie 
praktisch irreführend, weil die Ausbedingung jeder spezifischeu Gegen- 
leistung dieser den Tharakter der „ Anssrhliesslichkeit" aufdrückt, ohne dass 
deshalb die jiiristiselieTt und wirtschaftlichen Begriftsmerkmaie des Monopols 
Anwendung timlen kannten. 

Die andere Autüassung kommt der Wirklichkeit um vieles näher, die mit 
Gleim davon aasgeht, dass der Elelnbahnnntemehmer die Eisenbahn anf 
Gmnd des staatlidien Hoheitsrechtes baut und betreibt, aber im eigenen 
Namen nnd fftr eigene Rechnung. „Er flbt dalier das Holieitsrecht nicht für 

>) Enneccerus-Lehmauu, Das Bürgerliche Becbt Bd. 1 6. 240. 
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den Staat als dessen Mandatar au», vielmehr ist ilim die Befugnit» zur Aus- 
Ubuug desselben zu eigenem Rechte verliehen* 

Dieae in der Polemik gegen das deutsche Kleinbahnwesen immer wieder- 
Icehrende Annahme, dass die genehmigte Kleinbahn Monopol-Ansprttche erhebe, 
macht sidi eben des wesentlichen Versehens schuldig, dass der rechts- 
geschäftliche Teil jedes Znstimmungs Vertrages den gewollten 
rechtlichen Effekt nicht von der nnentbehrlichen Voranssetzung 
des vermögcnsrerlit Hillen Trieichgewichts zwischen Leistnng nnd 
Gegenleistunfi: trennen kann. 

Diese lietrt aber nach Sinn unci Wortlaut eines jeden Znstimmunpsver- 
ti'ages in der Einräumung eines ausschliesslichen Linienbetriebes. 
Diese juristische Erwägung wird durch ein zweites ausschlaggebendes Moment 
logisch unabweisbar. Die der Kleinbahn in Znstimmui^ und Genehmigung 
auferlegte, öffentlich rechtliche Betriebspflicht ist im System unserer privat- 
rechtlichen Wirtschaftsordnung nur denkbar anter der Voraussetzung einer 
gesicherten Ertragskraft des erworbenen Liniensysteras. Diese in 
die Verniöpen8splii5re der werbenden l'nterncliniung zu brinfjen, ist das 
rechts^^eschäftliche Ziel des kleinbahugesetzlichen Zustimmungs- 
vertrages. 

Unsere deutsche Sprache hat in ihrem reichen Sprachschatz keine völlig 
entsprechende Wiedergabe des firanz9sischen Wortes: ezploitation. Die 
dentsdien AusdrScke: „Ausnutzung*, «Ausbeutung* haben einen dttlich ent- 
wertenden Beigeschmack, der die Anwendung auf die normalen Erscbeinui^n 
unseres Wirtschaftslebens hindert. Nach dem Dictionaire Franc^ais von Littr«^ 
bedeutet explnitir: faire valoir, tirer le produit. und das ist in der 
Tat der reclitlirlir- Zweck des Vorgangs, dei- in tlor Zuweisung- einer Strassen- 
bahnlinie sowohl auf selten des Gebers i Stadt, Wegeuuterhaituugspflichtige) 
wie des Empfängers (Stiassenbahn) gelegen ist. 

Lüste sich der juristische Gehalt des Vertragsverliältnisses wirklich in 
Parteienabsicht auf, städtischen Boden zur Gleiseinlegung zu mieten and 
solchen an die Strassenbahn zu vermieten, so wSre es schlechterdings völlig 
unverständlich, Vrarum Stadt und Bahn gerade solche Strassenzüge und Stadt- 
teile auswählten, in denen der DnrchlBhrung des Unternehmens das denkbar 
grösste Mass von Hemmnissen, von technischen Störungen, finanziellen Ge- 
fahren usw. entgegoittehen. Warum legt die Stadt so gros<;c Bedentang 
gerade anf die Belegung der frequentesten Quartiere mit Strassenbahnen. 
nnd warum versdiiebt sie ilcrt Ti Trace nirlit hi aburelegene, stille Winkel, die 
abseits vom Getrichc des licviiiktTungsstroms liegen? 

Antwort: Weil sie hier ihrer eigenen Verwaltungsaufgabe nachkommt, 
indem sie in den verkehrsreichsten Strassenzügeu über das gesetzliche 
Minimalmass der Wegebaulast kraft freien Entsdilusses hinausgeht, um 

') (ileiin, Das Recht der Eisenbahnen iu Preussea. I. Bd. Das Eiseubabnbau- 
recht. Berlin b. 74 S. 
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dort fftr das gesteigerte Verkebrsbedllrfiiis ein lebtnngsfähig^B Mittel d«>r 
Verkehrsbewftltigang sicher sa stellen. 

Und die Strassenbahnen? Warnm dringen sie mit allen Krftften darauf, 

dass die städtisrlie Verwaltnng ihnen die verkehrsreichsten Strassenzftge zun 
geschäftlichen Betriebe überweise, obwohl hier gerade bei Benutzung des 
Strassenkörpers, bei rriasteninfr und rini»flasternTitr , T.etrtniir der Schienen, 
iieiuij^nn^' des Strassendamms, (inreh liiiiit'unfr von l ntalleii und Stiiriuifreii, 
Abnutzung der Sdiienen durch den übrii^en Watreiiverkelir usw. ns\v. »ine 
Fülle von Nachteilen in sicherer Aussicht steht, die bei anderer Tracieruug 
der Bahn gewiss vermieden oder wesentlich gemindert würden? 

Aach hier die Antwort: Weil die Bahn nar durch die üeberweisnng 
der Verkehrsbefriedignng innerhalb dieser Strassen und Stadtbesirke, swischen 
den Endpunirten A und B den notwendigen Ertrag' ihres grossen kostspieligen 
Untemehniens erwarten kann. Ihre presamte freschäftliche Kalkulation beruht 
auf der bereclitiErten Krwartunpr. dass ilir der refre ^Vrkphr dieser (JpL'fiid 
zum irr'werbsniilssip^en Betriebe überlassen wird. Hei der Planfeststpllunu'- tiir 
das fjresanite Liniennet/ spielt die Verwertunjr dieser Linien mit der Massgabe 
die ausschlaggebende Kolle, dass die Linien X, Y, Z mit geringerer and 
geringster Oewinnehanee nur dann mit in den Plan aufgenommen werden 
konnten, wenn die hier zu gewärtigenden Ausfftlle oder rechnungsgemässen 
Jündereinnahmen durch den Ueberschuss der augesicherten HaupUinien ge- 
tragen und gedeckt werden kSnnen. 

Also hier wie dort handelt es sich keineswegs im Zweck der Vertrags- 
abmachnng um den Gebrauch von Stadt oder Kreis freliöriprem Boden. Dieser 
ma$r der rnternelimuniif auf odt-i' unter der Ptiasterderke oder im Luft- 
raum eingeräumt werden, — das räumliche Moment si»ielt nur die Holle des 
Mittels. Der Zweck bleibt für beide Teile Verkehrsbe wiiltigung in 
bestimmten Bezirken des städtischen Lebens: für die Gemeinde in der 
Absicht der ErfOllang einer unabweislichen Verwaltungsanfgabe, — für die 
Straasenbahnmitemehmung zur Quelle wirtschaftlichen Ertrages. Dort wurzelt 
das Unteniehmra im Verwaltungsrecht der autonomen Gemeinde, — hier 
findet es Inlialt und Richtung durch den Normenkomplex des Privatrechts, 
speziell des Verraögensrechti*. Immer jedoch unter weitgehender Kontrolle 
und Einwirkung des öffentlichen Rechts, das auch in der Privatrechta- 
sph.'lre das rnternelimen durch Petriebsptlicht , Feststellung des Fahrplans, 
des Falirpreises, Aenderung der Trace etc., schweren Beschrilnkungen und 
Belastungen unterwirft. 
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2. 

Der Kiufluss des § 254 des Bürui^rlielieii Gesetzbuchs auf die 

Eisen balinhartpflielit. 

Von Dr. Fritz Wussow, 

Rechtsanwalt und Syndikus des Vereins deutscher Strassenbahn- und 
Kleinbahn-Verwaltungen in Herlin. 

Bis zum Inkrafttreten des Bürtrerlidien (tesetzbuches wurde der Betriebs- 
nnteiTiehmer von der llatt}>riiclit leirelinässif.' vidlitr frei, falls er naohwips. 
da.ss der l'nfall in (ieniiisslieit der vorstelu-nden l)arlefrnnß:en ur^.i(•llli< Ii 
zuriick/.ufüliren war auf ein Verschulden des Verletzten. Nur in einem Falle, 
nämlich wenn gleichzeitig ein Verschaldeii des Betriebsnnternehuiers oder 
seiner Angestellten vorlag and znr HerbeUOhmng des UnfalleB mitgewirkt 
hatte, konnte trotz eigenen Verschnldens des Verletzten die Haftpflicht de» 
Unternehmers festgestellt werdm. In diesem Falle war nümlich abanwflgen, 
welches von beiden Verschulden überwiegend den Unfall verursacht habe; 
nnr wenn das Versdinlden des Verletzten überwog, war der Betriebsunter- 
nelnner von der Haftptlicht befreit, während er bei überwiegendem Verschnlden 
auf seiner Seite oder auf seifen seiner Leute und auch Ix'i pleith starker 
Mitwirkung der beiden Verschulden in voller Hohe für haft|}tiichtig befunden 
wurde 

Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Oesetzbnehes hat dch diese 
Rechtslage wesentlich geftndert Das Reichsgericht erachtet in stllndiger 
Rechtsprechnng den § 264 Abs. 1 BGB. anch fftr das Rechtsgebiet des Reichs- 
haftpflichtgesetaes für anwendbar*). 

'j Kg er, Reichihaftpflichtgeseto 6. Aufl. ä. 189 ff. und die dort aageai^;enen Er- 
kenntnisse. 

») KG. V. 24. 11. 02, Entscb i. Zivils. Bd. 53 S. 75, EisenbE. Bd 19 S. a44; vgl 
femer die in den nAehstfolgenden Anmerlningen sitierten Entsebdd. o. Bger, RelGh»> 
haftpfliehtgeBeta 6. Aufl. S. 198ff. Gegen diese .Annahme des Heichlgerichts hat sich 

jedoch fast die pesaniti- Literatur erklärt, insln sondirc Planck. Konfln. z. BGB. Bd. 6 
.\r. 7 zu Art 42 E(; ; Aron. EisenbE XIV S. IW): v. Rutz, Bliitt f Luchtsanw. 
Bd. 64 S. Dl, 92; Mugdan, Mater. 1 S. 129, 130; Eger, Komm. z. liaftplil.. 6. Aufl. 
8.199ir.: Relndl, Komm. s. HaftpilO. 1901 S.81; Zaehariae-Dreyer §444 Aam.II: 
V. Königslöw, Unsnllssigkeit der Schadensteilnng gemiss § 254 BOB. in den FUlen 
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§ 854 Abs. 1 «ntbait eine von den im allgemeinen Teil der Scbnldver* 
hftItniBse des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die Leistung von Sehadensersatas 

antgestellten Regeln. Er lantet: ^Hat bei der Entstehnniir des Schadens ein 
Verschulden des Beschädigten mitgewirkt, so hänpft die Vcrpflielitnng zum 
Ersätze, sowie der Urafans: des zn leistenden Ersatzes von den Unistilnden, 
insbesondere davon ab. inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen 
oder dem anderen Teile verursacht worden ist". Die Anwendung' dieser Be- 
stimmung aal das Gebiet des Reichshafiptliclitgesetzes hat die weittragendsten 
Folgen. § 254 bezieht sieb ganz allgemdn auf F&lle, in denen jemand 
einem anderen zum Sehadensersatze verptfichtet ist; er betrifft also auch 
Fille, wo die Ersatzpflicht nicht auf einem Verschulden des Ersatzpflichtigen, 
sondere auf anderen Momenten - z. B. beim Tierhalter auf der GefShrlich- 
keit der Tiere etc. — beruht. Wenn in diesen FUlen gmidss $ 254 abge- 
wosren werden soll, inwieweit der Schaden vorwieprend von dem einen oder 
dem anderen Teile verursadit worden ist, so ist zu piiifen. wie stark das 
eichene Verschnlden des I{es( hädipten einerseits und die nach dem Willen des 
Gesetzgebers die Ersutzptlicht begründenden Umstände anderseits verglichen 
miteinander zur Herbeiffihrnng des Schadens orsächlich mitgewirkt haben. 
Daneben sind die sonstigen begleitenden Umstände zu bertteksichtigen, wobei 
insbesondere fai Betracht zu ziehen sein würde, ob das Verschuldoi des Ver- 
letzten in Vorsatz, grobem oder nur leichtem Versehen bestanden hat. Je 
nach dem Ergebnis dieser vergleichenden Prüfung ist dann zu entscheiden, 
ob überhaupt eine Verpflichtung znni Ersatz anj^csichts des Verschuldens des 
Beschädigten billifrerwoise anerkannt werden dürfe, und falls dies zu bejahen 
ist. ob der ganze Schaden oder welcher Bruchteil desselben dem Beschädigten 
zu ersetzen ist. 

Bei Anwendung dieser ans § 234 folgenden Grundsätze ist das Reichs- 
gericht zu folgenden Ergebnissen gelangt. Da ein Unfall ,bei dem Betriebe 
dner Eisenbahn" nur dann vorliegt, wenn derselbe in dem Betriebe selbst 
sefaie Ursache findet, so kann efai eigenes Verschnlden des Verietzten flber- 
haupt nur als mitwirkende, niemals aber als alleinige Ursache in Betracht 
kommen. Darans folgt, da.ss in jedem einzelnen Falle, in dem eine Verletzung 
im Betriebe einer Eisenbahn in ursiichlichem Zusammenbange mit einem 
eigenen Verscliulden des Verletzten festgestellt wir*!, in eine Prüfnne: nach 
Massgabe des 254 BGB. eingetreten werden muss ' i. Es i.st also dann 
stets die Frage, ob Uaftpflicht überhaupt vorliegt, und in welchem Umfange 

des BUaftpflü. 1905; t. Weinrich, lialtptlicht ä. 87; Lass u. Maier, Baftpflicht- 
reebt etc. 2. Aufl. 8. 99; Riesenfeld, Das besondere Hafl^flichtreeht etc. 8. 866. Anch 

das OLG. Hamburg in d. Entsch. v. 22. 12. 19()2, EiaenbE. XX S. 33 and v. 19.6. 
1807, Recht XI .S. 5)07 und Kis. nliE. XXiV .S. 72 .\bweichend nur Schier- 
linger, f. Keubtsanw. Bd. 70 Nr. 4, u. Uottschalk, Das mitwirkende Yerschalden 
etc., Berlin 1903. 

>) BO. T. 19. 10. 03, .TW. Bd. 32 Beil. 8. 136 und Egers EiaenbE. Bd. SO S. 256; 
BO. V. 88. 5. 0», JW. Bd. 38 Beil. S. 101 nnd Egers EiaenbE. Bd. 80 8. 178. 
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der entstandene Schaden zn enetaen ist. nach den besonderen Umstünden des 
Einzelfalles za entscheiden; insbesondere ist liierbei darauf Rfleltsicht an 

neluneii, inwieweit die Umstünde, welche für den Gesetzgeber ziii- iStatnieriiiiL' 
der Krsatzpfliclit aus § 1 des K«'i(lisliafti»fliclit{rest't/es trefulirt haben, d. h. 
die dem Eisenbalinbetriohe eiL'pntitiiilii lie (ietalirli( likeit und inwieweit das 
eigene Verschulden des \'» i h t/.ten den Scliaden verursadit hat Bei dieser 
Abwilgung kommen als Momente, durch die die lietriebspefahr erliöht wird, 
insbesondere ein etwa mitwirlcendes Verschulden des Betriebsnntemehmers 
oder sefaier Angestellten, nngttnstUi^ Witternng^sTerliftltnisse, schwierige Ort« 
liehe VerbiUtnisBe n. a. in Betracfit, während anf selten des Verletzten der 
Grad des Verschuldens eine wesentliche Rolle spielt 

WShrend also nach der Rerhtssi>rerhunir vi»r 1!)00 der rntornehmer 
stets panz frei wurde, wenn ein Unfall durcii Verscliulden des Verletzten 
herbei^jefülirt wurde, ohne dass ein VersrlmMen des Unternehmers oder seiner 
Anfrest eilten mit wii ktr hat der rntcnii Iuihm- auch in diesem Kalle nach 
der neueren K( < litsprtchunjr regelmässi}:: wenijrstens einen Brurhteil des ent- 
standenen Schadens zu tragen. Nnr dann wird er von der Haftung ganz 
frei, wenn das eigene Verschnlden des Verletzten so fiberwiegend die Ursadie 
des Unfalles bildet, dass die Betriebsgefahr als Ursache vOllig in den Hinter- 
grund tritt*). Umgekehrt hat er den ganzen Schaden trotz völliger Schuldlosig- 
keit anf Seiten des Bahnbetriebs zw tragen . wenn das eigene Verschulden des 
Verletzten im Vergleich zur Betriebsgefahr als UnfaUsnrsache von vdlHg 
untergeordneter Bedeutung ist. 



>) RG. V. 5. 2 o;J. .IW. Hd. 32 S. 157, DJZ. ims S. 177; R(i. v. 12 3 0<. 
Egers EiscnbE. Bd. 20 S.löO; RG. v. 30.4 03, JW. Bd. 32 Beil. S.76; KG. v. 28.5.03, 
ebd. Beil. S. 101 und Egers BisenbE. Bd. 20 8. ITA] RO. 11. A. 08, JW. Bd.82 BeiL 
S. 92 and Egers EisenbE. Bd. 20 S 175; RG. v. 22. 6. 03, .IW. Bd. 32 Boll. S 92 und 
Egers EisenbE. Bd. 20 S. IT^i: !.'<;. v K» 0:1. .IW Hrl. 32 Beil. S 121: HG. T. 
19 10 03, i-bd. Beil S. IIU) und K-. i -i Kis. iibK. i!«1.20 .S.2ä6; R(i. v. 2. 11 O'A. Seufterts 
Archiv Bd. 59 S.224 und Kgers EiscnbE. lJd.2l rf. 14; K(i. v. 9. 11 03, Entsch. i. ZiviU. 
Bd. 66 S. IM, JW. Bd. 32 Beil. 8. 186 und Egen BisenbE. Bd. 80 8. 263; RO. t. 
8. IS. 08^ JW. Bd. 33 S. 87 und Egers EisenbE. Bd. 20 8. aH3; RG. v. 14. 4. 04, JW. 
Bd. 33 S 287 und Egers EisenbE. Bd. 21 8. 66; Rö. v. 27. 10 04, JW. Bd. 84 8. 15; 
RG. V. 1. 12. (»4, .IW, Hd 34 S 77 

») KG. V. 19. 10. 03, .1 W Bd. 32 Beil. 8. 13(i und Egers EisenbE. Bd. 20 S. 256. 

>) RG. 11. 6 03, JW. Bd. 32 Bell. 8. 92 und Egers EisenbE. Bd. 80 S. 175. 
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8. 

Der straftm^htltehe Schutz der Etsenbahnflihrkartenavtoniaten')* 

Von Dr. H. Gaaptor, 

Oeriehtsassessor in Apolda (Thflringsn). 

III. Kann die widerrechtliche Benutzung: eines Automaten als 
schwerer Diebstahl im Sinn«- des 2 4:5 StGFi. bestraft werden? 

Diese mehrfach uut'gcwurfene Frage ist luciüt, und /.war mit Recht, vef' 
neint worden'). Schwerer Diebstahl würde nnr angenommen werden Icönnen, 
wenn Ziff. 2 oder 3 des § 243 StGB. anwendlNtr w&ren. Hier wird Dieb- 
stahl mit Znchthaosstrafe bedroht, wenn . . . 

2. aus einem Cieb.'lude oder nnischlossenen Räume mittels Einbrncbs, Ein- 
steigens oder Krbrec hens von lieliilltnissen gestolilen wird, oder 

3. «ler IMcbstahl dadurch bewirkt wiid, dass zur Eröffnung: eines Gebiludes 
oder der Zui;iini;>' eines nnischlossenen Raumes (»der zur Eiittlnuii!.' der 
im Innern bctindliclien Türen oder Behältnisse falsche Schlüssel oder 
andere zur ürdnungsmilssigen Eröffnung nicht bestinunte Werkzeuge an- 
gewendet werden. 

O^n die Anwendbarkeit von Ziffer 2 sprechen mehrere Qrllnde. Da 
als erschwerendes Moment in Betracht kommt, dass ans einem Geb&nde oder 
nmschlossenen Räume gestohlen wird, so fallen solche Fälle, wo die Anto- 
maten auf Strassen, Platzen und Durcligftngen aufgestellt sind, schon nidit 
anter die angeführte Zitf. 2. Weifer kann von „Einbruch" nicht jresprochen 
werden, wenn der Aut(»mat. durch Einwerfen von Bleistücken, Kni>}»fen usw. 
in Funktion gesetzt wird, da Einbruch die trewaltsame mit Verletzung der 
.Sachsubstanz verbundene Beseitigung der Hindernisse ist'*). Schliesslich ist 
swar der Automat ein Behftltnis, von «Erbrechen* dieses Behftltnisses kann 
aber keine Rede sein. Selbst mit Hilfe der Begrilfsbestimmung Bindings^), 
der unter Erbrechen jede anormale Aufhebung des Verschlusses versteht, ist 
der Antomatendiebstahl nicht unter Ziff. 2 des § 248 zu subsumieren. Wenn 
nSmlich auch, ,rein juristisch genommen, die Eröffnung eines Automaten 
mittels eines Surrogates statt eines Zehnpfennigstiickes, weil unerlaubt, 

') S. deu ersten Artikel (Abscb. 1 u. II) über dieseu Gugeustaud Hü. XXIIl S. 'MXiS. 
dieü. SZeitsdir. 

*) s. B. Olsbaasen, Komm. s. StOB., 6. Aufl. 1901, Bd. II S. 901 Not« 88 n. 86; 

Meyer, Lehrbuch des deutschen Strafreihts. 5. Aufl. IH%. S :>(>! Anm. 26; Schiller, 
Becbtsverbültmase des Automaten, Zürich 1K*)S, £>. 8(), Kl; Seckel a.a.O. S. 22ff. 

*} Fruuk a. a. O. S. 323; v. Liszi u. a O. S. 434. 

*) Lehrbuch des gemeinen deutschen Strafrechta, 18%, S. 160. 

£gor, ElsMbabnrecbUU'be KnUicUetduDgeu X.\1V. 6 
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anormal ist, so int doch das , Erbrechen' kein jnrittischer, sondern ein 
technischer Begriff. Eine anormale Eröffnung des Versehlosses ist daher eine 

solche, die den RewiUinlichen Verlulltnissen technisch widerspricht, wie s. B. 
Loslösen einer Schraube nsw. Techni-sch ist es aber gerade so normal, wenn 
der Versohhis^ mittels eines Bleistäcks wie mittels eines Zehnpfennigstttcices 
geöffnet wird" '). 

Für Ziffer 3 des § 243 StGB, gilt /.uniUhst dasselbe wie für Ziff. 2: 
ihre Anwendung würde auf Pälle beschränkt sein, wo der Automat in einem 
OeUlnde oder doch wenigstens in einem nrnsdilossenen RaoBe »nlgestellt ist. 
Zwei Schriftsteller sind in der Tat der Meinung, dass in diesen FSllen der 
Antomatondiebstahl als schwerer Diebstahl bestraft werden kQnne, weil Blei- 
stttclte, Knöpfe nsw., die statt der Geldstücke in den Automaten eingeworfen 
werden, als falsche Schlttssel oder andere zur ordnvngsmJissigfen Eröffnung 
nirht bestlrnnitp Werkzeuge anznsehen seioii. Dipsr»r Ansirlif ist entfrotren/.u- 
halten: Das liehüItniK des Antonuiteii wird \m diescf Ait missbriliKliliolier 
Benutzung gar nicht ^eröffnet", «Itnn es entsteht keine Otitimng, durch die 
man ungehindert, z. 13. mit der Hand oder einem laugen Haken, an den Inhalt 
des Apparates gelangen kSnnte. Oeihien hdsst anfmachen. Von Oeffnen 
kann daher nur die Bede sein, wo etwas umschliessendes derart getrennt, 
auseinandergedrückt, — geschoben, zerrissen oder sonstwie anfgemaclit wird, 
dass das hinter der UmBchliessnng Befindliche offen liegt. Beim Automaten- 
diebstahl ist das nicht der Fall. Der Meclianismns ist nur so konstruiert, 
dass ein schon vorhanilrncr Sjialt. der in der Ruhelage versperrt is*t. wiUirend 
der Automat in Gang gesetzt winl. für einen Anpenblick von der Sperrung 
frei wird, .so dass die Fahrkarte tiindm chgleiten kann. Dieses zeitweilige 
Auslösen der Sperrung kann man also schwerlich ein „ Eröffnen" nennen, ohne 
diesem Begriffe eine Auslegung zu geben, die der Gesetzgeber nicht im 
Sinne gehabt hat. Auch ist ja die mechanische Spermng kein Verschluss, 
denn sie bezweckt nicht die Sicherung eines Gutes wie ein Scldoss, sondern 
gerade die — wenn auch nur stfickweise — Abgabe der Fahrkarten an jeden, 
der die Sperrung auslöst. Schliesslich dürfte der Gesetzgeber mit „falschen 
Schlüsseln oder anderen zur ordnungsmilsäigen Eröffnung nicht bestimmten 
Werkzeugen" wohl an Werkzeiiirc ü'edaclit haben, die znr nicht ordnungs- 
niilssigen Eröffnung u. <lgl. bestimmt sind, wit; Dietriclic, Haken, nicht aber an 
Cieldmünzen sowie deren Surrogate, also Sachen, die ihrer Hestimmung nach 
überhaupt nicht als Werkzeuge dienen^. 

Diese Ansicht vertritt auch das Reichsgericht in der Entscheidung 
vom 13./80. Dezember 1900^), wo es in den Entscheidnngsgründen folgender- 



') Seckel a. a. 0. S. 23 

V Li>izt a. a. 0. S. 435 mul Krtd. Iior .\nfniiiarennii»shran('h und neios 
L'liarakter isienui^r als Dclikr nach dem ReichabtrafgescUüuch, Berlin 18iMi, S. 37 ff. 
*) So auch Seckel a. a. U. S. 2ö. 

*) Abgedmckt in den Entscheid, des RQ. in Strafs. Bd. 34 ff. und in der DJZ. 
1901 S. 308. 
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masseo heiast: ». . . Um aof die vom EigentOmer des Aatomaten beabsich- 
tigte Weise in den BesitB einer der darin befindliclien Schokoladeintofeln sa 
gelangen, liat man den Versdiliiss des BeliftltniaaeB gar nicht anratasten, 

letTiteres gar nirlit zn ernffnen, sondern es miiss lediglicli durch den Einwurf 
der Münze der innere Senknieehanismus liera^j^edrückt werden, was zur Folge 
hat, ilass (lurcli eine sdum vorhandene Oeft'nnTiir der heransznliolende Gej^en- 
stand liindiii r lif.illt. AUt-nlintrs ist /iizn<iel)en , dans in irewisseni Sinne aucli 
hier ein „KrotVnen" »tatthnden muss, oline das ja da-s Herausfallen des 
Qegenstandes nicht denlibar wäre, und das» das mechanische Hilfsmittel, da» 
den Mechanismus zu dem gewollten Zweck in Gang setzt, sehr wohl als ein 
Werkzeug bezeichnet werden kann. Indes wfirde man sich der ausdehnenden 
Interpretation eines Strafgesetzes schuldig machen, wollte man auch hier einen 
.Verschlass' nnd ein ^Eröffnen* im Sinne dt s § 2 Nr. 3 StGB, annehmen. 
Denn nicht ein Oertnen des verschlossenen 13ehiUters (der ja verschlossen 
bleibt), sondern die zeitweise Hebunpr einer den Anstritt ans der dazu he- 
stiraniteii Oeft'nnnpr hiinUriulen Sperrnnsr wird bewirkt, indem durch den Ein- 
warf auf den Mechani»maü gedrückt wird. Das Schloss des Automaten soll 
femer das darin beflndliche Gut vor unberechtigtem Zugreifen sichern, der 
Mechanismus hingegen soll das nicht, sondern er soll den Automaten 
gewissermassen zum VerkUnfer machen, der g^en Empfang des Preises die 
Ware ftbergiht. Und nicht ein nur in den Hinden des Eigentümers oder 
des Berechtigten befindlicher Schlnssel ist hier zum Eingriff in das Innere 
des verschlossenen Behälters bestimmt, sondern eine Gel dm Unze, wie sie in 
zahlloser Menge vorhanden ist und sich in jedermanns Haml befindet; während 
also der § 248 Nr. 3 St(iB.s. wenn er von dem Enitlnen eines Hehiiltnisses 
mittels talscher Schlüssel usw. si/riclit . nur an ein Verschlussmittel denken 
kann, das bei ordnungsmässiger Oettnun^ ausschliesslich durch ein eigens 
hierzu verfertigtes Werkzeug von aussen zu Offnen ist, kann doch hier> 
von dann nicht die Bede sein, wenn jedermann sich nur einer seiner Geld- 
münzen zu bedienen braucht, um ordnungsgemftss Zutritt zum Jbihalt des 
Automaten zu erhalten. Alle diese Erwilgnngen aber lassen es als ausge- 
schlossen erscheinen, den % 243 Nr. 3 StGB.N auf den sogenannten Auto- 
matendiebstahl in Anwendung: zu brinpren ..." 

Wir haben hei unserer Betrachtiuiir liisiicr nur lioii Kall berücksiclitiüt, 
dass der Dieb, um die Fahrkarte iHMans/nlKilcn . ein Hleistück oder dtri. 
einwirft. Es ist aber auch möglich und tatsächlich schon versucht worden, 
das Heransgleiten des Automateninhalts dadurch zu bewirken, dass mit einem 
Taschenmesser oder einem ähnlichen Werkzeuge die Sperrung des Mechanis- 
mua — gewöhnlich eine Feder — zurückgebogen wurde. Dieser Fall 
bietet nichts Besonderes ffir die Beurteilung, ob § 243 Ziff. 3 StGB, anwend- 
bar ist, da auch hierbei kein Verschluss des Antninatcn im gesetzliehen 
Sinne geöftnet wird. Au<li in diesem Falle hat das Kcicli.sgericht in einem 
neuerdings ergangenen Urteil 'J das Vorliegen des schweren Dieluitahls verneint. 

vom 11. Desenber 1906 im .Reeht' 1907 S. 71 Nr. 109. 

6* 
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Nach alledem ist die Frage, ob der Antomatendiebstalil aneh nach § 243 
St0B. strafbar sei, zn verneinen. 

IV. Lttsst sicii auf den gedachten Tatbestand § 803 StGB. 

anwenden? 

Seckel hat die Frage, ob man vielleicht in der widerrechtlichen Be- 
nntznnj? eines Automaten die mrh § 803 StGH. strafbare SaclibeschUdi-rnnpr 
erblicken könne, mit Recht verneint^). Wollte man annehmen, dass durch 
jede Benutzung' der MechanismuB dt-s Aut«uuaten abjfenutzt, mithin beschädis^t 
werde, dann läge folgerichtig in jedem Falle von Gebranchsanmassung Sach- 
tmKhftdigung vor. Das wäre denn doch eine Konstraktion, die gegen den 
Sinn des § 303 St0B. ginge. Aber wollte man selbst eine Einwirkung anf 
den Stoif des Apparates als vorliegend ansehen — merkbar wfirde sie erst 
nach sehr oft wiederholter Benutzung: des Antomatcn sein . dann würde es 
in den meisten Fällen sehr schwierig oder anspreschlos^en sein, beim Täter 
den Vorsatz der Beschädigung festzastellen. Sachbeschädigung ist deshalb 
nicht anzunehmen. 

V. Kanu ilio \ crwertun^ der inissbriiuchlich erworbenen Karten 
als ürkuudenfillschunp, ^§ 267 ff. StGB., aufgefasst werden? 

Bei L^timatlonspapierautomaten als der Antomatengattung, die ürlninden 
abgibt, wäre UrkandenAlschnng immerhin denkbar. B« liissbranch von 
Fahrkarten- und Bahnsteiglortenantomaten sind aber die §§ 267 IT. StGB, 
nicht anwendbar, weil die verabreichten Birten echte Urkunden sind, ancli 
wenn der Inhaber sie gestohlen hat, nnd weil der Dieb eine Verändemng 
weder an dem Papier nnrh an der aufpredruekten Krklilrunp vorniniuit. weil 
er also weder von einer verfJllschten oder fiilsclilicb aufrefertisrten Urkunde 
(iebrauch macht, noch dem I'ajiier duich Ausfüllung? Urkundeuinhalt ffibt. 

VI. Macht sich derjenige, welcher au.s dem Automaten eine 
Fahr- oder Bahnsteigkarte entwendet, des Vergehens gegen § 133 
StGB, schuldig? 

Da die genannten Karten 5ffentliche Legitimationspapiere sind, ist die 
Frage zu bejahen*). § 138 StOB. bedroht mit Strafe denjenigen, der 

«eine Urkunde . . . oder einen sonstigen Gegenstand, welche sich anr 
amtli( lien Anfbewahruuir an einem dazu bestimmten Orte befinden, . . . 
vor^iH/lii'li vernichtet, beiseite schaft't . ." 

Nach der herrschenden Meinun? siml die fredacliten Papiere »itVentliche 
Urkunden. Im Zweifel würde man sie auf jeden Fall unter den Betrrirt' 
„Gegenstand" fassen können. In der absichtlich widerrechtlichen Wegnahme 
aus dem Automaten liegt das vorsätsliche Beiseiteschaffen der Uricunde, denn 
sie wird durch Srtliche Entfernung der tatsächlichen AusQbnng der amtlichen 
Verfügungsgewalt entxogen'). Endlich befinden sich die im Automaten ent- 
haltenen Karten, wenigstens bei Staatsbahnen und vom Staate betriebenen 

») a. a. 0. S. 15. 

*) Ebenso Seckel a. a. O. S. 33. 
Vgl. Entaclieidnngen des R(i. in Straf». Bd. 10 S. 189. 
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PrivatbahiH'n, .zur anitliolieii Aift'bewahiiing an einem dazu bestimmten Orte". 
Serkel vtrpleicht niclit unrichtig die Aufstai)clung der Falirkarten im Auto- 
maten mit derjenigen der Briefe im Postbriefkasten. Der Briefkasten hat 
den Zweck, die darin befindlichen Postsachen vor dem Zagriffe zu verwahren. 
Der Automat bezweckt zwar gerade die «LOsnng" der Karten, er verwahrt sie 
aber ebenfalls, wenn aoch diese Verwabmng nnr zdtUch begrenzt ist, 
indem sie bei ordnnngsm&ssiger Benntznng des Automaten mit dem Willen 
der Elsenbahnverwaltong aufgehoben wird. Demnach ist in der ordnnngs« 
widrigen Benntznng eines Fahrkarten- oder Bahnsteigaatomaten das 
vorsStzlirlie Beiseiteschalten einer Urkunde oder doch eines Gegenstandes ans 
amtlicher Verwahrung? zu erblicken. Man luuss Seckel beistimmen, wenn er 
Bestrafuni.' nach § 133 Abs. 2 StGB, eintreten lassen will, weil die Hand- 
lungsweise des Täters nur der Absicht, die Kosten für die Karte zu sparen, 
also seiner Gewinnsncht entspringt. 

Zorn ScUass ist noch knrz das Verhältnis dieses Vergehens an Betn^p 
and IMebstabl zn erörtern. Das Vergeben gegen § 133 StGB, nnd Diebstahl 
werden dnrch eine und dieselbe Handlang begangen. Beide sind vollendet 
mit der vollendeten Wegnahme der Papiere. Beide Vergehen stehen also zu- 
einander in Idealkonknrrenz, gemäss § 73 StGB, ist somit die Strafe auf 
Grund von § 133 Abs. 2 StGB, festzusetzen, also Gefängnisstrafe von 
3 Monaton bis zu o Jalii eii ; «laneben kann auf Verlust der bürjrnrlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. Der Betrug dagegen beginnt erst, wenn der 
Itter von der B^trte Gebranch macht, nnd ist vollendet, wenn die Vermögens- 
bescbadigimg der Eüsenbahnverwaltnag begonnen hat Beiseiteschaffen der 
üiknnde nnd Betmg werden also dnrch verschiedene Handinngen begangen, 
sie konkurrieren daher real. Nach § 74 StGB, ist anf eine Gesamtstrafe 
sn erkennen. Die schwerste verwirkte Strafe (Gefängnis nicht unter 3 Monaten) 
Inldet die Einsatzstrafe, die um eine Zusatzstrafe zu erhöhen ist. 

Das Ertrehnis der üntersneliuntr ist also fdlircndcs: Wer einen Fahr- 
karten- oder Bahnsteigkartenaatomaten in der angegebenen Weise missbraucht, 
ist zu bestrafen: 

1. wenn er sich das Papier nnr aneignet, wegen Diebstahls in Ideal* 
konknrrenz mit Vergehen gegen § 133 Abs. 1 StGB., 

2. wenn er es verwertet, gleichviel, ob er es der Eisenbahn znrfickgibt 
oder nicht, wegen Vergehens gegen § 133 Abs. 2 StGB, in Ideal- 
konknrrenz mit Diebstahl nnd in Realkonknrrenz mit Betmg. 



Digitized by Google 



SD B. Hitoe, Haftung eines mit einer Strassenbahn vcrb. Onmibnsnnternelimeiu. 



4. 

* Haftung für Hehlden duwk das elnein Straiwenbahnbetrfobe 
«ngeKltedcrle Omnlbasanterneliiiien. 

Von Dr. Benno HÜse, 
Kreiag«rielitmt in Berlin. 

Eine Gesollsdiaft , welche eine Strasscnltalin mittels clektriscluT Kraft 
hetrieb. nalmi als Xobenlietiicl) die Betürdeiunp: vi»n Personon mittels Omni- 
bussen auf, welclie als Triebkraft teils Elektri/ität , teils Henzin benutzten. 
Die VcrwaltUHfr beider, d. h. des Strassenbahn- und des Omnibusbetriebes, wird 
durch dieRclben Organe, d. h. Vorstand und Aufsichtsrat, besoi^, wähi-end im 
übrigen jeder Betrieb sowohl finanziell wie in seiner Benennnng ein für steh 
bestehendes and abgesondertes Unternehmen bildet. Die im Omnibnsbetriebe 
snr Verwendung kommenden Kraftwagen haben anf ihrem Verdecke Sltspl&txe 
znm Gebrauche für ihre Falirg^Äste. Von den Fahrgästen haben während der 
Fahrt einzelne dadurch Schaden erlitten, dass die an Schienenstränge nickt 
erebnndenen Fahrzeuffe beim Ausweichen bzw. rmfalireii s.mstijrer auf der 
Fahrbahn sieh beweg:enden Geführte den an der otlentliclien Kunststrasse an- 
peprtanzten I^äumen so nahe kamen, dass durch die Aeste Korpcrvei letznnpen 
und Sachschäden herbeigeführt wurden. Einzelne Fahrgäste haben Ansprüche 
anf Schadlosbaltung gegen die Betriebsantemehmerin gerichtlich geltend ge- 
macht, nnd zwar mit der Begrfindnng, dass sie die Tatsache der Benntznng 
eines Deckritzes nnd der durch die überhängenden BaomBste erlittenen Ver- 
letznngen unter Beweis stellten, jedoch einen Beweis dafür nicht antraten, 
das» der Unternehmerin, sei es ein vertragliches, sei es ein ansservertragliches 
Verhalten zur Last falle, wofür sie zn haften habe. Bei der jjrinzipiellen 
iJedeutuuf/. welche ilie Kliirunt; <liesei- Streitfrajre hat, erscheint es zweck- 
dienlich die einander widerst reit emieii Ansichten zn eriirtern. 

Die Kläper verkennen auf^enseheinlich den Keclitsgrund ihres Anspruches, 
indem sie dem zufälligen Umstände, dass das Omnibnsnnternehmen einem 
Strassenbahnbetriebe angegliedert ist, die rechtliche Tragweite beilegen, es 
Sri die ErsatzTerblndlichkeit beider die glriche, mithin ans der Eisenbahn- 
Haftpflicht die Schadloriiritnng zu leisten. Dies ist rin Rechtsirrtnm. Denn 
es hat die Rechtsprechung: des Heichsgerichtes Icdi^^lieh aus der ErwSgnng 
die Rechtsregeln des Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 187 1 anf die Strassen- 
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bahnbetriebe für anwmdbur erklärt, dass diese mit den Eiseabalmen das 
Gebandensein au Schienensti änge , die gröaaere Fahrgeschwindigkeit und das 
erheblichere Gewicht der Fahrzeuge gemeinMin habeo, nitiiln bei beiden die 
gleiehen ürsachen für den Eintritt nnd die Folgeechwere einet Unfalls 
SBBMnmentreffen. Bei dem OmnibiiBlwtriebe fUlt jedoch das Gebandensein an 
Schienenstränge fort, so dass hier die Geffthrte anderen aassaweicben ver- 
mögen nnd ilmen anch die leichte Fortbeweglichlieit auf den glatten Gleisen 
nicht eigen ist. Nur wenn boi <l<>m Hotriebp einer Eisenbahn ein Mensch 
uetötet oder körperlich verletzt wird, tritt die Hat'funL' aus l HaftptlG. ein, 
genügt mithin der Beweis für die Tatsac iu der erlittenen Verletzung beim 
Eisenbahnbetriebe ohne gleiciizeitigen Nacliweis eines dabei dem Betriebs- 
antemehmer oder seinen Gelülfen zur Last fallenden Verschuldens. Denn die 
fieehtsvemratnng liest hier den Betriebsnntemehmer als SchSdiger erscheinen, 
und es ist seine Sache, sidi dnrch den Nachweis der höheren Gewalt, baw. 
des eigenen Yerschnldens des Verietaten von der HafIflUcht an befreien. 
Nur der Unternehmer des Strassenbahnbetriebes hat als Schadensnrhcber die 
Kechtsvermntnng gegen sich, nicht aber anch der Unternehmer des Omnibns- 
bptriebes. gleichviel ob beide von denselben Verwaltnupsorsraiien geleitet 
wirdt'ii oder nicht. Es reicht deshalb zur Entscliadigungslvlage nicht aus, 
blo.ss für die 'i'atsa» lie der erlittenen Verletzung gelegentlieh der Benutzung 
eines Kraftomnibus den Beweis anzutreten, es muss vielmehr ein Verschuldungs- 
gnmd dargetan werden, d. h. der anschliche ZnsammenhaBg swisehen einem 
Verstösse gegen eine vertragliehe oder ansservertragliche Pflicht nnd den 
ngezogenen Verletanngen. Eine Klage, welcbw diese Begrttndnng fehlt, 
muss der Erfolg versagt werden. 

Vermiß nicht auf die gesetzliche Haftpflicht der Eisenbahnen der Ent- 
schildignnjrsansprnoh gestützt zu werden, 8*> koniiiit weiter in Frage, ob er als 
Vertretung der Folgen eine.n verti aglichen oder eines ausservertraglichen Ver- 
schnltlens sich würde rechtfertigen lassen. Nur wer aus Falirlässigkeit wider- 
reciitlich verletzt, ist auf Grund des § 823 BGB. schadensersatzptiichtig. Ein 
widerrechtliches Verhalten kann fUglich jedoch in dem Umstände nicht ge» 
.fanden werden, dass der Omnibnsftthrer beim Answdchen bzw. Umfahren 
Boartiger anf der Yerkehrsstrasse sich bewegender Geführte, den Chanssee^ 
biamen aich so sehr nUiert, dass hierbei Aeste mit den auf dem Verdeck 
befindlichen Fahrgästen in schädigende Berührung kuuiinen. Und dies genflgt 
bereits, um einer Entschftdignngsklage die rechtliche Unterlage zu nelunen. 
Mithin bleibt nur ein vertragliches Verschulden übritr, um darans Anspräche 
ableiten zu können. Freiiicli ist aus i< 21 1? H(1H. dei- Sclmklner verpflichtet, 
die Leistung so zu bewirken, wie Treu und (.ilauben mit Ülicksiclit auf die 
Verkehrssitte es erfordern, und er hat zufolge § 278 BGB. ein Verschulden 
der Personen, deren er sich in Erfüllung seiner Verbindlichkeiten bedient^ in 
gldehem Umfange an vertreten wie eigenes Verschulden. Unswelfeihaft hat 
deshalb der Unternehmer des Omnibnsbetriebes für die dnrch seinen Wagen- 
lenker herbeigefBhrten Schftdigangen einzustehen, insoweit für ihn selbst dne 
Vertretnngspflicht reditlich in Frage kommen konnte. Zwischoi dem Fahr- 
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gaälc uud dem Betriebsuiiteniehmei- ist ein Beforderungsvertrag zustande 
gflkommeii, weleher sm Gegeustaad« luit, den Fahrgast inneriiBlb eiser 
bestinunten Frist an den BeBtimminigsiHrt sn schaffen. Die einen benrt^len 
ihn als Workvertaragf die anderen als Dienstrertra^. Obschon nnn sng^ben 
werden soll, dass die Ueberwindnng der Wegstrecke bzw. die Ankunft an dem 
Endziele als der durch die Tätigkeit des Omnibnsbetriebes herbeizuführende 
P^rfolpr beiderseits in das Angre {jefasst wurde, so tinden doch nicht die 
ReditsrefTcln des Werkvertrages, snndeni die des Dienstvertrafres auf das 
bezüfrliche Kerlitstrescliäft Anwendnnjr- Hierfür Bi)ri(lit der Umstand, dass 
der 1. Entwurf zum ÜCiB. als § 57!) vorsali. es solle bei einem Vertrage, 
welcher nicht die Herstellung oder Veränderung einer Sache, sondern einen 
anderweitigen, durch Arbeitsleistnng oder Dienstleistang zn bewirkenden Erfolg 
znm Gegenstande habe, an Stelle der Abnahme des Werkes die Vollendung 
der dem Uebemebmer obliegenden Leistungen treten. Aus dieser vorge- 
seUagenen Bechtsregel ist dei- Abs. 2 des jetzigen § 631 BGB. entstanden. 
Daraus rechtfertigt sich jedocli die Schlnssfolgerung. es tinden auf den Be- 
ffirdernnfrsvertratr nach dem tros(>t/.<;eberischen Willen überhaupt nicht die aus 
Vii trctuni,' der Werkraänirel in den i?§ fi84, »135 B(iR. dem Besteller zni;e- 
standenen Ansprürlio oder höchstens nur auf die V(dlendunp: der seitens des 
Beförderers Uberuumwenen Leistungen Anwendung. Hierunter fällt aber 
unstreitig nicht dne unbegrenzte Sicherung gegen etwaige, durch andere 
Ursachen dem Fahrgaste zustossende Schftden, gegen die sich allein su sehfitasen 
er bei gehöriger Vorsicht in der Lage ist. FahrUssig handelt gemlss § 276 
BGB. jeder, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt ausser acht lässt, 
also gleich dem Betriebsunternehraer bzw. dessen Wagenführer auch der 
Fahrgast. Letzterem la<r daher ob. auch seinerseits sich zn bemühen, dem 
durrh die herüberra^ienden Baumäste drohenden Schaden vorzuben-ren Eine 
Verabsiluraung lässt ihn als Miturheber cles einiri tretenen Krfoljres erselieinen. 
Er hat daher das Mitverschuldcn aus § 2ö4 BGB. mit zu tragen. Aus diesen 
Erwägungsgründen liegt aber das Uebcrgewicbt der Wahrscheinlichkeit daffir 
▼or, einem Entschttdigangsanspruche den Brfolg zn versagen. 
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5. 

Ple elscnbahnftnehtreehtllehtt Haftniii? im »llgitiiieinctt 0« 

Von Dr. Jw. RmAiigel, 

Begieningsimt in Posen. 

Die iprnndlegende Vorschrift Uber die Voranssetnnngen der Haftnng der 
Eisentahn für Verlust nnd BeschSdigongen enthalt der § 466 Abs. 1 HOB. *): 

„Die Eisenbahn haftet für den Schaden, der durch Verlast oder Be- 
scliil(iignng der Güter in der Zeit von der Annahnu" zur Hefördenm{? bis zur 
Abliefernnp: entsteht, es sei denn, dass der Schaden durch ein Veisdiuhlen 
ot\vr eine nidit von der Eisenbahn versr Imbiete Anweisunj; der Vertüfruntrs- 
bereelitigrten, duich hüliere (ii walt. durch itusserlicli niclit erltennbare Mänp:el 
der Verpackung uder durcli die natürliche Beschall enlieit der (xiiter, nament- 
lich durch Inneren Verderb, Schwinden, gewdhhliche Ledcnge Twtirsacht ist*. 

Die entoprechende Vorschrift für die Haftung für Lieferfrist&lierscbreitnng 
ist im § 466 Abs. 1 HOB. § 86 VerkO.) enthalten: 

nDie Eisenlwhn haftet fOr den Sdiaden, welcher durch Versftnmnng der 
Lieferfrist entsteht, es sei denn, daf^s die Verspüttm^ von einem Ereignis 
herrührt, weiches sie weder herbeigefülirt hat nncli abzuwenden vernioclite". 

(teilt man davon ans, dass i; 4<)ti Abs. 1 dahin zu verstehen i^t, dass 
die Kiseiibalin auch hier bis zur höheren (tewalt (h. G.j liattot , .so ist in 
beiden Fällen die llattptiicht der Eisenbahn eine strengere als bei den sonstigen 
Vertragsverhältnissen, bei denen der ächuldner nur für Verschulden einzu- 
stehen hat, also stets frei ausgeht, wenn der Schaden auf Zufall zurftok- 
znfBhren ist nnd nicht nur dann, wenn ein unter den Begriff der h. G. 
fallender Zufall vorliegt. 

Dieser Verschärfung der Haftung, dem Einstehen für eine gewisse Zu- 
fallsart, den sogenannten nieder in Zufall, stellt auf der anderen Seite eine 
Milderung itii rmfaiiL' der Ersat/.vtrbiiidlichkeit gegenüber. Während näm- 
lich sonst der \ crtra-rsschnldner in ji'ileni Falle dem (TCLrner den Eisatz des 
vollen Schadens leisten muss, ^i\t dies für «lif Eiscnl)aliii im Falle des Ver- 
lastes, der Beschädigung und der Lielerfristuberschreitung schlechthin nur 
dann, wenn ihr Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit nur Laat f&llt. In Allen 
ibiigeii FXUen ist — wenn wir von dem der Intoressendeklaration TorUlnflg 
absehen — ihre Ersataverbindlichkeit durch den V^ert des Gutes zuziiglich 
der BefSrdemngakosten bei Verlust und Beschttdigung — § 457 Abs. 1 u. 2 
HG6. — und die Höhe der Fracht bei LieferfHstttberschreitnng — § 466 
Abs. 2 HGB. — begrenzt. 

Diese L't'sund^'rte Beliandlung der Eisenbahn bezieht sich, wie besonders 
hervorgehoben werden mag, lediglich auf die Fälle, iu denen ein Schaden 

I) Ans des Verf. kllrallch erschienenem Werke ^Die Eaftung der Biienbahn fflr 

Terhist, Beschädigung etc. nach deutsch. Frachtrerht". 

*) Die entqprechende Vorschrift ist in der Verkü. im S 75 Abs. 1 enthalten. 
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durch Verlust, BescliUdigunf:? oder Lieferfrist überscli reit u np ent- 
standen ist In allen übripen Fitllen haftet sie nur bei einem Verschulden 
und alsdann auf vollen Schadensersatz: 

Alter auch in diesen Hillen, in denen die Eisenbahn an sieh nur bis aar 
regelmSssigen Grenze des bfirgerliclien Bechts, der Versclinldengrenze, haftet, 
ist ihre Haftung strenger, eis die der ftbrigen Vertragsschnldner, da sie nach 
§ 458 BGB. in Yerbindong mit § 9 VerlcO. fär ihr Personal in einem 
weiteren ümfan^'^ einsnstehen hat, als nach § 278 BGB. der Geschftftsherr 
für seine Gehilfen '^). 

Die die Voraussetzungen der Haftung für Verlust und BcschiUlignng 
regelnde Vorschrift des § 456 HGB. bezieht sich lediglich auf den zwischen 
der Annahme der Güter zur Beförderung einer- und der Ablieferung 
andererseits liegenden Zeifiranm. 

Die Änfangsbegrenzung ist selbstTerstftodlicb, da der Abschlnss des Eisen- 
bahnfrachtvertrages die Uebergabe des Gates mit Fraehtbrief erfordert*). 

Z B. der Absender, der bei eim-r Vertragsstnife bestimmte 'Jüter in einem ge- 
wissen bezirk nicht absetzen darf, gibt ein solches Gut nach einem ausserhalb dieser 
Zone liegenden Ort auf. I>er Empiäuger bestimmt die Eisenbahn, ihm dasüut, wih- 
rand es sieh nodi in der Zone b^det, anssaliefem. Hier kann der Absender von der 
Eisenbahn vollen Sdiadensersats, also inslKsondere Zahlung der verwirkten Vertrags- 
Btrafc fordern. 

Das gleiche gilt übrigens auth für das Liindtrachtrecht f§ -IHl HiiB.V 

*) § 54 Abs. 1 VerkO. Die Aufdrückung des Tagesstempels der Annabmestation 
anf den Frachtbrief ist; dagegen nun Absdilnss des Frachtvertrages nieht erfordertich. 
Sie lieseagt nnr den Vertragsabschlass. Ist der Brief nieht abgestempelt, so mnss 
und kann der Nachweis des Vertragsabschlusses in anderer Weise erbnifbt werden 
Ist der Frachtbrief abgestempelt, so steht umgekehrt der .Nueiiweis otfeti. dass die Ab- 
stempelung versehentlich erfolgt, das (iut z. H. nur zwecks vorläufiger Lagerung auf- 
geliefert worden ist (RG. in Sped - und SohiC-Ztg. Bd. 14 [06J S. 52 ) 

Dem Frachtvertrag kann ein besonders gearteter Verwahmngsvertrag vorangdien. 

Nach § 453 Abs 2 HOB. braucht die Eisenbahn nur insoweit Qüter zur Beför- 
dcrnng anzunelinien . als diese sofitrt erfolgen kann. Der Verko ist überlassen, zu 
bestimmen, inwieweit die Eisenbahn verpflichtet ist, GUter, deren Beförderung nicbt 
sofort erfolgen kann, in einstweilige Verwahrung zu nehmen. 

> In Ansftthmng dieser Bestimmung schreibt § 56 Abs 8 VerkO. vor, dass die 
Eisenbahn verpflichtet ist, 

.die ihr zugeführten (tüter, deren Tx förderunti nieht sofort erfolgen kann soweit 
die Räumlichkeiten es gestatten, ge^^eii Kinpf.mgsbc scht inignng mit dem Vurbehalt in 
einstweilige Verwahrung zu nehmen, dass die .\niialime zur Beförderung und die Aaf- 
drttckong des Abfertigungsstempels anf den Frachtbrief . . . erst dann erfolgt, wenn 
die fiefKrderang möglich ist Der Absender liat im Frachtbriefe sein Einverständnis 
mit diesem Verfahren zu erklären In diesem Falle haftet die Eisenbahn ins zum Ab- 
schluss des Frachtvertrages als Verwahre^^ 

Auch dieser Vertrag ist ein i'ormulvertrag : er kommt nur zustaude durch Uber- 
gäbe des «inen Vermerk bestimmten Inhalts tragenden Frachtbriefes. (Vgl. RO. in 
Sped - a. Schiff.-Ztg. Bd. 14 [06] S. tl.) 

Ist weder ein Frachtvertrag noch ein Verwahmngsvertrag snstande gelconunen, 
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Vor Anuahnie des Gutes znr Beförderung:, »»dei gleichbedeutend ansge- 
driickt, vor AbsclilusH dos Frachtvertrafres kann daher eine HaftpHiclit der 
Elsenbalin auf (Truiul des Eisenliahnfrachtvertraffes überhaupt nicht bestellen. 

Der Absohluss des Frachtvertrag?« erfolgt stets in den Käunun der 
Versandstation. Uebemimmt ulsu die Eisenbahnverwaltuug die Abholung der 
Güter au der Behantimg der Absender — das sog. Anrollen — , so finden 
Mf diese BefSrdemnflr, da sie eben vor Abschlass des Eisenbahnfraehtver- 
trages erfolgt, die für diesen massgebenden Vorscbriften keine Anwendong. 
Sie unterliegt ansschlieBslich dem Landfrachtrecht Die Eisenbahn haftet also 
nnr, wenn ihr ein Verschniden znr Last fällt 

Unter Ablieferung haben wir den Vorganp: zn veistelieii, durch den 
die Kisenbalin den zum Zwecke der mit dem Al)sen<ler vereinbarttn Ueför- 
dt rnnfr erlaii;rtcn Uewahrsam des Gutes mit ausdi iicklidu r {»der stiliscliweii^en- 
der Einwilligung den Empfangsberechti^'teu wieder aufgibt, und diesen in den 
Stand setzt, ilber das Gat zn verfügen. 

Sie erfolgt teUs auf dem Ladegleis oder dem Qttterboden der Empfangs- 
station, teils in der Behansnng des Empflbigers. Im zweiten Fall folgt also 
aaf die eigentliche Eisenbahnbeffirdernng noeh eine LandbefSrdemng. Aneh 
diese nnterstelit da sie vor der Ablieferung liegt — , den Sonderror- 
schriften des Eisenbalinfrachtrechts. 

Gesdiieht die Ablieferunir bereits auf der Empfantrsstation , so ist ohne 
weil »res klar, dass durch sie die vei-traKlifhen PHichten der Eisenbahn ihr 
Ende nocli nicht erreicht haben. Die Eisenbahn muss insbesondere weiter 
dem Empfänger die Möglichkeit einer zweckentsprechenden Abladung und 
Abfuhr bis znr Grenze des Bahngebiets gewähren. 

Kommt das Gut, solange es sich noch in diesem Gebiet beilndet, zn 
Schaden, wird es z. B. dadurch beschftdigt, dass beim Bedienen des Freilade> 
gleuies andere Wagen anf den in der Entladung befindlichen gestossen werden, 
80 ist die Haftung der Elsenbahn eine frachtvertraj^Hclie. Jedoch können für 
die Voraussetznngen der Haftpflicht die Vorschriften des i| 15»> lIGli nicht 
als massffebend anfresehen werden, da dessen (ioltiniirsu'ebiet nach dem klaren 
Wortlaut dieser Hestimmunpr mit der Ablitt rrung sein Ende erreicht hat. 
Mangels einer Sondenep:clun}r in dem <las Eisenbahnfrac.htrecht entfallenden 
Abschnitt des HGH. und in der VerkÜ. koranien — nach § 454 HGB. — 
die für das Laodfrachtreebt massgebenden Grundsätze, und zwar § 429 znr 
Anwendung: Die Eisenbahn haftet also nur, wenn ihr ein Verschniden znr 
Last fällt 

inst)esf)ndirc z 1? ein' int ohne Krachtbriff autuelictert. so rct;eln sich die nchtlichen 
Beziehungen der Kisenbahn zum Aullieterer nach den für die ungerechtfertigte Be- 
rddierung massgebenden Vorschriften. (§§ 872 ff. B(IB) 

*) a. A.Makower Bem.IIId2 au §iö8 (S. 1610ff.), Dflringcr-ilachcnburg 
Bern. III 3 zn § l.öH fS. ßTil i. p:inp in diesem Sinne ergangene EniBcheidnng des 
RüHG. hd 24 .< min. ist für da.s jetzige Recht ohne Bedeutung. 
Cuburk S iXJ Ziflf. II 1 (8. 448). 

*) Dies Ergebnis ist allerdings ein recht eigeuurltgcs: £in Kangierstoas, durch 
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Fallen diese Fälle frewissenimssen aus dein Kaiinien des KiKenlialinsoiider- 
rechts, was die Voraus set/.iin£ren der Krsatzpfliclil anlangt, so gilt dies 
nicht für den Unifanp: der Ersatz Verbindlichkeit. 

Der für diesen massgebende § 457 HGB. beginnt mit den Worten: 
,Hn88 anf Ornnd des Frachtvertrages von der Eisenbahn für gftnzUchen 
oder teilweisen Verlust des Gates Ersatz geleistet werden, so ist der gemeine 
Handelswert ... zu ersetzen ..." 

Die Vorschrift findet also nicht nur anf die Fälle des § 45ß Anwendung:, 
sondern anf alle die. in denen ein Verlust odii- eine JHescluldigung überhauiit 
entstanden und auf (Jrund des Eisenbalmtra« litvertra^'s zu vertreten ist. 
Sie ist dalier auch massgebend, wenn der Schaden nach der Ablieferung 
eingetreten ist 'j. 

Auch diese Fälle nnterliegen daher wenigstens teilweise eibenbahnfracht- 
rechtlichen Sondervorschriften. 

Der die Voraassetsangen für die Haftung fttr Lieferfristfiberschrei- 
tung regelnde § 466 Abs. 1 HGB. entbftlt eine Begrenssnng anf den Kwischen 

der Annahme znr Bef?)rderung und der Abliefemng liegenden Zeitraum nicht. 

Als .Anfangstormin ist selbstvot stäiidlicli der durch üebergabe des Fracht- 
Iniefes und des Hutes sieh vollziehende Absdiluss dts Eisenbalinfrachtver- 
trages uiass<.M'l»ciid . die Haftung beginnt also im gleichen Zeitpunkt, wie die 
für Verlust und Beseliädigung. 

Der Endtermin tritt ein, sobald die Eisenbahn diejenigen Hand- 
langen vorgenommen hat, die aar Wahrung der Lieferfrist erfor- 
derlich sind. Dies katin die Ablieferang sein, so bei den bahnseitig 
znanroUenden Gfitem. Notwendig ist dies aber nicht. So wird z, B. 
bei den zn avisierenden Gütern die Lieferfirist dnrch Anfgabe des Avise« 
znr Post gewahrt. 

Das P'nde der Haftnng' für Tjeferfristübersclireitnng fällt also nidkt stets 
mit dem der Haftunt: füi- Verlust und Beschäditrung zusarnnien. 

Tritt einf Verzö<rerinii: in der .\uslieferuiifr ein. luululcm hmits die 
Lieferfrist gewahrt ist, so sind für deren Ivcchtswirkuiiucii huliglich die Vor- 
schriften des bürgerliclien Rechts massgebend, soweit nicht sonstige Sonder- 
vorschriften des Eisenbahnfrachtrechts eingreifen. Die für die lieferfrist- 
ttberschreitnng mas^benden Vorschriften finden also nicht etwa analoge 
Anwendung. 

den das in der Entladung behndliche Out beschädigt wird, braucht nicht notwendig 
aaf ein Versehen der Bisoibaluibediensteten sarflclaiifllhien sein. Es Icann inriiesondere 
ein Zufall, der nicht nnter den B^rtff der hOherea Gewalt fUlt, vorliegen. WLn in 

einem solchen Fall das Gat wenige Minuten vor der Überweisung an den Empfönger 
beschädigt werden, dann würde dio Kiscnbahn haften, während sie hier frei ausgeht. 

*) (ierät der l^mpfängcr, nachdem die Ablieferung erfolgt ist, in Verzug, 
entlädt er z. B. den ihm aberwiesenen Wagen nicht rechtzeitig, so hat die Eisenbahn 
nach S 300 BOB. nar fttr Vorsats and grobe Fahrlllssigkeit dnsnstdien. (Anders, 
wenn die Säumnis dos Empfängers vor der Abliefemng dntritt) 

*) Cosaclt § 89 U> (ä. Ui). 
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Alle die Fälle, in denen auf die Haftung der Eisenbahn fllr Verlast, 
Besehftdigfong und Lieferfristttberschreitnng, sd es aosschliesslleli, sei es teil- 
weise, Sonderrorsebriften des Eisenbahnfrachtrechts Anwendung finden, wollen 
vir anter dem Begriff der eisenbahnfrachtrechtlichen Haftnn? zn- 
sanimenfassen, nnd zwar jene nnter dem der eis^cnbalinfiaohtreclitlichen 
Haftiinp: im enteren, diese anter dem der eisenbahnfrachtrechtlichen Haftung 
im wi'itci t'ii Sinne. 

Wir lialien nach <leiu Gesagten sonach tnl^ciKlc Zeiträume zu unterscheiden: 

I. Den Zeitraum vor Abschlut-.» des Fraclitvertrages. 

In diesem besteht die eisenbahnfrachtrechtliche Haftung überhaupt noch 
aidit BoUt die Eisenbahn das Gut an, so finden auf diese Bef5rderang 
todiglich die für das Landfrachtoeeht massgebenden Bestiramnngen Anwendang. 

n. Den Zeitraum vom Abschluss des Frachtvertrages bis zur 
Abliefe runj?. 

Die Haftung der Eisenbahn für Verlust un<l Beschädigung bestimmt 
sich bezüglich der Vnraussetzungen nnd des rnitant;s nach Eiscnbalinfraclit- 
recht, nnd zwar olme Rücksicht darauf, üb die Ablieferung auf dei* Empfangs- 
station «Mlor erst in <ler IJehansuntr des Empfängers erfolgt. 

Die Haftung für die Lieferfristüberschreitung erreicht spätestens 
Biit der Ablieferong ihr Ende, sie kann jedoch bereits vorher enden. In 
diesem Fall regeln sich die Rechtsfolgen einer nachher eintretenden Ver^ 
zfigerang in der Ablieferaug nach bürgerlichem Recht. 

III. Den Zeltraum nach der Abliefernng bis zu dem Zeitpunkt, 
in dem das Out das Bahngebiet verlilsst. 

Die Voraussetznniron der Haftung für Verlust und Besciiädigung be- 
stimmen sich nach dem Landfnichtrecht, der Uuifan;,'- iiarh Kisenbahnfr;i('htrecht. 

\Vir(l das Gut balinseitijr nicht aiiirerdllt, oder koniuit vor Absdiluss iles 
Eisenbalinfraclitvertrages ein anderes Vertragsverliältnis, z. B. ein Verwahrungs- 
vertrag, nicht zustande, so haftet die Eisenbahn fUr einen vor Abschluss des 
EisenbalinfrachtvertrageB eingetretenen Schaden, sofern nicht etwa eine unge- 
rechtfertigte Bereicherung (§§812 ff. BGB.) vorliegt*), nur gemäss §§823 ff. 
BGB., falls nicht anderweite landesgesetzliche Vorschriften — z. B. § 26 
des preuss. Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 — eingreifen (Art. 106 
EG. z. BGB.). Das Gleiche yilt, sobald nach erfoli:ter Ablieferung das Gut 
das Balintrebiet verlassen hat. Die Kisenbahnverwaltuiiir liat also stets vollen 
Scliuden.ser.satz zu leisten. Sie haftet jeilocli - nach Keichsrecht nur, 
wenn entwedei' der .Schaden auf eine sdiuhUiafte Handlung ihrer Willens- 
organe zurückzuführen ist, oder wenn diesen bei Öcliäden, die andere Ange- 
stellte verschuldet haben, eine culpa in eligendo oder custedlendo zur Last 
fiUlt, FMe, die in der Praxis nicht gerade hftufig vorzukommen pfl^en. 

Das preussische Recht enthftlt in § 25 des Eisenbahngesetzes eine Ab- 

') Z. B. eine Kiste Nägel, die versehentlich von einem I'<illkut8cher auf den Güter- 
schuppen verbracht ist, wird dort für Dieustgut irrtUmlicliiu-weisu ungesehen und im 
ttabsfanbetndi verbrancht. 
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weichnng, die den Qeachadigten wesentlich gttnatiger stellt: die Bisenbnhn 
haftet, falls der Sehaden beim Betrieb eingetreten ist, — d. h. im wunittel» 
baren oder mittelbaren Zusammenhang mit den besonderen Gefahren des Eisen- 
bahnbetriebs steht — auch hier stets bis zur höheren Gewalt. 

Der ümfanc: dcv Ersatzx erbimllichkeit l ichtet sich nacli dem BGB. Die 
Eisenbahn haftet alst» stets tiir vollen Schadensersatz. Der Ersatzlterechtigte 
>ttlit somit im riereicli des An\vendnn;j:.'<i^ebiets des § 2ö des Eiseubahn- 
gesetzes günstiger da, als nach dem Eisenbahnfraclitvertrag 

Zn beachten ist, dasa die die Haftung fflr anerlanbte Handlungen regelnden 

Bestimmungen — zu denen insbesondere auch der % 26 des prenss. Eisenbahngesetzes 
gehört. dann nicht cinffreifen. wenn und soweit zutrh^idi eine Vorletsang eines Ver- 
tragsanspruchs vorliegt, dass sie mithin nur subsidiär {gelten 

Entgleist alsu infolge eines nicht als höhere (iewalt anzusehenden Zufalls ein 
Wagen, nnd wird hierdarch das beförderte Gut beschüdigt, so kann der Berechtigte 
seinen Entschädigangsans^nch nur auf den Frachtvertrag stfltsen. nicht etwa auch auf 
§ 25 des Eisen lialingesetzes. 

I>as Ik'Stehen eines Vertra>isvcrh;lltiiisses schlit sst über die Anwendaiiiz der Vor- 
schiitten der 823 tl. ßUJJ. nur insoweit aus. als Ansprüche in Frage kumnien, die 
in dem Vertragsverhftltais wnrsdn. Ausserhalb dieses Rahmens kommen sie nncinge- 
sdirftnkt xnr Anwendong. 

(lesetzt den Fall, der Eisenbahn ist durch Gesetz oder Polizeivorschrift im Inter- 
esse der Viehbesitzer auftM-ceben. Vieh nur dann zur PHlördcruno' anzunehmen, wenn 
eine tierärztliche Bescheinigung Uber den Gesundheitszustand beigebracht wird, und 
kranke Tiere, doen Annahme ohne ein solches Attest versehentlich erfolgt ist, stecken 
auf dem Transport andere Tiere nnd diese wiederum nach der Einstallnng den ganam 
Viehstand des Empfängers an. Hier sind fQr die Ersatzverbindlichkoit der Eisenbahn, 
soweit die beförderten Tiere in Betracht kommen, die fracht rechtlichen Vorschriften, 
soweit der sonstige Viehstand in Frage steht, die der 82H tl. B(iB. massfiebend. 

Die Lreute der Eisenbahn stehen zu dun Ikrcchtigten in keinem Vertragsver- 
hftltais. Sie kSnnoi also auf Gmnd des Frachtvertrages nicht in Anspruch genommen 
werden. 

Dies gilt insbesondere auch von dem balinamtlichen lUdlfubnnann [a M. bezüglich 
des Bollfuhrmanns H<;er Bern. 301 zu g (i8 (8.422 ff.). iScine Ausführungen sind nichts 
weniger als überzeugend j 

Wohl aber kann eine Haftung aaf Gmnd der §§82<)ff. BGB. in Frage kommen. 
Zn beachten ist, dass riclitiger Ansieht nach eine Haftung auf Omnd des § 82S nicht 
daraus hert^eleitet werden kann, dass der .Anixestellte durch seine Handlung den An- 
spruch des Berechtigten auf unbeschäilit;te nnd recht zeitif/e Aliliefenintr des Fracht- 
gutes verletzt hat, sondern nur daraus, dass ein an dem üut selbst bestehendes 
Recht, z. B. das Eigentum, verletst ist. Ans dem Gesagten folgt weiter, dass aneh 
nicht der auf Omnd des Frachtvertrages Berechtigte aar Erhebung des Ansprachs ans 
§ s-j l B(iB. beftigt ist, sondern nar der dinglich Berechtigte, in der Hanptsacbe also 
der £igentamer. 
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Beitrüge zur ErlHuteruim des Preiissisciien KuteigiiuiigsgieBetzes 

vom 11. Juni 1H74. 

Von Dr. Georg Eger, 
Ctebeimer Regierungsrat in Berlin. 

Die üebernahmepfliclit des Unterneliners bei teilweite in Aneprucli 
genommenen Oebftnden gemäss § 9 Abs. 8 des Qesetses. 
Die Pflicht des üntemehmers, bei tmlweise in AwgmxSi genommene 

CTrnndstücken das Ganze gegen Bntschädi^ng zu nlu>rne1)niPTi . setzt nach 
§ 9 Abs. 1 des EnteipTiunpsgesetzes vorans, dass infolßre liei' Zpi stiickelnnf: das 
Kest^rundstikk nacli seiner bislierigren lie-stimiminK nicht mehr /.wfckinässier 
bi«nnt/t \vcrden kann. Diese Voran.ssetznnisr i.st im § 9 Abs. 3 bei teilweise 
in Anspruch genommenen Gebäuden nicht vorgeschrieben. Abs. 3 bestimmt, 
dass „bei Gebäuden, welche teilweise in Ansprach genommen 
werden, die üebernahmepflicht jedenfalls das ganze Qebftnde nm- 
fasst*. Die Tatsache allein, dass ein Teil des Qebftndes enteignet wird, 
soll absolut nnd ohne jedes Eingehen anf die konkreten VerhSitnisse genügen, 
nm die Pflicht znr üebemahme des ganzen Gebändes zn begrflnden. Weil 
es erfahrnngsgemäss nnzweif cDiaft ist, dass die Abtrennung eines 
Gebändeteils die zweckmässige Benutzbarkeit des Restes nach seiner bis- 
herigen Bestimnmiifr annipben miiss. bedarf es einer Prüfnn<r nnd Feststellung 
dessen im konkreten Falle nicht. Ks kann die ncbenialune des Ganzen (des 
gesamten Gebäudes) unter allen Umstünden verlangt werden (RG. 24. H. 1880, 
EisenbB. I S. 229, BGZ. n S. 279). 

Der Begriff «Gebäude* ist jedoch ein schwer deflnierbarer (OVG. 
15. 4. 1901, SisenbE. XVIII 8. 218), so dass es im EinselfaUe leicht zweifel- 
haft werden kann, ob ein in Anspruch genommenes Bauwerk als Teil eines 
anderen zu betrachten ist und die Üebemahme dieses letzteren nadi sieb zieht. 

a^ Zunilch.sf ist der Fall denkbar, dass der Einfrriö' ein so gering- 
fügiger ist, dass man fUgUch von einer .wenn auch nur teilweisen Inan- 



>) .Siebe heiträge Nr. I— VI iu dies. Zeit.scbr. Bd. XIX S. 171, 181, Bd. XX S. 197, 
Bl XZI S. 213, Bd. XXII a 428, Bd. XXHI S. 212. 
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Bprnchnahme eines Oebäades* weder nuh der aUgeneiiieii Verkehraanediaiiiiiig, 
noch im Sinne des § 9 Ats. 8 sprechen kann. Wird z. B. nnr die gtnsUehe 
oder teilweise Wegnahme von Ittr die Benntsang des Gebftndes nnwesentUchea 

Schornsteinen, Erkern, Balkons, Treppen, Dekorationsstnrken etc. erforderlich, 
80 wird darin eine teilweise ,,Inanspruciinalime des GehRudes" nicht gefunden 
werden kniinon iHU 3. 4. 181)7, KOZ. l'..l. :?•> S 273, EisenbE. XIV S. 2:?1). 

b) .Sudanii kann es al)cr audi /weitVlliatt sein, ol» ein in Ansjuucli jje- 
nonimene» Bauwerk al.s ein selbstandifres (iebilude anzusehen ist. welches 
die Pflicht zur Uebernahme eines damit in Znsamuienbang oder Verbindung 
stehenden Qebftades nicht bedingt. So ist es zweifelliaft geworden, ob die 
Enteignung eines an ein Hauptgebäude angebauten oder in der Nttlie belegenen, 
zngehdrigen Nebengebäudes, einer Stallung, Remise, Scheune, Retirade, eines 
Garten-, Gewächshauses etc. die PHicht zur Uebernahme des Hauptgebäudes 
be üi t ili I ancli umgekehrt die Euteijrnunfr dos Hauidfjebändes die Pflicht 
zur l cbei iialmic «bs Xplitntiebäudes, mithin derartij^e FiUle als , teilweise 
Inanspru( linaliuit " im Sinne des Absatz '.i § \) anzusehen sind? Da Abs. '6 
des § 9 unzweifelhaft nnr von der teihveisen Enteipmunp eines einzelnen 
Gebäudes spriclit, so tritt, wenn es sich um die einzelnen zu eiuetii tiebäudu- 
komplexe gehörigen Gebäude handelt, die Enteignung des Ganzen nicht TOU 
Rechts wegen ein, sondern in diesem Falle kommt es auf das Gutachten der 
Sachverständigen an (v. Bohland S. 98, 94, Dalcke S. 63 Anm. 24). Es 
verhält sich bei Gebäudekomplexen and Grundstficken ohne Bauten anders 
wie bei einzelnen Gebäuden, weil letztere als unteilbar aniresehen werden, 
erstere nicht. Bei teilweiser Entei-iiiung derselben ist daher eine Uebernahme- 
pflieht von seiton des Entei<rnei-s uiclit von selbst gegeben, sondern es kommt 
auf den einzelnen Fall an 

c) Indes, wenn man auch (nbiludekoniplexe von der Anwendung des 
Abs. 3 ausnimmt und nur einzelne Gebäude dieser Norm unterwirft, so 
bleibt doch gerade die Feststellung schwierig, ob es im Einzelfalle tdch um 
ein einzelnes Gebäude oder um einen Gebäudekomplez handelt. Sind 
die ihrer Bestimmung nach zusammengehörigen Gebäude räumlich getrennt, 
wenn auch nnr in geringem Masse, z. B. ein Gntsp:eb:(ude von seinen Wirt- 
schaftK«^ebäuden , Stallungen, Scheunen, so ist die Annahme begründet, da^s 
ein (iobäudek()mi)lex vorliegt Wenn alioi die wirtschaftlich und bestimmungs- 
gemäss zusannnintrehörigen Hauten rilumlicli nicht getrennt bzw. baulich 
miteinander verbunden sind. z. B. ein Haus mit Stallunfr. Wa^jenreinise , so 
kann es im Einzelfalle sehr zweifelhaft sein, ob das Ganze als ein Gebäude- 
komplex oder als ein einzelnes Gebäude zu betrachten nt. Es wird In 
solchen Fällen die Entscheidung davon abhängen, ob der Anbau des Neben- 
gebäudes nur ein loser und derartiger ist, dass die Trennung, der Abbruch 
des einen die Substanz und Bestimmung des anderen nicht berfihrt, oder aber 
so eng und organisch verbunden, dass eine Trennung? eines Teils die Be- 
stimmnng, den Zweck, das Fundament des anderen ändern oder anflieben, 
seine Substanz und sein Wesen ergreifen würde. Gnuulsiitzliih findet also 
Abs. 3 dann Auweudung, weuu der zu enteignende Teil zur .Substanz des 
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Ganzen bzw. zu den wesentlichen Bestaudt eilen des Ganzen gehört — dagegen 
nicht, wenn er sich als ein nicht wesentlicher, leicht trennbarer, vorüber- 
gebenden Zwecken dienender Teil des Ganzen darstellt, und diese Frage ist 
naeh dtn Nomen des allgemeineii tArgerUehes Rechte unter er. Zeziehang 
von Sachventftndigen entscheiden (BOB. §§ 93, 94 Abs. 2, 96 Abs. 2). 

Liegt nnn im TorerSrterten Sinne die teflwelse Inaaspmichaahme eines 
Oebändes vor, so nmfasst die Uebenuhmepflicht Jedenfalls das gesamte 
Gebäude". Die besondere Bestimmung in Abs. 3 des § 9 bedeutet, dass 
schon lediglich die teilweise Inanspruchnahme eines Gebäudes ohne die 
weitere Voraussetzung des Abs. 1 das Verlangen der L'ebernahme des ganzen 
Gebäudes betrründet. Nur in bezug auf das .s(jnsti^^e Areal imiss im Falle 
des Veilans^eub seiner Uebernahme das weitere Erfordernis des Abs. 1 erfüllt 
sein (KG. 30. 1. 1900. EisenbE. XVU S. 141). 

d) Aber in den fraglichen Worten liegt ein noch weiter gehender Sinn. 
Das Gebinde, welches tdlweise in Anspruch genommen wird, ist ohne daan- 
gehöriges Terrain, anf welchem es steht, nicht denkbar. Anch i^egt 
es in der Bogel noch von zugehörigem Terrain — Hof-, Gartenräunien etc. — 
umgeben zu sein. „Das Wort „jedenfalls" soll ausdrücken, das bei der 
Euteignunir eines Gebiludeteils die Vorschrift dieses Paragraphen (d. h. die 
Verptliclitung zur Uebernahme) sich stets auf da.s panze Gebäude bezieht, 
dass unter Umstunden aber anch noch sonstif.fes .\real, das mit dem 
Gebäude in Verbindung steht, darunter fallen kann'' (Mut.) (Bering S. 43, 
Bfthr u. Laugerhans S. 41 Anm. 3, Ortnhut S. 160, Dalcke S. 63, 
Lfibell S. 64 Anm. 7, Bendiz S. 22). Zum mindesten mnss also das ganze 
Gebinde mitftbemommen werden; inwieweit dagegen noch anderes zuge- 
hörige, das GelAnde umgebende Terrain, ist nach Abs. 2 des § 9, d. h. 
nach Massgabe der noch verbleibenden Benntzbarkeit desselben, zu entscheiden. 
Anders liegt die Frage in betreff des Terrains, auf welchem das zu 
übernehmende Gebäude steht, des Fundamentbodens. Es kann nicht 
zweifelhaft sein, dass dieses unbedingt mit dem Gebiliide sei Ii st gemäss 
.\bs. 8 übernommen werden mnss. Das „gesamte (iebilude'" heisst: „das 
Bauwerk mit seinem Grund und Boden" (Egcr, Komm. I S. 311, Seydel, 
Komm.8.64 Anm.3,BeicnrBB.d.HaDd.][inist. 2.10.1878). Denn beide gehören zo- 
lammen und lassen sich nicht trennen.- Wie der Fundamentboden ohne das Ge> 
bAnde, so kann auch das QelAude ohne das Areal, auf dem es steht, nidit enteignet 
werden (BelcB. 5. 8. 1874 u. 7. 8. 1874, Eger I S. 312). Diese Annahme 
vertritt auch das Reichsgericht (RG. 24. (>. 1880, EisenbE. I S. 229; 
7. 2. 1883. III S. 5; 30. 1. HtOO. XVIl S. 141). 

el Auch die einem (iebilude im Enteignunji-swetre auferlegte Beschrän- 
kung (§ 12) kann eine teilweise Inanspruchnuhnie des Gebäudes bilden. 
Daher findet § 9 Abs. 3 auch auf die Fälle des § 12 sinngemässe Anwendung. 
Denn nach § 12 ist die Entschädigung für Beschränkungen des Grundeigen- 
tums nach denselben Grundsätzen wie fttr die Entziehung des (Grund- 
eigentums zu bestimmen. Es wfirde allerdings zn weit gehen, wenn man 
enterschiedslos in allen Füllen, wo einem GebSade im Enteignnngswege eine 

Bc»r, UMitbAhaNohtUalM BotMlieldaiig« ZZIV. 7 
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BesolirllnkuTifr auft'ileqrt wird, dif Vcrpriiilitunfr des riiteinclnners zur IVIkt- 
nahiue des ganzen Gebäude» eintreten lassen wullte. Entsclieidend ist viehnehr, 
ob die Bwehränkung des GeUlndeB deaaen eisheltliclieii Charakter zerstört 
oder doch die fernere Benntsliarkeit des GebftBdes beeinträchtigt (RQ. 
8. 4. 1897, RGZ. Bd. 39 8. 273, EisenbE. XIV 8. 284). 

I) Wm dMVerhftltniB des § 13 Abs. 3 des FUelitliiiieiigesetces, 
wonach der Eigentflnier die Uebernalime des ganzen OnmdstttclES verlangen 
kann, wenn dasselbe durch die Fluchtlinie entweder ganz oder soweit in 
Ansprach genoinincn wird, dass das liestirrnndstiick nach de« ban polizei- 
lichen Vorschriften des Ortes nicht mehr zur Bebauung geeignet ist. zu 
Abs. 3 des § 9 des Enteignungsgesetzes anlaiiprt, so liat das Reiclisgcricht 
aus dem Wortlaute und der Entstehungsgescliichte beider Gesetze zutrelfend 
dargetan, dass dem § 13 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. 7. 1875 die Bestimmung 
des § 9 Abs. 8 des Enteigniingsgesetees in keiner Weise entgegensteht. 
Mithin kommt letastere Vorschrift auch in aUen denjenigen Fällen, in welchen 
nach § 18 Abs. 1 des Gesetzes von 1875 zur Entschädigung gefordert 
werden kann, zur Anwendung (KG. 24.6. 1880, RGZ. Bd. 2 S. 271), EisenbE. I 
S. 220). § 13 Abs. '^ des Gesetzes vom 2 7. 187;'> erscheint nur als be- 
sondere Anwendung des im § 9 Absatz H des KnrCt. ausgesprochenen 
Prinzips (KG. IS. 8. 1882, Ei.'ienbE. II S. 32«) und bezweckt nichts weiter, 
als den Grundsatz des § 9 des Enteignungsgesetzes auf die Fülle des § 13 
Nr. 1—3 des Fluchtliniengesetzes anzuwenden (RG. 30. 9. 1896, EisenbE. XV 
8. 206; 6. 6. 1893, X 8. 88, RGZ. Bd. 81 8. 278; 30. 11. 1894, EtoenbE. XI 
S. 846; 18. 12. n. 11. 12. 1897, Gmchot Beitr. 1898 8. 1063 u. 1068; 
22. 6. 1900, EisenbE. XVII 8. 262; 11. 8. 1904, RGZ. Bd. 67 8. 179, 
EisenbE. XXI S. 144). Daher hat auch über das gemäss § 13 Abs. 3 
Fluchtliniengesetz gestellte V^erlangen des Eigentümers anf Uebernahme des 
ganzen Grundstücks zunruhst die Enteignnngsbehörde, nicht das Gericht 
zu entscheiden (§ 11 FluchtlG., §§ 24, 25 EntG.) (KG. 21. 5. 1091, 
EisenbE. VIII S. 347). 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Kopp, Dr. Paul. E)as völkorrechtlichc Vn-fahren und die RcchtswirknngoT) 
bei Herstellung von Eisenbahn- Verbindungen an den Cireneen souve- 
räner Staaten. Oreifswald 1907. DisB. Dmok tob Jnliiis Abel. 

In der vorliegenden Sehrift ist — meines Wissens tarn ersten Ifale ^ der 
höchst dankenswerte Versuch gemacht, systematisch das völkorrcchtlioibe Verfahren 
und die Rcohtswirkiin<,'on \m Horstcllnnp^ von Risenhahn-Vcrhindnnpen an den 
Grenzen souveräner Staaten darzustellen. Mit grossem (irsclurk und besonderer 
Gründlichkeit hat der Verfasser die erheblichen Schwierigkeiten, die sich ihm auf 
diesem e^emurtigen, YOlker-, Staats- nnd Frlratredit iwrObreaden Beclitsgeiiiete 
entgegenstellten, flbenninden. Abgesehen von der einsoUigigen TltlkerreclitliiAeB 
Literatur hat er nach dem beigefügten Verzeichnisse etwa 900 auf die Hersteünng 
von Eiscnbahn-Verbinduntjen [gerichtete Staatsverträge sowie andere auf das inter- 
nationale Eisenbalinrecht bezügliche Verträge und sonstige völkerrechtlich in Be- 
tn/dA kiMUttendo ürtenden benntst, nm ans diesem nmf aasenden Material die 
Gmndsltse, welche ftlr das besagllebe Verfahren and die Becbtswirlrangen gelten, 
Uanvlegen. IMe fibersichtliche und klare Darstellung ist in ') Paragraphen geteilt, 
von denen § 1 (Pjiileitnng) eine kurze cresrhichtliehe Kntwickelung gibt nnd die 
völkerrechtlichen Voraussetzungen des Eiscnhahnanschlusses aufführt. Im § 2 wird 
das völkerrechtliche Verfahren bei Uerstellang des Eiscnhahnanschlusses erörtert, 
nnd iswar gegliedert in A. die diplomatischen Vorstadien nnd B. die Juristische 
Technik; im § 3 die Rechtskontrollen des Grenzbetriebes: I. die Organisation des 
Grcnzbetriebes. II. die hoheitsrechtliche Stellung der (Jrcnzstaaten , insbesondere in 
bezug auf die Lumiespolizei , das (Tefällsrecht und die (Tcrirhtshoheit ; im §4 die 
Gestaltung des Beamtenrechts im Dienste der Grenzbahn (Anstellung und Ver- 
pffiditang, allgemeine Dienstrerhiltnisse, persönliche Verhftltnisse, rechtliche Ans- 
nabmestdlnng der Grensbahnbeamten im jenseitigen StaategdUete). Der % 5 
ist einer abschliessenden Betrachtung gewidmet, welche zusammenfassend feststellt, 
dass bei Herstellung und während eines fortgesetzten Ketrifbs der auf Grund 
▼ölkerrccht lieber Vereinbarungen erbauten internationalen Gn tizliahnen im wechsel- 
seitigen Zugestehender Kontrahenten gewisse „Beschränkungen" statuiert werden, 
«dass aber von einer Begrttndnng «völkerrechtlicher Servitnten* im internationalen 
Eisenbahn-Chmurerkdir, von einem „Vergeben einea Hoheitsrechts" nicht gesprochen 
werden kann, sondern nur von ^interf iskal ischen Servituten". Diese Bez( irhnnng 
dürfte mit genügender Deutlichkeit darauf hinweisen, dass im internationalen Eisen- 
bahngrenzverkehr keine eigentlich völkerrechtlichen Beschränkungen, keine Bc- 
schrftnlningen der Oebietsboheit der kontrslilerenden Staaten dadurch begrOndet 
w<erden, dass ein Graizstaat dem anderen gestattet, innwhalb der Orensen seines 
Tarrttorinms eine Eisenhahn zu betreiben oder (durch eine Gesellschaft) betreiben 
sn lassen. — Im Interesse des interstaatlichen Verkehrs r&nmt der eine der Kon- 
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tnbenten dem Fiskas des andoen Staates — oder einer von der jenseitigen StMta- 
regi«rang bonneisiottierten OeseUsebaft — das Becbt ein, in grSsieiem Umfamse Omnd- 

cigcntum in seinem Staatsgebiete zu erwerben und innerhalb der Grenzen dieses den 
Eiscnbiihnbetrifl>szwt'( k( n ilienendcn Torrains rein tatsächliche bzw. privatrechtlirh 
in Betracht kummcnde, iu t er uatiunu 1 rechtlich jedenfalls nicht relevante Hand- 
langen za bewirkoi. Von einer Vörnahme von Staatsakten seitens des frwnden 
Staates (oder gar sdtens der von diesem koniessionlerten Oesellsohaft) im diessdtigen 
Staatsgebiete kann Jedoch nicht gesprochen worden". 

r>ioso Annahme erscheint als eine wohl Iti ■txriilulofc und den oigenartifi;on Rechts- 
beziehuugen durchaus entsprechende. Die Keichhaltigkoit des Inhalts der Schritt, 
welche alle wesentlicheren Fragen in den Kreis der Betrachtung zieht, spricht tür 
den grossen Fleiss nnd die ansserordentlicbe Sorgfalt des Verfassers. Die Arbeit 
wird nicht nur für die Theorie, sondern auch für die Praxis von grossem Werte 
sein und ohne Zweifel zu weiteren Untersttchongen anf diesem Uberaus wichtigen 
Gebiete besondere Anregung bieten. Dr. (i. Kgor. Berlin. 

6ielm, W. Das Gesetz Uber Kleinbahnen and Privatanschlusäbabncn vom 
Sa Jali 1898. 4. Avil. Berlin 1907. Frans Vahlen. 

Dar Verfasser bd>t im Vorwort berror, dass die sdir erbeblidto Vermebrnng 
des Stoffes in den letzten 8 Jahren seit Erscheinen der vorigen Auflage auf eine 
Xcubearbeitung hingewiesen habe. Indes eine Noubearbeitung liegt eigentlich nicht 
vor. Der grüsste Teil der früheren Erläuterungen ist unverändert geblieben und 
die ZiufttM sind so gering, daM dw Text der Erllnternngmi Tsrii&ltnismäsaig nur 
wenig sngenommen bat. Dagegen ist der Anhang so angesdiwoUen, dass er etwa 
die Hälfte des Buches einnimmt nnd dasselbe annötig voluminös und teuer 
macht. Der Inhalt des Anhangs kann von den Interessenten ans den nmtlichen und 
privaten Sammlungen, den Verordnungsblättern und der Zeitschrift für Kleinbahnen 
leicht und ohne weiteres entnommen werden. Auf die zahlreichen Unrichtigkeiten 
in den Erliuterongen eimsugeben, Terlrietet der Banm. Bs wird dies an anderer 
Stelle geschehen. Der Verfasser beliarrt bei seiner irrigen and sattsam widerlegten 
Ansicht, dass die f!( nehmigung einer Kleinbahn ein bloss polizeilicher Akt. nicht 
eine Eisenbahnkonzession sei. Hierltei v< rkennt er aber vollständig die Tendenz, des 
Gesetzes und würdigt in höchst unzureichender Weiüe die Gcsetzesmaterialieu. Auch 
Torsehweigt er gänzlich, dass er mit seiner Annahme allein stebt nnd die gesamte 
Uteratnr (Jemsalem, Sdieldier, Arndt, StOlsd, Stoerk, FIdschmMin, Kittel n. a.) so» 
wie die Rechtsprechung den entgegengesetzten Standpunkt einnehmen (s. in meinem 
Kommentar 2. Aufl. S. 32 ff. und EisenbE. XV S. 182 fl.) Wie bereits früher im 
Prenss. Landtage regierungsseitig konstatiert wurde, dass die Strassen- und l'ferde- 
babnen wirkliche EisenbahnanternebmaDgen seien, so worde später auch 
fon dar Kgl. Sächsischen Begierong .entsprecbend der in allen anderen Staaten 
mrOeltang gelangten and von der Bechtswissenschaft einhellig adoptierton Auf- 
fassung" dem Landtage unterm 21). April 1898 die inutivii rfe Krkliirung abgegeben, 
dass es , abgesehen von der reinpolizeilichen (jem hmij.;un,i4 Uiich dem bestehenden 
Hechte für die .\nlage einer StraHscnbahn einer besonderen Konzession ^eincs 
Staatlichen Verleihnngsaktes) bedflrfe'. Gleim fibersiebt, dass die gesetalicbe Be- 
tridispfliobt der Kleinbalmai vom Beidugericht aasdrflcklicb anf Gmnd des § 84 
KleinbG anerkannt ist (Entsch. v. 12. (Oktober 1904. JW. 1904 S. hm, EisenbE. XXI 
S. 180). Auch ist die l!eliaai»tung unrichtig, dass nach der Verwaltungspraxis die 
Bedürfnis frage nicht geprüft werde. Gerade das Gegenteil ist zutreffend. Der Ver- 
fasser würde hiernach gnt daran ton, su^ endlich der herrsohenden Meinung ansa> 
BohUesien. Dr. G. Egsr, Berlin. 
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Calm. Der Aufsicbtsrat der Aktiengescllscbatt. Berlin 1907. Kothschild. 
Dliiat, W. PensionseinriGhtangen fOr Privatbeamte. Berlin 1907. Carl Heymann. 
FlUMWit C. La Idglslation da travail applicable dans les ateliers et sor les diantiers 
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Boelidmekem MaiettlM « Ittrtta, Trebaiu LSohler 
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Kr. Hti. Entsch. dos Deutsclicii Keielis^crichts. 

6. Zivilsenat. Vom 29. Januar 1906^). 
(BntMh. d. B«lelMg«r. l ZtvUi. B&tt & t«i) 

W«M 6iM BarafiiaMtMMMbaft urf Snmd iat § 136 fiewUVtt. vm timm Betriebt« 
latoffMliiNr Ereeti deeee« ferdert, wae ele einem bei lir vertlobertoe ArbeNer eier 

dessen Hinterbliebenen gewähren muss, so kann ihr der Einwand nicht entgegengesetzt 
werden, dass der Arbeiter den erlittenen Unfall selbst verschuldet habe. Ein solcher 
Anspruch kann auch dann erhoben werden, wenn der Betriebsunternebmer im Straf- 
verfbhrai vee ier Aefclage, die Körperverietzuno bzw. den Ted dee verletzlet Arbettert 
fahrlieeli eder dereb fetlltzlerte Fihrlieei|keit verairiaeel zu beben, flrelgeepreeben 

werden tat 

ZntreiFend sind aach die Erwägungen, ans denen die Vorinstanzen 
den Einwand des Beklagten, dasa G. durch eigene Unvornchtigkeit den 
Unfall herbeigefQbrt habe, f&r nnbeachtlich angesehen haben. Ab- 
weichend von der Vorschrift in § 140 GewUVG., der von der Haftung 
dritter, in den §§ 135, 186 nicht bezeiciineter Personen handelt und 
in gewissem Umfange den Uebergang der den entsch&dignngsberech- 
tigten Personen erwachsenen Ansprüche auf die Bernfsgenossenschaften 
vorschreibt, ist diesen in § 136 gegenüber den dort benannten Personen 
ein selbständiger Ansprucli verliehen, der unmittelbar für die Berufs- 
irenossenschaften kraft Gesetzes entsteht. Sie sollen unter den in 
§ 136 bezeichneten Voraussetzungen von diesen Personen Ersatz der- 
jenigen Aufwendungen verlangen dürfen, welche ihnen infolge des rechts- 
widrigen Veriialtens dieser Personen erwachsen sind. Bei dieser recht- 
lichen Konstruktion kommt es im Verhältnis zwisclien den Berufs- 
geiiossenschaften und den ie<(iesspflicl)tigen l^ersonen nur darauf an, 
Wf'lrlie Tjeistnngen den cistcicn dem Gesetze f^egenüber dem Ver- 

uiip:lückten oder seinen Hinterbliebenen obliegen; soweit eigenes Ver- 
scbuideu des Veruuglückteu für die Verpflichtungen der Berufsgeuossen- 



>) Ebenso erkannt nntenu 2f>. Febmar 1906 Bd. 62 S. 428. 
Kger, £lMnb»bnreoli(llche blntaclielduDgen XXIV. 8 
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Schaft auberOcksichtigt zu bleiben bat (§ 8 OewUVG.), kommt es auch 
ftlr den der Genossensehaft za leistenden Ersatz nicht in Betracht. 

Beizutreten war aber anch der Vorinstanz bez&glteh deijenigen 
Frage, welche den Hauptstreitpunkt der Parteien gebildet hat, ob 
nämlicli der Ersatzanspruch der Klägerin dadurch ausgeschlossen wird, 
dass der Beklagte in dem wider ihn eingeleiteten Strafverfahren Yon 
der Anklage, durch Ausserachtlassun^ der Aufmerksamkeit, zu der er 
yermöge seines Amts und Berufs besonders verpflichtet war, den Tod 
des G. herbeigeführt zu haben, freigesprochen worden ist. 

Das ünfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 1884 gab den Berufs- 
genossenschaften das Recht, für alle Aufwendungen, welche sie auf 
Grund dieses Gesetzes infolge eines Unfalls gemacht hatten, Eiiiatz 
von denjenigen Betriebsunternehmein, Bevollmächtigten oder Repräsen- 
tanten, Betriebs- oder Arbeiterauf.sehern zu fordern, gegen welche 
durch strafgerichtliclies Urteil festgestellt war, dass sie den Unfall 
vorsätzlich oder durch Fahrlässigkeit mit Ausseraciitlassung derjenigen 
Aufmerksamkeit herbeigeführt hatten, zu der sie vermöge ihres Amts, 
Berufs oder GewerVies besondeis verpfliclitet waren. Diese strafrichter- 
liclie Feststellung' bildete somit die einzige Tatsache, von deren Vor- 
handensein der Ersatzanspruch abhing; die Ersatzpflicht des Betriebs- 
unternehmers und der übrigen im Gesetz benannten Personen war ohne 
weiteres gegei)en. wenn diese Feststellung vorlag, und sie bestand an- 
dererseits auch nur in diesem Falle. 

In der ersteren Richtung ist auch für die Berufsgenossenschaften, 
obwohl sie im ersten Satze des § 136 Abs. l nicht miterwalmt sind, 
«ach dem zweiten Satze eine Aenderung des bisherigen Reclitszustaudes 
durch das Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz vom 30. Juni 1900 nicht 
eingetreten; dagegen sollen nach den Bestimmungen in § 136 Abs. 1 
Salz 2 dieses Gesetzes die mehrfach genannten Personen jetzt der Ge- 
nossenschaft für deren Aufwendungen „auch ohne Feststellung duich 
strafgerichtliches Urteil" haften. Unzweifelhaft ist hiernach der An- 
spruch der Genossenschaft nicht mehr schon dann ausgeschlossen, wenn 
gegen den Betriebsnntemebmer etc. unter der Besehnidigung, den Unfall 
vors&tzlich oder durch qualifizierte Fahrlässigkeit (§§ 222 Abs. 2, 230 
Abs. 2 StGB.) verursacht zu haben, ein strafgericbtliches Verfahren 
Oberhaupt nicht eingeleitet worden ist, weit entweder der Unfall nicht 
zur Kenntnis der zuständigen Behöi*den gekommen ist, oder die zur 
Entscheidung hber die Strafverfolgung berufenen Behörden aus recht- 
lichen oder tatsächlichen Erwägungen keinen genttgenden Anlass zur 
Erhebung der öffentlichen Klage gefunden haben (§§ 168 f. StPO.). 
Das gleiche ist aber nicht bloss in den Fällen, wo es ans anderen 
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Grfinden nicht zar EröffnuDg des HanptyerfabFens gekommen ist 
$§ 178 f., 201 f. StPO.), sondern selbst dann anzunehmen , wenn das 
Haoptyerfahren eröffnet, der Angeklagte aber ans tatsftchlichen oder 
rechtlichen Qrftnden freigesprochen worden ist, und es begründet inso- 
weit auch keinen Unterschied, ob das Strafgericht ümst&nde, die den 
Tatbestand der dem Angeklagten beigemessenen strafbaren Handlung 
bilden, bloss filr nicht genfigend erwiesen erachtet hat, oder zu der 
üeberzengnng gelangt ist, dass diese ganz oder znm Teil nicht gegeben 
seien, wie dies im yorliegenden Falle geschehen ist, in dem das Straf- 
gericht zwar eine qnaliflzieii« Fahrl&saigkeit des jetzigen Beklagten 
festgestellt, aber angenommen hat, dass der Kansalznsammenhang 
zwischen seinem Verhalten und dem Tode des G. durch dessen eigene 
Unvorsichtigkeit unterbrochen worden sei. 



Nr. 84. Bntseh. des Prenss. Oberrerwaltnngsgeriehte. 

4. Senat. Vom 22. Februar 1906. 

iPrEIsenbArch. 19Q7 H«ft 5 S. 1259. — Entseb. OVO. 6(1. 49 S. 149.) 

Ote EHmInmo von Anliegerbeiträgen gemäss § 15 des Ges. vom 2. Juli 1875 ist sur soweit 

zulässig, als die Gemeinde selbst Kosten aufgewendet hat. 

Der Auspiuch der (ieiueinde auf Anliegerbeitiäge zu den Strasseu- 
lier.stellung.skosten nach § 15 des (lesptzes vom 2. Juli 1875 ist ledig- 
lich ein Erstattunsrsansprucli. Die Gemeinde kann also Beiträge nur 
tur den Fall, dass, und nur in dem Umfange, wie sie selbst Aufwen- 
dungen für die Anlegung der Strasse tatsäclilich gemacdit hat, erheben. 
Sind der Gemeinde keine Kosten entstanden, so kann sie keine Bei- 
träge beanspruchen; namentlich ist sie nicht berechtigt, Beiträge zu 
gunsten eines Dritten zu fordern, der seinerseits die Strasse auf eigene 
Kosten angelegt oder der Gemeinde die Mittel zur Anlegung der Strasse 
gegeben hat. 

Eine Aufwendung der Gemeinde aus eigenen Mitteln ist dagegen 
vorhanden, wenn die Strassenanlage zwar mit Mitteln anderer Personen 
gemacht, die Gemeinde aber verpflichtet ist, diesen Personen die Gelder 
so entatten. 

Nr« 85. Entseh. des Prcuss. Oberrenraltangegerlehts. 

1. Senat. Vom 6. März 1906. 

(Selbstverwaltung Jalirg. 94 M907) Nr. 44 S. 699.) 

§ 10 Tit. 17 Tl. n Preuss. ALR. § 24 EisenbG. vom 3. November 1838. Voraussetzungen 
fiir die polizeiliche Auflage der Errfchtung einer Bedürfnisanstalt auf einem Bahnhofs- 

vorplatie direk dto StaMginetwIt. 

Gemftss § 24 des Bisenbahngesetses vom 3. November 1838 liegt 

dem Eisenbabnnnternebmer die Pflieht ob, die Bahn n^t den Trans- 

8* 
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portanstalten fortwährend in einem solchen Stande za erhalten, dass 
die Beförderung mit Sicherheit nnd anf die der Bestimmung des tlnter- 
nehmens entsprechende Weise erfolgen könne. Zn diesen dem Interesse 
der Eisenbahnnntemehmnng nnd des die Eisenbahn benutzenden Pnbli- 
knms dienenden Anlagen, deren Errichtung herbeizuführen Aufgabe der 
Bahnanfsichtsbehörde ist, gehören auch Aborte nnd Pissoirs. (Entsch. 
d. OVG. Bd. 32 S. 344.) Auch beschr&nkt sich die ErfftUung dieser 
Pflicht, soweit es sich um einen Bahnhof handelt, in räumlicher Be- 
ziehung nicht anf den Bahnhof im engsten Sinne des Wortes, sondern 
nmfasst auch etwa vorhandene ZuAihrwege und Vorplätze, soweit sie 
Teile oder Zubehör der Eisenbahnanlage selbst sind. Vorausgesetzt 
daher, dass der hier In Bede stehende Vorplatz, soweit er im Eigen- 
tum des Eisenbahnfiskus steht, einen Bestandteil der Bahnhofs- 
anläge ausmacht, und weiter vorausgesetzt, dass der Klägerin (Stadt) 
aufgegeben sein sollte, anf diesem Teil der Bahniiofsanlage das Pissoir 
zn errichten, würde der Klage stattzugeben sein. Denn die Zuständig- 
keit der Ortspolizei erstreckt sich, soweit sie den Anlass zum Ein- 
schreiten aus dem Verkehr auf dem Bahnhofe entnimmt, nicht anf die 
Bahnhofsaulagen. (Entsch. d. OVG. v. 7. März 1899; PrVerwBl. Jahrg. 
20 S. 558.) 

Ob die ersterc jener beiden Voraussetzungen zutrifft, bedarf keiner 
Erörterung. Denn jedenfalls ist die andere nicht gegeben. Jeder 
Zweifel, der in dieser Beziehung nach dem Wortlaut der Verfügung 
vom 12. Aiiril 1905 entstehen kann, wird durch den Bescheid des Re- 
gierungspräsidenten beseitigt. Danach iiamlelt es sich um die Errich- 
tung eines Pissoirs auf demjenigen Teile des Baliiiliofsvorplatzes, der 
in städtischem Eigentuuie steht. Die Ortspolizeilteliörde war daher 
zu ihrer Anordnung zuständisr. und die Stadtgemeinde ist auch ver- 
pflichtet, ihr iiadizukommeii, es sei deiin, dass sie <ien Nachweis fiihit, 
dass die tatsäcliliciieii Voraussetzungen nicht vorliegen, die die Behörde 
zu der Anordnung bereclitigen, mit anderen Worten, dass ein Bedürfnis 
zur Errichtung eines Pissoirs auf dem städtischen Teile des V'orplatzes 
nicht vorhanden sei. 

Zum Teil ist die Klägerin der Führung dieses Nachweises durch 
die Erklärungen des Polizeidirektors und der Beschwerdeinstanzen 
überiioi)en. Der Verkehr in der Vorhalle des Bahnhofs, iiberhaupt auf 
dem Bahniiofe, der von den Behörden betont wird, kommt nicht in 
Betracht. Dem Bedürfnisse des die Bahnhofsanlagen benutzenden Pu- 
blikums ist die Stadtgeroeinde abzuhelfen nicht verbunden. In Betracht 
kommen kann lediglich der ausserhalb der Bahnhofsanlage stattindende 
Verkehr. Sein Umfang kann jedoch nicht le<liglich danach bemessen 
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werden, wieviel Menschen den Platz oder seine nähere Umgebung 

paesiereo, um von einem Teile des städtischen Gebietes zu einem an- 
deren zu gelangen. Auch das Publikum, das sich auf dem Wege zum 
Bahnhofe oder von dem Bahnhof nach der Stadt befindet, ist zu be- 
rucksichtifjen. Denn für das Publikum, das den Bahnhof noch nicht 
erreicht oder ihn bereits verlassen hat, sind die Einrichtungen inner- 
halb der Bahnhofsanlage von keiner oder doch nur gerinfj:erer Bedeu- 
tung; jedenfalls gehört dieses Publikum nicht zu den Leuten, die die 
Bahnhofsanlage benutzen; sif wollen sie erst benutzen oder haben sie 
bereits benutzt. Dass der Verkehr von und zum Bahnhofe gross ist, 
hat die Klägerin nicht bestritten. Damit ist dann auch die tatsäch- 
liche Unterlage gegeben, die die Anlage einer Bedürfnisanstalt zwischen 
dem Bahnhofe und der eigentlichen Ortslage erfordert. 



Kr. 86. Entsch. des Prenss. ObemrwaltuiigflgerlehtB. 

Disziplinarsenat. Vom 9. M&rz 1906. 

Kntscli. il (H'i; I5d. 49 

Preuss. DiszipIG. vom 21. Juli 1852. Die Disziplinarbehörde ist zwar befugt, über Dienst- 
vergehen eines Beamten in seinen früheren Dienststellungen zu urteilen, nicht aber Uber 
Nodlungen, die ar ver im erstm EMHtt to ehn BtanlMMtollung begangen hat 

Hit Unrecht behauptet der Angeschuldigte, dass seine in H. be- 
gangenen Handlangen nicht mehr zum Gegenstande disziplinarer Ver- 
lülguug gemacht werden dttrften. Das OberTerwaltongsgericht ist zwar 
im Gegensätze zur Auffassung des Staatsministerinnis und zu den Ans- 
ftthrnngen in dem Werke von Seydel (Gesetz vom 21. Jnli 1852, be- 
treffend die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten, Erl&nte- 
rangen zn § 2 Ziff. 2 S. 42 nnd 43 Anm. 3 nnd 4, 2. Anfl.) stets da- 
von aasgegangen, dass Handlangen, die ein Beamter vor don ersten 
Eintritt in eine Beamtenstellnng begangen hat, nicht den Gegenstand 
dner selbständigen Bestrafang im Disziplinarverfahren bilden können 
(vgl. Urteil vom 80. Mftrz 1892, Entscheidangen des Oberverwaltnngs- 
geriebts Bd. XXII S. 423). Der Grand aber, anf dem diese Bechts- 
anffassang beniht, besteht allein in der Erwftgong, dass das Diszipli- 
nargesetz vom 21. Jnli 1852 nar die Bestrafang d«r ^Dienstvei^en* 
im Sinne des § 2 dieses Gesetzes znm Gegenstande hat, solche aber 
nach der dort gegebenen Begriflbbestimmnng nur von einem Beamten^ 
also nicht von einer Person, die noch keinerlei Beamtenstellang erlangt 
hat. begangen werden können. Dieser Gmnd trifft jedoch nicht zn aof 
diejenigen Handlangen eines Beamten, die er in früheren Amtsstellungen 
begangen hat. Hierauf ist schon in dem angeführten Urteile dadarch 
hingewiesen, dass in den das Ergebnis der Erwägnng zasammenfassen- 
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den Satz die in Klammer fresetzten Worte: „über die in fr&heren 
Aemtein begangenen verhält sich die Obertribunalsentscheidung vom 
lo Mai 186.'). JMBl. S. 147' eingeschaltet und dem Worte „Hand- 
lungen" eriiluternd beit?esetzt sind (vgl. S 427 a. a. 0 ). In späteren 
Entscheidungen hat das Oberverwaltuiigsgericlit in Uebereiiistininiung 
mit dem angefliliiteii Urteile des Obertribunals ausdrücklich ausge- 
sprochen, dass die Disziplinarbehörde, der ein Beamter vermöge seiner 
gegenwärtigen Amtsstellung unterstellt ist, auch die Befugnis hat, über 
seine in früheren Anitsstellungen begangenen Dienstvergehen zu urteilen, 
und zwar selbst dann, wenn nicht nur ein Wechsel des Amtes, sondern 
auch ein solcher des unmittelbaren Dienstherni vorliegt, so z. B. wenn 
ein unmittelbarer Staatsl)eamter in den mittelbaren Staatsdienst über- 
geht. Dieser Satz findet seine Rechtfertigung darin, dass die Diszi- 
plinargewalt über mittelbare wie unmittelbare Staatsbeamte Ausfluss 
der einheitlichen Staatsgewalt ist, und ist wiederhholt vom Oberver- 
waltuugsgericht augewendet worden. 

Nr. 87. Entsch. des Dentschen Reiehsu:oricht8. 
7.Zivilsenat. Vom 23. März 1906. 

(Leipziger ZeltAchr. Jabrg. i 1907 1 Kr l 8.65.) 

Ausleottng der Vertragsbestimmung in dem Haftpflichtversicherungsvertrage einer 
StraMenbahngesellechaft, dass die Versicherung sich auf 40000 Mark pro Kopf der 
verletzten Fahrgäste oder der verletzten Mitglieder des Pabliiiunis, im ganzen aber nur 
uf 10OO0O Mark prt Ertlgnls •ratraokt, wmr diroh dlesM zwd oder nthrire Psr^ 

•MM vermgllokM mIHm. 

Der Beinfangsrichter legt den § 2 des Venicherangsvertrages, 
welcher den Gegenstand des Streites zwischen den Parteien bildet, in 
ÜebereiDstiminmig mit dem Landgericht dahin aus, dass dareb die Be- 
greuznng des Umfangs der Haftung der Klägerin auf die Summe von 
100000 Hark für den Fall eines sogenannten Massenanglficks der vor- 
hergehende Satz nicht berührt werde, wonach für den einzelnen Vemn- 
glflckten nicht mehr als 40000 Mark zu zahlen sind, dass also auch in 
dem enteren Falle die Yersicheningssumme sich auf 40000 Mark pro 
Kopf beschränke. Diese den Standpunkt der Klägerin teilende Ans- 
legnng ist für das Bevisionsgericht bindend, sofern sie nicht Bechts- 
inormen verletzt oder erhebliche Tatnmstände unbertlcksichtigt lässt 
Die nach beiden Bichtnngen von der Revision erhobenen Angriffe ei^ 
scheinen indessen unbegrfindet. Zunächst ist es ohne Belang, dass die 
Worte „im ganzen" im zweiten Halbsatze des § 2 des Vertrages in 
der bei den Akten befindlichen Abschrift nicht unterstrichen sind. 
Wenn sie der Beruf ungsiichler unterstreicht, so will er damit seine 
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III 



Auffassung besonders betonen, dass fiir den einzelnen Vernngliickten 
nicht mehr als 40000 Mark und zusammen in keinem Falle mehr als 
100000 Mark zu zahlen seien. Dafür liegt nichts vor, dass diese Auf- 
fassung durch die irrtümliche Annahme beeinflusst wurden sei, die be- 
zeichneten Worte seien auch von den Parteien in ihrem Vertrage unter- 
strichen. Wenn die llevision ferner rügt, dass der Berufungsrichter 
die Kecht.sgrundsätze über die Auslegung von Verträgen und insbeson- 
dere von Versicherungsverträgen verletzt habe, so ist dem nicht zuzu- 
stimmen. Auch schon nach frttherem Rechte galt jedenfalls bei Handels- 
geschäften ror allem die Aoslegungsregel , dass snniebst der wabre 
Wille der Parteien zo erforschen und nicht an dem bncbstftblicben 
Sinne des Anadmcks zu haften sei (Art. 278 H6B.; vgl. jetzt § 133 
BGB.). Ein Handelsgescb&ft steht zweifellos in Frage, und es bat der 
Benifangsrichter nicht verkannt, dass der Wortlaut des Vertrages in- 
sofern Bedenken errege, als von einem Ereignis die Bede sei, bei 
welchem zwei oder mehrere Personen verletzt würden. Er erwägt 
aber, dass die Fassung nur auf einem Versehen, einer Ungeschicklich- 
keit bemben könne, und begrOndet dies damit, dass es nnmOglicb in 
der Absiebt der Parteien gelegen haben könne, in dem ohnehin ffkr die 
Elilgerin nngfinstigereu Fall eines HassennnglOcks deren Haftung der- 
gestalt zu erweitem, dass sie innerhalb des Höchstbetrages von 100000 
Mark fftr die einzehne vernngiackte Person mehr, als die unmittelbar 
vorher festgesetzte Summe von 40000 Hark habe zahlen sollen. Der 
Beniftangsrichter ermittelt also in durchaus schlflssiger Weise den wirk- 
lichen Willen der Vertragschlicssenden gegenüber dem Wortlaute der 
Urkunde. Man kann ancb nicht etwa sagen, dass Jener Wille Überhaupt 
nicht erklärt worden sei, weil er in dem Vertrage keinen Ausdruck 
gefunden liabe, dass demnach nur der Fall des Irrtums gegeben worden 
sei. Vielmehr findet der Bemfungsrichtcr gerade in dem sonstigen Inhalt 
des streitigen § 2 die Meinung der Parteien niedergelegt, dass pro Kopf 
unter allen Umständen höchstens 40000 Mark zn entrichten seien; mit 
dieser klar erkennbaren Meinung setze sich nur der Hinweis auf zwei 
Personen bei einem versichernngspflichtigen Ereignis in Widerspruch. 
Der Berufungsrichter war hiernach wohl befugt, dieser Bezifferung, bei 
weUlier der vorausgehende Satz dem Schreiber in seiner Tragweite 
nicht mehr gegenwärtig war. die massgebonde Bedeutung abzusprechen 
und sie nicht in dem Sinne der Erhöhung des Risikos der Klägerin, 
für welches sonst jeder Anhalt fehlte, gelten zu lassen. Hat aber der 
Beruf ungsrichter den wahren Willen der Parteien innerhalb der durch 
den Art. 278 des Handelsgesetzbuches gezogenen (irenzen festgestellt, 
«0 kann von einer Verletzung der Kegel — weuu überhaupt eine solche 
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schlecbthin ansmerkennen ist — , dass im Zweifel zugunsten des Ver- 
dehemngniebiiien zu enteeheiden sei, keiae Bede sein. Ebensowenig 
kann sich die Beklagte darauf berufen, dass ihr die Intentionen der 
Klägerin nicht erkennbar geworden seien, üebrigens ist doch auch za 
beachten, dass im Zweifel f&r den geringeren Umfang einer ttbemom- 
menen Verpflichtung zu entscheiden ist, und dass auch danach die sich 
lediglich an das Wort .zwei* haltende Auslegung der Beklagten zu 
missbilligen sein wftrde. 



Nr« 88. Entsdi. des Deutsehflii Belehsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 27.M&rz 1906. 

(ZtltMlir. t DMtMh. Wktg. n. Pruu. ZlvUr. Bd. » Haft 7 8. «W.) 

§ 400 B6B. 9 890 Als. 3 ZPO. tattwtit sIm Reste ase g 043 BOB. (§ 7 RMafIpOO.) 
sieht pfllsibsr, ist aseb 4le AMretung derselben unzsHiel|. DIee |M asoli fir Risk- 

•tSade der Beate. 

Die Abweisung der Klage von N. ist erfolgt, weil die Abtretung 
unzulässig gewesen sei. Der Anspruch der Klftgerin U. auf die Bente 
sei nach § 850 Abs. 3 ZPO. nicht der Pf&ndung unterworfen und k5nne 
darum nach § 400 BGB. nicht abgetreten werden. Der Anspruch auf 

das Schmerzensgeld sei zur Zeit der Abtretung noch nicht rechtshängig 
gewesen und habe darum nach § 874 BGB. ebenfalls nicht auf den 
Kläger übertragen werden können. Dieser Grund ist richtig und auch 
ausreichend, weil der KIäp:erin ü. ein Anspruch auf die M. 242,11, der 
abgetreten werden konnte, dem Obigen nach nicht zusteht, und weil 
die ihr zuerkannte Rente nicht den Betrag erreicht, über den hinaus 
die Rente pfändbar sein würde. Es hätte sich allein der Zweifel auf- 
werfen lassen, ob die Vorschrift des § 850 Abs. 3 ZPO. sich auch auf 
die zur Zeit der Abtretung bereits fälligen Rückstände der Rente be- 
zieht und auch diese der Pfäudiinf,^ nicht unterworfen sind Allein mit 
Recht hat das Berufungsgericht den ganzen Rentenanspruch der Klä- 
gerin U., einschliesslicii der Rückstände als nicht pfändbar und darum 
seine Abtretung im ganzen Umfange nicht als zulässig angesehen. 
Schon nach der Wortfassnng des § HöO umfasst seine Vorsclirift alle 
Leistungen, die aus den dort angegebenen ReciitsfrriiiKleii geschuldet 
werden. Sollte sie aut die i)ereils fälligen Rückstände niclit miterstreckt 
werden, so hätte es eines einschränkenden Zusatzes bedurft, wie bei 
der Nummer 1 daselbst durch die Bezugnahme auf das Reiclisgesetz 
vom 21. Juni 1869 auch hinzugefügt worden ist. Zu demselben Kr- 
gebnis führt die Erwägung, dass es dem Zwecke des Gesetzes zuwider- 
laufen würde, wenn der Zahlungsverzug des Schuldners der Rente be- 
wirken könnte, dass die Pfändung der Rückstände zulässig und damit 
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nach § 294 BGB. zngleicli die Möglichkeit einer Aufrecbnuiig des 
SchuJduei's gegen den lientenauspruch gegebeu sein würde. 

Nr. 89. Beseliluss des Oberlaiidesgericlits Colmar. 

1. Zivilsenat. Vom 28. März 1906. 
(Jnr. ZaItMhr. f. Rlt.-Lotli. Jakrg. n U«n ft & SM.) 

na|8 fliMt Beurtwi Ibar varniitMraelitlMie AMprlobe aas tthmi MaattvarWItal«. 
— VaraaaaatzNfi dar ErlaagiHHi aiaar Uafallraati aaf firmi daa fiaa. va« 20. Mal 1902. 

1. Zur VermeidaDg des Verlustes dieses Elagereehts miiss der Be- 
amte binnen 6 Monaten nach der Ehitaeheidnng der obersten Beichs- 
behOrde Klage erbeben nnd, wenn die Entscheidung (gemiss § 54 BBG.) 
nur von einer höheren Rcichsbehörde getroffen worden ist, in gleicher 
Frist Beschwerde an die oberste Reichsbehörde einlegen. 2. Voraus- 
setzung der Erlangung einer Unfall rente nach dem Gesetze vom 20. Mai 
1902 ist der Nachweis des ursächlicheu Zusammenhangs zwischen dem 
behaupteten Unfall und der Invalidität. 



Nr. 90. EnCseh. des OlierlaadeegerlektB Colmar. . 

3. Zivilsenat. Vom 24. April 1906. 

i.lur. Zcitsohr. f. EIs.-Lothr. Jahr:: Hcfr s -'nn i 

Gebaltsrückforderung gegen einen im Disziplinarweg aus dem Dienst entlassenen Be- 
uataa. — Zulässigkeit des Rechtsweges gegen den Fiskus für angeblich durch die Schuld 
«hMT Voresatttlaa armwie V a n at id a rB Bi dar ErwarbefiM|kfit alaaa Betailas. Var* 
aaaaeliBBi. — VarbadlBiaBg dar Wldarkiaga alaaa Baaartea osflss daa Flakaa. 

1. Der § 128 Abs. 1 REO. betrifft nur den Zeitpunkt des Beginnes 
der Einbehaltung des Gehaltes infolge der Suspension eines Beamten 
vom Dienst, hat aber für die Frage, mit welchem Zeitpunkt im Falle 
der disjdplm&ren Dienstentlassung der Anspruch auf Gehalt aufhOrt, 
keine Bedeutung. Solcher Anspruch hört auf mit dem Augenblick der 
Rechtskraft des auf Dienstentlassung erkennenden Disziplinarurteils. 
Die Zarüekforderung des im voraus zuviel bezahlten Gehaltes erfolgt 
nach den Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicherung. 2. Der 
Rechtsweg gegen den Fiskus ist an sich zul&ssig zur Geltendmachung 
«nes Schadenersatzanspruches für Minderung der Erwerbsf&higkeit, 
welche angeblich ein Beamter durch die Schuld seiner Vorgesetzten 
während seiner Dienstzeit erlitten hat, da der Anspruch ans dem Dionst- 
veihAltnis hergeleitet wird (§ 149 RBG.). Nach § 40 AGBGB. haftet 
aber der Fiskus als Btlrge nur insoweit, als ein Ersatz von dem schul- 
digen Beamten nicht zu erlangen ist. 3. Vor Erhebunp: der Wider- 
klage eines Beamten gegen den Fiskus hat derselbe die Entscheidung 
der obersten Verwaltungsbehörde einzuholen. 
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». 91. Eiitseli. des Kannnoreorfelits in Berlin, 

8. Zivilsenat. Vom 19. Mai 1906. 

rrEiMenbArch. 1907 Hoft 2 S MTt 

Auf die Bezeichnung „Architekt" in einem behördlichen Zeugnisse hat ein Bauteohniicer 
Moh der hmutmim Itokuni »w M SellMtlndiglieit Minar T&ti|iieit uMl vorgänsigem 

nluiilSMltoliM Stadinii AMpciok» 

Nach § 1 fies Gesetzes, betreffend' Erweiterung des Rechtswegs, vom 
24. Mai 1861 findet iiber vermögensrechtliche An.spriiche der Staats- 
beamten aas ihrem Dienstverliaitnis der Rechtsweg statt. Dass der 
Anspruch auf Änsstellang eines Zeugnisses zu den vermögeDsrechtlicben 
Ansprüchen gehört, ist unbedenklich anzunehmen, da das Zeugnis dazu 
bestimmt ist, das wirtschaftliche Fortkommen desjenigen zu sichern, 
auf dessen Leistungen es sich bezieht. Die gegenwärtige Klage ist auch 
innerhalb der durch § 2 a. a. 0. bestimmten sechsmonatigen Frist er- 
hoben. Auch dann also, wenn — was dahingestellt bleiben kann — 
der Klftger als Beamter anzusehen ist, ist der Rechtsweg gegeben. 

Dass der Kläger den Anspruch erheben kann, dass ihm ein Zeug- 
nis ttber seine Leistungen ausgestellt werde, ist rechtlich zweifellos 
und auch von dem Beklagten nicht bestritten. Der Beklagte bestreitet 
aber, dass der Klftger den Titel , Architekt* verlangen kOnne, und will 
ihm nur den Titel .Bautechniker* zubilligen. Zur Entscheidung ist in 
erster Linie die Frage wesentlich, welche Stellung der Klftger im Dienste 
des Beklagten gehabt hat. Die Bekanntmachung der Königlichen Re- 
gierung in F., auf die hin der Klftger engagiert worden ist, besagt: 
„Als Hilfsarbeiter im hoehbautechnischen Bureau hiesiger Königlichen 
Regierung wird ein tüchtiger Architekt, der sich als guter Zeichner 
und Techniker ausweisen kann, auf längere Zeit gesucht*. Es ergibt 
sich hieraus, dass die Stellung des Klägers eine unselbständige Stellung 
im Bureau der Königlichen Regierung gewesen ist. Der Kläger gibt 
femer selbst zu, dass er ein akademisches Studium nicht genossen habe. 
Wenn nun auch die Bezeichnung „Architekt** keine gesetzlich bestimmte 
ist, so wird diese Bezeichnung doch nacli doi liHirsclienden und als 
richtig anzuerkennenden Uebung nicht allen ISausachverständigen bei- 
gelegt Vielmehr sind dafür die beiden erwähnten Momente (Selb- 
ständigkeit der Tätigkeit und akademisches Studium) wesentlich. Aus 
diesem Gesichtspunkte kann es nicht als unrichtig angesehen werden, 
wenn die Köniirlidie Regierung dem Klüger die Bezeichnung als „.Ar- 
chitekt^ versagt und nur diejenige als ., Bauteclinik»*r" (welche übri- 
gens in V? 138 a der Reichsgeweilieordnnng vorgesehen ist) zugebillifrt 
hat. Der rnistand. dass der Klaj^vr, wie er angil>t, auch die wissen- 
schatlliche Seite der Buukuude beherrscht, indem ei sich diesem» höhere 
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Wissen durch Selbststudium angeeignet hat, ist nicht entscheidend, 
ebensowenig der Umstand, dass die Königliche Regierung in ihrem er- 
wähnten Ausschreiben einen ^-Architekten" verlangt hat und dass der 
Kläger wiederholt in anilliclien Sein ittstiUken als „Aichitekt" bezeichnet 
worden ist. In letzter Beziehung ist darauf hinzuweisen, dass der 
Kläfrer in einer besonders wichtigen Urkunde, nämlich dem Aufnahme- 
protokoll, als ^Bautechniker" aufirefiilirt worden ist — wenn er auch 
nach seiner Angabe deninäclist dagegen protestiert hat. 

Ebensowenig: kann ein Anspruch des Klägers auf Beifügung des 
Vornamens und des Geburtsortes in dem Zeugnis aueikannt werden. 
Ein solcher Anspruch kann unter Umständen begründet sein, insbeson- 
dere dann, wenn bei Häufigkeit des Namens die Gefahr einer Verwechs- 
lung naheliegt. Dass dies im gegenwärtigen Falle stattfindet, ist niclit 
anzuerkennen, da der Name „L." weder überhaupt noch im Baugewerbe 
derart häufig vorkummt. Uebrigeus ist in dem jetzt vorgebrachten 
Verlangen des Klägers auf Ilinzufügung des Geburtsortes nur eine Er- 
weiterung der Klage, nicht das Vorbringen eines neuen Anspruchs im 
Sinne des § 529 ZPO. zu erblicken. 

Nr. 92. Enteeli. des OberlMidMgeriehts Colmar. 

1. ZiTiUeoat. Vom 25. Hai 1906. 

(JOT. ZeltMilir. r. Bls.-Lothr. Jahrg. SS Ueft 7 S.841.) 
Wenn im EnteignungsvtrfUiren infolge der Entbindung eines Hauptgeschwnrpnen von der 
Mitwirkung bei der Entscheidung ein Ersat2gesctiworener herangezogen wird, ist er nicht 
an die Stelle des ausgeschiedenen HauptgetcliworeneB einzureihen, sondern diesem rücken 
dto varMtobMiM HanptgeschworeMii mok, mi den Milm vm llnm tcMtoMM tloh 
ErtaltfMoliwtrMNii an. Verlrtt^H iHattr RtHitHfoli« bt KassaHoMiniML 

Was den ersten Eassationsg^d anlangt, Verletzmig des Art. 34 
Abs. 4 Oes. v. 3. Mai 1841, so besteht in der Recbtslehre and Recht- 
sprechung Einverständnis fiber folgendes: Wenn ein Hanptgeschworener 
infolge irgendeines Hindernisses wegf&Ut, rOcken die übrigen Haupt- 
geschworenen nach, und der Ersatzgeschworene, welcher den weg- 
gefallenen Hauptgeschworenen zu ersetzen hat, kommt an den Schluss 
der Liste. Die Geschworenen sind in der vom LG. festgesetzten Reihen- 
folge berufen, bei der Entscheidung mitzuwirkra. Ersatzgeschworene 
dürfen dann bei der Entscheidung nicht mitwirken, wenn noch Haupt- 
geschworene in genügender Anzahl — 12 — yorhanden sind. Ver- 
stdsst der leitende Richter gegen diese Grundsätze und hat dieser Ver- 
stoss eine dem Gesetze zuwiderlaufende Zusammensetzung der Oe- 
schworenenbank zur Folge, so ist eine Verletzung des Art. 84 Abs 4 ge- 
geben, auf welche der Kassationsrekurs nach Art. 42 des gedachten 
Gesetzes gestützt werden kann. Schliesslich kann ein Fehler in der 
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ßesetzunp: der entsclioideii'len ( Icscliwoi iiiienbaiik aucli dadurch nicht 
geheilt werden, dass die Beteiligten, ohne den Fehler zu rügen, vor der 
ungesetzlich zusammengesetzten Geschworenenbank verhandelt haben 
(gl. Dalloz, Sappl, v". Expiopr. Nr. 42S und die dort aügetührten Ent- 
scheidungen des französischen Kassationshofes; insbesondere Dalloz. 
P. 74, 1, 248 und 78, 1, 437, ferner 89, 1, 263 und 89, I, 39; 
Peyronny-Delamane Ausg. 1859 Xr. 388 — 391; Datfiy de la Monnoye, 
Ausg. 1859 S. 200, 218; Delalleaii. Ausg. 1866 Bd. 1 Xr. 530). Im 
vorliegenden Falle musste der Krsatzgeschworene M. unter Xr. 16 in 
die Liste eingesetzt werden, nachdem der Hauptgeschworene N. ent- 
bunden worden war. Nach der Ablehnung der Geschworenen unter 
Nr. 3 und 8 bestand die Liste noch aus 14 Personen, von denen die 2 
letzten gemäss Art. 34 Abs. 4 zu streichen waren. Der Leiter der 
Geschworenenbank hat dem Gesetze zuwider die Hauptgeschworenen 
B. und Schw. gestrichen, wfthrend letzterer and der Ersatzgeschworene 
M. gestrichen werden mnssten. Auf diese Weise hat B., der nach dem 
Gesetze znr Mitwirkang berufen war, hei der Entscheidung nicht mit- 
gewirkt, dagegen hat an dessen Stelle der vom Gesetze nicht bemfene 
M. mitgewirkt. Die entscheidende Geschworenenbank war demnach 
nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise besetzt ; der Leiter der 
Geschworenenbank hat die den einzelnen Geschworenen dnrch das Ißt. 
bestimmte Reihenfolge nicht beobachtet und durch die unrichtige 
Streichung den Art 34 Abs. 4 verletzt; diese Verletzung hat die Nich- 
tigkeit der Entscheidung der Geschworenenbank zur Folge (Art 42 
Ges. V. 3. Mai 1841). Nachdem die Entscheidung der Geschworenen- 
bank fttr nichtig erklärt worden ist, mnss auch die VoUstrcckungs- 
erklämng des leitenden Richters nebst dessen Eostenentscheidung auf- 
gehoben werden (vgl. Cröpon zu Art. 42 Nr. 88 und Delalleau Bd. 1 
Nr. 643). 

Nr. 03. Enlsch. dos Preuss. Obcrverwaltuugsgcrichts. 

3. Senat. Vom 7. Juli 1906. 
(BntMh. d. ovo. Bd. « 8. MS. — PrBlieiibAreli. 1W7 Heft S & 1M4.) 

t§ 9, 25 6«wUV6. IlMflMi dM ErtlatlMigiwispraohs tftr KraakaikatM o die Berafli- 

gMMMMSchaft. 

Eine Krankenkasse, die einem Unfallverletzten nach Ablauf der 
dreizehnten Woclie seit dem Unfälle die gesetzlich vorgeschriebene 
Krankenuntersti'itzung gewährt hat. kann für das von ihr bezahlte 
Krankengeld anf (irund der §§ 25 ff. des (iewerbe-Unfallversicherungs- 
gesetzes Ersatz dnrch Ueberweisung von drei halben Monatslteträgfen 
der Unfallrente, sofern <las Krankengeld soviel betragen hat, bean- 
spruchen. Tritt uack Beendigung der ersten Unterstützung ein weiterer 
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neuer Unterst üt zu iigs fall ein, der mit den» Hetriebsunfalle ebenfalls 
ursächlich zusauinieiiliänfft, so entsteht für die unterstützende Kasse ein 
neuer Anspruch auf diel halbe Monatsraten als Ersatz für das von 
ihr gezahlte Krankengeld. 

Die Krankenkasse ist dagegen nicht berechtigt, tiir die Kosten 
des dem Unfallverletzlen von ihr gewährten Heilverfahrens Ersatz 
durch Ueberweisung von Rentenbeträgeu nach Massgabe der 
§§ 25 ff. a. a. 0. za verlangen. Beansprucht sie Ersatz durch Bar- 
zahlung unter Bezugnahme auf § 9 Abs. 1 Ziff. 1 a. a. 0. und nicht 
durch Ueberweisung von Rentenbeträgeu nach Massgabe der §§ 25 ff. 
daselbst, so findet der ordentliche Bechtsw eg und nicht das Verwaltungs- 
streitverfahren statt. 



Nr. 94. Entseh. des Hmdelsgeriehts Prag. 
Vom 13. Jnli 1906. 

(Allg. Twr.-A]tt. Z3CVI (IMT) Nr. M & «8«.) 

Wenn die Lieferfrist durch Verschleppung der Sendung versäumt wurde, so liegt ein 
irobe« VeracbHlden der Bahn vor und es kann in diesem Falle gemäss g 88 BetrRgl. 
die Vergütung des vollen Schadens gefordert virerden. 

Die Höhe, in welcher die Bahn beim Uebeischreiten der Lieferfrist 
den Schaden gutzumachen verpflichtet ist, richtet sich nacli § 87 (2) 
BetrRgl. für den Fall, nm den es sich hier handelt, wenn das Interesse 
an der Lieferung deklariert war (§ 51 lit. f BetiRgl.). Man unterschied 
wiederum zwischen dem Falle, wo ein Beweis iiVier <len Schaden nicht 
erbracht wurde, und dem Falle, wo der .Schaden ei wiesen wird. Wäh- 
rend im ersteren Falle der Ersatz durch das Ik'triebsreglement 
nach bestimmten Anteilen der Fraclit festiiesetzt wird, gilt für den 
letzteren Fall (wenn der Beweis des Schadens erbracht ist), da.ss der 
lieirag des Schadens begehrt werden kann. In beiden Fällen aber darf 
der Ersatz nicht die Hidie des deklarierten Interesses ubersteigen. 
Auf diesem Standpunkt steht die beklagte Bahn. 

Bei Beurteilung der Sache darf aber nicht die nachfolgende Be- 
stimmung des § 88 BetrKgl. übersehen werden : Der ganze Ersatz und 
der ganze Schaden können in allen Fällen beansprucht werden, wenn 
der Schaden durch Arglist oder durch grobe Fahrlässigkeit entstanden ist. 

Nach dem angeführten Wortlaute bezieht sich die Bestimmung des 
§ 88 auf alle in den vorangegangenen Paragraphen augeftlhrten Fälle 
von Beschädigung einer Sendung und folglich auch auf den Fall der 
Beschädigung durch Ueberachreiten der Lieferfrist, wenn dieses üeber- 
leineiten durch Ai-gl ist öder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt 
wurde. 
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Nr. 95. Entsch. des WttrttembeTgtscheii Yenraltiuigsgeriehtshofes. 

Vom 23. Juli 1906. 

(DJZ. XII (1907) Nr. 20 S. 1162.) 

ElM 2wu|Mitei|nw| ia der Beschränkung auf den real akgegreutea Teil eiaee 6e- 

bäudes ist unzulässig. 

In einem solchen Kall« würde das (tebäudo in das g;enieinsame 
Eigentum des Enteiffiienden und des Eiiteiirneteii in der Weise kom- 
men, dass die Eigeiitunisanteile real abge^^renzl wären und die ge- 
nelimigte Baulinie dabei die (irenzlinie bilden würde. Eine derartige 
Gemeinsamkeit des Eigentums an einem »itbäude ist jedoch nacli dem 
R(jR. nicht zulässig. Zu den wesentlichen Hestan«lteilen eines (Tebäudt s 
gehihen nach ^ 94 .Al>s. 2 die zur Herstellung des Gebäudes eingetiig- 
ten Sachen, und diese wesentlichen l»estandteile können nach § 93 niclit 
Gegenstand besonderer Rechte sein, wie sie es infolge der anc-efoclitenen 
Entscheidung werden ralissten. Einwandfrei kann die Zwangsenteig- 
nung nur so durchgeführt werden, dass sie das ganze Gebäude umfasst 
und am ganzen Gebäude Eigentum für den Enteignenden begrünilet 
wird. Ihm bleibt dann die Verwertung der zur Verbreiterung der 
Strasse nicht erforderlichen Grundfläche nach der Beseitigung des 
ganzen Gebäudes überUssen. 



Nr. 90. Entseh. des Dentochen Reiehsgeriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 5. November 1906. 

(JW. Jahrg. M (itOT) Nr. l S. tl Ziff. iS. — BOZ. IJd. e* & SM.) 
§§ 1, 3, 4 RHaftpflG. verb. mit §§ 843» 814, 1389, 1418, 1468, 1495 BGB. Anrechnung 
der PensionsansprUche und Einnahmen aus dem gUtergemeinschaftlichen Vermögen der 
Ehegatten auf die Haftpfliohtanspriiche der Witwe und Kinder wegen Ttttuig de« Ehe- 
mannes bzw. Vaters. 

1. Was die Pensionen betrilft, so ist in der bisherigen Recht- 
si»reciiung des Keiclisgerichts unterschieden worden zwischen Bezügen 
auf Grund eines privaten Vertrages, Versicherungsvertrages und ge- 
setzlichen Pensionen, gesetzlichen Witwen- und Waisengeldern. Bei 
den orsteren wunle die Anrechnung (der Witwenpension) auf die Haft- 
pilichtrente fi'ir unzulässig erklärt: es sei hier zwischen der Entstehung 
des Vorteils and dem schädigenden Ereignisse nur im natürlichen, nicht 
im rechtlichen Sinne ein Kausalzusammenhang vorhanden, da das Reeht 
auf solche Pension in erster Linie durch den Abschlnss des Versiche- 
rungsvertrages and dnrch Zahlung der Versicherungsprämie, also durch 
selbständige Entstehnngsursachen mitbedingt gewesen sei (Urteil des 
V. ZS. vom 11. Juli 1883. BG. Bd. 10 Nr. IS S. 60f. — Urteil des 
VT. ZS. vom 18. Oktober 1886, SenfTA. Bd. 42 Nr. 120 S. 172). Da- 
^(gen sollen gesetzliche Pensionen, Witwen- und Waisengelder der 
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Anrechnung nnterlie^en, weil der Anspruch bit:rwegen nicht aaf einem 
Versicherungsver trage, sondern lediglich aaf Gesetz beruhe, der pen* 
sianierte Beamte nicht nm seine volle Besoldung, vielmehr nar am sein 
(behalt abzQglich der Pension geschädigt sei, bzw. weil das Gesetz 
durch Gew&hmng von Pensionen an die Hinterbliebenen des Beamten 
fOr deren Unterhalt Fftrsorge treffe nnd ihr Anspruch nicht ein neben 
dem Entschädigungsanspruch erworbenes selbständiges Vermögensobjekt 
bilde. Urteil des II. ZS. vom 19. Januar 1886. BG. Bd. 15 Nr. 24 
S. 114, Urteil des 111. ZS. vom 14. Dezember 1886 Bd. 17 Nr. 11 S. 45 ff. 
Die Rechtslehre steht vorwiegend auf demselben Standpunkte. Zu vgL 
Lass ft Maier, Haftpflichtrecht 2. Aufl. S. 106 Not. 49; Reindl, HaftpflG. 
§ 3 S. 161; Creme, System des Bftrg. Rechts Bd. II. 1. § 151 S. 77, 
8.78 Not 57, 62; Staudinger, Kommentar zum BGB. Bd. II 2. Aufl. 
Vorbemerk zu § 2 4 9 S. 28 f. ; Walsmann, compensatio loeri cum damno 
|5 S. 93 C, 98 ff., und namentlich Oertmann, Die Vorteilsausgleichnng 
beim Schadensersatzansprnch § 14 S. III ff., § 15 S. 123 ff. Andere 
allerdings verwerfen die Unterscheidung zwischen VermOgenserwerb 
aus Versichei'ungüvertrag und gesetzlicher Pension als unbegrfindet oder 
irrelevant, v. Wein rieh, die Haftpflicht wegen Körperverletzung nnd 
T5tang eines Menschen 2. Aufl. § 21 S. 69 ff.; auch Linckelmann, 
die Schadensersatzpflicht aus unerlaubten Handlungen S. 65; und iiisbe- 
.sondere Eger, Reichshaftpflichtgesetz 6. Aufl. S. 453 f., 458 f., S. 423. 
Allein die von den letzteren erhobenen Einwände geben keinen Anlass, 
von der seitherigen Rechtsprechung abzugehen; vielmehr ist an dieser 
auch für das jetzt geltende Recht festzuhalten. Die Aintspension ist 
nicht das Erwerbsergebni.s einer Ersparungstätigkeit des Beamten, 
sondern nur eine Vonn des Dien.stgehaltes, welches kraft Gesetzes oder 
auch Anstellungs Vertrages in geiniiidertein Betrag dem dienstunfäliig 
gewordenen Beamten fortgewährt wird. Und selbst in dem Falle, 
wenn der Beamte bestimmte Beiträge zu der Pensionskasse zu leisten 
hat oder ihm solche Beitrüge von vornherein am <iehalte gekürzt wer- 
den, beruht der Pensionsaiisprucli niclit auf einem Versicherungsver- 
hällnissp, sondern auf der entsprerhenden Xormieruniz; der Amts- und 
(Tehaltsverhältnisse. Audi die Witwen- und Waisengeider bihlen einen 
Bestantlteil der dem Beamten aut (irund des öttentliclirechtliciien An- 
stellungsverliältnisses für sein Amt ausge.setzten Rente, sofern der Staat 
oder die Gemeinde iiierdureli in dem gesetzlieh bestimmten Umfange 
auch für den I'nterlialt der Hinterbliebenen des Beamten Fürsoige 
trifft. (Vgl. R(t. lö. 115; 38, n2:\ ) Soweit also den Hinterbliebenen 
des Beamten derartige Pensionsan.sprüche zustehen, ist ihnen der bisher 
iu dem Amläeinkommen des Ernährers gewährleistete Unterhalt nicht 



Digitized by Google 



120 



Entsch. des Deutschen Keichsgerichu vom ö. November 1906. 



im ganzen Umfang entzogen, sondern nur geschmälert, ihr Schaden 
daher ein entsprechend geringerer. 2. Anlangend die Einkflnfte ans 
dem gtttergemeinschaftlichen Vermögen, so ist darflber wohl kein 
Streit, dass der Getötete neben seinem Amtseinkommen auch die Ein- 
künfte des gtttergemeinschaftliehen Vermögens zum Unterhalte seiner 
Familie mitverwendet hatte. Es entfiel von dem Oesamteinkommen, 
wie zn unterstellen ist, je eine gewisse Quote anf den Unterhalt ancb 
Ton Fran und Kindern. Insoweit als die Mittel zom Unterhalt ans dem 
Kapitalvermögen der Eheleute geschöpft wurden, ist diese Quelle in- 
folge des Todes des Ehemannes tatsächlich nicht verslegt, da der 
YermOgensstand im wesentlichen derselbe geblieben ist Aber auch 
rechtlich liegt hier die Sache nicht so, dass gesagt werden könnte, es 
werde die Unterhaltspflicht und der Ersatz für das Uhterhaltsrecht von 
dem Vermögensbesitze der Ersatzberechtigten gar nicht berührt. Den 
Hinterbliebenen ist von dem Haftpflichtigen nach § 3 Abs. 2 HaftpflG. 
und § 844 BGB. in.soweit Schadensersatz zu leisten, als der Ge- 
tötete während der nuitmasslicben Dauer seines Lebens zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet gewesen wäre. Gegenstand des zu leisten- 
den Ersatzes ist nicht ein abstraktes Uiiterhaltsrecht , sondern der 
Unterhalt, welchen unter den konkreten Verhältnissen der Getötete 
nach Massgabe der gesetzlichen Vorschriften aus seinen Mitteln dem 
Berechtigten zu leisten hatte und der dem letzteren nunmeiir abgeht, 
a) Der Ehefrau ist von dem Manne nach § 1360 Abs. 1 BGB. nach 
Massgabe seiner Lcbeu.sstellung, seines Vermögens und seiner Erwerbs- 
fähigkeit Unterhalt zu gewähren; diese Verptliclitung ist danach unab- 
hängig von der Bedürftigkeit der Frau; vgl. Planck, Komm, zu § 1360 
Anm. 1, Dernburg. D. bürgerl. Recht Bd IV § 35 Z. I und Ii. Aber 
bei bestehender allgemeiner (lütergemeinschat't umfa.sst während der 
Dauer der FAxe der eheliche Aufwand saiiilich auch den Unterhalt der 
Frau und fällt dieser insofern zunächst dem den beiden Eheleuten ge- 
meinschaftlich gehörigen Gesamt gnte zur Last IUtB. t; 1458, § 1389), 
obwohl auch bei diesem (lüterstande der eheliche Aufwand von dem 
Ehemann zu tragen ist (vgl. Planck. Voi bemerkungen zu Buch IV 
Tit. 5 Nr. 1. 2. Aufl. S. 80j. Die Ehefrau hatte dem Manne zur Tra- 
gung des ehelichen Aufwandes ihren Beitrag in der Fonn geleistet, 
da.ss ihr Vermögen Gesamtgiit wurde, welches dem Manne zur freien 
Verfügung überlas.sen wai. Die insofern auch aus dem eigenen Ver- 
mögen der Ehefrau entnommenen Mittel zu ihrem Unterhalt können, 
wenn es sich um Schadensersatz für das ihr entzogene Unterhaltsrecht 
handelt, nicht schlechthin als Leistungen gelten, die der Ehemann 
fQr den Unterhalt der Frau zu machen hatte und welche jetzt zu 
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ersetzen wären, b) Bezüglich der Ansprache der Kinder kommt in 
Beti'ftcbt, dass dsA gatergemeinacfaaftliche VermSgen, dessen £inkttnfte 
bei Lebzeiten des Vaters zweifellos teilweise auch zum Unterhalte der 
Kinder gedient haben, dieser Bestimmung dadnrch, dass jetzt an dem- 
selben Niessbranch, VerwaUnng nnd VerfQgong der fiberlebenden Bhe» 
gattin zukommen, noch nicht entzogen ist. Und der Substanz nach 
ist dieses Venningen zum Anteil des verstorbenen Vatera auch den Kin- 
dern angefallen, sei es gemäss § 7 des Gesetzes ?om 16. April 1860 
im Wege des Erbganges, sei es ohne solchen vermöge Eintrittes der 
Abkömmlinge in die Stelle des Verstorbenen (BGB. § 1488 Abs. 1 Satz 2). 
Wirtschaftlich betrachtet ist entweder das Unterbaltsrecbt der Kinder 
insoweit, als zu dessen Erfüllung das gutergemeinschaftliche Vermögen 
zu dienen liat, ihneu durch den Tod des Vaters nicht entzogen, oder 
aber es trifft insoweit die Voraiissetzuiig: des Uuterhaltsbedtirfnisses 
nicht zu, indem die Kinder ans den Einkünften ihres eigenen Vermögens 
unterhalten werden. 



Nr. 97. Entseh. des Deutseheu Relehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 12. November 1906. 

1.1 W. Jalir^'. 36 11907) Nr l S. 10.) 

H 278) 823 B6B. Hafhisi des Bauunternehmers für gefahrlom PtMlwM der Strasse 

während des Baus. 

Darin, dass das Gerüst dort, wo sicli der Leitergaug befand, nicht 
be.sser verwahrt worden ist, niuss ein Verschuhlen dessen, der für t ine 
den Verhält nis.sen entsprechende Gestaltung des Gerüsts einzustehen 
hatte, und ein Verstoss gef^en die Sehutzvorschrift des § 367 StGB, 
ei blickt werden. Hierbei ist es ohne jt'dü Bedeutung, ob von den in- 
soweit verantwortlichen Personen vorausgeselien werden konnte, dass 
sich vielleicht einer der beim Bau beschäftigten Lelirlinge ohne beson- 
dern Auftrag (laiiiit befa.ssen werde, unter Benutzung des Leitergangs 
Steine hinauf odei- hinab zu tragen. Denn mit der Möglichkeit, dass 
beim Transport von Baumaterialien oder (lerätschaften auf einer Gerüst- 
leiter eitunal, ohne oder mit Verschulden des Tragenden, diesem ein 
Gegenstand entfallen werde, niuss ininiei als mit einer sehr nahliegen- 
den gerechnet werden, auch wenn zu dem Transport nur geübte und 
kräftige Personen verwendet werden. Die hiernach vorliegende Ausser- 
achtlassung der im Verkeiir erforderlichen Sorgfalt und der Verstoss 
gegen das erwähnte Schutzgesetz ist aber den Inhabern der beklagten 
Gesellschaft zar Last zu legen, auch wenn der von ihnen mit der 
Leitung des Baues beauftragte Maurerpolier ein an sich tüchtiger nnd 
zuverlässiger Polier sein sollte. Denn es handelte sich, wie oben dar- 

Bger, BiMBlwbBrMhtllebe Bntaeheldungen .\.\1V. 9 
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gelegt ist, am aossei'gewöbuliche Verb&ltnisse, die besondere Scbatz- 
massregelu erforderten, und dies nrasste den Teilhabern der Oesellscbaft 
bekannt sein nnd war ibnen, wie sie niebt in Abrede gestellt baben, 
bekannt. Mit R&cksicht hierauf hätten sie dem Polier besondere, der 
ungewöhnlichen Sachlage entsprechende Anordnungen erteilen müssen, 
sie haben aber selbst gar nicht belianptet« dies getan zu haben. Da- 
nach erscheint die Haftung der Beklagten f&r den durch den Unfall 
erwachsenen Schaden an sich begründet. 



Nr. 98. Entsch. des Kammer;?erichts in Berlin*). 
I.Strafsenat. Vom 22. November 1906. 

(PrKisoDbArcii. V.m Heft 5 S. 1252 > 

g§ 6, 41a, 146a Reichsgewerbeordnung. Die Verkaufsautomaten auf den Balinhöfen 
BthVrei tarn fiturerliebetrieb der Elsenbahiiinteraelifflunoen. Die poiizeillcbeR Voraobriftoa 
iber 4iM AewMHwbdrleb m Soia* und FsstlaiM Itadm auf sie ksiie Anweading. 

Das Bevisionsgericht findet keinen Anlass, von seiner im Urteile 
vom 26. Mftrz 1903 (Gewerbearchiv Bd. 2 S. 556) niedergelegten An- 
sicht abzugehen, wonach die Automaten in den Bahnhöfen zur Bequem- 
lichkeit für das reisende Publikum aufgestellt sind und deshalb auch 
dann, wenn die Eisenbahnverwaltung den Betrieb der Automaten ver- 
tragsgemftss anderen Unternehmern ttberlassen hat, nach § 6 der Ge- 
werbeordnung den Vorschriften dieses Gesetzes entzogen sind, sofern 
die Eisenbahnverwaltung in den ihr zur Verfügung gestellten Bäumen 
die Veranstaltung in ihrer Eigenschaft als Eisenbahnunternehmerin ge- 
troffen hat. Zu gleichem Ergebnisse, wie das Kammergericht, sind 
ausser den in jenem Urteile angeführten Gerichten (Oberlandesgericht 
Göln und Landgericht Saarbrücken), das Oberlandesgericht in Frank- 
furt a. M. (Urteil vom 6. Februar 1903. GewArch. 3 S. 4) und das 
Oberlandesgericht Stuttgart (Urteil vom 26. Januar 1903, GewArch. 3 
S. 5) gelangt, auf dessen Urteil sich aucli ein württembergischer 
Ministerialerlass vom 13. Dezember 1905 (GewArch. 5 8. 378) stiitzt, 
der den ßalinhot'sautomaten von den Vorschriften über den Gewerbe- 
betrieb au Sonn- und Festtagen befreit wissen will. Auch die weitere 
EntwickeluDg der Rechtsprechung nötiprt nicht zu einer anderen Auf- 
fassung. Zwar hat das Hciclisgei iclit durch Urteil vom 22. September 
1904 (HGEntst h. 'M S. 21)0 tt.J den § Abs. 2 StOB. auch auf Bahn- 
hotswirte für anwendbar erklärt . die solche (lästc nltt r die Polizei- 
stunde hinaus dulden, welche nicht zum reiseudeu Publikum gehören. 



') Weitere Äusfübruug der lu diesciu Bande 8. 17 Nr. 20 mitgeteilten Entscheidang 
des Kamuicrgericbt«. 

*) Vgl. in dieser Zeitochrift Bd. XX S. GS. 
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ein Stamliiuiikt . den das Kammergei icht schon in den Urteilen vom 
1. Oktober 1891 und 9. Februar 1900 (KG. Bd. 12 S. 183, Bd. 20 S. c. 8) 
vertreten hat. Aus dieser Auffassung lässt sich aber nichts zugunsten 
der staatsanwaltlichen Revision entnehmen; denn sowenig aus jenen 
Urteilen folgt, dass die Bahnhofswirtschaften bei Beginn der Polizei- 
stande sn sehliessen seien, ebensowenig rechtfertigt sieh das Verlangen, 
dass die Bahnhofsantomaten , ebenso wie Läden nachts nnd Sonntags 
geschlossen zn halten seien. Vielmehr geben hinsichtlich der Bahn- 
hofswirtschaften, ebenso wie hinsichtlich der Antomaten die Interessen 
des reisenden Pnbliknms den Änssclilag. Ebensowenig rechtfei'tigt sich 
eine verschieden rechtliche Behandlung der Automaten, je nachdem sie 
ausserhalb oder innerhalb der Bahnsteigsperre liegen. Zwar haben 
Ministerialverfligungen vom 25. Juli und 27. Juli 1905 (MBI. f. d. innere 
Verwaltung S. 136 und 134) hinsichtlich des Bahuhofsbucbhandels nnd 
der Anwendung der Gewerbeordnung auf Bahnhofswirtschaften (§ 33 
GewO.) jenen Unterschied eingeftthrt. Aber diese Verwaltnngsbestim- 
mungen haben für die richterliche Entscheidung keine bindende Bedeutung 
und sind weder analog, noch allgemein anzuwenden, zumal es Bahn- 
höfe ohne Bahnsteigsperre gibt. Solange die Eisenbahnverwaltung die 
Automaten nicht hinter die Sehranken der Bahnsteigsperre verlegt 
bat, mass angenommen werden, dass sie auch vor diesen Schranken 
Üfar das reisende Publikum angebracht sind. Der Umstand, dass daneben 
das niclitreisende Publikum sich der Automaten bedienen kann, ändert 
(las Wesen dieser den Zwecken des Betriebes dienenden Einrichtung 
nicht und kann nicht dahin führen, die Antomaten für eine erhebliche 
Zeitdauer dem reisenden Publikum unzugänglich zu machen. Es können 
deshalb die Bestimmungen der Gewerbeordnung keine Anwendung finden. 
Gehören aber die in den Bahnhöfen aufgestellten Warenautomaten zu dem 
Gewerbebetrieb der Eisenbahnen, so ist auch die Anwendung der Polizei- 
verordnung vom 3. Januar 1854 auf sie ausgeschlossen. Es handelt sich 
um eine im Inten^sse des Eisenbalinbeti iebes von der Eisenbahnverwaltung 
getroffene Kinriclilung, die als solche allgemeinen orts- und regierungs- 
pulizeilichenVorschriften nicht unterworfen ist. Die Aufstellung der zur 
Befrie<ligung dei- Bedürfnisse der Reisenden dienenden Warenautomaten 
stellt sicli, wie dies das Reiclis<^eri{dit in dein bereits tirwiiliiiteii Urteile 
vom 22. Seiiteniber UK)4 liiiisichtlicli der Bahnliüfswirtschaffeu ausgeführt 
liat. als eine Eisenbahnbetriel)sane:e]ef>enheit im Sinne des § 75 der 
Eiseiibalinbau- und Retriel)sordnuiiy: vom 4. November 1904 dar. deren 
ausschliessliche Regelung auch soweit, als dabei polizeiliche Interessen 
in Frage kommen, der alleinigen sachlichen Zuständigkeit der Eisen- 
bahnverwaltung unterworfen ist. Eger in seinem Handbuch des 
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preussisclien Eisenbabnrechts Bd. 2 S. 43 vertritt gleichfalls die Ansicht, 
das8 die Zostftndigkeit der allgemeinen Polizeibehörden in Angelegen- 
heiten der Eisenbahnen anf solche Angelegenheiten beschränkt ist, die 
den eigentlichen Eisenbahnbetrieb nicht berühren. Da die Anfstollnng 
der Warenautomaten in den Räumen der Bahnhöfe sich als eine zum 
Betriebe der Eisenbahnen gehörige Angelegenheit darstellt, so unter- 
steht ihr Betrieb, also auch die Anordnung darOber, wenn sie offen zn 
halten und wann sie zn schliessen sind, der Zuständigkeit der Eisen- 
bahnbehörde. Es können daher auf sie auch die Bestimmungen der 
Polizeiverordnung vom 3. Januar 18&4 Aber die Schliessung der Läden 
und Warenlager an Sonntagen während gewisser Stunden keine An- 
wendung finden. 



Nr. 99. Besdiliifls des Bayilsehen Obersten Landesgerlehts. 

I.Zivilsenat. Vom 23. November 1906. 

(ZciWclir. f. Ueciit-pH i Havrrii .T iliru' 3 1W7 N'r. 3 S. 47.^ 

Eine Einwirkung auf die Hypotheken an dem zu enteignenden Grundstück findet nicht 
statt, wenn die OurchfUhrung des Enteignungsverfahrens infolge der Vereinbarung des 
Enteignungsberechtigtra nit im AMrttiiiBtpfflohtigai MlMrlMi wlri. Oto fitwihr- 
MttMi dM EIgMtilnart, dtw du varlstMrta Smndtlieli liyp^ÜMlcMfreiM Eifaiilwi 
Mi, M alt Zittia«Mg tur LMinng der Hypotheken anzmhm. |§ 18^ 26 A6. i. ZPO. 

i. KO. §§ 22, 27, 29 GBO. 

Die Enteignung bezweckt, ilem Berechtigten das unbelaslfte Eigen- 
tum an den zu enteignenden Grundstücken zu veisrliaffen. Daher be- 
stimmt das Gesetz vom 17. November 1837 im Art XI. dass die auf 
dem Grund.stücke ruhenden Hypotheken durch die Enteignung erlöschen 
und für sie an dessen Stelle die Entschädigung tritt. Die Hypotlieken- 
glänhiger nii'isseii xu ilein Enteignungsverfiilneii zugezogen werden. Sie 
müssen nach Art. XV von der Veiwaltmigf^beliiiide durch Anfrage beim 
Grundbuchamt ermittelt und zu dem Termin, in dem übei- die .\btretung 
verhandelt wird (nach Ait. 18 AG. z. ZPO. n. KO. auch zu iU*ni 
Schätzuiigstermin), (icladen weiden: sie können auf Entscheidung über 
die Abtreluiijrspllicht im Vei waltungsrechtsverCahi en antragen und 
weficii der Ilidie der Entschädigung den hNnlitsweg betreten. Die 
Enteignung und das Erlöschen der Ifyiint heken tritt erst mit Hinter- 
legung der endgültig festgestellten Eiitschiuligunessumme ein. Erscheinen 
die vorschriflsmässig geladenen Hypoihekenglaubiger in dem Termin 
nicht, so werilen sie mit den Einwendungen gegen die Enteignung aus- 
geschlossen: eine in dem 'J'ermine erzielte Einigung zwischen dem 
Eigentümer und dem Enteignungsberechtigten über die Entschädigung 
bin^b't sie aber r.iclit; für die Hypotheken tritt nicht die mit dem 
Eigentümer vereinbarte, sondern die im Enteignungsverfaliron und ge- 
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gebeneufalls im Rechtswege festgestellte Entschädigung an die Stelle 
des Grundstücks. 

Die Umstäiulliclikeiten und Verzügerungen, die die Zuziehung der 
ITvpi)ihi'kf'n<rläubiger zu dem Enteignungsverfahren mit sich bringt, 
können t-s zweckmässig erscheinen lassen, das Verfaliren nur gegenüber 
den Eigentümern durchzuführen und die Beseitigung der Rechte der 
Hypotheiigläubiger ausserhalb des Verfahrens im Wege des rechtsge- 
scliäftliclien Verkehrs herbeizuführen. Dann wird die Enteignung erst 
wirksam, wenn die Reclite dei' Hypothekengläubiger beseitigt sind und 
dem Enteignungsbeiechtigten nur noch die Eigentümer gegenüberstehen. 
Es kann für den Entcignungsbereclitigten aucli wnnsclienswert sein, 
das Eigentum an den Grundstücken sofort zu erwerben und zu diesem 
Zwecke mit den Eigentümein das Uebertragungsgeschäft des bürger- 
lichen Rechtes, die Auflassung, vorzunehmen. Damit auch das ohne 
Weiterung vor der für das Enteignungsverfahren zuständigen Behörde 
geschehen kann, gestattet Art. 26 AG. z. ZPO. u. KO. die Erklärung 
der Auflassung vor dieser Behörde. Sehliesst der Enteignuugsberech- 
tigte mit dem Eigentftmer das Uebertragungsgeschäft, so verzichtet er 
damit nicht auf das Enteignungsrecht; er kann noch immer zur Ent- 
eignung greifen, wenn das Uebertragungsgeschäft nichtig ist oder mit 
Erfolg angefochten wird. Hier konnte das Beschwerdegericht ans den 
beurkundeten Vereinbarnngen ohne Irrtum die Schliessung von Ueber- 
tragnngsgesch&ften entnehmen. Es muss aber hierauf nicht näher ein- 
gegangen werden, weil es fllr die Entscheidung nicht darauf ankommt. 
Wenn die Beschwerdeführerin in dem Termine das Enteignungsrecht 
ausgeftbt und mit den Eigentflmem im Enteignungsverfahran eine 
Einigung Aber die Abtretungspflicht und die Entschädigung erzielt hat, 
so hat sie doch das Enteignungsverfahren nicht auch den Hypotheken- 
gläubigern gegenüber durchgeführt. Die Vereinbarung, dass die Be- 
schwerdefAhrerin die Gmndbuchauszfige, auf Grund deren mit der Be- 
freiung der Grundstöcke von den Hypotheken vorgegangen werden soll, 
auf ihre Kosten zu beschaffen habe, legt die Vermutung nahe, dass 
das Bezirksamt die Hypothekenglänbiger nicht ermittelt und nicht ge- 
laden hat. Jedenfalls aber ist nichts geschehen, um eine ihnen gegen- 
ftber wirksame Feststellung der Entschädigung herbeizuführen; die 
Besf Ijwerdeführorin hat dem Bezirksamte gar nicht angesonnen, in 
dieser Richtung tätig zu werden, insbesondere nicht ein Scbätzung»- 
verfahren beantragt. Sie hat, statt die Hypothekengläubiger zu dem 
Enteignungsverfahren zuzuziehen, sich mit ihnen ausserhalb des Ver- 
fahrens geeinigt. Die Erklärungen der Hypothekenglänbiger, dass sie 
befriedigt seien oder dass sie auf die Hypotheken verzichten, bedürfen, 
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um als Grundlage fiir die Lüscliunjj zu dieuen, uacli §§ 22, 29 GBO. 
üffeutlicher Beurkuiulung oder üffeiitliclier Beglaubigung. Da diesem 
Erfordernisse nicht genügt ist, ist die Löschung mit Hecht abgelehnt 
Würden. 

Dagegen iiaben die Vorinstanzen mit Umechf die nach § 27 GBO. 
zur Löschung der Hypotheken erforderliche Zustimmung der Eigen- 
tümer vermisst. Die im Protokolle vom 12. Juni 1902 beurkundeten 
Erklärangeu lassen keinen Zweifel darüber zn, dass die Beteiligten die 
Befreiaog der Grundstücke von den Hypotheken bezweckten, sie können 
Our dahin anfgefasst werden, dass die mit den Hypothekengläubigern 
zu erzielende Einigung zur Aufhebung der Hypotheken nnd zur Löschung 
im Gmndbnche führen soll, nnd geben damit der Zostimmung zur 
Löschung unzweideutigen Ansdmck. 



Nr. 100. Eiitsch. des Ih^ntschen Reichsgerichts. 

7. Zivilsenat. Vom 4. Dezember 1906. 

(.IW. Jahrg. M (1907) Nr. 4 S it« Zift M.> 

§ 10 Abs. 2 Preuss. EntG. vom 11. Juni 1874. §§ 406 und 548 ZPO. Gegen die Ab- 
lehnung vae Saehverttisdigen, die isreh BeteMiiM ffir uslMgrllsdet eradilst wtriea 
M, kMR mr Mforüfe BMolnrarie, stekt RevftlM «hiieleot wtrdea. HuielMle Be- 
gründung des Sachverständigengutaclitens und des darauf beruhenden Urteils. Beriiok- 
aiohttHHO dM Wertat vm NtohtliattlMd bei EmOttelNM de« WertM voa Baaland. 

Das Bemfnngsnrteil beruht auf dem Gntachten der yemommenen 
SachTerst&ndigen, die die Beklagten in der letzten mündlichen Ver- 
handlung wegen Befangenheit abgelehnt haben. Auf die Nichtbeaeh- 
tung dieser Ablehnung kann ein Bevisionsangrüf mit Erfolg nicht ge- 

stAtzt werden, da das Ablobnungsgesuch vom Berufungsgerichte in 
einem besonderen Beschlüsse für unbegründet erklärt worden ist und 
die Beklagten den Beschluss mit dem allein zulä.ssigeu Rechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde (§§ 406 Abs. 5, 548 ZPO.) nicht angefochten 
haben. Beachtung verdienen dagegen die von den Beklagten erhobenen 
materiellrechtlichen und prozessualen Einwendungen gegen die Richtig- 
keit des Gutachtens. Den Sachverstämligen war durch Beweisbeschiuss 
aufgegeben worden, ein Gutachten dariiber zu erstatten, welchen Wert 
die enteigneten Flächen ini Juni IVK)2 iiaben wiirtlen, wenn der Be- 
bauungsplan vom 1. ,hili lt^81 nicht existiert hiUte. wobei sie davon 
ausgehen sollten, dass die enteii^neten Flächen zur Zeit der Flucht- 
linientestselzung Bauland waren. Sir haben daiauf den Grund und 
Boden auf 17,50 Mark pro (/iiadratmeter, die ganze Fläche also auf 
nur 6015 Mark geschätzt. Die Bewertung auf ti2üO Mark im Berulungs- 
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urteile beruht darauf, dass die Klägerin .selbst diesen Wert gelten 
lässt; im übrifT^en folgt das Urteil dem Gutachten der Sachverständigen. 
Es ist nun zuzugeben, dass der Beweisbeschlus s von einer ganz zu- 
treffenden Auffassung des 4; 10 Abs. 2 EiitG, ausgeht; zweifel- 
haft ist aber, ob dies auch von dem (iiitacliten ^nlt. Das 'Berufun«:s- 
urteil erklärt, das i'iburein->tiimiien(le Gutachten der Sachverständigen 
gebt dahin, dass bei S t re i c Ii ii n der durch den neuen Bebau- 
ungsplan eingetretenen Wertsteigerung der Wert für Juni 1902 
auf nur 17,50 Mark für das Quadratmeter zu bemessen sei. Da die 
Sachverständigen als Wert fiir 1884 15 Mark pro Quadratmeter an- 
nehmen, so ergibt sich, dass fast die ganze, in dem Zeitraum von 1884 
bis 1902 eingetretene Wertsteigerung nach ihrer Ansicht dem Bebau- 
ungsplan zuzuschreiben i.st. Die Beklagten hatten nun behauptet und 
zu beweisen sich erboten, dass den am Louspfad gelegenen Grund- 
stücken, und dem ihrigen insbesondere, der neue Fluchtlinienplan nicht 
nur keinen Vorteil, sondern eher Nachteil gebracht habe, dass ohne 
diesen Plan der Wert ihres Grundstücks zufolge seiner Lage und 
der naturgemässen Verkehrsentwiekelang ebenso hoch, wenn nicht 
noch hoher, nein würde, als er jetzt tatsächlich ist. An sich ist dies 
sehr wohl denkbar. Es ist aber kaam anzunehmen, dass die Sachver- 
ständigen diese Behauptung geprüft nnd fttr onbegrQndet befunden 
haben; ihr Gutachten gewährt hierfür keinen Anhaltspunkt Schon 
das Ergebnis, zu dem sie gelangt sind, mnss Bedenken erregen. Sie 
nehmen fttr das Jahr 1902 einen Wert von 17,60 Mark pro Quadrat- 
meter an, während die Klägerin selbst davon aasgeht, dass der Grund 
und Boden schon im Jahre 1884 einen Wert von 17,90 Mark pro 
Quadratmeter gehabt habe. — Zu dieser Erwägung von mehr allge- 
meiner Art gesellen sich zwei besondere, mit Beweis vertretene Be- 
hauptungen der Beklagten, denen das Berufungsgericht zu Unrecht die 
Erheblichkeit abgesprochen hat. Die Beklagten behaupten, es sei ihnen 
schon im Jahre 1883 fttr ihr Grundstttck ein Kaufpreis von 38000 Mark 
geboten worden. Das Berufungsgericht hält dies fttr unerheblich, weil 
der Kaufliebhaber besondere Giiknde fttr sein hohes Preisgebot gehabt 
haben kQnne. Dies mag richtig sein, erachöpft aber den Beweisgehalt 
der behaupteten Tatsache nicht. Wenn auch die Annahme nahe liegt, 
dass der Preis von 38000 Mark, der den von den Beklagten im jetzigen 
Verfahren geforderten noch erheblich übersteigt, ein ausserordent- 
licher war, so kann doch recht wohl dieser hohe Preis gerade nur 
deshalb geboten worden sein, weil der damalige Kaufliebhaber schon 
den ordentlichen Wert des (irundsti'icks auf mindestens 25000 Mark 
oder noch hüher angeschlagen hat. Der Schluss von Jenem hohen 
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Preisangebot auf einen Gi iiiidwert für daj> Jahr 1884, der den vun den 
Sacli verständigen angenommenen (von lö Mark pro Quadratmeter) be- 
deutend übersteigt, ist demnach nalieliegend. Ferner haben die Be- 
klagten behauptet, selbst Nichtbauland sei in der fraglichen Gegend 
schon 1884 mit 15 Mark und 1902 mit 30 Mark pro Quadratmeter be- 
zahlt worden. Das Berufungsurteil bemerkt hierzu : diese Ausführung 
sei nicht erheblich ; wie es sich mit den W'ertverhältnisscn von Nicht- 
bauland verhalte, könne vollständig dahingestellt bleiben, da vorliegend 
nur Bauland in Betracht komme. Allein der Beweiswert der behaup- 
teten Tatsache liegt in ihrer Verbindung mit dem Krfahrungssatze, 
dass Bauland regelmässig sehr viel teurer bezahlt wird als Nichtbau- 
land. Wenn es wahr ist, dass im Jahre 1884 in der fraglichen Gegend 
Nichtbauland 15 Mark pro Quadratmeter kostete, so werden sich die 
Sachverständigen mit dieser Tatsache, mit der ihr Gutachten nicht 
wohl vereinbar ist, auiieinandersetzeu müssen. 



Nr. 101. Entseh. des Appellhofes Oenu. 

Vom 16. Dezember 1906. 

(FenoTle IUUaiw tb. Septbr. 1903 S. $6». — Zeitscbr. f. d. intttrokt. £iMDb.-TrM«p. XV (1907) Nr. 10 

Art 15 Abs. 6 hittrMt Uifewrtiik. M nioMriollokM Verfügungen begründet tfe MeM- 
beeitiiii dee In luteriel Uebereiik. verie ec hriet e we w Feneetart (Aeli|e 4) keim 

abeeliite MoMlgkelt *) 

Mit Bezog auf die behauptete Nichtigkeit der Tei*fikgnng (Art. 15) 
hat das Grericht bemerkt, dass durch den Art. 15 nicht eine absolute 

Nichtigkeit, eine solche Gfifentlichen Rechts, habe aufgestellt werden 
wollen, sondern nur eine Bestimmung zum Schutze der Eisenbahnen. 
Diese können Anweisungen, welche in anderer Form als der vor- 
geschriebenen gegeben worden seien, als nichtig betrachten und zurück- 
weisen. Habe aber der Absender in anderer Form a)s der vor- 
geschriebenen eine Anweisung gegeben und die Eisenbahn sie in gutem 
Glauben befolgt, so könne der Absender nicht die Ungültigkeit der 
Verfl\gung geltend machen. Wenn sodann die Bahn nachträglich noch 
die Ausstellung der Verfügung auf dem Formular Anlage 4 verlangt 
habe, so könne daraus nicht mit Recht ein Klagegrund gegen sie ab- 
geleitet werden : die Bahn habe das Recht gehabt, die Sache aufklären 
zu lassen und sich über die Rechtmässigkeit der gegebeneu nachträg- 
lichen Anweisung zu vergewissern. 



') 8. dagegen Eger, luteruat. Uebereiuk. 2. AuÜ. S. 21d; Koseuthal, Internat. 
Eiaenbabofrachtrccbt S. 1.37, 138. 
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Nr. lOd. Entseh. des Fnuizte« Kassatlonsliofes« 
Vom 7. Januar 1907. 

(Bultotln dM TmitporM im a lo. — Zeitschr. f. d. inttnwi. ElaMK-Traav. Jahrg. ZT (1W7) 

Nr. 10 S 366 

Code clv. Art. 1150. 1384. Allgem. Eilguttarife Art. 16. (Internat. Uebereink. Art. 3 u. 29.) 
Auch majigeis einer Deklaration als Wertsache ist die Eisenbahn für Diebstahl ihrer 
Angestetito» ram Ertati iw veNen 8olwtf«Mi verpfHelitot. 

Ein eiseinei Kotier, der eine Saniinlung Postniarken im Werte von 
25000 Fr., ein goldenes Freimaiu erabzeiclien und verschiedene andere 
GegeiKstände von geringerem Werte eittliielt, war von einem Reisenden 
als Eilgut unter der Bezeichnung ^Effekten'' von Canne.s nacli (iolfe- 
Juan (Station der i'LM.i gleichzeitig mit anderem Gepäck der Bahn 
zur Beförderung aufgegeben worden. Auf der Ankunftsstation bemerkte 
der Reisende, dass der Koffer aufgebrochen worden war; er liess durch 
den Bahnhof vorstand der PLM. konstatieren, dass die Sammlung Post- 
narkeo, das goldene Abaeieben ond eine Anzahl anderer Gegenstände 
hn Werte von zusammen ungefihr 220 Fr. entwendet worden waren. 
Er klagte gegen die PLM. anf Zahlung eines Betrages von 25220 Fr. 
ond 1000 Fr. Schadenersatz. Die PLM. setzte der Etage entgegen: 
1. dass nach dem Wortlaute des Art 48 der allgemeinen Tarifvor- 
Bchriften der Absender den Inhalt der Kolli genau hätte deklarieren 
mUssen; 2. dass gemäss Art. 1150 des Zivilgesetzbuches eine Ent- 
schädigung nur geschuldet werde für den Schaden, dessen Möglichkeit 
bei Abschluss des Vertrages vorausgesehen werden konnte; 3. dass 
nach den Bestimmungen des Art. 16 der allgemeinen Eilguttarife die 
Postmarken und das goldene Abzeichen unter die Kategorie der .Kunst- 
gegenstände, Gegenstände aus Gold und Silber und andere Wertsachen" 
gehören, fQr die eine besondere Deklaration notwendig ist. 

Mit Urteil vom 28. November 1903 hat das Handelsgericht in An- 
tibes erklärt, es gehe aus den Umständen hervor, dass die Entwendung 
der fraglichen Gegenstände nur durch die Bahnangestellten habe er- 
folgen können, dass somit die von der PLM. angerufenen besonderen 
Tarif bestimmungen nicht anwendbar seien, sondern der Art. 1384 des 
Zivilge.setzbuches. wonach die Bahn für den durch eigene Schuld oder 
durch Verschulden ihres Personals an den ihr anvertrauten Gegenständen 
verursachten Schaden verantwortlich sei. Der Gerichtshof fügte hinzu, 
dass selbst dann, wenn die entwendeten Briefmarken und das Frei- 
maurerabzeichen unter die Kategorie der obgenannten Wertgegenstände 
einzureihen wären, was von ihm nicht angenommen werde, der Mangel 
einer Deklaration die Bahn im gegebenen Falle nur berechtigen könnte, 
die Enti'ichtung einer höhern, als der erhobenen Fracht zu fordern, sie 
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jetlorli nii.'lit von ih r Zi vilhaftuii<i: fiir dfMi von ihren Aiigeslellten he- 
gangt'uen Diebstahl bcfVeie. Intult-edpssen wiirdf die Klage gutgeheissen. 

Dieses Urteil wurde unter Billiyuii;: der darin niedergelegten Be- 
griindung von dem Gericlitsliof in Aix unterm 26. Oktober 1904 be- 
stätigt. Die PLM. brachte die Angelegenheit auf dem Wege der 
Kassationsbeschwerde an den Kassationshof, der die Beschwerde mit 
Entscheidiiug vom 7. Januar 1907 abwies, „weil die von der Eisenbahn 
beanspruchte Intei-pretation des Art. 16 der allgemeinen Tarifvor- 
schrifteD nicht zutreffe,- indein das Fehlen einer vorherigen Deklaration 
Ton in einem Kollo enthaltenen A^ertsachen den Transportfttlirer nicht 
von der Verpflichtung befreie, den ganzen erlittenen Schaden zu er- 
setzen, wenn dieser einem von den Angestellten des Frachtführers be- 
gangenen Diebstahl zuzuschreiben sei'. 



Nr. 103. B«seblusK des Oberlandesi^ricbts Posen. 
5. Zivilsenat. Vom 14. Januar 1907. 

(Dtf Beebt ZI (lMf9) Nr. M & 78t.) 

Alf tfe ReoMtMire ta OtadpHaarttohen Huden die VersohrlflM itos StrafverfahrsM, alte 

auch §§ 150 fr. GVfi., AnwMiMi|. 

Den Vorstehern der Disziplinarbehörden, zu denen nach dem Gesetz 
vom 17. Juni 1880 § 1 aueli die Präsidenten der Eisenbahn direkt iouen 
gehören, sind strafrechtliche Funktionen übertragen, nämlich die Be- 
fugnis, die ihnen unterstellten Beamten zu bestrafen und ein Diszipli- 
narverfahren gegen sie einzuleiten. Ihr Ersuchen um Vernelminng von 
Zeugen zur Beschaffung einer Unterlage für ein eventuell einzuleitendes 
Disziplinarverfahren charakterisiert sich deshalb als Ersuchen um 
Rechtshilfe. Die Voi'schriften des Strafverfahrens finden auf das 
Disziplinarverfahren entsprechende .\nwendnng, also auch die 159 flf. 
(iVfJ. über Recht.shilfe. Als Besch werdegericht entscheidet das Ober- 
landesgericht, welches dem ersuchten Amtsgericht übergeordnet ist. 
Rechtshilfe findet nicht statt, wenn die eräucheude Behörde die Hand- 
lung selbst vornehmen kann. 

Nr. Wi, Bntseh. des Oesterr. Obersten Cleriehtshofes. 
Vom 17. Januar 1907. 

(OMterr. ElMDb.-VerordiL-JBl. XX (IWT) Nr. Iis S.8&W.) 
Das Internat. Uebereink. ist auf Reisegepäck nicht anwendbar. Wesentliches Erfordernis 

für den internationalen Transport ist der durchgehende Frachtbrief. Das Eisenbahs« 
betriebsreglement gilt nur in den Grenzen des lUe. Haftung für Kostbarkeiten. 

Die Bestimmungen dfs Inicniationalen üeliereinkommens sind auf 

den (^e^renstandsfall nirht anwendbar, weil es sich hier niidit um die 

DurclitUlirung eines Frachtvertrages auf Grund eines Frachtbriefes, 
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sondern um dir Beföiderung eines Keisegepäckes auf Grund eines Ge- 
päckscheines handelt. Wie sclioii die Ueberschrift besagt, regelt das 
Internationale Ueliereinkommen den internationalen Frachtverkehr im 
eigentlichen Sinne und findet dasselbe nach Art. 1 Anwendung auf jene 
Sendungen von (TÜtern, welche auf Grund eines durchge^henden Fracht- 
briefes zur Befurdeiung angenommen wuideii sind. Auch haftet nach 
Art. 27 die Bahn nur für (iiiter. welche mit dem Frachtbriefe zur Be- 
fijrderung gegeben worden sind. Dies ist keineswegs eine nebensach- 
liche Anordnung, denn nach Art. 391 HG. dient der Frachtbrief eben 
als Beweis über den zwischen den Frachtführern und dem Absender 
geschlossenen Frachtvertrag, und mass derselbe nach Art. 392 Z. 1 
HG. auch die Bezeichnung des Gutes nach BesdiaffBoheit, Menge 
tmd Merkzeichen enthalten. Anch diese Auordniing ist wesentlich, 
weil hierdurch die Bahniuitemehniang erst zur Kenntnis gelangt, dass 
das Frachtgut im gegebenen Falle wegen seiner Art oder wegen seines 
Wertes eine besondere oder mehrere Fttrsorge erheischt und weil schon 
nach Art. 395 H6. der Frachtführer fOr Kostbarkeiten nur dann haftet, 
wenn ihm diese Beschaffenheit oder der Wert «des Ontes angegeben 
worden ist. Hiernach ist der Klageansprnch ttberhanpt und, insoweit 
derselbe die Pretiosen betriift, schon nach den allgemeinen Grundsätzen 
Uber das Frachtgeschäft nicht begrttndet, da der ftber das Reisegepäck 
aufgestellte Gepäckschein die Beschaffenheit oder den Wert des Gutes 
nicht enthält, üebrigens sind nach § 1 der AusfQhrnngsbestimmungen 
zom Uebereinkommen Ober den internationalen Eisenbahnfrachtyerkehr 
Pretiosen von der Beförderung ausgeschlossen, und ist ein diese Ver- 
fügung abänderndes staatliches Uebereinkommen in betreff der hier in 
Frage kommenden ausländischen Bahnen nicht getroffen worden. Eben- 
sowenig lässt sich der Klageanspracli anf Grnnd der Bestimmungen des 
EisenbBetrRgl. vom 10. Dezember 1892, RGBl. Nr. 207, stützen, weil 
em Frachtvertrag zwischen dem Anfgeber des Gutes und der in An- 
spruch genommenen Bahn nicht zustande gekommen ist, vom Kläger 
nicht behauptet wir i. dass die Spoliierung des ReisekofFei*s im Inlande 
goschelien sei, und auch nach § 74 BetrRgl. ein durchgehender P>acht- 
brief die Voraussetzung der Haftung der Mehrheit von Eisenbahnen 
bildet. 

Aucli kann § 34 BetrRgl. mit Erfolg nicht herangezogen werden, 
weil durch das EisenbBetrRgl. die einschlUgigen Bestimmungen des 
Internationalen Uebereinkonimens und die hierzu erlassenen Ausführungs- 
bestiramungen nicht allgeändert worden sind. die.«;es EisenbBetrRgl. so- 
mit nur insoweit zur (ieltung gelangt, als nicht die Bestimniungen des 
luternationalen Uebereinkommeus und die hierzu erlassenen Ausfiihrungs- 



Digitized by Google 



132 



Entscb. des Deutscbon BeichtgerichU vom 24. Januar i9U7. 



be8timniun(ren entgeu<M)stt'lien. Was aber die mit Art. 41 lUe. identische 
Bestimmung des § 88 BetrRgl. anbelangt, so regelt dieselbe nicht den 
Grund des Anspruches, sondern nur die Höhe der Entsehädigung. 
Unter diesen Umständen lässt die Abweisung des Khigebegehrens eine 
unriclitige rechtliche Beurteilung des Streitfalles nicht erkennen. 

Nr. 10r>. Entseh. dos Deutschen Reichsgericht». 

6. Zivilsenat. Vom 24. Januar 1907. 

(Kntscb. d. Kfitli^irer. 1. Zivil» IM «i-j lieft i S 1I3,' 

Verpflichtung der Berufsgenoasenschaften , behufs Verhütung eines den PostfiakM 
•ohMIgMdm MlMkraMbs fir ehn tmHdift alehare Aiifitwahriilfl der Im GeMan- 
wtiMiaitvtritahr virwMdfltm Ftnmiare, Stoapel ■mI Slaiel im torgM. 

Soweit sich ans dem Gesetze nicht etwas anderes ergibt« sind auf 
das Rechtsverbftitnis der Parteien die Vorschriften des Bfirgerlichen 
Oesetzbuclies analog anzuwenden; nach ihnen ist das Mass der Sorg- 
falt zu beurteilen, das die Parteien in ibran Beziehungen zueinander, 
insbesondere im Geldanweisungsverkehr, zu betätigen haben. Besteht 
eine Pflicht der Beklagten dem Kläger gegenQber, für eine Aufbewah- 
rung der Formulare, Stempel, Siegel etc. in der Weise zu sorgen, das» 
damit kein Hissbrauch getrieben werden kann, der zu einer Schädigung 
des Klägers führen würde, so muss daher auch ihre Verletzung die Be- 
klagte zum Ersätze des dadurch dem Kläger entstandenen Schadens 
nach Massgabe der analog anzuwendenden Vorschriften der §§ 276, 31, 
89, 278 BGB. yerpflichten. 

Nun kann es keinem begründeten Zweifel unterliegen, dass eine 
solche Aufbewahrungspflicht der Beklagten dem Kläger gejreniiber an 
sich besteht; der Kläger, den das Gesetz verpflichtet, gemäss der ?on 
der lU^klatrten ausgestellten Anweisungen Zahlung zu leisten, kann ver- 
langen, dass die Beklagte Einrichtungen triff't, die die möglichste Ge- 
währ dafür bieten, dass die ihm in der üblichen Weise zugehenden An- 
weisungen auch wirklich von ihr an';ge.xtellt sind. Dazu gehört auch 
die sichere Aufbewahrung: der P'ui imihire, der Stenii»el, Siegel etc., und 
mit Kecht macht die Revision geltemi. dass es hieizu nicht erst einer 
Verfügung des Reiclisversiclieitnigsanites bedurfte, wie sie in dessen 
Riin(lsclin'il)en vom HU. September 1905 erlassen worden ist. Denn 
ger.ide dit' niissliräncliliclie Heiiutzuti^- der Forniulaic . liesonders aber 
auch des den Krlass der Beiihiubiiiiiiig der (Quittung ausdrückt- ndt-ii 
Sieni[)els von seitnu des mit dei- Benut/iiii^ dieser (iegenstan(b^ nicht 
unmittelltar bt-traii^tMi Angestellten der lu-klagten konnte, wie auch die 
von P.r. b( ^'angenen Fälschungen beweisen, zu einer Schädignng des 
Klay» r> I Uhren, der die Beklagte tunlichst vorzubeugen verpflichtet war. 
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Allerdings^ lässt sich eine solrlie Aufliewaliningspfliclit nicht abstrakt 
annehmen; es ist zu priil'en, inwieweit, eine jeden Missbraucli aus- 
schliessende oder doch erschwerende Aufbewahrung sicli mit einem ge- 
ordneten (lesehäftsgange vereinigen lässt, und es ist zu erörtern, wie 
sich der GescliHftsgang bei der Ausfüllung und Ab.sendung der ZahUings- 
anweisungen, sowie der Quittungsforroulare im einzelnen abwickelt, 
welche Bedeutung die einzelnen Akte haben, und welches Mass von 
Sorgfalt bei ihnen anznwenden ist Erat auf Grund einer solchen 
Prafnng und Erörterung l&sst sich der Umfang der Aufbewahrungs- 
pfiicht beurteilen, und die Frage beantworten, ob diese Verpflichtung 
verletzt worden ist, ob sie zur Schädigung des Klftgers gefOhrt hat, 
und ob ein Verschulden der Terfassungsmässigen Vertreter der Be- 
klagten (§§ 81, 89 BGB.) oder ein solches derjenigen Personen, deren 
sie sich zur Erfüllung ihrer Aufbewahrungspflicht bedient hat (§ 278 
BGB.), vorliegt. 

Das Berufungsgericht hat es au einer solchen Erörterung und 
Prüfung Tollstftndig fehlen lassen. 



Nr. 108. Entseh. des Bontsehen Selehsgerlelits. 
T.Zivilsenat Vom 25. Januar 1907. 

(Dm Hecbt Jalir«. XI 1907) Nr. 17 s. i090 

Preuss. Stempelsteuergesetz vom 31. Juli 1895. Tarifstelle 75, 32 10, 3. lieber- 
■ahme der Anfertigung, Lieferung und Aufstellung der Elsenkonstruktionen zu Eisenbahn- 
Unter- und UeberfUhrungen. 

Hat ein Unternelinif n die Anfertigung:. Lieferung und Aufstellung 
der Ei.senknnstruktionen zu Eisenbalin-Unter- und -Uebcnfiilirungen 
übernommen, so ist für die Stempeibereclmung zu unterscheiden zwischen 
den zum Zweck der Herstellung des Werkes zu liefernden beweglichen 
Gegenständen und der zur Vollendung des Werks erforderlichen Arbeits- 
leistung. Auf jenen Teil des Vertrages findet die Tarifstelle 32 mit 
ihren Befreiungsvorschriften Anwendung. Fllr die Anwendung dieser 
BefreiungsTorschriften kommt es, wie aus der bei ihrem Erlasse er- 
folgten Absicht des Gesetzgebers zu entnehmen ist, nicht darauf an, 
ob die Voranssetzungen der Befreiung aus der Vertragsurknnde selbst 
henrorgehen; es gen&gt vielmehr, wenn diese Voraussetzungen noch 
nachträglich objektiv festgestellt werden können. 

Nr. IW. Entseh. des Prensn. Oberverwaltongsgeiiehts. 

2. Senat. Vom 29. Januar 1907. 

rrKi-s. nhAn Ii. 1907 lieft i S 109>.) 

Die an die öffentliche Kanalisation nicht angeschlossenen Wärterbuden, Aufenthaltsräume 
der Eisenbahnbediensteten, Lagerplätze usw., die den angeschlossenen Bahnhofsgrund- 
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atMiM alt wirlMiHilllldi ^totiMge flnindttlolw itfMlbertMmi, tM vw dM* 

KaMliBatto m eliMr btfralt 

Der Vorderrichter hat dem Antrage des Klägers entaprecbeod 
eiDigis Wftrterbuden für grundstenerfroi erkl&rt, weil er sie als zu 
einem Öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmt ansieht. Er be- 
findet sich damit im Widerspruche mit den BechtsausfQhrnngen des 
zwischen denselben Parteien ergangenen Erkenntnisses des Senats yom 
2. Februar 1906. Deswegen mnsste seine Entscheidung, soweit sie die 
Grundsteuer betrifft, aufgehoben werden. 

Dagegen ist kein Rechtsirrtum oder Verfahrensmangel erkennbar 
bei der Entscheidung wegen der KanalgebQhr. Der Vorderrichter er- 
klärt die gedachten Buden sowie eine Anzahl von Lagerplätzen und 
anderen fiMftchen, welche wie diese von der Eisenbabnverwaltung ver- 
pachtet sind, für nicht gebührenpflichtig, weil sie selbst keinen An- 
schluss an die Kanalisation hätten und den angesclilossenen Bahnhofs- 
gmndstücken als selbständige Grundstücke gegenüberständen. Er geht 
also von der richtigen Anschauung ans; dass die Gebühr zu entrichten 
ist von der ganzen wirtschaftliehen Grundstückseinheit, für welche 
der Anschlnss besteht. Wenn er dann weiter annimmt, dass eine der^ 
artige Einheit in den gedachten Fällen nicht bestehe, so bewegt er 
sich auf dem Gebiete der Würdigung tatsächlicher Verhältnisse und ist 
insoweit dem Angriffe der Revision entzogen. Er hat namentlich auch 
nicht etwa dadurch gefehlt, dass er nicht bis zum Nachweise des (lei^en- 
teils die Einiicitliclikeit angenommen hat, denn eine rechtliche Ver- 
mutung für sie besteht nicht, und auch nach der Natur der Sache ist 
es gerade im Hinblick auf den wirtschaftlichen Zweck, dein Kanal- 
anschluss dient, nicht geboten, jenen Zusammenhang der Buden und 
Plätze mit den Bahnhöfen etwa bis auf weiteres anzunehmen. 

Nicht völlig zutreffend ist es, wenn der Vorderrichter ineint, das 
Oberverwaltungsgericlit erblicke in der Herstellung eines Kanal- (oder 
Wasserlei tu II L"-^ Anschlusses deswegen einen Grund für die (icbülit en- 
pilicht, weil es infolge jener Herstellung die Henntzung des Kanals 
(durch Zuleitung vun Abwässern) präsumiere, vielmehr geht die Ansicht 
des Oberverwaltungsgerichts dahin, dass in der Hei-stellung und in dem 
Haben des Anschlusses an einen Kanal (oder eine Wasserleitung) eine 
einmalige bzw. dauernde Benutzung der Anstalt liege, und dass es den 
Gemeinden gestattet sei. wegen dieser* Benutzung oline Rücksicht auf 
die Abführung (oder Entnahme) von Wasser eine Gebühr — insbe- 
sondere wegen des Habens des Anschlusses eine laufende Gebühr — 
zu erheben. Aber der Vorderrichter hat jedenfalls mit der Meinung 
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recht, dass obno Aoschluss eines selbständigen OrundstQcks keine Oe- 
btUnrenpücht bestehe, und auf ihr beruht seine Entscheidang. 

Nr. 108. Eiitsfh. dos Oborlaiidesgerfehts Celle. 
2. Zivilseuat. Vom T.Februar 1907. 

(Selbttverwaltiiiig 1M7 Nr. 88 S. €10.) 

1« Di8ziplinar$aclien kann das Amtsgericht das Ersuchea des Untersuohungskommissara 
Hl €liNielie VarMhming dar Zaugea nur ava damelbas Grflndan tblalNmi , wla iIm Er- 
SMchN elnaa UattraaehaHgarioMara In o^riehtliolMii Strafvarfahran. 

Soweit ersichtlich, herrseht Einverständnis dar&ber, dass in Dis- 
ziplinarsachen die Amtsgerichte den Ersuchen der Untersuchungskom- 
missare um eidliche Veroehmnng Ton Zeugen auf Grund des § 32 des 
Gesetzes betreifend die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten, 
vom 21. Juli 1852 zu entsprechen haben (vgl. Bheinbaben, Die pi-euss. 
Disziplinarges., 1904, 8. 157 If., M&ller, Justizverwaltung II S. 1482). 
Allerdings fehlt es, wenigstens für unsere Provinz, an einer ausdrück- 
lichen Voi'schrift in dieser Hinsicht, wie sie für andere Provinzen in 
der V. vom 2. Januar 1849 (GS. S. 1) § 38 und in den drei Verord- 
nungen vom 26. Juni 1867 (GS. S. 1073, 1085, 1094) § 36 bzw. § 29 
bzw. § 28 gefunden werden, nach denen die Gerichte und die Verwal- 
tungsbehörden sich gegenseitig bei Etledigung der ihnen obliegenden 
Geschäfte Unterstützung zu leisten haben. 

Indessen dieser letzt eie Satz ist von dem Kammergerichte mit 
Recht als ein allgemeiner staatsrechtlicher Grundsatz bezeichnet, der 
auch ohne ausdrückliche Vorschrift mit dem preussischen Staatsrecht 
in die neuen Provinzen eingeführt ist (vgl. KG. 3 S. 7, 2.J S. A. 214). 
Auf denisc'lbiMi Standpunkt hat .sich auch der Gesetzgeber bei der Fas- • 
.saug der oben angetührten Bestimnmng des Art. 130 Zitf. XI des Preuss. 
FGG. gestellt; denn in dei- Üfirrütidung zn dieser Vorschrift (Art. 128 
a. E. des Entwurfs zu ilu-scni (iesetze h(;is>t es: .Darüber, dass die 
Gerichte und Verwaltuni^sbtlKudt'M veiptliclitel sind, einander Unter- 
.stntzung zu leisten, brauclRii in i; 87 (des Preuss. AG. z. GVG.) Be- 
siimuuingen nicht getroffen zu werden". 

Vor allem aber ergibt sich liii^ Verpflichtung der (lericlite zur (iewäh- 
rung Von Rechtshilfe in Disziplinarsachen aus der Erwägung, dass ilie 
allgemeinen Voischriften des Stratprozesses, soweit dieselben mit dem 
Wesen und dem Zwecke des Disziplinai Verfahrens vereinbar sind und 
nicht Sondervorschriften des Disziplinarge.^etzes entgegenstehen, auf das 
Disziplinai verfahren ergänzend zur Anwendung kommen, wie sowohl in 
den Motiven des (Gesetzes betreifend die Abänderung von Bestimmungen 
der Disziplinaigesetze vom 9. April 1879, als auch von dem ehemaligen 
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prenssiscben Obertnbunal, dem Reichsgericht und dem Kammergericht 
anerkanDt ist (vgl. EG. 10 S. 9, R6. i. Strafs. 10 S. 429, 19 S. 440 and 
die Zitate daselbst). 

Demnach kann ein Amtsgericht das Eranchen eines Untersnchnngs- 
kommissars in Disziplinartsachen nur ans denselben Grttnden wie das 
Ersuchen eines Untersuchungsrichters im gerichtlichen Strafverfaliren 
ablehnen. 

Nr. 109. Entseh. des Preiiss. OlKTViTwaltun^sgeridits. 

4. Senat. Vom 7. Februar 1907. 
(PrVerwBI. Jahr«. XXIX (IMV) Nr. i 8. S.) 

Die mtlgeiMiM Beftiials dar Psibii, M lefahrirohMtfes ZsttÜMlM eiuitehrellea 

(§ 10 ALR. I1 17), ist durch die §§ 12 und 13 dM 6MeliM über das Telegrapfienwesen 
im Deutschen Reiche vom 6. April 1892 und durch die §§ 5 und 6 des Telegraphen- 
wegegesetzes vom 18. Dezember 1899, welche die Rechtsverhältnlese der Telegraphen- 
liniet der Reiehe-Telegraphenvenirtltwig is rnderea, die Verkehrewege beeetzeadea 
elektrieebes Allagen erdMn, irieM elngeeehrleM worden. 
Die Rechtsverhältnisse der Telegraphenlinien der Reichs-Telegraphen- 
Verwaltung zu anderen, die Verkehrswege benutzenden elektrischen An- 
lagen sind dnrch die §§ 12, 18 des Gesetzes Ober das Telegrsphen- 
wesen des Dentsehen Reichs vom 6. April 1892 (RGBl. S. 467) und die 
§§ 5, 6 des Telegraphenwegegesetzes vom 18. Dezember 1899 (RGBl. 
S. 705) geregelt. Durch diese Bestimmungen sind die allgemeinen Be- 
fugnisse der Poiizf ibflior Icn , liei gefalirdroheuden Zuständen einzu- 
schreiten (§ 10 Tit. 17 Tl. II ALR.), nicht berührt worden. Der poli- 
zeiliche Schutz der Telegraphen- und Fernsprechanlagen des Reichs 
gegenüber anderen elektrischen Anlagen l esdiränkt sich demgemftss 
auf den allgemeinen S-liutz für Leben und Eigentum, also auf den « 
Schutz für den Bestand der Telegraphen- nnd Fernsprechanlagen und 
auf den Schutz für Leben und Gesundheit des Bedienungspersonals, 
wie dies auch in der Vci f(i<«:niio; der Minister des Innern und der öffent- 
lichen Arbeiten vom 3. April 1904 (MBI. f. d. i. V. S. 120) ausdrücklich 
hervorgehoben woideii ist. Der Beklagte erkennt das an, behauptet 
jedoch, dass durch die städiisiiu' Lichtleitnng derartig'e (jiefalnen für 
die Reichs- Telegraphenleitiiiia: und deren Bedienung liervorKerufen 
würden. Träfe dies zu. so würde das Kiiisclireiteu dei' Polizeiverwal- 
tung gegen die Siadtgenieinde berechtigt sein (vgl. Urt. vuni 1 1. Februar 
1901, Entscli. des OVtj. Bd. XXXVm S. 87L 378). Die Klägerin hat 
aber bestritten, dass liier die tatsa( liliclien \'orausset/,ungen für ein 
solches Einschreiten gegeben seien, und der darüber vom licrichtshof 
geliüite, vom Kidiiglichen ()beri>räsidenten der Provinz Posen vorge- 
srlilagene .Sat h Verständige, der Königliche Gewerberat Plotke zu Posen, 
hat die Behaiipiuiigon der Klägerin bestätigt. 
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Der angefocht<Mie Besclieid und die in ihm aufrecht erlialttiie Ver- 
lugung waren niitliin ausser Kraft zu setzen, da die städtisclie Leitung 
den Bestand der Reichs-Telegraphenleitung uud das Dieustpeisoual 
nicht gefährdet (§ 10 ALR. 11 17). 

Nr. 110. Entseh. des Prouss. Obcrverwaltungsgeriehts. 

I.Senat. Vom 15. Februar 1907. 

(l'rVorwßl. XXVm l'Ml> Nr. 43 S.82H 

In der Zustellung eines Zahlungsbefehls ist die Einleitung einer gerichtlichen Verfolgung 
Im Wege des Ziviiprozeeees zu finden, welche die Erhebung des Konflikts zugunsten 

«hiet BaurtM (Bahineittm) ihHmIi mafllit 

Die Erhe1»Qiigr des Konflikts zugunsten eines Beamten setzt 
nach § 1 des Gesetzes yom 13. Februar 1854 (GS. 8. 86) yoraos, daiss 
gegen ihn wegen einer in Ans&bnng oder in Veranlassung der Austtbung 
seines Amtes Torgenommenen Handlung oder wegen Unterlassung einer 
Amtshandlung eine gerichtliche Verfolgung im Wege des Ziyil- oder 
Strafprozesses eingeleitet worden ist. Auch in der Zustellung eines 
Zahlungsbefehls nach §§ 688 ff. der Zivilprozessordnung ist die Ein- 
leitung einer gerichtlichen Verfolgung im Wege des Zivilprozesses zu 
finden. Denn nach § 693 der Zivilprozessordnung treten mit der Zu- 
stellung des Zahlungsbefehls an den Schuldner die Wirkungen der 
Becbtsh&ngigkeit ein; jede Partei kann, sofern die wegen dee Anspruchs 
zu erhebende Klage vor die Amtsgerichte gebOrt, denG^egner zurm&nd- 
licben Verhandlung laden (§ 696 Abs. 2 a. a. 0.), und die Klage gilt, 
wenn rechtzeitig Widerspruch erhoben ist, mit der Zustellung des 
Zahlungsbefehls als beim Amtegericht erhoben (Abs. 1 das.). Bei An- 
sprüchen gegen Beamte wegen Uebetsehreitnng ihrer amtlichen Befug- 
nisse oder wegen pflichtwidriger Unterlassung von Amtshandlungen ist 
f&r Prenssen ohne Bftcksicht auf den Wert des Streitgegenstandes die 
ausschliessliche Zuständigkeit der Landgerichte begr&ndet (§ 70 Abs. 3 
des Gericlitsverfassungsgesetzes, § 39* des Ausfllhrangsgesetzes vom 
24. April 1878). Daher erlOschen, wenn wegen eines solchen Anspruclis 
ein Zahlungsbefehl gegen einen Beamten erlassen ist, nach § 697 der 
Zivilprozessordnung die Wirkungen der Bechtshängigkeit, falls nicht 
binnen einer sechsmonatigen Frist, welche von dem Tage der Benach- 
richtigung von der Erhebung des Widerspruchs läuft, die Klage bei 
dem zuständigen Landgericht erhoben wird. Unterstellt man mit dem 
Konfliktsbeschlusse, dass der Bahnmeister W. von R. wegen einer Amts- 
überschreitung oder we}.(en der Unterlassung einer Amtsliandlung auf 
Zalilung' von 95 M. in Ansprucli (genommen ist, so bestanden zur Zeit 
der Erhebung des Konflikts und bestehen noch jetzt die Wirkungen der 
Bf «r, BfMBbBJmTCOlicUeh« Batiebeldangni XXIV. 10 
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Rechtshängigkeit, letscteres deshalb, weil infolge der am 4. August 1906 
angeordneten Unterbrechang des Verfahrens nach § 249 d«r Zi?il- 
prozessordniing der Lauf der sechsmonatigen Frist zur Klageerhebong 
aufgehört hat nnd nach Beendigung der Unterbrechang die volle Frist 
von neaem zn laufen beginnt. Mit dem Beginne der Bechtsh&ngigkeit 
ist aber im Sinne des Gesetzes vom 13. Febmar 1854 die gerichtliche 
Verfolgang im Wege des Zivilprozesses eingeleitet, da es dem Willen 
des Gesetzgebers entspricht, für die Zeit zur Erhebung des Konflikts 
den denkbar weitesten Spielraum zn gewähren (zn ygl. hierüber die 
näheren Darlegungen in dem Urteile vom 28. März 1888, Bd. X7I 
S. 418 der Entscheidungen des OVG., auch Bd. XXV S. 428 a. a. O.). 

« 

Nr. III. Eiitseh. des Bentseheii Rcichsgcriehts. 
3. Zivilsenat. Vom 15. Februar 1907. 

(PrVerirBl. ZXVUI (1M7) Mr. M 8. IN.) 
Der Beirteiliiiig d«r orieitliohM fieriobte onteriiegt uioh tfa Frage, ok «!■• PmiIm 
Badi de« PeMions- oder nach den Uafallfürsorgegesetze ze berecbaea war. 

Die Zulässigkeit des Rechtswegs hinsichtlich der Frage, ob einem 
unmittelbaren Staatsbeamten in Prciissen eine Pension in der durch das 
Gesetz vom 27. Mär;; 1872, betr. die Pensionierung der unmittelbaren 
Staatsbeamten, oder in der durch das Gesetz vom 18. Juni 1887, betr. 
die Fürsorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen, normierten Höhe 
zusteht, i.st zu bejahen. Zwar sind die Ansprüche aus dem Gesetze vom 
18. Juni 1887 Pen.sionsansprüche und unterliegen daher auch hinsichtlich 
der Zulässigkeit des Rechtswegs den für letztere geltenden Vorschriften 
(Entsch. des RG. in Zivils. Bd. 39 Nr. 88). In letzterer Beziehung 
sind nach § 5 des Ges. vom 24. Mai 1861, betr. Erweiterung des Rechts- 
wegs, die Entscheidungen der I>i.sziplinar- und Verwaltungsbehörden 
darüber, ob und von welchem Zeitpunkt ab ein Beamter aus seinem 
Amte zu entfernen oder in den Ruhestand zu versetzen sei, für die 
Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrecht- 
liclien Ansprüche massgebend und eben.vo erfolgt, nach § 21 des Ges. 
vom 27. Mäiz 1872 (iu der Fassung vom 30. .April 1884) die Bestim- 
n)uiig darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrag eines 
Beamten auf Versetzung in den Ruhestand stattzugeben ist, durch den 
Departement.sclief i l)z\v. durch eine dem letzteren nachgeordnete Be- 
hörde). Hieraus folgt, dass über die Frage <ler Pen.sioiiierung selbst 
und den Zeitpunkt des Eintritts derselben eine selbständige Kognition 
der Gerichte ausgeschlossen ist. (Entsch. d. RG. in Zivils. Bd. 38 
Nr. 79.) Dagegen erfolgt nach § 22 de.sselben (jesetzes die Entschei- 
dung darüber, ob und welche Pension einem Beamten bei seiner 
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Tersetzung in den Raliestand zusteht, durch den Departementsehef in 
Gemeinschaft mit dem Finanzminister (bzw. dorch diejenige nnterge- 
oidnete Behörde, welcher die Bestimm uug über die Versetzung des 
Beamten in den Bohestand zosteht) and steht nach § 23 desselben Ge- 
setzes die Beschreitung des Rechtswegs gegen die Entscheidung darüber, 
ob und welche Pension einem Beamten bei seiner Versetzung in den 
Ruhestand zu gewähren ist, dem Beamten nnter Beobachtung gewisser 
(vom Elftger eingehaltener) Vorschriften offen. Hieraus folgt» dass auch 
die Frage, ob die H6be der Pension nach dem Gesetze vom 27. MSrz 
1872 oder nach dem Gesetze vom 18. Juni 1887 zu berechnen ist, der 
Kognition der Geiichte nnterliegt und letztere an die Entscheidung 
&ber den Grand der Pensionierung insoweit nicht gebunden sind. Ledig- 
lich die Pensionierung selbst und deren Zeitpunkt haben die Gerichte 
zu beachten. Dies ist auch vorliegend geschehen, zumal über die 
dauernde Dienstunftbigkeit des Klägers gar kein Streit herrscht. Streit 
herrscht nur darftber, ob die dauernde Dienstunfähigkeit des Klägers, 
wegen der dieser in den Ruhestand versetzt worden ist, die Folge 
eines im Dienste erlittenen Betriebsunfalls gewesen ist oder nicht. 
Nirgends aber ist vorgeschrieben, dass diese Frage, soweit sie auf die 
H5he der Pension einwirkt, der Entscheidung durch die Gerichte ent- 
zogen ist. Das Reichsgericht hat denn auch bereits diese Frage dahin 
cntscliietU n, dass insoweit die Gerichte selbständig zu entscheiden haben 
(Entsch. d. RG. in Zivils. Bd. 44 Nr. 63; vgl. auch Bd. 52 Nr. 19 und 
Bd. 54 Nr. Ö3). 

Nr. 113. Entsch. dt's Oestt'rr. Kassatioiishofes« 

Vom 18. Februar 1907. 
(Ooitatr. BlaaBb^VeToidn..«. U (IMT) Nr. IM 8. tIM) 

Bitfoatitte «lisr StraMMtalm mSt elektrtockea Bdrtoke farfwtM das Schiti 4m 

{ 88 StB. Biett bloss bei VerrioMwig ihres Dienstes im Strassenbahnwagen selbst, 
naiHra aaeh tiMerhalb desselben, soweit sie polizeiliche FiialitiOMs im Slaie des 

§ 102 ElsenbBetrO. ausüben. 

Aus diesen Bestimmungen der Hetriebsoidnuug erhellt der Rechts- 
irrtum der Beschwerde. Die jetzt vom § 08 StG. ohne Rücksicht auf 
die Beeidigung gescliützte Dieiistesveirichtung eines Strasseubaliukun- 
diikteurs ist gewiss iu erster Linie mit dem ihm iibergebenen Wa^^en 
verbunden und besteht vorwiegend aus denjenigen Obliegenheiten, 
welche ilim seine dienstliche Stellung im Verkehre mit den Fahrgästen 
auferlegt; er vollzieht aber nicht minder unter dem Schutze dieser Ge- 
setzesstelle den ihm vom >? 102 EisenbBetrO. zugewiesenen Dienst, 
wenn er, gleichviel, ob während oder unmittelbar nach der Fahrt, zur An- 
haltUQg von Personen mitwirkt, welche die ISicherlieit des Betriebes störten. 

10» 
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Im vorliegenden Falle hat der Angeklagte durch Befahren des 
Bahngleises eine solche StAmng verscbnldet nnd damit den von der 
Betriebsordnang vorgesehenen Anlass znm Einschreiten gegeben. Die 
Beteiligung der Kondnktenre an der Feststellung der Identität des An- 
gehaltenen geschah in Erfttllung ihrer Bemfepflicht, und der Versuch 
des Angeklagten, deren Tfttigkeit mit gewaltsamer Handanlegung zu 
vereiteln, wurde mit Becht als ein Fall des Verbrechens nach § 81 
StG. beurteilt. 



Nr. 113. Kntsch. des Boiitscheii Roiclisgorieht«. 
7. Zivilsenat. Vom 19. Februar 1907. 

(FrT«rwBl. XXJX (1907) Nr. 3 s h*.) 

§§ 8, 10 PrtMt. Eitfi. VM 11. Juni 1874 Dte Esteflhidigung für «h SriMdstiick, wtlekes 
BaM|rtt«iai|«Moliafl betttit, kum auofc uob dein Ertragtwart eisw flngtertM ratItRtllaM 

Bauprojekts festgestellt werden. 
Dies beanstandet die Kevision der Klftgerin mit der Ausfülining, 
das Berufungsgericht gehe zu Unrecht davon aus, dass der individuelle 
Wert des Grundstücks massgebend sei. auch widerspreche die Schätzung 
den eigenen Absichten des Beklagten, welclie nur auf ein Umbauen and 
Daichbauen der früheren Gebäude, niciit aber aiit einen Neubau hin- 
gezielt hätten. Zu einem Eingehen auf die Frage, inwiefern rein indi- 
viduelle Wertfaktoren bei Festsetzung der Enteignungsentschädigung 
zu beachten sind, bietet jedoch der vorliegende Fall keinen Anlass, 
denn individuelle Momente sind zugunsten des Beklagten keinenfalls in 
Berürksiclitigung gezogen. Zugrunde gelegt ist der Entschädigung 
lediglich ein Hauprojekt, welches sich nach Ansicht des Herut'ungs- 
richters als schlechthin ratiunell erwies und dessen AusfülnniiL; sich 
jedem Eigentümer des Grundstücks als- vorteilhaft empfohlen haben 
würde. Dass ein solches Projekt beachtet werden darf, steht in der 
Rechtsprechung fest. Mit früheren Absichten des Beklagten, nur einen 
Umbau oder Durchbau vorzunehmen, beschäftigt sich der Berufungs- 
richter in dem hier traglichen Zusammoiihüiig überhaupt nicht, sondern 
nur bei \\'ürdigung des Einflusses der Bauixdizeiverordnung, auch war 
ihm dazu von der Klägerin (Stadtgemeindo) Anlass nicht gegeben. Ein 
materieller Versto.<5S aliei- liegt nicht vor. denn mau: der Beklagte sich 
in einem früheren Stadiuni der Angelegenheit mit Umbau- oder Durch- 
bauplänen getragen haben, so brauchte daraus doch nicht notwendig 
gefolgert zu werden, dass er an diesen Plänen festgehalten und nicht 
die grössere Zweckmässigkeit eines Neubaues erkannt und danach ge- 
handelt hätte. Weiter findet die Revision der Klägerin einen Verstoss 
darin, dass ihre Behaui)tung, der Beklagte kttnne mit einer geringeren 
Summe ErsatzgrandstGcke erwerben« für unerheblich erachtet ist. Auch 
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hier liegt jedoch ein Recht.siritum nicht vor. Nach § 10 des Enteig- 
nnnp:sgesetzes kann die bisherige Benutzungsart bei der Abscliätzung 
nur bis zu demjeiiii^en «Fehlbeträge Berücksichtigung finden, welcher er- 
foideilicli ist, damit der Eigentümer ein andeies Grundstück in der- 
selben Weise und mit, gleichem Ertrage benutzen kann. Aus der bis- 
lierigen Benutzungsart leitet hier der Berufungsrichter aber tatsächlich 
nichts zugunsten des Beklagten hei-, sondern er legt lediglich die Ge- 
eignetheit des Grundstücks, bei zweckmässiger Besetzung mit Neubauten 
eiueu höheren Ertrag zu ergeben, der EatscbädiguugsberechQung zugrunde. 

Nr. 114. Bntseh. des Oesterr. Oliei^ten Aeriehtsbofes. 

Vom 6. März 1907. 

T.ir \(r/. XXVI ITOTi Nr 3*; S tm 

Das durch die bahnamtliche Abwäge konstatierte Gewicht ist bei Beurteilung des Um- 
standes, ob eine Minderung der Sendung während des Transportes eingetreten ist, 

Der vorliegende Frachtbrief ist in Ansehung des in demselben mit 
10.180 kg. angegebenen Gewichtes des betreffenden Frachtgutes be- 
weiswirkend, weil dieses Gewicht nach Ausweis des Frachtbriefes auf 
Grund einer dem Verladen des Waggons seitens des Versenders nach- 
gefolgten bahnamtlichen Abwäge in der Anfgabestation erhoben wurde. 
Am Bestimmungsorte wurde an dieser Frachtsendung ein Gewichts- 
manko von 107 kg zollamtlich ermittelt und im Grunde der beeideten 
Aussage des als Partei einvernommenen Elftgers ein Verlust von 1966 
Stftck Eier im Werte von 137 K. festgestellt Für diesen Verlust 
haben die beklagten k. k. (toterr. Staatsbahnen in Gemässheit der Art. 
395 and 400 HGB. sowie nach § 75 BetrRgl. aufzukommen^ weil dieselben 
inhaltlich des massgebenden Frachtbriefes das Frachtgut in dem im 
Frachtbriefe ersichtlichen Gewichte von 10.180 kg zur Beförderung 
i'ibernommai, bzw. angenommen haben und der festgestellte Verlust am 
Frachtgute somit nur in der kritischen Zeit seit der Annahme der 
Ware bis zu deren Ablieferung an den Destinatar entstanden ist. 

Die berufungsgerichtliche Annahme, das Gewicht der Eiersendung 
sei offenbar vor der Verladung erhoben worden und das Gewichtsmanko 
lasse sich überdies anch ans einem Irrtum beim £rheben des Gewichtes 
erkläreUi findet in der Aktenlage keine Stütze. 

Nr. 115. Eutseh. der Könis:!. (««M-ichtstai'el ISudapcHt. 

Vom 7. März 1907. 
(BlMab.>T»r^ n. Verk-Ana. XI (1907) Nr. 17 8. itt.) 

9 77 lta|. BetrRit Die EisesbtiM haftet fir dm Schulei ass ier Sestelluni aohai- 

hafter Deckei. 

Die Zusatzbestimmnng zum § 77 des Betriebsreglements steht mit 
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dem Wortlaute des Betrieb'<!egleinents in engem Zusammenhang, somit 
können bei der Anwendung der Zusatzhestinimung die sonstigen Ver- 
fügungen des § 77 nicht ausser acht gelassen werden. 

Hieraus folgt nun, dass die folgende Verfügung der Zusatzbestim- 
stimmung I: „wenn die Eisenbahn Decken überlässt, so übernimmt sie 
dadurch keine weitergehende Haftpflicht, als ihr bei Beförderung in 
offen gebauten Wagen ohne Decken obliegt' nicht in der Weise inter- 
pretiert werden kann, dass die Balm von der Haftung für die Schäden, 
welche durch die Schadhaftigkeit der von ihr l'iberlassenen Decken 
herbeigeführt wurden, auch in dem Falle befreit ist, wenn der Schaden 
auf die Fahrlä-ssigkcit der Bahn zurückgeführt werden kann. 

Da nun der Schaden nach dem festgestellten Sachverhalt daraus 
entstanden ist. dass infolge der fehlerhaften Beschaffenheit der von der 
Bahn überlassenen Decken — nachdem die Wagendecken teils zerrissen, 
teils nicht wasserdicht waren — der Hanf nass geworden ist, und da 
es ferner au.sser Zweifel sieht, dass der auf diese Weise entstandene 
Schaden auf die Fahrlässigkeit der Bahn zurückgeführt werden kann, 
zumal die Bahnbediensteten nicht nur in der Lage, sondern 
auch verpflichtet gewesen wären, fehlerlose, zum Bedecken 
der Ware wirkHch geeignete Decken beiznsteUen, masste die 
Schadenersatzpflicht der ESseobahB auf Omnd des § 77 (1) 3 des Be- 
trielmreglements fe8tgest«Ut werden. 



Nr« 116. Entseli. des Deuts(fhen Reiehsgoriehts. 

5. Zivilsenat. Vom 13. März 1907. 

(Das Heclit JahrK XI ^l'.M^^^ St 17 S. 1068 Zill 8358^ 

§§ 1018, 1090 B6B. Ist einer Eisenbahngeseiischaft das Recht eingerKiimt worden, auf 
•Imm fMtai SraMMUoke du fitolt in HMm, •§ hurileK m 11011 nielit um die Gnntf- 
dltMtbirktlt, Mideni im di MbJdttfv-pentalidiM RmM. 

Es Itlsst eich weder das durch die BechtsTorgftDgerln des Beklagten 
TOD der Chemischen Fabrik gekaufte Gel&nde, auf dem später eine 
Ladestelle errichtet worden ist, noch das gesamte Eisenbahnnetz der 
Eisenbahn als herrschendes Orundstfick erachten. Denn nicht diesen 
Grundstöcken als solchen dient die Berechtigung, ein Gleis zum Güter- 
transport auf dem belasteten Grundstück zu haben, zum Vorteil, sondern 
das Eisenbahnuntemehmen erfährt durch die Berechtigung eine För- 
derung. Es ist also die Unternehmerin des Bahnbeti-iebes diejenige, 
der die Berechtigung zum Vorteil gereicht. In der Regel wird anzu- 
nehmen sein, dass degenige, der ein dingliches beschränktes Recht an 
seinem Grundstücke bestellt, die übernommene Verpflichtung in der Be- 
lastung des Grundstocks erschöpfen und sich nicht auch noch persön- 
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lieh, obligatorisch, zur Erfüllung der Verpflichtung verbinden will; je- 
doch ist die Uebernahme der persönlichen Verpflichtung neben der 
dioglicheu Belastung keineswegs ausgeschlossen. 



Nr« 117. Entsch. des Oesterr. Obersten GerieJitsliofes, 

Vom 13. März 1907. 

lOesterr. Elsenb. Verordn. BI. XX (1907) Nr. 101 S. 8875.) 

He einer durch einen Eisenbahnunfall verletzten Person auf die Dauer der Erwerbs- 
MfiMifctit ■rtailMAMig zMrkaanto EBlMkiil|m|traita M !■ Ftlto «taer Bmmtiiii 
dM SeswMhaitaiiMiMde« der varietzton Pirtm Nd durtt vwbmdMmi ErMHiwi der 

Erwerbsfähigkeit entsprechend zb verailMtra. 
Bei Festsetzung der letzteren Herabminderung ist auf die gegenwärtigen Einkommens- 
verlMltoisse der verletzten Person keine Rücksicht zu nehmen, da es bloss auf die 
Fihf|fceK nr Erzielunf tim kMwriii EM W— n , iMM tbtr a«f dwtm wirfcHoiM 

EclUi|flH| BnkORIMII lUUM« 

Wenn die unteren Instanzen die Bente mit Bftcksicht auf die ein- 
getretene Erhöhung der Erwerbsfähigkeit des Ignaz St. in einem der 
Verhältnisse beider entsprechenden Masse herabgesetzt haben, so er- 
scheint dies ToUkommen begrflndet, weil Bente und Erwerbsnnlähigkeit 
sieh gegenseitig bedingen, die erstere in dem Masse steigen kann, als 
die letztere wächst, und es geradezu eine Erhöhung .der urteilsmässig 
zneri^annten Bente bedeuten wQrde, wenn diese bei gestdgerter Er- 
werbsfähigkeit die gleiche bliebe. 

Nur darauf aber kommt es im Verhältnisse zum beklagten Aerar 
an, ob Ignaz St zufolge der Steigerung seiner Erwerbsfähigkeit ein 
grösseres Einkommen erzielen kann, nicht ob er es wirklich ersielt, 
denn das Aerar haftet nur fftr die notwendigen Folgen des Eisenbahn- 
nnfialles, mithin fOr jenen Vermögensnachteil, welcher infolge der ver- 
minderten Erwerbsföhigkeit des Klägers eintreten mass, und erscheint 
in dem Masse von seiner Haftung befreit, als dieser Nachteil vermieden 
werden kann, weil dann zwischen dem Unfälle und den schädlichen 
Folgen desselben der vom Gesetze geforderte ursächliche Zusammen- 
hang nicht besteht. 

Auch vom Standpunkte des von der Revision des Nebeninterveni- 
enten berufenen § 1325 ABGB. erscheint daher der Sprach der 
üntergerichte gerechtfertigt, weil auch § 1325 AB6B. nur im Zu- 
sammenhange mit den übrigen Bestimmungen des Gesetzes Uber den 
Schadenersatz angewendet werden kann und in erster Reihe Kausalität 
zwischen dem Gewinnstentgang und der schädigenden Ereignung vor- 
aussetzt. 

Auf die gegenwärtigen tatsächliclien Einkommensverhältnisse des 
Ignaz St. ist dabei nicht einzugehen, denn wenn sich diese verschlechtert 
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habeDf trotzdem seine Fähigkeit zum Erwerbe gestiegen ist, so ergibt 
sieh der notwendige SchlosB, dass dies anf andere, ausserhalb der Uii- 
fallsfolgen Upende XTmsttode znrttckznftthren ist, fQr welche das Aerar 
nicht Terantwortlich gemacht werden kann. 



Nr. 118. Entseh. des l^ntsehen Betehsgeriehts* 
6. Zivilsenat. Vom 18. M&rz 1907. 

(BntaolL d. RelelMgtt. 1. ZMlt. Bd. « Heft > S. SM. - 0«s B«eh( Jalvf. XI (liO?) Hr. l» 8, ItU 

Zill. 80S8, 8088.) 

Der Unternehmer einer Kleinbahn kann Kostenfreiheit nach § 6 Abs 2 Satz I des Tele- 
graphenwegegesetzes vom 18. Dezember 1899 nicht aus dem Grunde beanspruchen, 
weii auf ihn zufolge der Ausführung der Kleinbahn die Wegeunterhaltungspflicht über- 
gegangen Ist Wohl «her kmmt Hb erwUmte Vergünstigung dem (alleinigen) Unter- 
nehnier der eplteren heetiderea AnInge, die anf dem Wege einen dritten Unterimltanft* 
pfleMIgen errleMet, wird, hinsichtlich dieses Weges zugute, wenn sich die fiennnt- 
nnltge Meh inf eigene Wege den Unternelmere eretreekt 

Der Ansprach anf die in § 6 Abs. 2 Satz 1 TelegrWegG. dem 
Unternehmer einer besonderen (späteren) Anlage anter bestimmten Vor- 
anssetzangen gewährte VergQnstignng (Verlegang der Telegraphenlinie 
auf Kosten der Telegraphen Verwaltung) steht nur (lemjenigen zu, dessen 
Wegeunterbaltangspflicht unabhängig von der Herstellnng der beson- 
deren Anlage schon besteht, nicht auch demjenigen, dessen Wegeunter- 
haltnngspflicht erst aus Anla.ss dieser Anlage zur Entstebnng gelangt. 
Beansprucht die besondere Anlage nur einen bestimmten öffentlichen 
Weg oder Platz oder eine Brücke und wird diese Anlage von einem Unter- 
nehmer (sei das auch einer Gemeinde) hergestellt, der weder selbst der 
Unterhaltungspflichtige bezüglich des betreffenden Verkehrsweges ist, 
noch auch den Wegeunterhaltuugspflichtigeu als einen an dem Unter- 
nehmen (überwiegend) Beteiligten zur Seite hat, so kann von Anwen- 
dung des § 6 Abs. 2 Satz 1 nicht die Rede sein, vielmehr greift dann 
§ 6 Abs. 2 Platz. Wenn aber die besondere Anlage, als einheitliches 
Unternehmen, sich über melirere zusainnienhängende Wege erstreckt 
und von einer Gemeinde loder einem andeitn ütVentlichcn Verbände) 
auf ilireiii eij^enen Wejre und zum Teil auf dem Wege eines anderen 
Unterhaltungsi)flicliti<ren ausgeführt wird, dann kommt das den geniein- 
nützigen besonderen Anlagen zugedaclite Vorrecht und die entsprecliende 
Kostenfreiheit dem Unteiiiehmer auch dann zugute, wenn durch «lie 
(icsamtanlage die Verlegung oder A'ei .inderung der Telegiaiihenliiiie 
aui dem Wege des dritten UuterhaUuugspÜichtigen veranlasst wird. 
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Nr. Iii). Eiitsc'li. des Deutselieii Reielisgcrichts. 

T.Zivilsenat. Vom 19. März 1907. 

(JW. Jalirt: 3« il907i Nr. 10 S. Sil» — Entsoh. 1. ZIviIh. Bd. 6!, s 353 Nr. 82.) 

§§ 3, 10 Ab8. I. ^ 16 StempG. Tarifstelle 32 Abs. II, Tarifstelle 75. Besteuerung von 
VertragsirkuBden über die Lieferung von EisenbahnüberfütarHogen. Frage nach der 
HertMtoRg I« BfMelM «M Pllidlitigen. TrMwmi iw Werft. 

Das StempG. (Tarifstelle 75) schreibt bei Werkverträgen über iin- 
l>eweglicbe Sachen, mithin insbesondere über die Herstellung von Bau- 
werkeD, die Zerlegung des Vertragsinhalts Tor: es soll geschieden 
werden zwiseben den zum Zwecke der Herstellung des Werkes zu 
liefernden beweglichen Gegenständen and der daf&r d. i. zur Vollendung 
des Werkes mittels dieser Gegenstände erforderlichen Arbeitsleistung. 
Anf jenen Teil des Vertrages findet die Tarifstelle 32 mit ihren Be- 
freinngsTorschriften Anwendung. Es kommt mithin nur darauf an, ob 
die zu liefernden Sachen als Mengen im Sinne der Befreiungsvorschrift 
anznseben sind, nicht in ihrem Znstande nach der EinfOgnng oder 
Verwendung in das Werk, sondern in dem Zustand, in welchem sie 
sich bis zu diesem Zeitpunkte befanden. Dass aber die für den 
Bau der Ueberffihmngen gelieferten Materialien (Eisen- und Stahlteile) 
vor ihrer Znsammensetzung als Mengen von Sachen d. i. als grössere 
Zahl von gleichartigen Gegenständen, die nach ihrer natürlichen Be- 
schaffenheit und nach dem Willen der Vertragschliessenden lediglich 
als solche, nicht als Sachindividuen, in Betracht kommen konnten, zu 
gelten hatten, ist unbedenklich. Die Art, wie sich der Berufungs- 
riehter mit dem nach Tarifstelle 76 entsprechend anwendbaren § 10 
Abs. 1 StempG. abfindet, ist zu beanstanden. Aus dem Vertrag und 
dessen Anlagen war wohl zu ersehen, dass es sich zum Teil, und zwar 
zom Überwiegenden Teil, um Mengesachen handelte, die im Betriebe der 
Klägerin hergestellt waien. Nicht aber Hess sicli aus den Urkunden 
ermitteln, welcher Teil des Entgelts auf jene Mengesachen entfiel. 
Dass der Preis nach dem Gewichte des Materials bestimmt war und 
also die festgesetzte Gesamtverglitung von 68Ü71 Mark sich je nach 
der endgiiltigen Feststellung des Gewichts erhöhen oder erniässigen 
konnte, bot keinen Anhalt für die Bestimmung des auf die Produkte 
der Klägerin zu rechnenden Einzelwertes. Auch innerhalb der im § 16 
StempG. angegebenen Frist ist dieser Einzelwert nicht angegeben. 
Warum eine Trennung der Werte niclit möglich gewesen sein sollte, 
wie die Klägerin beliau|itct hatte, hMichtet niclit ein. Trotzdem war 
das den beklagten Fi.skus auf Riickgewähr des gezahlton Stempels ver- 
urteilende Berufungsurteil aus einem anderen Gesichtspunkt aufrecht 
zu erhalten. In Ansehung der Befreinngsvorschriften in Abs. 11 der 
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Taiifstelle 32 hat sich die Reclitsprechiing des RG. namentlich auch für 
die Ziff. 3 dahin befest if^t. dass es nicht darauf ankomme, ob die Vor- 
aussetzungen der Befreiung aus der Vertragsurkunde selbst hervor- 
gingen, dass es vielmehr genüge, wenn diese Voraussetzungen objektiv 
festgestellt werden könnten, dass daher insoweit der § 3 Abs. 1 StempG. 
nicht Platz greife (vgl. RG. 53 S. 214, 287; Hummel-Specht, 
Anm. 78 1, II zu Tarifstelle 32 S. 818, 819). Die Absicht des Gesetz- 
gebers war bei Erlass der bezeidineten Befreiungsvorschrift auf die 
Begünstigung der iol&ndischen Prodaktion gerichtet ; es walteten Offent- 
liclirecbtliche Interessen ob, denen Rechnung getragen werden sollte. 
Damm erschien eine strenge Durchführung des im § 3 ausgesprochenen 
Grundsatzes nicht angemessen. Es wttrde von der mehr oder weniger 
geschickten Abfassung der Urkunde abgehangen haben, ob die Beflrei- 
ung eintrat oder nicht; deshalb sollte der wirkliche Tatbestand, nicht 
der ürkundeninhalt entscheiden. Diese Erwägungen treffen aber auch 
für den gegenw&rtigen Fall zu. Es handelt sieh um ein Rechtsgeschäft« 
das mehrere, an sich (abgesehen von der Befreiungsvorschrift) dem- 
selben Steuersätze, nämlich ^/t v. H. nach Buchst, c der Tarifstelle 32, 
unterliegende Gegenstände betrifft. Wenn also die Angabe der Einzel- 
werte versäumt worden ist, so muss entweder der volle Stempel von 
dem gesamten Entgelt erhoben werden, obwohl jetzt ziffermässig fest- 
steht, dass dessen grosserer Teil anf steuerfreie Gegenstände entfällt, 
oder es muss noch zulässig sein, die versäumte Angabe nachzuholen. 
In dem einen Falle wird die Befreiungsvorschrift» in dem anderen der 
in § 10 StempG. niedergelegte Grundsatz ausgeschaltet. Die Ver- 
waltnngspraxis steht nach dem Zitat bei Hummel-Specht Anm. 115 
zn Tarifstelle 32 S. 854 anf dem ersteren Standpunkt, ebenso die Lite- 
ratur (Hummel-Specht a. a. 0., Heinitz, 2. Aufl. Anm. 4 b zu Tarif- 
stellc 32 S. 458). Der Senat hat aus den oben angegebenen Gründen 
geglaubt, die ßefreiungsvorschrift mit Rücksicht auf die bei ihrem Er- 
lasse verfolgte Absicht des Gesetzcrpbers auch gegenüber dem § 10 
StempG. zur Geltung bringen zu sollen, wie dies gegenüber dem § 3 
bereits geschehen ist. und dies konnte unter den obwaltenden Um- 
ständen nur so verwirklicht werden, dass die nachträgliche Trennung 
dei* Sachen bzw. ihrer Werte in steuerpflichtige und steuerfreie zu- 
gelassen wurde. 

Nr. 190. Entsek. des Oestcrr. Obersten Ctorlektsliofes. 

Vom 20. März 1907. 

(OMMrr. BiaMb..V«rorda.»BI. SE (tW7) Nr. 116 S. 2646.) 
Bedienstete der Postverwaltung, welchen in AusSbang des Dienstes der Zatritt zu 
des Babnanlagea offea steht, haben auf ihre iittrperUohe Sicherheit eittpraoheod zi 
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aoMia. £!■ denselben diesbezyglich zur Last fallender Mangel der gehörigen Alf> 

merksamkelt befreit die Eisenbahn von der Haftpflicht 

Wiewohl die beiden unteren Instanzen iibeieinstiramend angenom- 
men haben, dass der Kläffer in der Nacht zum 5. April 190f) im Dienste 
sich befand, und obwold nach Art. 6 ht. d der Instruktion Nr. XIX 
den Postorfranen . wenn dieselben im Dienste sich befinden, das Be- 
treten der Bahnhöfe gestattet ist, so erscheint doch das Verhalten des 
Klägers als ein in hohem Grade unvorsichtiges, weil derselbe seine 
Absicht, sich zu dem Zuge Nr. 63 zu begeben, dem diensthabenden Be- 
triebsbeamten A. R. nicht gemeldet and anbedacht neben dem Gleise 
Nr. 2 eine solche Stellang nahm, daas er Bith der Gefahr, durch einen 
avf dieaem Geleise rollenden Wagen besehftdigt za werden, nnyoisicbtig 
seihst ausgesetzt nnd durch dieses Verhalten einen anffiülenden Mangel 
der notwendigen und von jedem Mensehen von nur gewöhnlichen Fähig- 
keiten angewendeten Aufmerksamkeit bekundet hat. Dieser Mangel 
der gehörigen Vorsicht auf Seiten des Klägers fällt um so mehr ins Ge- 
wicht, als derselbe kraft seiner Anstellung als Postorgan am 
Bahnhofe in D^bica mit der Bahn daselbst immer in Be- 
rfthrung kommt und daher als mit der Einrichtung des 
Bahnhofes vertraut angesehen werden muss. Andererseits kann 
aber den Organen der Bahn nicht zugemutet werden, dass dieselben 
auf Angestellte der Post, welche ohne Anmeldung das Bahngeleise zur 
Nachtzeit passieren wollen, Obacht geben, zumal auf Grund der Aus- 
sagen des Zeugen A. B. festgestellt ist, dass es demselben nicht be- 
kannt war, wohin der Kläger mit L. d nach Vorbringnng der Bitte, 
dem C. die Fahrt mit dem Zug Nr. 63 zu bewilligen, sich begeben hat. 



Nr. 181. Entseh* des Bentsehen Relehsgerlehta. 
6. Zivilsenat. Vom 4. April 1907. 

(Das Recht XI fiaOTi Nr. 10 .S ßSfl 7A(T 1332.) 

Zu § 259 ZPO.: § 844 Ab. 2 BGB. Den Kindern steht bei Tötung der Mutter gegen 
den Ersatzpflichtigen ein vom Ableben des Vaters - bedingter Schadensanspruch 
au« § 844 Abs. 2 BGB. zu. Sie können bei Lebzeiten ihres Vaters auf Feststellung 
des Bettsheit ümm Sdiaiosertttzaatpmlia, sie kissm aber, wem die FeelMtzssg 
dies heitimitis ResteslMtraias nVilioh ist, aieli sefert aif Venurttilisi n der 

kisfliges Lelatisi Maies. 

Die Klage auf künftige Leistung ist gmndsätzlich auch bei rechts- 
geschäftlich bedingten und bei solclien Ansprüchen znlttssig, deren ge- 
setzliche' Vorausetzangen sich noch nicht oder nur erst teilweise ver- 
wirklicht haben (vgl. RG. Bd. 51 S. 243, Bd. 58 S. 139). Es fragt sich 
allerdings, ob eine solche Leistiiii£?sklage in Fällen znznlassen sei, wo 
fftr den Eintritt der Bedingung oder der Verwirklichung des gesetzlichen 
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Tatbestandes nur erst eine entfernte Möglichkeit vorliegt. Indessen ira 
gegenwärtigen Falle besteht kein hinreichender Anlass, der Anwendnng 
des § 259 ZPO. auf den Anspruch der klagenden Kinder entgegen- 
zutreten. Unsicher freilich — und Tielleicht wenig wahrscheinlich — 
ist der Yoransgesetzte Fall, dass der Vater stirbt, hejor die Kinder Um 
sechsebnte Lebensjahr zur&ckgelegt haben; aber Im ttbrigen tiat das 
Bemfongsgericht hinsichtlich des Verhältnisses, vermöge dessen die 
Oet5tete den Klägern „nnterhaltspHichtig werden konnte" (§ 844 Abs. 2 
BOB.) and bezüglich der sonstigen rechtlichen sowie tats&chlichen Vor- 
anssetznngen dieser e?entaellen Unterhaltspflicht die erforderlichen Fest- 
stellangen getroffen. — Eine Feststellang des Bestehens des Schaden- 
ersatzanspruches int Sinne von § 256 ZPO. (die in zweiter Linie von 
den KIftgem auch beantragt war) wftre anbedenklich znlftssig gewesen; 
das Interesse der mitklagenden Kinder an der alsbaldigen Foststellnng 
wftre ans den vom Berafangsgericht angeführten Gründen anznerkennen. 
Wenn nnn der Berafangsrichter noch einen Schritt weiter gegangen 
ist nnd — bei einer Sach- nnd Beweislage, welche die alsbaldige Fest- 
setzung eines bestimmten Rentenbetrages ermöglichte — sofort die Ver- 
urteilung zu der künftigen L^stung für den Toransgesetzten Fall aus- 
gesprochen hat, so lässt sich das aus Gründen der Zweckmftssigkeit, 
aber zugleich auch dadurch rechtfertigen, dass filr die Klüger ein Be- 
dürfnis des in § 259 ZPO. vorgesehenen Rechtsschutzes immerhin be- 
steht. Als zweckmässig mochte die einheitliche endgUlti^^e Entscheidung 
über die sämtlichen Klageansprüche erscheinen. Ob aber die Besorgnis, 
dass der Schuldner sich der rechtzeitigen Leistung entziehen würde, 
schon durch sein Bestreiten der Verpflichtung begründet werde, ist 
wesentlich eine Frage dci- tatsächlichen Beurteilung des Einzelfalles; 
gegen die .\nnahme des Berufungsgerichts, dass es hier zutreffe, ist 
von der fievision ein besonderer Angriff nicht erhoben. 



Nr. 123. Entsch. des Prenss. OberrerwaltiuigsgerlchtB. 
2. Senat. Vom 5. April 1907. 

(PrBlMnbAreli. Jalirg. 1M7 Heft 6 & UU.) 

Wsdsr nach der Städieordnung für die Rheinprovinz (§ 16) noch der ttstlieliM Prt- 
vlnsm (fi 17) kaas eis Welobesstetier als Bahnpolizeibeaater ihm StaMvsrerdsilii 

gewählt werden. 

Der voll den Kläo:ern {refroii die Wahl des Boijreordneten (t. ge- 
richtete Einwand, dass er als i*ulizeilteaniter niclit .Stadtverordneter sein 
könne, war l)eiecliti!j:t. l'el»er die Kiij:eiis»*liaft des Weichenstellers G. 
als Bahnpülizeibeanitei kann nacli den Vurselirifteii der §^ 45, 74 der 
Eiseubahubau- und Belriebsurduung vom 4. November 1904 ein Zweifel 
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nicht bestehen. Dass m den Polizeilieauiten, die nach 16 der Städte- 
üidnung t'iii- die Rheinpiovinz hzw. nach der gleichiautendeu Bestimmung 
des 17 der Stiidteordnnn<jr tiu die östlichen Provinzen nicht Stadt- 
verordnete sein können, auch die Bahnpolizeibeauiten gehören, hat das 
Oberverwaltungsgericlit bereits in den Urteilen vom 17. Februar 1888*) 
und vom 3. Juni 1893=*; (Bd. XVI S. 72 und Bd. XXV S. 127 ff. der 
Sammlung) dargelegt. Ob G. seinen regelmässigen Dienst im Bezirk 
der Gemeinde D. oder auf dem Bahnhof in 0. za yenehen hat, ist 
sehon deshalb nnerheblicb, weil nach § 75 der erwfthnten Bau- und 
Betriebsordnung der Amtsbereich der Bahnpolizeibeamten — ebne Bttek- 
sieht anf den Wohnort oder Dienstbezirk ~ Ortlich das gesamte Bahn- 
gebiet der Verwaltung, bei der sie angestellt sind, nmfasst. Dieser 
Vorschrift gegenQber ist die Bescheinigang der Königlichen Eisenbahn- 
direktion zu £. vom 20. Oktober 1906, wonach fttr G., solange er in 
0. stationiert bleibt, eine polizeiliche Tätigkeit im Bezirk von D. nicht 
m Betracht kommt, ohne Bedeutung. Ueberdles sind Polizeibeamte von 
der Walil ausgeschlossen, ohne Rttcksicht darauf, ob der Bezirk ihrer 
amtlichen Tätigkeit innerhalb oder ausserhalb der Gemeinde liegt, in 
welcher die Wahl der Gemeindeyerordneten stattfindet (vgl. PrVerwBl. 
Jahrg. XIX S. 344 und Jebens,- Die Stadtverordneten, 2. Auflage 
8. 46/46). 

Nr. 123. Eutscli. des Oesterr. Vcrwaltiingsgeriektshofes* 

Vom o. April 1907. 

(Oesterr. Elienb -Vtrordn -Bl. Jahrg. XX il907i Nr s 2097) 

Verfahren bei Konsentierung eines Eisenbahnbaue, wenn noch anderweitige Recht»» 
fragen in Betracht kommen. Erlangung der Befugnis zu einer WasserbenBfzong. 

1. In jenen Fällen, in welchen es sich nicht nur iun die Konsen- 
tierung eines Eisenhahnbaues, sondern um ilie Lösung anderweitiger 
Reclitsfragen handelt, richtet sich das Verfahren niclit ausschliesslich 
nacli den formellen Vorschriften über die Bewilligung von Eisenbahn- 
bauten ; es muss vielmehr jene Behörde, die durch das Gesetz zur Ent- 
scheidung solcher Rechtsfragen berufen ist, unter Einhaltung des fttr 
diesen Zweck normierten Verfahrens an die Losung der Frage heran- 
treten. 

2. Die Befugnis zu einer WasserbenUtzung seitens einer Eisenbabn- 
natemehmung kann nicht im Wege der Enteignung erlangt werden, 
sondern die Konsentierung des von der Eisenbahnuntemehmung ange- 
strebten WasserbenQtzungsrechtes kann nur auf die im Wasserrechts- 

') Vffl. in dieser Zeitschrift Bfl. VI S 12t, 
') Vgl. in dieser Zeitscbr. Bd. X S. 22a. 
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gesetze angegebene Weise eilulgeii, wobei es irrelevant ist, ob die 
Eisenbahuunternehmung zur Durch! üliruug ilirer Absichten auch einer 
Enteignung bedarf oder nicht. 



Nr. 124. Eiitscli. des Preiiss. OberverwaltiiiigsgeriehU. 
8. Senat. Vom 23. April 1907. 

(Dm BMbt ZI (1907) Nr. M B. UM.) 

Bup«Hi6ilMw fltmtailgaig fltkaliMiwr Butei. 

Fiskaliscbe Bauten sind grunds&tzlich der baiipoUzeillclieii Prttfang^ 
und Genehmigung ebenso anterworfen, wie PnTatbanlen; der Staat als 
Trftger yon Privatrechten nimmt in dieser Beziehung keine Sonder- 
Stellung ein. Praktische Erwägungen lassen es zwar mit BDcksicht auf 
die Zuverlässigkeit des bei fiskalischen Bauten tätigen technischen Anf- 
sichtspersonals und auf die bei Militär- und Marinebauten häufig vor- 
handene Eilbedflrftigkeit wflnsehenswert erscheinen, Ausnahmen zu- 
gunsten des Fiskus zuzulassen. Der ümfang dieser Ausnahmen und die 
Beschränkung der Befugnisse der Baupolizeibehörde muss jedoch in dem 
Ortlichen Baurecht zum Ausdruck gelangen. Soweit dies nicht ge- 
schieht, sind alle Vorschriften des örtlichen Banrechts auch auf 
den Fiskus anzuwenden. Vgl. OVO. Bd. 2 S. 407; Bd. 5 & 324 and 
PrVerBl. Bd. 22 S. 181. 



Nr. 125. Kutsch, des Deutschen Reichsgerichts. 

7. Zivilsenat. Vom 3. Mai 1907. 

(JW. Jabrg. 36 Nr. IS S. 397 ZlfT. 20.) 

Stenpel fir Aifertigung, Lieferung und betriebefUige AifttellMig einer Schiebebibne. 
Tariffttelle 75 Abt. 2 la Verbindung mit Tarifstelln 32 Abt. II ZIIT. 3. DIt Btflralaait- 
vnrtebrlft der Tarlftttlle 32 ist, wenn deren Voraussetzug gtgeken, uth gegenfter 

§ 10 zur Anwendung zn bringen. 

Das ßerufuDgsurteil getit von der zutreffenden, auch von der Re- 
vision niciit angefochtenen .\nnahine aus, dass der Vertiaf^ vom 
30. Juli / 6. August 1904 eiu Werkvertrag ist. Gegenstand des Ver- 
trags war, wie schon seine üeherscinift ergibt, die „Anfertigung, 
Lieferung und betriebsfähige Aufstellung einer SchiebebiUiue". Die 
Schiebebühne bildete das herzustellende Werk. Mit Recht hat ferner 
das Berufungsgericht auf ileii vorliegenden Werkvertrag die Taiif- 
stelle 75 Abs. 2 des Preussisclien Stempelgesetzcs vom Juli 1895 
(GS. S. 413) angewendet. Aus 5 des ViMtrags geht hervor, dass es 
.sich bei dem herzustellenden Werke um Sachen handelte, die _niil tleui 
r4rund und Jioden in dauernde Verbindung gebracht werden" sollten. 
Das Werk im ganzen, wenn es j,;ingefertigt, geliefert und betriebsfähig 
aufgestellt" war, bildete also eine nicht bewegliche »Sache (Abs. 2 der 
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Tai ifstelle 75), iiiochte aiicli ein Teil davon (worauf der Name „Schiebe- 
bühne" liiiizudeiiten scheint) innerhalb eines gewissen Umkreises pfe- 
schoben werden können, also beweglich sein. Fest steht nach Inhalt 
des Vertrags (§ 5), dass von der vereinbarten (Tesamtvergiitung von 
7190 Mark auf die zu dem Werke erfordei liehen, von der Klägerin an- 
zuschatlendeii beweglichen Saclien in demjenigen Zustand, in welchem 
sie in die voihin erwähnte Verbindung mit dem Grund und Boden ge- 
bracht werden sollten, 6640 Mark entfielen. Ferner ist vom Berufungs- 
gericht auf Grund der Beweisergebnisse einwandfrei festgestellt, dass 
hiervon 3566,25 Mark auf „Mengen von Sachen* kommen, die im In- 
land im Betriebe der Klägerin hergestellt sind. Hinsichtlich dieses 
Teiles der zn dem Werke angeschafften und verwendeten Sachen ist 
demnach die Kligerin nach Abs. 2 der Tarifstelle 75 die Befreinngs- 
vorsebrill der Tarifstelle 32 Abs. Ii Ziff. 3 für sich in Anspmch za 
nehmen berechtigt. Freilich sollen nach der, gemftss Abs. 8 der Tarif- 
stelle 75 entsprechend anzuwendenden Vorschrift des § 10 des 
Stempelgesetzes bei Bechtsgeschftften Uber mehrere, verschiedenen 
Steuersätzen unterliegende Gegenst&nde die Aussteller der Urkunde, 
wenn in dieser das Entgelt ohne Angabe der Einzelwerte ungetrennt 
in einer Summe verabredet ist, auf der Urkunde die Werte fhr die 
einzelnen Gegenstände innerhalb der Frist des § 16 noch nachträglich 
angeben; geschieht dies nicht, so soll fär die Berechnung des Stempels 
der höchste der verschiedenen Steuersätze zur Anwendung kommen. 
Bei der angeordneten „entsprechenden Anwendung" dieser Vorschrift 
könnte man annehmen, dass in einem Falle der vorliegenden Art, in 
dem es sich nicht um verschiedene Steuersätze handelt, sondern die 
eine Gruppe der zu liefernden Sachen einem und demselben Steuersätze 
(*/» Prozent) unterliegt, die andere Gruppe steuerfrei ist, die Vergütung 
aber (auch in der gedachten Frist) nicht nach diesen Gruppen ge- 
sondert worden ist, nunmehr der Stempel nach dem genannten Steuer- 
satze von dem ganzen Betrage der Vergütung für die zu liefernden 
Sachen zu entrichten sei. Allein der erkennende Senat hat bereits in 
dem ebenfalls eine Streitsache der Parteien des gegenwärtigen Rechts- 
streits betreffenden (demnächst zum Abdrucke gelangenden) Urteile vom 
25. Januar / 19. März 1907 VII 182/06 entschieden, dass die Befrei- 
ungsvorschrift, sofern und insoweit nur ihre Voraussetzungen an sich 
gegeben sind, anel> g:efj:enüber dem § 10 zur Geltung zu bringen ist, 
wenngleich die dort bezeiclinete Frist versäumt ist. 
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Nr. £iitscli. des Preuss. OberTerwaltnngsgeriehts. 

2. Senat. Vom 7. Mai 1907. 
CPrBlMnhAnk. Jahis. IMV B»ft 6 & im.) 

Balmhofivorplitnv dtt hi der Naiptiaolia iM Zwoekei 4n Elsrabataverkdii« üeuii, 
find der Gemeindegrundsteuer unterworfen; an eine Strassenbahngesellscbaft ver- 
mietete eisenbahnfislialische Grundstüclce, die von dieser mit Gleisen belegt sind und 
als Endbaltestelle, zun Rangieren der Wagen und zur Aufstellung von Reservewagen 
tenitit werden, sind von der fietieindegrandsteuer kefreit. 

Wegen des Platzes vor dem Bahnhofe konnte der Bezirksanssehoss 
nach Lage der Akten davon ausgehen, dass er als ZnbehOr des Bahn- 
hofes in der Hanptsache dessen Zwecken diene and gleich ihm der Ver- 
ffignngsgewalt des El&gers unterstehe, and wenn das zntriffib, so war 
es richtig, die Steuerfreiheit za verneinen, weil diese nach § 24d des 
Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 nur den Schienenwegen 
der Eisenbahnen, nicht aber den fibrigen Eisenbahnanlagen wegen dieser 
ihrer Eisensehaft zusteht (Erk. vom 2. f*ebruar 1906, Entech. des OVO. 
Bd. XXXXVni S. 87). Der Versuch des Klftgers, seinen Anspruch aaf 
§24c des Kommunalabgabengesetzes deswegen zu stQtzen, weil der 
Platz vielfach von Kindern und Eindermädchen als Aufenthalt und auch 
von anderen Personen als Uebergang von einer Strasse zur anderen 
benutzt werde, ist verfehlt. Solch eine Öffentliche Nebenbenntzung 
macht den Platz nicht zu einem fflr den Öffentlichen Dienst oder Ge- 
brauch bestimmten. 

Ebenso Iiat der Bezirksanssclmss hinsichtlich des zweiten Omnd- 
stttcks recht. Schienenwege der Eisenbahnen geniessen. sofern sie mit 
Genehmigung des Staates zum öffentlichen Gebraucli angelegt sind, nach 
§ 24 <l des Kommunalabgabengesetzes Steuerfreiiieit wegen dieser Eigen- 
schaft, ohne Eücksiclit darauf, in wessen P'igentum sie stehen (dies im 
Gegensätze namentlich zu a, b, c) und ob der Eigentümer ans ihnen 
durch entgeltliche Ueberlassunof an den Unternehmer der Eisenbahn 
Nutzen zieht. Das Gesetz macht aucli keinen Unterschied zwischen 
anderen Eisenbahnen und ölientlichen Strassenbalinen, und zwar weder 
ausdrücklich nocli seiner Absicht naeli. Die Absicht muss deswegen 
verneint werden, weil das Gesetz, welches ancli öttentliche Knnst- 
strassen, Brücken und Kanäle von der Grundsteuei- betreit, augenschein- 
lich denutijxe Verkehrsanlagen fördern will und ilaruin begünstigt. 
Endlich durfte der Vorderricbtei- aiuli daniit rechnen, dass es sich um 
Schienenwege, das lieisst um (Gleisanlagen liandle. welche der lie- 
fiirderunpr der Falirtraste dienen. Zu ihnen freliiircn ausser der so[;e- 
nannten Strecke auch diejenigen Nebenglrise. auf denen ilie Wagen 
rangiert und Züge zusammengestellt werden (Krk. vom 18. Oktober 
1904, Eutsch. des OVG. Hd. XXXXVII S. 7üj, und dass nur solche 
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Anlagen auf dem Platze vorhanden seien, konnte der Vorderrichter 
nach dem Vortrage der Parteien annehmen. Wenn in.>?be.sondere davon 
die Rede gewesen ist , dass auf den Gleisen auch Reservewagen auf- 
gestellt würden, su war das zu verstehen von einer vorübergehenden 
Aufstellung im Dienste stelieiidei- Wagen und nicht etwa von der Unter- 
bringung des ausser Dienst betindliclien rollenden Materials. Fuhrparks 
und Depots, mögen sie sich nun unter freiem Himmel oder in bedeckten 
Räumen befinden, sind, auch wenn sie mit Gleisen versehen sind, niciit 
Schienenwege im Sinne des 24 d a. a. 0. und geniessen die dort ver- 
liehene Steuerfreiheit nicht. Aber es war, wie gesagt, nichts dafür vor- 
gebracht, dass ein Teil des Platzes ein derartiges Depot bilde. 

lir.DS?. Entscli. des Schweiz. Biindesgericlits. 

Vom 7. Mai 1907. 

iSchw.)Z. IV (1907) Ueft 3,4 H. 5sJ.) 

Art. 3 EidgeiiExprG. StSruag durch Lirn, welchen der Betrich einer über dea ent- 
cl|i«lei Teil aiiM flruidttickt o*l>|tM StracMibabi vwirtaoM, fakSrt n dM 
SaMMcR dec RetlfriMtotlek« infolie der Eitilfiidf. 

Es ist in der nenern Praxis des Bnndes^erichts anerkannt, dass der 
Ezpropriant dem Expropriat vollen Ersatz zo gewähren hat, nicht nur 
fflr die Nachteile, die unmittelbar aus der Abtretung entstehen, sondern 
auch fiir diejenigen» die ans dem Unternehmen, dem die Expropriation 
dient, ans d«r Anlage und dem Betrieb dieses Unternehmens, ent- 
springen; und die Grenze der Entschädigungspflicht des Exproprianten 
ist dabei fiberall nur die, dass Entschädigung nicht zu gewähren ist 
ffir einen Nachteil, der auch ohne die Abtretung zu dem betreffenden 
Unternehmen eingetreten wäre. (S. namentlich A, S. XXXI, 2. T., 
S. 8f.) Diese EntwicJLelung der Praxis befindet sich in Uebereinstim- 
mung sowohl mit der neueren deutschen Eecbtssprechung und Lehre, als 
auch mit nenern Expropriatiousgesetzen, wie dem sächsischen vmn 
24. Juni 1902, and steht auch im Einklang mit der neueren Auffassung 
fiber den Eansalitätsbegriff im allgemeinen. Bei der Frage, ob der 
Nachteil auch ohne die Abtretung eingetreten wäre, ist davon auszu- 
geben, dass das planierte Unternehmen auch das rationelle sei und die 
Anlage nicht ohne die Enteignung hätte rationell ausgeführt werden 
können. Die Beweislast dafür, dass die Anlage ohne die ?]nteignung 
hätte ausgeführt werden können und der Nachteil also auch ohne die 
Enteignung, nur durch das Unternehmen, entstanden wäre, liegt somit 
dem Exproprianten (Unternehmer) ob. p]s ist denif^emäss vorliegend an- 
zunehmen, die Erweiterung der Strasse sei ausschliesslich zu dem Zweck 
der Anlage der Tramgeleise erfolgt, da eben in der konkreten Aus- 
■g«r, BlMHiwbirMhUlob* SatMlieldiuigeo XXIV. 11 
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führung: beides eines einheitlichen Akt darstellt. Die Erweiterung 
ihrerseits wurde nur durch die Abtretung ermöglicht; dass sie ohne die 
Abtretung möglich gewesen wäre, ist von der Expro{)riantin vor der 
ScMtzungskommission nicht behauptet wurden : auch war die Strassener- 
weiterung mir auf Grund der bundesrätlich genelimigten Pläne möglich. 
Ferner handelt es sich um Nachteile aus der konkreten Anlage und 
nicht um solche aus der Unternehmung ohne Rücksicht auf die ge- 
wählte bestimmte Art der AasfQhmng. Ob dabei Nachteile in Frage 
kommen, die nur den Expropiiaten als solchen treffen, oder auch dessen 
Nachbarn, die keine Bechte absnitreten haben nnd daher nicht ent- 
8chftdigung8berechtigt< sind, ist gleichgültig. Die bessere Stellung des 
Expropriaten erklärt sich hiniftnglich aas dem besonderen Nens, in 
dem er vermöge der Expropriation tarn Exproprianten steht. 

Nr. IdS. Entseh. des Dentsehen BetehsgerielilB. 

7. Zivilsenat. Vom 10. Hai 1907. 

(Das Reolit JaliTK XI 1907) Nr. 14 S 914.) 

Entschädigungsforderung für Abtretung von Grundelgentvn zur ölTentlichen Strasse 
geniss § 13 Ziff. I. Freust. Flseiitlisleigesetz vom 2. Jili 1875. Zulässigkeit des 

RSOhttWOfl. 

Nach § 13 Ziif. 1 des Flnchtliniengesetzes vom 2. Jnli 1875 kann 
wegen Entdehnng des von der Festsetzung nener Flnchtlinien be- 
troffenen Omndeigentmns Entschftdignng gefordert werden, wenn die 
zn Strassen nnd Pl&tzea bestimmten Gmndilftchen anf Verlangen der 
■ Gemeinde ffxr den öffentlichen Verkehr abgetreten werden. In 
der Verwendung der Parzelle zur öffentlichen Strasse ist der Aus- 
druck des Verlangens der «Abtretung f&r den öffientlichen Verkehr* 
und diese Abtretung selbst zu finden. Vgl. R6. Bd. 61 S. 327. Das 
Verlangen einer Abtretung zu Eigentum wird im § 13 a. a. 0. nicht 
erfordert. Für die Feststellung der Entschädigung und die Vollziehung 
der Enteignung kommen mch § 14 a. a. 0. die §§ 24 fi'. des Enieig- 
nnngsgesetzes vom 11. Juli 1874 zur Anwendung. Der Entschädigungs- 
anspruch kann in solchem Falle nur im Wege dos Enteignungs- 
verfabrens, nicht aber durch eine gewöhnliche Schadenersatz- 
anspruchsklage ^^eltend gemacht werden. Der Grundeigentümer kann 
aber im ordentlichen Rechtswege verlangen, dass die Gemeinde verur- 
teilt wird, das Enteignungsverfahreu zu beantragen. 

Nr. 139. Entseh. des Beutscheu Relelisgerichts« 
I.Zivilsenat. Vom 15. Mai 1907. 

(Lelps. ZeltMdur. Jahrg. l Nr. 8 8. 6», bBS.) 
g§ 157, 242, 383 BGB. Derjenige, welcher fOr eiR Bahnanternehmen (Aktiengesell- 
•ohaft) eiie Miadettdividende gegen Zutage des AMehlmtes seines EtaMistsaMts an 
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die Bahn garantiert liat, kann niclit deshalb eine Minderung seiner Verpflichtung aus 
ier Oividendengarantie beansprHclieii, weil tich licht alle von Ihn gewünschten nnd 
erwurtotn AmohliMglnlse tMführM liMun. 

Die AktiengeseUschaft bat im Sinne des Vertrags zur Erfüllang 
ibrer Znsicberang alles getan, was von ibr nacb Lage der Verhält- 
nisse verlangt und erwartet werden konnte, wenn sie dem Beklagten 
ein Anschlussgleise längst seines Haupthflttengebändes bersteilte. Sie 
hätte, den Wünschen des Beklagten entgegenkommend, ancb noch 
weitere Anschlussgleise anf seinem Etablissement hergestellt; wenn sieb 
nicht unüberwindliche Schwierigkeiten ergeben hätten. Es ist nicht 
einzusehen, wie der Beklagte diesem durchaus loyalen Verhalten der 
Klägerin gegenüber die Erfüllung seiner Verbindlichkeit sollte ablehnen 
oder eine Minderung derselben sollte begehren können. Es kommt 
dabei noch in Betracht, dass die Uebemahme der Dividendengarantie 
für die Garanten der Natur der Sache nach ein gewagtes Geschäft 
war. Zweifelsohne haben sie sich zu derselben entschlossen, um das 
ganze Bahnunternebmen' zu ermöglichen, von dem sie sich eine Reihe 
direkter und indirekter Vorteile vei-sprechen konnten. Prosperierte 
die Balm gut, so konnte der Fall eintreten, dass sie überhaupt nicht 
aus dem Garantieverspreclien in Anspruch g^enommen wurden. Sie über- 
nahmen aI.so einen Teil des Bisikos, da.s mit dem Unternehmen im 
ganzen verknüpft war, und es ist einleuchtend, dass diese GefahrQber- 
nähme nicht in einem kommensnrablen Verhältnis mit der Austührnng 
der Gleisanschlüsse steht, welche sich in jedem Einzelfalle für den 
einzelnen Garanten je nach den Lokal- und Terrainverhäitnissen mehr 
oder weniger vorteilhaft ge.stalten konnte. Für die getroffene Ent- 
scheidung ist wesentlich, dass der im Vertrag zugesicherte Gleisan- 
schluss zu dem Etablissement des Beklagten tatsächlirli erfolgt ist. 
und dass eine weitere Ausgestalt iinir desselben nach den Wiinschen des 
Beklagten nicht an dem guten \\ illen der Klägerin, sondern lediglich 
daran scheiterte, dass betriebstechnische und Terrainschwierigkeiten, 
die nicht zu Überwinden waren, sich eutgegeustellten. 



Nr. 184). Entseh. des Obergeriehts in Solotlmni. 
Vom 25. Hai 1907. 

(SchuJZ Jahrg. III '1907i Heft 24 .S 317.) 

Uebertretung des Art. 4 des BG. betr. die Arbeit in den Fabriken. Delüctsfähigksit 
der Schweizer. Bundesbahnen. BG. betr. die Haftpflicht der Transportanstalten. 

1. Der Stationsvorstaiid 11. in L. (Station der SBB.j braclite am 

4. August 1906 den Schweizer. Hiindesbahnen zur Kenntnis, dass er am 

13. Juli bei seiner dienstliciien Verrichtung einen Unfall erlitten habe. 

11* 
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Entscb. des Obergerichts in Solutbum vom 25. Mai 1907. 



Er habe sich nämlich bei Bedienung des Zentralapparates (Weichen- 
stellTorrichtnng) einen rechtsseitigeii Leistenbnieh zugezogen. 

Am 7. September 1906 machten die Schweiz. Bundesbahnen dem 
Oberarote BE., als der nach Art. 4 des Fabrikgesetzes and Art 1 
ZiiF. 1 der Verordnung des Regierungsrates des Ets. Solothnm vom 
5. Januar 1888 kompetenten LokalbehOrde, die ünfallsanzeige. 

Nach der von Dr. B. ausgestellten Erkrankungsbescheinignng Tom 
4. August 1906 handelte es sieh um einen Leistenbruch, der eine vor- 
aussichtliche Dienstunf&higkeit von 6—8 Wochen zur Folge hatte. H. 
unterzog sich einer Sadikaloperation, wurde vollständig geheilt und trat 
seinen Dienst mit dem 1. Dezember 1906 wieder an. 

2. Am 6. Februar 1907 reichte der Staatsanwalt des Ets. Solo- 
thum im Auftrage des Regierungsrates dem Richteramte BE. eine 
Strafklage gegen die Schweiz. Bundesbahnen ein, in welcher dieselben 
der Uebertretung des Art. 4 des Fabrikgesetzes beschuldigt wurden, 
indem die am 7. September 1906 erfolgte Unfallanzeige in strafbarer 
Weise verspätet sei. 

Die Beklagten haben der Strafklage gegenüber eingewendet, dass 
ihnen der Unfall vom 13. Juli erst am 4. August 1906 mitgeteilt worden 
sei. Sie hätten aus diesem Umstände seliliessen zu dürfen geglaubt, 
dass der behauptete Leistenbruch kein Unfallbruch sei. Durch die an- 
gestellten Erhebungen, namentlich durch den Arztbericht habe sich der 
Fall als p zweifelhaft* dargestellt, weshalb dann die vorliegende An- 
zeige erfolgt sei. In seinem heutigen Vortrage hat der Vertreter der 
Beklagten die B>age aufgeworfen, ob die Beklagten als juristische 
Person deliktsfähig seien. Er verneint diese Frage. 

3. Die Frage der Deliktsfälligkeit, der juristischen Personen ist in 
der Theorie eine bestrittene. Bejaht wird die Frage u. a. durch Dr. 
jur. E llafter. Die Delikts- und Stratfilliigkeit der Personenverbände, 
Berlin litOH. Die Praxis des Bundesgtn icijtes steht dieser Auffassung 
niclit entgegen, steht vielmehr auf dem nämlichen Boden. (S. Zeitschr. 
f. Schweiz. Strafrecht, Bd. 11 S. 283 Ziff. 2.) Es mag hier besonders 
auf den 1. c. angeführten Hinweis aufmerksam gemacht werden: 

„Uehrigens mag daran erinnert werden, dass Art. 34 des BG. 
ßber Hau und Betrieb der Eisenbahnen gegenüber den Balmgesell- 
.schaften eine Sti alundruliung tür den Fall wiederholter, ver- 
schuldeter Zugsverspätungen enthält, woraus wohl hervorgeht, dass 
der eidgen. Gesetzgeber juristische Personen als deliktsfähig ansieht". 
Auch die solotlmrnisrhe Gerichtspraxis steht auf diesem Boden, 
wie aus mehrfachen gegen Aktiengesellschaften für Uebertretuugen des 
Fabrikgesetzes durchgeführten SUal verfahren hervorgeht. 
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Die Deliktsfähigkeit liegt also auch besüglicb der heute eiuge- 
klagten Schweiz. Bundesbalinen vor. 

4. Die andere zu beantwortende Frage ist die, ob die Beklagton 
der Anzeigepflicht des Art. 4 des Fabrikge-setzes unterstellt sind. So- 
weit bei den Schwei/. Bundesbahnen aus.ser dem eigentliciien Bahn- 
betrieb noch ein .solcher Betrieb voi kommt, der im Art. 1 des B(i. betr. 
die Ausdehnung der Hattptiiclit genannt i.st, kann es niclit zweifelhaft 
sein, dass für den Umfang dieses besondern Betriebs die beridirte An- 
zeigeptiicht besteht, von Gesetzes wegen, da der zitierte Art. 1 auf der 
Haftpflicht des Fabrikgesetzes naidi Massgabe seiner übrigen Bestim- 
mungen beruht. Für das aber, was über den Rahmen dieser Gruppen 
von Betrieben, die in Art. 1 des erweiterten Hafti)tli(htgesetzes aut- 
gezählt sind, hinausgeht, sucht mau umsonst nacli einer gesetzlichen 
Bestimmung, die die Schweiz. Bundesbahnen dem Fabrikgesetze unter- 
stellen würde. Insbesondere kann eine solche gesetzliche Bestimmung 
nicht in dem Kreisschreiben des Bundesrates vom 8. August 1873, noch 
in demjenigen vom 5. November 1886 (Bbl. 1886 Bd. III S. 581 und 
583) erblickt werden. Abgeselien davon, dass diese Kreisschreibeu eine 
Strafandrohnng nicht enthalten, liaben sie überhaupt den Charakter von 
Strafgesetzen nicht. 

Sofern also der Unfall sich beim eigentlichen Eisenbahnbetriebe 
ereignet hat, waren die Beklagten jedenfalls zn der Anzeige nicht ver- 
pflichtet, die in Art. 4 des Fabrikgesetzes vorgeschrieben ist, und es 
war die Unterlassung keine strafbare nach dem Grundsatze: Nulla 
poena sine lege. 

6. Die Arbeit, bei welcher H. den Unfall erlitten haben soll, ist 
keine solche, bei der eine Haftpflicht gem&ss dem erweiterten Haft- 
pflichtgesetze besteht. Sie ist eine mit dem rein technischen Betriebe 
der Bahn verbundene gewesen. Bestand sie doch in der Bedienung der 
Zentralanlage mit dem Zwecke, einen vorbeifahrenden Eisenbahnzug 
auf das richtige Geleise zn lenken. Somit kSnnte es sich lediglich um 
die Anwendung des BG. betr. die Haftpflicht der Transportanstalten 
handeln, wonach im vorliegenden Falle die Anwendung des Fabrik- 
gesetzes Art. 4 ausgeschlossen wäre. (S. Oskar Erismann, Das 
Schweiz. Eisenbahnhaftpflichtgesetz S. 12 ff.) Das Bandesgesetz betr. 
die Haftpflicht der Transportanstalten vom 28. März 1906 statuiert eine 
Anzeigepflicht nicht. Die Schweizer. Bundesbahnen sind aus den an- 
geführten Gränden freizusprechen. 
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Nr. 131. Eiitseli. des Doiitscheii Ueiehsi^ericlits. 
6. Zivilsenat. Vom 3U. Mai 1907. 

(Du BMht XI Om) Nr. 16/M & SM ZIft Mt7.) 

§ 1 RNaftpffi. M 254, 823 MB. Getttiferts Bttriete|ef«hr imk Mbutik u 
eliar Stall«, w« «Im Eisenbahn mittels Ueberfuhrung Ober ehw taf dtr LmdttratM 

laufende DampfstrasMobAlw gelii 

Gerät jemand auf einer Landstrasse an einer Stelle, vfo die Land- 
strasse von einer mittels Ueberführunf^ darüber geleiteten Eisenbahn 
gekreuzt wird, unter eine auf der Laiidstrasse herfahrende Dampf- 
strassenbahn , weil er infolge des Geräusches eines gerade über die 
Ueberfuhrung fahrenden Eisenbahnsoges das Herankommen der Dampf- 
strassenbabn nicht gemerkt iiatte, so ist bei Abwägung eines etwaigen 
eigenen Verschuldens des Verletzten gegenüber den von dem Strassen- 
bahnunternehmer zu vertretenden, fiir den Unfall ursächlichen Um- 
ständen besonders anc.h zu beriieksiolitijren. dass die Betriebsp:t'talir der 
Dampfstrassenbahn an der Unfallstelle infolge des Ziisamnientreffens 
ihres Betriebs mit den Einwiikunjjen «Ict iiber die Eisenbahnbriicke 
fahrenden Eisenbahnzüp:e erheblich f^esteigert ist. Auch kann im Hin- 
blick auf diese besondere Gefährlichkeit der Anlage eine Verantwurt- 
lichkeit des Strassenbahniinterneliniers aus §823 BGB. in Frage kommen, 
wenn es unterlassen worden ist, die Lokomotivführer mit entspreciieudeii 
Anweisungen betreffs Langsamfahreus usw. zu versehen. 



Nr« 189. Entseh. des Oesterr. TerwaltnngsgeriehtshoflBs. 

Vom 31. Mai 1907. 

(Oastorr. BlamMVwordB.-m. Jabi«. XZ (1M7) Kr. IM & MM.) 

Die Baha Ist nach § 10 lit. c EKG. nicht verfifllohtet, aalissllch der Legung eines Ge- 
leises Ober einen Weg jene Herstellungen zu prästieren, weiche für die <$einerzeitlge 
Ueberfiilirung des Geloises über eine im Lagerplane an Stelle des Weges vorgesehene 
Strasse in Zukunft erforderiicb werden, wenn nicht feststeht, dass auch schon der 

toitehentfa Weg gestSrt wird. 
Et Itt isMtzileli nlebt begriadet, die Qenelade Masiohtlleli dar darah dia talaarialtlga 
StrassenerBfTnung bedingten Hersteilungen auf Bahngrund und der Kostentragung auf 
das Einvernehmen mit der Bahnverwaltung zu verweisen, da im gegebenen Falle über 
deo neaerlioben dieabezüglicben Anspruch der Gemeinde die Behörde (Eisenbaha- 

mlnlsterlam) zu entscheiden hat. 

Der § 10 lit. c des zitierten Eisen bahn-Konzessionsgesetzes kann 
den Anspruch der (jemeiude Wien, so wie er bei der kommissio- 
nellen Begehung des Projektes gestellt wurde, keinesfalls 
stützen. Dieser § 10 ordnet sub lit. c an, dass, wenn durch den liau 
der Eisenbahn öffentliche Wege. Biücken, Stege oder sonstige Kommu- 
uikatiunsmittel ganz oder zum Teile zerstört oder unfahrbar ge- 
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macht werden, die Eiüeiibahiiunternehmung verpflichtet ist, nach 
jedesmaliger Anordnung der Behörden die gestörte Kommunikation 
anderweitig vollkommen wieder herzustellen. Die primitivste Voraus- 
setzung der Anwendbarkeit dieser Norm ist also, dass durch den Baa 
einer Eisenbahn ein Kommunikationsmittel gestört oder unfahrbar 
gemacht werde, eine Voraussetzong, die aber vorliegenden falls nickt 
gegeben ist. TSß mag ja die Möglichkeit zugegeben werden, dass diurcli 
die Legung eines dritten Geleises nnd die mit ihr ermöglichte Ver- 
dichtung des Eisenbahnverkehres die Kommnnikationsmittel, die bisher 
nur zwei Geleisestrftnge za ttbersetzea hatten, eine StOrang im Sinne 
des Gesetzes erleiden, die dann den Ansprach anf Schaffhng einer Er- 
satzkommanikation und die im letzten Absätze des § 10 lit c vorge- 
sehenen besonderen Banherstellnngen erheischt. Allein, dass eine solche 
Störung dnrch die Genehmigung des konkreten Projektes schon jetzt, 
nnd zwar für das bestehende Kommunikationsmittel herbeigeführt 
werden konnte, haben ja die Vertreter der Gemeinde Wien bei der 
kommissionellen Begehung des Projektes nicht einmal behauptet, 
da sie doch die Herstellung einer Unterfahrt bei km 3.7 erst für die 
Zukunft, nftmlich fOr den Zeitpunkt als erforderlich erkl&rten, da an 
Stelle des heutigen Fnssweges die dort nach dem GeneralreguUerungs- 
plane projektierte neue, 17 m breite Strasse eröffnet sein wird. Der 
Anspruch der Gemeinde Wien war also auf jeden Fall verfrüht. 

Dagegen widerspricht derjenige Teil der angefochtenen Entschei- 
dung, in dem die Gemeinde Wien angewiesen wurde, in dem gedachten 
Zeitpunkte wegen der durch die S trassener Öffnung bedingten Herstellung 
auf Bahugrund und der Kostentragung das Einvernehmen mit der 
Aktiengesellschaft zu pflegen, dem Gesetze und musste, da dieser 
Teil sich nicht etwa nur als Begründung der angefochtenen Entschei- 
dung, sondern als selbständiger Ausspruch daratellt, der in die 
Recbtssphäre der Gemeinde Wien einzugreifen geeignet war, als ge> 
setzlich nicht begründet aufgelioben werden ; denn gerade nach dem 
Vorgesagten wird es seinerzeit, wenn die Gemeinde Wien ihren An- 
spruch abermals stellt, ini Sinne des §10 lit. c, Sache der Behö rde, 
d. Ii. des Eisenbahnuiinisteriums, sein, die Herstellung der Ersatzbauten, 
wenn der Anspruch begründet sein wird, anzuordnen, und es 
kann daher nicht angehen, die Gemeinde Wien zur Au.st ragung 
ihres Anspruches au die AktieugeseliscUaft der Wiener Lokal- 
babueu zu verweisen. 
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Nr« 138. Entseh. des 0«sterr. Obenten Oeriehtshefes. 

Vom 1. Jnni 1907. 

(0«8terr. Eisenb..V«roffdn. BI. XX (1907) Nr. 117 S. 2662.) 
Streitigkeiten über Rechtsbeziehungen, welche sich zwischen dem Aerar und den In« 
habern einer sogenannten Vorkonzession für eine Eisenbahn aus der Vorkonzession 
ergeben, sind vom ordentlichen Rechtswege ausgeschlossen und gehören vor die Ad* 

Mlil8tratlvlNlilrd0i. 

Die Klage Mtz% sich auf die im Erlasse des k. k. Handelsmiui- 
steiimns vom 12. Oktober 1890, Z. 38.241, enthaltene Bestimmung, dass 
die Bewilligung asiir Vornabme techoischer Vorarbeiten die Verpflicbtang 
in sich sehUesst^ der Staatsverwaltung das ausgearbeitete Projekt Uber 
ihr Verlangen gegen angemessene Entschädigung abzutreten. Dieselbe 
Bestimmung enthält der Erlass desselben Ministeriums vom 1. Juli 1891, 
Z. 20.147. Die Kläger machen geltend, dass dadurch, dass sie als ge- 
wesene Inhaber der Firma E. S. Söhne, Vorkonzessionftrin, das in dem 
erstzitierten Erlasse enthaltene Versprechen angenommen haben, ein 
Vertrag znstandegekommen sei, aus welchem das k. k. Aerar verpflichtet 
sei. Wenn sich die Sache so verb&lt, liegt eventuell ein für die Vor- 
konzession&rin begründetes Privatrecht vor, worttber auf Grund dessen, 
was eingangs betont wurde, nach dem vorzitierten § 13 die Admini- 
strativbehOrden zu judizieren haben. Der Rechtsweg ist daher ausge- 
schlossen, weshalb aus Anlass der Bevisionsrekurse nach §§ 477 Z. 6, 
478 und 618 ZPO. wie oben entschieden werden musste. 



Nr. 134. Entscli. des Deutschen Belehsgerlchts. 
&. Zivilsenat. Vom 8. Juni 1907. 

(Du UMht XI (UM») Mr. 1« & tll.) 
Die Geiehmlgung von Bahnanlagen gemäss §9 4, 46 Preuss. EisenbG. vom 3. November 
1838 tot nlokt eine pelizeiiiche Verfügung. Für Ansprüche aus dtoeer 6eseiMil|ae| 

(Schäden etc ) ist der Rechtsweg zulässig. 

Die vom Eisenbalmkomiuissariat in Berlin auf Grund der Er- 
mäclitifrun<2: des Haiulelsmiuisters vom 1. März 1864 der Berlin-Stettiner 
Eisenbaliiifresellschaft ( Rechtsvorgän^^erin des Preuss Eisenbalinfiskus) 
erteilte Getieliinifruiii^ der Bauanla<^en zwecks Entnahme des zum Eisen- 
bahnbetriebe erfordeilichen Wassers ans dem M.-iSee ist nicht eine 
polizeiliche Verfugunf? im Sinne des (Jesetzes vom 11. Mai 1842 
über die Znlässigkeit des Reclitswet^es, sondern ein Akt der Aufsicht 
der staatlichen Aufsichtsbehörde gemäss §§ 4, 46 des Gesetzes 
vom 3. November 1838 und § 1 des Regulativs vom 28. November 1848. 
Vgl. RG., Gruchüt Bd. 34 S. 1132. Es handelt sich also um eine 
bürgerliche Rechtsstreitigkeit, für welche der Rechtsweg zulässig ist. 



Digitized by Google 



ÜBtMb. dM Deiitidien Reicbagerlehta toid 10. Joni 1907. 101 

Mr. 135. Entoeh. des Beatsehen BeleluigerlelilB. 
6. ZiTiUenat Vom 10. Joni 1907. 

(JW. Jakvg. M (1M7) R r. lA 8. 480.) 

H 844, 1683 B6B. AMpraoh Im Valart «ireb «liM Itafall leütrtM Sohm 
HIMÜ tr im Sdnieasersatz Verpfllehteten ■tofe HaMiabe der UilirlMlItvtr^ 

ptiehtaif dei QetötetM. 

Nach § 844 BGB. hat der Beklagte dem Kläger insoweit Schadens- 
ersatz zu leisten, als durch den Tod des ihm gegenüber Unterhalts- 
Pflichtigen Sohnes w&hrend dessen mutmasslicher Lebensdauer ihm der 
Unterhalt entzogen ist, zu dessen Gewährung der Sohn kraft Gesetzes 
Tttpflichtet war. Diese Verpflichtung ist aber an bestimmte Voraus- 
setzungen gebunden. Nacli 1612 BGB. ist der Vater gegenftber dem 
Sohne nur dann nnterhaltsberechtigt, wenn er ansserstande ist, sich 
selbst zu unterhalten, und der Sohn nach § 1603 BGB. nur unterhalts- 
pflichtig, wenn er bei Berücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen 
imstande ist, ohne Gefährdung seines standesgemässen Unterhalts dem 
Vater den Unterhalt zu j^ewäliren. Der Kläjrer hatte also für seinen 
Ersatzansprucli gegen den Beklagten darzutun, dass er nach diesen Be- 
stimmungen einen Unterhaltsanspruch gegen seinen Snlin in dem von 
der Klage geltend gemachten Umfange jrehabt hat. Das Berufuiif^s- 
gericht hat aber von einer näheren Erörterung der Bedürftigkeit des 
Klägers und der Leistungsfähigkeit des Sohnes abgesehen. Die Urteils- 
gründe sagen nur: der Getötete habe zu dem Kläger in einem Veihält- 
nisse gestanden, vermöge dessen er kraft Gesetzes diesem gegenüber 
nnterhaltspflichtig gewesen sei. Tatsächlich habe auch der Sohn schon 
auf Grund dieser Verpflichtung dem Kläger einen Beitrag zu seinem 
Unterhalt gegeben. Der Sohn sei zur Zeit des Unfalls 16 Jahre alt 
gewesen und habe nach dem gewöhnlichen T^auf der Dinge seinen zur 
Zeit des Unfalls 48 Jahre alten Vater bis an dessen 70. Lebensjahr 
unterstützen müssen. Das Berufungsgericht verkennt hiernach, dass 
die Unterhaltspflicht des Sohnes erst wirksam wird, wenn der Vater 
bedürftig ist, also nicht ohne weiteres mit dem Unfallstage, und dass 
es nicht darauf ankommt, was der Sohn dem El&ger bisher von seinem 
Verdienst tatsächlich abgegeben hat, sondern was er kraft Gesetzes 
leisten mnsste. Es wlirde also unerheblich .sein, wenn der minder- 
jährige Hauasobn dem Kläger seinen Verdienst zur Verwendung für 
den Haushalt zum Teil fiberlassen hätte. Der daraus ffir den Kläger 
entsprungene Gewinn wäre nicht ein Ausfluss der gesetzlichen ünter- 
haltungspflicht des Sohnes. 
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Nr. 186. Entseh. des Oberlaudesgerichts Stuttgart. 
Vom 14. Jani 1907. 

(Dm Oteht JaJug. ZI (IMV) Nr. IT & I08t Ziff. 1B45.) 
llnf«linrt«r|H<Mti vm 18. Joni t90l. Leistenbruch als Betrlataaafall M MtMr- 

gewShnlieher AnstrMfing in Betriebe. 

Im Sinne des angeführten Gesetzes (womit das wnrttcnibergiscbe 
Unfallfürsorgegesetz vom 23. September 1902 übereinstimmt) kann das 
Austreten eines Leistenbruchs als Betriebsunfall nur dann gelten, 
wenn die Entstehung des Bruchs auf eine aussergewöhnliche, über den 
Rahmen der gewöhnlichen Betriebsarbeit hinausgehende Anstrengung 
zurückzuführen ist. Durch eine voihcr bestehende Bruchanlage wird 
hieran nichts geändert, da diese regelmässig schon vorhanden ist, wenn 
infolge Ueberanstrengiiiig ein Bruch austritt. Der ausgetretene Bruch 
bringt gegenüber dem Zustand der Hruchaiilage eine die Erwerbsfähig- 
keit vermindernde Verschlimmerung des Gesamtbefiudeus mit sich (Uand* 
buch der Unfallversicherung 2. Aufl. S. 31). 

Nr. 187. Entsch. des Peutsehon Relchsgerielits. 

6. Zivilsenat. Vom 17. Juni 1907. 
(Dm BMbt Jahrg. XI ci»07) Nr. If/iS 8.«! JBff. «488.) 

§ i RHaftiifla. Du Eltlaim siaie tlara Bakaaaliegsr nitrahraiM Wagest iwak 
•Sias ArfesHer aatf die da«lt «M a masa M aieiits Till|kelt iaraelbea feMrt alaht nm 

Elteatababetrlslie. 

Werden Eisenbahnwagen von dei* BahuTerwaltnng einem Bahn- 
anlieger zur eigenen Entladung zugefahren und zur Verfügung gestellt 
und nach Entladung von Arbeitern des letzteren wieder in Bewegung 
gesetzt, 80 ist, da das Tun dieser Arbeiter nicht als ein Vorgang im 
Eisenbahnbetrieb des Eisenbahnunternehmers anzusehen ist, ein dabei 
eintretender Unfall nicht als ein Betriebsunfall im Eisenbahnbetrieb zu 
erachten. 

Nr. 188. Kntsoh. des Doutsehen Reichsgorichts. 

7. Zivilsenat. Vom 18. Juni 19Ü7. 

(PrTarwBI. XXIX (iNT) Nr. 4 8. 71.) 

§ 8 Prsast. EatlL vaai i. Jaal 1874. Dar Eatsl|BSts darf steh M der VeriatsarMi 

des mit einem Neubau katetsten Gmndstiiclis die ihm entgebenden Vertelie bere(4insa, 
aber nicht zweimal, indem er ele einerseits bei der Kalliulation des Preises nach den 
Ertragswert berüciisichtigt und andererseits sie noch besonders in bestimmter Sumae 
ausgedrüclct diesem Preise hinzufügt. Ersatz für Mietsausfaile. 

Die Revision meint, es hätten der Verkehrswert (Verkaufswert) 
und die nach dieser Richtung angetretenen Beweise berücksichtigt 
werden müssen. Allein wenn es auch unter T niständen zu empfehlen 
sein mag, den Verkautswert des enteigneten Grundstücks üu eruiitteiu 
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uiiil iliu mit dem aus der anderen Schätziiugsniet linde (jicwonnenen Er- 
gebnisse zu vf'i'frleii lien, so besteht dt»ch für dieses V'erlaliren ebenso- 
wenig eine i editli^lie Notwendigkeit, wie für die ausschliessliclie Taxe 
nach dem Vei kautsw ertc. Ein Gegensjtt/ zwischen der Abscliätzung 
Dach diesem Werte und der Abschätzung nach dem Ertragswert ist 
nicht anzuerkennen. Welclie Methode im Einzelfall anzuwenden ist, 
bleibt dem Ermessen der Sachverständigen und den Verwaltungs- bzw. 
richterli<'hen Behörden überlassen. Nur das ist festzuhalten, dass bei 
der Schadeiusausmittelung nicht mehrere Methoden nebeneinander ge- 
braucht und sich ausschliessende Faktoren nicht gleichzeitig in Rechnung 
gestellt werden dürfen. Insoweit ist nun dem auf die Art der Wert- 
festsetzung bezüglichen Angriffe der Revision die Berechtigung nicht 
abzusprechen. Die SachTerständigen waren gefragt, welches der volle 
Wert sei, den das enteignete Grondstttck zar Zdt der Enteignung im 
Jani 1900 nach Massgabe seiner vollen Ansnntzungsfähigkeit, ins* 
besondere unter Berflcksichtigung desklAgerischen Geschäfts- 
betriebs, gehabt habe. Sie haben nach der Sachlage einen Nenban 
Ar zweckmässig erachtet, ein Projekt entworfen nnd danach den Er* 
tragswert berechnet, davon die Baukosten abgesogen und sind so 

zn der Summe von M. als Wert des Grundstücks gelangt. 

Nach der Fragestellung muss angenommen werden, dass bei der Schätzung 
der Gewerbebetrieb des Klägers in dem Grundstock als werterhöhender 
Umstand in Betracht gezogen und der Neubau unter Berficksichtigung 
der Bedflrfbisse des Klägers für diesen Betrieb konstruiert worden ist, 
dass also ein nicht fttr jedermann, sondern insbesondere fttr den Kläger 
uid dessen Leihbibliothek benutzbarer Ban unterstellt ist. Mindestens 
erhellt nicht das Gegenteil aus dem Gutachten, das vier Läden im Erd- 
geschoese mit Mietswerten von .... vorsieht. Hiermit steht die Ans- 
fBhmng des Beruf nngsrichters nicht im Einklage, dass die von den 
Sachverständigen gefundene Summe den Wert ergebe, den das Grund- 
stück für jedermann habe, und dass deshalb (nach den in dem Ur- 
teile des V. ZS. des RG. vom 4. November 1893, Entscli. Bd. 32 S. 298, 
entwickelten Grundsätzen) dem Kläger ausserdem noch für die ihm er- 
wachsenen geschäftlichen Nachteile eine' besondere Vergütung von 
25000 M. gebühre. Ist die Wertsermittelung nach Massgabe eines Be- 
trags erfolgt, der sich in dem Vermögen des Eigentümers befinden 
würde, wenn er das Grundstück nach seinen intiividuellen Verhältnissen 
müglichst ausgiebig genutzt hätte, so wird man zunächst anzunehmen 
haben, dass sich in diesem Betrag auch die geschäftlichen, auf dem 
Besitze des Grundstücks l)eruhenden Vorteile des Enteigneten ausdrücken, 
und dass er mit ihm aucli für deren Verlast entschädigt wird. Damit 
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ist die Zubilligung einer Sonderentscliädigung für Gescliäftsiiachteile, 
die aus der Veräusserung des Grundstiicks erwachsen, niciit verträglich; 
sie wi\rde zu einer Doppelentschädigung führen, indem die Methode der 
Schätzung nach dem individuellen Ertragswert in nicht zulässiger 
Weise mit der iSchätzung nach dem subjektiven Verkaufswerte ver- 
bunden wird. Der Berufungsrichter sagt ausdrücklich, dass der Kläger 
nach einer Bauzeit von l'/s Jahren, während deren er sich ein Ersatz- 
lokal hätte mieten müssen, das Geschäft wieder an der allbekannten 
Stelle in einem andern eingerichteten Lokale hätte weiter betreiben 
können. Er ist also selbst der Meinung, dass der Neubau im Hinblick 
auf die Leihbibliothek des Klägers und deren Unterbringung in ihm 
gedacht worden sei, and dass die Saehveratändigen diesen Umstand bei 
Findung des Ertragswerts ber&cksichtigt haben. Darum entbehrt die 
auf der UnterstelliiDg eines Verkaufs beruhende Gewftbmng einer 
Summe Ton . . . . f&r Gescbftftsverlust der genttgenden Begiündung. 

Unbegründet ist der sich auf die HietsausfUle beziehende Angrilf. 
Nach der Rechtsprechung des BG. hat der Eigentttmer, dem durch die 
Einleitung des Enteignangsverfahrens schon vor Vollziehung der Ent- 
eignung die Nutzungen des abgetretenen Grundstücks entzogen oder 
geschmUert werden, Anspruch auf besondere Entschädigung. Es ist 
dies namentlich auch für Verluste an Mieten anerkannt, die dadurch 
entstehen, dass ein zur alsbaldigen Ausführung bestimmter Fluchtlinien- 
plan festgestellt und TerOffentlicht wird (RGEntsch. in Zivils. Bd. 43 
S. 8&6). Dabei handelt es sich um einen selbständigen Anspruch, der 
in dem Ersätze des Wertes des enteigneten Grundstücks, auch in dem 
nach individuellem Massstabe gemessenen Werte, kdne Deckung findet 
Damm ist die Büge der Bevision, dass solche Mietsaosf&lle bei Be- 
wertung des Grundstücks nach einem fingierten Neubau nicht zu er- 
statten seien, nicht gerechtfertigt. 



Nr. 181). Kiitseh. des DoutMchcii Kelchsgeriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 18. Juni 1907. 

(Du Baoh» Jabfg. XI (UM) Nr. 1W16 8. UM».) 
f 8 Prsasi. Estfi. vra II. Jsil 1874. ÜrmMtit fOr die Wertbemessung eines teil- 
weite eatsliRetes ÜeblsdefrmdstBoks, welolies za wirtsokaflüdiMi Zweofcet des Est- 

eigneten benutzt wird. 

a) Der Eigentümer ist, da durch die Entschädigung sein Vermögen 
nach der Enteignung wieder auf dpiisdlten Stand gebracht werden soll, 
in dem es sich vorher befand . auch für solche in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit der Enteignung stehende Nachteile besonders zu ent- 
schädigen, welche nicht in dem Werte des enteigneten Grundstückes 
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ihre Deckung finden. Wenn dalier der Eigentümer das enteignete 
(iriuidsuick tiir .seine wii tsciiaftiiclien Zwecke benutzt hat und infolge 
der Enteignung genötigt worden ist, bis zur Beschaffung eines geeig- 
neten Ersatzes besondere Aufwendungen zu macheD, so ist dies bei der 
Bemessung der Entschädigung als selbständiger Faktor zu berücksich- 
tigen. Andererseits soll der Eigentümer dnreb die Entacbädigung nicht 
mehr erhalten, als er durch die Enteignung verloren hat. Verbleibt 
ihm die Möglichkeit, auf der Bestflftche einen dem enteigneten Gtobäade 
entftprechenden Nenban aufzoftlhren, so kann er Erstattung der Kosten 
dieses Neubaues daher nur verlangen, wenn der Wert der enteigneten 
Gebäude jenen Kosten gleichkommt; denn die Frage, ob und unter 
Aufwendung welcher Mittel an Stelle der enteigneten Baulichkeiten ein 
anderweites Oeb&ude zu errichten ist, liegt ausserhalb des Enteignungs- 
verfahrens, das den Eigentümer entschftdigen, aber nicht dadurch be- 
reichem soll, dass es ihm fftr ein bereits seit Jahren vorhandenes Ge- 
binde auf Kosten des Unternehmers einen Neubau verschafft. 

b) Wenn auf einem einheitlichen, zum Teil enteigneten Grundstück 
ein einheitliches Geb&ude errichtet war, und die Teile des Grundstückes 
keine selbständige Bedeutung hatten, sondern insgesamt den Zwecken 
des Grundstückes dimiten» so wird ein Vergleich des Wertes des ganzen 
Grundstückes vor der Enteignung mit dem Wert des Restbesitzes nach 
der Enteignung bei Unterstelinng der möglichsten Ausnutzung beider 
regelmässig ein richtiges Ergebnis liefern. 

c) Will man den Wert einer Baufläche, also den reinen Baustellen- 
wert finden, so kann dafür nicht das jeweilig vorhandene Gebäade der- 
gestalt massgebend sein, dass sein Wert, der sog. Materialwert, von 
dem Ertrage abgezogen wird und die so berechnete Summe den Boden- 
wert ergibt. Dieser Wert bestimmt sich vielmehr nach der Ausnutzungs- 
fähigkeit der Baufläche. Darum ist bei der Ausmittelung des Bau- 
stellenwertes von dem nach einem zweckmässigen Neubauprojekt 
berechneten Ertrage auszugehen nnd sind alsdann die Kosten der Er- 
richtung dieses Gebäudes, der Aufwand, der notwendig ist, um die 
Baustelle bestimniuuf^sgemäss auszunutzen, abzuziehen. 

d) Bei der Frage der Bewertung, insbesondere der Bebauungs- 
fähigkeit eines Kestgrundstückes, haben die durch das neue Unternehmen 
— Verbreiterung der Strasse — zofliesseuden allgemeinen Vorteile 
ausser Betracht zu bleiben. 

e) Ob die Bewertung der enteigneten Fläche nach dem Verkaufs- 
werte oder nach dem Ertragswerte vorzunehmen ist, darüber entscheidet 
das Ermessen des mit der Festsetzung der Entschädigung befassten 
Tatrichters. 
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f) Der Eigentümer findet dafür, dass er mit dem Besitz des ent- 
eigneten Grundstückes aach dessen Natzungen verliert, Deckung in den 
Zinsen, die ihm nach feststehender Rechtsprechung seit dem Tage der 
Besitzeinweisung des Unternehmers gebühren. Vgl. BG. Bd. 31 S. 280; 
Grnchot Bd. 45 8. 346. 

Nr. 140. £nts('h. drs Seh>Yri/er Bundesgericlits. 

Vom 20 Juni 1907. 

,'Zpitschr, d ÜPrn Jur.-Ver. M i'i lieft 8 S 4HK Scliw.l/,. IV fi907j lieft 0 S 69.) 

Fabrikhaftpflicbt. Die vorbehaltlose Zahlung des Lohnes an einen verungluoktea 
ArMtwr bIMet lieiie omidtitilldie As«rkesMS| alltr Ferdtrasflen an dm Usfalle 
«■d kowlrkt ■lebt ebne weitere« die UnterbreebsH der Verjlbraei dereelbea. 

Unter Anerkennung im Sinne des Art. 154 Ziff. 1 OB. kann nur 

ein solches Verhalten verstanden werden, das klar und unzweideutig 
in einer dem Glllubiger erkennbaren Weise das Bewnsstscin des Schuldners 
von der Existenz der Schuld bezeugt. Nun mag die Zahlung des 
Lohnes an einen verunfallten Arbeiter während der Zeit vollständiger 
■Ai'beitsunfälii<,^kpit und von Heilungskosten im allgemeinen und, falls 
niclit Anhaltspunkte für die Annahme einer Liberalität vorliegen, darauf 
beruhen, dass der Arbeitgeber sich hierzu rechtlich veiptiiclitet hält, 
lind die Zahlung mag dies auch zum Ausdruck bringen. Allein das 
Bewusstsein dieser VerpHiclitung braucht sich keineswegs auf die Ge- 
samtheil aller Ansprüche, die ans dem Unfall müglicherweise in Zukunft 
entstehen, zu eistrecken, sondern wird sidi aller Regel nach auf den 
Ersatz des damals erkennbar voriiandenen oder zu erwartenden Schadens 
beschränken. Die vorbehaitlo.se Zahlung des Lohnes und der Arztr 
rechuung hat denn auch niclit die Bedeutung einer Abschlagszahlung 
an einen künftigen Gesamt liaflpllicht:ins|)ruch , sondern sie soll einen 
bereits vorhandenen und geltend gemachten Anspiuch tilgen. Sie bildet 
daher keine jrrnn<lsHtzli<h»^ Anerkennung aller Foiderungen aus dem 
Unfall überhaupt, sondern eine Anerkennung nur jenes bestimmten An- 
spruchs, sowie etwa nocli der Krsatzpfiicht in bezug auf allfällige 
w^eitere Scliadenstolgen des Unfalls, die zur Zeit <ler Zahlung bereits 
— dem Arbeitgeber erkennbar — vorlagen oder zu erwarten waren. 
Damit eine solche Zahlung den Tiauf der Verjähi'ung sonstiger Ansprüche, 
namentlich des Aii.spiuchs wegen dauernder Invalidität, unterbricht, 
nniss somit feststehen, dass zur Zeit der Zahlung weitere Folgen des 
Unfalls nicht mehr ungewiss waren, sondern bereits objektiv vorlagen 
oder mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten waren, und dass dies dem 
Arbeitgeber bekannt war oder h&tte bekannt sein sollen. Und die Be- 
weislast hierfür trifft den Haftpflicbtkläger, der die Unterbrechung der 
Yeijfthrung geltend macht. 
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Nr. 141. Entsch. des Deutschen KeicliKgcrichts. 
7. Zivilsenat. Vom 2 1. Juni 1907. 

(DJZ. XII ri907i Nr. 19 S. 1085.) 

§§1,8, 34 Preuss. EntG. Bei Enteignung im Dringlichkeitsverfahren kann auch für 
den Schädel Ersatz verlangt werden, der durch die Besitzentziehung bis zur Zahlung 

der Entschädigung entsteht. 

Dem Kläger wurde in S. bei Gelegenheit der Anlegung einer 
Eisenbahn ein Teil seines Grundstücks entzogen, auf dem er eine Ma- 
schinenwerkstatt mit Schmiede hatte, und zwar auch der Teil, wo die 
Schmiede stand. Der Bezirksausschuss setzte eine Entschädigung von 
9644.25 M. fest, die Kläger nicht annahm. Im Mai 1000 wmde dieser 
Betrag hinterlegt und dem Kläger im Dringlichkeitsverfahren karz 
darauf das enteignete Grandstttck entzogen. Kl&ger hat sein Gewerbe 
seitdem ohne ümbanten dnreh länschränkang anf blosse Beparatnren 
der Maschinen fortznsetzen gesucht. Er hat im Prozesswege eine er- 
beblich höhere Entschädigung gefordert nnd diese im Laafe des Pro- 
zesses in der Art berechnet» dass er dnreh Vergleich seines Jahiesver- 
dienstes vor der Enteignung (nach zehnjährigem Durchschnitt) mit dem 
Jahresverdienst nach der Enteignung (im Durchschnitt der ersten 5 
Jahre) den Minderertrag berechnet, diesen mit dem 15 fachen kapitali- 
siert und von der so gefundenen Summe 47604 M. den Betrag von 
25979 M. als „Geschäftsschaden" fordert. Das Berufungsgericht nimmt 
auf Grnnd eines in II. Instanz von Sachverständigen aufgestellten 
Projekts an, dass Kläger durch einen Umbau auf dem Sestgrundstück 
zwar nicht seine bisherige Werkstatt mit Schmiede in dem alten Um- 
fang und der bisherigen Braucbbariceit herstellen kOnne, billigt ihm aber 
ausser den Umbankosten und Verlust an Grund und Boden nur eine 
besondere Entschädigung für Verdienstentgang während einer viei- 
monatlichen Bauzeit und fiir den bei der kleineren Werkstatt in Zu- 
kunft entstehenden Minderverdienst zu. Dadurch gelangt es zu riner 
Gesamtentschädigung von 5873.60 M. mehr als der Bezirksausschuss 
festgesetzt hatte, die dem Kläger mit Zinsen seit der Enteignung zu- 
gesprochen werden. Kläger beschwert sich nun mit der Revision da- 
rüber, dass ihm durch diese Entscheidung keine vollständige Entschä- 
gnng im Sinne des § 1 Enteignungsgesetz gewährt sei, da er im wesent- 
lichen seit der Enteignung sein Geschäft habe aufgeben müssen, in- 
zwischen die Kundschaft verloren habe und daher nicht mehr in der 
Lage sei, das Geschäft nacli dem vorerwähnten Plan neu aufzurichten, 
jedenfalls aber grössere Zwischenverlnste erlitten habe, für die ihm 
nichts zugebilligt sei Er hält daher einen weiteren Anspruch von 
10000 M. anfreclit. KG. hebt auf und weist in die Vorinstanz zurück. 
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Wenn dem Eigentttmer der Besitz erst nach endgültiger FestsetamDg 
der Entscbädigang entsogra werde and er diese gleichzeitig mit der 
Besitzentziehung in die Hand bekomme, so sei er damit allerdings in 
in die Lage versetzt, gemftss des zagnmde liegenden Planes za ver- 
fahren, also Tollstftadig entschftdigt. Anders liege die Sache aber, 
wenn die Besitzentziehung im Dringiichkeitsverfahren schon erfolgt 
war nnd die im Verwaltungsweg festgesetzte Entschftdigung, die ihm 
dabei angeboten wurde, unzul&nglich war. In solchem Fall mfisse nicht 
nur ffir die in Zukunft entstehenden, sondern auch für den durch die 
Enteignung bereits entstandenen Schaden entschädigt werden. Der 
Eigentümer mfisse nun freilich auch unter diesen Umständen nicht 
völlig tatenlos die Hände in den Schees legen, er mflsse — wie analoge 
Anwendung des § 254 BGB. ergebe — das seinige tun, um den Schaden 
zn mindern. Kläger habe sich aber anch nicht tatenlos verhalten, er 
habe auf dem Bestgrundstück weiter gearbeitet. Keinesfalls sei er 
verpflichtet gewesen, dem der Bemfung^sentscheidung zagrunde liegenden 
Plan naherzutreten nnd ihn zur Ausführung zu bringen. Abgesehen 
davon, dass dieser Plan keines w^ so selbstverständlich war, dass 
Kläger ihn selbst erfinden konnte, war vorher (in erster Instanz) aber 
die Annahme eines ErsatzgrundstUcks verhandelt, und vor allen Dingen 
waren dem Kläger nicht die Mittel angeboten, um jenen Plan durch- 
zuführen und nach dessen Durchführung den verbleibenden Schaden 
zu decken. Es konnte dem Kläger auch nicht zugemutet werden, jenen 
Plan auf die Gefahr hin durclizufiihren, dass die Gerichte denselben 
verwerfen würden. Es stehe ihm also ein Anspruch auf Ersatz des 
Schadens zu, der ihm dadurch erwachsen sei, dass er jetzt nach Ver- 
lauf von 7 Jahren den Plan nicht mit Sicherheit ausführen könne. Sei 
die Kundschaft inzwischen ganz oder zum Teil verloren gegangen, so 
müsse er dafür entschädigt werden. 

Nr. 142. Entgeh, des Deutsehen Ueichsgcriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 21. Juni 1907. 

a>M BMht Jthtg. XI (1W9) Mr. UM & 1000.) 

g§ ä, 34 PfMM. Este, von II. Jmi 1874. f 254 B6B. f 287 ZPO. Die naltlsl- 

bare Anwendung des § 254 BGB. ist im Enteignungsverfahren aasgesehlosten , da et 
sicli bei der EnteignungeentechSdigung nicht um den Ersatz eines Schaden i. S. dieser 
BestinnMi bandelt. Auch der 9 287 ZPO. ist im Eoteignunstverfaiiren naob fe«t> 
stelMiider W> e l iti pr> d iw| dat RS. «Munraidbir. 

Will man den im § 254 a. a. 0. enthaltenen Grundgedanken io 

sinngemässer Weise auf das Enteignungsverfahren anwenden, so ist 

richtig, dass der Ent<2ignete dem durch die Enteignung geschaiÜBttett 

Zustande nicht völlig tatenlos zuschauen, also die Hftnda in den Schoss 
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legen durftet sondern, seweit die VerhftltniBee es znliessen, sein Gewerbe 
tnf dem Bestgrandsiftek (es handelt sieb nm sog, Geschiftsscbaden) 
weiter betreiben mosste. Es besteht diesfalls aber keine Verpflichtang» 
einen bestimmten von den Sachverständigen angegebenen Plan für den 
Weiterbetrieb seines Geschäftes zur Ansffihriin^ zu bringen, es sei 
denn, dass dieser Plan nach der Gestaltung der Verhältnisse so selbst* 
verständlich und naheliegend war, dass der Enteignete ohne weiteres 
selbst ihn erfinden und als richtige und gegebene Art und Weise, 
seinen Gewerbebetrieb auf dem Restgrundstttck weiter zu führen, er- 
kennen musste. und ihm bei der Enteignung (im Dringlichkeitsver- 
fahren) die Mittel zu seiner vollständigen Entschädigung nach Mass- 
gabe dieses Planes zur Verfügung gestellt werden. Der Unternehmer 
kann sich nicht darauf berufen, dass er die vom Bezirksausschuss fest- 
gesetzte Summe dem Enteigneten angeboten habe. Es handelt sich 
nicht um ein Verschulden des Unternehmers, sondern um die durcli ihn 
herbeigeführte Tatsache, dass dem Kläger im Dringliclikeitsverfaliren 
sein Eigentum entzogen ist, bevor er vollständig eutschädigt wurde. 



Nr. 143. Entseh. des Bevtseken Belebsgeriekts. 
7. Zivilsenat. Vom 21. Juni 1907. 

(Da« Recht Jalir^. XI (1907) Nr. 17 S. 1088.) 

§ 8 Preuss. Elte, vom II. Juni 1874. Nichtanreohnung allgemeiner Vorteile auf die 
Eataohidlinsi. Ole Schitzangsart, ob Ertrags- oder Verkaiftwert, ttebt im frelM 

richterlichen Ermessen. 

a) Eine Anrechnung der allgemeinen Vorteile, die aus dem Unter- 
nehmen, für das die Enteignung erfolgt, entstehen, findet weder auf 
'lie Entschädigung für den dem Eigentümer durch die Enteignung ent- 
zogenen Grundstücksteil, noch auf die Entschädigung für den Minder- 
wert des ihm vei biiebenen Restgrundstücks statt, vgl. R6Z. Bd. 57 
8.242. Lediglich als ein allgemeiner Vorteil ist es anzusehen, wenn 
infolge der mit der Enteignung bezweckten Durchlegung einer Strasse 
die BeetJliche eines Ton der Enteignung getroffenen Gmndstücks Eck- 
grandstftek wird und als solches nicht nur eine grössere Bavfront, 
sondern nach den für Eckgmndstflcke massgebenden BauTorschriften 
snch eine grössere Bebaabarkeit erhftlt; denn es bandelt sich hier am 
einen Vorteil, der allen in einem gldchen VerhUtnis zu der neuen 
Strasse, hier in dem VerbAItnis der Ecklage, befindlichen Gmndstacken 
gemeiDsam ist. 

b) Ein Beehtsgnindsatz, wonach der Bichter gehalten wftre, bei 
Benesning des Wertes einer enteigneten Fl&che nach deren Ertrage 
SIT Eontrolle auch die Schfttsnngsart nach dem Verkanfswert heranza- 

Bg«r, Mmibikii— atUdw EnfeNhaldnogw XXIV. 18 
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ziehen, besteht nicht Es moss. vielmehr nach den Umständen des ein- 
zelnen Falles geprüft werden, anf welchem Wege das richterliche Er- 
gebnis zu gewinnen ist, wobei unter ürostftnden ein Ausgleich zwischen 
den abweichenden Ergebnissen der beiden Sch&tzungsarten in Betracht 
kommen kann. 

Nr. 144. Eiitscli. des Deutsclieii Rolchsjjorichts, 
6. Zivilsenat. Vom 24. J iiui 1907. ' 

^DJZ. XII UüOTi Sr. 19 .S. I0H7 

Unter Ausserachtlattung derjenigen Aufmerksamkeit, zu der der Unternehmer ver- 
■Bge Mliet fiewerbM tottMlert varflllohttt Ist (§ 130 tewUVG.)» kam «Mh il« 
Vattrlistmi voi Sehutzvorkehrniti bei biirflier Benirtisiig diw BahallMriaags 
durch Fabrikarbeiter zan 2we«ke des Fabrlkbetriabt gdiSrai. 

Das Fabrikgrundstttck der Verklagten (Papierfabrik) wird von 
einer eingleisigen Balm strecke durchschnitteD. Es befindet sich anf 
diesem Grundstück ein Bahnübergang. Verklagte hat es geduldet, dass 
die Arbeiter vielfach diesen benutzen, sie hat die Durchgangstttr nicht 
unter ständigem Verschluss gehalten, keine Bewachung angeordnet» 
auch den Fiskus nicht zu weiteren Schutzroassregeln zu veranlassen 
gesucht. Auf diesem Uebergang ist einer ihier Arbeiter vernngllickt. 
Er wird von der Berufsgenossenschaft wegen des LFnfalls entschädigt. 
Letztere nimmt gegen Verklagte auf Grund des § 136 GewünfVG. 
Regress. Vorinstanz weist ab. .Allerdings habe die Verklagte fahr- 
lässigerweise es unterlassen, wiiksame Schutzmassregeln zu erp:reifen; 
aber damit habe sie nur die Sorge, die einen jeden Grundbesitzer 
treffe, der einen Privatweg unterhalte, ausser Augen gesetzt, also keine 
Pflicht verletzt, die ihm kraft seines Gewerbes besonders obliege. 
Die Sicherheit des Weges habe mit der Pajtierlabrikation nichts zu 
tun. RG. hebt auf und verweist in die Voriiistanz zurück. Zwar ge- 
nüge nicht jede Fahrlässigkeit, um den Ansi»ruch zu begründen: es 
müsse die Aufmerksamkeit verletzt sein, zu der der Unternehmer im 
Sinne der §§ 222, 230 St(T. besonders verpflichtet .sei. Es konnten in 
dieser Beziehung besonders die Vorschriften der 120a ff". GewO. zur 
Richtschnur dienen. Der Umstand, dass jeder (irundstücksbesilzer ver- 
jdliclitet ist. den seinen Leuten oder d( m Puldiknm erütfneten Weg ge- 
faiiilüs herzustellen und zu unterhalten, stehe nicht gniiulsälzlieli der 
Annaiime entgegen, dass der Betriebsunternehmer, wenn iiin in dieser 
Beziehung ein Verschulden treffe, die Aufmerksamkeit verletze, zu der 
er vermöge seines (ieweibe.s besonders verpflichtet sei. Vorliegeud 
komme es weseDtlich darauf an, ob der Betrieb des Verklagten es mit 
sich brachte, dass ein häufiger Verkehr der Arbeiter unter Benntsung 
des Bahnübergangs fttr die Zwecke des Betriebes Stattfond. War 
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dies der Fall, so hatte Verklagte als Unternehnierin kraft ihres Ge- 
werbes die besondere Pflicht za entsprechenden Vorkehrungen. 



Nr. 145. Entsdi. des Bentseben Beiehsgerlehts. 

1. Zivilsenat. Vom 26. Jnni 1907. 

(Das Recht Jahrg. XI '19071 Nr. 17 S. 1061 Ziff. 2504) 

§ 133 BI6B. Proapakt elaer Gesellschaft zum Bau und Betrieb ve« elektrieehes usd 

anderen Bahnanlagen. 

Allerdings ist auch bei der Aii.slej^iin^ eines Gestllschaftsvertrages 
der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu liiifteii; jedoch darf aus dem zur V'orbereitung 
der Gesellschaftsgriindun«? verötlent lichten ^Piospckto'' niclits in den 
Vertrag hinein2:etragen werden, das in .'-einen Worten keinen Anhalt 
findet. Dies würde der Fall sein, wenn hei einei- (xe.sellschaft, als deren 
Gegenstand im (Tesellschaftsvertrage derßau und Betrieb von elektrisciien 
und anderen Bahnanlagen, insbesondere der Bau und Betrieb bestimmt 
bezeichneter I^inien angegeben ist, aus einem vorher verölVentlichten 
Prospekt angenommen wird, der Zweck der (Tesellschaft erschöpfe sich 
in dem Bau einer kurzen Bahnstrecke mit Pferdebetrieb. 



Xr. 14(>. Kiitseh. des Deutschen Reichs;^« richts. 

6. Zivilsenat. Vom 27. Juni 1907. 
(Zsltaehr. l Re«lit8|ia. L Beyen Jmhrg. e (1807) Nr. le S. ses.) 

f f RHafl^ll. B6trlefesmtert«liM«r auf eisen Astoiiiieeilelte iet tferjesipe, wetohen 

die Betriebseinnahmen und Ausgaben zufallen und die selbständige Verfögung Ober 
den Betrieb zusteht; die Hauptbahn bis zu dem Punlite, wohin von ihrer Lokomotive 
die Wagen gebraeiit und von wo sie abgeholt werden, das angesohloesene Weric Jen- 

•eHt üeM« PmittM. 

Es kommt flir die Frage, wer der Betriebsunternehmer sei, auf das 
wirtschaftliche Interesse der beiden Beteiligten an dem Betrieb, so wie 
es vom B6. verstanden wird, gar nicht an, also anch nicht darauf, ob 
die Mälzerei oder der Beklagte sieh ans der Ansnütsong des Geleises 
Gewinn versprochen and ob diese Erwartungen siph erf&llt haben oder 
nieht. Der Unternehmer hat vielmehr dann für seine Rechnung den 
Betrieb ausgeführt, wenn ihm die Betriebseinnahmen und Betriebsaus- 
gaben zugefallen sind. Da die Frage auftauchen kann, ob der Betrieb 
auf dem Anschlussgeleise nicht bloss eine Dienstleistung für die an- 
geschlossene Fabrik war, wird noch zu prOfen sein, wem die selbständige 
Verfügung über den Betrieb zustand. Nach den Feststellungen des BG. 
war auf dem Teil des Anschlnssgeleises, wo sich der Unfall zugetragen 
hat, unzweifelhaft der Beklagte Betriebsuntemehmer; er hat mit seinen 
Betriebsmitteln den Betrieb bis zum FSbrikgebäude ausgeführt; er hat 

12* 
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in Gestalt der Zustieifgebtthreii die Betriebseinnahmen bezogen, und 
die sacliliehen nnd peraönliehen Ausgaben für den Betrieb getragen; 
die Ansicht des BG., es habe die Mälzerei mittels der Entrichtung der 
Zostreifgebfihren die Kosten des Betriebs bestritten, ist verfehlt Der 
Beklagte hat anch nach den Bestimmungen des Vertrags mit der 
Mftlzerei nach eigenem Ermessen die Gestaltung nnd Ausführung des 
Betriebs angeordnet, seinen Bedingungen und Weisungen hatte sich die 
M&lzerei zu fDgen. Der Betrieb auf dem Anschlussgeleise war nicht 
etwa eine Dienst- nnd Hilfeleistung des Beklagten für die Mälzerei, 
der er die Betriebsmittel zur VerfQgang gestellt hätte, sondern ein 
Teil und Ansfluss des Gesamtbetriebs der Staatsbahn. In ständiger 
Bechtsprechung liat das Reichsgericht angenommen, dass auf einem An- 
schlussgeleise bis zu dem Punkte, wohin von der Lokomotive der Haupt- 
bahn die Wagen für das angeschlossene Werk gebracht und wo sie 
wieder abgeholt werden, die Hauptbahn, jenseits dieses Punktes 
das Werk Unternehmer des Eisenbahnbetriebes sei. 



Nr. 147. Entseh. des Bentsehen Belchsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 4. Juli 1907. 

(Das Recht Jahrp XI 1907) Nr IT s 1082 ZlfT. MiS.) 

3 a, 7 RHaftpflG. Ersatz der Vermögenseinbusse aus der Auflösung eines Paoht- 
verhältnisses und der Heilungskosten. Art und Betrag der Sicherheitaleistung. 

a) Zu den zu ersetzenden Vermögensnacliteilen, die der Verletzte 
durch eine Aufhebung oder Verminderung seiner Erwerbsfähigkeit er- 
leidet, gehört, wenn der Verletzte infolge der durch den Unfall herbei- 
geführten völligen Erwerbsunfähigkeit zur vorzeitigen Lösung eines 
Pachtverhältnisses genötigt worden ist, auch die Vermögenseinbusse, 
welche dem Verletzten hierdurch, sei es auch nur als mittelbare Folge 
des Unfalls, erwachsen ist; dies gilt insbesondere auch von dem Ver- 
luste, den der Verletzte infolge des vorzeitigen Abzugs von dem Pacht- 
gut an dem Wert des Inventars erleidet. 

b) Die zu ersetzenden Heilungskosten umfassen auch solche Auf- 
wendungen, welche andi nur zur Linderung des Leidens als notwendig 
oder angemessen erseheinen, wie Badekuren, Luftkuren u. dgl. 

c) Allerdings setzt der Anspruch auf Ersatz von Hdlnngskosten, 
wenn er fikr die vergangene Zeit erhoben wird, regelmftssig die Liqui- 
dation der Kosten nach dem tats&chlich aufgewendeten Betrage 
voraus. Wenn jedoch, wie es bei einer dauernd eingetretenen Auf- 
hebung oder Verminderung der Erwerbsfthigkeit oder bei dauernder 
Vermehrung der Bedürfnisse der gesetzlichen Regel nach zu geschehen 
hat, aber auch hinsichtlich der Heilungskosten bei einem dauernden 
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Krankheitsznstande geschehen kann, der Ersatz im voraus verlangt 
und in Form einer Rente für die der Klageerhebung nachfolgende 
Zeit zugebilligt wird, so können die Geltendmachung und die Zuer- 
kenn uug der Rente nicht von dem Nachweise der bisher tatsächlich 
geniachteu Aufwendungen abhängig gemacht werden. Denn der Ersatz- 
pflichtige, der die erforderlichen Beträge dem Verletzten vorzuschiessen 
oder doch jedenfalls seit der Rechtshängigkeit des Anspruchs zu be- 
zahlen gehabt hätte, befindet sich insofern im Erfüllungsverzuge; er 
ist also damit nicht zu hören, dass der Verletzte die Geldmittel, welche 
er zum Zwecke der Heilung und Pflege bedurft hätte, bisher nicht 
aufgewendet habe. 

d) Das Gericht hat daiHher, ob, in weleher Art nnd f&r welchen 
Betrag der Ersatzpflichtige Sicherheit za leisten bat, unter Berttckaich- 
tigung der ümstände des Einselfallee nach freiem ErmeBsen sa erkoinen. 
Die AnaObung dieses Ermessens unterliegt an sich der Bevision nicht 

Nr. 148. Entseh. des Dentselieii Belehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 4. Jnli 1907. 

(Z«ltBchr. f. Recbtspfl. in Bayern Jahrg. 3 (1907) Nr. 19 8. 888. — Das Recht XI Nr. 18 S. 1148.) 

Wenn durch ein Zwisohenurteil nach g 304 ZPO. Ober den 6rand eines Rentenan- 
•prichs enttobieden wird, der auf $ 844 Abs. 2 B6B. gestützt ist, so ist es niclit 
«Minft «rrerierlieh, im das llrMI aMh Ibtr tfe ttHIMie Begrenzung der Reiitea 

•attohtMH. 

Die Bevision rOgt, dats das OLG. die zeitliche Begrenzung der 
Beuten, deren Daner ftkr die einzelnen Klftger verschieden sei, im Ver- 
fahren znm Omnd des Anspruchs hätte vornehmen mflssen. Dieser 
Angriff konnte nicht zur Aufhebung des Urteils fuhren. Zwar h&tten 
die Vorinstanzen auf eine Verbesserung des Klageantrags hinwirken 
Süllen, der eine nach Betrag und Daner einheitliche Rente für die 
Witwe nnd die in verschiedenem Alter stehenden Kinder verlangt, 
während der Witwe nur für die mutmassliche Lebensdauer des Ge- 
töteten, den Kindern in diesem Rahmen nur für die Zeit ihrer Unter- 
haltsbedürftigkeit eine Rente zukommt (§§ 3 Abs. 2 HaftpflG., 1601, 
1602 BGB.). Indes ist bereits in der Klageschrift bemerkt, dass die 
Bente mit dem Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kinder sich ermässigen 
werde. Es ist daher anzunehmen, dass nnr die Fassung des Klage- 
antrags ungenau ist, und der Klageanspruch in Wahrheit nach Mass- 
gabe der gesetzlichen Bestimmungen hat erhoben werden wollen; dass 
jedenfalls das Beruf ungsgeiicht ihn so verstanden und nur mit der 
aus dem Gesetz sich ergebenden zeitlichen Einschränkung 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, die Festsetzung der Dauer 
der Bente für jeden einzelnen Kläger aber dem Nachverfabi-eu vorbe- 
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halten hat. Bei dieser Anslegang des Beruf ungsnrteils ist die Ver- 
weisoog der zeitlichen Begrenzung der Renten in das Nachverfahren 
nicht rechtsirrig. • 

Nr. 140. Entsch. dos Doutscheii Reichsgerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 8. Juli 1907. 
(Ztaolir. f. Klsiab. XIV (1907) Mr. 10 8. tH^) 

S I RHaftpfla. Bei AiMeraobUattisi der lawibnlietotei AeflierfcSMikelt I« Utber- 
•ohreiten dw QieiM «iner StratMnbahn flberwleft du «IfeM VtrtolNiMn das Vtr- 
letttea die BetrletoieTabr als mitwirkesde Ursache derartig, das» die AewasdlS| 
daa § 254 BGB. nr gänzlichen Abweisung des Sohadensanspruchs fiihrea maa. 

Da!^ Berufungsgericht bezeichnet das Verhalten des Klägers, das 
dessen Verletzung durch den Strassenbahn wagen verursacht hat, zn- 
treffend als ein völliges Aosseracht lassen der Vorsicht, die das Strassen- 
leben der Grossstadt von jedem Fussgänger, besonders beim Ueber- 
schreiten der Strassenbahngleise , gebieterisch forderL £s nimmt aber 
zugleich an, man könne nicht so weit gehen, die grosse Unachtsamkeit 
des Klägers allein als die Ursache seines Unfalles zu bezeichnen; denn 
andererseits trete der die Gefahr des Stiassenbahnbetriebes erhöhende 
Umstand hervor, dass die fragliche Strecke zweigleisig iu entgegenge- 
setzter Richtung befahren werde. Das komme dem Kläger zustattCD, 
dessen Entschädigungsanspruch als zum Teil begründet anzuerkennen 
sei. Dieser von der Revision beanstandeten Ausführung hat nicht bei- 
getreten werden können. Das Urteil des erkennenden Senats vom 
3. Juli 1905 (teilweise abf^edriiekt in der Jur. Wochenschrift 1905 
S. 490 Nr. 10), das der Reiufungsiiclitei- für sidi anfüln t. hat auch 
nicht den darin ?:e(undenen Inhalt. Es tiitt nur der damals von der 
Beklagten auffre.stelUen Behauptung entgegen, dass in einem Falle, wie 
er auch hier vorliegt, von einer Mitwirkung der Betriebsgefahr bei der 
Entstellung des Scliadens überhaupt nicht die Rede sein könne. Das 
Berufungsgericht hat daher zwar mit Recht angenommen, dass zwiselieu 
dem Unfall des Klägers und der Betriebsgefahr ein ursächlicher Zu- 
sammenhang besteht und gemäss 204 BGB. erwogen, inwiefern der 
Schaden vorwiegend aus der einen oder anderen Ursache etit.spi ungeu 
ist, aber weil die in dem angefochtenen Urteile fest2:estellten Umstände 
ersreben. (la^s der Kläger die Betriebsgefahr durch .Anwendung der 
gewühnlichsten Aufmerksamkeit abwenden konnte, so ergibt sich daraus, 
dass das eigene Verschulden des Klägers die Betrieh.sgefaln- als mit- 
wirkende Ursache in dem Masse übei wiegt, da.^s die richtige Anwen- 
dung des § 254 BGl?. zur tränzlichen Abweisung des vom Kläger er- 
hobenen Ersatzanspruches führen muss. 
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Nr. 150. Kntoeh. des 0b<Tlaiid(>sc:erielit8 Hamburg. 

Vom 9. Juli 1907. 

Das Rrclif XI ilWl' Nr 20 S. 1278.) 

Art. 44 Internat. Uebereink.; g 438 D. HGB.; g 90 EisenbVerkO. Bei Frankosendung 
erlischt diroh Annalime das Guts jeder Ansprucli gegen die Eisenbalin aus den 

Fnwhtvtrtraflt. 

Die Annahme, dass § 438 HGB. nicht ffir Frankosendangen , son- 
dern nur dann gelte, wenn der Empfänger die Fracht bezahlt hat^ 
kann nicht geteilt werden. Jedenfalls ist diese Annahme f&r das Eisen- 
bahnrecht nnzntrelfend. Art. 4i des Internationalen Eisenbahn -Ueber- 
einkommens, dem § 90 EisenbVerkO. nachgebildet ist, regelt diese 
Frage erschöpfend. In Abs. 1 ist der allgemeine Grundsatz aufgestellt, 
dass, wenn die Fracht bezahlt und das Gut angenommen ist, die Haf- 
tung der. Bahn erlischt; in Abs. 2 sind die 'Ausnahmen von der Bogel 
angeführt, und unter ihnen ist der Fall, dass der Absender die Fracht 
bezahlt, nicht aufgeführt. Er kann' daher auch keine Ausnahme bilden. 



Hr» 151. £utt>eh. des Oesterr. Obeniteu (ierlciitsboies. 

Vom 10. Juli 1907. 

i()c<terr Kisenli -Veronln.-Bl. XX (1907^ Nr. 115 S 2626.) 

1. Ein Verschulden eines Reisenden an dem ihm zugestossenen Unfälle liegt nicht erst 
dann vor, weon derselbe eine durch das EisenbBetrRgi. direkt verbotene Haadlung 
vomiMMt, aoiHlera uoh mIim im, wam iir Reltwit ienea firad vta Asfnerkaan- 
koft MlMldtarerwelM ansser aeM lUst, weleboa das Saartz (§ 1297 ABSB.) M 

gewShnllchen Fähigkeiten bei jedermann voraussetzt. 

2. Die Bahnverwaltung haftet bloss für die Einhaltung bestehender Vorschriften, Ist 
abar aicbt varpflichtet, Sicherheitsvorkehrungen in denkbar weitesten UmfaBga uad 

ohne Jede Rücksicht auf die Kosten zu treffen. 

Die Annalime, die Kläf^eriu sei beim Verlassen des Zuges nicht 
acht- oder sorglos vorgegangen, stellt sich nicht als eine Feststellung 
von Tatsachen, sondern als ein rechtlicher Schliiss dar. Die Feststel- 
lung der ersten Instanz, dass die Klägerin an eine Stelle der Stirn- 
wand griff, wo die Quetschung möglich wat , erscheint daher durch die 
zweite Instanz nicht geändert. In dem llingreifen auf eine Stelle, wo 
eine Quetschung durch die zufallende Tür möglich ist, muss aber eine 
Unvorsichtigkeit der Klägerin erkannt werden, welche den Mangel der 
gewöhnlichen Aufmerksamkeit bekundet. Sieniusste sich der Gefährlichkeit 
ihrer damaligen Stellung bewusst sein, sie mnsste wissen, dass das An- 
lehnen der Hand an jene Stelle ein Einklemmen derselben leicht zur 
Folge haben könne. Sie hat .sich daher die Folgen des ihr eben nur 
durch dieses ihr unvorsichtiges Verhalten zugestossenen Unfalles .selbst 
zuzuichieiben. Es war auch zu erwägen, dass ein Verschulden des 
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Passagiers nicht erst dann vorlie<2:t, wenn er eine durch das Eisenbahn- 
Betriebsreglement direkt verbuteiie Handlung vornimmt, sondern viel- 
mehr ein solches schon dann gegeben erscheint, wenn er jenen Grad 
von Aufmerksamkeit, welclie das Gesetz (§ 1297 ABGB.) bei gewöhn- 
lichen Fähigkeiten bei jedermann voraussetzt, schuldbarerweise ausser 
acht lässt, was bei der Klägerin, wie oben gezeigt, im vorliegenden 
Falle tatsächlich der Fall war. Das Berufungsgericht liat erachtet, dass 
der Bahnverwaltung ein Verschulden zur Last falle, indem sie gegen 
das selbständige Zuschlagen der Tür nicht Abhilfe geschaffen habe. 
Dieser Anschauung vermag das Revisionsgericht nicht beizutreten. 
Laut des Gutachtens des Sachverständigen steht das selbständige 
Scliliessen der Tür mit den bestehenden Vorschriften nicht im Wider- 
spruche und ist eine praktisch unvermeidliche Erscheinung. Laut des- 
selben Gutachtens besteht für das ganze Personal bezüglich der Waggons, 
welche mit Stirnplateaus versehen sind, auf welche die Wagentüren 
ausmünden, keine Verpflichtung zum Oeffuen der Waggontüren. Ins- 
besondere besteht keine Verpflichtung des Zugbegleitungspersonales zum 
Fixieren der Türen in ganz geöffnetem Zustande. Die Bahnverwaltung 
haftet bloss für die Einhaltung der bestehenden Vui Schriften. Es ist 
übrigens vollständig richtig, dass der aus dem selbsttätigen Zuschlagen 
entstehenden Gefahr dadurch begegnet werden könnte, dass auf jeder 
Plattform eines jeden in Frage kommenden Waggons ein Zugsbegleiter 
postiert werden würde, welcher die Tür entsprechend zu bedienen hätte. 
Dadurch würde zwar jede Gefahr beseitigt sein, aber der ganze Ver- 
kehr auiliören müssen, weil das Zngsbegleitungspersoual so stark ver- 
mehrt werden müsste, dass die Bahnunternehmung gezwungen wäre, 
den Betrieb wegen Uner.schwinglichkeit der Kegieauslagen einzustellen. 
Uebrigens haftet die Bahnverwaltung schon deshalb nicht für die Unterlas- 
sung einer solchen Massregel, weil letztere nicht vorgeschrieben ist. Ange- 
sichts des Umstandes, dass ein Selbstverschulden der Klägerin festge- 
stellt ist, dass ein konkurrierendes Mitverschuhlen der Bahn nicht ver- 
mutet wird und auch nicht festgestellt erscheint, ist es unerheblich, za 
untersuchen, ob die übrigen Voraussetzungen des § 1 des Haftpflicht- 
gesetzes zutreffen. Auf Grund des § 2 lit. c musste die Klage jeden- 
falls abgewiesen werden. 



Nr. 152. Entseh. des Deutseheii Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat Vom 11. Jnli 1907. 

(Dm BMh( Jutag. ZI (ItOff) Nr. 17 B. Mtt 2M1 

§ 294 B8B. g 1 RNaftpM. Bai Utfeenehreltsi elttr StrastMibalHi aar dar iffiwt- 
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lidMi Landatrasse ist die Annahne nicht zu beanstanden, dass vorwiegend die 6a* 

rährlichkeit des Bahnbetriebs den Unfall verursacht hat. 

Die öffentliche Landstrasse stellt auch auf dem mit den Geleisen 
einer Strassenbahn belegten Teile dem allgemeinen Fus.sgiingciverkehr 
offen. Ein Fussgänger, der dort geht, hat jedoch die Verpflichtung, in 
kurzen Zwischenräumen sich danach umzuschauen, ob nicht ein Strassen- 
bahnvvagen herannaht. Unterlässt er dies und wird er infolgedessen 
von einem Strassenbahuwagen erfasst, so trifft ihn der Vorwurf eigenen 
Verschuldens. Es ist indes auch in solchem Falle die Annahme nicht 
zu beanstanden, dass vorwiegend die Gefährlichkeit des Strassen- 
bahnbetriebs, da die Motorwagen ziemlich geräuschlos herannahen, nicht 
auszuweichen vermögen und nicht in kurzer Zeit zum Stehen gebracht 
werden können, den Unfall verursacht hat. Dies gilt um so mein-, 
wenn die Betriebsgefahr durch ein Verschulden des Mutorführers noch 
erhöht worden ist, indem dieser die Strecke nicht mit der gehörigen 
Aufmerksamkeit überschaut, und infolgedessen den sich bereits seit ge- 
raumer Zeit in den Geleisen bewegenden Fussgäuger nicht wahrge- 
noniuieu iiat. 



Nr. 153. Eiitsch. dos Oosterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 17. Juli 1907. 
(Oflstsrr. BiMab.-Veioida.-BL XX (1W7) Mr. lU & Moe.) 

FIr KBrperbM«kUI|«agMit welolia liaM uf die alt der Anwaadiif dar Daaffkrafl 

verbundenen Gefahren im Verkehre eiaer Eisenbahn zurudtzufQhren sind, haftet die 
Eiaenbahn nicht nach dem Haftpflichtgesetze von 5. März 1869, RGBl. Nr. 27 (Ver- 
laiiUB alaaa Relaaadea darob Aaaglelten beim Ausataigaa aas «iaeni atillttabaadaa 

EiseRbahflzuge). 

Das BeTiaioDSgericht vermag sich der Auffassung, dass eine Er- 
eignung im Verkehre im Sinne des Eisenbahn-Haftpflichtgesetzes vor- 
liege, nicht tnnischliesieii, da das BeschrnDtzen eines Trittbreites durch 
den Vomitns eines Passagiers aoch bei einem gewöhnlichen Fuhrwerke 
denkbar ist iind mit den dem Dampfbetriebe eigenen Gefahren nichts 
gemein hat Denn nur die mit der Anwendung der Dampfkraft ver- 
bundenen Gefahren sind das Motiv für die Statuiemng eines bahnamt- 
lichen Verschuldens im Falle einer Körperverletzung. Die Voraus- 
setzung ist daher, dass die Beschftdigung mittelbar oder unmittelbar 
auf Anomalien des Betriebes zurttckznflkhren ist, welche sich bei An- 
wendung des Dampfes als bewegender Kraft ergeben. Von diesem Ge- 
sichtspunkte fUlt die gesetzliche Ptftsumtion des Verschuldens der 
Bahnnntemehmung weg, und wftre es Verpflichtung des Klägers ge- 
wesen, ein solches nachzuweisen. Diesen Beweis hat Bevisionswerber 
nicht erbracht. Wenn die Verh&ltnisse des Staatsbahnbetriebes in einer 
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GrüSi«istadt beiUcksiclitijrt werden, ersclieint es im Hinblicke auf die 
Massenbeförderung des Publikums, die vielen rasch aufeinander fol^rendeu 
Haltestellen und den kurzen Aufenthalt in denselben ungerechtfertip^t, 
zu verlangen, dass die Hahnunternelnnung im gegebenen Falle hätte 
Vorsorge treffen sollen, dass das Trittbrett des Stadtbahnwaggons so- 
fort nach seiner wiihrend der Fahrt eingetretenen ßeschnnitzung wieder 
gereinigt werde. Hierin liegt somit keine widerrechtliciie Unterlassung 
im Sinne des § 1294 ABGB., weshalb die Klage mit Jäeclit abge- 
wieseu wurde. 

Nr. 154* Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 23. Juli 1907. 

(Ocstcrr. ElsMb.-VeroidiL-BI. XX (1907) Nr. 188 S. 2881.) 
Eiteignung. Bei der Feststelfang der tatsächlichen Verhältnisse behufs Ermittelung 
der Entschädigungsleistung ist auch auf den Umstand, dass das enteignete Grundstück 

im Bauverbotswege der Bahn liegt, entsprechend Bedacht zu nehmen, 
taitt M 24 md 25 den 66t. von 18. Februar 1878, R6B1. Nr. 30, slnd.dlt dtr- 
liitloen tatoMiHeboa VorhiltaiMO, ntekt Upio kinftlio MSgliohkoiton, wie Einba- 
ziohng der zu enteignenden Grundstöcke in einen noch nicht genehmigten und über- 
dies erst nach Jahreii seine Wiricsamlieit äussernden Regulierongspian, für den Umfaag 

der Entschädigung massgebend. 

Die enteigneten Parzellenttdle sind derzeit noch Ackerboden 
und W lesen rain. Bei Bestimmung der Entschädigungsziffer wuide 
wesentlich die Eignung der Grundstücke als Holzlager- oder Bauplatz 
in Betracht gezogen. Da jedoch die enteigneten Ohjekte vollständig 
im Bauverbotsrayon liegen, so erscheint deren Verwendung als Holz- 
lagerplatz mit Klicksicht aut die Bestimmung des § 99 Abs. 2 der Eisen- 
bahn-Betriebsordnung vom Ii). November 1851, RCJBl. Nr. 1 ex 1852, 
wenn nicht au-sgesdilossen , so doch mindestens in Zweifel gestellt. 
l)as gleiche gilt beziiLHich ihrer Verwendung als Bauplatz, da nach 
§ 18 der hierfür zuniiclist massgebenden Bauonlnung für Kärnten vom 
13. März 1866. lAi Bl. Nr. 22, Neubauten in einer Entfernung von 
weniuei- als 9.5 m vom Beieiclie der Balinkrone einer Lokoinotivbalin 
regelniäs.sii: nicht zu gestatten sind, wobei die politische Beliid'de eine 
Ausnalinie vi»ti dieser Bestimmung bewilligen kann. Dass diese für die 
Bestimmmijj der Entschäiligungssuninie entscheidenden Umstände von 
den Sacliver.sländigeii, wie die.'^es das Kekursgericht annimmt, l)erück- 
sichtigt wurden wärt-n. liegt nicht vor, es mnss vielmehr das Gegenteil 
hiervon aiigeiioinnien weiden, nachdem das (iericlit eister Instanz, das 
sich ohne weiteres dem «Hituchten der Saclivei>tandigen angeschlossen, 
hervorhebt, dass der Wert der enteigneten Flächen trotz ihrer Lage 
im r>an\ ci botsrayon dem Werte der übrig bleibenden Parzellenteile 
lolgeu muss, da ja auch bei einem Baugruude nicht alle Teile UesselbOQ 
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verbaut sein mUsseii. Diese Annabme ist in solcher Allgemeinheit ge- 
wiss unrichtig, und ergibt sich dieses schon aus dem Gutachten der 
Sachverständigen, welche mit Rücksicht auf die nunmehrige Ueber- 
tragung des Bauverbotsrayons auf die übriggebliebeneu Gruudteile eine 
Wertverminderung derselben annahmen. 

Hierbei blieb jedoch uubeaciitet. dass die Lage im Bauverbots- 
rayon auch für die enteigneten (irundflikhen eine Wertverminderung 
bedeutet, eine IJnterlassun'r. die nicht etwa durch den Hinweis auf das 
Wachstum der Stadt V. nnd auf die mögliche Einbeziehung der in Rede 
stehenden Grundstücke in den noch nicht genehmigten und über- 
dies erst nach Jahren seine Wirksamkeit äussernden Re- 
gulierungsplan behoben werden kann, weil nach den §§24 nnd 
25 des Gesetzes vom 18. Februar 1878, RGBl. Nr. .30. die derzeitigen 
tatsächlichen Verhältnisse, nicht blosse künftige Möglichkeiten, für 
den Umfang der Entschädigung massgebend erscheinen. 



Kr. 155. Entseh. des Beatsehen BelehsgeriehtB. 

6. Zivilsenat. Vom 16. September. 1907. . 

S 2 HafIfflG. f§ 823, 254 BGB. Wer sich nr ReHmf anderer selbst in Leben«« 
gefabr begibt, handelt nur dann ohne Verschulden, wenn er nach den Umständen des 
Falls annehmen durfte, sein Vorhaben werde von Erfolg sein. Dies ist aber nicht 
von Standpukte kihler Ueberiegung, sondern der Notwendigkeit eines raseben Ent* 

idihntet n bearttlln. 

Das Bemfungsgericht führt aus: Bei der gegebenen Sachlage habe 
fftr den Getöteten der (Tedanke an die ihm selbst drohende Lebens- 
gefahr zurücktreten müssen, und es könne ihm nicht der Vorwurf der 
Ausserachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt gemacht 
werden, wenn er im Interesse des Rettungswerkes jede Rücksicht auf 
sich selbst abgewiesen habe. Der Revision kann zugegeben werden, 
dass dieser Satz, für sich allein betrachtet, das Bedenken hervor- 
raft, dass, wer einem anderen das Leben zn retten versucht, nicht auf 
Gefabr des haftpflichtigen ßetriebsunternehmei's ohne jede Vorsicht 
nnd Ueberlegung nnd ohne jede Aussicht auf Erfolg handeln darf. 
Wer sich selbst in Lebensgefahr begibt, nm andere zu retten, handelt 
nnr dann ohne Versehulden, wenn er nach den TJmst&nden des Falles 
berechtigterweise annehmen durfte, sein Vorhaben werde von Erfolg 
begleitet sein, und nur beim Vorliegen solcher Umstände kann von Er- 
f&Uang einer sittlichen Pflicht die Bede sein. Das Bemfungsgericht 
hat indessen derartige Umstände, die nicht vom Standpunkt kühler 
üebei legung, sondern unter Berficksichtigung der zn einem raschen Ent- 
schlösse drängenden Aufregung zu beurteilen sind, festgestellt; es legt 
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dar, der Getötete habe damit reclinen dürfen, dass der Zugang zu dem 
Raum, in dem die gefährdeten Arbeiter lagen, allmählich durch den 
Hinzutritt atmospliärischer Luft ungfdfiihrlich geworden war, er habe 
annehmen diirfen, dass Hilfe, wenn sie unverzüglich gebracht werde, 
Aussiclit auf Erfolg liabe, und es ist ihm auch darin beizustimmen, dass 
er nicht fahrlässig handelte, wenn er unter diesen Umständen nicht erst 
auf die Herbeischaffung des Rauchhelms wartete. Hiernach ist der ihm 
von der Beklagten gemachte Vorwurf, er habe tollkühn und ohne jede 
üeberlegung gehandelt und sein Leben durchaus zwecklos in die Schanze 
geschlagen, nnbegfündet; in der durch die Sachlage gerechtfertigten 
Annahme, dass seine Hilfe voraossichtlicL von Erfolg begleitet sein 
werde, hat er zur Erfüllung einer sittlichen Pflicht und im Interesse 
seiner Prinzipalin, der Beklagten, sich in Gefahr begeben. 



Nr. 156. Enfseh. des Dentsehen Relehsgeriehts. 

7. Zivilsenat. Vom 20. September 1907. 
(Jw. stjug. M (ito9) Nr. M a no zur. h.) 
I 8 Prenss. EntG. von II. Jonl 1874. Ea kann nicht anerkannt werden, dass, wenn 
der wirkliche, durch die örtlichen und zeitlichen Verhältnisse bedingte Verliaufswert 
eines einzelnen, bestimmten Grundstücks ermittelt werden soll, lediglich durch mecha- 
nische Halbteilung des Unterschiedes zwischen firund- und 6ebäudswert einereeita 
a«l Crtraitwerl aManrHlit ■!! lr|is4«tlilMr Slohirbtil ier wMdiale VirtbMfliirart 

ftfisies wwim Msito. 

Es ist nicht einznseben, welche allgemeinen theoretischen Er- 
wägungen nnd Oittnde die Richtigkeit dieses Ergebnisses für den einsei- 
nen Fall verbürgen sollten. Ein allgemein gültiger Erfabmngssatz 
dieses Inhalts kann aber nicht bestehen, da die massgebenden Örtlichen 
nnd zeitlichen Verhältnisse zu yerschieden sind. Im allgemeinen ist 
anter den hentigen Verhältnissen der VerkanCswert nach Massgabe des 
Ertragswertes, jedoch unter Berttcksichtigong etwaiger entsprechender 
VergleichskiUife oder der sonst festzustellenden Preise der in der be- 
treffenden Oertlichkeit belegenen gleichartigen Hausgmndst&cke zu er- 
mitteln. Dabei ist in der Bogel zn erfordern, dass die Feststellung 
des Ertragswertes in eingehender Weise erfolgt, dass insbesondere die 
Abgaben, Lasten und Unkosten nicht summarisch nach einer allge- 
meinen Schablone, sondern im einzelnen berechnet und dabei auf Alter 
und Beschaffenheit des Gebäudes nnd die daraus fQr die Ertragsbe- 
messung sich ergebenden Faktoren Rücksicht genommen wird. 
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Nr. 157. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

7. Zivilseuat. Vom 27. September 1907. 
(JW. Jahrg. 88 (iwn) Hr. W &7lt aUft IBw) 

fi$ 8, II Prent. EM vmi Ii. Jtai 1874. AMpraok iM Mietart uf Ertati aHer 
SflMMM am dar Eattifaaai. Dar Rlekter kat aaMstSaili za prOfea, ak aai lawia* 
«rail dar Batrag daraalbM la iir EatalgnungsenttahUliaai fir daa Sraadatlak ia- 

bafrUrea ist. 

Nach § 11 Enteignimgsgasetz yom 11. Januar 1874 hat der Kläger 
als Mieter Ersatz, und zwar ebenso, wie der enteignete Grundstücks- 
eigentümer vollständigen Ersatz des Schadens zu beanspruchen, den er 
dorch die Enteignung erlitten hat. Bei der Bemessung des Schadens * 
sind alle yermögensrecbtlichen Vorteile zu berücksichtigen , die ihm aus 
der raietweiseu Benutzung des Grundstücks erwachsen waren und durch 
die Enteignung entzogen worden sind. Der Kläger hat daher Anspruch 
nicht nur auf den Betrag, um den für die Zeit vom 1. Oktober 1901 
bis zum 1. April 1903 die zu zahlende Miete hinter dem ob- 
jektiven Mietwert des von ihm genutzten Ladens zurückblieb, 
sondern darüber hinaus auf Ersatz aller sonstigen Schäden, die 
ihm dadurch entstanden sind, dass er sein Geschäft nicht erst am 
1. April 1903. sondern schon am 1. Oktober 1901 aus dem enteigneten 
Grun(bliick verlegen niu.sste. Dabei macht es keinen Unterschied, 
ob das Mietrecht des Klägers dinglicher oder nur persönlicher Art ist 

(RG. 29, 273) Der Berufungsrichter wird aber weiter zu prüfen 

haben, ob und inwieweit der zu ermittelnde Schadenbetrag in der nach 
§ 8 Enteignungsgesetz für das enteij^nete Grundeigentum bestimmten 
Entschädigung begriffen ist. Diese Entschädigung, die durch den Be- 
schluss des Polizeipräsidiums auf 662929 Mark 50 Pf. festgesetzt 
worden ist, sollte freilich nach der Absicht dieser Behörde eine dem 
Kläger gebührende Entschädigung nicht mit umfassen, denn nacli der 
Meinung dieser Behörde standen dem Kläger Ansprüche auf eine Ent- 
Schädigung überhaupt nicht zu. Der Berufungsrichter wird aber selb- 
ständig zu prüfen haben, ob nicht die Begründung des Beschlusses er- 
gibt, dass in der dort festgesetzten Entschädigung der dem Kläger ge- 
bühreude BeU*ag ganz oder zum Teil enthalten ist. 



Nr. 158. Eiitsch. des Beutscheu Keichst^erichts. 

7. Zivilseuat. Vom 27. September 1907. 
(Dm Becbt Jahrg. xi (i907} Nr. tl 8. nu.) 

f 9 Praata. EatS. vaai II. Jaal 1874. Das UaNraalmaraeht lat van EigeatlMr sar 
V^aidaai dsa Varlaatas saaiehat bei der Eatal|aaifaksh9rde latfsa 9 25 l.a. 

laltoad 2a aiaaliaa. 

Der Eigentttmer mnss das ihm nach § 9 zostehende Becbt, beim 
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VorbandeDsein der dort bestimmten Voraassetzangen von dem Ueber- 
nehmer zu verlangen, dass dieser das Bestgrandstflck ganz oder teil- 
weise übeniehme, gemfiss § 25 a. a. 0. onbedingt zunächst yor der 
EnteiguangsbehOrde geltend maeben. Hat er dies onterlassen, so bat 
er jenes Recbt verloren und kann daher weder nachträglich im Rechts- 
wege jenes Verlangen stellen « noch auch seine Unterlassung dadurch 
unschftdUch machen, dass er, der Eigent&mer, zu diesem Behnfe die 
Einleitung eines neuen Enteignungsverfahrens bezOglich des Kestgrand- 
Stocks beantragt. 

Nr. 159. Entseh. des Bezirkss^orteht» für Ifandelssaolieii In Wien. 

Vom 30. September 1 907 

(AII#?. Tnr.-Aiiz. Jahrg. X.WI iw, Si Ki .-^ s.;' 

Wenn durch die AusübuRg des der Eisenbahn unter gewissen Voraussetzungen zu- 
stehMdM RmMm, elsM anderM alt dea !■ Fraefttlirltfe anoegebenen Transportweg 
u bMittM, die ieadmi das AnspraehM avf elae Refakti« veriustig wird, welehe 

M BMitnng des vorgeschrMMtn Weges zustand, so Ist die Eisenbahn m Er- 
stattung der hieraus resultierenden Frachtdifferenz verpflichtet. 

Aus dem Frachtbriefe Beilage A, der die Angabe «Barcs transit' 
enthielt, mnsste der abfertigende Beamte in Essegg ersehen, dass Bares 
nicht die Bestimmungsstation für die Sendung sei, dass die SeiKlung 
vielmehr von Bares ans werde weiter befördert werden. Aus dein Um- 
stände ferner, dass die Sendung aus einem Gute besteht, für dessen 
Transport im Falle des Einlangens auf der Route Nasice— Slatina eine 
Refaktie mit Publikation vom 7. Dezember 1905 eingeräumt wurde, im 
Zusammenhalte damit, dass es sieb gerade um dieses Out handelt und 
dass gerade diese Route vom Absender vorgeschrieben war, mnsste der 
abfertigende Beamte in Essp-jj: bei Anwendung auch nur der gewöhn- 
lichsten Aufmerksamkeit entnehmen, dass die Routen Vorschrift vom Ab- 
sender wegen der zu erlangenden Refaktie beigesetzt wurde und dass 
bei Tnstradierung des Gutes über die königl. ungar. Staatsbahnen dem 
Absender die Refaktie verloren gehe. Wenn nun der abfertigende Be- 
amte trotzdem die Instradierung des Gutes iiber die königl. ungar. 
Staatsbabnen vorgenommen hat, so stellt sich dies als grobes Ver- 
schulden eines Bahnorgans dar, für das die Balm aufzukommen hat. 
Allein selbst wenn ein grobes Verschulden der Bahn nicht angenommen 
würde, winde dies an der Sach- tind Rechtslage nichts ändern. Es 
darf nicht übersehen werden, das.s der Absender den Transportweg an- 
gegeben hat und dass die Eisenbahn daher nur unter den im § öl 1 
Z. 1— H BelrRgl. bezeichneten Voraussetzungen berechtigt war, für die 
Beförderung der Sendung einen anderen als den vorgeschriebenen Weg 
zu benützen. Von diesen Voraussetzungen liegt nun die unter Z. 2 be- 
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zdchoete nicht vor, tla dnrah ttbereiostinuDeodos Parteivorbriagen . fest- 
gestellt, dass die Fracht auf der Liuie der königl. ongar. Staatsbahnen 
eiiie höhere ist, ate die Fracht aaf der Bonte Nasice— Slatina abzügliclr 
der fiefaktie. 



Nr. Eiitsch. dos Deutschen lleiclisirorichts, 

3. Zivilfsenat. Vom 1. Oktober I9ü7. 

§ I B^amtFürsG. § I HaftpflG. Ein Betriebsunfall iiegt nicht vor. wenn ein Lolio- 
MtivfOrer asMaritalb tfw DtesttM aef tlH !■ HaiehiaMtchippta •tlltetdieads 
■aacMae nr Estaakm waraies Wassert für selsss psrsisllsiM« Bedarf steigt ssd 
bei« Nsrabslsiiss sv FaH kSHSit, süss dsss Irgesiwslsto Elle isittsa war. 

Der Kl&ger hatte am Morgen des IL Oktober 1905 den Personen- 
zDg 306 Ton Landsberg a. W. nach dem Bahnhofe Onmewald gefahren, 
wo er 9*" vormittags eingetroffen war. Auf dem Bahnhofe Oronewald 
hatte er bis 7*" abends finhepaose, zu welcher Zeit er den Zog 303 
nach Iiandsberg anr&ckznfahren hatte. Die Maschine des Zoges 306 
wurde in den Maschinenschnppen eingestellt. Am Nachmittag begab 
rieh der Klftger, der inzwischen zu Mittag gegessen hatte nnd einige 
Zeit spazieren gegangen war, wieder in den Maschinenschnppen, um 
sein Bettzeug von seiner Maschine zn holen. Dabei bestieg er, in der 
Absicht, warmes Wasser zum Gurgeln für sich zn entnehmen, eine neben 
seiner Maschine im Schuppen stehende andere Maschine und kam beim 
Herabsteigen von ihr dadurch zu B^all, dass er irrtümlich annahm, dies« 
Maschine habe ebenso wie die seinige zwei Stufen, w&hrend sie deren 
drei hatte. Die durch den Fall hervorgerufene Verletzung hatte die 
Dienstunffthigkeit zin FiAiXi-. Bei dieser Sachlage kann der dem Kläger 
zngestossene Unfall nicht als ein. „Betriebsunfall" gelten. Damit ein 
solcher vorliege, wird neben dem zeitlichen und örtlichen Zusammen- 
hange auch ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Betriebe und 
dem Unfälle erfordert (R(t. 52, 77). An dem letzteren fehlt es hier. 
Der Kläger ist nicht bei der Beförderuugstätigkeit der Eisenbahn, also 
dem eigentlichen Eisenbahnbetriebe, verunglückt, sondern bei einer 
Tätigkeit, die nnr im mittelbaren Zusammenhaoge mit dem Betriebe 
stand und von ihm nnr zufällig auf einer Maschine vorgenommen wurde, 
während sie sonst normalerweise in dem auf dem Bahnhofe vorhandenen 
Wasch- und Schlafranme auszuführen war. Ein Tonfall, der bei solcher 
Tätigkeit eintritt , kann aber nur dann als Beti iebsunfall angesehen 
werden, wenn der Verunglückte den besonderen Betriebsgefahren zum 
Opfer gefallen ist, wenn die Umstände, unter denen sich der Unfall er- 
eignete, eine Erhöhung des in der allgemeinen Lebensführung liegenden 
Unfallrlsikos hervorbrachten, den Verunglückten als im Gefahrenbe- 
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reiche des Betriebs befindlich erscheinen lassen. Einer solchen Be- 
triebsgefahr ist der Etftger nicht erlegen, als er von der im Maschinen- 
schnppen stehenden Haschine, ohne dass irgendeine Bile geboten war, 
herabstieg, sondefm einer yom ünfallrisiko des gewöhnlichen Lebens 
nicht Terschiedenen Oefahr, die mit dem Herabsteigen von einem er- 
höhten Standpankte, mittels Stnfen Jedesmal verbunden ist, wenn der 
Herabsteigende sich in der Zahl der Stnfen irrt nnd infolge dieses Irr- 
tums fehl tritt 

Nr. 161. Eutsch. des Deutschen Reichsgerichts« 

T.Zivilsenat. Vom I. Oktober 1907. 

i JW. Jahrg. 36 (1907) Nr. 20 S. 719 Ziff. 33.) 

9^ 8, 9 Preuss. Entfi. vom II. Juni 1874. Zwischen den Ertragt- (fiebraucba-) werte 
■Rd tfe« TtMOb- (Vertuiift-) wert« sim finmdttlekt iMttoM keis fiefessats* Tritt 
•la telehir feei iar Sefeitiaai herver, ee tot dto Assalms begrisiet, tfast tiae vaa 
kaMaa Sohitzaaim atobt nvarllsalg Ist, aad Sto aaolHaaliia Prlfliai ftfeataa. 

Die Ertragstaxe beruht im wesentlichen anf fiktiver Omndlage, 
auf Kombinationen, die natnrgemSss nicht den Anspruch unnmstöss- 
lieher Eichtigkeit erheben können. Ihre sorgfältige Nachprüfung ist 
jedenfalls dann nicht su umgehen, wenn ihr Ergebnis sich mit einer 
unstreitigen Tatsache in einen nicht ohne weiteres zu lösenden Wider- 
spruch setzt, wenn also die Wirklichkeit der blossen Berechnung gegen- 
Obertritt und die Vermotnng eines Fehlers in der letzteren wach werden 
musB. Zahlt ein Käufer einen Preis, der beträchtlich hinter dem ge- 
schätzten Gebrauchswerte zurttckbleibt, ohne dass besondere Umstände 
för eine solche Differenz erkennbar sind, so liegt die Annahme nahe, 
dass der Gebrauchswert zu hoch gegriffen ist, und dass der Nutzen, der 
in erster Linie den Preis bestimmt, geringer, als berechnet, sein wird. 
Gerade bei der EIrtragsberechnnng, die nicht von gegebenen Faktoren 
ausgeht, sondern sich anf die giösstmögliclie Ausnutznngsfähigkeit des 
Grundstücks grOndet, ist die grösste Vorsicht geboten, damit nicht eine 
Entschädigungssumme dem Enteignetrn zugebilligt wird, die in keinem 
Verhältnis zu dem wahren Werte des Grundstücks steht und den bei einem 
freihändigen Verkauf unter gOnstigen Verhältnissen zu erzielenden Preis 
« weit übersteigt. 

>ir. lOä. Eutseh. des Obor1aiidess:ericht8 Hamburg. 

Vom 2. Oktober 1907. 
(Ose Beoht Jekf«. ZI (tW7) Nr. ti S. IWV Zlft MOI.) 

Art. », 16. 17 lUs. M 61, 67 EtoaibVorkO. Sagta dit Fardwaai i» EtosaiHdia aaf 
Nsebialilaai einer versehaatlleh zu niedrig bereclineten Fraolit darf der Empniaier 
den ilHB bierane entstaadeaea Schadaa aloht aafraotaea. 

Ist bei einer unfrankierten Sendung seitens der Bahnverwaltung 
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veiselientlicli ein zu niedriger Fr«af'litsatz in dem Frachtbrief vermerkt 
worden, so kann die Bahnverw altnng suwohl nacli der deutschen 
EisenbVerkO. vom 28. Oktober 1899. welche gemäss § 454 HGB. den 
Charakter einer Reclitsordniiug hat, als auch nach dem Internationalen 
Beiner Uebereinkummen (vgl. Art. III Nachzahlung der fehlenden Fracht 
von dem Empfänger verlangen, der das Gut angenommen und den im 
Frachtbrief angegebenen Satz bezalilt hat (vgl. §§ Gl, G7 VerkO.; 
Art. 12, IG, 17 Internal. -Uebereink.). Der PiUipfänger ist nicht berechtigt, 
gegen diesen Anspruch mit dem ilim aus der falschen Frachtberech- 
nung erwachsenen Schaden aufzurechnen. Der Empfänger könnte einen 
solchen Gegenanspruch nur auf ausserkontraktliches Verschulden der 
Balm stützen, und eine derartige Begründung versagt, weil durch dieses 
Verschulden nur das Vermögen des Empfängers, nicht aber eins der in 
§823 BGB. bezeichneten Güter verletzt ist. 



Nr. 1<S8. Entseh. dM Beatselien Relelisgertehts. 
6. Zivilsenat. Vom 14. Oktober 1907. 

(JW. Jahrs. 36 a907) Nr. fO S. 717 Ziff. 30.) 

§ I HaftpflG. § 140 GewUVG. Haftpflichtiger Betriebsunternehmer ist während der 
Hersteilung von Eisenbahnbauten nicht die Eisenbahn, sondern die Baugesellschaft, 
wem letztere die Kosten des Bauzugebetriebs trägt und über diesen verfügungs- 

ber«eltl0t ist. 

Ein Eisenbalinbetrieb geht auf Rechnung dessen, der die Ausgaben 
für den Betrieb bestreitet und die Einnahmen daraus bezieht. Unmittel- 
bare Einnahmen wirft der Betrieb von Arbeitszögen nicht ab. Hier 
fragt sicli daher, wer die Kosten für den Bauzngsbetrieb bezahlt hat. 
Nach § 4 der Bedingungen hatte die Eisenbahnbaugesellschaft, falls ihr 
von der Beklagten Arbeitszüge gestellt wurden, die Kosten der Zuge 
ZQ tragen. Ans dem Wortlaut ergibt sich nichts anderes, als dass die 
Beklagte der Baagesellschaft Arbeitszüge, das sind Lokoniotiye und 
Wagen, zur Verfügung stellte, und dass die Gesellsebaft die Be- 
triebskosten zu. tragen hatte, geradeso, wie wenn sie ihre eigenen in 
erster Linie zu benutzenden Bahnmeister- oder Rollwagen verwendet 
hätte. Das Berufungsgericht gibt denn auch einwandfrei der Bestim- 
mung die Auslegung, dass die Baugesellschaft alle Kosten des Bauzugs- 
betriebfi zu tragen hatte. Hatte diese mittels der Arbeitszfige die Ober- 
baumaterialien vom Lagerplatz zur Verwendungsstelle zu bef&rdem, so 
ergibt sich aus der Natur der Sache, daas sie auch die verfügungs- 
bereehtigten Herrin des Bauzugsbetriebs war: Denn nur die Bauunter- 
nehmeriu konnte beurteilen, wann, wo und welche Materialien gebraucht 
wurden, von welchem Lager sie abgeholt, in welcher Menge sie ver- 
lege r, KlMiilMliiiiMhUlehe Ratiohaldangen XXIV. 13 
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wendet werden sollten. Der Betrieb der Bauzüge mnsste daher not- 
wendig ihrer Leitong and Weisong nnterstehen. Durch die Befugnis 
der Beklagten, VerkehrsTorschriflen allgemeiner Natur zu erlassen, hat 
die selbständige Verflkgangsniacht der Bannntemehmerin ftber die Ans- 
fOhmng des Betriebs der Arbeitsa&ge keinen Eintrag erlitten. 



Nr. 164. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 17. Oktober 1907. 

(JW. Jahrg. M (1907) Nr. 80 8. 710 Ziff. 18.) 

§§ I, 3 HtftiiilG. S 844 Bes. Stlange nieht festgestellt Ist, dass dM oroetjährige 
Kind dM Getötetes tarn Selbetssterimlte aneeertlasde let, kun sMt asf Restle 
ee sde f i ssr auf Feststellung der Hafl|rilleU dee Unternehmers fir dea Fall des Ehn 

tritts dieser Voraussetzung geklagt werden. 

Sowohl nach dem HaftpflG. wie nach § 844 BGB. ist der Beklagte 
nnr insoweit zum Schadenersatz Terpflichtet, als der Getötete während 
der mutmasslichen Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts 
gesetzlich verpflichtet gewesen sein würde, und die gesetzliche Pflicht 
besteht nnr, wenn das grossjährige Kind ausserstande ist, sich selbst 
zu unterhalten. Solange nicht festgestellt ist, dass dieser Fall vorliegt, 
besteht nur die Möglichkeit, dass der Getötete kraft Gesetzes unter- 
haltspflichtig werden konnte, und es kann dann nicht die Vemi-teilnng 
zur Zahlung einer den Unterhalt ersetzenden Rente, sondern nur die 
Feststellung gefordert werden, dass, im Falle die erwähnte gesetzliche 
Voraussetzung später eintreten sollte, die Ersatzpflicht des Beklagten 
besteht. Demnach mnsste das Beruf ungsurteil aufgehoben werden, in- 
soweit es den Leistnngsanspruch für dem Grunde nach gerechtfertigt 
erklärt hat. 



kju.^Lo Google 



P. Kopp, Die hoheiUrechtl. Stellung der GrenzsiHutcii m interuationaleu ßabueo. 187 



Abhandlungen. 



7. 

Die liohettsreditllche Stell uiii:; der Grctizstaaten gegenftber inter- 
nationalen Balmuntenielinittngen. 

Von Dr. Paul K«pp 

in Bromberg. 

Jedem BoaTertaeo Staate steht kralt seiner TerritoriaUiolieit die aas dem . 
Begriffe des YOlkerreditB fliessende Befngnis sn, nnbeschrlnkt und nngestört 
innerhalb seines Gebietes schalten nnd walten an dürfen. Alle Personen, die 
In seinem Gebiete weilen (von den AnBnahmen , wie den Szterritorialen etc. 
a|>ge8ehen), alle Geschehnisse, die sich in seinen Grenzen ereignen, unter^ 
wirft er mit reclitlirh-absolnter Wirkung seiner staatlichen Willensgewalt. 

Diese selbstverständliche vülkerrechtliclie Voraussetzung Jedes interstaat- 
lichen Lebens wird in den internationalen Eisenb;ilinvertr.1tren ausdrücklich her- 
vorgehoben als grundlegendes Prinzip für die Regelung des Komplexes von Be- 
ziehungen, die sich bei and aas der Verbindung der Eisenbahnnetze souveräner 
Staaten ergeben. So heisst es in dem fisterreichisch-italienlschen Vertrage 
vom 3. OlLtober 1879, betr. Tarvis-Üdine: La pleine sonyerainetö est ezpres- 
staieat rfeervöe an Oonvemement da territoire, snr leqael 1« gare internati» 
onale et la section entre cette gare et la firontl^ sont sitn^es. 

Jenem generalon Prinzipe entiliessen alle weiteren Rechte und Befng^ 
nisse der staatlichen Macht. Aus der Grundtatsache der Innehabung der 
souveränen Gewalt in einem bestimmten Gebiete ergibt sich nicht nur, welche 
Bestimmungen im allgemeinen für Konze.ssionierung und nauausführung — 
jenes Gebiet berührender — internationaler Eisenbahnen gelten, sondern auch 
welche Bestimmungen (und wie weit sie) tür Betrieb und Verwaltung die Grenze 
benachbarter Staaten überschreitender Bahnlinien zur Anwendung kommen. 

T. Landespolizei. 

Wie die Landesliolieit iui alliromeiiien, so verldeiben, bezügl. der resp. 
Teilstrecken internati<uialcr (Trenzbalinen, einer jeden der kontrahierenden Re- 
gierungen aiK Ii alle einzelnen, aus dem BegriÜe der Souveränitilt logi.sch not- 
wendig fliessenden speziellen hoheitlichen Befugnisse. Es wird fast in allen 
BisenbolmTertrtgen aasdrfickUeh betont, dass die allgemeine Laadespolizei 
(oad swar besonders die ,Sicherheitspolizd*) dner jeden der beteiligten Be^ 
gieroagea binsiehtlicli der in ihrem Staatsgebiete liegenden Bahnteile verbldbe. 

Dieser GrandsatB bewfthrt sieb aaeh gegenüber der (bei Vorlmadenseia 
iweier Wechselstationen: gegenseitig zugestandenen) Befngnis der betrieb- 
leitenden Eiaenbahnverwaltungen, die Bahnpolizei im engeren Sinne aaeh anf 
der im jenseitigen Staatsgebiete liegenden Teilstrecke der Grenzbahn ausni- 
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üben: In allen Füllen, in denen solche Anfzelefrenheiton in Retracht kommen, 
die über deu Bereich der eigentlicheu Bahnpolizei hinausgehen, haben die 
Balm[iiolizei]beamteii der Eäsenbahnverwaltangen die Landespolizeiorgane des 
TerritoriiüstaatoB am ihre Mitwirkmiif sä erancben. 

Oegenttber dieser Befagnis der BahoTerwaltiuigeii — ev. im fremden 
Staatif ebiete bahnpolizeiliche Funktionen anssafiben — erweist sich aber die 
landeshobeitliche Gewalt der Territorlalre^^iemng vor allem darin als ans- 
schliessliche Quelle aller jener MacbUkefugnisse. <la.ss die betr. Beamten der 
Grenzbahnverwaltungen von den resp. Landesbehördert vereidigt werden. 
Darüber heisst es im Vertrage v<ini 2. Oktober 187i> (Tarvis — Udine): Lea 
personnes employees sur les ligiies autrieliiennes ;i poste tixe et avec des 
. attributions de police . qni ne seraient pas suJets de la Monarchie austro- 
hungroise, seront, pour l exercice de lenrs fonctions sur les chemins de fer 
engag^es an moyen de la promesse solennelle par la main, par rantoritö 
cliargee en Antriebe de la surveillance des ehemins de fer. 

Hit der allgemeinen Landespolizei stebt den Begiemngen der beteiligten 
Chrenzstaaten, je fftr die in ibrem Staatsgebiete liegende Teilstrecke, insbe- 
sondere die Baa- und WegepoUzei an. Die poliseiliche Prüfung der Ban- 
Projekte, soweit dieselben die HersteUnng von Wegen, Brttcken, Uebergängen, 
«Triften und Wa^i^erzügen', femer von Flusskorrektionen, Vorflntanlagen nnd 
Parallehvegen betnfftn: — erfolrrt demnach ausnahmslos narli Massgabe 
der jeweiligen Landesiresetze ; ebenso verbleibt einer jeden Ke^'iernng für ihr 
Gebiet das ]»e( ht di r Genehmignng be/iii.'l. der Herstellung neuer Bahnanlagen 
(auch solcher Hinrichtungen, die nicht unmittelbar einem eisenbahntechnischen 
Zwecke dienen), ferner in Hinsicht anf Aendernngen bestehender Stationen 
(nnd »Verlegung freier Strecken') sowie besttgl. der Znfabrtswege an den 
Bahnhöfen. In allen diesen Beziehnngen haben sich deshalb die ban- nnd be- 
triebfttbrenden Eisenbahnverwaltnngen den Anordnungen der zuständigen 
LandesbebÖrden ohne weiteres zu fSgen. Insbesondere kann, für den Fall, 
dass kfinftigtiin eine der beteiligten Staatsregiernngen, nm den Bedürfnissen 
eines wechselnden Verkehrs zu genfigen, die Anlegung neuer , Staats-, Kreis- 
oder Vizinalstrassen' . welche die projektierte Gren/balin kreuzen, anordnet 
oder {renehiniy t . dif (den Bau bzw. den Betrieb leitende) (Tesellscliaft oder 
die von der Jeiist iti^^' n J^taatsregierung ressortierende Eisenbahnverwaltanir 
hiergegen keine Einsprache erheben; es gilt jedoch als interuatiunal-eiseubaim- 
rechtliches Axiom, dass in solchen Fällen seitens der anordnenden (Territorial-} 
Regierung alle irgend erforderlichen Itassregeln zu treffen seien, damit durch 
derartige Anlagen weder der Betrieb der Bahn gestdrt werde, noch der be- 
triebftthrenden Yerwaltong ein anderer Aufwand oder weitere Lasten daraus 
entstehen, als die fttr die Bewachung der neuen Uebergftnge. 

II. Gefällsrecht. 
Nächst dem Rechte der landespolizeilichen Aufsicht Uber Betrieb und 
Verwaltung internationaler Verbindungsbahnen lliesst, ans dem Qrundprimdp 
der Souverftnetftt. den von der Grenzbahn berflbrten Staaten das «Qefällsrecht^ 
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ro: jeder Staat hat kraft seiner landeshoheitlichen Gewalt die Befimnis, die 
in sein Territorium entfallenden Teilstrecken internationaler Bahnlinien der 
Besteuerung nach Massgabe seiner Landesgesetze zu unterziehen. 

FMt aUgemein ttblich w»r in der frOheaton Zeit der eisenbahnrechtlichen 
Eatwtekelniig: die ErlMbnng der sog. ,Darchgaiig8abgabe% mit welcher die 
auf den Orensbalnieii ,tnui8itlerendeii* Ottter belegt worden. Allerdings sndite 
man sie möglichst wenig Terkehrshenimend so gestalten: So erUftrten, besllgl. 
der Bahn Kagdebiirg( — Brannschweig — Hannover) — Minden, die drei Kontra- 
lienten des Vertrages vom 10. April 1841 (Preussen, Hannover nnd Brann- 
schweig), zum Zwecke der Belebung des Waren-Durchgangsverkehrs eine Ver- 
einbarung anstreben zu wollen, um die Durchgangsabgaben „gegenseitig" zu 
prmässii,'en. — AllniiUilich drang man aber zu der Ueberzeuirnng durch, dass 
solche Abgalten keineswegs der Förderung der wechselseitigen Verkehrsbe- 
ziehungen zu (üeneu geeignet wären. Später nahm man allgemein davon Ab- 
stand, derartige Durchgangsabgaben ni erbeben. 

Besflglich der wichtigeren ,6mnd8tener' ist hervoranheben, dass fiir die 
Entwickelnng dieser Bestenemngsart in Hinsicht anf die Gestaltung des inter- 
nationalen Eisenbahnwesens (wenigstens der mittelenropftischen Staaten) die 
ültere prenssische Oesetzgebnng von Einflnss gewesen ist. Nach § 4 (Ziff. d) 
des Geseties «betr. die anderweite Kegel ung der Grundsteuer* vom 21. Mai 
1861 waren die Schienenwesrc fd. h. die Bahnkörper mit ihrem untrennbaren 
Zubehör) der l'i i vatciscnbahnen in Preussen von der l']iiti ii htiing der (Irnnd- 
steuer befreit'). Dieser Grundsatz fand im interstaatlicheii \'erkehre vielfach 
Anwendung. So wurde im Vertrage vom 3. März 18(3;') (Preusseu— Württem- 
berg) festgesetzt, dass „mindestens die Schienenwege" der von der württem- 
bergischen Begiening im prenssischen Staate gebanten Bahnen von der Omnd- 
stener frei sein sollten, — wfthrend in V. vom 11. Jnni 1875 die Begiemng 
▼on Anhalt der prensslschen Begiemng gegenfiber erklftrte, dass die seitens 
des pranss. Staates von Berlin nach Wetslar zn erbauende Bahn, die dnrch 
aahaltisches Gebiet geffihrt werden sollte, «mit allem ZnbehSr* von der Gmnd- 
stener frei sein wird. 

Allerdings findet sich, da nicht alle europäischen Staaten dem erwähnten 
Grundsätze der preussischen Gesctztrelning beigetreten sind, hinsichtlich der 
Heranziehung internationaler P^isenbahnuuleriie]iniun;:on zur Grundsteuer nicht 
selten auch die entgegengesetzte L'ebuug: So vereinbarten Preussen und Oester- 
reich iui Vertrage vom 23. Februar 18G1 betr. Neubcruii -Oswieczim, dass 
von den Ssterreichischen Tdlstrecken der dort in Bede stehenden Lokal- 
Orenzbahnen, in Rttcksicht anf ihre geringe Länge nnd ihre Unselbständigkeit, 
keine Abgaben snr Erhebung gelangen werden; ,mit Ansnahme der Grund- 
steuer". — In den FftUen der letztgenannten Art kommen somit die Stenern 
zur Erhebung, die sich ,ftir die zu den Bahnen verwendeten Immobilien ohne 
Bficksicht anf diese Verwendung" berechnen. 

Die wichtigste Kategorie der zur Erhebung gelangenden Abgaben ist die 



*) Für das jetzige preuis. Reeht Tgl. ftbrigens das Oesets vom 14. Juli 18^. 
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(re( litlicli als (Tfn\ erbesteuer zu qualifizierende) ,Ei8enbahiiabg^abe*, mit der die 
Eisenljahnen als reine Erwerbs-Ünternehmnngen von je belastet worden sind 
Bei der Feststellung der von den einzelnen Teilstrecken einer Grenzbabn 
hiernach zu erhebenden Stoner wird entweder der anf den Ban der betr. 
Grensttreeke Terwendete Teil des OesamtaalagekapitalB, oder die .nadi dem 
VeridUtols der StreckenlAngen ermittelte Quote der au dem Betriebe dch er- 
gebenden Bejuejnnabme* als ftenerpfliditiger Beinertrair ngrnnde gelegt. 

m. aericlitBhobelt 

Jedem an einer internationalen Bahn beteiligten Staate steht sehliesslieh 
bezüglich der In seinem Terrltorinm liegenden Teilstrecke die volle Ansftbnng 
der Oerichtshohdt sn. Das negative Moment, dass ihm diese Befngnia eben 

nnr innerhalb seiner Staatsgrenzen p:ebührt, hebt besonders dar französisch- 
spanische Vertrag vom 20. Juli 1882, betr. Tarragona — Barcelona, mit Nach- 
druck hervor: La comp^tence des tribunaux. sl lenr Intervention est n^ces- 
saire par nn accident on par tont aatre öv^uemeut, aora pour limite la fron- 
tiöre des deux 6tats. 

Damit ist das rrinzip gegeben für die Entscheidung der wichtigen Frage, 
welche Gerichte kompetent seien für die rechtliche Beuileilung von Ansprüchen 
ans Schadenszufügungen, die bei Ansftthmng der Bauarbeiten*) oder im Be- 
triebe internationaler Grenxbabnen erfolgt sind: Aber derartige Entsohidigangs- 
ansprttcbe «itscheiden, wenn die Schadensznfttgnng nch im diesseitigen Staats- 
gebiete ereignete, stets die znstftndigen diesseitigen LandesbehOrden — Es 
ist lüerbei gleichgültig, ob eine Privatgesellschaft oder der Eisenbabnfiskos 
(des diesseitigen oder des Nachbarstaates) die Grenzbahn betreibt, durch deren 
Betrieb der Schaden entstand; denn der Staat ist „überall da, wo er eine 
viresentlich privatrechtliche Tätigkeit betreibt und speziell: wo er Eisenbahnen 
exploitiert, ein Kechtssubjekt des allgemeinen bürgerlichen Rechts" (Meili, 
Holtz. llandb. III S. 403. — Vgl. übrigens § 4 des EG. zur deutschen ZPO.). 

Es gilt deshalb auch im internationalen Eisenbahnrecht der Grandsatz, 
dass ein durch die Ansfibang eines staatlich geleiteten Eisenbahnbetriebes an 
seinem Körper oder Vermögen geschädigter Privatmann . . . ponmdt dter 



1) Fflr das prensa. Recht vgl. die Oesetse vom 80. Mal 1868 and vom 16. Hin 1867. 

Vgl. Vertrag zwischen I'reussen und Oldenburg vom 16. Februar 1864: Die 
preuss. Heg. hat für alle den Anliegern orwadisen-leii Sdiiiilfii zu haften, ,für die nach 
ftllgemeineu (Jrundsätzen jeder Privatei^'cmüiuer den beteiligten Ersatz zu lei.sten Imtte". 

') Es sei bemerkt, dass auch im interuationalen Eisenbabnrecbt ^dem zivilrecht- 
Hehen Prinsip der Haftung dea üntemebnerB fBr seine AngesteUlen entsprechend) 
der Gnndsata gilt von der Haftung der efaM Orensbehn exploltlerenden Verwattnng 
fttr das Verschulden ilurer Beamten; er findet seinen Ausdruck %. B. im serbisch- 
türkischen Vertrat,'« vom l. Juni 1HH7. in der präzisen Fonnuliernnc: des Art. 12: 
Les avaries et degäts resultant des lautes eoinmises par le persoimel de l'une des denx 
admiuiätratiuns daus la atatiüufruulierc de l autre .... serout Supportes par Tadmini- 
stracions dont nüm oe penwmeL 
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en justice l'fitat comnie civilement responsable des fautes des fonctionnaires 
pr6po8es par lui h rexploitation de la vnie (Pascal Fiore, bei Meili S. 3(54). 

Dieses Prinzip ist als vfdkerreclitlicli allgemein anerkannt anzusehen und 
findet regelmässig in den Texten luter nationaler Eisenbalinvertrags-Instrumente 
seinen formalen Ausdruck, sowie innerhalb det («m dem weduelseitigen Orenz- 
eisenlMluiTerkeiir entstehenden) Eomplezes von Bedehoogen der Nachbar- 
staaten: konkrete, tatsKchlich-rechtUche Anwendong. In dem Vertrage vom 
10. April 1841, betr. Magdeburg — ^Brannschweig, erklärte die braunschweigisofae 
Begierong, welche auf Grund der Vereinbarungen dieses Vertrages den Betrieb 
auf der Chrenzbahn Oschersleben — Wolfenbiittel leiten sollte, der preuBsischen 
Regierung gegenüber sich damit einverstanden, dass die ihrerseits (von der 
brannschw. Regier unp) in Oschersleben zu bestellende Eisenbahnverwaltnng 
„wegen aller P^ntschadipruiigsansprüche, welche ans Anlass der Eisenbahnan- 
lage auf prenssischem Gcbiere oder des Betriebes auf derselben KCgen sie er- 
hoben werden möchten, der Eutscheidnng der kompetenten Königlich Preuss. 
Gerichtshöfe nach den Königlich Preossisdien Gesetzen sich zu unterwerfen 
habe^), Qnd dass die gegen die vorgedachte BisenbahnTerwaltmig in Vertre- 
tong der Herzoglich Braonschweigischen Begiernng ergehenden Entscheidangen 
ihreraeits als ▼erbindlich anzuerkennen seien*. — Li ergänzender Weise be- 
stimmt Art. 8 des deutsch-österreichischen Vertrages vom 2. März 1877, bete. 
Altwasser — Friedland— Chotzen: Diejenigen Ki t ( liädigiingsansprfiche, welche 
von Untertanen der einen der kontrahierenden Regierungen gegen die dem 
üntertanenverbande der anderen angehörende lialmverwaltnng erhoben werden, 
unterliegen der Gerichtsbarkeit und den Gesetzen des Staates, in welchem die 
Schadenszutiigung stattgefunden hat — : „sofern dieselbe ])ei dem Bahnbe- 
triebe veranlasst ist und der Entschädigungsanspruch nicht aus einem mit 
der betrlebfiihrenden Bahnverwaltnng (oder einer der übrigen an dem Trans- 
port beteiligten Bahnen) abgeschlossenen Frachtgeschäft hergeleitet wird' 

Dieser ansschliesslichen hoheitsrechtUchen Beftagnis des Territorialstaates 
geht allerdings die ihm obliegende ▼Slkerrechtlidie Verpflichtnng parallel, den 
gegen die Grenzbahnverwaltnng Recht suchenden Staatsfremden sowie der 
jenseitigen (ev. Staat8-)Eisenbahnverwaltung, welche gegen die diesseitige Ver- 
waltung Klage führt, rechtliches Gehör zu geben, d. b. jenen die ,persona 
standi in jndicio' (Lammasch S. 348) zu gewähren^). 

*} Vgl. Vertrag vom 87. Eebmar 1888 swisehea Frankreich und der Sebweis. 
Die betriebltthrende Verwaltung hat hi Frankreich wie in der Sebweis dnw ^pedd- 
▼ertreter sn bestellen und Domizil zu nehmen: eette Aleotion de domicile entiainera 
conpitence Judiciaire. 

*) . . . dann käme uämlicb das forum contractus iu Frage, d. h. das Gericht des 
Ortes, an welchem der Sitz der Verwaltung b^^rllndet wurde; denn die Verwaltung ist 
Sdinidnerin — aus dem FraehtTertrage — in der Richtung auf ordnungsmässige Ans- 
fOhrnng der Frachtbesorgung . . vgl. Art. 27 des iutematiottalen üebereinkommens ttber 
tai Eisenbahn-Frachtverkehr vom 14. Oktober 1890. 

') Ein ebenfalls allgemein antTkniiiiffr Satz des VJMkcriüLhts ist es, dass bei 
diugiicheu Klagen die (ierichle des Staates der beiegeneu ciache zustaiidig sind (vgl. 



192 ^^PJ?i ^^'^ bobeitsrecbtl. Stelluug der (ireosstaateu sa iuteroatioualeu Bahnen. 



Das gleiche wie hinsichtlich der gerichtlichen Entscheidung zivil recht- 
licher Ansprüche gilt ancli bezüglich der Benrteilang straf reditliclier Tatbe- 
Btaade und bezfigl. des Bechtes auf Venirteilinig der betr. Icriminelleii Indi- 
▼idnen: Die geriehtohoheitlichen Beftagnime Terbleiben auch nach dieser Eich- 
tling dem TerritorialBtaat und seinen Icompetenten Organen. Im preoBUsch- 
brannschweigischen Vertrage vom 10. April 1^41, betr. Magdeborg— Bravnschweig, 
wnrde vereinbart, dass nlli' innerhalb des prenssischen Gebietes vorkommenden, 
die Bahnunlaf^e oder den Betrieb auf der T?;ilin betr. Polizei- und Kriminal- 
verprehen'^ den preussisclien lielirinlen zur riitersiu luint:- und Bestrafung ansa- 
zeigen und nach den preus-s. Geset/en /u lieurteilen .seii-n. 

Da es iui Interesse beider (xrenzstaaten lie<rt, dass den Vert,'ehen und 
Verbrechen, welche auf der im Staatsgebiete des einen Küntrahenten belegenen 
Teilstrecke der Grenzbabn begangen worden eind, eine angemessene straf- 
reohüiche Sflhne folge*), so statnieren die Staatsreg^erangen, am «die ans 
der Territorialhobeit der Staaten sieh ergebenden Schranken fOr die Tfttlgkeit 
der Strafirechtspflege derselben . . . sn beseitigen (Lammasch S. 474), neben 
oder an Stelle der erwähnten, aus der souveränen Staatsgewalt fliessenden 
Strafbefugnis nicht selten eine völkerrechtlich bindende Verptlichtnng. Die 
kontrahierenden Fiegiernnpen sagen sich gegenseitig „die den bestehenden 
Gesetzen entsprechende, von den kompetenten Beliidiien zu bewirkende Unter- 
suchung und RestrafuMfr der l'olizei- und Kriniinah eiLiclu ii zu. welche die 
Anlage dieser Ualni.streeken und den Transport auf denselben betreffen und 
vüu ihren resp. Untertanen im Gebiete des anderen Staates werden begangen 
wwden" (Vertr. vom 27. D^ember 1874 zwnchen Prenssen und Hessen, 
betr. Berlin — Wetzlar). — Befindet sich der Täter nicht mehr in dem Ifacht- 
bereiche des verletzten Staates, sondern etwa hn Territorinm des Nachbar- 
staates, so wäre ein ttber jenen ergangenes Urteil von imaginärem Werte, 
tatsächlich jedenfalls kraftlos. Um dieses wenig wünschenswerte Ergebnis 
soweit als möglich zn vermeiden, sichern sich die Kontrahenten sregenseitige 
^ Vollstrei kuntr der Straferkenntnisse'' iWrtr. vom 'i L .luli 1843 zwischen 
Pn ussi 11 und Sachsen, betr. Breslau — Dresden) zu ' . insbesondere der „voll- 
streckbaren Strafverfiiiruni/en" . web'he die i^dlizeiliehürden des ersuchenden 
Staates «wegen ZuwideriiaTullunL'en gegen polizeiliche, auf die Bahuanlage und 
den Bahnbetrieb Bezug habende Vorschriften'' erlassen sollten^). 

Zorn, VR. S. 51), — aho auch in den Fällen, dass die an dem Greosbetrlebe beteiligten 

Staat8verwaltuui,'ou die Parteien sind 

'i Es sei daran erinnert, da.ss die Kiseubalmen wegen iiircr liolieii volkswirtschaft- 
liclicu und politischen Bedeutung vielfach einen erhöhten ätralreciillicbeu Schutz ge* 
niesaen, s. s. B. das DStOB. §§ 31ö, 316, 319. 

") . . . dean nach einem allgeneinm völkerrechtlichen Prinzip bedttrfen Urteile 
ausländischer Gerichte zur Vollstreckung im Inlande ,der Voll.streckLarkeitserklänuig 
von Seiten der inlündischen l'ehörden* icf von I?ar, liei Laininasi !i S. 401) . 

') Vgl. auch Art. ÖG des internatioualeu Lebereinkommeuä über den Eiseobaba- 
Frachtverkehr. _ 
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8. 

ErsatzausprüelK' (Um* Kisciibakii für die Kosehii(lii;iing you rollendem 
£i»ciibaliiiiuaterial dnreli Pfcrdctransporte* 
Von Dr. Paul Altmann, 
Landrichter in Berlin. 

l-'s inchren sich in letzter Zeit die Prozesse, in wciclien die Eisenbahnen 
4^chiulenstr.sat/.ansiii liehe ^'egen den Bet'itichtcr und Tierhalter erlieben, wenn 
dessen Pferde wiilirend des Transportes Materialscliaden anrichten. 

Auch iu einem kürzlich zur Entscheidung gelangten Falle handelte es 
sich um Ersatz des Materialschadens! den die Pferde des Beklagten an einem 
Waggon de6 Klägers (des Eisenbahnfiskus), welcher bei der antlichen Bevisioii 
als dnrebans betriebsfähig erachtet worden war, beim Transport von Aadien 
nach Berlin, indem sie Tiirbretter dnrch HnfschlSge zerschlagen hatten, yer^ 
arsacht haben. Unstreitig war, da^ 10 Pferde in dem Waggon hehüfa 
Transportes sich befanden, und dass sie von einem Bediensteten des Beklagten 
begleitet wurden Bei Entsclieiduuir des erliobenen KrsatzanRiirnehes fraf^te 
sich, ob für dieselbe die Bestimniunj^en der i;§ 823 ft'., 8.^3 BGB., oder die 
Vorschriften der 454, .")ö(), 459*' HGB. in Verbindung mit ö8, 44, 
77 der Ei.senbV'erkO. entscheidend ins Gewicht fallen. 

Zunächst war davon auszugehen, dass die Anwendung der §§ 823 ff., 
833 BGB. keineswegs nur auf Sdiadensznfügung ans nnerlanbter l^uidlung 
beschränkt ist, sondern dass sie anch anf Vertrag Verhältnisse Anwendung 
finden. (Vgl. BG. vom 27. November 1903, JW*. 1904 S. 64, Soergel, 
Bechtspr. 1904 B. 186.) 

Torliegend handelte es sich in erster Linie dämm, das zwischen den 
Parteien bestehende Vertragsverhältnis bezüprlich des Transportes festzustellen. 
Es konnte niclit zweifelhaft sein, dass die Beförderunfr der Pferde durch den 
Kläfrer als ein Fiachtfrescliiift sich darstellt, welches g^emiiss § 454 HGB. 
nach den Bestimmnnjjen des 6. und 7. Abschnitts des HGB. zu beurteilen ist, 
wozu ergänzend noch die Vorschriften der EisenbVerkü. Bek. vom Ok- 
tober 1899 (RGBl. S. 557) hinzutreten. Nach § 459 Zift". ü IIGß. haftet 
die Eisenbahn in Ansehnng derjenigen Güter, welchen nach der ElsenbVerkO. 
dem Tftrif oder nach einer in den Frachtbrief aafSe^ommenen Vereinbarang 
mit dem Absender ein Begleiter beizugeben ist, f&r den Schaden, welcher 
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aus der Gefahr entsteht, deren Abwendung durch die Begleitimg be- 
zweckt wird. 

Im gegebenen Falle luit die EtseDtehiiTerwaltiing von der ihr im § 44 
Abe. 4 der XaeenbVei^O. erteilten Befugnis, eine Begleitnng zu fordeni, 
Gebnuich gemaeht. Der Begleiter hatte die Pferde wihrend des Transportee 
zn beanfidchtigen. Es lag kein Anhalt dafür vor, data der Begleiter dieser 

seiner Verpfllehtnng nicht nachgekommen war. Es fragte sich, ob der Be- 
gleiter, wenn er seiner Beaufsichtigungspflicbt nachgekommen ist, den dnrch 
das Ausschlagen der Pferde mit den Hnfen angerichteten Schaden hätte ver- 
hüten können. Diese Frage musste verneint werden, da bei einem Transport 
von 10 Pferden anf einer so langen Fahrt mit Rücksicht auf die fortwäh- 
rende Bewegung und Erschütterung der Wagen, zeitweiliges Pfeifen und 
Rasseln der Räder und die dadurch bedingte Unruhe der Tiere es unmöglich 
ist, trotz grSeeter Anfmerksaaikeit ein stete plOtalieh erfolgendes AnsBchlagen 
der Pferde zu verhüten. 

Der Umstand, dass der Transport des Ontes wegen seiner eigenartigen 
Besdiaffenheit mit besonderen Gefahren verbanden ist, macht an sich den Be- 
frachter nicht haftbar für den durch diese Beschaffenheit yenirsachten Schaden. 
Kannte der Verfrachter die betreffende Eigenschaft des Gutes, nnd hat er 
trotzdem den Transport übernommen, so hat er auch die hetreflende (iet'ahr 
übernommen (RG. Bd. 15 S. 151). Der Absender haftet nur bei Verschulden. 
(Vgl. MakoNver, HGB. S. 1402 Anm. d zu § 426 HGB.) Daher konnte sich 
der Kläger auf die Ausnahmebestimmung des § 459 Ziff. 6 HGB. und § 77 
Nr. 6 der EisenbVerkO. nicht berufen. Ebensowenig griff § 77 Nr. ö der 
EisenbVerkO. Platz, da der Schaden nicht ans der für die Pferde Terbnndenea 
besonderen Gefahr entstanden ist. Die unter Abschn. Vn in den §§ 44 — 47 
enthaltenen Bestimmungen der EisenbVerkO., welche die Beförderung von Tieren 
im besonderen rogein, berühren die hier zur Erörterung stehende Frage flber- 
hanpt nicht. Eine Anwendung der diesbezüglichen Vorschriften bei der Be- 
fSrdMTung von Gütern im § 58 der EisenbVerkO. erschien trotz der Bestim- 
mung des § 48 für den vorliegenden Fall ausgeschlossen. 

Da hiernach für den dem Kläger erwachsenen Schaden weder den Be- 
klatrten noch dessen Angestellten ein Verschulden traf, sondern derselbe auf 
die Gefahren des Betriebes der Ei.senbahn zurückzuführen war, so konnte der 
Kläger von dem Beklagten einen Ersatz des Schadens nicht beanspruchen. 
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9. 

Haftung der Schlftfirageng^esellschafl ffir die Ton den Reisenden 
In die Schlafwagen eingebrachten Sachen und fQr Personen« 

beschftdictiuiig. 

Von Dr. Max Reindl, 

Regierungsrat im Künigl. bayer. Staatsministerium füi- Verkehrsangelegenbeiten 

in München. 

I. Haftung für Saehbeschftdignng. 

Ueber die Frage, ob die SchlafwagengeBellBchaft ffir die von den Bei- 
•enden in die Wagen eingebrachten O^jiickstttcke und Sachen hafte and wenn 
ja, in welchem Umfange, hensclit immer noch lebhafte Meinungsverschieden- 
heit. Während die einen ^) behaupten, der zwischen dem Reisenden und der Schlaf- 
wa^enfre.sellschaft abgeschlossene Vertraf; .sei ein Beherbergungsvertrag, 
die Gesellschaft hafte daher für die vom Kei.sen(len in die Schlafwagen ein- 
gebrachten Sachen nach Massgabe des § 701 BGB. in der gleichen Weise 
wie der Gastwirt, qaalifirierea die andern *) diesen Vertrag als BefSrde- 
rnngsvertrag und nehmen eine Haltung der SdilafwageDgeseDsohaft f&r die 
Sachen des Beisenden nor nach Haasgabe der einschllgigea r^lementariscben 
Besthnnmngen (§ 84 Ab». 6 EisenbVerkO.) aa. 

Ich habe mich in meiner Ahbandlnng in den EisenbE. Bd. XVIII S. 367 
nnter ausführlicher Begründung gegen die namentlich von Faid in DJZ. 1900 
S. 227 mit Lebhaftigkeit vertretene Auffassung der Schlafwagen als .rollende 
Hotels" gewendet und nachzuweisen versucht, dass der Betrieb der Öchlaf- 
wagengesellschaft nicht nach solchen Schlagworten, die den in die 
Ersclitiiiung tretenden Aeusserlichkeiten vielleicht gerecht werden mögen, 
sondern nach der wirklichen Gestaltung der Verhältnisse und den zwischen 
der SeUafwagengeseUschaft und d^ ESIseabahnverwaltuugen abgeachlossenen 
Vertrlgen beurteilt werden müsse, dass danach aber die Schlaf wagengeseU- 

^) Planck, Komm. z. BGB. 2. Aufl. Anm. III zu § 701 BOB., Oertmann, 
Komm. z. BGB. Note Ib 2 zu §701 Büß., Jacubezky, Bern, zum Entw. einca BGB. 
S. 144 und iuabes. Fuld, DJZ. 1900 S. 237, £ger, VerkÜ. 2. Aufl. S. 160, nimmt 
Xiete aa. 

*) Staadinger, Komm. s. fiOB. 2. And. Anm. IIa / n §701 BGB.; Beindl 

m EisenbE. XVIII 367; Brückner im Recht 1902 S. .305; Dernburg, BOB. Bd. II 
Abt. II Anm. 4 zu § 353 S. 526. Mittelstein, Miete S. 26, Urteile des Tribunal de la 
Seine and zu Nizza in Puchelts Z. Bd. 24 S. 416 und 422, nowie des Pariser Kau.- 
Hofas in Pachelts Z. Bd. 27 S. &98. 
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Schaft ein Transportunternehmen sei. welclies sich zur Auftrahe gesetzt 
iiabe, im Vereine mit den bcteilipten Kist nbahnverwaltung'en die 
Reisenden in einer den Anforderungen der lk'qneuilirlikt*it besonders Rechnung 
tragenden Weise Uber grosse Linien von einem Orte zum andern zu befördern. 

Dieser letzteren ÄnffaBSnng bat sich nnnmelir auch das Oberlandea- 
ge rieht Köln in einem Urteile vom 17. Janoar 1907') angesebloBsen. Der 
Sachverhalt, der diesem Erkenntnisse zvignmAB lag, war folgender: K. be- 
nfitBte am S5. ICai 1902 nachts zn einer FUirt Ton Paris nach KSln einen 
Schlafwagen der Schlafwa^engesellschaft. Unterwegs zwischen 1 Uhr nnd 
4Vt Uhr morgens vor der dentschen Grenzstation Uerbesthal wurden ihm, 
als er schlief, Wertfiachcn. die er bei sich führte, im Preise von 1890 Mark 
gestolilon. Seine Klap:e j^e^'en die Schlafwap:eiiLn sellscliaft auf Ersatz dieses 
Betra{j;es wurde vom Land- und vom Oberlamb ^^eridite Köln abgewiesen. 
Das Urteil des letzteren üerichts vom 17. .lanuar 1907 führt folgendes aus: 

,„Es ist nicht angängig, aus dem rein äusserlichen Umstände, dass der 
Reisende im Schlafwagen fthnlich vie in einem Hotel nntergebracht, verpflegt 
nnd bedient wird, auf einen Beherbergangsvertrag zn schliessen, nnd zwar 
um so weniger, als ja bekanntlich auch die Eisenbahnverwaltnngen, ohne des- 
wegen als Gastwirt angesehen zn werden, bei manchen sogenannten darch- 
gehenden Zttjren von sich selbst aus Schlaf- nnd Speisewagen stellen, mit 
denen die Srhlafwagengesellschaft nichts zu tun hat. Man denke ferner an 
den Schiffsbefördcrungsvertrag. Nach § 25 des Gesetzes vom 9. .Tuni 1.s97 
müssen \'ertr!ijre ül)cr die überseeische Beförderung von Auswanderern auf 
Beförderuntr und Verpflegung bis zui' Landung im au.ssereuropäischen Aus- 
schifl'ungsliafen gerichtet sein (vgl. auch § (571 HGR.). Trotzdem ist der 
üeberfahrtsvertrag unbestritten nur ein Beforderungsvertrag, wie sich auch 
ans seiner Einreihnng in Abschnitt 5 des 4. Baches des HOB. ergibt, der das 
i^Frachtgeschftft zur Beförderung von Beisenden* behandelt. 

Um den reditlichen Charakter des vorliegenden Vertrages richtig zn er- 
kennen, mvsB man vielmehr, wie es aach von Brückner (y^ Recht 1902 
S. 305) undReindl (vgl. EisenbE. Bd XVIIT S. 367) geschieht, das zwischen 
der Schlafwagengesellschaft nnd den Eisenbahnverwaltungen bestehende Ver- 
tragsverhältnis ins Auge fassen. Danach kann es nielit zweifelhaft sein, dass 
ein gemeinsrhaff liebes TranspHrtunternehmen vorliegt Die Schlafwagengesell- 
schaft stellt z. B. für bestimmte Züge, die' sogenannten Lu.xus/'.üge. die grund- 
sätzlich zu ihrer ausschliesslichen Verfügung stehen. da.s gesamte Zugmaierial, 
bestehend aus Schlaf-, Salon-, Speise- nnd Gepiickwagen. Nur Dampf kraft 
nnd Schienenweg entnimmt sie von der Eisenbahnverwaltnng. In den 6epftck> 
wagen werden nicht bloss die von den Beisenden bei der Eisenbahnverwaltnng 
angegebenen Gepttckstficke , sondern mit Genehmignng der Eisenbahnverwal- 
tnng auch kleinere Frachtgüter nnd Warensendungen, sog. Schnellzngsgüter 

') Auszugsweise bereits kurz mitgeteilt in Bd. XXIII S. 394 dieser Zeitschrift. 
Die grundsätzliche Bedeutung der Fn^^e Iftsst aber eine genauere Mitteilung der Orflide 
des Urteils ab angeseigt erscheinen. 
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beliirdert. Ja. sif muss s(»trar unter {gewissen Bedingiinfren Postsendung^en 
mitnehmen. Die Vertr%e hierüber »chliesst sie selbst und nicht etwa die 
Eisenbahnverwaltnng mit der Postverwaltni^ ab. Die Beförderni^r der Rei- 
tenden Bowolil wie der Frachtgfiter geschieht nach den eiaachlSgigen regli»- 
■entariflelien Bestimmungen nnd den tariftnasBigen Gehiihren der Eiseifbahn- 
Temaltnngen gegen Entrichtung einer tarifmftssigen festgesetiten Zuschlags- 
gebdhr, die sie nicht beliebig erhöhen oder ermässigeii oder auch erlassen darf. 
Der Reisende hat eine Fahrkarte erster lüasse nnd eine für das Kilometer 
»ich berechnende Znschlaf^skarte zu lösen, und zwar ohne Kiicksicht darauf, 
ob er vun der Sclilaf^ele^fenhoit Gt'brauch macheu will oder nicht. 

Einen Reisenden, der diese Gebühren entrichtet liat nnd den Befördeninfrs- 
bedinpunpren nicht zuwider handelt, darf sie uiclit /.uriickweisen. rmirekehrt 
kann die Eisenbahuverwaltung niemanden in diese Züge zulassen, der nur 
one Fahrlcarte erster Klasse gddst hat, mag er auch Ton dm durch die 
Sehlafwagengesellschaft gebotenen Bequemlichiceiten keinen Gebranch machen 
wollen oder kSnnen. In die Schlaf- uod Salonwagen darf nur das eisenbahi»- 
nglementoAssig snlAssige Freigepick mitgenommen werden. Für Wagen, die 
etwa ans besonderer Veranlassnnfr von der Eisenbahnverwaltung in ihre ZQge 
eingestellt werden, hat die Schlafwagengfesellschitft Wagenmiete zu bezahlen. 
Zu gewissen anderen Zügen hat die Sehlafwagengesellschaft nur Sclilafwagen 
zu stellen, <li(' aber and» Sitze erster und zweiter Klasse enthalten und in 
denen die Schlafabteilung im Notfall auch von anderen Reisenden, die kein 
Bett bean.spruchen. benutzt werden kann. Die Bedienung in den Schlafwagen 
wird stellenweise von der Eisenbahnverwaltung übernommen. So hat z. B. 
die KgL Eisenbahndirektion in EUn in den Schlafwagen Ettln — Calais bsw. 
Oiteade bsw. Paris auf der Strecke KUn— Yerviers die- erforderlichen Schlaf- 
wagenwtrter an stellen, deren staatsmässige Emolnmente die Schlafwagen^ 
gesellschflJt trSgt. (Vgl. Vertr. der Eisenbahndirektion und der Bekl. vom 
1. n. €. Sept. 1887.) Nach einseinen Verträgen liegen der Eisenbahnverwal- 
tang die Reparaturen am Aeussoron der Wagen ob. die der Bekl. gehören, 
sowie die gute Instandhaltung dei IJäder. Achsen, des Wagengestells nn<l der 
Fenster mit P^inschluss des Anstriciies und des I.akierens des Wagenkastens. 
(Vgl- Vertr. vom 'SO. .hini 1874 und 3. und 1(J. .luni 1KH4) usw. 

Alle diese .\bmachungen haben nur Sinn, wenn man — wie Reindl 
(EisenbE. Bd. XVIII S. 1171) ausführt — die Schlafwagen nicht als ein gOast- 
wirtsuntemehmen* ansieht, dessen gewerbsmässiger BeUieb darauf gerichtet 
ist, die Reisenden bestimmter, von den EbenbahnTerwaltangem gestellter ZUge- 
sif ihren Wunsch in einem besonderen, der OeseUschaft gehörigen Wagm 
fegen besonderes Batgelt «w&hrend der Nacht au beherbergen", sonden wenn 
man ^ie vielmehr als ein .Transportnntemehmen* anffaast, das sich im Verein 
mit den beteiligten Eisenbahn Verwaltungen zur Aufgabe gemacht hat, selbst 
nnd mit oiirenen Fahrzeugen bpsondere Züge einzurichten oder doch ihre 
Watren in die Züge der Eisenbalinverwaltungen einzustellen, um Reisende in 
einer allen Anforderungen der Bc*jueiiilichkeit entsprechenden Weise über 
grusBe internationale Linien zu befördern. (^Eben.su Brückner im Heckt 1902 
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S. 306.) D«r Begriff „rollendes Hotel', wie Fnld stell «udrttckt, würde nur 
BVCreffen, wenn der Baisende den SoUafWagen anfsnelite als besonders geev* 
nete Blnmliehkeit» nm darin zn schlafen nnd dafür die Ortoverüadentng in 
Kanf nülime. Das Gegenteil ist der Fall Dem Reisenden konunt es auf die 
«OrtsFerÜndernng* an, und Je bequemer er diese enreiclit, am so angenehmer 
ist es ihm. Da er sie nun znrzeit im Schlafwagen am bequemsten erreicht, 
sucht er diesen als Beförderungsmittel auf. Weiterliin frajrt man sich mit 
Recht, warum der in einem Sclilafwagen reisende Fahrgast bezüglich seiner 
nicht aufgegebenen, sondern in den Abteil mitgenommenen Habe besser gestellt 
werden soll, wie der in einem anderen Wagen des Zuges Reisende, der sein 
Gepftck sogar aufgegeben hat Letzterer erhült s. B. in Deutschland nach 
§§ 80 ond 88 der BisenbVerkO. nnr den Wert oder IQnderwert seines ab- 
handen gekommenen oder besdiüdigten Gepäcks Teiltet, wührend die SeUaf- 
wagengesellsehaft als Gastwirt nach §§ 701 und 252 BGB. neben dem posl- 
tiven Schaden auch den entgangenen Gewinn ersetzen müsste. Bedeatsam 
für die yorliegende Entscheidung ist endlich der Beschluss des BeicliSTer- 
sichernngsamts vom 12 Oktober 189(5 (vgl. Arch. f. Ei.senbahnwesen 1897 
S. 111), in dem es hinsichtlich der Sclilafwagpiigesellscliaft u. a. heisst: ^AIs 
selbstilndipfer Betrieh charakterisiert das Unternehmen sich nach seiner Eigen- 
art und nach seiner Zweckbestimuning im wesentlichen als „Eisenbahnbetrieb", 
der sich in der Weise vollzieht, dass unter Benutzung fremder Dampfkraft 
rollendes Material mit Bedienungspersonal in die Züge eingestellt wird. Der 
Gesamfbetrieb ist somit ein kombinierter, indem anf der einen Seite die be- 
treffende Eisenbahnverwaltnng, anf der anderen aber die Schläfwageagesell- 
schalt als Unternehmerin . . anzosehen ist . . . Znfolge seines Charakters als 
Eisenbahnbetrieb ist das Unternehmen anf Grund der §§ 34, 37 Abs. 4 des Unfall- 
versiehemngsgesetzes . . . der Privatbahnberufsgenossenschaft zu überweisen*. 

Der XlJtger hat mithin nirlit. wie Fuld meint, mit der Schlafwagenge- 
aellschaft einen }5ehci berfruii^'-svertrap und unabhängig davon mit der Eisen- 
bahnverwaltnng einen Transportvertrag, sondern mit beiden lediglich einen 
Vertrag über die Beförderung seiner Person abgeschlossen, wobei ihm 
seitens der ersteren besondere Bequemlichkeiten bei der Beförderung zuge- 
sagt wurden. 

Ist aber der zwischen den Parteien abgeschlossene Vertrag nnr ein Be- 
fdrdenmgsvertrag, dann scheidet selbstverstündlich Jede Haftung für die dem 
Klüger abhanden gekommenen Gegenstände ans dem Art 1962 nnd 1968 C. e. 

(vgl. §§ 701, 702 BGB.) ans, nnd die beklagte Gesellschaft würde nur anf 
Grund der Arl 1782 nnd 1784 G. c. haften, wenn ihr die Gegenstände an- 
vertraut gewesen wären. Dies war aber nicht der Fall, denn der KÜtger bat 

die Sachen nicht abgegeben, sondern bei sich behalten"". 

(Abscbn. Ii ,üaftaog für PenoaenbescbiUltf iiug'' folgt im nächsten Heft.) 
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10. 

Bie nnüekkartterte Ntelinalime. 

Vou Dr. Richard Senckpiehl, 
Amtsrichter in Kolmar i. P. 

Stellt sich der Ablieferang eines Gates, welches mit Kosten- nnd Wert- 
nachnahme belastet ist, ein Abliefernngsliindemis entgegen und wird das Gut 
deswegen von der Eisenbahn gernJUs § 70 Abs. 2 EisenbVerlcO. einem Spedi- 
teur auf Lager gegeben, so pflegt die Wertnachnahme znrückkartiert, d. h. 
abgerecbnet zu werden. Durch die Vermittelung der Versandstation wird der 
Absender in Kenntnis gesetzt, dass das Gut dem Spediteur auf Lager gegeben 
und die Wertnadmalune abgesetxt Ist. Die KosteanadiBalnie bleibt jedoeb 
bestehen. Die Eisenbahn gibt nimlieh gemSss § 70 Abs. 2 msenbyerkO. das 
Ont nnr ,nnter Nachnahme der daravf haftenden Kosten nndAns- 
lagen* auf Lager, d. h. der Spediteur zahlt der Eäsenbafan bei der IHn- 
lagemng den Betrag der Kostennachnahme aus. Es ist dann Sache des Spe- 
diteurs, diese von ihm verauslagten Kosten, ebenso wie seine Lagergeld- 
forderang, entweder vom Absender oder vom Empflknger des Gates bei- 
zatreiben. 

Wie verhält sich aber der Spediteur gegenüber der zurückkartierten 
Naciinalune? Hat er bei einer etwaigen Auslieferung des Gutes an den Emp- 
ftnger anch für die Erhebung des Wertnachnalimebetrages zu sorgen oder 
ist maagels entgegenstehender Weisung die Wertnadmahmt endgültig für Ihn 
abgeaetct? Diese Frage ist in der Speditiona^ nnd SohlAdirtsseitnng 1907 
Nr. 26 8. 817 dahin beantwortet worden, dass der Speditenr mit der Wert- 
naefanahme nichts mehr au ton habe; der Absender wisse ja, dass die Wert- 
nachnahme abgesetzt sei, und es sei seine Sache, wenn ihm noch an der Er- 
hebung der Wertnachnalime gelegen sei, dem Spediteur die Erhebung der 
Wertnachnahme besonders vorzuschreiben. Diese Ausfiihrnntron stellen im 
Gegensatz zu den Anordnungen einzelner prenssischer Eisenbahndirektionen, 
die den Bahnspediteureii ihres Bezirkes zur Pflicht gemacht haben, die gemäss 
§ 70 Abs. 2 EisenbVerkO. hinterlegten Güter nur gegen Zahlung aller Nach- 
nahmen, auch der etwa zurfickkartierten Wertuachuahme, dem Empfanger 
inasallefeni^). Welche Ansteht Ist die ilehtige? 



') Vgl die firtttenngen dis Vontaades des Vereins Deutscher Spediteure in der 
Speditions- nnd ScbUlUirtBseitnng 1907 Nr. 42 8. 688. 
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Der Spediteur, bei welcliem das (inf «reniäss § 70 EisenbVerkO. hinter- 
legt wird, nimmt die Eecktsstellung eines Lagerhalters ein ^§ 41G UGB.), 
aber die Eisenbabii ist nicht der Anftraggeber des Spediteurs, obwohl rie es 
anf den ersten Blick zu sein scheint. IMe Eisenhahn gibt das Gnt nicht im 
eigenen Namen dem Spediteur anf Lager, sondern im Namen des nach dem 
Frachtverträge VerfUgangsberechtigten, das ist — solange der Empflager 
weder Klaffe treinäss ^ 135 HGB. erhoben, noch ihm der Frachtbrief über- 
geben ist — der im Frachtbriefe Terzeichnete Absender. Das ergibt sich ans 
§ 70 Abs. 2 EisenbVerkO.: 

Sie i.st jedoch nach ihrem Ermessen aucli lu rei liti^rt. solche Güter unter 
Nachnahme der daranf haftenden Kosten und Auslacren bei einem örtent- 
lichen Lagerhaus oder einem Spediteur für Rechnung dessen, den 
es angeht, zu liinterlegen. 

Der Ansdmck .für Bechnnng nnd Gefahr dessen, den es angeht" , ist 
allerdings angenan. Für Bechnnng and Gefahr eines anderen kann man 
handeln, ohne es zugleich im Namen des anderen zn tan, d. h. ohne des 
anderen Stellvertreter za sein. Wie ans dra «Allgemeinen Abfertigangsvor- 

schriften" aber hervorgeht, will die Eisenbahn hier im Namen des Verfügnngs» 
berechtigten den Lagervertrag mit dem Spediteur abschlie.ssen. Die Eisen- 
bahn erwirbt ;ilsii aus dem Lagervertrafre keine Kerbte und keine Pflichten 
ge^en den Speiiitcur. Für sie ist die .Viifreleirenlieit eileili^rt Indem sie das 
Gut los wird und die Kostennac iinaliine ausbezahlt erhält, ist der Frachtver- 
trag für und gegen die Eisenbahn erfüllt. 

Der Auftraggeber des Spediteurs (d. i. der „Einlagerer" im Sinne des 
' HGB.) ist also in der Regel der Absender des Gates. Er hat das Recht nnd 
die Pflicht, über das Gat zn verfOgen nnd insbesondere die Pflicht, dem Spe- 
ditenr die Aaslagen za ersetzen and die Lagerspesen zn zahlen. Der Spe- 
ditear wird nnmittelbarer Besitzer des Gates; aber der Absender bleibt mittel- 
barer Besitzer desselben. Letzterer hat das Recht, jederzeit die Herausgabe 
des Gates zu verlangen, nnd zwar entweder an sich selbst oder an einen 
anderen, z. B. den Adressaten. Das Gut steht also zu seiner Verfügung, 
allerdings unbeschadet des dem Spediteur nach 421 IKiH. zustehenden 
I'fandrechts. Der Sjjediteur braucht daher die Verfüjrnni.' des Absenders nur 
zn befolgen, soweit sein Pfandrecht nicht beeinträchtigt wird. Ein Plaud- 
recht an dem Gate steht ihm zu: 

a) wegen des bedungenen oder ortsüblichen Lagergeldes, 

b) wegen der Aaslagen für Fracht nnd ZSUe nnd sonstiger Kostennach- 
nahmen, 

c) wegen d«r etwa sonst anf das Gat gemachten Anfwendangen. 

Da der Lagerhalter die Wertnachnahme nicht verauslagt hat. so hat er 
seinem Auftraggeber (dem Absender des Frachtguts) gegenüber natürlich auch 
kein Pfandn'clit wegen des Betrages der Wertnachnahnie. Daraus f(dgt aber 
nicht, das« der Lagerhalter das Gut dem zum nachtra^'lichcn Bezüge sich 
meldenden EmpfHuger ohne Erhebung der Wertnachnahme aus- 
händigen darf. ^ 



kju,^ _o Google 



R. S8n4A;pi«h], Die nrtlekkutierte Nachnahme. 



201 



üeber die Art nnd Weise, wie der Lagerhalter sich zn der Wertiiarh- 
nahiue zu verlialteii hat , fiitsoheidet der Layervertrap:. Oer Abschlnss des 
Lagervertrafrt'rt erfolgt refjelinässifr in der Weise, dass die Eisenbahn ihrem Bahn- 
gpediteur das Gut nebst Frachtbrief übergibt; letzterer kann nun aus dem 
Fnehtbrief ersehen, dass der Absender die Ansbändigung des Gutes nur gegen 
Eriiebimg der Wertnachiudune gewollt hat. Diese Nebenbestbrnnimg di»0 Fjradit- 
▼ertragM gilt auch flbr den Lagerrertrag, wie überhaupt der Fraehtvertrag 
WKsk auf das BechtsrerhUtoiB zwischen dem Lagerhalter und dem Absender 
des Gotes einwirkt. Der Lagerhalter erhält das Gut aar VerfBgnng des Ab- 
leaders; daraus folgt nach allgemeinem Handelsgebraach (vgl. mein »Spedi- 
tionsßreschäft" §37 S. 50 und §91 S. 133, 134), dass er dem Absender von 
dem Empfang- des Gutes Anzeige macht nnd ihn um VerfiijrnnG: über das Gut 
ersucht. Diese Anzeige des Lagerhalters ist für sein Kechtsverhältnis zu den 
Frachtbeteili^'ton von Erheblichkeit. 

Vor Absendung der Anzeige darf der Spediteur wenigstens dann, wenn 
aoch die Eisenbalm noch keine Anzeige von dem Ablieferungshinderuis — > 
weil nieht tnnlidi — drai Absender erstattet hat, das Gut dem anm Besage 
sieh meldenden EmpfiUiger anshftndigen, ohne hieran einer Zustimmung des 
Absenders zn bedürfen. Die im FrachtTortrag enthaltene Weisung, das Gut 
sa den Empftnger aaBznliefem, besteht jetzt noch nneingeschiinkt fort. Die 
Auslieferung darf aber nur gemäss dem Frachtvertrage erfolgen, d. h. nur 
gegen Zahlung der gesaraten Nachnahme, also auch der Wertnachnahme. 
Denn von der Absetzung der Wertnachnahrae weiss ja der Al)sender noch 
nichts. Sobald aber die Anzeige von der Einlageiung des (iutes und der 
Zarückkartierung der Wertnaclmahuie an den Abscuiler abgegangen ist, 
ist die Reclitslage geändert. Jetzt darf das Gut überhaupt nicht eher ausge- 
liefert werden, als bis entweder zustimmende Antwort auf die Anzeige ein- 
getroffen oder tsM Antwort innerhalb angemessener Zeit gar nicht einge- 
gangen ist. Der Spediteur darf das Gut anch nicht gegen Zahlung der Nach- 
lahmebetrtge dem inzwischen zum Bezüge sich meldenden Empfftnger aas- 
htndigen; noch viel weniger darf er es ohne Erhebung der Nachnahme, 
sei ee der Kostonnachnahme , sei es der zurttckkartierton Wertnachnahme, 
Imraosgeben. 

Erteilt der Absender dem Spediteur Verfügung über das Gut, so ist diese 
massgebend. Sie ist insbesondere auch nach der Richtung hin massgebend, 
ob das Gut gegen Erhebung einer Nachnahme und ev. welchen Nachnahme- 
betrages ausgeliefert werden soll. Scliwcigt der Versender üV)er diesen Punkt, 
so ist die Weisung unvollständig, und der Spediteur wird vom Absender voU- 
stindigere Weisung dnholen müssen (vgl. mein gSpeditionsgeschftft* §68 S. 101). 

Trifft innerhalb einer angemessenen Frist eine Verfügung des Absenders 
überhaupt nicht ein, so muss der Lagerhalter annehmen, dass die — auf 
Oe&hr des Frachtgutabsenders reisende — Anzeige bei diesem überhaupt 
taxiht eingegaagmi ist. Andernfalls hätte der Fraclttgntabsender auf die An- 
zeige antworten mfissen. Wenn er nämlich noch keine Weisung über Ans- 
lieferung des Frachtgutes erteilen kann, so künnte er zum mindesten den 
Bger, BttmbelumeUUelie BataokeMugM XXIV. 14 
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Lagerhalter nm weitere Aufbewahrung des Gates ersuchen. Aber antworten 
moBB er nach allgemeinem Handelsbrauch, damit der Lagerhalter von seinem 
Etnlagttrer eine Beetfttigmig für den abgescUoesenen Lagervertrag erhftlt*). 

Antwortet der Frachtgatabeender anf die Anzeige dee Lageriialters nidit 
oder liat Um dieee Anseige filmliaQpt nidit errelciit, bo ist die Beditalage 
fBr den Iiageriialter dieeellM, als wenn eine Anzeige yon der ESnlagerang ans 
irgendeinem gesetzlichen Grunde an den Frachtgntabsender gar nicht abge- 
schickt worden ist. Der Lagerhalter hat also nach dem matmasslichen Willen 
des Absenders zu verfahren und dement sprerliend dem zum Bezüge sich mel- 
denden EmpfiJn^er das Gut auszuliefern, jedocli mn- frcf^Pii Erhebunfr <ier L^e- 
samten Nachnahme, einschliesslich der zurückkartieiten Wertnachnahme. Es 
liegt kein Grund zu der Annahme vor, dass der Frachtputabsender, welcher 
dem Frachtführer die Erhebung der Kosten- uud Wertnachualime vorgeschrieben 
hat, jetzt eines anderen Willens geworden sei nnd dem Lagerbalter gegen- 
über von der Binkassiening der Wertnaefanahme abseilen wolle. 



*) Vgl in dieser Zeitsebr. Bd. XXI 8. 204 ff. nnd 886 ff. Wollte man. wie S. 889 

a. a. 0. von Bnndnagel anagefOhrt ist, annehmen, dass der Lagerhalter, welcher ksiae 
Verfügnnp anf seinf Anzeiire erhillt. das Gut auch nach Ablauf einer angemessenen 
Frist dem siiiiter sich zum Bezüge meldeiidoii Empfänger uicht ausliefern dürfe, so 
würde dem Lagerbalter in der Begel nichts audores Übrig bleiben, als den Selbsthilfe- 
Tertaaf oder den Pfkadverkattf ▼oisanebmen. Dadanh ist aber dem Inlenne des 
FraebtgatabsMideis ketnetwegs gedleat» demi es ist immer vorteilhafter fttr ihn* dais das 
Gttt dem Empfänger gegen Erhebung der gesamten Nachnahme ausgehändigt wird, als 
dass ein mit Kosten verknflpfter mid in seinem Ergebnis miaicherer OffentUcher Ver- 
kauf statttiodet. 
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11. 

üeber don Bo^iiin der Lieferfrist liei iiacli und nach (sulizeäsiTe) 
stattündeuder Auflieferung und Verladung des (iutes. 

Von Dr. M. Epstein, 
Landesadvoliat in Brttnn. 

Es kommt nicht selten Tor, dass der Frachtbri«f fiber das der Bahn som 
Transporte zngefflhrte Ont mit dem Tagesstempel yersehen, das Gut jedoch, 
aamenflieh bei Wagenladungen, nicht an demselben Tage Tollstilndig verladen 
wird. Es entsteht also die Frage, mit welchem Tage die Lieferfrist beginnt, 
ob mit dem Tage, der nach dem Stempel des Frachtbriefes als Tag der Ueber- 
gabe anznsehen ist, oder mit demjenigen Tage, mit welchem die Verladung 
erst abgesclilossen ist. Es tainlit auch oft die Frage anf, ob die Stellung 
des Adressatoll frt i^^pnübor der Balm dieselbi' ist, wie die des Aufgebers. 

Der „AlJtremeine Tarif-Anzeiger" Nr. 31 vom 18. August 1907 bringt mm 
eine Entsrheidimg des Wiener Handelsgerichtes vom 2. Juli 1907, in welcher 
beide i:<rageu zuungunsten der Buhn entschieden wurden. Gleichzeitig ver- 
Sifentlicfat das Angnatheft der , Zeitschrift für den internationalen Eteenbahn- 
tranaport* (Jahrg. XT Nr. 8 S. 296) ein Urteil eines fraazöaischen Gerichtes, 
des Appellhofes von Agen, Tom 28. Juli 1906, in welchem die erste Frage 
ngniuten der Bahn entschieden wurde. 

Wir teilen hier die Urteile bdder Gerichte ihrem wesentlichen Inhalte 
nach mit 

1. Urteil des k. k. Bezirksgerichtes fttr Handelssachen, Wien, 

▼om 2. Juli 1907. 

Laut Frachtbrief wurde in der Station Demeczer eine Wagenladung der 
Bahn zur Verfirachtong am 30. August 1906 übergeben. Die Sendung wurde 
dem Destinatär aber erst am 14. September 1906 in der .elften Stunde avi- 
siert. Da die Lieferzeit bloss sechs Tage beträgt, so beansprucht der Klüger 
Entschädigung für liieferfi istübcrschreitung in der Hidie der IliSlfte der Fracht, 
weil die f^icferfrist um mehr als vier Tage überschritten wurde. Die Bahn 
verwies darauf, dass es sich um alla rinfusa verladenes Gut (R«»ggen) 
handelt, das in Siicken zugeführt und der AVaggon bestellt worden sei. Die 
seitens der Partei zu besorgende Verladung Iconnte erst nach Einlangen des 
Waggons durchgeführt werden. Die Uebemahme des Gutes sei also erst im 

14* 
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Zeitpunkte der wirklichen Verladung erfolgt. Irrtfimlicherweise sei schon 
nach Zntahr der Sendung dem Frachtbriefe der Tagesstempel beigedmckt 
worden. Dieter Irrtum ist jedoch dadurch repariert worden, dasa nach durch- 
geführter Verladung neuerlich der Tageaatempel aufgedruckt wurde. 

Aus den Verladescheinen ertrfVio sich, dass die Verladnnj? erst am 7. Sep- 
tember durchgeführt wnrde. Da dieser Zeitpunkt ffir den Beginn des Laufes 
der Lieferfristen niassg^obend sei . liecrp auch keine Versänmung der Liefer- 
fristen vor. Der Klage wurde jedoch vom Gerichte ans folgenden Gründen 

stattgrejreben ; 

^Durth die vorgelepcten Verladescheine erscheint wohl festprestellt. das» 
die tatbJlcliliclie Verladung am 7. September stattfand. Dem Klagebegehren 
musBte jedoch gleichwohl aus folgenden Erwägungen stattgegeben werden: Dass 
die Eisenbahn selbst Wagenladungsgfiter, deren sofortige Beförderung nicht 
m(iglich ist, gleichwohl zum Transporte annehmen kann, erhellt deutlich ans 
§ 65 BetrBgl. Nach § 63 BetrBgl. beginnt die Lieferfrist mit der auf die 
Annahme des Gutes nebst Frachtbrief folgenden Mittemacht. Nach § 54 
BetrBgl. gilt als Zeichen der Anunl nip dir Anfdrückung des Tagesstempels 
der Abferti<runpsstellc auf den Fraciitltiiet. Dem Frachtbrief»' wurde im vor» 
liegenden Falle der TaGfesKtempel vom 30. Antjust auf<;edrü( kt. Die Sendung 
war daher als au diesem 'i'a?e zur BeHirderung angeiuiuimen anzusehen, und 
die Lieferfrist begann von der folgenden Mitternacht zu laufen, wofern nicht 
anzuuehmen ist, dass die Ausnahme des § 55 (3) BetrRgl. vorliege. 

Eine solche Annahme erscheint aber ausgeschlossen, und zwar selbst 
dann, wenn sich der Absmder tatsachlich damit einverstanden erUArt haben 
sollte, dass für die in Bede stehende Sendung die Lieferfrist erst mit dem 
Tage zu laufen beginne, an welchem die Absendung tatsftdilich erfolgte; dem 
für diesen Fall ist ansdrUcklich vorgeschrieben, dass der Absender sein Ein- 
verständnis auf dem Frachtbriefe zu erkl^lr^'n und auf dem Frachtbriefdnpli- 
kate zu wiederholen habe. Dieser Vorschrift wnrde aber im vorliegenden 
Falle nidit entsiiroclien. Darum i.st auch die neuerliche Anfdrückung des 
Tagesstempels zur Fixiei ung des Zeitpunktes der Absendung ganz bedeutungs- 
los. Die Eisenbahn kann sich dalier nicht auf <lie Bestimmung des § 55 
BetrRgl., und zwar weder Abs. 2 noch Abs. 3 berufen. Sie kann insbesondere 
das etwa ohne Beobachtung der vorgeschriebenen F&rmlichkeiten mit dem Ab- 
sender getroffene Einverständnis nicht dem Empfänger des Gutes, welcher 
die Rechte aus dem Frachtbriefe kraft selbständiger Legitimation geltend 
macht, entgegensetzen*. 

2. Urteil des Appellhofs von Agen vom 23. Juli 190G. 
Am 2. März um 2 Uhr 30 Minuten nachmittat^s hatte ein Herr S. der 
Station F. eine Versauddeklnration übergehen, laut welcher als Eiljrnt mit 
Bostininiuntr nach der Statimi St — H. .')0(» Stüik Ald'allbietter im Gewiclite 
von 7(100 kg belijrdert wiiden scdlten. Die Bretter, welche sich in diesem 
Augenblicke auf dem Abladeplatze der Station befanden, wo sie im Laufe 
des Tages aufgeliefert worden waren, wurden um 3 Uhr 35 Minuten desselben 
Nachmittags in die Ellgutlialle verbracht. Die Leute der Eisenbahn begamen 
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sofort mit der Annahme der Sendung: und konstatierten, dass deren Gesamt- 
gewicht nur 6073 kg betrug. Sie beendigten diese Operation erst am fol- 
genden Tage (3. M&rz) am 10 Uhr morgens. Dann ging die Sendnng an den 
BeitiBiiiiinigiort ab, wo sie am gleichen Tage nm 2 Uhr 38 Minnten ankam. 
Der AlNMflider beliaaptete, daaa die Sendling am 2. MXrs mit dem mn 2 Uhr 
54 Minnten abends abgehenden Zuge lifttte befördert werden sollen und be- 
langte die Eisenbahn anf gerichtlichem Wege fttr den durch die verzögerte 
Befördemng entstandenen Schaden im Betrage von 200 Fr. Die Eisenbahn 
erwiderte, dass gemäss der bestehenden Ministerialverordnungen und dem 
Art. n-t der AnwendungsbediiiLriimron der Eilguttarife Eilgüter allerdintrs mit 
dem ersten auf die Aut'prabe tol-ieiiden, mit allen Klassen versehenon nud mit 
der Bestimmung der Sendunp: korrespondierenden Per>onen/.iis befünlert werden 
müssen, unter der Voraussetzung indessen, dass sie Nvenigstens 3 Stunden vor 
der reglementariachen Abgangszeit des Zages znr Einschreibung präsentiert 
worden seien. Die 500 Bretter seien aber erst nm 10 Uhr Tormittags des 
8. Ittn, nachdem ilire Annahme nnd AbwKgong beendigt gewesen, znr Ein- 
schrefbnng gelangt; sie seien mit dem ersten inneriialb 3 Stonden nach der 
Einschreibang znr Abfahrt gelangten Znge befördert nnd vor Ablaaf der regle- 
roentarischen Lieferfrist dem Empfanger zur Verfügung gestellt worden. Mit 
Urteil vom 26. Dezember 1905 hat das Handelsgericht von Agen, als erste 
Instanz, die Forderung des KläErers <rut[rohpisson weil die in Frage stehende 
Frist von drei Stunden von dem Augenblicke an zu rechnen sei. wo die 
Sendung den mit der LClternalime und Verifikation beauftragten Leuten der 
Eisenbahn übergeben worden sei und nicht erst von der Beendigung der 
Uebemahme an. Der AppelUiof von Agen hat dagegen dieses Urteil abgeändert 
mit folgender Begrfindnng: 

«CtomSss dem Art. 50 der Verordnung vom 15. Noyember 1846 mftssen 
die von der Eisenbahn sn befördernden Gegenstände nnmittelbar nach ihrer 
Ankunft anf der Versandstatiott anter Angabe der (Venandstation) znr Er- 
hebung gelangenden ganzen Fracht in den Büchern der Bahn eingetragen 
werden; jede Sendnng mnss von einer unterzeichneten Anfgabedeklaration be- 
gleitet sein, in welcher die Zahl, das Gewicht und die Art der zu beför- 
dernden Stücke, sowie deren dummem, Marken oder Adressen augegeben 
sein sollen. 

Diese Deklaration muss nach stattgefundener Lebernalmie diuxh einen 
Augestellten der Bahn visiert werden, welcher das Detail der Transportkosten 
festzustellen nnd dem Absender einen Empfangsschein zu flbergeben hat, in 
welchem, die Art nnd das Gewicht der Stacke, der gesamte Transportpreis 
nnd die LieferfHst aasgesetzt sein soll. Hieranf erfolgt erst der Absehlnss 
des grachtvertrages zwischm den Parteien, üm zu beweisen, dass die Sendung 
zur Etasdurelbong präsentiert worden sei, genügt es nicht, das Gut im Bahn- 
hofe anzubringen nnd eine mehr oder weniger genaue Versanddeklaration zu 
übergeben; die EinsrlireiVmng findet erst statt, nachdem das Gut übernommen 
and der Transportjtreis t'esttrestellt und dem .\bsenilei- darüber ein Ein]>fanirs- 
scheiu auji(gestellt worden ist. Allerdings darf dabei die Ueberuahme in keiner 
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Weise in Plackerei ausarten und die OJeschäfte des Absenders stören, aber 
dsLH Gut wird zur Einschreibung erst präsentiert in dem Aupenblitk, wo der 
FraditTertraif abgesclilossen wird, and dieser kann sich nicht bilden, bevor 
die Eisenbahn in der Lage gewesen iat, durch die Verittation Aber den 
Gegenstand desselben sieh zn veigewissem, was erst dann der VtXi ist, wenn 
diese Gegenstande tatsächlich, gemilss Art 50 der Verordnung vom 16. No- 
Tcmber 1846, in den Bttohem der Abgangsstation mr Einschreibung gelangt 
sind. Die vorherige PrQfnng ist aber am so notwendiger, als dabei Diffe- 
renzen sich herausstellen können, wie es vorliegend wirklich der Fall war, 
indem ein beträchtlicher Unterscliied zwischen dem wirklichen Gewichte des 
Gutes und demjenigen, welches in der Aufu'abLdeklaration aiitregeben war, 
konstatiert wurde". (Nach den Annales des chemiiih de fer 11H")7 S. 28.) 

Dazu bemerkt die Kedaktion des Berner Zentral-Amtes lul<rendes: _Die 
französische Hechtsprechung im Sinne des vorstehenden Urteile» scheint foni- 
msteben. Sie verlangt, dass, wenn der Frachtvertrag als abgeschlossen gelten 
und die Eisenbahn die daraus folgenden Verbindlichkeiten ftbeniehnien soll, 
das Gut von der Eisenbahn wirklich ttbemommen worden seL In einem Urteil 
vom 7. Juni 1905 des Appellhofs von Gaen (Bulletin annot6 des ohemina de 
fer 1906 S. 29) ist, entgegen der Entscheidung dos Untergerichtes, ausgeführt, 
dass zur Begründung eines Frachtvertrages die Tatsache der Unterzeicbnung 
der Abgabedeklaration durch den Absender nicht genüge, und dass diese, so- 
lange sie von dem die Uebernahme der Sendung besorgenden Dahnangestellten 
nicht unterzeichnet sei, nur als ein Gesuch um die rebernahme einer Sendung 
betrachtet werden kimne, welches keine Kechtsbezielmniren unter den Par- 
teien begründe. Im ähnlichen Sinne lauten auch die in Z. IdOü S. 251 und 
1907 S. 107 mitgeteilten Urteile deutscher Gerichte". 

Mebies Erachtens ist der vom Wiener Handelsgerichte eingenommene 
Standpunkt, obwohl er ffir das Publikum der günstigere ist, wenigstens nach 
dem positiven Gesetze — de lege lata, — als unrichtig zn bezeichnen, denn 
da bei den meisten Wagenladungen, namentlich bei alla rinfnsa-Sendnngra, 
die Selbstverladnng durch die Partei vorgeschrieben ist, kann Uebergabe resp. 
T^ebernahme nicht als vollzogen angesehen werden, insolange die Selb.stver- 
ladung nicht vollendet ist. Ohne Fcrtigstellunir des CTntes zum Transporte 
seitens der Partei kann auch für die Bahn die J>iofettrist nicht zn laufen 
beginnen. Wenn nun auch nach § ä t lktrRs?l. die Aufdrücknng des Tages- 
stempels als Zeichen der Annahme des Gutes zu betrachten ist, so gilt dies 
nur als Beweisregel, die den Gegenbeweis mcht aussehliesst. Wenn nun er> 
wiesen wurde, dass der Schlnss der Selbstverladung erst am 7. September 
Btattgeftmden hat, also das Gut erst an diesem Tage zum Transporte bereit 
gestellt wurde, so kann erst von diesem Tage die Lieferfrist zu laufen be- 
giunm. Es bedurfte daher, streng genommen, nicht erst einer nenerlichcn 
Abstempelung. Auch ohne diese hittte der Beweis über die faktische Ver- 
ladung zugelassen werden müssen, denn § 54 BetrRgl. Abs. 2 erklärt ans- 
drücklich: Die Abstempelunfj: hat nach vollständiger Anfliefernntr zu j;e- 
Bcheben. insolange das Gut nicht vollständig autgeiiet'ert ist, kann die Lieter- 



kju,^ _o Google 



IL Epttdn, Beginn Mar LieArfrist \m snkMidver Avilieteong n. Vwlndimg. 207 



frist zu laufen nicht beginnen. Es erscheint daher gar nicht nötig, auf die 
in dem französischen Urteile nilher ausgeführten Modalitäten der Manipulation 
der Bahnen bezüglich der Abwäge, der Biiclning und der Berechnung der Ge- 
bühren etc. einzugehen, weil diese rein internen Vorschriften für das Publikum 
doch nicht massgebend sind. Die Hinweisang des Urteils des Wiener Handels- 
gwrlcliteB auf die Tftteadie, dass die im % 66 Abs. 2 nnd 8 Torgeachriebene 
EiiiTentSndiiiBerklXniiig dee Absenden nicht vorliegt, eneheint wohl nicht 
ratrelfend, weO der dort etatnierte FUl hier gar nicht ▼erliegt. 

Eine andere Frage ist aber die, ob der Absender, der in der ihm ob* 
liegenden Verladung nicht durch eigenes Verschulden, sondern durch dasjenige 
der Bahn behindert wurde, da sie ihm den bestellten Wagen erst nach 7 Tagen 
h'eferte. nicht aus diesem Rechtstitel einen Ersatzanspruch an die Bahn hätte 
stf'llcu können. Und diese Frag^e niuss offenbar bejaht werden, denn nach 
dem (isterreichisthen BetrRgl. Anhang II ist die Bahn verpflichtet, dem Be- 
steller des Wagens, wenn die Stellung desselben niclit rechtzeitig erfolgt, 
eine dem Wagenstandgelde entsprecliende ?>it.schädigung (9 K 60 h per Tag) 
xn lösten. Allerdings ist diese Batsehädignng eine minimale, aber durch den 
oft beklagten Uebelstand des Waggonmangels leicht erkllrUcb. 
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12. 

Zur Ausleguiit^ der Bestimmung „In Ansfilhruii^; der Dienstver- 
rlehtungeu^^ im § 2 des Relehslinftpfllchtgesetzes. 

Von Otto von Königslöw, 
Direktor der Versicherungs-liesellschaft Nordstern in Berlin, 

Ein Monteur — einer Fabrik — hatte den Auftraif erhalten, in der- 
selben eine Gasfrebläsemasrhine wieder instand zu setzen, zu welchem Zwecke 
ihm die erforderlichen liili'sarbeiter beigegeben waren. Der ihm vorgesetzte 
Oberingenieur hatte ihm aber ausdrücklich verboten, nach beendigter Repara- 
tur die Maschine anzulassen (d. h. in Gang zu setzen), ohue dass er — der 
Oberingenienr — oder du anderer Ingenieur zugegen sei. Verliotmiidrig 
suchte der Honteur du Anlassen ohne Zoaiehong eines Ingenieors und SlDTnete 
die Gassnleitiing, ohne jedoch die elektrische Antriehsyorriehtong In Gang zn 
setsen. Infolgedessen wurde durch das ansstrOmende Gas ein Hilfsarbeiter 
und ein Ingeniear, welcher einen Bettnngsversaeh machen wollte, getötet; 
dessen Erben verlangen Ton der Betriebeimtemehmerin Schadensersatz aof 
örund des § 2 RHG. 

Das Oberlaiulesfrericht nalim an. dass der Monteur als eine sowohl zur 
Leitung wie auch Beaufsichtigunfr des Betriebes, d. h. elues einzelnen, im 
Kähmen des Fabrikbetriebes der Beklagten stehenden Betriebs Vorganges 
angenommene Person anzusehen sei, dass es an sich ein selbstverständlicher 
Ansfluss seiner gewöhnlichen Obliegenheiten als Montear war, wenn et den 
ersten Betriebsversnch an der reparierten Hasdiine vornahm. 

Den Einwand der Beklagten, dass ihm dieses Anlassen verboten gewesen, 
dasselbe also nidit in Ansfllhnuig der Dienstverrichtnng erfolgt sei, wies das 
Oberlandesgericht znrfick, mit folgender Begrfindnng: 

,In diesem Verbot lag nichts weiteres, als dass jene Betriebsliandlnng 
wegen zu befürchtender Unregelmässigkeiten unter Aufsicht eines besseren 
Sachverständigen vor sich gehen sollte. Der Monteur war also in diesem 
Falle lediglicli, und zwar seinem Vorgesetzten gegenüber in seiner 
Selbstilndigkeit beschrilnkt. und er handelte verbotswidrisr und auch hier 
wiederum schuldhaft, wenn er trotzdem selbständig die Ingangsetzung der 
Maschine unternahm. Damit ist aber keineswegs gesagt, dass er den 
ihm von der Beklagten angewiesenen Geschftftskreis flberschritten 
hatte: wie denn anch jenes Verbot des Oberingenienrs lediglich eine in- 
terne Anweisung darstellt, durch welche die leitende Aufsicht- 
Stellung des Monteurs seinen ihm sugewiesenen Hilfsarbeitern gegen- 
über nicht berührt wurde'. 

Das Reichsgericht (VI. ZS.) hat mit Urteil vom 23. September 1907 — 
■JW. Jahrg 1 n07 S. (573 — dieses Urteil liesfrltigt: es fülirt liierzu aus: 

Das Bei utunusgericlit hat festgestellt, dass das Tngantrsetzen der Ma- 
schine behufs Prüfung ihrer Betriebsfähigkeit an sich zu den Funktionen des 
Monteurs gehi3rte, und es ist ihm darin beizustimmen, dass sie aus dem 
Kreise der Dienstverrichtuugen des Monteurs nicht deswegen fiel, 
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weil ihm im vorliegenden Falle ihre Vornahme von seinem Vor- 
gesetzten verboten gewesen war. 

Das Oberlandesgerielit Tertiitt alao unter Billigung des Beichagerielits 
den Standpunkt, dass dorch das Verbot die Anfsichtsteiliuig gegenftber den 
HUfsaibeiten nicht berflhrt wurde, mit anderen Worten: dass eine Etn- 
sehrSnkong des dem Monteur an sicli mgewiesoittn Geschllftskreisee den HOfs- 
arbeitem nnd sonstigen Dritten p^e^renUber vnwirksam war. — 

Diese Aaffassnng wärde richtig soin. wenn es eine gesetzliche Bestim- 
mung ir^ibe, dass mit der Stellunf? eines leitenden Monteurs ein gewisser üblicher 
oder präsumtiver Umfanfr seines Geschiittskreises verbunden sei, und dass die 
Beschränkung dieses UnilaniL^es dritten Personen gegenüber entweder — analog 
der Prokura — ohne Wirkung: oder — analog der Handlungsvollmacht — 
nur dann von Wirkung wäre, wenn der Geschädigte die Beschränkung kannte 
oder kennen mnsste. — 

Sehen allein diese Henuisschilanff der Rechtsfrage genügt, nm erkennen 
SB lassen, dass diese Anflhssong nnrichtig ist: es gibt weder eine gesetaliche 
Bestimmnng, dass mit der Stellimg eines leitenden Monteurs ein gewisser 
(reschäftskreis verbunden ist, noch gibt es eine gesetsliche Bestimmnng, nach 
welcher die Beschränkung desselben dritten Personen gegenOber yon gar keiner 
oder nur von bedinL'ter Wirkung wäre. 

Rechtlioli war eine Begrenznntr des (Teschiiltskreises des Monteurs Dritten 
gegenüber vulliir \vii ks;im. Selbst wenn man auf die an den Monteur erfolgte 
Auftragserteilung zur Reparatur ilen §075 BüB. aualog anwenden will, so 
wurde der Monteur Dritten gegenüber nur innerhalb des ihm laut Auftrag zu- 
stehendm Geschaftskreises ennftchtigt gewesen sein nnd wttre eine eigenmichtige 
Erweitemng anchDritten gegenfiber nnr dann wirksam gewesen, wenn der Montenr 
— analog § 666 BOB. — znr Abweichnng von den Weisnngen des Auftrag- 
gebers berechtigt war, was natürlich einem direkten ansdrttckliehen Verbot 
«regeniiber ansgeschloflsen ist, zumal keine Gefahr im Versnge war beottglich 
des Anlassens. 

Lag also in dem Verbot eine Einsrhriinkunp des sonst üblichen Ge- 
schättskreises eines leitenden Slontcurs, so war diese Einschränkung durcliaus 
nicht nnr lediglich als interne Angelegenheit /wischen Monteur und der Be- 
klagten der letzteren gegenüber wirksam, sondern sie war auch dritten Per- 
sonen gegenüber wirksam. Welche Bedeutung hatte nun das Verbot? 

Z«r Entscheidung dieser Frage ist zu nntecsnchen, wie die Bestimmnng 
in Ausführung der „Dienstverrichtungen" ansaulegen ist, ob im Sinne ,der 
dem iMtr. leitenden Monteur als solchen bestimmt aufgetragenen Dienstver- 
riehtungen" oder im Sinne .einer nach üblicher Weise zu den Funktionen 
eines leitenden Monteurs gehörenden Dienstverrichtung" oder sogar ganz ab- 
strakt im Sinne „überhaupt irgendeiner Dienstverrichtong*. 

Zunächst ist hierzu folgendes zu bemerken: 

Eine üblicherweise zu den Funktionen eines Monteurs gehi>rende 
Dienstverrichtung kann, da es eine gesetzliche Bestimmung über den I nitang 
des (ieschättskreises nicht gibt, nur dann und nur insoweit in Frage kommen, 
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als die Verti'agsckliessenden nichts anderes bestimmt haben. Die Ueblieh- 
keit kommt lediglich ergftiizend z«r Brmittelviig det Parteiwillens 
in Frage, wenn keine aofldrttcklichen Bestimmnngen vorliegen nnd deshalb 
anzunehmen ist, dass die Parteien das üebliche gewollt haben. 

Hierans ergibt sich, dass in Wirklichkeit nnr zwei Hdglichkeiteii in 
Frage kommen: 

Entweder die Auslegung im Sinne der dem leitenden Montenr als 
solchem vcrtraplieh autVftrajrpnen Dienstverrichtnnpen , sei es, dass 
der Umfang ausdrücklicli bestimmt war, sei es. der Umtane: nach dem 
stillschweigenden Parteiwillen durch die Uebliclikeit bestimmt werden sollte; 

oder die Auslegung im Sinne irgendeiner Dienstverrichtung iiber- 
baapt, welche von dieser Person ausgeübt wurde, also aach solcher 
Dienstverrichtongen, welche Tertraglieh nicht nnter den QesehlftBkreis 
der ihm als leitendem Kontenr anfgetragenen DienstTerrichtnngen fielen. 
Wäre die letztere Anslegnng richtig, so wttide es also ttbeihanpt nicht 
darauf ankommen, ob die betr. Yerriefatnng zn dem TertragUciien Gesehlfts- 
kreise des leitenden Monteurs gehörte, sondern lediglich darauf, ob die Ver- 
richtung von einem leitenden Montenr vorgenommen wnrde, nnd ob es sich 
dabei um Verrichtung irgendeines Dienstes liandelte. 

Alsdann würde z. B. § 2 KIIG. Anwendung finden, wenn der betr. Montenr 
von seiner Arbeit abgerufen wnrde, um an anderer Stelle auf Weisung des 
Betriebsunternelimers bei einer beliebigen Arbeit vorübergehend aushilfsweise 
als gewöhnlicher Arbeiter, z. B. beim Vernieten, mitzuhelfen, nnd wenn der 
Monteur bei dieser Tätigkeit als gewShnlicher Hilfsarbeiter einen andern 
fahrlKssig verletzt hStte. Denn der Montenr htttte zweifellos eine Dienatver^ 
richtnng ansgefllhrt, er wftre ja an sich zu der Zeit nach noch leitender Montenr ge- 
wesen, da die seiner Leitung unterstellte Arbeit noch nicht beendigt war. 

Ebenso mfisste § 2 Anwendung finden, wenn der als Leiter der Dreherei- 
werkstatt angestellte Werkstattvorsteher eigenmächtig in der Qiessereiwerk- 
Stltte. in welclier er gar nichts suchen hatte, eine fahrlässige falsobe An- 
ordnunir c^etmften hätte, durch welche jemand verletzt wurde ; auch hier hütte 
Ausführung einer Dienstverrichtung seitens einer als Leiter — freilich einer 
anderen Abteilung — angestellten Person vorgelegen. 

Die Eigenschaft als leitende Aufsichtsperson wäre also gewissermassen 
tm Charakter inddebilis solange, ds flberhanpt Leitung nnd Anfsichtsbefugnis 
bestHnde, und zwar auch für solche Dienstverrichtungen, welche gar nicht 
zum Geschaftskreis seiner Leltungs- und Anfsichttpllleht gehörten. 

Dass der Oesetzgeber dieses gewollt habe, wird dodi niemand ernstlich 
behaupten wollen; gegenüber den unsinnigen Konsequenzen, wdohe sich nach 
der zweiten Aoslegnngsmöglichkeit ergeben müssen, kann es ftberhaapt nicht 
zweifelhaft sein, dass sie falsch ist. 

Eiclitiir ist nur die erstere Auslegung, d. h. die schuldhaft schädigende 
Verrichtung niusste zum Kreis derjenigen Dienstverrichtnngen gehören, welche 
auf «iiuml aiisdrückliclier ndt r stiilschweitrender Vertragsabsiclit zu dem Ge- 
schäftskreiä der leitenden Aufsichtsperson gehörten, d. h. also zü dei^enigen 
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Dienstvfnii Iitunrren, deren Leitanp: und lieaiifsichtigung: ihr vcrtraj::- 
licli nicht nur zustand, sondern auch oblag, über deren Vornahme 
oder Unterlassung sie also die verantwortlicbe Entscheidung zu treffen hatte. 

Da 68, wie oben bemerkt, keine gesetelicbe Vorsebrift Uber den Umfang 
des Oescbftlliskreises eines leitenden Hontenrs gibt, da demnadi auch eine ge- 
setsliche Vorsebrift, welche deren Abinderong verbietet, hier nicht in Be- 
tracht kommt, 80 kann also der Betriebsnnternehmer frei bestimmen and ver- 
^baren, welcher Kreis von Funktionen der Leitung und Anfsicht des Mon- 
tcnrs unterstellt werden soll. Hieraus ergibt sich ohne weiteres, das» der 
übliche Geschäftskreis im Einzelfalle vertraglich abgeilndert und eintreBrliränkt 
werden darf, und dass für den § 2 RHG. nur diejenigen Dienstverrii htunycn 
in Fiagp kommen, welche vertraglich in dem betreffenden Falle zu dem 
Üescjjättskreise des betreffenden Monteurs gehörten. 

War dem Monteur für gewöhnlich stillschweigend ein weiterer Geschäfts- 
knds anvertrant, war derselbe aber fftr eine bestimmte Arbeitsansffibranif ver- 
traglicb bescbrttnkt worden, so kommt fttr diesen Fall aadi nur der be- 
aehrftnkte Geschftftskreis in Betracht, und swar, wie oben bemerkt, nicht nnr 
gegenfiber dem Betriebsnntemebmer, sondern anch gegenflber Dritten. 

Welche Bedeutung hatte nun das Verbot des Oböringenieurs , die Ma* 
Bchine allein, ohne Zuziehung eines Ingenienrs, anzulassen, unter Berück- 
sichtigung des UmStandes, dass dieses an sich snm Gesch&ftskreise eines 
leitenden Monteurs gehörte? 

Das Oberlandesgerieht war auf dem richtigen Wege, wenn es sagt, da- 
durch hätte jene Verrichtung unter die Aufsicht eines besseren Sachverstän- 
digen gestellt werden sollen, und wäre der Monteur in seiner Selbständigkeit 
beschrSokt worden; es hat aber diesen Weg nicht konsequent w^ter yetfolgt. 

Das Verbot beschrinkte in zulässiger Weise den für derartige AuS' 
fBhningen sonst QUichen GtoschXfIslureis dnes leitenden Monteurs, indem ea 
ihm fftr diese bestimmte Veiriditnng die Selbstindigkelt, die Leitung und 
Anfsicht derselben entzog und ihn fttr diese Verrichtung selbst unter die 
Leitung und Aufsicht eines höheren Beamten stellte, mit anderen Worten: 

Dem Monteur wurde für diese Verrichtung die Eigenschaft 
als leitende Aufsichtsperson entzogen, er wurde hierdurch 
für diese Verrichtung einfacher Arbeiter; denn ein Monteur 
an sich ist nichts, als ein besserer Arbeiter. 

Eine andere Auffassung des strikten Verbots ist unmöglich. Handelte 
aber der Moatonr beim Anlassen nur als Arbeiter, nickt als leiteade Auf- 
sichtsperson, so findet § 2 REO. keine Anwendung. 

Dass es sowohl dem Betriebsuntemehmer wie Dritten gcgenttber nnwirk- 
Mm war, wenn der Monteur sich wirklich eigennrilchitig Ar diese Verrichtung 
die Eigenschaft ate Leiter und Aufsichtsftthrer angemasst hätte, folgt ans dem 
oben Ausgefakrten. 

Die eingangs erwähnten Urteile , so sehr sie vom rein menschlichen 
Standpunkt aus erklärlich erscheinen, sind also juristisch niclit haltbar. 
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18. 

Beitrftge zur £rlftiiterang des Preussisehcu Klein babngcsetzes Tom 

28. Jiil! 1S02. 

Von Or. fieorg Eger, 
(ielL Eegiemiigsrat in Berlin. 

VI.») 

Die Königliche G eneliini^uni; zur Anlegunf^r von Bahnen in den 

Strassen Berlins und Potsdams. 

§ 85) des Freussisrhon Kleinbahnfresetzes enthillt eine eriiränzende Be- 
stimmung- zu der Vorscliritt iles § 2, wnnacli es sowohl zur Herstellnng: und 
zum Betriebe, wie auch zu wesentlichen Erweiterunjjen oder sonstigen wesent- 
lichen Aenderangen von Kleinbahnunternehmungen , ihrer Anlage oder ihres 
Betriebes der Oenehmigang der sulAndigen Behörde (§ 3) bedarf. Nneh § 39 
mnsB zn der behördliclien Oenehmiguig gemftss § 3 in betreff der Anlegug 
von Bahnen in den Straeseo Berlins vnd Potsdams noch die KVnigliche 
Oenehmigang hinentreten. Die behSrdliehe Qeaebmiguig (§ 8) genllgt nicht, 
es ist überdies noch für die Anle^nnp: von Bahnen in jenen beiden Stftdten 
Königliche Oenehmigang erforderlich. Es wurde fttr angemessen erachtet, 
dem Landesherrn in seinen beiden Haupt-Residenzstädten einen entscheiden- 
den Einfluss auf die Anlage öftentlicher Verkehrsanstalten einzuräumen. 

Während für die dem Gesetze vom 'A. November 1888 untenvorfenen 
Bahnen die Genehmigung zu ihrer Anlage gesetzlich (J? 1) dem Landesherrn 
vorbehalten war, bestand für andere Bahnen eine gleiche gesetzliche Befug- 
nis desselben nicht. Aber dnrch die Verwaltnngsprazis war es ge- 
wisseruiassen aom Gewohnheitsrecht geworden, aas dem aagellllirten Grande 
für die Anlage aller solcher Bahnen ausnahmslos in den Stadtgebieten Ton 
Berlin and Potsdam die Königliche Qenehmignng dnzaholen. Dieses Gewohn- 
heitsrecht ist dnrch § 89 za einem gesetalieben gemacht worden. 

1. Die Bestimmung des § 39, dass es znr Anlegung von Bahnen in den 
Strassen Berlins und Potsdams Kimicliclie r Genehmigung bedarf, ist 
mangels jeder Einschränkung absoluter Nutur; sie konstituiert für den 
Landesherm ein Hoheitsrecht, welches dem Königl. (xenehmigunggrecht in 

') Siehe Beitrug Nr. V in dies. Zeitsebr. Bd. XXI S. 331-834. 
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betreft* der dem Eis(>n1).-(Tes. vom November l8:iH 1) und 1. Mai 18(55 
(§1) unterworfenen liahnen adäiiuat iHt. Daraus folgt nach allt'emeinen 
staatsrechtlichen Grundsätzen, dass dieses Königl. Genebmigungsreclit auf 
andere Fenonea bsw. Mit BeliSfdeii nicht übertragen werden d«ff. Zwju 
ist in den legUlat. Terhandlnngen hervorgehoben worden, daes eine Delegation 
dieses landesherrliehen Hechts anf Behörden — der Utherigen Gewohnheit 
entsprechend — anch weiterhin .in betreff der minder eleganten Stadtteile 
geübt werden werde. Indes diese Beschränkung hat im Gesetze selbst keinen 
Ausdruck gefunden. Daraas foltrt, das» die Könie:!. Genehmigung aus- 
nahm sl OS für die Anlegrnng- aller Bahnen in den Stadt^rebieten von Berlin 
nnii Potsdam erforderlich ist, dass eine Delegation derselben auf nacbije- 
ordnete Instanzen nnzulilssig und eine (ienehmi{?untr nur durch letztere 
illegal und rechtsungültig ist. Auch eine vorgJingige allgemeine Genehmigung 
für alle Strassen in gewissen Stadtteilen erscheint liiemach gesetzlich nicht 
statthaft. Der gegenteiligen Annahme Gleims (Komm. 4. Anll. 8. 828) kann 
nicht beigepflichtet werden, denn es handelt sich hier nicht am eine blosse 
Znatimmong, sondern nm eine wirkliche Genehmlgopg. Das Gesets nnter^ 
scheidet scharf zwischen Zostimmung (aig. §§ 6, 7 und 8) nnd Genehmigung. 
Hier ist dem Könige anschliessend an § 10 des Flnchtliniengeseties ansdrttck- 
Uch das Recht der Genehmigung erteilt. 

2. Durch die im § 39 vorgeschriebene Königl. Genehmigung wird 
aber die in den §§ 2 — 5 bestimmte behördliche Genehmigung weder er- 
setzt noch erübrigt. Vielmehr sind beide Genehmigungen erforderlich; zu 
der behördlichen Genehmigung muss in den Fällen des § 39 noch die könig- 
liche hinzutreten. 

8. Die Königliche Genehmigung ist nnrmir »Anlegung von Bahnen* 
erforderlich. Ans der Wahl dieser Worte ergibt sich, dass es sich nicht nm 
blosse Erweiternngen oder Aendemngen der Anlage oder des Betriebes be- 
stehmder Bahnen handelt, sondern nm die Anlage nener Bahnen oder nm 
die Anlage nener Bahnlinien be.<^ehender Bahnen. Der Regiernngsvertretmr 
hat in der Kommission des Abg.-Hanses ohne Widerspruch die Erklftnmg 
abgegeben , dass unter Anlegung von Bahnen keineswegs alle nach § 8 ge- 
nehmigungspflichtigen Anla^ren zu verstehen seien, sondern nur die Neu an- 
lagen von Bahnen nnd die Krweiterung bestehender Bahnen durch neue 
Linien. Andere Aenderungen bestehender Bahnen und Linien aber seien nicht 
anter der gedachten Bezeichnung inbegriffen nnd bedürfen datier auch bei der 
Annahne des § 89 der königlichen Genehmigung nicht. 

4. Das Königliche Genehmigongsrecht erstreckt sich ferner nnr anf 
Bahnen in den Strassen Berlins nnd Potsdams, nicht anch Charlotten- 
bmgs, anf welche sich die sngnmde liegende Bestimmung des § 10 des Ge- 
setaes, betreffend die Anlegung nnd Veränderung von Strassen und Plätzen 
usw., vom 2. Juli 1875 (GS. r)61) mitbezieht. Andererseits umfasst das 
Königliche Genelimifrunsr^ifclit ausnahmslos alle Strassen der beiden Städte 
Berlin und J\>tsdam einschliesslich aller öttentliclien Plätze und Wege. In- 
soweit es sich aber um die Anlage von Bahnen auf privatem (irund and 
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Boden ohne Benutzung üßentliclier Strassen und Plätze etc. handelt, bedarf 
es der Eftniglichen Genehmigung nicht. 

'6. Für das Verfahren behvfs Binliolnng der KSntglieheii 0e- 
Behmigang sind weder im Qesetse, noch in der Anaftthr . -Anweisung' Yor- 
Bchiiften gegeben. Im wesentlichen werden die Bestimmungen, betr. die Her- 
beUQhruig der landesherrlldien Genehmigung zur Anlage und zum Betriebe 
der dem Eisenb.-Ges. vom 3. November 1838 unterworfenen fiäsenbabnen, 
analoge Anwendung linden. Danach ist der GenehmiKningsantrag ancli in den 
Fällen des § 80 an die uemiiss § :\ zur Cienolmiifrunfr Iffritiinierte BehJnde za 
richten, welclip ilas Pi illuns.svertalirrn u:emUss 4 ff, bewirkt. Tjchnt die 
Genehmimingsbeliiinle auf Grnnd dessellien den Antrap ab, so bedarf es einer 
Weiterleitunj; desselben an den Landesberrn iiberliaupt nicht. Findet aber 
die Behörde den Antraj; zur Genehmigung geeignet, so legt sie denselben 
dem Könige zur Goiehmigaug vor. Erltlärt dch auch dieser mit der Ge- 
nehmigung einverstanden, so wird dieselbe dem Bewerber erteilt. Wird die 
königliche Genehmigung von der Erfüllung noch weiterer Bedingungen 
oder von Kodifikationen der behfirdllch aufgestellten Bedingungen abhftngig 
gemacht, so darf die Genehmigung nur unter den landesherrlich und behörd- 
lich vorbehaltenen Bedingungen erteilt werden. Würden die landesherrlichen 
Vorbehalte und Auflagen mit den von der Beluirde für nntwendisr eraobteten 
nicht vereinbar sein, z. B. mit den im Interesse der Siclu iheit de>; Betriebes 
vorfxeschriebenen kollidieren, so würde die Ablebnnnp: des Antrajrs erfoltren 
niUssen. Dasselbe ist der Fall, wenn die königliche Genehmigung unbedingt 
und ohne Angabe von Gründen versagt wird. 
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Literatur. 

I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Albrecht, Dr. P. Die Haftung der Eiseiibaliu für Verloat and Beschädigung des QatM 

nach tiein HandeLsgesetzbuch Heidelberi; 19Ü7 
FiMber, G., Recbuuogsrat. Deatscbes Eideubalm-Auskuuftsbacb. 4. Aufl. Leipzig IdOl. 
0. A. Oloeekmr. 

Dm Bndi «nthitt eine flbenichtliehe ZoBammenetellong der mangebeaden Be- 

BtimmaDgen der Eisenbahn-Verkehrsordnnng, des Internat. Uebereinkomruens, Hudeb- 
gesetzbncb!«, Reichs-Stempelgesetzp? nnd der dentscluMi Tarife in kurzer Fassang. 

fieHings, J.T. Spoorwegeexplotatie door den Staat. s'Ciraveuliage HX)?. Stockum & Zoon. 

teycr, Dr. E., Recbtsanwalt in Zttricb. Die Eisenbahuverkebrägef ährduug und 
ihre Beetrafnng in der Sohweii. 1907, 

Der dimsh leine ArMlen auf dem Gebiete dee Schw e in e rieehe» BieenbeiBfeehts, 
insbesondere des Schweizerischen Haftpflichtreclitef rflhmlicbst bekannte Verfasser 
bietet in der vorliegenden gediegenen Abhiindlung eine ilber.sichtliche Darstellung der 
in der Schweiz geltenden Bestimmungen über Eisenbahnpolizei-Uebertretuugou und 
Eisenbabutransportgefährdangeu nach der materiell- und prozessrechtlichen Seite hin. 
Nedidem mnlehst der Begriff der BisenbehnTerltehngeflihrdQngen feetgeetellt ist, 
werden die Arten derselben nnd ihre Vonoasetsungen , dann das Verbiltais dleaer 
Arten zueinander, weiter die zur Anzeige und Ahndang saständigen Organe und 
schliesslich die auf die üebertretnn^en bzw. Vergehen gesetzten Strafen sowie die 
Vorschriften Uber die Verjährung dieser Strafen einer eiogeheaden und sorgfältigen 
Erörterung unterzogen. Bin Vergleich der Bestimmangen dee Schweizerischen Bechta 
mit Janen dee dentseben Beehls ist l»ei der LekMre dw AbiHuidInng von IweimdeiMi 
Warte nnd Interesse. Man findet, waa die eigentlichen Verbrechen nnd Ver- 
geben der Transportgefährdung anlangt, hierbei, dass das Schweizerische Recht 
^§§ 67 und i'>S des Bundesstrafrechts) nicht unerheblich weitergeht, als das Deutsche 
Hecht 310, 31Ö KStGfi.), indem es den Begriff der Eisenbahnen weiter fasst, als 
daa Dentaeha Bedbt and fodann nicht bloss das Ingef ahrsetaen eines Transports, 
sondera scbon die blosse Beeintrftcbtignng der Sieherheit des ffisenbahn- 
verkehrs im weitesten Sinne mit Strafe bedroht. Dr. Reindl, MUnchen. 

Heiding, Sam. Kailroad law relating to the duties and liabilities of railroads in 
Tenne3.see; a compilatinu of .Statutes and decisions. Nashville UK)7. Marshall & Bruce. 

Plpia, U. II trasporto ferroviario uella scieuza e uella pratica con agginnta: La legge 
soU* oidittaneBto daflnitiTO dell* eeerelaio di State. Hilano 1907. Sodatl^ editriea 
Ubraria. 

Bt SliMBe, A. II contratto di trasporto solle strade femte. I (ftaaporto di msfoe). 

Neapel 1907. Priore. 

Wehner, Paul, (irund.sätze über <lie Verwendung des Frachturkundenstempels im Eisen- 
bahnverkehr in der vom lieichsschatzamt herausgegebeneu Fassung. Breslau 1907. 
Im Yorwort des praktiseh wohl verwertbaren Boches sind die bssQgUohen ge- 
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Mtslielicai BMtimmangeii angegeben, sodann tan» üebenleht d«r für die Hohe der 
Abgabe maaqgebenden GrondaftUe, endlich die Gnmdifttse des Beiehndiatnmtes. 
Der Anhang nmfasst: A. die fQr die Stempelberechnnng massgebenden Bestiminangen 

der EisenbVcrkO. und des deutschen Eisenbahngütertarifs Teil I, R. ein Verzeichnis 
der Wagengattuugeu und ihr Ladegewicht, C. ein Verzeichnis der (jUter mit den 
für die Stempeibendanng massgebenden Gewichtsgrenzen. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhang stehende Schriften. 

Kunze, Fr. W., und Kautz, Dr. 6. Die Rechtsgruudsätze des Kgl. preuss. Ober- 
verwaltuugsgericbts. Vierte gänzlich neu bearbeitete und bis zur Gegenwart 
erginste Auflage, Berün 1905/06, nebst Ergänzungsbftndüi 1906/07. J. Qnttentag. 

IMe in dar Theorie und Praus dea preoas. Verwaltangveehta hesondera arfab- 
renen Verfasser haben die nene Auflage und die beiden Brglnznngsbände in ebenao 
mustergültiger und vorzüglicher Weise bearbeitet, wie <iie vorangehende. Mit grösstem 
Fleisse und ausserordentlicher Sachkenntnis haben sie die Sammlung auf der ihr ge- 
bührenden Höbe erhalten und auf da:i reichste vermehrt. Entsprechend dem starken 
AnwadMen der amtliehen Saaunlong der Bntachdidiuigen dei Oherrarwaltnngsgerichta 
ist die vierte Auflage wa einen ganien Band, in den die B^taoheidongeB in 8taata> 
und Eommonalsteuersachen verwiesen sind, stärker i^eworden. Dem bewährten Systone 
der früheren Auflagen, welches .«ich durch Klarheit und Uebersichtlicbkeit auszeichnet, 
sind die Verfasser auch in der neuen Auflage treu gebliebeu. Wie bisher behandelt 
die erste Abteilung die Angelegenheiten der Kommuualverbände, die zweite: Kultus, 
Schule^ Pereoneiiataad und Staateangehsrigkeit» die dritte hin fttnfte: die poliniliehes 
Angelegenbeiten, die anderweite Znstlndigiceit der Verwaltmigigeridite mtd daa Ver- 
waltungBstreityerfahren , die sechste die Stenersachen. Besonders wertvoll erscheint 
das dem Werke beigegebene Zeitfolgeverzeiclmis der Entscheiduugen vornehmlich des- 
halb, weil neben dem Datum der Entscheidung und der Stelle der amtlichen und 
privaten Sammlung auch in Kflrse der Gegenstand der Entscheidung angegebeu ist. 
Die Festatellang der IdenÜtttt der abgedraekten, mit einor geaaehten, aher nor den 
Datim nach bekannten Entscheidung wird dadurch wesentlich erleichtert und seit- 
ranbendes Nachschlagen vermieden. Auch für da» Eisenbahnrecht ist die Sammlung 
von grosser Bedeutunt?. Mit Rücksicht auf die zuhlreiche , üffentliche Rechtsgebiete 
umfassende Griksse der Materie des Eiaeubahnrechts sind die auf dieses Gebiet bezüg- 
lichen Entscheidungen nieht in Znammanhaage wiedergegeben, sondern swecknissig 
eimnln an geeigneter Stelle mitgeteilt. Nur der EKaeiibahnpoliaei nid den BiaeB< 
halmwegerecht ist ein besonderer Unterabschnitt gewidmet worden (Bd. II S. 410 ff.). 
Ebenso sind die speziell für Kleinbahnuntemehmungen ergnngenen Entscheidungen 
in besonderen Abschnitten zusammengestellt. Ein rerlit a\i«tiilirliches, dem ersten 
Bande und jedem Ergänzungsband besonders für den zweiten und dritten gemeinsam 
beigegebenes Sadingiiter erlaiehtert den Qebnndi dea Welkes, daa, je mehr die 
amtlieha Sannlang anwidist nnd je mehr die Ueberaieht über die in Zeitachriftm 
abgedruckten Entscheidungen erschwert wird, ein desto unentbehrlioberer Berater für 
die Verwaltnngspraxis ist. Die Sammlung steht nicht nur durch die systematische 
Gliederung des gewaltigen Stoffes, sondern auch durch die prägnante Wiedergabe des 
Inlialts der einzelneu Entscheidungen unübertroffen da. Sie kann den Verwaltungs» 
beiiDideo, Geneinden, Gerichten nnd Anwälten, wie flbeikaapt allen, die aiefc nit den 
VerwaltaagaweBen au befassen haben, anft wBmste empfohlen werden. 

Uagistrataassesaer K. QotdaB, Berlin, 
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V. Landnaaii, Dr. R. Komiuentar zur Gewerbeordnung fttr dft> Dentscbe 
Btieh. & Auflage. Uatw lOtwirkung von Dr. 6aat*Y Bobaer hcnasgegebeii. 
2 Bftndft. WlBcheii 1907. C. H. BeokidM VerlagsbiidihaBdliiir. Oslnur Beek. 

Di« grosse Bedentang des LandmannsehMi KommentMe für die Theorie mid 

Praxis des Reiclisgewerhfm hts ist bereits bei Besprechung der vierten Aafltge in 
dieser Zeitschrift (Bd. XX S. 20ö) fiewiinlitrt worden. Die nene Auflage teilt in 
vollem Masse die g:läiizendeii Vorzüge der früheren: grösste wissenschaftliche Gründ- 
lichkeit vereint mit einer überaus klaren und gediegenen Daratellang and einer 
neiiteiliaf ten Beherrschung des ganxen gewaltigen Stoffes. - Nieht nur die Aendenuigeii 
der Beiehsgeeetegebnng, sondern avefa die Vollnigslieatimmmigen der grosseren 
Bundesstaaten, Tomehmlich Prenssens, sind auf das eingehendste berücksichtigt und 
verwertet, die g(»snniten Gesetzosmaterialien, die Literatur und Rechtsprechtintr. ins- 
besondere die Entscheidungen der obersten Zivil-, Straf- uml Verwaliungsigerichte der 
Buude8staaten sowie des Reichsgerichts sorgfältigst nnd vollständig herangezogen. 
Jede der nhhreidmi nnd schwierigen Streitfragen iafc mit klarem nnd aslhitSndigem 
Urteile grOndlich erOrtwt. Der Verfasser hat sich nicht mit der Binfflgnng des nen 
hinzugekommenen Materials begnügt, sondern eine Reibe von Fragen, insbesondre 
prinzipieller Natur, einer kritischen Nachpriifnni^' inid neuen Bearbeitung unterzogen. 
Der erste ßaud umfa^st die §§ 1— 104n, der zweite Band die §§ 105—165 der Reicha- 
gewerbeordnnng, sowie als Anhang I die hierzu ergangenen Verordnungen des Reichs 
ndwt dttigm Terwandtea Beidisgesetien nnd die prenssisebe Anleitung inm § 16, 
als Anbang II eine Erläuterung des das Baugewerbe betreffenden Reiobsgesetses vom 
7. Januar 1907 nnd als Anhang III den von Dr. Rehmer bereits in zweiter Auflage 
bearbeiteten Kommentar des Kinderschntzgessetze.'i. Den Schluss bilden Nachträge, 
ein ausführliches Literaturverzeichnis und Sachregister. Es bedarf nicht der Hervor- 
hebung, dass ein solches Werk auch fttr das Eisenbabnrecht in pmktlsehttr und tiioo- 
retifeber Beübung von grOsster Wichtigkeit ist Man lese nur beispielsweise die 
Erörterungen zum §6 über den Gewerbebetrieb <ler Eisenbabnunternehiunngen ( Bd. I 
Anm. 10 S. 79 ff.) , un» sich von der Bedeutung des Kommentars für das Eisenbahn- 
recht SU ttberzeugeu. Die neue Aullage ist eiues grossen Erfolges sicher. 

Dr. Eger, Berlin. 

Ratbenau, Dr. Fritz, Landrichter in Berlin. Das Sacbverstäudigeu wesen in 
Pa tentproiesaen ; mgleich ein Beitrag nur Frage der Errichtung eiues selbtt&ndigen 
gemiaehtem Patentgtikhtshofs. Berlin 1906. Carl Heymanns Verlag. 

Der Yerlbsser behandelt die insbesondere durch die Verhandinngen des DOsset- 

dorfer Kongresses fOr gewerblichen Bechtsschntz aktuell gewordene Frage, ob die 
Mängel in dem Sacliverstllndigenwes^'n in PattMitproze.ssen die Errichtung; eines ge- 
mischten Pateutgerichtshofs reehticrtigcn V Kr vonieliit dieselbe und macht eine Reihe 
wohldurchdachter und gut motivierter Vurüchläge zur Verbesserung des Sachver- 
stindigenwesens, die, wenn riditig durchgeführt, eine wesentliehe Beseitigung der 
bestehenden Hingel herbeiführen wflrde. Verfasser legt insbewmden Wert auf die 
Mitwirkung der technischen Reich.'^- nnd Staatsbehfirden bei der Namhaftmachung von 
Sachver.ständigeii, auf die mündliche Hegiitachtung, die Erhöhiiiii; der (?ebühren und 
die Verpflichtung der Parteien , dem Cierichte die Sachverständigen namhaft zu 
machen, die bereits ein Privatgutachten erstattet haben. Die Errichtung von Saoh- 
Yerstindigenkammem lehnt Verfasser ab, empftehlt aber die Bildung besonderer 
Patentkanunem bei d«i Landgerichten, die ihren Sitz am Sitae des Oberlandesgerichte 
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Iiaben und in PatMitsadicii aiuschHemllch woMnäig sein mllra. Nnr mit diesen 

letzten Vorschlage vermag sieh Gez niebt la befreunden, derselbe trägt den Ver* 
bältnissen in der Provinz znwenit' RocliniitiEr. Es P'bt Oberlandesgerichte, die ihren 
Sitz in einer Stadt haben, in weldier Industrif, Handel nnd Technik viel weniger 
entwickelt sind, alH in der eiueu und audereu Stadt, welche Sitz eine» Landgerichts 
ist Wadialb beiapiebweiae PatantiooMfln in Nmunbarg beaaer behMidelt werden 
würden wie in Magdeburg, iat nicht einxiuehen. Ob auf die Daaer, nngeaobtefe der 
Verbesserung des Sachventindigenwesens , die Erricbtnng von Sondergerichten lllr 
gewerbliches Eigentom wird vermieden werden können, ist dem Re2. doch recht 
zweifelhilft Justizrut Dr. Fiild, Mainz. 

Apt, Dr. M., Prüf., Sjudikuä der Korporation der Kaufniaauächaft vun Berlin. Gut- 
achten der Aeltesten der Kanfmannscbaft von Berlin ttber Oebrftncbe 
im Handelaverkehr. Nene Sammlung der bis mm 1. April 1907 erstatteten Qnt- 
aditen. Berlin 1907. Carl Heymann.s Verlag. 

Die vom Verfasser veranstaltete mustergültige Sammlung der vom Aeltesten- 
Kollegium bis Ende i^Oi erstatteten Gutachten hat in allen Interessentenkreisen 
die grösste Auerkeuuung gefandeu. ludea ist einerseits durch das Inkrafttreten des 
BOB. nnd HOB. ein grosser Teil der frtther TerSünitlichten Qntachten hinf iiiig ge- 
worden, anderendta entspricht eine Reibe derselben den jetst bestehenden kanf- 
ni&nnischen Anaehannngen nicht mehr. In der vorliegenden neuen Sammlung hat 
daher der Verfasser als Ersatz der früheren im Auftrage d>'S Kollegiums die bis 
1. April 1907 erstatteten üutachten unter Ausschaltung der veralteten herausgegeben 
nnd damit in höchst verdienatToller Weise ein einheitliches Werk nach dem gegen- 
wärtigen Stande der Oesetigebnng nnd der kanfminnischen Ansebannng geaehaffen. 
Wie bei der früheren Sammlung (s. in dies. Zeitachr. Bd. XXIII S. 106), so ist aaeh 
bei der vorliegenden die äusserst sorgfältige, umsichtige und sachverständige Aus- 
wahl der (iutachten und der eminente Fleiss des Verfassers rühmend bervorzubeben. 
Das Welk, weiches in seinem ersten Buche die Uandelsgebräuche allgemeiuer 
Natur, im sweiten Buebe die J^debgebrlud» in den etnselnen Handelanweigen 
(61 Abecfanitte) und im Anhange Oeaebtftabedingungen, kodiftderte Handdagebtinche 
and Reglements nmfasst, bildet für alle kaufnüinnischeu und industriellen Kreise, 
die Handelskammern, Gerichte, Verwaltungsbeliiirden und Anwalte eine reiche Quelle 
der Belehrung und ist auch für die Eiseubabuen und ihre Interessenten von grossem 
Werte und Nutzen. Dr. Eger, Berlin. 

WesthoflT, W., Justizrat, und Schlüter, W., Bergwerksdircktor. Allgemeines Berg- 
geaets fflr die preuaaiacben Staaten jom 24. Juni 1866 nebet den bis sum 
Jahre 1907 ergangenen preuaaiaolien Berggeaetsnovellen, den einaidilKgigen Neben- 
gesetzen und Ausführuugsbestiramnngen. Zweite, vermehrte nnd Terbeaaerte 

Anflage. Iif-riin 1907. .1. Guttontag. 

Die giiii.it ige Beurteilung, welche die erste Auflage dieser tilohligeu und hand- 
lichen, in der Gutteutag sehen Gesetzsammlung erschienenen Bearbeituug desprenasi- 
sehen Berggesetxes (s. i. dies. Zeitachr. Bd. XXIII 8. 822) erfahnm hat, hat eich als 
durchaus bwechtigt erwiesen. Nach kaum Jahresfrist ist eine aweite Auflage not- 
wendig geworden, welche, abgesehen von zahlreichen Verbesserungen und Ergänzungen, 
vornehmlich auch die neue Berggesetznovelle mit ihren einschneidenden Aenderungen 
des bisherigen Gesetzes aufgenommen bat. Auch sind sehr zweckmässig eine Reihe 
mit dem Berggesetz ausammenbängender Oesetse, inabesondere das Anaiedelnugs- 
geaets, die Gewerbeordnung und daa Oewerb^ericbtageaeti auaangaweiee, femer daa 
Haftpflicht- und Lohnbeschlagnahmegeaets vollständig mitgeteilt. In Beiiehung auf 
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(lai> Eisenbahnrecht sind ha\iptsächlich die Erürlenmgen zum Abscbn. III (§§ 153 ff.) 
des Gesetzes beachtenswert. Das Bach, welches die Recbtsprecbang und Literatur 
sorgftltig berttek^tigt, kaiiii w«geii telner VollsUndigkeit, UebeniditUdikeit md 
ItraktiiehaB Braachbarkeit allen IiitoraMeiiteii — Praktikeni wie Theoratikiffii — anCi 

\viinii8te empfohlen werden. Dr. Schröder, Magdeburg. 

Arndt, Dr. Adolf. Die Ver f fissnngsurkunde für den preussischen Staat. 
Mit Einleitung, vollständigeiu Kommentar, Anlagen und Sachregister. 6. Aufl, 
Berlin 1907. J. Gutteutag. 

0ie aeehite Auflage des Creffliebett Aradtieben Komiientan aar Prausisehen 
Verfamingsiirkimde beiitst die bereits au den früheren Auflageu (s. Bd. XX 8. 899 
dies. Zeitschr.) gerühmten Vorzüge. Das Werk onthSlt bei verbültnismässig kurzer 
F;is.«iung eine gediegene, wissenschnftliehe lioarbcilung des schwierigen Stoffes, welcbe 
auf eingehender und giUndlicber Kenntnis der Materialien, Rechtsprechung und 
Literatnr bemht. Oer VerfaMBr hat.sidi ua aHeit Rragea ein dttreham telbatlndiges 
Urteil gewabrt und leiae Ansieht stets auf gute und wohldorehdaebte OrOnde ge- 
stutzt. Der Kommentar in der bekannten Form der Gnttentag sehen Gesetzsammlung 
ist eines der besten und zuverlässigsten Hilfsmittel nr Auslegung und Anwendung 
der Bestimnjungen der preuss. Verfassunjr. I'r. Meyer, Berlin. 

Makower, H. HandeLsijesetzbd* h mit K n iii meu t ar Dreizehnte Auflage, be- 
arbeitet vou F. Mako wer, Hecht j>anvv alt. 2 Bäude. Berlin liK)6, liX)7. J. Guttentag. 

Z« den bedeutendsten und berrorragendsten Kommentaren des neuen Handels- 
gesetibuebs gebSrt unstreitig das Hakowersebe Wetk. Wihrend Tom Vater das 

alte HOB. in mustergflltiger Weise bearbeitet werden ist, hat der Sohn das neue 
H'tB, zum Gegenstände trefflicher ErlÄuternngen «roniadit Er liat sich hierbei im 
wesentliclien an die bewiihrte Staubsthe Methode der Koniiiientieruni; aiißfeschlossen 
und dadurch eine ausserordentliche Uebersicbtlichkeit und Klarheit in der Einteilung 
und Darstelluug des gewaltigen Stoilss erreidit. Der eminente Fleiss des Verfiuseri 
war Ton Erfolg gekrönt, denn der im Jahre 1696/1904 eraehtoienen awOlftea Auf- 
lage (der ersten der neuen Bearbeitung) ist schon in den Jahren 1906/7 die drei- 
sehnte gefolgt. Dies spricht von selbst für die grosse Beliebtheit und Anerkennung, 
der sich der Kommentar in wciieu Kreisen erfreut. Und in der Tat finden sich in 
demselben die Vorsflge wissenaohaftticber ürttndliebkeit, klarer and gediegener Dar- 
stellung sowie meistsrhaf tw Beberrschung des Stoffiss Tereint. Die OesetiesmaterialiMi, 
Literatur und Rechtq^recbnng sind auf das sorgfältigste berttcksicbtigt, die sahl- 
reichen und schwierigen Streitfragen eingehend nnd mit durchans aelbstflndigem Tr- 
teile behandelt. Denjenigen Para;,'r.iphon , welche unifangieicliert' Erliiuternngen er- 
forderteu, sind zweckmässig Dispositionen voraugestellt, weiche die Orientierung 
wesentlich erleiebtem. V<nnMhnilicb ist berronnbeben, dass aneb die eiaenbabnredit* 
lieben Bestimmungen des HOB., insbesondere die Absehnitte 6 nnd 7 des III. Bnehee 
(F^btgeschäft 425—452 und Befiirdenmg von (Jütern und Personen auf Eisen- 
bahnen: 453 — 47H) im Verein mit der geltendpii KisenbVerkO. vom 2H. Oktober 
189y und den» Internat. Uebcreink. über den Ei!ienl)ahn-Fracbtvcrkehr in der Fassung 
vom lü. Juni 1SÜ8 eine äusserst gediegene und grlludliche Bearbeitung erfabreu 
baben nnd jede wiebtigere der dieses Gebiet beberrsebenden KontroTersen eingebend 
berttcksiohtigt ist. Sehr zweekmbssig ist dem 7. Absdinitt des HI. Buebes als Anbang 
ein Auszug aus den auf (Ulter- und Gepückbefftrderung bezüglichen Vorschriften der 
EisenbVerkO. beigefügt und in diesem überall auf die betreffenden Para£i;raphen und 
Erläuterungen des HUB. verwiesen Der Kommentar wird daher anch für alle In- 
teressenten am Eiseubabutrauspurt , die Eiseubahuverwaltuugen und Verkehrskreise, 
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aber auch für die damit belassteu Verwaituiigdbehürdeu , Ciericbte, kaufinäaniscbeu 
Koiporatioiieii und Anwälte eine reiche Quelle der Beleiirviig und ein duiehMis n- 
Terlftflsiger Batgeber sem. Dr. Bger, Berlin. 

8«ar|«lt Dr* Ht. H.t nnd Krause, Landrichter. Jahrbuch des Strafreehts' nnd 

Strafprozesses. Hannover Ii)*»?. Hplwinirsclip Vprl,ifr>!biirhlmii(llun2;', 

äcbou lauge gehört die von Dr. Soergel herausgegebene, im Verlage der Deutsclieu 
Verlagsanstalt Stuttgart erschienene „Rechtsprechung zum gesamten Zivil-, Handels- und 
ProsMoreolit'' m denjenigen Prlfjadiiiensaniinlnngen, deren tidi der ZiTi^nrist gm 
nnd mit Erfolg bedient, nm neh Uber die umfangreiche, durch das neue bflj^^liche 
Recht herrorgemfene Judikatur unserer Gerichte zu informieren. Der Erfolg dieser 
Sammlung bat ihren Herausgeber veranlasst, in Gemeinschaft mit einem richterlichen 
Kollegen auch die neuere Judikatur auf dem Gebiete des Strafrecbtä und des Straf- 
proaeaaes in handlicher und ttbersichtlicber Form fDr die Praxis ausammensustelleu. 
Dm nns vorliegende .Jalirbneh des Strafreehts nnd StnfproseasM' nmfeast die in 
den letnten 4 Jahren xnm Strafgesetzbuch, snr Strafprozessordnung, mm MiUtir- 
Strafgesetzbuch , zur Militärstrafprozessordnung , zum Gericlitsverfassnngsgesetz, zu 
den Reicbskostengeaetzen und einigen kleineren strafrechtlichen Neliengesetzen er- 
gangene üechtsprecbung. Aus nicht weniger als 18 Zeiuscbrifteu bzw. Judikateu- 
•ammlungen sind die für das Strtfireebt nnd den Strafprozess bedeatnngsrollsn 
Bntseheidnngen des Bdohsgeriehts, des Bayer. Obersten LandesgeriehtSi der Deatschen 
Oberlandesgericbte und Verwaltungsbehörden zusammengestellt und nach der Legal- 
ordnung der einzelneu (iesetze verarbeitet. Sümtlicbe Ent.scbeidungcn sind mit einem 
den Inhalt des Kechts.satzes cliarakterisiereuden S( hiafrworte verselien, die Rechts- 
sätze der Entscheidungen selbst in so ausführlicher Form angegeben, dass sich in 
den meisten FSllen das Aufsuchen der Originalnrteile erübrigen wird. Ein ans- 
fBhrlidi nnd niTerlftssig gearbeitetes Sachregister ermöglicht eine rasche Orientiemng. 
Das Work wird auf dem Gebiete des S(rafrecht.s und Strafprozesses ein zuverlässiger 
Wegweiser tmd guter Berater sein. Landrichter Dr. F. Görden, Hamburg. 

Deutsche Juristen-Zeitung. Gesaint-Hegi <?t er zum 1. — X. Jahrgang 1896 - 1 DO.'i. 
Bearbeitet von Arthur Schindler, Rechtsanwalt. Berlin UHJ7. Otto Liebmann. 

Die Deutsche Juristen-Zeitung bat sich in schneller £ntwickelung zu einem 
Zentralorgan fUr die Theorie und Praxis des deutschen Bechts gestaltet. Das 
Material ist von Jahrgang zu Jahrgang so gewachsen, dass das Bedflrfnis einer 
i^tematiscben üeberstcbt Uber den gewaltigen Stoff in Gestalt eines umfassenden 
Qesamtregisters immer dringender wurde. Wir müssen dem überaus rührigen Ver- 
lage besonderen Dank dafür zollen, dass er dieses Bedürfnis richtig erkannt und 
ausserordentliche Mttbe nnd Kosten fdr die Herstellnng des Torliegenden, die ersten 
sehn Jahrginge umfissenden Qesamtregisters nicht gescheut hat, welches allen An- 
fbrderungen voll entspricht. Der Verfasser bat nidit nur mit <;rosseni (icschick und 
Sachverständnis eine klare und übersichtliche Einteilung getroffen, sondern auch mit 
besonderem Fleissc den Stoff verarbeitet und damit der Wissenschatt und Praxis einen 
wesentlichen Dienst geleistet. Die zahlreichen Artikel, auch die in den kleineren 
Bnbriiten enthalteneu, haben einschliesslich aller in der .Spruchpraxis' TerOihnt- 
lichten Entscheidungen die sorgflUtigite Berttcksichtigung erfahren. Daa Oaiu» 
gliedert sich in "i Ai > linitle: I. Alphabetisches Register, II. Alphabetische Ueber- 
sicht der Gesetze. III. Systematische Uebersicht der Gesetze. IV. Gesetzesregister, 
und V. Verzeichnis der Mitarbeiter und ist so zweckmäs.sig geordnet, da.«?s das Auf- 
finden leicht und mühelos ermüglicht wird. .\uch für denjenigen, welcher die Deutsche 
JnriBten«Zeitung nicht besitst, wird das Oesamtregister ron hohem Werte sein, weil 
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es einen vuil&iiiiuligen und klaren Ueberbiick über die Keclitsptlege der Jabre 1896 
bis 1905 gewährt. Dem Verfasser wie dem Verlage gebObrt fttr diese hervorragende 
Leistoag die grOaele Anerkeniinng. Dr. Bger, Berlin. 

Lilpiiier ZeittolNlft fir Nailelt-, RMitirt* mil VertiflkeriigtrMirt. Henuisgegeben 

▼on Dr. A. Dflrtnger. Relchigeriehtsrat, Dr. E. .iHicer, Profesaorf ond H. R5nige, 
Beiehff^erichtsrat. Jahrg. 1. München 1907. .1. Sciiweitzer. 

Der erste Jahrgan«? der neuen Zeitschrift liegt nunmehr vollständig vor. 
Heraasgegeben von hervorragenden Theoretikern und Praktikern und untorHttitzt vun 
eiaer gr o e e en Zahl bedeatender Uitarbeiter, hat aie Ihre Aufgabe, spesieU die Lehre 
dea Handels-, Konkwe- ond Versichenuigsrechta m pflegen und an ftrdem, bisher 
▼ortrefflicli geMst. Dareh die VerMbatUchnng zahlreicher gediegener .Abhandlungen 
MS diesen Rechtsgebieten . durch die sorgfältige Blitteilung der bezüglichen Recht- 
sprechung un<l Litf'iatur Imt sich auf das beste in <ieu Kreis der bessttdieuden 
juristischen Zeitschriften eingefugt und eine wesentliche Lücke zweckuiä.s!<ig und 
angemeasen ergftnzt. Anch fflr das Eisenhahnreeht ist der Inhalt der Zeitachrift 
Ten grossem Nntaen nnd latMesse. Mehrere Abhaadlnngen, wie a. B. die ven 
V. Köbke Aber den Unfall begriff in der sozialen und privaten Versicherung sowie im 
Reichshaftpflichtgosetz (Heft .') S M17 , haben das Eisenbahnrecht und vorwandte 
Uebiete desselben zum (iegenstauilc ; ebenso viele der mitgeteilten Entscheidungen. 
Die Zeitschrift ist infolge ihrer vorzüglichen und tüchtigen Leitung, ihres umfassenden 
bhalta nnd der Fülle gntnr Abhandinngen für den Theoretiker nnd Praktiker gidch 
wichtig und verwertbar. R. Schmitz, Köln. 

Die Annalen des Deutschen Reichs für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft, 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Ehe borg und Dr. A. Dyrof/. Jahrg. 40 (1907) 
Nr. 1 — 12. München. J. .Schweitzer Verlag. 

Dieae alte nnd hochangesehene Zeitsdnift, welche gleichmäsaig alle Oebiete 
der Geaetagebnng, Verwaltung nnd Volkswirtaehaft in den Kreis ihrer Erörterungen 
aieht, hat nunmehr den vierzigsten Jahrgang vollendet. Ihre Auf gäbe, die Kenntnis 
der staatlichen und wirtsrhaftlichpu Zustände nnd l^rdflrfnissc dr-s Reichs und der 
Einzelstaaten in weitesten KreistMi zu verbreiton . die fernere Eulwickeluug vorzu- 
bereiten und auf die (iesetzgebuug anregend zu wirken, hat sie während dieses ganzen 
Zeitranma nnter der Leitung Tondlglidier Heransgeber nnd Mitwirkung der besten 
Kfifte gllniend erflillt. Ihre Bedeutung ench fttr daa Verkehrsrecht ist bereits 
wiederholt hervorgehoben wordenen dies. Zeitschr. Bd XVIir S. 19, Bd. XIX S 225). 
.\ucb in dem letzten Jahrgange sind viele auf das Verkehisrerht h"ziiirli( he , ge- 
diegene Abhandlungen enthalten, so insbesondere , Studien zur Kheinschiffalirtsakte" 
von Prof. Dr. 0. Mayer, „üewinnbeteiligung der Arbeiter in Dentscbland* (S. 50, 128) 
Ton W. Helamer, „Lohnstatistik" (S. 61) von H. Feblinger, ,VerkehfSTerhäUnisse der 
deutschen Binnettsebiffahrt" Ton Dr. H. Boder (S. 888) n. a. FOr alle Verkehrs- 
intereaaenten wird auch weiterhin der Inhalt der Annalen von besonderem Wert 
nnd hohem Interesse sein. Dr. Schmidt, Frankfurt a. M. 

Baaohet, Ch. Responsabilitü de l'Etat dans ie aervice public des pustes, tfetägraphes 
et t416phones. Parb 1907. Michaion. 

Baylit, T. H. Worfcnen's Compenaation Aot 1906. 7th ed. Low. 1907. 

BladlBi, Dr. K., Prof. (imndrias des deutschoi Strafreehts. Allgem. Teil 7. Anfl. 
Leipzig 1907. Engelmann. 

Bremer, A. I>ie (Jewerboordnunt,' für das Deutsche Reich mit den gesamten Ausführungs- 
bestimmungen für das Reich und für Württemberg. Stuttgart 1907. J. Hess. 

Oawbam, C.Y.G. Employer's liability to tiieir Semnta. London 1907. Sweet A Maxwell 
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FIdiier, Dr. Fr., Prof. Staatsrechtliche Gesetze Wfirttombergs. Tabiageu 1907. Mohr, 
flioak, Dr., Luidgarielitsnl, und KiMt, Dr., Laiidriditer. Dm im Ktaignieb Sadnen 

geltende Reichs* nnd Landeiraoht. Kwbmhe 1906. Braun. 
Hahn, J. Dus Krankenversicherunesgesetz. n Auf! IJerlin-firunewald 1907. Troschel. 
Hartmann, F. W. Die Bewertung städtischer GraodstUcke in Preussen. Berlin 1907. 

Puttkuuimer & MUhlbreubL 
Heller, E. Dm Determehiiefae Gewerbereeht mit BttflekiiehtigaDg der Oewertttofielle 

▼om 6. Febmar 1907. Systemat Dantellaiig. 1. Liefemng. Wien 1907. Mens. 
Illing, J. H.ui Umcb für preaiURChe Verwaltuagäbeamte im Dienste des Staates, der 

Kommunal veri)iinik>, der Korporatioun etc. fortgeführt ?0B G. Kants. 9. AofL 

Bd. 3. Berlin l'.tüT A. iiaack 
Katzenetein, R. Gesetz, betr. das Verwaltuugsstralverlabreu bei Zuwiderliaadlungen 

gegen die ZollgeeetM USW. Vom26. Jnnil897. Hit Kommentar. Berlin 1907. J.Qnttentag. 
KwflMMi, Dr. noi. C. Handbuch der Unfallmedisio. 1. HIlfteL Allgem. Ttfl: Unfiill- 

verlotzuiii^^cn. Stuttgart 1907. Ferd. Enke. 
Kent, Dr. P., Jostiarat. Dm Patentgesets. Kommentar. 2 Bde. Berlin 1906/07. 

l'arl Heyiiiaun. 

Klien, E. Die Haftung der Betriebsuuternehmer und betriebsbeamteu nach § 13d des 

tiewerbe-Unfall-Versicberungsgeselsei. Leipzig 1907. Veit 4 Comp. 
Mstttridorf, Dr. tag. W. Städtische Verlielinf ragen. Berlin 1907. 
Motel, C. V. d. Handwörterbuch des sächsischen Verwaltnngsreebti. 11. Aufl. 

Leipzip; 1907. Rossberg. 
V. Randa, Dr. Ant. Die SchadeuäeräaUptlicbt nacb Oesterr. Recht mit Bedachtnabme 

auf aoslftndische OeseUsgehnngen. Wien 1907. Manz. 
Ripley, Dr. WnilaM Z. Ph., Prof. Bailway Problemi. Boeton-Newyorlt'Chioego-London 

1907. Ginn A Comp. 

Sohanze, Oskar. Sammlung indnstrierechtlicher Abiiandlnugen. Bd.il. Berlin 1907. 

W. Kothscbiid. 

Sobiuseer. Bau- uud leuerpolizeiliuhe Vurschriiteu im (i rossherzog tum Baden, ueu- 

bearbeitet von V. IL Frani. 4. Aufl. Karlsruhe 1907. Lang. 
SUbanai^f Or* Alfr. Die Gründung der AJttiengesellscbaft nach dentsdmm, Schweiz., 

firansSe. und engl. Aittienrecht. Berlin 1907. Puttlcammer d MOhlbreeht. 
Spera, Ginseppe. L'e.Herrizio terroviaria in Italia nei suoi rapporti con Peoonomia del 

pae-^e et la si ienzii <lei trasporti. Roma 11(07. 
Stier-Somlo. Jahrbuch des Verwaltungsrecbts. 1. Jabrg. 1906. 2. Jahrg. 1907. Berlin. 
FraoB VaUen. 

Tnrtitr, K., lliniiterialnt. Dm InTalidraveKsiGherungegMets Tom IS. Juli 1889. 

2. Aun. Ansbach 1907. Brttgel 4 Sohn. 
Wlegand, M. Dm hessische StMtebeamtenrecbt Haini 1907. J. Diemer. 

III. Abhandlungen aus ZeitsdirMten. 

Abelsdorff. Die Lobuklauselu in den aosländisoben und deutschen Submissionsbediu' 

guugen (Jahrb. f. Nationalök. XXXIV Nr. 3). 
Bradfbrd, Emeet S. Bailroad administratioa in Pmeria (Ann. Am. Aead. Pol. Sei. 07. 

March p 6.o May y. r,6). 
Dresciani, Dr. Constantino, i'riv.-Doa. Die £isenbahnfrage in Italien (Preuss. Eiaenb.- 

Arch. l'.K)7 Heft 5 S. lU67j. 
Buschmann, Or. Max, Frhr. t. Ein Vorschlag zur Neugestaltung dee Betriebsreglemente 

des Vereins dentaclier EisenbahUTenraltungen (Allg. Tar.-Ans. XXVI Nr. 31). 
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— üeber die Auslegung des 68 Absatz 2 des Betriebsreglements (Nr. 41 u. 42). 
Caapers, Dr., Ger.-Ass. In die BenutzuDg einer Vorortkane fUr ö Ff. als Perroubillett 

Betrag? (DJZ. Xn Nr. 83 S. 1880). 
OMMMunL Piopoaition de loi ayant poiur olyet da modifier la loi 16. VU. 46. Mir la 

police des rheniins de fer (Jouru. Offic. C. H. Annexe Nr. 362 p. 33). 
Epstein, Dr. M. Bildet die I'eklariorunpr des Fracbtgutes auf dem Frachtbriefe ein 

materiellem oder blosfl ein furiuelles Hecht (Eisenb.>Tar.- u. Verk.-Anz. XI Nr. 

8. 816, Nr. 20 S. 225, Nr. 21 S. 239, Nr. 22 S. 2ö6). 
Fafcr, Dr. EaH. Dia BaartaUang ^0» Straitig^eiten im Expropriatianavarfabfan aaeh 

Züricher Recht (SchwJZ. Jahrg. 4 Heft 5 S. 61). 
ftarwarahausen. A.. \'orw -Ger.-Dir. Die Wegeordnnngen in dao Proviniaii Saehaan, 

Westpreusson und Posen (PrVerwBI. XXIX Nr. 4 S. 61). 
Gilbart, Dr., Medizinalrac. Cnfalleutscbädigang bei Leistenbrüchen (^Ztg. d. Ver. d. 

Biaask-Vwir. Jahrg. 47 119Ü7J Nr. 86 8. 1881). 
Mit, Adriaa. La loi dn 18 Jnillat 1806 et lea eompagnias da chemins da hat (Bar. polit 

parlem. 1907 p. 565)1. 

Guyer, Or. E. Die Eiseubahnunfäile und die Pflicht au ihrer Anzeige an die Fabrilt- 

inspektorate (Sdiw.TZ IV Heft 3 4 S. 39;. 
L H. Eisenbahntransport und Tierschutz. Schweiz. Bundedtecht und kuntoualea Recht. 

(SehwJZ. 17 Haft 6 8. 88). 
Kafti, Laiidgar.-Bat. Daa yorMitiga Kflndigangareeht der Milillrpanonaii, Baanlan etc. 

nach § 570 BGB. (Zeitschr. f. Rechtapfl. i. P.ay^ m Jahrg. S Nr. 19 8.380, Nr. 20 S. 408). 
Hartzer, Dr. W. Die V^erfügnns»£:ewalt des Absenders nnd Empfängers nach deatechem 

Eiacnbahnfracbtrecht (Zti,'. d. Ver d. Eisenb -Verw. 1907 Nr. 64). 
Marz, F., Rechtsanwalt. Ist die Beuutzung einer Vurortbahnkarte für 5 Pf. als Ferron> 

biUatt Betrag? (Daa Baclit XI Nr. 17 S. 1049). 
Mtaa, Or. B. Ansprache auf Enata das daroh nnterlaeaene oder nnganllganda Var» 

Wendung von Beitragsmarkan Terorsachten Schadens (DJZ. XII Nr. 18 S. 1018). 
HafTmann. Die Reichssterapalabgaba auf Eieenbahnfrachtbriefe (Zeitecbr. f. ZoUw. n. 

Beichsst. VII Nr. 3^6). 
Ntiibaahar. Bahnhofswirtschaften und Qawwbaordnnng (Ztg. d. Ver. d. EiBaab.-Vanr. 

Jahrg. 47 Nr. 93 S. 1481). 
Hattearatt, Dr. Die Differeuiarang des BegriiT^i Enrerbsunflhiglieit in dar deatsehen 

f5oziali;ef5»!tzgebnng (Selbstverwalfg. UM)7 Nr. 40). 
isaac, Dr. M., Reclit«auwalt. Schutz gegen unberechtigte Verittgungen Uber Nachnahme- 

heträge (Sped.- u. Schiff.-Ztg. XV Nr. 40 S. 498). 
KMhw, BQrgerm. Dia Bosettenfrage. EnteignungsTerfahran oder B^lnng im Pollaai« 

Wege (Selbstverwaltg. Jabig. 34 [1907] Nr. 45 8. 713). 
Koffka, Dr., Sen.-Pris. Dia Nearnrnngan des Baichabeamtengaaetaee (DJZ. XII [1907] 

Nr. 19 S. 1048). 

Krakauer, Dr. V. ätaatsbahuverwaitung nnd Finanzprokuratur ^Uesterr. Eisenb.-Ztg. 

XXX Nr. 2d). 

Ufarra. Propeaition de loi rdativa k l'organiaation dn contrdle dea chamina da far 
dlnt6rtt loeal (Jooin. oMa C. H. Annesas Nr. 743 p. 115). 

Lahrmk Bapport portaat approbation da la Convention signto k Berne le 19. 9. 1906 
sar !e transport de mardiandises par ehemin de fer (Jonm. offio. C. fi. Annazaa 

Nr 624 p 340) 

Latka, Dr. R. Greuzf ragen des Haftpflicht- «nd Uufallversicherungsrechta (Ztg. d. Ver. 
d. Eisenb.- Verw. 1907 Nr. 73 n. 74). 



2S4 Uteratar. 

Lochte, Reg.-Rat. Die Unifonn Bill of Lading Conditions anf den uordamerikaniflcheo 

BiMDbahnen (Aroh. f. SiMnb.-Wei. 1907 Heft 6 S. 1909 ff.). 
Lmw. Die Enteignung sagonsten der Bergwerksbehnen (Bergreohtl. Bl. Jahrg. 2 Heft 4). 

Macphertettt 6. Le controld du gonvernement nm les chemins de fer aux Etata-Uois 
(Bullet, de I'Associatiou du conprös intornat, des chemins de fer 1907 p. 3). 

Marcus. (jlu.säen zur üat'tpüicütveräicberuug ^Zettächr. f. d. ges. V'ers.-Wisii. Bd. VII Nr. S}. 

Meili, Or. F., Prof. Ein BeichsgeseU ttber die Haftung für Schädigungen durch Ante» 
mobile (DJZ. Sil [1907] Nr. 18 S.986). 

■nehweck. Die Geiehifte dea amtlichen RoUfohnuiteniebmeni (Sped.- n. Sehiff.-Ztg. 
XV Nr. .36— 50V 

Neumiller, Landger.-Kat. Bayriecbe Verlcehrsprozesse (Zeitachr. f . Rechtapfl. i. Bajera 

Jahrg. 3 [1907J Nr. 20 S. 408). 
Oelairiielnz, Dr., Rechtsanwalt. Zorn Sehadensersats wegen anerlaabter Handlung gegen 

die Person mit Boing aof das Haftpfliehtgesets and die §§ 848^ 644 BGB. (Das 

Recht XI Nr. 18 S. 1125). 
Oiahausen. Die Strafbarkeit der unberechtigten Benntsnng von Antonobilen (IMZ. 

XII [1907] Nr. 19 S. 1072). 
Oppe, Dr., Reg.- Ass. Zur Frage der Entschädigung für üffeutlichrechtliche, insbesondere 

banrechtttcbe Sigentnnsbesebrftnknngen (Fisebers Zeitsebr. Bd. 82 8. 381). 
Pal, FrMriob. Beitrige anr Anagestaltnng des intemat Eisenbahnreehts (Zeitsebr. f. 

Privat- u. öflf. R. Bd. 34 S. 725). 
Riedel, Ob -L -der.-R. (lesetceshaftnng bei nnerlaubten Handlangen (Das Recht XI 

[1907] Nr. 19 S. 1172). 
Soheifflann, Dr. Emil. Scliadensersatz fUr Verspätung uud Verderb der Waren (Ungar. 

Bisenb.-Ter.- n. VeriL-Ans. XI Mr. 88 S. 258). 
SeMkpieM, Dr. R., Amtsrichter. Zur Bet^tstdlong des Bahnqpeditews (Sped.- u. SeUff.- 

Ztg. Jahrg. XV Nr. 40 S. 498). — Die Veijährung der Frachtfordernng (Nr. .S.3 S. 407). 

— Frachtbrief, Ladeschein und Konnossement (Nr. .38 S. 471). — Nixchtriiglir'he 

Weisungen (Nr. 42 S. 524). — Darf beim Pfandverkauf von der öflentlichen Ver- 
steigerung abgesehen werden? (Nr. 43 S. 537). — Lagervertrag oder Uietsrertrag? 

(Nr. 47 8. 689). — Die Ablieferung and die Annahme des Fraehtgats (Nr. 48 & 60S). 
Siegert, Max. Neue Fahrdienstvorschriftcu und die neae Signalordnong Ittr die KgL 

Bayr. Staatseisenbahiien (Bayr. Verk.-Bl. XXIII Nr. 15, 16 u. 17). 
V. Siemens. Da» Recht der Angestellten an den Erfindungen (Qewerbl. Rechtsscbats 

Jahrg. 12 Nr. 6). 

Snyder, Cirl. Req^nalbilify fot railroad aoddeate (Everjrbodys Mag. April p. 504 ff.). 
S^üUeri, P. Verpfliehtong der Eieuibahn anr Benaehriehtignng dee Adressaten m 

der Ankunft des ( Jufes (Le Ferrovie italiane 1. Jnli 1907 8. 196). 
Stiassny, Alois. Die unklar stilisierten BeRtimmnngen im Oosterroielüscheik Betriebe 

reglement i Allgcm. Tar.-Anz. XXVI Nr. 4fi S. 88.')). 
Vossen. Ueber das Grenzgebiet zwischen , Enteignung' und polizeilichem Eingriff iai 

Privateigentam (Areb. f. OffentL Recbt Bd. 82 Heft 1/2). 
Waahbuni, E.R. Pnblie regniation of street railways (Ann.Am.Acad.Pol.Sci.1907p.81). 
Weber, Dr., Reg.-Rat. Wege und Eisenbahnen (PrVerwBl. XXVIII [1907] Nr. 47 S.885J. 
Zacher. Die Arbeiterversioherung im Auslande. Heft 2 a. Die Ärbeiterversichenmg 

in Schweden. 1. Nachtra<j zu Heft II. Bearbeit. v. J. May. — in England. 2. Naeh- 

ira- zu Heft V. Bearbeit. v. H. W. Wolflf. Berlin VM)1. Troschel. 

Zuiässigkeit der Ablehnung der Annahme von (iiiteru zum Transport aus Gründen des 
9ffentli«ben Interesses (Zeitsebr. f. d. intemat Bisenb.-Trausp. XV Nr. 8 8. 98Q. 
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Neuurduuug des italieuiäcbeu Eüeubahnwesens uacb dem Gesetze vom 7. Juli 1907 
flb«r die Organintion nnd den Staatsbetrieb der nicht den PriTatnntenielimiingen 
koncessionierten Biaenbahaen (Nr. 9 8. 822). — Die Haükpfliebt der mmMbea. Bben- 

bahnpn ftir die als Folgen der TJnrnhen anzusehenden Qtltersebäden nnd Lieferfrist- 
flberschreirnngon (Nr. 9 S. 345). — Ueber die Passivlegitiniation der an dem Trans- 
port beteiligten Eisenbahnen bei Fracbterstattungsansprüchen. Art. 12 Abs. 4, Art. 27 
Abs. 8 des Internat. Uebereiuk. (Nr. 10 S. 354). — Zur Interpretation des Art. 6 (1) 
dee Internat üeberaink. (Nr. 11 S. 386). — Die internationalen Tarife nnd die Haftung 
der Bieenbabnen (Nr. 11 8. 400). 
Die iiene Verwaltnngsordnung für die preussisch-hesaischeu Staat«babnen und das 
Eis^Luluiliii-Zt iitralamt (Ztg. d. Ver. d. Eisenb.-Verw. Jahrg 47 Nr. 48). Die neue 
Sigualurdnuug und die einbeitlicben AusfUbrungsbestimmnugeu für die deutächeu 
Bieenbabnen (Nr. 63). — Das iweite (Bemer) Zosatattbereinkommen inm Internatio- 
nalen Fraehtrecbtsnbereinkoniniett Tom 14. Olctob«* 1880 (Nr. 76). Beiträge anm 
Eisenbahn IT hr im Orossherzogtum Hessen fNr. 84, 8.'n, — D'u\ Eiß;ebni«se der dritten 
internationalen Kunferena ftr die technische Binheit im Eisenbahnwesen in Bern 
im Mai 1907 (Nr. 85). 

Daa interuatiouale Uebereinkonuueu (Sped.- u. Schiff.-Ztg. XV Nr. 40 8. 499). — Ueber 
die Erbdrang der Beichsatempelabgaben im kombinietten Bisenbahn- und Sohifb- 
verkehre (Nr. 41 8. 611). — Die Haftung der Bisenbabn für Bmch (Nr. 41 8. 612). 

— Bezeichnung der Stückgüter (Nr. 33 S. 407). — Abgabe von KAlIrnngen und 
Vollmachten ftir die GilterabroUung (Nr. 38 S. 409i Hcstcilum,' von Eisenbahn- 
wagen (Nr. 34 S. 419). — Muss der Erlös au» dem SLllistliilfeverkauf hinterlegt 
werden ? (Nr. 34 S. 420). — Auszahlung der Nachnahme und Nachuahmeprovision im 
Bisenbahnyerkehr (Nr. 84 8. 420). — Der Verang nnd die Beendigung des Spedidons- 
vertrages (Nr. 84 S.iSi), — Die Halbtag des FrMhtflIhreni bei nnan^sekllrter 
Schadensorsache (Nr. 35 S. 434). — Die Schadensersatzpflicht (S. 436). — Die Rechts- 
stellnng des Spediteurs (Nr. 37 S. 46f)). — Die Bezeichnung der Eisenbahnstationen 
(Nr. 43 S. 537). - Die MankofesUtellang (Nr. 43 S. 539). — Haftung der Eisenbahn 
bei Verladung ohne Aonahuie des Qnts nnd des Frachtbriefs (Nr. 44 S. 650). — Nach- 
nahmeprovision (Nr. 46 8. 668, Nr. 47 8. 680). » Brliseht anch bei Ihmkierten Sen- 
dungen durch die Annahme des Gutes jeder Anspruch ans dem Frachtvertrag? (Nr. 45 
S. 563). ^ Zur neuen E isenbahn verkehreordnnng (Nr 40 S. 576). — Bahnseitit^e Ik- 
zettelung der «iiiter (Nr. 47 S.589). — Die Verjährung (Nr. 47 S. 591). — Frankatur- 
Scheine als Belege für Fracbterstattnngsanspriiche (Nr. 49 S. 616). — Bahnseitige 
Gewichtsfettetelinng (Nr. 60 8. 62^. 
Die neuen FahrdlenstToreehriften und die neue Signalordnang (D. Bisenb.-Beamt-Ztg. 
X Nr. 37). 

Haftptiiclit für Schntarorrichtnngen an Maschinen (Bayr. Indnstr.- n. Qewerbebi. Jahrg. 

93 Nr 39V 

Zur Frage der Ausgestaltung «les Frachtbrief-Duplikates zu einem Inhaberpapiere oder 

iadossabeln Namenpapiere (Schluss) (Oeaterr. Bisenb.-Ztg. XXX Nr. 22 8. 200). 
Die nene VffidMbfSordnung in Dentsehland (Oesterr.-Ung. Eisenb.-BI. Jahrg. 12 Nr. 88). 

Darf eine serbische Station in einen ungarisch-<lcut9clien Verbamlstarif einbezogen 
Werzlen? Internat. Uebereink. Art 1,4, 19 (Allg. Tar.-Anz, XXVI [1907] Nr.34,35,47). 

Han«lel«trf"l'rauclie im Speditionsgeschäft, im Frachtverkehr und in der Lagerhaltung 
(Ungar. Ei.seub.-Tar.- u. Verk.-Aiiz. XI Nr. l(j S. 181. Nr. 17 S 192). — Schadens- 
ersatzpflicht der Arbeiter im Falle einer Arbeitseinstellung (Nr. 18 8. 214). — Die 
leehtliche Natnr des Tatbestands-Protokollee (Nr. 81 8. 238). — Das aweite Zosati- 
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flbereiiikoinmeii mm iateniationaIeD Frachtrechtttbereinkomneii (Nr. 90 S. 883). — 
Die neuen Nonnen über die Zallsaigkeit von Fraoh tentattaDgsanBprttcben im Inluidt- 

verkehre (Nr. 2M S 266). 
Factage et caiuionage (Zufübruug der ankommenden Fraclitgütcr und Eilgüter) simple 

exposö de dootriue et de jurisprudence (Bulletin de la Mutuelle-Transports Nr. 9 

Se^mber 1907 S. 141 ff.). 
Zur Geschichte und gefenwirtigen Lftg« der niMiMli«D BiMnbahmn (Bajr. YerlL-Bl. 

XXIII Nr. 17). 

Das russische Hamlel.-?- und Iiuhistrierecbt iD Bote. f. Finanzen etc. 19()7 Nr. 24). — 
Die Eiseubabueu iu dc-u Vereinigten Staaten und das Gesets v. 29. Juni 1906 (Nr. 24). 

Der Text dee japuuach-muiiolieB SiMnlialiitTertrages (D. Bote f. d. Yerlc-Anat 1907 
Nr. 91). — Durebsioht d«r Bestimmnngmi Uber die Naehnahmen (Nr. 37). — Erginiug 
des § 4 der Regeln über die Lieferfristen für OOter (Nr. 3). — Ahünderang des 
§ 14 der Regeln über dir Beförderung von Pferden (Nr. 10). — Versr)i;trfiin<; de-^ 
(iiade?; der Verantwortlichkeit der Reisenden, die ohne gültitrf Fahrkarte angt.trofleu 
werden (Nr. Iii). — Aenderong des § 16ö des Allgem. Statuts tur die Eisenbahnen 
BnasUtiids (Nr. 38). 

Bailway bills in parliament (The Bailway Newi London Bd. 87 Nr. 8879, 8878). — 

Light railway act 1896 (Nr. 2270). — Railway legislatioa in the United States 
(Nr. 2273) — Bailwaj biUs in parliament (Nr. 2875). — Bailwi^ bills in pastSMiion 

(Nr. 2278). 

Hufvaddragen af de bayeiaka ätatbbauornas nya orgauiöatiun ^Järnbauebladet Stock« 

bolm 1907 Nr. 13, 14). 
Hissonrl rate Uam (Bailroad gaiette New Yoilc Bd. 48 Nr. 86). — Mar raflroad law 

(Nr. 26). — The New Häven, Boston and Maine antimerger law (Bd. 43 Nr. 2). — 
Taking Railroad property without due proccRS of law (Nr. 5). — Railroa«! legislation 
in Connecticut (Nr. 6). — New Railroad law iu Georgia (Nr. 10). — The uniform 
Bill of Lading (Nr. 12). 
Baoent State railway legislation (The railway Age Obioago Bd. 44 Nr. 8). — Beeent 
Bailway legislation in tbe states (Nr. 3 u. 6). — Assailing legal rights uf stoek- 
holders (Nr. 4). — Georgia*s new Railroad commission law (Nr 8 u. 12). — Kailway 
lofrislatinn in Massachoiietts in 1907 (Nr. 11). — Legislation repressing Railway 
developnient (Nr, 15). 

Klarstellung der Begriffe »Eisenwaare" and ^Masehine' (AUg. Tar.« n. Verk.-Ani. 
Budapest XI Nr. 18 S. 149). — Zur Frage der Leitfrankataren (Nr. 18 8. 149, ISO). 

— Erl&ntcrnng des BcgrifTes , Refaktie' (Nr 14 S. 156). 
Die Vf-rstaatlichung und ihre Rürkwirkung auf die Antonnmir der Eiscnbahn-Betrirbs- 

krankenkassen (Kisenbabn und Industrie, Wien, 8. Jahrg.Nr. b). — Die Neuordnung 

der bayerischen Verkebrsverwaltung (Nr. 9). 
Umorgaaisationen oeh Idneregleringen vid statens jirUTägar (Jämbancbladet Bisen- 

babnUatt, StoclOioln 1907, Nr. 8 n. 9). 
L'ordinamento deftnitiro deÜ* esracixio di Stato (l*ingeqneria ferroTiaria, Born 1907, 

Jahrg. 4 Nr. 8). 

IV. Gesetzgebung. 

Interaationales Recht. Eintritt ded Königreichs Schweden in das Internationale Ueber> 
einkommen aber den Eisenbabnfracbtverkebr am 1. Deiember 1907 dnreh BeadiloM 
des Schweiler Bnndearau vom l.Noyember 1907. — Beitrittsprotokoll ?om 11. Oktober 
/ 8. NoTember 1907 (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb.-Transp. XV Nr. 11 S. 389, 390). 
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Bayern. Miu-Bek vom 14. Juli VJi)l, betr. die Ristnbahn si^niUnrdnuug für die Ei.scn- 
bahiitn Bayerns f(Je8.- n. VBI. S. 017). — vom U.Juli 11)07, betr. Äendprun£? <ler 
£iseobahn-Baa- und Betriebsordnung vom 13. April 1905 (S. 528). — Au8f übrungs- 
bMHMumugoi vom 84. Jnli 1907 um BdcUa-MilitKi^ und BoMotenhinterbliebenen- 
gCMte vom 17. Ifai 1907 (S. 651). 

Oeitsches Reich. Bek des BoiobakaiiElerß vom 24. Juni 1907, betr. die Eisenbahn- 
Signalordunng (RGBl. S. 870) — veno 24. Juni 1(K)7, betr. Aenderung der Ei*«cnbahn- 
iiiid Hetriebsordnnnjif iS. — \'erf. vom 10. September 1907, betr. Aus- 

lübruug lies Weltpostvertrages vom 26. Mai 1906 und der Nebenabkommeu mit den 
xngebl^igtii SdilnmprotokoUon iiod VollngsTerordnaogen; sonstige Aeadnangea im 
Postverkebr mit dem Anslaide (AmUM. d. BPA. S. 211). — Bek. vom 28. Mftn and 
28. Juni 1907, betr. Aenderung der Anlage B zur Ei.senbahn-Verkchrsordnnng (RGBl. 
S. 8S n. 4nri. — vom 8. Juli 19<17, betr. (inindsiUzc für die Besetzung der mittleren, 
Kanzlei- und Uuterbeumtenstellcn bei deu lieichs- und Staatsbehörden (ZBl. f. d. 
D.B. S.909). — vom 6. Anglist 1907, betr. Aendernng der Militär-Trausportorduung 
(BOBl. S. 423, EVBl. S. 815). — Bek. des Beiebe-Biseiibabiiamts vom 16. September 
1907, betr. Aenderung der Nr. VII Abs. (2) in Anlage B zur EiieDbabnverkehit- 
Ordnung (RGBl. S. 738, EVBI S 3Hfi) — Bek. des Reichskanzlers vom 31. Oktober 
1907. belr diis Verzeichnis d*'i zur Aus.'^telluuij von Leichenpässen in deo eiozelneu 
Bundesstaaten zustiindigen Boliiirdeii und I)ienst.'<ti-llcn iZBl. S. .")41). 

Eisase-Lothrinsen. Verordnung vom 19. Oktober 1907, betr. die laudearechtlicbe Au- 

wendang des Bdehsbeamtengeseties in Elsass-LothringeQ (QeeBI. S. 113). 
FhuArM. Erlfti« des Pritsidenleii der Bepnblik vom 85. Angait 1907, betr. den 

Rückkauf derHMptbahuen der ostal^jcrisclun (iesellschaft (Journ.üffic. Nr. 232 S. 61 76). 

Italien. fJe!*etz vom 7. Jnli 11HI7. l)t'tr. die Ordnung des Staatsbetriebs auf den nicht 
dem Privatbetriebe überlassfiiün Eiscnbiiliiit n in Italien (Gazetta ufficiale v. 12. Juli 
1907 u. Zeitscbr. f.d. Internat. Eiseub.-Transp. Jahrg. XV Beil. zu Nr. 8 -11 S. 61 ff.). 

O l il irraldL Oesets vom 12. September 1907, wirksam fOr die Maikgmfsehaft lOhrai, 
betr. die AbKnderang des § 4 des Gesetxes Tom 16. Hai 1895 (LQBl. Nr. 64) Uber 
die Förderung der Eisenbahnen niederer Ofdnnng (Land-Ges.- tt Terordn.-BI. f. d. 
Markgiafsch. Mähren Stück XVIII Nr. 83). 

Preussen. Erlass des Minist, d. iiff. Arb. vom 1."). Juui 1907, belr. Unfallversicliening 
(EVBl. S. 219). — vom 27. Juni 1907, betr. .\usführungsbestimnuiugeu zu den das 
Penuonagesets and das HinterbUebenen>Fttf*orgegesets ab&ndemden Gesetzen vom 
27. Hai 1907 (G8. S.95 n. 99). — Geaets vom 16. Juli 1907, gegen die Vemastaltotig 
von Ortschaften und landschaftlich hervorragenden Gegenden (S. 260). — Brlass des 
Minist d. iift' Arb vom IG. Juli 1;M)7. botr. .\uf«i<bt über dem Bi'triebe von Klein- 
bahnen «lienende EleklriziiäUwerke iZcitschr. f. Kleinb. XIV [1907J Heft 9 S. 676, 
EVBl S. 808). — Tom 17. Jnli 1907, betr. Gewährung von Umzagskosten bei der 
Vebemabme Ton Beamten ana einer etatsmXseigen Stelle in eine nichtetatsmlssige 
(EVBl. S. 273). - vom 18. Juli 1907, betr. Allgemeine Bedingungen fUr die Ein- 
fObrong von Kleinbahnen in Staatsbahnstationeu (Zeitschr. f. Kleinb. XIV [1907] 
Heft 9 S. 677), — vom 18. Juli UH)7, betr. die neue Sigualorduung und die Aen- 
derung der Eiaeubahu-Bau- und Betriebsordnung (EVBl. S. 277). — Allgem. Verf. 
fem 16. JoH 1907, betr. da« Vmeidmia der allgmndn beeidigten SaokTMlndigen 
(JMBl. S. 478). — Erlass des Minist, d. 6ff. Arb. vom 27. Jnli 1907, betr. Sieherbeiti- 
bestelluug (EVBI. S. 800). — Erl. vom 8. August 1907, betr. Berechnung der Bezüge 
für die {{interbli» beuen von Staatsbeamten, die im Dienste einen Betriebsunfall er- 
Utien haben (EVBl. S. 305). — Gesetz vom 12. August 1907, betr. Bewilligung 



GcMtsgebniigr. 



weiterer Siaatsniittel zur Ver'if -■;ernn|; der Wuhiiungsverhältnwse von Arbeit. tu. die 
in staatlichen Betrieben beschäftigt siinl , und von gering besoldeten Staatsbeamten 
(GS. S. 267). — Erlass des Minist, d. öff. Arb. vom 30. Augast 1907, betr. Aasfttbnugs- 
beituiiiBiiugeii sn dem das PeDsion^feMtB abftndenid«ii G«Mt« Tom 87. Mü 1907 
(EVBl. a 816). — Tom 30. Angast 1907, betr. Allgemeine Bedlngmigeii Ar den 
Wagenttbergang auf Kleinbahnen (S. 817). — vom 11. September 1!X)7, betr. Staats- 
bahn- Wagenvorschriften (S. 826) — vom 1. Okrolter 1907, betr. AcndeniriK der 
Prüfungsordnung (S. 337). — Wegeordouug für die Provinz Poseu gültig vom 1. April 
1908 (ÜS. S. 243). 

RnMlMil. yerordnang des Minist, d. Verkebrsanstalten vom 1./14. Juni 1907 auf Omnd 



betr. die PieiHldauer und Ruhepausen der Bediensteten, die unmittelbar zu der (tc- 
fahrlosiirkf^it des Zugbetriebes auf den Eisenbahnen und den Zufuhrbahnen, die dem 
allgemeinen Verkehr dienen, in' Beziehung stehen (Ukasatel d. Minist, d. Verk.-Aost. 
T. 28. Jnli f 10. Aug. 1907 Nr. 30). — rom 9.122. Janl 1907, betr. die Regdn fib« 
die Erteüiing vwi langfristigen Darlebn ans den Pensiens-Spar- nnd DariehnakaeseB, 
die sowohl bei den Staats- als auch bei den Privatbahnen vorhanden sind, zum An* 
k.iuf von unbeweglichem Eigentume sowie zum Bau von Hftnsem (Ukasatel Ton 
30. Juni 13. Juli 1907 Nr. 26). 

Sachsen, KSaigr. VO. d. Hinist, d. Innern vom 21. Mai 1907, betr. die Znnebnng neuer 
Sacbverstindiger in der Reknrsinstamt des Bnteignnngsrerfidireni (Fischen Zeitsdir. 
Bd. 9i 8. 348). — vom 1. Juni 1907, betr. Gebttbrenrechnungen der Beamten der 
Strassen- nnd Wasserbauinspektionen in Enteignnng^sachen CS. .345) — vom 25 Mai 
1907, betr. Fahrpreisermässigungen filr mittellose Pei-Honen bei Eiseubahnfahrten etc. 
(S. 345) — vom 3. Juni 1907, betr. Vertahreu bei der Konzessionierung von Privat- 
eiseabahuen auf Bergwerkmi (S. 847). 

Ssbwtil. Beglement vom 1. Jnli 1907 Aber Hilitärtnuuporte auf Biienbahnen ud 
DampfsoUffen (Eidgen. GS. Nr. 14 3.818 ff.). 

Ungarn. Erlass des Haudelsministers vom IH .hili l!H)7, betr. die Erläuterung und 
Ergiinziiiig der einlieitlichen Normen für den Bau und die Ausrüstung von Schuial- 
spurbahucu (Zeitüchr. f. Kleinb. 1907 S. 677;. — Oesetz >ir. XXXVI vom 29. Juli 
1907, betr. die Schaffung eines Landesverkebrsrates (Land.OS. v. 20. Ang. 1907). — 
Gesetz Nr. XLIX vom 16. Angast 1907, betr. die Elsenbahndienstordnang (LaBd.08. 
V, 90. August 1907). — Gesetz Nr. I vom 16. August 1907, betr Begelnng der BezOge 
der mit Jaliresgehalt angestellten Bediensteten der Kttnigl. ugar. Staatsbahaen 
(Land.(iS. v. 2(». Aug. 1907), 

Vereinigte Staaten von Amerika. Gesetz des Staates Minnesota, betr. die Festsetzung 
des 8 Cents- PenonenUrift, in Kraft getreten am 1. Mai 1907, — und btlr. die 
gertsetnag eines Otttertarifs, in Kraft getreten am 1. Jnni 1907 (PrflisenbAn^ 
1907 Heft 6 S. 1269). 

Württemberg. Ges. vom 1. .\ugust 11M)7, iietr. .\enderungen des Beamtenges, vom 
28. Juni 1H7G, nebst Miuist.-Bek. vom 7. August 1907 (RegBl. S. 243 u. 269). — vom 
16. Angttst 1907, betr. die Beschaffung von Geldmitteln für den Eiseubahnban und 
Air ansserordcntliche Bedürfnisse der Vericehrsanstaltenverwaltnng in der Fiian» 
Periode 1907/8 (Amtsbl. d. Kgl. Wttrtt. Verk.-Anstolt. Nr. 87 8. 846). 



eines Allerhöchst bestätigten Miuisterratsbeschlusi^es vom 



23. ^nd 30. Januar 

5. und 13. Februar 



1907, 



Baohdrnckw«! HareUke 4 Mirtla, Trebnitz Lächle«. 
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Entseheidungen. 



Hr. 165. Entseh. des Deutschen fteiehsgerlchts. 
7. Zivilsenat. Vom 27. Februar 1906. 

(PrEtMBbAreb. im Hoft l a m. — Bntsch. l. Zivils. Bd. es S. i.) 

IMttr dM B«grifr der „neuen Anlage" im Sinne des § 10 Abs. 2 Preutt. EaM. ven 
II. Juni 1874. — tu PrMM. Flnehtie. von 2. Juli 1875. 

Was bei der Enteignang zur Anlegung städtischer Strassen unter 
der i^nenen Anlage" zu verstehen ist, deren Einflnss auf den Wert des 
abzutretenden Grundstücks bei der Bemessung der Entscliädigung nicht 
in Anschlag kommen soll, ist Tatfrage. In jedem einzelnen Falle hängt 
es von den besonderen, nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverständigen 
zu prüfenden Verhältnissen ab, ob die Herstellung mehrerer Strassen eine 
Anlage ])ihlet oder nicht. Von besonderer Bedeutung wird hierbei der 
zeitliche Zusammenhang der Ausführung sein. Zusammengehörige Strassen 
werden wohl in der Regel auch gleichzeitig oder unmittelbar nacheinander 
ausgeführt werden. Bleibt nach Herstellung der einen Strasse die an- 
dere noch jahrelang zur&ckgestellt, so scheint dies gegen ein nahes Ab- 
hängigkeitsverhältnis zu sprechen. 



Nr. IM« Entseh. des Oesterr. Oliersten OertehtslioiiBfl. 

Vom 12. Juni 1906. 

(AUg. TUr.-AiiB. ZXTII (ISO«) Nr. • 8.4C) 

FIr das vsM RaiMmton In Waisa vvifMOst, aber «eis VeriaifN vm in Bahi- 
•rfSMa iMMMt lei H^sdsM Maaif piafc haftet iie EiMsbaba aaub iea firaii- 
•ItZM dot Verwahrungsvertrages (§§ 28 und 34/6 BetrRgl.). — HaedeltMofcar tiiHl 
vee der Mitnaliaie als Haedflepäok siebt aiefeeobloeeea. 

Der Kläger bat mit der Beklagten einen Personentransportvertrag 
abgeschlossen und konnte die fraglichen Gegenstände im Personenwagen 
mitflUiren. Dass Geschäftsbttcher hiervon ausgeschlossen seien, ist un- 
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richtig; (iieselbeii fallen zunächst nicht unter die in § 50 B— 2 BetrRgl. 
angeführten Dokumente, wozu solche Gegenstände zählen, die lediglich 
zum Beweise oder zur Legitimation dienen; die von der Mitnahme als 
Handgepäck ausgeschlossenen Gegenstände sind in den §§ 28 und 29 
BetrRf^l. aufgezählt; darunter finden sich Dokumente nicht. Kläger 
hatte allerdings sein Handgepäck gemäss § 28 (1) BetrRgl. selbst zu 
beaufsichtigen und haftete die Eisenbahn für den Verlust gemäss § 34 
(6) BetrRgl. nur, wenn ihr oder ihren Leuten, deren sie sich bei Aus- 
führung des von ihr übernommenen Transportes bediente (§9 rit ), 
ein nachzuweisendes Verschulden zur Last fällt. Wenn Kläger das 
Handgepäck beim Aassteigen in W. nicht finden konnte, so ist dies, da 
ein anderer Grund nicht dargetau wurde, auf Nichibeaufsichtigung oder 
mangelhafte Beaufsichtigung des Gepäckes durch den Kläger zurück- 
zuführen. Infolgedessen haftete die Beklagte von da an nicht mehr 
f&r ein Verschnlden ihrer Kondukteure, da sie mit dem Kläger hin- 
sichtlich der weiteren Fahrt dieses Zuges keinen Transportvertrag 
abgeschlossen hat and da die eigene Unachtsamkeit des Klägers die 
Beklagte zu einer Sorge fBr das Gut nicht Terpflichtete, solange nicht 
ein VerpHichtnngsgrand hinzatrat. Doreh die Feststellangen des ersten 
Bichters ist non aber dargetan, dass die Beklagte von dem Momente, 
als die Tasche gefanden und einem Stationsbeamten flbergeben wnrde, 
Terwahrerin des Oates wurde, von da an hatte sie gemäss §§ 958 and 
961 ABGB. fDr die sorgfältige Verwahrnng an haften und war nach 
8§ 961 und 962 cit. zur Bflckgabe des Gates an den KISger Terpflichtet. 
Da die Beklagte dem Klftger das Gat nicht zarficicstellen kann, so ist 
sie ersatzpflichtig. Fflr die Berechnung des zu ersetzenden Betrages 
ist die allgemeine Bestimmung des § 1323 ABGB. massgebend, da § 80 
BetrBgl. nur die Ersatzpflicht der Eisenbahn aus Verlust bei Güter- 
transporten regelt, hier aber die Ersatzpflicht aus einer yon der Be- 
klagten übernommenen Verwahrung in Frage steht, wie denn auch beim 
Glktertransporte eine Haftung der Bahn aus dem Verwahrungsvertrage 
(§§ 65/2 und 70/2 BetrBgl.) eintreten kann, worauf § 80 cit ebenfalls 
keinen Bezug hat Dass Klflger bis W. es an der erforderlichen Sorg- 
falt hat fehlen lassen, rechtfertigt nicht die Heranziehung des § 1302 
ABGB. (Verschuldenskonkurrenz), da die Ursache, welche zur Ver- 
wahrung führte, auf die Pflichten der Bahn als Vei'wahrerin ohne 
Einfluss ist und der Verlust des Gutes mit der hervorgehobenen Un- 
achtsamkeit des Klägers nicht im Zusammenhange steht. 
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Nr. 167. Entseli. dvs DcutseluMi Rcichssorichts. 
6. Zivilsenat. Vom 21. Juni 1906. 

(Z«ltadir. t D. Bürg. Raakt l. Vnu. Zhrllr. Bd. M Heft • a MB.) 

§ 823 Bit. Unfug dar Plltebt dei AitoMoUlbMitiert nr Btaiffilehtigung ilat 

FIkrart. 

Wie der erkennende Senat in dem vom Berafangsgericht ange- 
zogenen, in der JW. 1905 S. 287 abgedruckten Urteile nnd in 
sp&teren Urteilen aasgeführt hat, ist der Besitzer eines Automobils 
oder eines sonstigen Gef&hrts, wenn er die Leitung einem tftclitigen 
und als umsichtig und zuverlässig erprobten Manne übertragen hat, 
auch dann nicht zu dessen Leitung und Beaufsichtigung verplBichtet, 
wenn er selbst das Fahrzeug benutzt. — Er ist grundsätzlich nicht 
verpflichtet, den Führer zu beaufsichtigen und zu diesem Zwecke seine 
Auftnerksamkeit darauf zu richten, ob Jener bezüglich der Geschwindig- 
keit die durch polizeiliche Vorschrift gezogenen oder diejenigen Grenzen 
innehält, welche durch die auf der befahrenen Strecke bestehenden 
Verhältnisse geboten waren, und ob er auch sonst diesen Verhältnissen 
bei der Leitung des Fahrzeugs gebührend Rechnung trägt. Nur wenn 
er tatsächlich wahrnimmt, dass der Führer dies nicht tut, ist er 
verpflichtet, sein Ansehen als Dienstherr geltend zu machen und ent- 
sprechende Weisungen zu erteilen, widrigenfalls er für den eingetretenen 
Schaden nach § 823 verantwortlich ist. 



Nr. 168. Futsch, des KHiiiniergerichts in Berlin. 

1. Strafsenat. Vom 17. September 1906. 
(Dto SslbitTtrw. Jahn- M Nr. i» & VM.) 
Oes Vtrbtt des | 270 8I6B. fcolttt «Mi aMh auf letobriikto SstaMMMS. 

Die Frage, ob der § 270 sich auf beschränkte Submissionen bezieht, 
ist von der Strafkammer bejaht. Dass die Aufforderung zur Abgabe 
von Angeboten auf Lieferung von Waren (Submission} unter den all- 
gemeinen Begriff der Versteigerung fällt, ist aus dem Wortlaute des 
Gesetzes (LieferungeD, Unternehmungeu , oder Geschäfte irgendeiner 
Art) zu entnehmen. 

Der Umstand, dass hier eine nur noch auf eine bestimmte Personen- 
zahl beschränkte Aufforderung zur Abgabe von Geboten vorgelegen 
hatte, schliesst die Anwendbarkeit des § 270 nicht aus. Wenngleich 
unter .Versteigerungen' vielfach Öffentliche Aufforderungen zur Abgabe 
von Geboten verstand^ werden, so ist dieser Sprachgebrauch doch kein 
allgemeiner. Denn auch dann, wenn es sich um das Ausbieten in ge- 
schlossenen Kreisen handelt, wird das Wort „Veisteigemng* angewendet 
Dafür, dass der § 270 auch nichtöffentliche Versteigerungen treffen 
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wollte, spricht seine Vergleichuug mit der Königl. Verordnung vom 
14. Juli 1797 gegen verschiedene Missbräuche bei gerichtlichen und 
anderen öffentlichen Subhastationen und Versteigpnmfi:en. Denn während 
letztere immer öffentliche Versteigerungen treffen will, ist im § 270 nur 
von Versteigerungen schlechthin die Rede, also von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Versteigerungen. Dagegen verlangt der § 270 als not- 
wendige Voraussetzung, dass die Versteigerung von einer öffentlichen 
Behörde oder von öffentlichen Beamten vorgenommen wird. 



Nr. 169. Eiitsch. des Schweizer Huiidcsgerielits. 

Vom 19. Oktober 1906. 
(ZeltMdir. 1 6. tatMiMt. BfMBb.-Tnup. ZVI (IM8) Nr. i 8. 10. — Bnllatiii aaaoM dM oIimbIm de te 

1907 S. 164.) 

Art. 1 IntUeb. Der von irgendeiner Station eines Staatsgebietes nach einer Grenz- 
station im benachbarten Staate aufgegebene Transport untersteht den für die Versand- 
station geltenden Gesetzen und Reglements, sofern die Beförderung nicht auf inter- 

mtitiialM FraeMbrtof erfMft tet 

Der Transport, um welchen es sich handelt, hat zwischen Lyon 
nnd Genf stattgefunden, d. b. zwischen zwei Ländern, welche dem Int. 
Ueb. über den Eisenbahn -Frachtverkehr vom 14. Oktober 1890 beige- 
treten sind. Laut Art. 1 dieses Uebereinkommens »findet dieses An- 
wendung auf alle Sendangen yoo Ofitem, welche aaf Grand eines 
dorchgehenden Frachtbriefs ans dem Gebiete eines der Tertragsebliessen- 
den Staaten in das Gebiet eines andern vertragschliessenden Staates 
anf denjenigen Eisenbahnstreeken befördert werden, welche zu diesem 
Zwecke in der dem IntUeb. angefügten Liste bezeichnet sind". Diese 
Liste enth&lt unter Frankreich die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn nnd anter 
Schweiz die von dieser Gesellschaft betriebene Strecke von der fran- 
zOsisch-schweizerischen Grenze bei La Plaine bis Crenf-Gomayin. Im 
zweiten Absatz des eraten Artikels des Protokolls znm Intüeb. ist 
dann bestimmt, „dass man darüber einverstanden ist, dass die Be- 
stimmungen dieses Uebereinkommens keine Anwendung finden, wenn 
eine Sendung von irgendeiner Station des Staatsgebiets entweder nach 
dem Grenzbahnhofe des Nachbarstaates, in welchem die ZoUbehandlnng 
erfolgt, oder nach einer Station stattfindet, welche zwischen diesem 
Bahnhof nnd der Grenze liegt; es sei denn, dass der Absender die An- 
wendung des gegenwärtigen Uebereinkommens verlangt**. Nun ist der 
BeiBtimmangsbahnhof Genf der schweizerische Grenzbahnhof, wo die 
ZoUbehandlung erfolgt (Art. 7 der Vollziehnngsverordnnog vom 12. Fe- 
bruar 1895 zum eidgenössischen Zollgesetz vom 28. Juni 1893), nnd es 
steht fest, dass der Absender die Anwendung des IntUeb. nicht ver- 
langt hat nnd dass der Transport nicht auf Grund eines intemationalea 



kju,^ _o Google 



BatMli. dtt Dwitwlieii Beielugwiehts von 86. Oktober 1906. 283 



Frachtbriefs ausgeführt worden ist. Unter diesen Voraussetzungen sind 
die Bestimmungen des Intüeb. im vorliegenden Prozess nicht anwend- 
bar; anderseits ist der Transport von Lyon nach dem Grenzbahnliof 
Genf von der PLM., einer französischen Gesellschaft, ausgefi'ihrt worden. 
Ein unter diesen Bedingungen zur Ausführung gelangter Transport unter- 
liegt den französischen (Tesetzen und Reglementen. Die Ausnahme im 
zweiten Absatz des ersten Artikels des Protokolls ist zugunsten der 
Anwendung der Gesetze desjenigen Landes gemacht, w'o das Gut zur 
Versendung gelangt ist. Dieser Grundsatz ist auch enthalten im Art. 1 
lit. b der Eingangsbestimniungen im schweizerischen Transportreglement 
vom IL Dezember 1893 (Z. 1894 S. 76), indem hier gesagt ist, dass 
dieses Reglement Anwendung finde auf diejenigen Transporte, welche 
von einer schweizerischen Station nach dem Grenzbahuhote des benach- 
barten Staates, wo die Zollbehandlung stattzufinden hat, befördert 
werden, sofern der Absender nicht die Beförderung auf Grund des Int. 
Tjeb. verlange. Daraus folgt, dass ein von einer französischen Station 
aiii^gehender und nach dem schweizerischen Grenzbahnhofe, in welchem 
die Zollbehandlung statttindet, bestimmter Transport den Vorschriften 
unterstellt ist, welche für den internen französischen Verkehr gelten, 
sobald nicht die Anwendung des IntUeb. verlangt wurde, und dass 
daher die kantonalen Genfer Gerichte mit gutem Grunde gefunden haben, 
dass der in Frage stebeude Transport dem iuteracu frauzösischeu Regime 
untersteht. 

Nr. 170. Entseb* des Bentoehen Belehsgcrlelits. 
8. Zivilsenat Vom 26. Oktober 1906. 

(Sp«d^ 0. aolllir.4Elg. Z¥ (1097) Nr. so 8.017.) 
§§ 414, 439 HGB. § 91 EiSNbVarkO. §§ 249 , 826 BSB. Die einjährige Verjährung 
der SchadensersatzansprOche wegen Verlust, Beschädigung und Lieferfristüberschreitung 
im Speditions- und Frachtgeschäft wird nicht allgemein durch Arglist, sondern nur durch 
eile •pezieil auf Verhinderung der Unterbrechung der Verjährung gerichtete Arglist 

HStofbPMllMk 

Ein Spediteur A. hatte den Transport von Maschinenteileu aas 
England nach dem inländischen Orte X. übernommen. Das Entladen 
der Maschinenteile in X. und das Abrollen derselben nach dem Fabrik- 
hofe der Empfängerin besorgte die Firma B. Als die Leute dieser 
Firma B. mit dem Entladen begannen, brach plötzlich ein heftiger 
Hegen ans. Die Leute sorgten nan in keiner Weise für den Schatz 
der Sendung dureb Bedeckung der Knten oder Unterbringung unter ge- 
deckte R&mDe, soDdem gaben sie dem Regen preis, so dass dne Menge 
Wasser eindrang nnd den Inhalt beschädigte. Als der Empfängerin 
im nächsten Tage die Eisten zugerollt waren, bemerkte sie beim Oeffiien 
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derselben sofort den Scliaden und teilte ihre Wahrnehmung dem Tnliaber 
der Firma B, mit. Obwohl dieser den Sachverhalt genau kannte, schrieb 
er ihr wider liesseres Wissen, dass der Eisenbahnwagen erst nach dem 
Aufhören des Regens entladen worden sei, dass daher die Durchuässung 
weder beim Entladen, noch beim Abrollen in X. habe stattfinden können, 
und dass mithin der Schaden auf dem Transporte nach X., den die 
Speditionsfirma A. besorgt habe, entstanden sein müsse. Die Empfängerin 
schenkte diesen Angaben Glauben und machte die Speditionstirma A. 
für den Schaden haftbar. Es begann ein langwieriger Prozess, in 
welchem aber schliesslich der wahre Sachverhalt aufgedeckt wurde, und 
die Empfängerin demgemäss mit ihrer Klage abgewiesen wurde. 

Der Prozess hatte mehrere Jahi-e gedauert und erst am Schlüsse 
desselben hat die Empfängerin der Firma B. den Streit verkündet. Nach 
Beendigung des ersten Prozesses verklagte sie nun die Firma B. Diese 
Klage gegen B. war nun an sich vollständig begründet, denn die Schuld 
der Firma B. an dem Schaden war bereits im Vorpruzesse genau fest- 
gestellt. Die Firma B. erhob aber den Einwand der Verjähiung. weil 
seit dem Tage der Ablieferung bis zur Streitverkündung länger als ein 
Jahr vei*flossen sei. Die Klägerin musste diese Tatsache zugeben, führte 
aber aus, dass die Firma B. arglistig gehandelt habe; nur im Ver- 
trauen auf deren wissentlich unwahie Angaben habe sie von einer 
früheren Klageerhebung, bzw. Streitverkündigun^ abgesehen. 

Der erste Richter verurteilte die Beklagte, weil er die Replik der 
Arglist für begründet ansah. Das Berufungsgericht und das Reichs- 
gericht wiesen aber die Klage ab. Das Reichsgericht führt in dem Urteile 
vom 26. Oktober 1906 (II. 90/06.) folgendes aus: 

Nach Zweck, Bedeutung und Tragweite der Vorschriften des BGB. 
über die Verjährung unterliegt es keinem Bedenken, dass ein Verstoss 
gegen Treu and Glauben mit Rftcksicht auf die Verkehrssitte bei Er- 
füllung des Vertrags (§ 242 BGB.), mag er auch die Unterbrechung der 
Verjährung verhindert haben, nicht sareicht, nm durch eine repUcatio 
doli generalis (Einwand der allgemeinen Arglist) die Einrede der Ver- 
jährung zu beseitigen. Gleiches mnss auch für den Fall gelten, wenn 
der Anspmchsgegner (Schuldner) durch ein lediglich als Fahrlässigkeit 
zn beurteilendes Verhalten den Anspmchsberechtigten (Gläubiger) an 
rechtzeitiger Unterbrechung der Veijährung verhindert hat Den Ver- 
jfthrungsvorschriften ist gegenüber einem solchem Verhalten die grossere 
Kraft beizulegen. Eine andere Auffassung wQrde den gesetzgeberischen 
Zweck der Veij&hrung allzusehr gefährden. Vielmehr mnss eine die 
Erfordernisse des § 826 BGB. erfftUende Arglist vorliegen. Eine solche 
Arglist hemmt indes den Lauf der Veij&hmng nicht. Die Hemmung 
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der Verjftbrung ist auf die im BGB. ausdrücklich geregelten Fälle zu 
beschränken. Wohl aber kann aus der Vorschrift des § 249 BGB. in 
Verbindung mit § 826 abgeleitet werden, dass der durch eine solche 
Arglist begründete Anspruch aus § 826 die aus der vollendeten Ver- 
jährung abgeleitete Einrede der Verjährung zu beseitigen vermag. Für 
den gegebenen Fall unterliegt es keinem Bedenken, dass die wissentlich 
wahrheitswidrigen Angaben des Beklagten gegen die guten Sitten Ver- 
stössen haben. Zwar bestand für den Beklagten nicht die Pflicht, den 
wahren Sachverhalt offen zn legen und sich als schuldigen Teil za be- 
kennen; er hatte aber auch kein Recht zu einer wissentlich wahrheits- 
widrigen Darstellung. Ferner ist mibedeiiUiidi, dass der Beklagte mit 
dem Bewnsstsein handelte, die kiSgeriaebe Firma dadurch möglicher- 
weise za schädigen. Damit wftren an sich alle ErfordemiBae des § 826 
BGB. gegeben. ladet einem arglistigen Verhalten aoleben allgemehien 
Inhalts, andi wenn dadurch die Klägerin in dem Hasse beirrt wurde, 
dass sie das Bestehen eines Anspruchs gegen den Beklagten nicht er- 
kannte nnd dämm ihren Ansproeh gegen letateren nicht wahrte, kann 
nodi nicht die Kraft beigelegt werden, anf dem bezddineten Wege die 
Einrede der Veijährnng zu beseitigen. Um diese Wirkung zu begründen, 
ist noch erforderlich, dass der Anspmchsgegner (Schuldner) durch seine 
Arglist die Unterbrechung der Verjährung verhindern wollte oder doch 
das Bewnsstsein der Möglichkeit hatte, dass dadurch eine Unterbrechung 
der Verjährung verhindert werde. Das Institut der Verjährung, wie 
es im BOB. geregelt ist, verlangt, dass nur einer auf Verhinderung 
der Unterbrechung der Verjfthrnng gerichteten Arglist, die 
im flbrigen die Erfordernisse des § 826 erflUlt, die Würkung zukommen 
kann, auf dem Wege der 8§ 826 und 249 die Einrede der Verjährung 
zu besdtigen. Von dieser rechtlichen Anlfassnng aus lassen die Aus- 
fObrungen des Berufungsgerichts, soweit sie das Vorhandensein einer 
zur Beseitigung jener Einrede geeigneten Arglist verneinen, eine Ver- 
letzung des Gesetzes nicht erkennen. 



Nr« 171* Entsch. des Preuss. Oherverwaltuugsgerichts. 
4. Senat. Vom 7, Januar 1907. 

(Saltalmrw. Jahrg. 86 Nr. 8 S. U8.) 
§ 18 FhNhlM. VSB 2. JaÜ im. Zm AsHsgirMträgen iM aash Aabsalaa — z. B. 
th aa eh RtttaiirattoatMi«! fsbaitM TtisttMiebiads — heraatatliliM, wmb tie 
sasb KsBSlraktifa sad BmUhuhnii siseBi sslbstiMnoaa fiaUide fMobmcMsa M. 

Der Bezirksausschuss hat angenommen, dass die Herstellung der 
Toiletten nur als ein Umbau des Arfther bereits auf dem GmndstAcke 
des Klägers (Eisenbahoflskus) vorhandenen Bauwerks und nicht als die 
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Ehrichtung eines „Gebäades" im Sinne von § 15 des Gesetzes Tom 
2. Juli 1875 anzusehen sei. Diese Feststellung beruht aber auf einer 
rechtsirrigen Auffassung des Begri&: „Gebäudes". Denn der Bezirks- 
aissehnss TOfitdit darunter, wie er ausdrftcklieli erklärt, nur „selb- 
ständige " bauliche Anlagen, welche „die Zahl der Bauten Termehren", 
und er Temeint, dass hier ein »Gebäude' errichtet worden sei, weil es 
sich nicht um ein „neues selbständiges Bauwerk" handle. Damit würden 
aber für die Beitragspflicht fast alle Anbauten ausscheiden, da ihnen 
regelmässig die Selbständigkeit fehlt, sie die „Zahl der selbständigen 
baulichen Anlagen* nicht vermehren; während doch der Beiirksaiissehuss 
im Beginn seiner Ausführungen selbst bemerkt hat, dass auch ein An- 
bau die Beitragspflicht begrfinden könne. Es scheint, dass der Bezii'ks- 
aasschnss die Urteile des Gerichtshofs vom 3. März 1902 und 6. Juni 
1906 (Entsch. Bd. XXXXI S. 128 und Bd. XXXXVH 8. 93) missvei^ 
standen hat. Dort ist ausgeführt, dass auch Anbauten, und zwar auch 
solche, bei denen eine oder mehrere Wände des Hauptgebäudes gleicli- 
zeitig als Wände des Anbaues benutzt werden, als „Gebäude* anzusehen 
sind, wenn sie nach Konstruktion und Bestimmung einem selbständigen 
Gebäude gleichzuachten sind (a. a. 0. Bd. XXXXT 8. 131, Bd. XXXXVH 
S. 94). Der Anbau braucht mithin keineswegs ein selbständiges Gebäude 
zu sein, es genfigt vielmehr, dass er einem solchen Gebäude gleichzu- 
achten ist, er also, wenn man sich ihn vom Hauptgebäude getrennt 
vorstellt, noch eine selbständige Bedeutung als Bauwerk haben wflrde. 



Nnl7S. Entsch. dos Franzl^s. Kassationshofes. 

Vom 9. Januar 1907. 

(Zoitschr. f. D. Bürg. n. Kranzös. ZivUr IM Hdt n s fiTo Paml Iran.; OT I S, 146 i 

Bei der Entschädigungsfestsetzung dürfen nur die unmittelbaren notwendigen Folgen der 

Enteignung berloktloMgt werdM. 

Die Geschworenen dürfen bei ihrer Festsetzung der Entschädigung 
nur den Scliadeu berücksichtigen, der die unmittelbare, notwendige 
Folge der Enteignung selbst ist. Sie fiberschreiten ihre Befugnisse, 
wenn sie einem Eigentümer ausser dem Wert des enteigneten Bodens 
noch eine besondere Entschädigung zubilligen, weil er den ihm ver- 
bleibenden Rest seines Grundstflckes gegen Fenersgefahr sichern muss, 
die durch den Betrieb des Unternehmens, für weldies entdgnet wird, 
in Zukunft entstehen kann. 



Entach. des Soliweuer Bondesgericbto vom 7. Febnuu: 1907. 
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Nr. 173. Entseh. des Sehwelser Bvndesgerlchts. 
Vom 7. Febraar 1907. 

(BntMh. d. Sdiweli. Bodw^. Bd. M & 1 ft) 

Art 31 (4) u. 25 iBtUak VerartwirliMdcill Ut &uiMm Pk im mnim BrMk 

•hm 6la«|tniMM MitttaMleMi ScInuImi. 

Mit Entscheid vom 23. Dezember 1905 hat das Appellationsgericht 
in Genf die Beratung gegen die Abweisung der Klage zui ückgewiesen 
und in der Begründung ausgeführt: Die Anwendung des Art. 31 (1) 
Ziff. 4 des IntUeb. hänge von einer Tatfrage ab, d. h. von der Natur 
der yersandten Ware; behufs Feststellang, dass der Brach des Gefässes 
von daher komme, dass das Glas za düun oder zu ungleich gewesen sei, 
um den Stössen w&hrend des Transportes za widerstehen, hätte die Eisen- 
bahn die Glasstttcko aufbewahren müssen, damit eine kontradiktorische 
PrAfang b&tte stattfinden and die Appellation den ihr obliegenden 
Gegenbeweis hätte erbringen können. Da dies nicht geschehen, so sei 
es unmöglich za ermitteln, ob das Gnt vermöge seiner eigentümlichen 
natürlichen Beschaffenheit einer besondem Brnchgefahr aasgesetzt ge- 
wesen and der Schaden, wie es der Art. 31 (1) 4 vorsehe, aas dieser 
Gefahr entstanden sei. Da laat dem Protokoll vom 13. Jali 1905 das 
GefSss in einem soliden Korb and von Stroh amwickelt gewesen sei, 
so sei anzunehmen, dass es einer besondem Gefahr nicht ausgesetzt 
gewesen sei Das erstinstanzliche Urteil enthalte daher keinen ans- 
drüeklieben Verstoss gogen das Gesetz. Gegen diesen Entscheid er- 
hoben die Bandesbahnen staatsrechtlichen Rekurs an das schweizerische 
Bandesgericht wegen Bechtsverweigerung, mit dem Begehren: dass das 
ürteQ der ersten nnd der zweiten Genfer Instanz anfzaheben und die 
Klage abzuweisen sei. Die Bundesbahnen erblickten eine Bechtsver- 
weigenmg hauptsächlich darin, dass ihnen entgegen dem klaren Gesetzes- 
worüant die Präsumtion des Art. 31 verweigert, nnd femer darin, dass 
dem Pmtokoll vom 13. Juli kein Wert beigemessen, bzw. dasselbe 
nur, insoweit ee der Bahn ungünstig, berücksichtigt worden sei. Das 
Bandesgericht wies den Rekurs mit der Begründung ab, dass keine 
Reditsverweigerung vorliege. Die Bestimmungen des Art. 31 IntUeb. 
Hessen sich gar wohl in dem Sinn auslegen, dass die im zweiten Ab- 
satz konstatierte Rechtsvermutung nur vorliege, wenn man annehmen 
künne, dass im konkreten Fall und in Betracht der tatsächlichen Ver- 
hältnisse der Verlust oder die Beschädigung wirklich aus einer der 
in dem Artikel bezeichneten besondem Gefahren hervorgegangen sei. 
In dieser Auslegung, zu welcher die angegriffenen Urteile gelangt seien, 
ad nichts Willkürliches zu finden, und das Bundesgericht als Staats- 
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geiichtshof sei daher nicht in der Lage, eine weitei"e Prüfung eintreten 
zu lassen und sich materiell zur Sache zu äussern. Auch der Behauptung 
der Rekurrentin, das Tatbestandsprotokoll sei von den Vorinstauzen 
einseitig verwertet worden, kinme nicht beigestimmt werden. Im 
Art. 25 IntUeb. sei nicht gesagt, welches der Beweiswert des Protokolls 
sei; der Beweiswert sei daher vom Richter, sei es nach den Prozess- 
gesetzen seines Landes, sei es mit Rücksicht auf die Tatumstände fest- 
zusetzen, und es sei nicht zu erkenueu. dass das Protokoll nicht ob- 
jektiv berücksichtigt wordeu sei. 

Kr, 174. Entseh. des Ippellhofr tod B«iin«8. 

Vom 20. Hftrz 1907. 

(ZdlMfer. f.d.lBtanMl;.ElMalMTrM9. XVI < t908 Nr i s. t«. — Baltotiii mumM dM AhMBiM d» fw 

1907 S 101. 1 

Art. 5 IntUeb. Ueber die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Bahnhofvorstände in 
Frankreich wegen Uebertretung der allgemeinen Tarifbedingungen insbesondere betreffend 

die Ltoferaif vm Wagw. 

Die gehörig genehmigten Tarife haben Gesetzeskraft und müssen 
daher strikte augewendet werden. Aus dem Alt. 6 der Allgemeinen Bestim- 
mungen der Spezialtarife geht nun klar hervor, dass, wenn das von 
dem Absender formulierte Gesuch um Wagenstellung in der Versand- 
statioD deponiert werden muss, wo dasselbe in einem besoudem Register 
Torznmerken ist, das Gdto<A Bieht als an den Stationsvorstand, sondern 
an die Gesellschaft gerichtet betrachtet werden moss «nd dass die Ge- 
sellschaft darauf Antwort zn geben hat. Der Statfonsvorstand kann 
nim aber offenbar nicht mit der anonymen TransportgeseUschaft, 
welcher er dient« verwechselt werden. Diese allein hat die Verpliefatang, 
die vom Absender angebrachten Gesuche um Wagenstellung zn beant- 
worten oder beantworten zu lassen; dem Stationsvorstand liegt nur die 
Aufgabe der üebermittelang ob; er ist auch in dem oben erw&hnten 
Text des Tarifs nicht genannt. Diese Auslegung ist um so mehr ge- 
boten, als der Tarif von der Gesellschaft selbst festgestellt worden ist, 
welche sich damit begnügt bat, denselben der ministeriellen Genehmigung 
zu unterbreiten; sie hat also diese Redaktion in voller Kenntnis der 
Sache gewählt; auch ist nicht anzunehmen, dass sie ttberhaupt den 
Vorstand einer kleinen Station, wie deijenigen von Fougeray-Langon, 
welche mit einer Snkkursale weder zivilrechtlich noch handelsrechtlich 
verglichen werden könnte, hätte mit sich selbst identifizieren wollen. 
Endlich lässt auch Sinn und Geist des Textes keine andere Auslegung 
zn; es wäre tatsächlich gegen die Vernunft, ansnnehmen, dass man 
einem Stationsvorstand die persönliche Verpflichtung hätte auflegen 
wollen, den Absender von Tag und Stunde der Lieferung der leeren 
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Wagen zu unterrichten, wälirend demselben nach dem gehörig geneh- 
migten allgemeinen Reglement Nr. 2 der Ge.sellschalt, welchem er sich 
nnter Androhung korrektioneller Verfolgung zu unterziehen hat, nicht 
zusteht, leere Wagen nach seinem Ermessen zur Verfügung des Ab- 
senders zu stellen. Es ist demnach nicht denkbar, dass der Tarif 
dem Stationsvorstand hat die Ptlicht auterlegen wollen, dem Absender 
ein durchaus illusurisches Versprechen zu machen. Wenn also im vor- 
liegenden Fall die Gesellschaft den Bestimmungen des vorerwähnten 
Tarifs zuwider gehandelt hat, indem sie dem Absender Tag und Stunde 
der Stellung der verlangten Wagen nicht mitteilte, so kann der Stations- 
vorstand von Fougeray-Langon dafür nicht verantwortlich erklärt 
werden und muss freigesprochen werden. 



Kr. 175. Entaeh. des Oesterr. Obenten fteriditohofto. 

Vom 20.M&rz 1907. 

(Zeltachr. t d. Uitenwt. WUmh^Tmmt. X7 (1W7) Nr. It & m.) 
§ 51 I Oesterr. EisenbBetrRgl. (Art. 6 I IntUeb.) Hat die Eisenbahn pflichtwidrig für 
die unverzügliche Respeictierung einer aufgehobenen ZuschlagsfHst nicht Sorge getragen 
und dadurch die Leitung des Transports über die zweckmässigste Route verhindort, 
so liegt grobes, von ihr zu verantwortendes Verschulden vor. 

Die Eisenbahn war berechtigt, denjenigen Weg zu bestimmen, 
welcher ihr für den Absender am zweckmässigsten schien. Für die 
Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn nur, wenn ihr hierbei ein 
grobes Verschulden zur Last fällt. — Dieser Fall liegt aber gegen- 
wärtig vor. 

Das Interesse des Absenders, das Gut über die III. Route zu be- 
fördern, auf welchei' bereits die lOtägige Zuschlagsfrist aufgehoben 
worden war, ist augenfällig; die Nichtberücksichtigung dieser Route 
begründet ein grobes Verschulden. 

Die von der Eisenbahn angerufenen Instradierungsvorschriften 
regeln nur das wechselseitige Verhältnis zwischen den Eisenbahnen, 
weldifi an der AnsfiUirnng eines Transportes teilnehmen. Die Rechte 
einer Partei, welche ftii dem Zustandekommen von Kartellvertiägen 
nicht teilnahm, werden dadurch nicht berührt. 

Die wechselseitigen Beziehungen des yerfrachtenden Pabliknms 
mit der Eisenbahn sind nur anf Orund der bestehenden Gesetze, des 
Betriebsreglements nnd der zu Becht bestehenden Tarife normiert; die 
Instradiernngsvorschriften werden nicht einmal publiziert (Ztisatzbestim- 
mnng XIV zn § 61 BetrRgl.). 

Mit Entscheidung des k. k. Landesgerichtes in Lemberg vom 
11. Dezember 1906 wnrde über Berufung des Beklagten die Klage mit 
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der Begründung abgewiesen, dass ein grobes Verscliulden der Eisen- 
bahn niclit angenommen werden könne, da es pliysiscli unmöglich ge- 
wesen, dass alle Eisenbahnfunktionare bereits am 23. November 1905 
von ihn- am vorigen Tage erlassenen Aufhebung der Zuschlagsfrist 
Kenntnis gehabt hätten und denselben im übrigen die Verptlichtung 
zur Innt'lialtung der lnstradierungsvors( hriften oblag, welche ausser 
acht zu lassen sie ohne wichtige Gründe nicht berechtigt, gewesen seien. 

Von dem Obersten Gerichtshofe in Wien dagegen ist unterm 
20. März 1907 das erstrichterliche Urteil wieder hergestellt worden, 
einmal, weil die Einwendung, dass die Funktionäre der Eisenbahn die 
Verfügung der Bahudirektionen vom 22. November am darauffolgenden 
Tage noch nicht haben kennen können, von der beklagten Bahn bei 
der Verhandlung gar nicht vorgebracht wurde und von Amts wegen 
nicht zu berücksichtigen war, und sodann anzonehmen sei, dass die 
Eisenbahnbehörden keine unausführbaren Verfügungen erlassen werden 
und die Uebermittelung der Aufhebung der Zuscblagsfrist dem Betriebs- 
personal telegraphisch mitgeteilt werden konnte, so dass die von der 
zweiten Instanz gegen die Annahme eines groben Verschuldens der 
Bahn erhobenen Bedenken nicht als begrSndet angesehen wei*den können. 

Nr. 176« Entseli. des FransOs. Eassationsliofes. 

Vom 23. Hitrz 1907. 

(ZellMlur. f. D. Burg n. FraBsöB. ZivUr. Bd. 88 Heft 11 S. 671. — Fand. fraAg.«? 1 a. IM.) 

Naftuno de« AutomoMIMtiers für seiiea WagMführer. 

Eb Automobilbesitzer hatte den Wagenführer beauftragt, das 
Automobil in die Remise zu verbringen; entgegen dieser Anweisung 
machte der Führer damit eine Vergnügungsfahrt und beschädigte da- 
bei fremdes Eigentum. Der Herr wurde fOr den Schaden auf Grund 
des Apt. 1384 C. c. haftbar erklärt. 

Nr. 177. Kntsch. des Deutschen Keichsgerichts» 

6. Zivilsenat. Vom 15. April 1907. 

(Zeiteehr. f. KIcinb XV 1908, Heft -J S. lOb. Entai li d KciL'b8;;er 1. Zivih Bil iiß S. 10. ^ 

Ein Haftpflichtanspruch, der durch rechtskräftiges Zwischenurteil (§ 304 ZPO.) dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden ist, ist nicht im Sinne des § 218 BGB. 
r«0Mikri11i| fMlpMlaHt md nrterBeit daher hIoM der drojertiiUfcrijeB, l o ad era laflb 

§ 2 RHaftiiM. der nraiJlilNrHiea VsrJIbrMi. 

Das fiemfungsgericht geht davon aus, dass seit der am 19. Mai 1901 
erfolgten Aussetzung des Verfabi'ens, jedenfalls aber seit dem Eiiass 
des Beschlusses des Berufungsgerichts Uber die Festsetsung des Streit- 
werts am 24. ICftrz 1902 der Proaess in Stillstand geraten ist und dass 
der Stillstand Ober zwei Jahre gedauert hat, nftmlich bis anm 6. Ok- 
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tober 1905, an welchem frühestens der vSchriftsatz der Klägerinnen 
vom 25. September 1905 zug^estellt sein kann. Dieser Ausführung setzt 
die Revision die Behauptung? entgegen, der Klageansprucli sei durch 
das Zwischenurleil vom 20. April 1899 rechtskräftig festgestellt worden, 
demnach komme die Vorschrift des § 218 BGB. zur Anwendung, der 
Anspruch verjähre also erst in dreissig Jahren. Dieser Angrilf beruht 
auf einem Irrtum über die rechtliche Natur eines gemäss § 304 ZPO. 
erlassenen Zwischenurteils. 

Es ist unrichtig, dieses dem auf eine Feststelluiigsklage ergehenden 
Endurteile gleichzustellen. Das letztere hat allerdings in den Fällen, 
wo nicht bereits der Betrag des Anspruchs festgestellt wird, eine 
äussere Aehulichkeit mit einem Zwischeiiurteil nach § 304. Aber es 
beendet den Kechtsstreit völlig, eine Fortsetzung des Verfahrens findet 
niclit statt, während durch das Zwischenurteil nur über einen Teil des 
Streitstorts entschieden, der Prozess im übrigen aber fortgesetzt wird. 
Die in ilim abgegebene P^ntsclieidung ist nicht ein Endurteil, sondern 
wird nur in betreff der Rechtsmittel, also nur in dieser einen Richtung, 
als Kndurteil angesehen. Die Einheitlichkeit der beiden Teile des 
Verfahrens über den Grund und den Betrag des Anspruchs tritt auch 
darin zutage, dass die Wirkung der Rechtshängigkeit fortdauert, die 
Entscheidung über die Prozesskosten in dem Zwischenurteil aber nicht 
erfolgen kann, vor allem aber darin, dass, wenn in dem Verfahren Uber 
den Betrag ein Versäumnisurteil gegen den Kläger abzugeben ist, dieses 
nach § 347 ZPO. die Klage ganz abzaweisen bat, die Entscheidung 
des Zwischenurteils also mit beseitigt Das Bernfungsgericht hat end- 
lich mit Recht auf § 219 BQB. yerwiesen. Hätte die dreiseigj&hrige 
Verjährung ffir die Ansprüche gelten sollen, die dem Gmnde nach durch 
Zwischennrteil fOr gerechtfertigt erklärt word«i sind, so wäre dort die 
Stelle fftr Ihre SrwUinung gewesen. 



Nr. 178. £nt8eh. dos Itezirkscrerichts Tescüen. 
Vom 17. Mai 1907. 

(AUg. T»r.-ABI. XXVII (1908) Kr. 6 S. 90.) 

■isfel Ur Vsrpackung, welohe btoM vm dM FtolMiasM wahrfeMoniN «rantosUiMM, 
ttohM das iMMmoh stallt arkaMibirMi nüi|«lii ^ 31mm des 8 SB Belrllil. fldSb. 

Dnrch die bei Ueberladnng der Fässer anwesend gewesenen Zengen, 
damnter der sachverständige Zange Bindenneister J. B., ist dargetan, 
dass die Danben der Fässer zn dflnn waren nnd ftberdies das Holz 
zum Teile wnrmstichig war, dass ferner diese Mängel erst wahrnehm- 
bar wurden, wenn ein Fass beschädigt wnrde oder ganz aoseinanderfleL 
Der Sachverständige R. Q. hat angegeben, dass die von den Zengen 
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wahrgenommeDen M&ngel an einem bis dahin nnbeschädigten Fasse bloss 
TOD einem Fachmanne wahrgenommen werden können. Es ist soiiaeh 
kein Zweifel, dass diese tatsächlich bestandenen Mängel ftnsserlich nicht 
wahrnehmbar waren, daher die Eisenbahn für die hierdurch verursachte 
Beschädigung oder den teilweisen Verlust des Qntes nicht haftbar 
gemacht werden kann. 

Nr. 179. Entsch. des Deutsclien Ueiclisgeriehts. 

6. Zivilsenat. Vom 3. Juni 1907. 

(Das Recht XII I90fli N'r i S. 30 Ziff. 170.) 

§ 1 RHaftpflG. § 254 B6B. Die Frage, ob die mit jedem Strassenbahnbetrieb regel- 
MMg varhMieit Mdir M EiutHUI das geitofiartt war, iit air atflii «bjektlvea 

MMMstos zs iMurlsilca. 

Die Betriebsgefahr war schon infolge des Nichtvorhandenseins der 

TOr am Vorderperron eine gesteigerte; sie wurde aber nicht grosser 

durch die Unkenntnis der Klägerin; sie kann nicht auf das Konto der 

Betriebsgefahr gesetzt werden, sondern ist nur geeignet, das Verschulden 

der Klägerin za mildern. Für die Abwägung des Verschuldens und 

der Betriebsgefabr kommt es aber im Ergebnis auf dasselbe hinaus, 

ob man die unverschuldete Unkenntnis als einen Faktor ffir die Er* 

höhung der Betriebsgefahr oder als einen solchen fßr die Minderung 

des Verschuldens der Klägerin einstellt. 

Nr. 180. Entsch. des Landgerichts Leipzig. 

Vom 10. Juni 1907. 

(I-efliz. Zfit-i lir \'.m Nr. 1 R. 9-i > 

§§ 413 , 431, 432 H6B. Der Spediteur haftet im Falle der Sammelladung für den 
Sehaiaa, dar iiM Ast» Mi sir AMh Üw esi aa den Enpfänger nslM, aaaii iam, 
wtM er SM BtsttsmsiMrt das 6st «iMii PlalztpeMssr zm Zwedct im Isrellsai 
Ibanitt SM ilMMT UNr „MtaMliliiililM Eapfaai** «SttÜMi. 

Das neue HOB. bestimmt — im bewussten und grundsätalichea 
Gegensatz zu dem A. HGB. von 1861, vgl. Denkschrift I 241, 246 — , 
dass der Spediteur, welcher die Versendung des Gutes im Wege der 
Sammelladung bewirkt, alle Pflichten eines Frachtfahrera habe (§ 413 
Abs. 2), m. a. W., es bestimmt, er habe für Beschädigungen, die das 
Gut in der Zeit von der Annahme zur Beförderung Ina zur Ablieferung 
an den Empfänger erleidet, dem Absender aufzukommen, er weise denn 
nach, die Beschädigung sei ursächlich zurückzuführen auf Umstände, 
die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht abgewandt 
werden konnten (§ 429 Abs. 1). Diese strenge Haftung bleibt auf ihm 
auch dann, wenn er mit dem Weitertransport andere Personen beauf- 
tragt; auch in diesem Falle bleibt er in gleicher Weise verantwortlich 
bis zur Ablieferung an den Empfänger; vgl. §§ 431, 432 HGB. Die 
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Tatbestandsmerkmale der angezogenen Geaetzesbestimiiinng sind erftUlt. 
Die Sendung, za der der besebSdigte Yersdilag gehörte, enthielt 10 
Stücke verscbiedener Versender. Auch daran ist kein Zweifel, dass 
die Beklagte ihn anf eigene Rechnung geschlossen hat. Es entspricht 
dies ohne weiteres der Sachlage und der im Speditionsgewerbe betätigten 
Uebnng. Anf die Feststellnng, ob die Beschädigung des Veischlages 
▼or oder nach der Abliefemng an B. erfolgt ist, konnte verzichtet 
werden. Denn nach Inhalt des zwischen den Parteien geschlossenen 
Vertrags mnss nnbedenklich als Abliefernugsstelle die Wohnung oder 
das Gesch&ftslokal des Klägers angesehen werden, und keine Bede kann 
davon sein, dass die Beklagte den von ihr vertragsmässig ttbernommenen 
Pflichten bereits darch Aaslieferung der Sendung an B. nachgekommen 
wäre. Nach Ansicht des Gerichts kann B. als Empfangsvertreter des 
Klägers flberhaapt nicht in Frage kommen, sondern lediglich als Er* 
fBllnngsgehilfe der Beklagten (§§ 481 HGB., 278 BGB.), oder als deren 
Maehfrachtffthrer (§ 482 HGB.). Daraus, dass der Vertreter des Be- 
klagten mit dem Kläger davon gesprochen haben mag, dass die Sendnng 
an B. gehen sollte, und dass der Kläger vielleicht in dieser Bichtnng 
einen Wunsch geäussert haben mag, folgt noch keineswegs, dass nun 
damit B. ohne weiteres Empfangsvertreter des Klägers sein sollte. 
Hiemach hat die Beklagte auch für eine solche Beschädigung des Gutes 
auftnkommen, die etwa erfolgt ist, nachdem die Sendnng bei B. em- 
getroffen war, wie auch welter nidits darauf ankommen konnte, dass 
B. ttber die Sendung vorbehaltlos quittiert hat. 



Nr. 181. Eutsch. des Oesti^rr. Yerwaltungsgerichtshofe». 

Vom 21. Juni 1907. 
(0Ml«rr. Elmb.-V«rordii.-BL XX (iwi) Mr. IM S. ans.) 

8 ip M. 0 BMibKsuMti. voBi 22. Oktibtr 1815. ZitHMi|itaH Iii ErfiMTdarslMS fir 

Ers at d m ss m Sfcatiwies. 

Die Frage, ob eine Kommunikation mit dem Bahnvericehre verein- 
bar Ist und ob ein Wächterhans bei einer Wegftbersetznng aufrecht zu 
erhalten ist, Hegt Im freien Ermessen der Verwaltungsbehörden. Der 
Nachteil des durch eine schienenfreie Ersatzkommunikation gegen- 
fiber einer bestehenden Niveanäbersetzung verursachten ümwsges wird 
durch den Vorteil des schienenfreien Bahnftbergauges nicht aufgewogen. 
Wenn die Ersatzkommunikation nicht allen Verkehrsrichtnngen des auf- 
zulassenden Weges dienen kann, ist sie keine vollkommene im Sinne 
des § 10 Ut. c des EisenbKonzessG. Wenn in mittelbarer Folge der 
liegnng eines zweiten Gelelses die Schranken Öfter geschlossen werdmi 
sollen als frtther, wird der Verkehr auf der Strasse gestört und kommt 
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§ 10 lit. c des EisenbKonzessG. znr Anwendung. Ob und in welchem 
Orade dies zutrifft, ist kommissionell festzastellen. Auf die Kosten der 
ErsatzkommonikatioD ist nach dem EisenbEonzessO. keine Rücksicht 
zu nehmen. 

Nr. 182. Entsch. des Oberimdesgcrielits Dresden. 

2. Senat. Vom 24. Juni 1907. 

(Seufferts Arch Bd. ß3 Hoft i S. 20.) 

§§ 3, 7 RHaftpflG. § 843 BGB. Der Verletzte braucht seine beeinträchtigte Erwerbs- 
fähigkeit durch die Wahl eines anderen Berufes nur insoweit auszugleichen, als er dieaelb« 

htorbel tngemessen betätigen kann. 

Es ist der Bekla^rten zwar die. Möglichkeit zuzugeben, dass der 
Kläger einen Beruf wählen könnte, der .seinem Stande und seiner Vor- 
bildung entsprüclie und ungeachtet seiner Verstümmelung ihm das oben 
angenuniiuene Einkommen böte. Immerhin ist die Erreichung dieses 
Zieles unsicher. Wenn aber auch dem Kläger die Wahl eines Berufs 
angesonnen werden mag, bei dem er die ihm verbleihende Erwerbsiahig- 
keit „angemessen" betätigen kann, so spricht doch gerade die von der 
Beklagten angezogene Entsch. des RG. Bd. 53 S. 48 aus, dass in Fällen 
der vorliegenden Art dem Interesse des Haftpflichtigen das Reclit des 
Verletzten auf die Wahl seines Berufs gegenüberstelie, und dass in dem 
dort entschiedenen Fall eine angemessene Betätigung in einem bestimm- 
ten Handwerke möglich sei, obwohl der Verletzte dabei nur */5 von dem 
Verdienst eines gesunden Arbeiters erziele. Eine Pflicht des Verletzten 
zur Wahl eines ^ wenn ftberbaupt möglich — jede Schädigung aus- 
schliessenden Gewerbes ist dementsprechend nicht anzuerkennen, ihm 
vielmehr innerhalb der beseichneten Grenze seine ITreiheit zn lassen. 



Nr. Ib^ Entsch. des Dcutselien Belelis^criekts. 

r>. Zivilsenat. Vom 27. Juni 1907. 

(Pr\>rwHI XMX ilS'OT) Nr. 5 S. 90. — Das Uccbf .\I ilMTi Nr. 18 S. 1135 j 

Verantwortlichkeit der Qemeinde für die Erhaltung des ordnungsnässigen Zustaadea 
«inet Is HirMi Beilrke feategenen, dea Sffeitilohen Verlielir IbargeSeian Wagat. 
SebtdmsertatziiIHflM ut der UiterlasMig dar AifresktorlmHisff #ar Verfcahn* 

•loharhelt f 823 B6B. 

Der gefährliche Zustand des Weges, auf dem der Unfall sich er> 
eignete, ist bedenkenfrei festgestellt; dass die beklagte Gemeinde die 
Pflicht der Unterhaltung des Weges und seiner Erhaltung in fOr den 
Verkehr brauchbarem Zustande trifft, ist ausser Frage. Die Beklagte 
beruft sich mit Unrecht darauf, dass es sich nicht um einen verkehrs- 
reichen Weg innerhalb der Ortschaft, sondern um einen ländlichen Weg 
ausserhalb des Ortes handle. Der Zweck des Weges war, die Ver- 
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bindung des Ortes F. mit einer Fähre Aber den Saarflnss berznstellen; 
er diente also einem YerkehrsbedUrfnisse, demselben, zn dessen Be- 
friedigung die F&hte selbst bestand, und dass er nieht ganz Terkehis- 
arm war, zeigt schon der Umstand, dass seine regelmässige Beleach- 
tong Torgesehen war. Entweder war nun für denselben Verkehr vom 
anderen Ufer der Saar her noch ein zweiter Weg vorhanden, der ge- 
fahrlos ZQ passieren war, und, wenn auch mit einem Mehraufwande 
von Zeit, ffir die Dauer der Arbeiten an dem Bahndamme jenen Weg 
zu ersetzen geeignet war: dann hätte die Oemeinde den letzteren zeit- 
weise fttr den allgemeinen Verkehr sperren müssen. Oder es war fflr 
diesen Verkehrszweck nur der eine Weg gegeben; dann mnsste die be- 
klagte Oemdnde ihn, trotz der Bahndammai*beiten, in einem bei ge- 
höriger Voi'dcht brauchbaren und sicheren Znstand erhalten und das 
ihrige tun, um die aus seinem zurzeit unordentlichen Zustande den 
Passanten drohenden Gefahren zu beseitigen. Es war von der be- 
klagten Gemeinde zwar nicht zu verlangen, dass sie den ganzen Weg 
fortwährend von den Steinen reinigte, die infolge der Bahndammarbeiten 
daranf verstreut waren. Möglich wäre es aber gewesen, wenigstens 
den Fassweg an der Seite regelmässig von den Steinen zu säubern, 
and jedenfalls ist es ein Verschulden der beklagten Gemeinde, dass sie 
nicht während der Dauer des ordnungswidrigen und gefährlichen Zu- 
Standes den Weg gehörig beleuchtete. 

Nr. 184. Entseh. des Oesterr. Verwaltnngsgerichtshofes. 

Vom 28. Juni 1907. 

lücsterr Eisenb -Verordn.-BJ NX 1907i Nr. 137 S. 3128.) 

Durch den Ausspruch, dass der Konzessionär einer Bahn dem Eisenbahnministerium für 
dto fach- md keiMmgemiMe AmfUkmso dnes projekllertM Baues verantwortHcii er- 
M l w l ae , Wim «tai Reelit des KMiMNioslirt nIoM vertotit, well Im keskrelii FaHt doeh 
erst die leseliMies Grundlagen für Haftuno und VerantwertiMi eine RIokeloM atf 

dieses Enunziat festgestellt werden müssen. 

Die Beliürde verfügt nicht, dass die Bescliwerdeführeriu die Arbeiten 
in eigener Begie auszafUhren habe, sie erklärt im Gegenteile in der Er- 
läuterung vom 23. August 1906, es habe mit dem Erlasse vom 29. Juni 
1906 „nnr*^ zum Ausdrucke gebracht werden sollen, ,dass die Gemeinde 
Wien, als Konzessionäriii der strassenbahnen, gegenüber dem Eisenbahn- 
ministerium als Eisenbahubehörde fttr die Fach- und konsensgemässe 
Durchführung der Arbeiten verantwortlich ei*scheine", und im Schluss- 
satze dieser Erläuterung erklärt das Ministerium, es bleibe „selbstver^ 
ständlich der Gemeinde Wien unbenommen, die Bauausführung einer 
Fachunteniehmung za übertragen". 

Allerdings aber spricht das Ministerium hiermit der Gemeinde Wien 

Bger, BiMBbftliBrechUlohe BntMheldmigMi XXIV. 1< 
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gegenflber ans, dass es sie niiter allen Umständen ihm geg«nftber als 
verantwortlich für die Ansftthmng erkläre, dass also mit anderen Worten 
die Oemeinde Wien die Selbstansfllhrang nur anf eigene Gefahr solle 
nnterlassen kdnnen. 

In diesem, yon einem Auftrage za einem bestimmten Tnn yGllig 
losgelösten, rein abstrakten Anssprache des Eisenbahnministerinms könnte 
aber eine BechtsTerletznng zu Lasten der Gemeinde Wien nnr dann sich 
verkörpern, wenn gesagt werden könnte, es sei dieses Enunziat geeignet, 
fftr künftige Fälle die Bechtslage der Gemeinde in dem Sinne za ver- 
schlechtern, dass die Gemeinde schon kraft dieses Ennnziates etwa 
mit einer Verantwortung belastet werden könne, welche sie sonst nicht 
treife, dass ihr damit eine Haftung pro futuro auch dann schon auf- 
erlegt sei, wenn ihr sonst nach dem Gesetze eine solche Haftung nicht 
anfzuerlegen wäre. 

Dies kann jedoch von dem bekämpften Erlasse nicht gesagt werden. 

Dass mit ihm einer strafgerichtlichen nud zivilgerichtlichen Ver- 
antwortung nicht vorgegriffen werden kann, bedarf keiner weiteren 
BegrOndung. 

Allein auch dann, wenn von der Bauoberbehörde irgendeine Haftung 
oder Verantwortung geltend gemacht werden wollte, könnte diese Frage 
nicht schon ab durah dieses Enunziat — selbst wenn es unangefochten 
blieb — als zuungunsten der Gemeinde erledigt betrachtet werden; 
es mflssten vielmehr im konkreten Falle doch erst die gesetzlichen 
Grundlagen fflr Haftung und Verantwortung festgestellt werden, und 
das Resultat dieser Untersuchung hätte die Grundlage fBr die Bejahung 
oder Verneinung dieser Frage zu bieten. 

Der in Beschwerde gezogene Ausspruch des Eisenbahnministeriums, 
der also fttr einzelne Haftnngs- und Verantwoilungsfälle überhaupt kein 
Präjudiz schafft und der Rechtskraft nicht fähig ist, konnte daher auch 
nicht als geeignet befunden werden, ein Recht der Gemeinde Wien zu 
verletzen, weshalb deren Beschwerde bei Abgang eines tauglichen 
Substrates einer hiergerichtlichen meritonschen UeberprOf^ng im Sinne 
des § 2 leg. cit. abgewiesen werden musste. 

Nr. 185. Entgeh, des Deutschen Keichsgeriehts. 

7. Zivilsonat. Vom 2. Juli 1907. 

(Das Itecbt Jahrg. XI (1907) Nr. 17 S. 1086.) 

% 9 Abt. 3 PreuM. Eitfi. vtii II. JhiiI 1874. § 13 Nr. 2 FlMhtlG. vt* 2. Jsll I87S. 
AswtMhing das | 9 Abt. 3 Est6. btl ImMpraohnalMit statt nll BtUhidMi betttilMi 

firMrittOckt für die Flnohtllait. 

Die Freilegung des von der Fluchtlinie getroffenen Grundstücks- 
teils von Gebäuden bildet die för die EntschiMigungsfordemng nach 
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§ 13 Nr. 2 &. a. 0. notwendige Yoranssetsung, niehtsdestoweniger aber 
ist fttr Art and Haas der Entschädigong die Festsetzung der das Ge- 
bäude berAhrenden Fluchtlinie die Grundlage. Es kommt hierbei auf 
die Lage der Verh&ltnisse bis zum Beginn der Freilegung an. Die 
Gemeinde nimmt durch die Festsetzung der Fluchtlinie teilweise ein 
Gebäude in Anspruch, und deshalb ist § 9 Abs. 3 EntG. anzuwenden, 
obwohl die Entschädigungspflicht durch das Nichtvorhandensein des 
Gebändeteils bedingt ist. Die Kliger können also die Entschädigung 
verlangen unter Bertteksichtigang des ümstandes, dass die für die 
Strasse beanspruchten 40 qm bis zur Freilegung bebaut waren und 
mit der nicht enteigneten Fläche ein einheitliches Gebäude trugen. Sie 
sind also nicht sowohl als Bauland, wie als bebautes Land zu bewerten, 
und daraus ergibt sich weiter, dass, wenn der Wert nach einem Umbau 
berechnet wird, die benutzbaren Banteile nicht als beseitigt zu be- 
trachten und die Kosten nicht nun doch wieder nach einem Neubau, 
nämlich entsprechend hoher, zu veranschlagen sind. Die Gemeinden 
können allerdings im Falle des § 13 Nr. 2 a. a. 0. zu einer frOheren, 
ihnen ungttnstigeien Verwirklichung des Fluchtlinienplanes nicht ge- 
nötigt werden, als von vornherein in Aassicht genommen war. Allein 
das Gesetz stellt es, sofern der Eigentümer sein von der Flaclitlinie 
angeschnittenes Grundstück bis zur Flachtlinie von Gebäuden freilegt, 
nicht in das Belieben der Gemeinde, den Zeitpunkt der Enteignnng zu 
wählen, sondern verpflichtet sie zur alsbaldigen Entschädigung, auch 
wenn sie von der Fluchtlinie noch keinen Gebrauch machen will. Die 
Folge ist beim Mangel einer abweichenden Gesetzesbestimmung, dass 
der Entschädigungsfeststellung die gegenwärtigen, zur Zeit der Frei- 
legung bestehenden Verhältnisse zugrunde zu legen sind. 



Nr, 186. Entsch. dos Bayr. Obersten Landesgeriehts. 

Vom 10." Juli 1907. 

Aaoh in den Fällen der Zwangsenteignung müssen die Vorschriften des § 29 iler 
firundbuchordnung (Voraussetzungen der Eintragung) eingehalten werden. 

Die Aufgabe der Distriktsverwaltungsbehörde beschränkt sich, 
wenn in dem Verfahren eine Einigung über die Abtretiingspfliclit und 
die Enti>ehä(ligung zustande kommt, iiadi Art. XVII des bayer. Gesetzes 
vom 17. November 1837 und Art. 46 AGZPO. u. KO., in der Fassung 
des Art 166 AGBGB., auf die Beurkundung der Einigung. Die Be- 
hörde ist nicht berufen, mit Wirksamkeit für und gegen jedermann fest- 
zustellen, dass die Enteignnng vollzogen ist oder nur noch von der 
Zahlung der Entscliädigung abhängt, und es ist ihr insbesondere auch 
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nicht die Befugnis eingeräumt, im Spinne des § 39 GBO. das Grund- 
bachamt um die Berichtigung des Grundbuchs zu ersucheo. Das Onmd- 
bachamt hat daher selbständig zu prfifen, ob die Enteignung vollzogen 
ist, und za diesem Behufe mnss ihm nachgewiesen werden, dass die 
Voraussetzungen der Enteignung erfüllt sind. Der Nachweis ist in der 
im § 29 GBO. vorgeschriebenen Weise zu erbringen, auf eine andere 
Beweisführung hat sich das Grundbuchamt auch im Falle der Enteig« 
nnng nicht einzulassen. Ist der Abtretungspilichtige bei der Einigung 
über die Abtretungspflicht and die Entschädigung durch einen Bevoll- 
mächtigten vertreten worden, so rooas die Vollmacht öflfentlich beur- 
kundet oder öffentlich beglaubigt sein, anch wenn die Distriktsverwal- 
tnngsbehörde sich in ihrem Wirkungskreise mit einer nicht oder nicht 
wirksam beglaubigten Vollmachtsurkunde begnügt hat, und da der 
Enteignungsberechtigte nach Art I A, b des Gesetzes vom 17. November 
1837 das Eigentum erst mit Leistung voller Entschädigung erlangt, 
muss auch die Befriedigung des Ents( liädigungsberechtigteu durch 
Öffentlich beurkundete oder öffentlich beglaubigte Erklärung nachge- 
wiesen werden. Einfacher gestaltet sich die Antragstellung, wenn die 
Beteiligten das Uebertragungsgeschäft des bürgerlichen Rechtes, die 
Auflassung, vornehmen, was nach Art. 46 AGZPO. u. KO. vor der für 
das Enteignungsverfahren zuständigen Behörde geschehen kann. Das 
Grundbuchamt hat es dann nur mit der Auflassung zu tun, die Fest- 
stellung und Berichtigung der Entschädigung ist nicht Gegenstand seiner 
Prüfung. Im Falle des Einverstiimlni.sses der Beteiligten wird deshalb 
regelmässig von der durch den Art. 46 gebotenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht. 



Mr, 187. Entscli. des Deutschen Reiehsgerielits. 

6. Zivilsenat. Vom 10. Juli 1907. 

I 6 Preiss. LaadVerwG. vom 30. Juli 1883, ^ 20 Ges. vom II. März 1850 und Verordn. 
VOM 7.8eptnilNr 1879, betr. in Zwai|sv«rwaltis|tverfalirM. FIr die Rlaia dir 
EtoeitalMVtrwiltaMi lagti «IN« Adjueatei, welehoa Privallltriaio Iber 

Bahn eingerSnmt ist, auf Schliessung dMtilbN naob jedesHallgtr Benitteng, widrigei- 
falls aaf Ersati der Kosten für die eisenbahnseifige UeberwacbM|, ist mr der Ver* 

waltungs-, nicht der Rechtsweg zulässig. 

Unbestritten steht dem Beklagten die privatrechtliclie Dienstbar- 
keit auf den Haliiiübergang und die Balinl\berfalH% zu. Ihm günstig, 
aber aueh einwandfrei ist die Fe.«;tsfpllnng ile.s Voiderrichters, dass der 
Kläger seine Behauptung, dass dieser Dienstbarkeit auch eine privat- 
rechtliche Verpflichtung zur jedesmaligen Versf hliessun<r der Schranken 
entspreche, in keiner Weise dargetau habe. Zutreffend nimmt das OLG. 



Eatacb. dts Deutcdieii B«idug«riehti fom 10. Jnli 1907. 



ferner an, dass zur Erzwingung einer öffentlichrechtlichen Pflichterfüllung, 
also für den Klagantrag zu 1, der Rechtsweg ausgeschlossen sei. Es 
fragt sich aber sodann, ob nicht gleiches für den 2. Klagantrag gelten 
müsse, womit Feststellung der Verpflichtung des Beklagten begehrt 
wird, dem Eisenbahnfiskus seinen durch Ersatzmassregeln erwachsenden 
Aufwand wsu ersetzen, welche Frage bejaht werden muss. Mit Unrecht 
hat das OLG. in dieser Richtung die Zulässigkeit des Rechtswegs an- 
genommen. Es kann hier dahin gestellt bleiben, ob dieser Rechtsver- 
stoss in der schriftlichen Revisionsbegründung nach §§ 554, 559 ZPO. 
ausdrücklich gerügt werden nuisste und ob andernfalls das Revisions- 
gericht nur seine eigene Zuständigkeit verneinen und daher die Revision 
als unzulässig verwerfen nuisste, aber nicht die Annahme der Zulässig- 
keit des Rechtswegs durch den Vorderrichter beseitigen könnte — vgl. 
Recht 1905, 453 — ; denn es ist, wenn auch nicht besonders deutlich, 
in der schriftlichen Revisionsbegründung jener Widerspruch des Berufungs- 
richters gerügt, dass er den Rechtsweg für den Klagantrag 1 verneint, 
für den Klagantrag 2 zulässt. Daher muss das Berufiingsurteil auf- 
gehoben werden, wenn sich diese Rüge als begründet erweist. Nach 
§ 6 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(GS. S. 195) blieben in bezug auf die amtliche Stellung, die Befugnisse, 
die Zuständigkeit und das Verfahren der Verwaltungsbehörden die be- 
stehenden Vorschriften in Kraft, soweit sie nicht durch bezeichnetes 
Gesetz abgeändert wurden. Der § 20 des Gesetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 (GS. S. 265) gibt ganz allgemein sämt- 
lichen, also auch den vom zuerstbezeichneteu Gesetze vom 30. Juli 1883 
nicht berührten Polizeibehörden die Exekutionsgewalt, namentlich die 
Befugnis, ihre polizeilichen Verfügungen durch Anwendung der gesetz- 
lichen Zwangsmittel durchzusetzen und die hiernach nötigen Massnahmen 
auf Kosten des Säumigen zur Ausführung zu bringen. Dass aber der 
Eisenbahnverwaltung in Preussen Polizeigewalt zusteht, kann nicht be- 
zweifelt werden und ist auch schon vom RG. mit ausführlicher Be- 
gründung ausgesprochen worden. Vgl. Verwaltungsorduung für die 
Staatseisenbahnen Preussens vom 15. Dezember 1894 (GS. 1895 S. 11) 
§ 10, RGZ. 55, 145. Da nun ferner nach der gemäss § 14 PrAGZPO. 
vom 24. März 1879 erlassenen Verordnung vom 7. September 1879 
(GS. S. 591) betrefteud das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei- 
treibung von Geldbeträgen, die Beitreibung aller derjenigen Geldbeträge, 
die nach den bestehenden Vorschriften auf Grund einer Entscheidung 
«der Anordnung der zuständigen Verwaltungsbehörde einzuziehen sind, 
ausschliesslich dieser selbst zugewiesen ist, so kann ein Antrag, 
wie der jetzt in Bede stehende, mag er unmittelbar auf Zahlung der 
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durch polizeiliche Massnahmen vermsachten Kosten oder auf blosse 
Feststellung solcher Zahlungspflicht gerichtet sein, an die ordentlichen 
Gerichte nicht gebracht, sondern nur im Verwaltungswege behandelt 
und dui'cbgefiiürt werden. 



Nr. 188. Entgeh, des Deutschen Reiclisgeriehto. 
2. Zivilsenat. Vom 12. Juli 1907. 

(Dm Badit Smbxg. XI (1M7) Mr. 17 & UM.) 

g 8 Abs. 2 Prenss. Ente. § 15 FluchtlG. vom 2. Juli 1875. NMUfrOoksichtlgung 
tiner Wertsverminderung durch Stratsenbaukosten der Anlieger. Der Wert de* 
Grundstücks, nicht die Anlage- etc. Kosten sind massgebend. 

Nach § 8 Abs. 2 £nt6. vom 30. Juni 1874 darf nur eine solche 
Wertsverminderung bei der Entschädigungsfestsetzung berücksichtigt 
werden, welche durch die Abtretung entsteht, also ihre Ursache in 
der durch die Enteignung hervorgerufenen Veränderung hat. Die Um- 
legung der Strassenbaukosten auf die Anlieger beruht aber auf dem 
Fluchtliniengesetze vom 2. Juli 1875. Nach § 15 des letzteren 
haben die Gemeinden das Recht, durch Ortsstatut testzusetzen, dass 
die darin näher bezeichneten Anlage- und Unterhaltungskosten von dem 
Unteniehmer der neuen Anlage bzw. den an der neuen Strasse Ge- 
bäude errichtenden Anliegern zu beschaffen sind. Das Gesetz macht 
hierbei keinen Unterschied, ob die Enteignung zum Zwecke der Anlage 
geschehen ist oder iiiclit. Der Zweck des Gesetzes, die Gomeinden von 
den immer mehr anwachsenden Kosten der Strassenanlagen zu ent- 
lasten, winde vereitelt werden, wenn die Gemeinden im Falle einer 
Enteignung behufs Stra.ssenanlagen sich die Möglichkeit einer Heran- 
ziehung der enteigneten Anlieger erst durch eine entsprechende P]nt- 
schädiirniig erkaufen miissten ; dadurch würde auch eine ungleiche Be- 
handlung der angrenzenden Eigentiimer eintreten, je nachdem ihnen 
für die neue Anlage Land ahgeiioinmen wird oder nicht. Vgl. auch 
RG., V. ZS.. Rop. 194/87, bei Gi ueliot Bd. 32 S. 717. Der Wert des 
Grundstückes ist massgebend. Nicht darauf konunt es an. was 
das enteignete (Jrundstück dem Entschädigungsbereclitiirten irekostet 
hat, sundern welchen Wert es hat. Die Anlage eines gepflasterten 
Weges inneiiialb des enteigneten Terrains, für welche der Enteignete 
5 Mark pro «im hat zahlen müssen, kann also nicht noch besonders 
entschädigt werden. 
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Nr. 189. Entseh. dC9 Handelsgerichts Wien 
Vom 12. Juli 1907. 

(Allg. Ttf-äaE. JXn (IM») Nr. tt a 9B§.} 

AMh fCr die FraoMerstattnigstnsprflobe geien die Eisenbahn besteht das Im Art. 27 
latUeb. festgesetzte Wabiraaht zwtoabaa der Aifgabe- und der Eadbabn. 

Art. 27 lUe. bestimmt ganz allgemein, dass, Ansprttche aus dem 
Internationalen FrachtTertrage im Wege der Klage gegen die Versand- 
babn oder diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe über- 
nommen hat, zn richten sind. Dass der Frachterstattangsanspmch ein 
Anspruch aus dem Frachtvertrage ist, ergibt sich daraus, dass die 
Bahn nach Art. 11 lUe. nur einen Anspruch auf die Fracht nach 
Massgabe der zu Recht bestehenden, gehörig veröffentlichten Tarife hat, 
dass Art. 12 (4) infolgedessen die Pflicht zur Rückzahlung der zuviel 
erhobenen statuiert, dass dieser Artikel die Bestimmung des Art. 44 
(1) lüe. ausdrücklich fttr Frachterstattnng^anspr&cbe ansschliesst und 
dass Art. 44 (1) lUe. nur von Ansprüchen aus dem Frachtver- 
träge handelt. Durch den Art. 45 (3 und 4) lüe. wurde auch 
Art. 12 (4) lUe. nicht überflüssig, wie Berufungswerber meint, da 
Art. 45 nur die Veijährung der Entschädigungsforderungen wegen Ver- 
last, Mindemng, Beschädigung oder Lieferfristüberschreitung regelt. 
Ausserdem partizipiert auch die Empfangsbahn an der gezahlten Fracht. 
Die in der Bernfungsschrift geltend gemachte Einrede, dass die Klage 
mangels Aktivlegitimation der Klägerin abzuweisen gewesen wäre, 
weil der Destinatar das Gut bezogen habe, kann nach § 482 ZPO. 
keine Berücksichtigung finden. Abgesehen hiervon, ist die Bestreitung 
der Aktivlegitimation der Klägerin auch nicht begründet. Allerdings 
bestimmt Art. 26 (1) lüe., dass zur gerichtlichen Geltendmachung der 
ans dem internationalen Frachtvertrage gegenüber der Eisenbahn ent- 
springenden Rechte nur derjenige befugt ist, welchem das Verfügungs- 
recht über das Gu-t zusteht. Rückforderungsansprüche des Absenders 
im Falle zu hoch berechneter Fracht gehen aber nach der Absicht des 
Internationalen Uebereinkommens nicht auf den Empfänj^er über, da 
sie mit dem Verfügungsrechte in keinerlei Beziehung stehen, ebenso 
wie die aus der Belastung des Gutes mit Nachnahme erwachsenden An- 
sprüche gegen die Balm, dem Zwecke dieser Einrichtung und den in 
dieser Hinsicht allein massgebenden Bestimmungen des Art. 43 lUe. 
entsprechend, nur dem Absender zustehen. Beim Frachterstattungsan- 
spnicbe handelt es sich darum, ob die Bahn durcli die Mehrzahlung 
einen Vorteil ohne rechtlichen Grund erlaugt hat, also um eine Art von 

Ebenso Erk. d. Oestenr. Obent. Ger. rom 8. Ftobnur 1889 and 18. Apiil 19M 
in fies. Zeitaehr. Bd. ZVI & 906 uid Bd. ZU 8. 67. 



252. EutKch. des ÜberlaudeügcriuhU Colmar vuiu 13. Juli 1907. 

ungerechtfertigter Bereicherung. Zn welchen Konsequenzen es Übrigens 
fahren wttrde, wenn der YerfQgnngsberechtigte als znr Geltendmachang 
des Frachterstattangsanspmches aktiv legitimiert erachtet w&rde, geht 
daraus hervor, dass dann dem Empf&nger, sobald er durch Annahme 
des vom Absender frankierten Gutes in den Frachtvertrag eingetreten 
und verf&gungsberechtigt geworden wäre, der Anspruch auf Bttckver« 
gtttung des vom Absender zuviel gezahlten Frachtbetrages zustfinde, 
obwohl er selbst keine Fracht gezahlt hat. Zur Geltendmachung von 
Frachterstattnngsansprilchen ist daher der Absender berechtigt, je nach- 
dem der eine oder andere die Mehrzahlnng an die Eisenbahn geleistet 
hat. Dies ist der Natur der Sache nach ausdrücklich im § 61 (6) des 
österreichischen Betriebsreglements und im § 61 (4) der deutschen 
Sisenbahnverkehrsordnnng bestimmt und auch in der Zusatzbestimmung 2 
zu Art. 12 lUe. so normiert. 



Nr« 190. Entsch. dos Obcrlandesgeriehts Colmar* 

Vom 13. Juli 1907. 

(Das Hccbt XI (l907i Nr. 18 ä. IUI Ziff. >8S8.) 

H 144, 141 Nr. 2 Ii RBaamtfi. Reehtswei him dM DefektMfeeiohliM. 

a) In dem von dem Beamten gegen den Defektenbeschluss be- 
schrittenen Rechtswege ist fAr das Gericht die Ansicht der Behörde, 
die den Defektenbeschluss erlassen hat, über die Art des dem Be- 
amten znr Last fallenden Versehens nicht bindend. Indem der Abs. 1 
des § 144 nicht bloss hinsichtlich des Betrages, sondern, auch „hinsicht- 
lich der Ersatzverbindlichkeit" den Rechtsweg eröffnet und im Abs. 3 
den auf die Klage des Beamten entstandenen 'Rechtsstreit auf Grund 
der freien Ueberzeugnng des Gerichts hat entschieden wissen wollen, 
hat das Gesetz zu erkennen gegeben, dass das Gericht die Schuldfrage 
unabh&ngig von der Ueberzengung der VerwaltfangsbehOrde nach- 
zuprüfen berechtigt und verpflichtet sein solL b) Wenn die Klage des 
Beamten gegen einen auf Nr. 2 b des § 141 bernhenden Defektenbe- 
schluss (Entstehung des Defekts durch grobes Versehen eines Beamten, 
der weder der Unterschlagung flberfOhrt noch Verwalter der geschädigten 
Kasse ist) gerichtet worden, genfigt es zur Aufbebung des Defekten- 
beschlusses, dass ein grobes Versehen dem Beamten nicht nachweisbar 
ist. Dass er irgendeiner Pflichtverletzung schuldig befunden worden, 
auf die, wenn auch nicht im Defekten verfalircn, seine Schadenersatz- 
pflicht gegrikndet werden könnte, steht der Zuerkonnung seiner Klage 
nicht entgegen, c) Mit dem Anspruch auf Aufhebung des Defekten- 
beschlnsses kann, unter den Voraussetzungen des § 256 ZPO., der An- 
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Spruch auf Feststellung des Nichtbesteliens einer sonstigen Ersatzver 
biudlicbkeit des Beamten iu einer Klage verbunden werden. 



Nr. 191. Entsch. des Handelsgeriehts Oent. 

Vom 25. Jnli 1907. 

(Zeltscbr. r. d. internat. BlBenb.-Transp. XV (1907) Nr. 11 8. MS.^ 
Art. 15, 26, 27 IntUeb. Ist nach Ankunft des Guts am Bestimmungsort der Frachtbrief 
den Empfänger übergeben, so ist der Absender zu SchadenserMtakiagen gegen die 

Eisenbahn nicht mehr legitimiert. 

Im vorliegenden Fall bandelt es sich um einen internationalen 
Tran.spürt, der den Bestimmungen des Berner Uebereinkonimens vom 
14. Oktober 1890 und des Zusatziibeniiikommeiis vom 16. Juni 1898, 
bestätigt durch die Gesetze vom 25. März 1891 und 19. Oktober 1899, 
unterliegt. 

Zur Zeit, als die Beschädigung stattfand, hatte der Empfänger 
soeben das Gut abgenommen. Nach Art. 26 des genannten internatio- 
nalen Uebereinkonimens kann nur derjenige, dem das Verfügungsrecht 
über das Frachtgut zusteht, gegen die Eisenbalin Ansprüche ans dem 
internationalen Frachtverträge gerichtlich geltend machen. Nach Art. 15 
hat der Absender allein das Recht, Uber das Gut zu verfügen; dieses 
Kechi erlischt aber, wenn nach Ankunft des Gutes am Bestimmungs- 
orte der Frachtbrief dem Kmpfänger übergeben woi den ist. In diesem 
Augenblick geht das Verfügungsrecht, und damit aucli das Klagerecht, 
auf den Empfänger über. Hieraus folgt, dass der Kläger iu seiner 
Eigenschaft als Absender nicht mehr klagefähig war. 

Der Kläger behauptet zwar, dass die Beschädigung stattgefunden 
habe, während der Empfänger die Entladung vornahm; dieser Umstand 
ist aber ohne Bedeutung, weil er zur Voraussetzung hat, dass der 
Frachtbrief vorher übergeben und das Gut übernommen wurde. 

Der Kläger kann nickt zu seinen Gunsten anführen, da.ss der 
Empfänger das Gut erst nach einer Kontrolle durch einen französischen 
Staatsbeamten in Besitz nehmen durfte, nnd dass diese Eontrolle zur 
Zeit der Beschädigung noch nicht vorgenommen war, weil diese For- 
malität durch das internationale Uebereinkommen, dem der Transport 
des Klägers allein unterliegt, nicht yorgeschrieben ist. Schliesslich ist 
es aneh gleichgültig, dass der Kläger infolge des MandatsverUUtnisses 
zugleich Empfänger ist; denn der Beflirderungsvertrag war zur Zeit, 
als die Beschädigung stattfand, tatsächlich erflUlt. 
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Nr. 19I8. Entech. des App.-Scii. dt's Haiul.- u. We^liselger. Budapest. 

Vom 27. August 1907. 

(Elaenb, Tar - u. Verk Anz XI 1907 Nr. 24 S 2P3."i 

§§ 55, 56 Ungar. BetrRgl. Der Stationschef ist nicht befugt, Bahnmagazine zum Zwecke 
der unentgeltlichen Einlagerung der Partei zu Übertassen. Die mK dem Stationschef 
getroffenen betriebsreglementwidrigen Vereinbarungen haben keine Gültigkeit. 

Irrig ist der Staudpunkt der orstrichterlichen Instanz, wonach 
der Vorstand irgendeiner Station berechtigt sei, in den ausserlialb des 
Kähmens des Betriebsreglements stellenden, auf die vorübergehende 
Benutzung dea Stationsgebietes bezüglichen Angelegenheiten mit dritten 
Peisunen rechtskräftige Abniacliungen zu treffen. Denn der Eiseiibahn- 
bedienstete kann mit dritten Personen nur solche für die Bahn bindende 
Rechtsgeschäfte schlies.sen, welche durch das Betriebsreglemeut eine 
Regelung erfahren haben. Schlechtgläubig kann jedoch der Eisenbalin- 
bedienstete zum Schaden der Bahn — wie in dem vorliegenden Falle 
— schon aus dem Grunde keine Rechtsgeschäfte mit dritten Personen 
schliesen. weil dar Angestellte stets im Interesfie des Chefs vorzu- 
gehen hat. 

Es kann sich sonach der Beklagte, der erwiesenermassen schlecht- 
gläubig mit dem Stati(msclief bezüglich der unentgeltlichen Ueberlassung 
eines Teiles des Statiunsgebietes übereingekonmien ist, was ans der 
gelegentlich der Skontrierung erfolgten Ausfertigung der Frachtbriefe 
zweifellos hervorgeht, nicht mit Erfolg auf den mit dem Stalionschef 
angeblich abgeschlossenen und mit den im § 55 des Betriebsreglements 
enthaltenen Bestimmungen im Widerspruch stehenden Vertrag berufen, 
da eine schlechtgläubige Handlung nie zur Rechtsquelle werden kann. 
Der Beklagte ist vielmehr verpflichtet, der Bahn jenes Lagergeld zu 
vergüten, welches er im Falle der Einhaltung der Verfügungen des 
Betriebsreglements der Eisenbahn geschuldet hätte. 

In dem vorliegenden Falle hat sonach der Umstand keine Bedeutung, 
dass der Beklagte gelegentlich der Ueberführung seines Gutes auf das 
Gebiet der Station keinen Frachtbrief ausfertigte, beziehungsweise 
keinen Annahmeschein erhielt und auf dem Frachtbriefe eine Erklärung 
als Absender nicht vermerkte. 

Demgemäss musste unter Abstandnahme von jeder weiteren un- 
nötigen Beweisführung auf Grund de.s uubcstritteneii , beziehungsweise 
von dem Beklagten anerkannten Tatbestandes der Beklagte zur Zahlung 
des tarifmässigeu Lagergeldes verhalten werden. 
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Nr. 19S. Entseh. dM Beoteehen Seleluii^rldito. 

7. ZiviUenat. Vom 17. September 1907. 

(PrVerwBl XXIX 1907) Nr. 18 S 84€1 

9 8. PreiM«. £it6. Beriicfcslolitigung der konkreten VerhiltniMe bfli der Werttohätziina 

eines Geschäftshauses. 

Die Revision der beklagten Stadtgemeiinle ist insoweit unbejrriindet, 
als sie rügt, dass der Beriifun^srichtei- .zu Unreclit bei Bemessunf^ der 
Entschädigung das individuelle Interesse des Klägers berücksichtigt 
habe. Der Standpunkt des l^erufungsrichters entspricht der ständigen 
Recht sioecliung des erkennenden Senats, wie sie sich insbesondere im 
Anschluss an das Urteil des V. Zivilsenats vom 4. November 1893 
(RGEntsch. in Zivils. Bd. 32 S. 298) entwickelt hat. Dem enteigneten 
Eigentümer sollen die Nachteile ersetzt werden, die er durch die Ent- 
ziehung seines Grundbesitzes erlitten hat. Darum ist bei der Aus- 
mittelung der Entschädigung der Nutzen in Betracht zu ziehen, den 
das enteignete Grundstück veiiuöge seiner Lage und Beschaffenheit 
gerade dem Eigentümer auch im Hinblick auf die Verwendung des 
Grundstücks zu geschäftlichen Zwecken gewährt hat. Es war daher 
gerechtfertigt, wenn der Berufungsrichter erwog, dass dem Kläger ein 
Besitztum entzoj^en wurde, das seit langen Jahren lediglich dem Betrieb 
eines kaufmäiinischen Geschäfts gedient hatte und das unweit des En- 
grosgeschäfts des Klägers, Sch. Str. 10, belegen war. Beides siud Um- 
stände, die mit dem Grundstücke, niciit mit der persönlichen, für die 
Enteignungsentschädigung auszusclieidenden Tätigkeit des Klägers ver- 
knüpft sind. Die Gewöhnung der Kundschaft an das in bester Geschäfts- 
gegend belegene Lokal und die Verbindung^ mit dem in derselben Strasse 
befindlichen Grossgeschäfte machten das Grundstück für den Kläger 
besonders wertvoll, und er würde nicht voll entschädigt werden, wenn 
dieser höhere, individuelle Wert nicht in Anschlag gebracht würde, 
wenn mithin der Wertsberechnung nicht die konkreten Verbältnisse zu- 
grunde gelegt würden. Diese Verhältnisse durften und niusstcn Be- 
achtung finden, auch ohne dass ein wirtschaftlicher Zasammenhaug der 
beiden Häaser Nr. 10 and Nr. 17 im Sinne der die Fälle der Teilent- 
eignung betreffenden §§ 8 Abs. 2, 9 des Enteignnngsgesetzes an- 
l^omnen worden ist. Es handelt sich auch nicht um die Bewertunfj^ 
einer blossen Braadst&tte; diese war vielmehr, da zweifellos ohne die 
Flnchtlinieofestsetzmig und das sich anschliessende Enteignungsverfahreii 
der Wtederanfbatt des zerstörten Grandstfteks erfolgt wäre, als bebautes 
Onuidstflck m soh&teen (RGEntsch. in Zivils. Bd. 21 8. 216ff.). 
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Nr« 194. Eiitsch. des Preus««. Oberverwaltun^geriehto. 
4. Senat Vom 19. September 1907. 

(PrTerwBl. ZZIZ aMV) Mr. If & 888.) 

UütertcMtd zwbchen den zum Schutze des öfTentlidien Verkehrs angelegten VerMndMge* 
WIQN III einem Bahnhofe und den nicht öffentlichen, als Zugang zum Bahnhofe und al8 
T8tt der Babnanlage angelegten Zufuhrwegen. UnterbaltopfUoht des Elsenbahnunter- 

nehmere. 

Wenn der Kläffer meint, es habe sich bei der Herstellung der 
Rampenstiasse um einen Eisenbahnzufuhrweg gehandelt, dessen Natur 
die eines Privatwegs oder — wie er unzutreffend hinzufügt — eines 
beschränkt üffenilichen Weges sei, und das Oberverwaltungsgericht 
habe in der frülieren KiitscheiduDg auch nur eine solche beschränkt« 
Oeffentlichkeit aiigenouiiiien, so ist dies unrichtig. Das Urteil vom 
1. Dezember 1883 hebt gerade hervor, dass die Rampe „keineswegs 
nur als Ziigangsweg zu den Bahnhöfen und als Teil derselben angelegt 
wurde", sondern dazu bestimmt sein sollte, einen schienenfreien Zugang 
von der Stadt aus nach dem Landstiich südlich uud südwestlich der 
Bahnen zum Schutze des öffentlichen Vt^rkehrs zu schaffen. ICbenso 
ist es nicht richtig, dass das Oberverwaltungsgericht damals über die 
Natur der Kisenbahnzufuhrwege noch im unklaren gewesen sei. Das 
Urteil vom 1. Dezember 1883, welches, wie diu von dem Kläger in 
bezug genommene Entscheidung vom 8. Mai 1884 in dem zehnten Bande 
der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts veröffentlicht worden 
ist — S. 182 und 215 — , unterscheidet zwischen den öffentlichen Zu- 
fuhrwegen und den nicht öffentlichen, nur einen Teil der Bahnanlage 
bildenden Wegen and spricht dann ausdrücklich aus, dass es sich in 
dem Streitfalle nicht sowohl um die Schaffung eines Zufuhrweges als 
um die Beseitigung der dem QffeDtlichen Verkehr aus den Bahnanlagen 
erwachsenden Gefährdung und Beeinträchtigung durch die Herstellung 
einer öffentlichen Verbindungsstrasse handelte. Inwiefern die AosfQhrungen 
dieser Entscheidung unklar sein sollen, ist nicht ei'fiudlich. 

Endlich mnss aacli in üebereinstimmang mit dem Vorderrichter 
und der in den GrOnden des Urteils vom 1. Dexember 1888 nieder- 
gelegten Anffiwsnng daran festgehalten werden, dass nach der landes- 
polizeilicben Bestimmnng der Eisenbahnuntemehmer and seine Rechts- 
nachfoiger die streitige Wegestrecke daaemd zu unterhalten haben. 
Ist dies anch in dem Schreiben des Kommissars vom 10. Jannar 1866 
nicht ansdrOcklich ausgesprochen worden, so folgt es doch mit Not- 
wendigkeit ans der gesamten Sachlage. Die neue Anlage war dasn 
bestimmt, die Nachteile aoszogleichen, welche der Bahnban für die be- 
stehenden Verkehrsverh&ltnisse mit sich brachte; sie sollte nicht dem 
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dordi den Bahnban gesteigerten Verkebrsbedürfnisse Rechnung tragen, 
sondern dia Beeiatiichtigung beseitigen, welche der Bau fttr die bei 
seiner Aiiaflkhning vorhandenen Verkehrszastände und Einrichtungen im 
Gefolge hatte. Die Anlage konnte diesen Zweck aber nur erreichen, 
wenn ihr Bestand dauernd gesichert war, und hieraus folgt, dass bei 
dem Mangel einer entgegenstehenden landespolizeilichen Bestimmnng 
nnterstellt werden mnss, es sollten der Eisenbahnonteniehmer nnd seine 
Bechtaoachfolger nach dem Willen der Landeqioiiseibeh&rde auch die 
Unterhaltung der Rampenstraase an bewirken haben. 

Nr. 195. Entsek. des Deutsehen Reiehsijerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 19. September 1907. 

(Dm Beebt XI (1907) Nr. 83 S. 1408 Ziff. 8508.) 

fii 823, 831 BAB. VerMüiMM dar AafMMaoriaat liMt raMfci aiwariM ie rs bei B«- 

Daraos, dass in einem Fabriknnternehmen einer Gesellschaft ein 
anf Schienen laufender Eisenbahnwagen nnbeanfsichtigt und unbefestigt 
längere Zeit an einer öfTentlichen Strasse stehen gelassen und von den 
auf der Strasse spielenden Kindern häufig bei ihren Spielen benutst 
und bin- und hergeschoben worden ist, ist an sich die Folgerung ge- 
rechtfertigt, dass ein derart dauernder und in die Augen springender 
Hissstand nicht wohl bestehen konnte, wenn die verfassungsmässigen 
Vertreter der Gesellschaft für gehörige Aufsicht und üeberwachnug 
gesorgt hätten. 

Nr. 196. Entaeh. des Oesterr. Yerwaltiiiigsgerlditsliol^ 

Vom 21. September 1907. 

(Oesterr. Ei8enb. Verordn.-BI. XX (1M7) Nr. 188 S. 3088.) 
Begriff „Bauplatz''. Grundflächen, die bestimmungsgemäss nicht der Verbauung zu- 
geführt, sondern anderen Zweclien dienstbar gemacht werden oder bleiben sollen 
(Eisenbahnterritorivni), ktfnnen als Bauplatz im Sinne der Bauordnung auch dann nldit 
u g s t shea wHw, hK im algafltliehni Baiirtatie hi «Imm tetsäohliohM oder 

rMMRobnii ZuiMimilum ttebes. 

Dar fhr die Verpflichtung zur Trottoirherstellung nicht nur die 
lAnge des Gebäudes selbst, sondern auch die Länge und die Lage des 
Bauplatzes massgebend sind, so muss zunächst gefragt werden, was 
denn unter einem Bauplatze im Sinne der Bauordnung zu verstehen ist. 

Nach der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes wird unter einem 
.Bauplätze" eine Bodenfläche verstanden, die zur Verbauung, 
d.i. dazu bestimmt ist, dass auf ihr Häuser, Gebäude errichtet 
werden (s. Sanders II, erste Hälfte, pag. 661). Auch die Bauordnung 
für Graz versteht unter einem Bauplatze einen zur Verbanung, zur 
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Errichtung von Geb&aden bestimmten Grand, sie spricht von einen 
Banplatse nur Im Hinblicke auf das anfzofübrende Gebäude; es eigibt 
sich dies ans den Bestimmungen der §§ 13, 14 und 16 der Banordnnng, 
die von der Widmung eines Grandes zu Banpl&tzen und den Obliegen- 
heiten des Eigentflmers handeln nnd die den „Grund* von dem „Bau- 
plätze", der „Baustelle'' (§ 8) ebenso wie dei' § 2 unterscheiden, und 
dies zwar in der Richtung, dass unter dem „Bauplätze*, der „Baustelle* 
eben nur jene Fl&che verstanden wird, die auf einer Grundfläche flUr 
die Aufffihrang eines einzelnen Gebäudes bestimmt wird, die also eine 
bauordnungsmässige Einheit in dem Sinne bildet, dass durch die Bau- 
ffihrang Qber ihr Schicksal vom Standpunkte der Bauordnung aus ent- 
schieden wird. 

Aus dem ganzen Inhalte und Zwecke der Bauordnung für Graz 
geht hervor, dass auch sie unter dem Ausdracke „Bauplatz* eben nur 
jene Grandfläche versteht, die nach ihrer Bestimmung und Wid* 
mung zur Verbauung, d. 1. zur Auff&hrang von Gebäuden und 
Häusern verwendet werden solL 

Da eine Verbauung von Grund und Boden nur nach Hassgabe der 
Bestimmungen der Banordnnng zulässig ist, so wird selbstverständlich 
nnter dem „Bauplatze* nicht nur diejenige Grundfläche zu verstehen 
sein, die von dem Gebäude, dem Hause unmittelbar okkupiert wird, 
sondera jene Grandfläche, die nach Massgabe der Bestimmungen der 
Bauordnung erforderlich ist, damit das aufzuführende Ge- 
bäude den Bestimmungen der Bauordnung entsprechend er- 
baut werden könne, so dass also Bodenflfichen, die nach den Be- 
stimmungen der Bauordnung unverbaut bleiben müssen (vgl. § 18 Ab. 2, 
,§ 85 AI. 4) allerdings als zum Bauplatze, zur Baustelle gehörig an- 
zusehen sind. Hieraus folgt, dass Grundflächen, die bestimmungsgemäss 
nicht der Verbauung zugeführt, sondern anderen Zwecken 
dienstbar gemacht werden oder bleiben sollen, als Bauplätze 
im Sinne der Bauordnung auch dann nicht angesehen werden 
können, wenn sie mit dem eigentlichen Bauplatze in einem tatsäch* 
Uchen oder rechtlichen Zusammenhange stehen. 

Kr. 197. Entsch. des Oesterr. Verhalt im j^sgeriehtshofes. 

Vom 21. Seiitember 1907. 

(OoBterr. Elsenli -Verordn Hl XX il9o7i Nr 130 S _'929 

Nr. 36. Eine Eiseniwbnunternehmung ist aniässlich der Bauführung auf einem Bahnhofe 
isr Nfrtltllung von Tretlairt aa WnMsim Strami tai Staiw lier BtHonliuii 4m 
■ioM ywfUMM, wom dar Baupiatt für dit proJek1i«rt» MMs siolit HMrilMMr 

an die VITeatlhiliN Strassen grmii 
Es kann wohl nicht daran gezweifelt werden, dass die Bao- 
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ordnoDg nnterdein Ansdrucke ^Banplatz" nur jene Ornndflftehe 
versteht, die nach ihrer BestimmuDg und Widmaug aar 
Verbannng, d. i. aar Anfftthrnng von Oeb&aden nnd Häaaern 
verwendet werden soll. Da eine Verhaanng von Gmnd nnd Boden 
nur nach Hassgabe der Bestimmnngen der Banordnnng zulässig ist, so 
wird selbstverstftndlich nnter dem „Bauplätze* nicht bloss jene Grund- 
fläche zu verstehen sein, die von dem Gebäude (Hanse) unmittelbar 
okkupiert wird, sondern jene Grundfläche, welche nach Hassgabe 
der Bestimmungen der Bauordnung erforderlich ist, da- 
mit das anfznffthrende Gebäude den Bestimmnngen der 
Bauordnung entsprechend erbaut werden könne, so dass 
Bodenfläehen, die nach den Bestimmnngen der Bauordnung unver- 
baut bleiben mttssen (s. z. B. § 80 Abs. 3), allerdings als zum 
Bauplatze, zur Baustelle gehörig anzusehen sind. Hieraus 
folgt, dass Gmndffitehen, welche bestimmungsgemäss nicht der Ver- 
banung zngeftthrt, sondern anderen Zwecken dienstbar gemacht werden 
oder bleiben sollen, als Bauplätze im Sinne der Bauordnung auch dann 
nicht angesehen werden ktinnen, wenn sie mit dem eigent- 
lichen Bauplatze in einem tatsächlichen oder rechtlichen 
Zusammenhange stehen. Da nun hier jene Grundstflcke, welche 
unmittelbar an öffentliche Verkehrswege grenzen, zwar der k. k. priv. 
Oesterr. Nordwestbahn gehörten, aber nicht den Zwecken des 
Bahnhofes, sondern anderen wirtschaftlichen ^wecken*, insbesondere 
auch der Landwirtschaft gewidmet waren, standen sie mit den auf dem 
Bahnhofe errichteten Gebäuden nicht einmal in einem wirtschaft- 
lichen «(faktischen) Zusammenhange, geschweige denn in 
jenem durch die Vorschriften der Bauordnung bestimmten näheren Ver- 
hältnisse eines Bauplatzes, und dieser grenzte im Sinne des 
zitierten § 70 nicht an öffentliche Strassen oder Gassen. Die ange- 
fochtene Entscheidung erwies sich daher als im Gesetze begrändet. 

Nr. 198. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 23. September 1907. 

(DJZ. XII (1907) Nr. 28 S 1332.) 

§ 1 RHaftpfIfi. § 254 BGB. Konnte nach der Sachlage der mit der Oertlichkeit und 
dM Einrichtungen der Bahn genau vertraute Verletzte den Unfaii mit auch nur einiger 
AaflMriiMBkett smI dar altargewShiillolittM VarsMit vtrsMidwi» m M aato VarsohuMM 
tfararlli, dass S 254 B8B. staM zsr AnwemlHiis keiMit Md der EraatnuMpncb lisiNdi 

ziflokQOwiWM wtrdw 

Auf der Station J. befindet sich ein Anschlnssgeleise einer Fabrik, 

das eine öffentliche Strasse kreuzt und mit dieser in gleicher Ebene 

liegt Der Wegfibergang wird nicht bewacht, es befinden sich dort 
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keine Schiiinken, von dem Personal der Wagen, die auf diesem Scliienen- 
strang von der Fabrik nach dem Ralmliof fahren, wird vor dem Weg- 
ttberp^ang nicht geläutet oder ein anderes Warnungssigiial gegeben. Am 
12. ]\riirz 1904 wurde am hellen Tiigi^ der Fabrikdirektor L. von einem 
Zug, der von der Fabrik naci» dem Bahnhof mit einer Geschwindigkeit 
von nur etwa 10 km zurückfuhr. Uberfahren. Ks liess sich niclit fest- 
stellen, ob L. von dem Zug ergriffen wurde, als er den Wegiibergaug 
überschreiten wollte oder als er sich von diesem seitwärts auf dem 
Schienenweg in der Richtung nach dem Bahnhof bewegte. L. iiat hei 
diesem Unfall den Tod gefunden. Seine Witwe und Kinder erhoben 
auf Grund des Haftpflichtgesetzes Ansprüche gegen die Eisenbahn. 
Diese beantragt Abweisung, weil der Unfall lediglich Folge eigenen 
Verechuldens des L. sei. Vorinstanz hat die Eisenbahn zur Hälfte 
verurteilt. R6. hebt auf und weist den Anspruch voUst&ndig ab. Es 
sei zwar anznerkenuen, daas durch die oben hervorgehobenen Umstände 
die €tefahr, die der Eisenbahnbetrieb mit sich bringe, erheblich ge- 
steigert sei. Trotsdem habe für L. in keiner Weise eine gefährliche 
Sachlage vorgelegen. Er sei mit den örtlichen Verhältnissen vdllig • 
tertraat gewesen, habe onmittelbar vor dem Unfall in anmittelbarer 
Nähe des in Bede stehenden Bahngeleises längere Zeit gestanden nnd 
dabei gesehen, dass sich auf dem Geleis ein Bahnzug befinde; er habe 
gewnsst^ dass dieser nach dem Bahnhof znrttckfahren werde und dabei 
den Uebeigang kreuaen müsse. Unter diesen Umständen wäre es fttr ihn 
ein Gebot der allergewöhnlicbsten Vorsicht gewesen, dass er, bevor er 
das Geleis betrat oder anf dem Bahnkörper weiterging, sich darttber 
vergewisserte, ob der Zug sich nähere; es hätte ihm, wenn er nur 
einige Aufmerksamkeit angewendet hätte, das Herannahen des Zuges 
schon durch das Geräusch, das dieser verursachte, zum Bewusstsein 
kommen mässen. Da L. hiernach bei Anwendung derjenigen Aufmerk- 
samluit und Vorsicht, die jeder vemfinftige Mensch betätigen mfisse 
und zu betätigen pflege, gar nicht verunglQcken nnd auch in keine 
Gefi^ kommen konnte, war den Klägern trotz der die allgemeine 
Betriebsgefahr der Bahn erhöhenden Verhältnisse jeder Anspruch zu 
versagen. 

Xr. 199. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 23. September 1907. 

(DJZ. XU (1909) Nr. tt S. i822/S>.) 

§ I RHaftpflG. § 254 BGB. Wenn eine Person, durch Handgepäck und Kleidung be- 
schwert, in einen bereits in Bewegung gesetzten Zug zu springen versucht und hierbei 
getötet wird, so ist ihr Verschulden so gross, dass die Betriebsgefahr als Ursache 
gänzlich zirloktritt und die Eisenbahn nicht haftpflichtig ist. 

Die Tochter des Klägers, Marie H., stieg am Abeud in dem nrigeii 
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Glauben, dass sie schon ilir Reiseziel erreicht habe, auf der Haltestelle 
S. aus. Als sie ihr Versehen bemerkte, wollte sie wieder einsteigen. 
Kläger behauptet, dass sie zunächst unberechtigterweise und gewaltsam 
von dem Wagenwärter daran verhindert worden sei. Fest steht, dass 
sie zu einer Zeit, als der Zug sich schon wieder in Bewegung gesetzt 
hatte, aufzuspringen versuchte, nachdem sie zuerst neben dem Zug her- 
gelaufen war, und dabei trotz des Hilfeversuchs eines im ^^'agen be- 
findliGhen Mitreisenden verunglückte und den Tod fand. Die Schadens- 
ersatzansprüche des Klägers sind in der Vorinstanz abgewiesen. RG. 
weist die Revision zurück. Das Aufspringen auf einen in der Fahrt 
befindlichen Zag sei in der Verkehrs- und Betriebsordnung verboten und 
in hohem Grade gefährlich, namentlich wenn — wie hier — Kleider 
und Handgepäck hinderiich sind. Es sei festgestellt, dass Marie H. bei 
▼oUem BewoBStsein, dass der Zug schon fahre und dass das Aufspringen 
verlioten und gefilhrlich sei, gehandelt habe, obwohl unterstellt werde, 
dass sie durch das schroffe Terhalten des Wageuwärters und die Angst, 
an dem Abend nicht mehr ihr Ziel erreichen zu können, in hochgradige 
Best&rznng versetzt gewesen sei. Es sei femer festgestellt, dass sie 
bei ihrem Vorhaben ohne fremde Hilfe aller menschlichen Voraussicht 
nach Ternnglücken mnsste und dass auch das Zuhilfekommen ihres Reise- 
gefährten dem nicht Torbeugen konnte. Mit Recht werde unter diesen 
üfflstinden angenommen, dass hiernach die Betriebsgefahr als Ursache 
▼dllig zarllcktrete nnd somit der Anspruch gänzlich abzuweisen sei. 



Nr. 200. Entseh. des Doutsclion Kelchsgerichts. 

3. Zivilsenat. Vom 24. September 1907. 

( J\V. Jahrg. 38 i lüoT i Nr. 19 S C»2 Ziff. 27.) 

Preis», fiesetz von 21. Juni 1897 betr. die Tagegelder und Rtlnkosten der Staats- 
leasrtos. Astflhr.-V«rteferift6i des SlaatMilaliterInm. Voraittetzanae" tHr tlla 

Welter* eier RIekrtlw a* Mlboa Tage. 

Darttber, wann bei Dienstreisen yon Staatsbeamten nach erledigtem 
Dienstgeschäfte die Weiter- oder die Rückreise anzutreten ist, enthalt 
den Grundsatz die Bestimmung unter B7 Abs. 1 der Ausftthmngs- 
vorsdiriflen des Staatsministeriums zu dem Gesetze vom 21. Juni 1897, 
betreflßsnd die Tagegelder und Beisekosten der Staatsbeamten, Tom 
11. November 1903: „Die Weiter- oder Rückreise, namentlich bei 
kürzeren Reisewegen, ist nach beendetem Dlenstgeschäfte möglichst 
noch an demselben Tage anzutreten, und zwar von Beamten, 
welche für Reisen auf Landwegen 00 Pf. für das Kilometer an Reise- 
kosten erhalten, erforderlichenfalls unter Benutzung yon Extrapost 
oder Lohaf Uhrwerk". Leitend soll hiemach der Satz sein, dass das 

Bger, KiMBbAluireebtUohe Rntsdi«idnngeii XXIV. 18 
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fernere Ziel der Reise oder bei Rückreisen der Wohnort des Beamten 
so rascli wie möglich erreicht werde, dergestalt, dass, wo auf Land- 
wegen eine regelmässige Beförderung von Personen durch die Post 
eingerichtet ist oder für die betreffende Strecke Lohnfuhrwerk zu 
haben ist, von den höheren Beamten mit Einschluss derjenigen der 
5. Rangklasse (§ 1 Abs. 1 und § 4 II des Gesetzes vom 21. Juni 1897) 
selbst die Benutzung einer Extrapost oder eines Lohnfuhrwerks ge- 
fordert wird, wenn mit der gewöhnlichen Beförderungsgelegenheit an 
demselben Tage die Weiter- oder Rückreise nicht mehr angetreten werden 
könnte. Nur eine allgemeine Einschränkung ist gemacht: der Antritt 
der Weiter- oder der Rückreise nach beendetem Dienstgeschäfte soll 
nar „möglichst" noch an demselben Tage erfolgen. Sie ist Überein- 
stimmend mit dem Berufungsgerichte dahin auszulegen, dass unter 
billiger Berticksichtiguug der Umstände m ermessen ist, ob 
eine Reisegelegenheit, deren Benutzung für den Beamten nach Erledi- 
guug des Dienstgesch&ftes noch physisch überbanpt möglich ist, von 
ihm anch wirklich benntst werden moss, insbesondere ob dabei die 
körperlichen Bedürfnisse noch ausreichend befriedigt nnd die erforder- 
lichen Vorbereitungen für die Beise ohne Ueberstflrznng getroffen 
werden k9nnen. Dass dies im vorliegenden Falle ausfithrbar war, hat 
das Berufungsgericht angenommen. Dagegen enthält die Einschaltung 
^namentlich bei kfirzeren Beisewegen" weder eine Einschränkung, noch 
eine „Bestimmung", sondern eine Erläuternng des aufgestellten Grund- 
satzes, wie die Wahl des Wortes .namentlich* deutlich erkennen lässt, 
das die ausdrackliche Heranziehung eines hervortretenden Beispiels 
bezeichnet. Was unter „k&rzeren Beisewegen" zu verstehen ist, wird 
von dieser Stelle nicht gesagt. Auch aus dem Abs. 2 der Nr. 7 ist 
dies nicht allgemein zu entnehmen. 

Ebensowenig lässt sich ein allgemeiner Uassstab ffir die von 
dem Beamten auf Dienstreisen an einem Tage zu verlangende Ge- 
samtleistung aus der Bestimmung zu B4 Abs. 3 der Vorschriften 
gewinnen, wonach „Zum Zwecke des üebemachtens* ~ „Unterbrechun- 
gen nur bei Beisen, deren Zweck eine aussergewöhnliche Beschleuni- 
gung nicht bedingt, gestattet' sind, „und zwar a) bei Benutzung von 
Eisenhahnen oder Schiffen, wenn trotz vorschriftsmässigen Antritts der 
Reise (Ziff. 4) nach Lage der bestehenden Verbindungen das Reiseziel 
erst nach einer zwQlfstUndigen Reisezeit erreicht werden kann*. 
Denn hiermit ist eben nur eine Vorschrift darttber gegeben, wie lange 
bei Reisen, die keiner aussergewOhnlichen Beschleunigung bedfirfen, 
ein Beamter an einem Tage auf die Reise verwenden muss, um be- 
rechtigt zu sein, demnächst ein Nachtquartier aufzusuchen und 
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damit die Reise zu un teibrec lien. Hiernach ist die Entscheidung 
nur aus der Regel der Ziff. 7 Abs. 1 zu entnehmen, die ihrem Wort- 
laute und Sinne nach nicht nur auf Rlickreisen, die bloss einen 
^kürzeren Reiseweg'' bedingen, Auwendung finden, übrigens an sich, 
d. h. wenn nicht der Fall des Abs. 2 vorliegt, unter längeren Reise- 
wegen auch solche von längerer als zweistündiger Dauer versteht, 
ihre Anordnung aber überhaupt nicht auf den Fall beschränkt, dass 
aar ein ,,kürzerer Reiseweg'' zurückzulegen ist. 

Hr. 901. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 26. September 1907. 

(AUk. T«r.-AaB. ZXTl (1809) Rr. 18 8. MOi) 
Die Im { 61 Abs. 4 BetrRgl. normierte Verjälirunisfriet findet anoli In dem Falle Ai- 
wendung, wenn die Bahn der Partei irrtümlich einen höheren Betrag als Refaictie von 
der einiehobenen Fracht riickerstattet hat, als sie nach Inhalt der Fracbtermätelanni 

zu erstatten hatte. 

Aus den (7 runden des Landgerichts Brünn vom 15. Mai 1907: 
Zur Festsetzung der Fracht gehören sämtliche Rechnungsakte, 
welche zur Erhebung des richtigen der liahn für den Transport der 
Ware zustehenden Entlohuungsbetrages dieneu. Und dahin gehört auch 
die Refaktie. Es ist ganz verfehlt, den Anspruch auf Gewährung der 
Refaktie als einen ganz besonderen, von dem Frachtvertrage unab- 
hängigen Anspruch anzusehen, lediglich deshalb, weil angeblich erst 
nach Bezahlung der Fracht die Gewährung der Refaktie gefordert 
werden könne. Dieser Umstand trägt bloss äusserliches Gepi äge, er 
bildet einen reinen Manipulationsunterschied, was am besten daraus zu 
ersehen ist, dass nach § 2 Ministerialverordnang vom 20. November 1895, 
BGBl. Nr. 167, die Manipulation auch in der Weise eingerichtet werden 
kann, dass der Nachlass sofort (,im Eartieriingswege'') ohne vorher- 
gehende Anmeldung gefordert und bewilligt werden kann. Um den 
BegrilF nnd die rechtliche Bedeutung der Refaktie zu erkennen, mnss 
man die gesetslichen Bestimmungen, auf denen sie beruht, nnd deren 
Znsammenhang ins Auge üusen. Das zitierte Betriebsreglement ist 
haopteftchlich — wie dies in dessen Einleitang erwfthnt wird ~ eine 
Dnrcbfttfamngdes Internationalen Uebereiiikoramens vom 14. Oktober 1890* 
RGBl. Nr. 186 für 1892. Der Art. 11 Abs. 1 desselben bestimmt gleich- 
lautend mit § 7 des hierl&ndischen Eisenbabnbetriebsreglements , dass 
die Berechnung der Fracht nach Massgabe der za Recht bestehenden, 
gehörig veröffentlichten Tarife zu erfolgen hat Derselbe Artikel be- 
sagt weiter: „Jedes Privatttbereinkommen, wodurch einem oder mehreren 
Absendern eine Preisermftssiguug gegenüber den Tarifen gew&hrt werden 
soll, ist verboten und nichtig. Dagegen sind Tarifermftssigungen erlaubt, 

18» 
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welche ^ehüripf verrifTentliclit sind und unter ErtiiUunji: der gleichen Be- 
dingungen jedermann iu «jleiclier Weise zugute kommen". Schon aus 
diesem strikten Zusammenliange folgt, da.ss die Ermässigungen zur „He- 
rechnung der Fracht" gehören und dass gehörig veiöfFentliehte Tarif- 
erniässigungen einen Bestandteil des betrelienden Tarifes bilden. Es 
ist somit kein Zweifel, dass die Gewährung von Ermässigungen einen 
Gebrauch dos Ermässigungstarifes darstellt und dass aus einer un- 
richtigen Anwendung dieses Tarifes auch der gleich im nachfolgenden 
Art. 12 festgesetzte, binnen Jahresfrist verjährbare Anspruch entsteht. 
Und wenn es nach Ablauf dieser Frist ausgeschlossen ist, einen auf 
Grund einer noch nicht gliltigen oder niciit mehr geltenden Refaktie 
ermässigten Betrag zu fordern, so muss um so mehr das spätere Fordern 
eines Teiles des ermässigten Betrages ausgeschlossen sein. 

Die au.sgeführten Grundsätze ergeben sich noch klarer aus den 
hierländischen Gesetzesbestimmungen. Die oben angeführten zwei Sätze 
von den verbotenen und erlaubten Ermässigungen sind im Eisenbahn- 
betriebsreglement weder im § 7 noch im § 60 angeführt; allein in 
den Eingangsbestimmungen I Abs. 3 ist vorgeschrieben, dass alle ab- 
weichenden Bestimmungen zu ihrer Gültigkeit <ler Aufnahme in die 
veröffentlichten Tarife bedürfen. Schon aus dieser Vorschrift in Ver- 
bindung mit den strikten Bestimmungen der §§ 7 und 60 BetrRgl. ist 
ersichtlich, dass die Ermässigungen zur Berechnung der Fracht ge- 
hören und dass sie selbst auch gehörig veruftVntlichte Tarife erlorderii. 
Unumstösslich folgt dies aber aus der Handelsministerial Verordnung vom 
20. November 1895, RGBl. Nr. 167, betreffend die Gewährung von 
TariTnaciilässen und das bei Veröffentlichung derselben zu beobachtende 
Verfahren; denn diese Verordnung wurde ausdrücklich auf Grund und 
in Ausführung der Bestimmungen im § 7 des BetrRgl. erlassen, und 
dieser § 7 handelt ausschliesslich von den Tarifen. B'crner bestätigt 
die Diktion des § 1 Abs. 1 dieser Verordnung, dass durch den Nacli- 
lass die Transportkosten eine Minderung erfahren, die Ansicht, dass 
in den Fällen, in denen die Bahn verpflichtet ist, den Nachlass zu ge- 
währen, der Tarif der wirklichen Fracht gleich ist dem Normaltarif 
weniger dem Tarifnachlass, und dass somit in solchen Fällen znr 
Festsetzung der Fracht eben beide Tarife in Anwendung zu kommen 
haben. Es fällt .somit die irrtümliche Berechnung des Nachlasses unter 
die Bestimmung des § Ol Abs. 4 BetrRgl. 

Aus deuGründen desObersten Gerich tshofes vom 25. September 
1907: Die Ausffthrungen der Revision.sschrift, betreffend den rechtlicheD 
Charakter der Tarifermässigung (Refaktie), finden ebenso wie die Be- 
hauptung, dass die Gewährung dieser Tariferniässigung nicht zur Fest- 



kju,^ _o Google 



£iitBcb. des Deatsclieu Beicbsgericbta vom 26. September 1907. 



265 



Setzung der Fracht geliöre, ilire Widerlegung in der BegriuHlung des 
angefochtenen Urteiles, auf welclie hingewiesen wird. Die Revisious- 
schrift liält der angefochtenen Entscheidung entgegen, dass der § 61 
Abs. 4 BetrRgl. vom 27. 10. 1892. RGBl. Nr. 187, auf den eingeklagten 
Anspruch auch deshalb keine Anweuiluiig linde, weil der.'Jelbe Ans]>rüche 
behandle, die gelegentlich der Zahlung der Fracht der Partei an die 
Bahn entstehen, während der eingeklagte Anspruch gelegentlich einer 
Zahlung der Bahn an die Partei erwachsen und erst nach Beendigung 
des Frachtgeschäftes entstanden ist, der § 61 aber die einjährige Ver- 
jährung nur für Ansprüche statuiere, die vor der Beendigung des 
Frachtgeschäftes entstanden sind. Allein abgesehen von der Wider- 
legung, die diese Behauptung teilweise schon in der Begründung des 
angefochtenen Urteiles erfahren hat, ist dei*selben entgegenzuhalten, 
dass eine solche Auslegung in dem Wortlaute der in Rede stehenden 
Oesetzesstelle keine Stütze findet. Sie hat zudem die Erwägung gegen 
sich, dass die gedachte Bestimmung offenbar bezweckt, im Interesse 
des Verkehres in einer k&rzeran Zeit als mit dem Ablauf der allge- 
meinen Verjährungsfrist eine Anfechtung auszuschliessen. 



Nr. 203. Entseh« des Dentseheii Relehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 26. September 1907. 

PrP:j*enbArcli. 1908 Heft 1 S. Slf* ) 

§ 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Der Versuch des Verletzten, vor einem heranfahrenden, 
signalisierten und von ihm rechtzeitig bemerkten Eisenbahnzug noch mit seinem Fuhr- 
werk Iber iaa fltslt n ftfireii, ttalit alok alt irsfest, eigeaae VertohaMaii dar, welolies 

die AaweMiMi dw § 254 Btt. aaMehÜMst 

Die dem Kliger 2ar Last fallende Fahrlässigkeit erweist sich nach 
dem im Berafnngsnrteile tatsftchlich festgestellten Hergang als eine 
grobe und nach der kausalen Bedeutung sehr schwer wiegende. Der 
Kläger musste auch bei Anwendung des geringsten Masses von Sorg- 
falt und Vorsicht die von einem Ueberfabren des Bahndammes angesichts 
des nahenden Zuges ihm drohende Gefahr erkenften; und er bitte 
diese Gefahr vermeiden kOnnen und mflssen. Er hat dem ihm bekannten 
bahnpolizeilichen Verbot wissentlich zuwidergehandelt; denn er hatte 
den Zog rechtzeitig bemerkt, hat Überdies, wie im Bemfungsnrteil 
noch als glaubhaft bekundet, angeführt ist, nachher selbst geäussert, 
er habe das Lftntesignal zwar gehört, doch habe er noch herilberfahren 
wollen. Bei einem derartig grob fahrlässigen Verhalten des Verletzten 
konnte eine Teilung des Sehadens, wie sie der Beruf ungsrichter vor- 
genommen hat, durch die (anscheinend allein von ihm in Rücksicht ge- 
zogene) allgemeine mit jedem Eisenbahnbetrieb verknflpfte Gefahr 
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ans § 254 BGB. nicht begründet werrlen; vielnielir müssten liier schon 
besondere Umstände vorliegen, die bei der Abwägung zu Lasten des 
Eisenbahnunternelimens in die Wagschale fallen würden, entweder ein 
von diesem zu verti elendes unrichtiges Verhalten der Bahubedieiisteten 
oder sonstige die Betriebsgefahr im konkreten Falle erhöhende Mu- 
mente. Solche Umstände sind jeduch im Berufungsurteile nicht dargelegt, 
noch aus dem festgestellten Sachverhalt ersichtlich. Auch das Nicht- 
schliessen der Schranke an dem WegeUbergang kommt bei den damals 
bestehenden Betriebsverbältnissen der fraglichen Bahnstrecke und den 
hierbei getroffenen anderweitigen SchatzTorkehrungen nickt als eine 
besondere Steigerung der Betriebsgefahr in Betracht. Die von der JEte- 
vision des Klägers sonst noch aufgef&hrten ümst&nde sind zu einem 
Teil unerwiesen, zom anderen fttr den Unfall dea Klägers ohne kausale 
Bedentnng. Bei dieser Sachlage ist eine Schadensersatspflkht des Be- 
klagten Ikberhaapt nicht als begründet anzanehmen. 



Nr* 20^. Entscli. des Preuss. Oborvrrwaltniigsgeriehts. 
4. Senat. Vom 26. September 1907. 

(PrVerwBl. XXIX 1P07 Nr 20 S 391.^ 

Die Unterhaltung eines öfTentlichen Weyes, der beim Bau einer Eisenbahn verlegt ist, 
liifft tfMtr HMieto dier asMlrloklMiM Aufaie ssr insiiwsit «b, alt itaroh iRt Vtr- 

l6|U0 die UaterliaHMiasiMt veriMhrt toi 

Dass die EisenbahuYerwaltiuig den Wegeteil gepflastert hat, be- 
weist nicht die Uebemahme der dauernden Unterhaltung, da diese 
Leistung zur ersten Herstellung gehörte. Die Eisenbahngesellschafi 
soll die Verpflichtnug, den Wegeteil A^B zu unterhalten, femer da- 
durch anerkannt haben, dass sie diesen Weg als Ersatz fftr den ein- 
gezogenen auf ihrem Lande anlegte, pflasterte und im Jahre 1874 in 
^Ergftnzung des Baues das Pflaster einer durchgreifenden Reparatur* 
unterzog. Wenn die Eisenbahngesellschaft die Instandsetzung in »E^ 
gftnzung des Baues' vornahm, so weist das darauf hin, dass es sich 
noch um die erste' Herstellung handelte. 

Allerdings hat unbestritten die Eisenbahngesellschaft und demnächst 
der El&ger die Wegestrecke seitdem, d. h. anscheinend bis zu dem Be- 
ginne der Meinungsverschiedenheiten, die zu dem Jetzigen Verfahren 
geführt haben, ununterbrochen unterhalten. Hieraus ist aber die Ent- 
stehung einer Offentlichrechtlichen Unterhaltungspflicht des Klftgers 
durch Observanz nicht abzuleiten. Dem steht hier wie in dem Falle 
des Urtefls vom 30. November 1903 (PrVerwBl. Jahrg. XXV S. 438) 
entgegen, dass in ftlterer Zeit Unklarheit Ober die Teilnahme des 
Eisenbahnuntemehmers an der Unterhaltung der von seiner Anlage 
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berührten Wege *5'eherrscl)t hat, so dass, wenn der Fiskus dpiartige 
Wege unterhalten hat, nies auf einer irrigen Auffassung des geltenden 
Rechtes beruhte. Im gegenwärtigen Falle kommt noch hinzu, dass bei 
der Eisenbahnverwaltung bis zum Jahre 1901 Zweifel darüber be- 
standen, ob der Weg ein öffentlicher Weg oder ein privater Eisenbahn- 
zufiibrweg sei. 

Die Beklagten stellen es denn auch in der Berufungsschrift als 
zweifelhaft hin, ob, wie sie in erster Instanz behauptet hatten, aus 
der dreissigjährigen Uebnng für sich allein eine Observanz herzuleiten 
sein möchte, und halten nur noch daran fest, dass aus der P^rkliirung 
vom 14. November 1869 in Verbindung mit der dreissigjährigen 
Unterhaltung mit Sicherheit auf die Uebernahme der ütfentlich- 
recht liehen ünterhaltungsidlicht durch einseiti*,'« Willenserklärung der 
Eisenbahnverwaltung unter Billigung der Wegepolizeibehöi'de geschlossen 
werden könne. Dem steht aber entgegen, dass tlie Erklärung vom 
14. November 1869 nicht nur keineswegs, wie die Beklagten behanpten, 
„unzweideutig" eine solche Uebernahme enthält, vielmehr, wie darge- 
tan, eine rechtschaffende Willenserklärung überhaupt nicht erkennen 
lässt. Die dreissigjährige Uebnng kann der von den Beklagten ver- 
tretenen Auslegung der Vorgänge tob 1869 nicht zur Stütze dienen, 
und zwar aus denselben Gründen, welche es hindern, daraus eine Ob- 
servanz abzuleiten. 

Die Zahlung einer Entschftdigungssnmnie an den Erbsasaen B. hat 
der Kläger, ohne Widerspruch zu finden, dahin aufgeklärt, dass in den 
1880er Jahren ein an dem B.8chen Grundstöcke vorbeifahrender Ab- 
flussgraben von der Eisenbahnverwaltung yerschttttet worden und da- 
durch eine Beschädigung des Grundstocks eingetreten sei. Ans diesem 
Vorgange kann daher ein Beweis fOr die Wegeunterhaltungspflicht des 
Klägers nicht entnommen werden. 

Mithin hat die mitbeklagte Stadtgemeinde, welcher die Unterhaltung 
der Wegestrecke A— D oblag, auch die streitige Ersatzstrecke A— B 
zu unterhalten mit der Massgabe, dass der Eisenbahnuntemehmer an 
der Unterhaltung des verlegten Weges in dem Verhältnisse teilzu- 
nehmen hat, in welchem die Unterhaltungslast durch die Verlegung 
vermehrt ist. Dass eine derartige Vermehrung eingetreten wäre, ist 
jedoch nicht behauptet worden und erhellt auch nicht. 



Digitized by Google 



268 Entscb. des Schweiler BandesgeriobU vom 4. Oktober 1907. 

Nr. £ntseh. «los Seliwoizor Bnndesgerichte. 

Vom 4. Oktober 1907. 

(ZeitMhr. d. B«ni0r Jw^lwr. BA. 48 BiA la B. M«.) 

EtoMMiRbiflMMit Sollwelz. Nirflirftt. vom 28. Mrz 1900. Mo Etarodo iot Mbit- 
vorookililim tot M olioii 2VtJilirli0i Koaboo ooboirloiii 

In Qenf wurde ein 2^/tJähriger Knabe, Kind eines Bftckermeisten, 
Yom Tram Überfahren; es mnsste ihm ein Fuss teilweise amputiert 
werden. Seiner Haftpflichtklage stellte die beklagte Unternehmung zu- 
nächst die Einrede des Selbstverschnldens entgegen, mit der BegrOndang, 
dass das Verhalten des Knaben objektiv nnvorsichtig gewesen sd. 
Die Einrede wurde im Anschlnss an die unter der Herrschaft des 
früheren Haftpflichtgesetzes ergangenen Urteile verworfen. Auch ein 
Verschulden der anfsichtspflichtigen Person wurde verneint — Zuge- 
sprochen wurde ausser den Kosten: eine Ansbildungsrente vom 16. bis 
20. Jahr von Fr. 600, von da an eine Invaliditfttsrente von Fr. SOO 
lebenslftnglich; Überdies Fr. 2000 wegen Verstümmelung. 



Nr. 205. Entsch. des Doutsehen Rcichssrerlchts. 

I.Strafsenat. Vom T.Oktober 1907. 
(DJZ. xni (ttae) Hr. « & uoi) 

M 230«. Stae. Itaifiuig tfor eohoriUMiiffloM tfoo ArMtoro |i|Millbor ion BaotoHsr. 
PitaM nr lolbtttidlioo PrlfkNii dor golrofliMi«« AiontaaiiM. 

Der Angekl. A. hatte als Architekt bei dem fraglichen Neubau die 
Leitung der sämtlichen Arbeiten Übernommen und war zur Anordnung 
von Vorsichtsmassregeln, deren Ansseraehtlassung bei der Wegnahme 
der Verschalung unter einer noch nicht haltbaren Betondecke das Ge- 
richt ihm anrechnet, durch seinen Beruf besonders verpflichtet Der 
Angekl. B. war sein Polier. Die Anleitung und Beaufsichtigung der 
Arbeiter bOdete seine hauptsächlichste Aufgabe. Er musste deshalb 
selbständig aus eigener Initiative auf die Sicherung der Arbeiter be- 
dacht sein. Dass die Wegnahme der Verschalung auf Anweisung des 
A. erfolgte, ist bedeutungslos. Eine Verpflichtung zu unbedingtem 
Gehorsam des Arbeiters oder Angestellten gegenflber Anordnungen des 
Arbeitgebers oder Dienstherrn ist nirgends festgesetzt Die Gehorsams- 
pflicht endet stets an der Grenze, an welcher die Gesetzwidrigkeit 
beginnt Wenn der Arbeitgeber eme ungesetzliche oder strafbare 
Handlung anordnet, so ist der Arbeiter zur Ablehnung berechtigt und 
verpflichtet; andernfalls kann er die Verantwortlichkeit fär die Vor- 
nahme der gesetzwidrigen Handlang nicht von sich ablehnen. Der 
Befehl des Dienstherm deckt ihn nicht gegen die zivil- and straf- 
rechtlichen Folgen seines Handelns und Unterlassens. Der Angekl. hatte 
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(leslialb hier die Znlässigkeit der ihm angesonnenen Handlung? selb- 
ständig zn prüfen und entweder Einspruch zu erheben oder bei dessen 
Erfolglosigkeit die erforderlichen Vorsichtsniassregeln selbständig au- 
zaordnen und ihre Durchführung gewissenhaft zu überwachen. 



Nr. 1306. Entsch. des Bentsehen Betchsgeriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 10. Oktober 1907. 

iDas Recht XI (19071 Nr. 22 8. 1397 Ziff. 3457.) 

9 1 RHaflpflG. § 254 BGB. Beurteilung des Verschuldens beim Betreten eines StratMl* 
bahngeleises kurz vor einem herankommenden Strassenbahnwagen. 

Das Betreten eines Strassenbahngeleises kurz vor einem lieran- 
koniraenden Strassenbahnwagen wird regelmässig als ein grobes Ver- 
schulden zu erachten sein, und es wird, wenn infolgedessen ein Unfall 
eintritt, für gewölinlicli die Annahme gerecht tVi tigt sein, dass der Unfall 
durch überwiegendes Verschulden des Verletzten verursacht sei. Hat 
der letztere indes nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge und unter 
Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erwarten dürfen, 
dass er ohne Gefahr das Geleis noch überschreiten könne, und ist er 
hieran nur dadurch gehindert worden, dass er durch einen ihn er- 
schreckenden Zuruf verwirrt gemacht und dadurch zu Bewe<ningen ver- 
anlasst worden ist, die ihn dem Strassenbahnwagen zu nahe brachten, 
80 ist sein Verschulden zum mindesten als ein geringeres anzusehen. 



Nr. 807. Besch luss des Bayrischen Obersten Landesgertehts. 

I.Zivilsenat. Vom 11. Oktober 1907. 

Zi it>clir f Uechtsitfl. 1. Bayern Jahn: s Nr ?2 S. 4.'>fl i 

Für die Berechnung der Unfallfürsorge-Peneion der nichtpragmatischen Beamten ist die 
Z^it der Pensionierung, nicht die Zeit des Unfalls massgebend (VO. vom 13. November 
1902, m UnfallflrMrie fir «• iMilpragHallMhM BnmUm mw. Mr., (S 4, 7 ; VO. vmi 

5. Jaiaar 1906 ZW. 2^ 

Die in der BeBchwerdeschrift vertretene Ansicht, dass fllr den An- 
sprach eines nichtpragmatischen Beamten oder Bediensteten anf die 
als ünfallfftrsorge zu gew&hrende Pension nicht die znr Zeit der Pen- 
sionierung, sondern die znr Zeit des Unfalls geltenden Vorschriften 
, massgebend seien, ist nicht richtig. Wie anch die Beschwerdeschrift an- 
erkennt, begründet nach § 8 Abs. 1, 8 der Ab. VO. Yom 26. Juni 1894, 
die DienstTerfailtnisse der nichtpragmatischen Staatsbeamten und Staats- 
bediensteten betr. (QVBl. S. 321), das trotz des Eintritts dauernder 
DienstunfUiigkeit bis zur Auflösung durch Pensionierung fortbestehende 
Dienstverhältnis den Anspruch auf Qehalt und Gehaltszulage, deren 
Bezog nach § 20 Abs. 4 der VO. erst mit dem Ablaufe des Monats 
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endigt, in dem das Dienstverhältnis gelöst wird. Nach § 21 A1)S. 2 der 
VO. werden Gehalt und Gehaltszulage auch im Falle der Erkrankung, 
gleichviel ob sie nur vorübergehende oder dauernde Dienstunfähigkeit 
bewirkt, auf die Dauer vou 13 Woclien gewährt , sofern nicht friiher 
Pensionierung eintritt, and nach § 1 1 und § 12 Abs. 1, 3 der VO. schliesst 
die eingetretene Dienstunfähigkeit bei Fortbestehen des Dienstverhält- 
nisses ancb die Vorrflcknng in den Gehalt einer höheren Altersklasse 
nicht ans. Im Anschlüsse hieran ist im § 7 Abs. 1 der Ah. VO. vom 
13. November 1902, die Unfallf&rsorge fflr die nichtpragmatiacben 
Staatsbeamten und Staatsbediensteten betr. (OTBl. S. 701), bestimmt, 
dass die Pension mit dem Wegfalle des Diensteinkommens beginnt; 
nach dem § 4 OV. wird der Festsetzang der als ünfallfürsorge zu ge- 
währenden Pension das gesamte znletzt bezogene dienstliche Einkommen 
zngmnde gelegt, nnd nach der Ziff. 2 der Ah. VO. gleichen Betrefft 
vom 5. Januar 1906 (GVBl. S. 7) werden dabei Einkommensbestandteile, 
die ihrer Natur nach steigend oder fallend sind, in Ermangelung der 
dort bezeichneten Festsetzungen nach dem durchschnittlichen Betrage 
der letzten drei Kalendeijahre vor dem Jahre, in dem die Pension fest- 
gesetzt wird, angerechnet. Aus diesen Bestimmungen geht klar hervor, 
dass der Anspruch auf die Pension nicht mit dem Eintritte der dauernden 
Dienstunfähigkeit, sondern erst mit der Auflösung des Dienstverhältnisses 
an die Stelle des Anspruchs auf Diensteinkommen tritt. Die Berufung 
der Beschwerdeschrift auf die Fassung des § 1 Abs. 1, 2 nnd auf den § 9 der 
YO. vom 13. November 1902 geht fehl; im Abs. 1 des § 1 ist die Ent- 
lassung aus dem Staatsdienste nur deswegen nicht wie im Abs. 2 aus- 
drücklich erwähnt, weil es sich von selbst versteht, dass dauernde 
Dienstunfähigkeit zur Entlassung (Pensionierung) fahrt, während bei 
nicht dauernder Dienstunfähigkeit es nicht notwendig zur Entlassung 
kommt. Die Bestimmung des § 9, dass Ansprüche auf die als Ünfall- 
fürsorge zu gewährende Pension „bei Heidung des Ausschlusses' vor 
dem Ablaufe von zwei Jahren nach dem Eintritte des Unfalls anzu- 
melden sind, bietet keinen Anhalt für die Annahme, dass die Pension 
vom Eintritte des Unfalls an zn gewähren sei, weil mit der Unter- 
lassung der vorgeschriebenen Anmeldang sehr wohl der Ausschluss der 
Entstehung des Pensionsanspmchs verbunden sein kann. 



Nr« 206. Entseh. des Oesterr. Terwaltnngsgerielitshofts. 

Vom 11. Oktober 1907. 

(Oesterr. Rlsenb -Verordn.-BI. XXI (iSOfl) Nr. lO S. 1041 

Feuersichere Eindeckung durch die Eisenbahn im Wege der Esttignung. 
Die Verpflichtung, die feuersichere Eindeckung eines Hauses 
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(liircli die Bahiiunternehnuing: zuzulassen, kann sowohl der Hauptsache 
nacli, als rücksichtlich der Modalitäten (Eindeckungsmaterial) dem Haus- 
eigentümer nur im Wep:e des E n t ei gn u n gs ver f a Ii r e n s auferlegt 
werden. Sache der zur Entscheidung ira Euteignungsverfahreu be- 
rufenen politischen Landesbeliürde ist es, sich ein Urteil über die Frage 
zu bilden, ob und inwieweit das Ergebnis der politischen Begehung 
(Verhandlung und Entscheidung des Eisen baluiuiinisteriunis über die 
feuersicheren Herstell ungeu) im Eoteignuugs verfahren zu berück- 
sichtigen komme. 

Kn flW. Entseh. des J^ntsehen Eeiehsgeri^is. 

6. Zivilsenat. Vom 17. Oktober 1907. 

(Dm BMht XI (1909) Nr. It 8. l«t, 14M, tat Ziff. MO, MM. S718.) 

9§ i, 3 RHaftpflG. ^§ 254, 843 BGB. § 304 ZPO. Einflyss des § 254 bei ge- 
steigerter Betriebsgefährlichkeit der Bahn. Bei einem ofTensichtlich möglichen Zu- 
sammenhang des Unfalls mit der Betriebsgefahr bedarf es eines besonderen Beweises 
bierfür nicht Festsetzung des Betrages der Rente innerhalb einer bestimmten 

Zütgrraie. 

Eine Teilung der Schadenersatzpflicht gemäss § 254 BGB. ist je 
nach den Umständen auch dann zulässig, wenn einem mitwirkenden 
Verschulden des Verletzten nur die allgemeine, dem Eisenbahnbetriebe 
an sieb anhaftende Oefährlichkeit gegenttbersteht. Ist aber in einem 
konkreten Fälle die Betriebsgef&hrlicbkeit der Bahn eine Uber das ge- 
wObnliehe Mass hinaus gesteigerte gewesen, so ist dieser Umstand zu- 
gunsten des Verletzten nocb besonders in die Wagschale za legen. 

Wird ein Bentenanspmch unter der Annahme, dass der Kläger 
ohne den Unfall bis zu einem bestimmten Leben^ahre ganz oder doch 
znm Teile erwerbsfähig gewesen wäre, bis zur Vollendung des ge- 
dachten Lebensjahres dem Grunde nach fttr gerechtfertigt erklärt, 
so ist diese Entscheidung offenbar dahin zu verstehen, dass innerhalb 
der angenommenen Zeitgrenze Uber das Mass der mit dem 'Alter zu- 
nehmenden Hinderung der Erwerbsf&higkeit in dem Verfahren Uber den 
Betrag des Schadens dne entsprechende Festsetzung zu treffen ist. 

Ist jemand von einem daherfahrenden Strassenbahnwagen erfasst 
und ttberfahren worden, so liegt ein Unfall vor, der unmittelbar durch 
einen, der eigentfimlichen BefOrderungstätigkeit der Eisenbahn ange- 
hürenden Betriebsvorgang herbeigef&hrt worden ist. In solchem Falle 
bedarf es nicht eines besonderen Nachweises des ursächlichen Zusammen- 
hangs mit der den Eisenbahnen eigentHmlichen Betriebsgefahr, sofern 
nur ein solcher Zusammenhang als möglich erscheint. 
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Nr. 210. Entseh. dos Deutschen Reichsgerichts. 
6. ZiTilsenAt Tom 17. Oktober 1907. 

(Das Beoht XI (1M7) Nr. M 8. 14M Zlfl. SM«.} 

§§ I, 3 Abs. 2 RHanpflG. §§ 844, 845 BGB. Der Amimeli dar MiisrUiitaMa tiMt 
bei« Betrieln tiMr Eisenbahn Verunglückten kann nicht auf den FraobtvertraOi mH«« 

nur auf das HaftpflG. gegründet werden. 

Tst jeniaiul auf der Risenbalni veiiiuglückt, so kann der Anspruch 
seiner Wilwe luitl .seiner Kii)dor auf Kntscliädignni^ für den V'erlust 
des Unterhalts, den der Verun^liickte ihnen während der niutniasslichen 
Dauer seines Lebens gewälirt habpii würde, nicht auf den zwisclieu 
dem V'erungUu:kten und dem Eisenbahn unteiiieinner bestandeneu Fracht- 
vertrag gestiitzt werden, da jener Schaden sich nicht als ein Schaden 
darstellt, der dem Erblasser der Kläger als dem Vertragschliessendeu 
aus dem V'ertrag gegen den Eisenbalinunternelimer eiwachsen ist. 
Jener Sebadeusanspruch kauu vielmehr lediglich auf die Bestimmungen 
des RHaftpflG. und die Bestimmungen der §§ 844, 845 BGB. gegründet 
werden. , 

Nr. 211. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Oktober 1907. 

vWarnoycr, Ers, Dil. 1908 s i7 

§ 1 RHaftpflG. g 254 BGB. Konkurrierendes Verschulden des Reiaenden, der ea unter* 
lisst, Siek bdiN AottttHje« der Sohntitltnve z« bedfonm. 

Ein Unfall, den ein Reisender beim Aussteigen aus dem Waggon 
auf der Anlcunftsstation erleidet, ist als ein Unfall im Eisenbahnbetrieb 
anzusehen, selbst wenn er nicht durch eine gerade diesem Betriebe eigen- 
tflmliche Gefahr Temrsacht worden ist (vgl. JW. 1906 S. 575 Nr. 52 
und 1907 3. 26 Nr. 27). Gegenüber der strengen Haftpflicht des Eisen- 
bahnuDtemehmers mnss aber von den Reisenden gefordert werden, dass 
sie behnfs YerhUtang yon ünf&llen die gebotenen and jedermann ge- 
läufigen Sicherangsyoricehmngen nicht unbenutzt laasen. Ein Beisender, 
der beim Aussteigen ans dem Zuge zu Schaden kommt, kann deshalb, 
wenn er sich der zum Festhalten beim Aussteigen an den Wagen an- 
gebrachten Schutzstange zu bedienen versftumt hat, dem Torwurf des 
Selbstverschnldens nicht entgehen, es sei denn, dass er sich zu recht- 
fertigen yermag, warum er diese nächstliegende und gewöhnlichste 
Vorsichtsmassregel unterlassen hat. 

Nr. 212. Bntseh. des Dentsefaen Selehsgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 21. Oktober 1907. 

(Das Recht Xll (1901) Nr. 1 Bell > S so Ziff. 172.) 

f 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Beweislast für schuldhaftes Verhatten des Verletzten. 
Beweispfliciitig für ein schuldbaftes Verhalteo des Verletzten ist 
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an sich der Betriebsniitenielimer. Wenn jedoch das Verhalten des Ver- 
letzten dem iuLsseru Hergange nach sich als ein verbotswidriges oder 
unvernünftiges nnd für den rnfall ursächliches darstellt, so liegt es 
dem Verletzten ob, anderweite Umstäude darzulegen» welche zu seiner 
Entlastung dienen können. 



Nr. 213. Entsch. des Oliorlandesgerlchts Braunsehweig. 

Vom 22. Oktober 1907. 
(Dm Baeb( XI (1907) Mr. ti S. im.) 

I 842 MB. § 8 RNafl^ Wmi dtr Varittito taffil|e alner att «er miritiUM 
Haadkiig !■ kelma ZManMahuffl ttsbrnilei KmUeit tMh tbie dra Uifall «rwarto- 
mfiMg lewMM tela wOrda, aa kaaa ar fir diaaa Zatt kalna EataaUdliing variaaiaa. 

Das Beichsgericht hat sich schon 1894 (SenffÄ. 88, 127) dahin ans* 
gesprochen, dass, soweit es sich am einen durch Vermindernng der Er- 
werbsfftbigkeit erwachsenen Schaden handle, solcher nar fttr die Zeit 
in Betracht kommen könne, in welcher der Verletzte voranssichtUdi, 
wenn er von dem Unfall nicht betroffen wäre, den Erwerb gemacht 
haben wftrde. Soweit er, auch wenn der Unfall nicht eingetreten wftre, 
den Erwerb nicht gemacht haben würde, sei ihm durch Entziehung 
oder Verminderung desselben ein Vermdgensnachteil nicht entstanden. 
Der Haftpflichtige dürfe nicht zur Erstattung eines entzogenen Erwerbes 
ffir eine Zeit verurteilt werden, in welcher der Verletzte diesen Erwerb 
nachweislich nicht gehabt haben würde. Diesen Standimnkt hat das 
Reichsgericht bis in die neueste Zeit festgehalten (JW. 1904 S. 89, 
1906 S. 739), und der Senat schliesst sich demselben an. Die Klägerin, 
welche in der Zeit vom 1. JuU bis 30. November 1905 infolge des mit 
dem Unfall in keinem Znsammenhange stehenden Rheumatismns auch 
ohne den Unfall ganz erwerbsunfähig gewesen sein würde, kann daher 
für diese Zeit keine Entschädigung verlangen. 



Nr. 814. Entseli. des Beiitsehen Releksgerldits. 

6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1907. 

(JW. Jaktg. n (1909) Nr. » & 74» Ztf. «. ~ DJZ. XOI (190B) Mr. t & 117. — WarBeyer, Eig. Bd. 1906 

a. 18.1 

§ 1 RHaftpflG. § 254 Abs. 2 BGB. Für die Frage der Verpflichtung, sich einer Ope- 
ration zu unterziehen, sind die konkreten Verhältnisse des Einzelfalls zu berücksichtigen. 
Aaeli tfa Ualarlaaauai, 4aa Sehadaa abtawaatfaa adar n vararindara, setzt ala VaraoliaMwi 

vareaa. 

Es sind im Einzelfalle die konkreten Verhiltnisse zn würdigen, 
wobei es hauptsächlich auf die Beschaffenheit des Leidens, die Schwere 
und Oeffthrlichkeit der Operation, die mehr oder minder sichere Aus- 
sieht auf Erfolg ankommen wird, aber möglicherweise auch noch ander- 
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weite, besondere Umstände in Betracht kommen können. (Vgl. Gott- 
sclialk, Das mitwirkende Verschulden des Beschädigten § 13 S. 95; 
Oer t mann, Recht der Schuldverhältnisse zu § 254 B. 2 d S. 44; Weyl, 
System der Verschuldensbcgriffe im BGB. § 79 S. 601 Z. 3a; Seuff A. 
Bd. 46 Nr. Ib9 I und II.) Darauf, ob es sich vorliegend um eine Ope- 
ration im eigentlichen Sinne handelt, ist kein Gewicht zu legen, jeden- 
falls steht ein ärztlicher Eingriff von der Art in Frage (eine Ans- 
schabung der Gebärmutter), dass hierfilr die gleichen Grundsätze zur 
Anwendung kommen. — Wenn man nno die Sachlage lediglich so, wie 
sie sich nach den gntachtlichen AeuBserungen des Dr. H. objektiv dar- 
stellt, za betrachten hätte, so mUsste man gewiss der RevisioD darin 
bcistiinmen, dass der Verletzten sehr wohl habe zugemutet werden können, 
sieh der ihr voigeschlagenen Behandlang za unterziehen, zumal wenn 
der Beklagte sich bereit erklärte, die hierfür erforderlichen Kosten 
einstweilen Torzuschiessen. Hätte sich die Verletzte aus Qbergrosaer 
Aengstlichkeit oder Empfindlichkeit, ans reinem Eigensinn oder gar aus 
Böswilligkeit geweigert, auf den Vorschlag einzugehen, so wäre ihr 
Verhalten im Verhältnisse gegenflber dem Beklagten nicht gerechtfertigt. 
Allein auch die Vorschrift in § 254 Abs. 2 BGB. setzt ein Verschulden 
des Beschädigten voraus, und das Berafungsgericht hat zugunsten der 
Verletzten Tatsachen berücksichtigt, welche geeignet sind, ihre Weige- 
rung wo nicht als begründet, so doch als entschuldbar erscheinen zu 
lassen. ... Bs war in der Tat wohl erklärlich, wenn die Verletzte 
und deren Ehemann (Leute aus bäuerlichem Stande) bei den Mitteilungen 
der Aerzte stutzig wurden und demzufolge die Versicherungen des Dr. 
M. nicht mit dem entsprechenden Vertrauen und Verständnisse auf- 
nahmen. Keinenfalls kann es für rechtsirrig erachtet werden, dass 
der Berufungsrichter bei dieser Sachlage in dem Verhalten der Verletzten 
ein mitwirkendes Verschulden derselben nicht erblickt hat. 



Kr. 215. Entsch. des Doutseheii Ueichss^orichts. 

6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1907. 

(Da.H Hecht Ml 1908- Nr. 1 BeÜ.a S. 18 Zlff 107, S 31 Ziff 175 i 

§§1,8 RHaflpflQ. § 256 ZPO. ZuliUaigkeK der Feststellyngsklage bei einen HtA* 
fflchtaiMpnnii, ritr »gMoh aif sIms aiMterM, iw kiriM Verjähruni aleM ailsr- 
JiaiMidM Klaiegruni getUttzt wird. Anspraoh tm dem BefSrdertingevertraie M 
Beeehldliang dinroh aisM EieenbahiuttSMiMiMtMt. Verjährasgefriet 

Steht bei einem auch auf die Bestimmungen des BHaftpflQ. zu 

gründenden Schadensanspruch zur Zeit der Klageerhebaug die Höhe des 

Schadens noch nicht fest, so steht der mit Rttcksicht anf die kurze 

Verjährung der Klage (§ 8 RHaftpflG.) anzunehmenden Zuläasigkeit 
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der Feststellungskla<?e iiiclit entgegen, dass die Klage zugleicli auch 
auf einen anderen Klagegrnml. z. B. Vertrag, gestützt wird oder ge- 
stützt werden kann, bei dem die kurze Verjährunfr nicht in Frage 
kommt. Denn der Kläger liat ein berechtigtes Interesse daran, für 
diejenigen Teile seines Anspruchs, die sicli aus dem RHaftpflG. be- 
gründen lassen, sich diese in mancher Beziehung vorteilhaftere Klage 
zu sichern, und weiter ein berechtii^tes Interesse daran, seine Ansprüche 
nicht zu spalten, vielmehr die jb'eststellung gleich für das ganze zu 
erwirken. 

Ein Fahrgast, der auf der Fahrt infolge eines Eisenbahnzu- 
sammenstosses zu .Schaden kommt, kann sich für seinen Schaden- 
anspruch auch auf den mit dem Eisenbahnunternehmer abgeschlossenen 
Beförderungsvertrag berufen. Für den in dieser Weise begrün- 
deten Scliadenanspruch kommt nicht die Verjährungs Vorschrift des 
RHaftpflG. und ebensowenig die des § 852 BGB. zur Anwendung. 
Der Ansprucli unterliegt aber auch niciit der sechsmonatigen Verjährung 
des § 6.'{8 BGB., sondern nur der dreissigjährigen Verjährung des § 195 
BGB. (vgl. RGZ. Bd. 62 S. 121 tf., Bd. 64 S. 43 ü., Bd. 66 S. 16 ff.). 

Nr. 316. Entsch. des Dentseheii Keichs^eriehts» 
6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1907. 

(JW. Jahrg. 36 (1907) Nr S. 755 Zitt. 31.) 

§ 25 PrEisenbG. vom 3. November 1838. § 278 BGB. Für den bei vertragswidriger 
Anlieferung nnd Verladung des Gutes auf einem von der Eisenbahn auf Antrag gestellten 
WagM dnr«ii die Lmrte des AftMMtert verurMiMM SoliadM tot der Absender er- 

eetipfllcMii. 

Dadurch, dass die Klägerin bei der fiafanverwaltang die Stellang 
eines offenen Bahnwagens behnfs der Tersendang von (durch Fankenflog 
in Brand geratenen) Flachs nnd Hede beantragt, nnd die Bahnverwal- 
tnng diesem Verlangen entsprochen bat, ist zwischen den Parteien ein 
Vertragsyerb&ltnis begiündet worden. Hag das Abkommen Uber die 
Stellang des Bahnwagens als TeU des Vertrags fiber die Beförderong 
des Frachtgates anzusehen sein oder als eine neben dem Frachtverträge 
bestehende, ihn vorbereitende Vereinbarnng, in jedem Falle erwachs 
daraus f&r die Klägerin die V^rtragspflicht, die Verladung unter Be- 
obachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt so auszufahren, dass 
dabei eine Beschädigung des Eigentums des Beklagten, insbesondere des 
gestellten Bahnwagens, vermieden, also aaeh der Entzündung des leicht 
Feuer fangenden Frachtgutes soweit möglich vorgebeugt wurde. Ist 
bei der Verladung hiergegen Verstössen worden, so hat die Bestimmung 
in § 278 Anwendung zu finden, auch dann, wenn anzunehmen wäre, 
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daas darch die von der KISgerin bewirkte Bestellnng des Babnwagens 
ffir sie noch keine bindende Verpflichtnng znr Anliefernng des Fraeht* 
gutes entstanden sei; denn jedenfalls war, sofern die Klftgerin die An- 
lieferang bewirkte, dies eine zur ErfttUong des getroffenen Abkomvena 
Yorgenommene Handlnng, die, wenn sie in vertragswidriger Weise ans- 
gef&hrt wnrde, nach dem in § 278 ansgesprochenen Grundsätze beorteilt 
werden mnss. An der hieraus sich ergebenden Folgerung, dass die 
Klftgerin f&r ein etwaiges Verschulden der Personen, deren sie sich 
znr Verladung der Ware in den ihr vom Beklagten gestellten Wagen 
bediente, einzustehen hat, ändert sieh auch nichts, wenn an der vor- 
erw&hnten Auffassung, dass bei Ansprüchen aus § 26 des Gesetzes von 
1838 der Beschädigte nur ihm selbst znr Last fallendes Verschulden 
zu vertreten habe, grundsätzlich festzuhalten wäre. Denn da der 
Schaden, dessen Ersatz die Klägerin fordert, bei der Vornahme von 
Handlungen eingetreten ist, die znr Ausffihrung eines zwischen den 
Parteien geschlossenen Vertrags stattfanden, so ist auch die Frage, 
ob und inwieweit die Klägerin fftr fremdes Verschulden einzustehen hat, 
nach den ffir Vertragsverhältnisse geltenden allgemeinen Vorschriften 
zu beantworten. 

Nr. 217. Entseli. dos Deutschen Reichsgerichts. 

7. Zivilsenat. Vom 2ö. Oktober 1907. 
(JW. Jahrg. M (IM?) Mr. ti & no Ziff. M.) 

§ 1 RHafIpN. WM dir Ted Airab aise lifil|s dM Unfallt iwtwsa«! ii dar Narfcset 
se vaHiMiMidt OparatlM harMtiflllirt, m ttiM dar Ted alt dw ItafUla Ii «raM- 

HdWH Zsaanmenhange. 

Es ist anangefochten und unanfechtbar festgestellt, dass der Sturz 
vom Wagen die Vornahme einer Operation, nämlich die Reposition des 
Hüftgelenks, in der Narkose bedingte. Die Narkose war durchaus 
erforderlich, um die Folgen des Unfalls zu beseitigen. Dass bei An- 
wendung des Chloroforms irgendein Kunstfehler von den behandelnden 
Aerzten begangen worden wäre, ist nicht ersichtlich und auch von der 
Beklagten selbst nicht behauptet. Auch dafär liegt nichts vor, dass 
die tödliche Wirkung der Narkose auf eine regelwidrige Körperbe- 
schafifenheit des Verletzten zurückzuführen sei. Man kann nur sagen, 
dass er nicht mehr die genügende Widerstandsfähigkeit besessen habe, 
um den Einfluss des Betäubungsmittels zu überwinden. Unter diesen 
Umständen lässt sich nicht mit der Revision annelimen, dass der Tod 
durch die Narkose als eine selbständig wirkende Bedingung verursacht 
worden sei, dass also mit ihr eine neue Kausalitätsreihe begonnen habe. 
Die Narkose war das durf h den Unfall unabweisbar gewordene Mittel, 
ohne welches die Verletzung nicht behoben werden konnte. Sie bildete 
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die notwendige Vorbereitung fUr die sich aus dem Unfall ergebenden 
operativen Massnahmen und kann für die hier zu beantwortende Frage 
des Kausalzusammenhangs iiiclit anders beurteilt werden, wie diese selbst. 
Verlaufen sie einschliesslieii der vorangei^angenen Narkose uugüustig, 
ohne dass besondere Talsachen tür eine)i solchen Verlauf zu ermitteln 
wären, so ist es allein der Tu fall, der als Ursache des Ablebens des 
Verletzten in Betracht kommt. 



Nr. S18. Eiitseh. des Deutschen Reielisgertehts. 
6. Zivilsenat. Vom 28. Oktober 1907. 

(JW, Jahrg. 36 (1907) Nr. 21 S. 740 Ziff. 6. — Warneyer, Ki fr Ril i908 S. 16.) 
§ 1 RHaftpflG. § 254 BGB. In dorn Abspringen von einem fahrenden Strassenbahnwagen 
iie|t eigeies Vereohulden. Doch kann sich die Betriebsgefahr durch unvorsichtiges Ver- 
halten des Schaffners steigern. 

Da.-^s das .'\b.>priii|4i'n von riiiein in j''alirt bcgritl'» neu ."^^tj-assenbahn- 
wagen, vi>n liesctiidcis giMitctm Au.siialinH'talltMi ab^c^elicn , ein Ver- 
st'hulden des Kalirt;aslt'> daistidll, ist vctui BfM nfiiiigs^ci iciit mit Recht 
Hiigeiiunnnen. Dit ses mit witk<-nde eigene Vri.sciiuldeii des Kliigcrs ist 
gegen dir deniirmid der Hal tung d» r iu.'kla'j ten l>ctritd)snnternt Imieriu 
nacli i; 1 llari{itlii. bild' iide lU'triell.'^getalll• der Stra.'^senbahn gemäss 
§2r)4I>(jl]. abzuwägen. Bei dieser Abwägung kommt dem Kläger, wie 
die (Berichte der Vorinstanzeu zutrelTeud erwogen haben, zustatten, dass 
die Wagen iliie Fahrt bereits so verlangsanil hatten, dass das Halten 
Vom Kläger erwartet werden konnti^; statt dessen wurde id«)L/,lie,ji in 
dem Moment e. als der k'Iäuer eben abstieg, die l'alirt wieder beschleunigt; 
nur (laduii-h ist dei- Ivl.it,» r zu Falle gekommen und verletzt worden. 
Dass der Klager seine .\bsicht, an dieser Haltestelle auszusteigen, dem 
SchalVner nicht kuntigegebeu hat, ist ihm nicht als Verschulden an- 
zurechnen. Eine solche Mitteilung hat nur den Zweck, das Anhalten 
der Wagen an einer Haltestelle, auf der nicht regelmässig, sondern nur 
nach Bedarf gehalten wird, herbeizuführen. Hat ein Fahrgast, der 
absteigen will, dies dem Schaffner eröffnet, so ist damit das Anhalten 
veranlasst, und es ist des weiteren Sache des Schaffners, an der Halte- 
stelle zn beobachten, ob nicht noch andere Pemncn absteigen ; er darf 
das Zeichen zar Weiterfahrt erst geben, nachdem er sich ttberzengt hat, 
dass das Ab- oder Aufsteigen beendet ist. Offenbar hat der Schaffner 
im gegebenen Falle, sei es schaldhaft, sei es unversehuldeterweise, Aber- 
sehen, dass der Kläger, der sich zuletzt aaf dem Hinterperron des ersten 
Wagens befunden hatte, ebenfalls auszusteigen sich anschickte, und da- 
darch ist der Unfall schliesslich herbeigef&hrt worden. Darin liegt eine 
Steigerung der Betriebsgefahr, die es rechtfertigt. das.s der beklagten 

Kg«r, BiaanbaliaNoliUlohe Rntsclioidmiftoii XXIV. 19 
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ßetriebsiiiiteriieliiueriii ein Teil des Scliadeiis, ih-v dem Kläger aus dem 
Unfälle erwaciisen ist, auch gegenüber dem eigeneü mitwirkeiideu Ver- 
schulden des Klägers auferlegt worden ist. 



Nr. 219. Eiitsc'h. dos Deutseheii Rolclisirerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 28. Oktober 1 907. 

§ 1 RHaftpflG. 254, 276 BGB. Verschulden eines Fuhrmanns, der mit seinen zum 
Scheuen geneigten Pferden an der Strassenbahn entlang fahrt, obwohl ihm andere Wege 

nr Verfügung stolmi. 

Wenn auch die Fahrstrassen in erster Reihe für den Fuhrwerks- 
verkehr bestimmt und augelegt sind und deshalb nicht allgemein ver- 
langt werden kaun, dass die mit Strassen bahnen belegten Strassen von 
den WagenfiUirem auft Vorsiclit gemieden werden, so ist doch ein Ver- 
schulden auf Seiten des Fährmanns anzunehmen, der wissend, dass die 
Pferde des von ihm geleiteten Fahrwerks im höchsten Grade vor dem 
Läaten nnd dem allgemeinen Getöse der Strassenbahnwagen scheuen, 
seinen Weg an der Strassenbahn entlang nimmt, obschon er, wenn auch 
mit einigem Zeitverlust, Strassen benatxen kann, durch welche kdne 
Strassenbahn führt. 

Nr. 'Z'ZO, Vntsah, dos Doutsolien Jioiolisß;oriehts. 

6. Zivilsenat Vom 4. November 1907. 

iliiis licclit M ilWTi Nr -^n s iitu Zifl ^ii^i i 

8 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Bei nicht aufgelclärtem Sachverhalt liegt der Eisenbahn 
der Beweis des Verschuldens des Verletzten ob. Eine blosse Vermutung ist nicht ge- 
aigatt» aaf litzterea dia BewtMatt abiuwSliaa. 

Ist ein Fahrgast heim Aassteigen aas einem Strassenbahnwagen 
durch den heftigen Ruck beim Anfahren des Wagens aaf das Pflaster 
hinabgeschleadert worden, so kann aus diesem Vorgang nicht entnommen 
werden, dass der Fahrgast es schnidhaft versäumt habe, sich beim Aus- 
steigen an der Griffstange festzuhalten. Aus dem Hergang selbst ergibt 
sich hier sonach nicht, wie in dorn Falle JW. 1906 S. 675 , eine die 
Beweislast umkehrende Vermutung, dass der Fahrgast nicht abgestflrzt 
wäre, wenn er den Griff gefasst hätte. 



Xr. 331. Entseh. des Deutschen Reichsgoriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 4. November 1907. 

(Wanieyer, Brg.-Bd. isos B. 15.) 
§ 1 RHaft|ifl8. § 2S4 BGB. Ein Haftpfliohtanspruch ist unbegrilndet, wmm der Fahrfift 
schwer b«|MMsiit vm oiiMn kereits fahrcadMi Zage springt. 

Ein Fahrgast, der schwer bepackt von einem bereits wieder 
fahrenden Zuge abspringt, handelt grob fahrlässig, und es mnss, 
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Wfiin er zu Schadpii koimiiL, die Alnviigung seines cigeiirii scliiild- 
liaften Verhaltens mit der durch keine besonderen Umstände, insbesondere 
nicht durch »'in Verscluilden der Eisenbalinbediensteteii erliühten Betriebs- 
gefahr dazu führen, dem Verletzten jeden Anspruch auf Sdiadenersatz zu 
versajren. Dies gilt um so melir dann, wenn der Verletzte überhaui)t 
säumig beim Au'^sl eigen gfwescn ist. Will ein Fahrgast auf einer Halte- 
.sieiie, an der, wie jedermann weiss, der Zug nur ganz kurze Zeit hält, 
aassteigen, so gebietet es die im Verkeiir erforderliche Sorgfalt, dass 
er sein (iepäck und die sonst von ihm mitgeführten Sachen im Augen- 
blick des Anhaltens des Zuges bei der üand hai, um ohne Verzug aus- 
steige u zu können. 



Nr. Entscli. des Kainiiiergerlelits in Itciiln, 

Strafsenat. Vom 4. Noveuiber 1907. 
(Dl* 8«lbstT«rw. Mrg. 86 (l«W) Nr. s S. aa.) 

KrafUMiKMii« dlrten !■ kelRen Fall« Mit elm anderen Instrnnente «Is der Hnpe 
ein Wnmanieelinnl abieben. Jedenfalle tet ein Fanfarenalinal verlieten. 

Ein Fanfarensignal liatte als Wamongszeichen ein Fabrikbesitzer 
abgegeben, als er mit seinem Kraftfahrzeug durch eine rheinische Stadt 
fahr. Ans diesem Änlass wurde ihm anf Gmnd der Polizeiverordnnng 
des Oberprfisidenten der BheinproYinz yom 1. September 1906, die im 
Einklang mit den ffir die fibrigen Provinzen erlassenen, den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen betreffenden Polizeiverordnungen im § 18 Abs. 4 
bestimmt« dass Wamnngszeichen nur mit einer eintönigen Hupe ab- 
gegeben werden dflrfen, und auf Grund des § 366 ZiiF. 10 des Straf- 
gesetzbuchs der Prozess gemacht. In zweiter Instanz erkannte das 
Landgericht za Bonn auf Freisprechung. Es zog aus Abs. 5 des § 18 
.der Polizeiverordnung, der die Abgabe langgezogener Hupensignale, die 
Aehnliehkeit mit Feuersignalen haben, untersagt, den Schluss, dass 
Kraftfahrzeuge Fanfarensignale ertönen lassen dürften. Auf die Re-. 
Vision der Staatsanwaltschaft hat der Strafsenat des Kamm erger ichts 
am 4. November 1907 das Vorderurteil aufgehoben und die Sache an 
das Landgericht zurlickverwiesen. Dessen Auffassung bezeichnete der 
Senat als unzutreffend, indem er sich auf den Standpunkt stellte, dass 
die einzelnen Polizeiverordnnngen dahin zu verstehen seien, dass Kraft- 
fahrzeuge in keinem Falle mit einem anderen Instrument als der Hupe ein 
Wamungssignal abgeben dürften. Eine derartige polizeiliche Vorschrift 
habe einen guten Sinn. Das auf der Strasse verkehrende Publikum soll 
im Interesse seiner Sicherheit von vornherein wissen, dass beim Ertönen 
eines Hupensignals sich ein Kraftfahrzeug nähere. 



19* 
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Nr. 223. Eiitscli. des Deutschen Reiehsi^ericlits. 

4, Strafsenat. Vom 5. November 1907. 

Das Krcht XI l0O7i Nr -'S S 14TK ZilT, 3732 * 

§ 222 StGB. Fahrlässige Körperverletzung seitens des Besitzers eines Automobils. 

Wenn auch dei- l^esitzer eines Autoinobils, der die Leitunp: einem 
ti'iclitigen und als umsichtig und zuverlHs.sig eiprobten Manne übertragen 
hat, weder allgemein, noch auch dann unter allen Umständen verpflichtet 
ist, diesen zu beaufsiclitigen und zu leiten, wenn er selbst das Fahr- 
zeug benutzt, so ist er doch verpflichtet, dann einzugreifen, wenn er 
wahrnimmt, dass der (seiner liotniässigkeit unterstehende) Leitei' des 
Fahrzeugs unvorsichtig handelt und dadurch das Leben, die (lesuudheit 
oder das Eigentum anderer Personen gel'äiirdet. Sehaut er trotzdem 
und unter rmständen, wo ein Handeln seinerseits die drohende Hefahr 
zu beseitigen vermöchte, mü.ssig zu, so ist ihm dies zum eigenen Ver- 
schulden anzureciinen. 

Nr. Entscli. des Ocsterr. Obersten Oerlehtshofes. 

Vom 6. November 1907. 

(Allg. Tftr.-Anz. XXVIl (iMS) Nr. i 8. 1.) 
f§ 9, 68 Ocsterr. ElsenbBetrRgl. Bei Avisierung durch die Post gebort diese nifliit 
zu dM Personen, deren sich die Eisenbahn bei Ausführung des Transports bmlint 
Das Verschulden der Post hat daher die Eisenbahn nicht zu vertreten. 

W as den Kevisiunsgrund des i:; 503 Ziff. 4 ZPO. betrifft, so haben 
die Vorinstanzen zutreffend dargelan, dass die Palm, weini sie sich 
gemäss § (38 Ziff. 1 PetrKgl. der k. k. Post als Zustellungsoigans behufs 
Verst;iiidigiiii2: des Destinatars von der Ankunft der Fracht vom Be- 
stinunungsorte bedient, für einen Verstoss dei' Postorgane nicht auf- 
zukommen hat, da als Organe dei Palm im Sinne des § 9 BtrRgl. nur jene 
anzuseilen sind, welclier sie Mrh lici .\usfiihrung des .Transportes" be- 
dient, und des ferneren, dass auch dann, wenn die Avisierung der Sen- 
dung an Jan Sh .... in Zdislav olme den Heisatz .jr." erfolgt ist., 
hieiin ein balinamtliclies Verschulden nicht eikennbar ist, da in Zdislav 
keine zweite Person gleichen Namens wohnhaft war und eine Verwech- 
selung auch im vorliegenden Falle nicht vorgekummeu ist. 

Nr. 225. Entsch. des Bentscheii Reiehss^crlchts. 

7. Zivilsenat. Vom 7. November 1907. 

(.I\V .I d.r^r )W7 .\r 2i S. 845 Ziff. 26.> 

9 I RHaftpflG. Ein Unfall, der dem Eisenbahnreisenden infolge einer durch seine 
persSnlioiiM VerhlltaliM, nloht diiroll Betriebtelsrfofctnngen gebettMO Eile n|MttwM 

istt ist keil Betrietemfail. 

Die Eile, die geboten war oder doch vom Kläger fttr nötig gebalteo 
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wurde, um die Abfahrt des — erst von Olpe abgfehenden — /*^ngs nicht 
zu versäumen, hatte ilire Veraiihu^sung nicht in irgendweklien Betriebs- 
einriclitungen. son(h^in ledio;lich in den persönliclien Ver)iältnisi>en des 
Klägers t>elbst. Es war der freie Kntschluss des Klägers, nach dem 
Abort zu gehen; das Verlangen, ein ihn anwandelndes Iknllirfnis zu 
befriedigen, hat die f^ile hervorgerufen, und der Fall liegt nicht anders, 
als wenn jemand, der, zu Hause oder auf der Strasse durch irgendeinen 
Umstand aufgehalten, sich beeilen muss, um den Zug nicht zu versäumen, 
infolge der Eile auf dem Bahnsteig hinfällt. An dieser Beurteilung 
wird auch dadurch niclits geändert, dass der Kläger das Vorfiberfahren 
der LokomotiTe bat abwarten müssen und dass dadurch die iim fftr den 
Gang zum Abort und wieder znrttck zum Zug zu Gebote stehende Zeit 
in dem Masse verkürzt worden sein sollte, dass er Eile ftii- geboten 
erachten musste. Denn die Lokomotive kommt hier ifur als ein räum- 
liches Hindernis in Betracht, das mit den durch den Betrieb hervor- 
gerufenen Gefahren nichts zu tun hat; jedes andere Hindernis hätte 
dieselbe Wirkung gehabt. Ausschlaggebend ffir die Beurteilung des vor- 
liegenden Falls ist, dass der vom Kläger beabsichtigte Gang nach dem 
Abort, auf den die infolge yorbeifahrans der Lokomotive für notwendig 
gehaltene Eile eingewirkt hat, durch den Eisenbahnbetrieb nicht ver- 
anlasst war, mit ihm in keiner Verbindung stand, und nur solche Fälle, 
in denen ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Eisenbahnbetrieb 
und der Handlung des Verletzten, bei der er Eile entwickelt hatte, 
vorlag, sind in der Rechtsprechung des RG. dem § 1 RHaftpflG. unter- 
stellt worden. 



Nr. 286. Entseh. des Deutsehen Beiehsgeriehts. 
6. Zivilsenat Vom IL November 1907. 

(Das Uccht XII (1908) Nr. 1 BeU. 2 S. Sl Ziff. 174) 

S I RHaft|lfl6. 8 254 BGB. Steigerung der Betriebsgefahr beim Strassenbalialwtrieb, 
welcher nur durch Wagenführer ohne Schaffner stattfindet. 

Die allgemeine Gefährlichkeit eines Striissenl>ahnbeti ii'l)s wird nicht 
unwesentlich gesteigert, wenn die Wa^^cu nur von dem Wagenführer 
bedient und niclit auch von einem Scliaft'ner, der die Haltestellen abruft 
und das Ab- und Aufsteigen iiberwacht und Irenen (.jn irefilhrliclies Ab- 
stürzen durch sein Einschreiten die Fahrgilste siclierl , begleitet wird. 
Diese Erhöhung der Betriebsgefahr ist im Falle eines mitwirkenden 
Verschuldens eines durcli den l^ahnbetrieb WMletzten bei Abwägung 
dieses Verschuldens des Verletzten und der von dem Eisenbahuuuter- 
nehmer zu vertretenden Betriebsgelahr in Betracht zu ziehen. 
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Kr. 337. Klitsch, des Deutsehi'u Reklis^ericlits. 
1. Zivilseiiat. Vom 16. November 1907. 

(JW. Jabrg 87 (1908) Nr. t & 6 Ziff. i. - Da« Reoht XU (IflM) Nr. 1 8. S Ziff. MO 

Mangels bezüglicher Bestimmungen des Internationalen Ueberelnkommens Ober den 
Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 ist in betreff der Haftpflicht für Verlust, 
Besctiädigung etc. des Guts die Frage nacii Begriff und Wirkung des konkurrierenden 
VfnchiMMW meb iIni le MmM fconMewlM Uiiesreoht, d. i. !■ DeMtsehland lacb 

I 264 BOB. n toirtelltii. 

Der ElageanBprach unterliegt den Vorschriften des internationalen 
Uebereinkommens vom 14, Oktober 1900. Das IntUeb. geht grandsfttz- 
lieh daranf ans, fQr die von ihm behen*8chteu Rechtsverhftltnisse ein 
einheitliches, von den Landesrechten unabhängiges Recht zn schaffen. 
Allein dieses Ziel hat es nicht vollständig erreicht. Abgesehen davon, 
dass es an verschiedenen Stellen selbst auf das Landesrecht Bezug 
nimmt, sind auch seine eigenen Vorschriften nicht überall so vollständig 
und in sich abgeschlossen, dass die Auslegung und nähere Entwickelung 
lediglich auf dem Boden des Uebereinkommens erfolgen konnte. Hierher 
gehört insbesondere auch die Frage, ob und welchen Einflnss auf die 
Haftung des schuldigen Teils der Umstand habe, dass auch das Ver- 
halten des Gegners nicht zn billigen ist, die Frage nach Begriff und 
Wirkung des sog. konkurrierenden Verschuldens. Das IntUeb. bestimmt 
darOber nichts. Es wäre aber auch ganz hoffiiungslos, in dieser sehr 
bestrittenen und der verschiedensten Auffassungen fähigen Materie einen 
durch allgemeine Uebereinstimmung gesicherten Bechtsbestand festzu- 
stellen, aus dem die Lttcke des Uebereinkommens ergänzt werden könnte. 
Daher bleibt, wenn man nicht das Verschulden des anderen Teils gans 
ausser acht lassen will, was selbstverständlich gar nicht in Frage 
kommen darf, nichts anderes äbrig, als auf die einschlagenden Be- 
stimmungen desjenigen Landesrechts zurückzugreifen, welches an sich 
auf den zu entscheidenden Fall Anwendung finden müsste. Der Senat 
schliesst sich also in der Frage des sog. konkurrierenden Verschuldens 
derjenigen Auffassung des IntUeb. an, welche in bezug auf den Begriff 
der höheren Gewalt der VI. ZS. in dem Urteile VL 318/03 vom 25. Fe- 
bruar 1904 — veröffentliclit in RG. 57, 142 tt". — entwickelt hat. Von 
diesem Standpunkt aus kann es dann weiter keinem Zweifel mehr unter- 
liegen, das.s im vorliegenden Falle die ergänzenden Vorschriften dem 
deutscheu Hedite zu entnehmen sind und dass daher der § 254 BGB. 
Anwendung finden muss. 
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Nr. 338. Ejitseh. des DiMitschoii Relclissorichts. 

7. Zivilsenat. \om 19. November 1907. 

8 8 Preuss. EntG. vom Ii. Juni i874. Bemessung des Wertes eines grösseren Besitz- 
tums, tf«8ten Teile von vertoMedeier B«80lia#enlielt sind. 

Der Kjiiifpreis für ein grösseres Besitztum ergibt, selbst wenn man 
Kaufpreis und Wert gleichsetzen wollte, keineswegs, dass der Wert 
eines jeden einzelnen Teils für sich betrachtet, dem durchschnittlichen 
Werte, der für eine gewisse Einheit des Ganzen, Morgen, Hektar usw. 
berechnet wird, entsprechen muss. Die einzelnen Teile kOnnen nach 
Knltnrart, Bodenbeschaffenheit und Lage so verschieden sein, dass der 
Wert des einen Teils den eines anderen nnd den Doi'chscbnittswert 
einer gewissm angenommenen Einheit bei weitem ftbersteigt. Der Eigen- 
tOmer des Restgrandstückes braucht sich nicht auf eine Verftnsserung 
eines Teils desselben vom Uebemehmer verweisen zu lassen, damit die 
bei einer solchen Veränssernng zu erzielenden Prdse fttr die Bemessung 
der Wertsvermindernng des Bestgrundstflcks herangezogen werden können. 

Nr. 839« Bntseh. des Bentsehen Selehsgerlelits. 
^ 2. Strafsenat Vom 22. November 1907. 

(Da« Seeht XI (1907) Nr.M 8. i&io ZifT. 3879.) 

f 61 StGB. Strafantragsberechtigung bei der Prent«. Stantseisenbaiinverwaitttag. 

Welche Dienststelle für die Eisenbahnverwaltung Strafantrag (wegen 
Uebertretung gegen § '610 Nr. 5 StGB.) zu stellen hat, entscheidet sich 
in Prenssen gegenwärtig nach der V(m waltnnjrsordnnng für die Prenss. 
Staatseisenbahnen vom 17. Mai 1902. Danach vertreten nur die Eisen- 
bahndirektionen innerhalb ihres Geschäftsbereichs die staatliche Ver- 
waltung, nicht auch die Betriebs-, Maschinen-, Verkehrs- und Werk- 
stätten-Inspektionen oder gar Beamte der Gtiterabfertigungsstelle. 

Mr. 230. Entsch. des Deutselien Jleichsgeriehts. 

6. Zivilsenat. Vom 25. November 1907. 

(JW. Jahr»,' 37 (190H; Nr. i S. 54 Zlö. X.l < 

Art i §9 12, 14 BeamtUFürsG. in Verb, mit §g I. 3a, 7 HaftpflG. Umfang der den 
BelrialiMsItraelMier slser Prlvateltesbaki Btdi MaMfabs dst HaflirflQ. «MleflMdas 
SdUMtosseraatzplllolit, wms der In Bdtrtohe VerlsMe als pesslsstberadlitigter Be- 

aHter ist. 

Der Klageansprach stiUzt sich auf Art. 1 § 14 vgl. mit § 12 
BeamtUFürsG. vom 18. Juni 1901 in Verbindung mit den §§ 1, 3 a 
nnd 7 HaftpflG. Die Beklagte ist als Unternehmerin einer Eisenbahn, 
bei deren Betrieb ein Beamter des Klägers, der Weichensteller H., im 
Dienste so schwer verletzt worden ist, dass er danernd dienstunfähig 
geworden ist, für verpflichtet gehalten worden, dem Kläger die von 



Digitized by Google 



284 



EiiUch. (Ica Dcutücheii Reiciisgeiichu vum 26. Nuveiuber 1907. 



ihm wegen des Unfalls dem H. zu zahlende Pension soweit za erstatten, 
wie sie an sich dem fl. selbst schadensersatzpflichtig sein würde. Dies 
ist im allgemeinen nnd grundsätzlich jedenfalls richtig, insbesondere 
auch in dem Sinne, dass nicht etwa die Schadensersatzpflicht des Dritten 
soweit, wie der Beschädigte gerade durch den Unfall einen Pensions- 
anspruch erwirbt, von vornherein wegfällt, weil insoweit etwa kein Ver- 
mögensschade entstanden wäre; denn dioi Ansprüche aus den Unfall- 
versichemngs- und Unfallfürsorgegesetzen stehen vielmehr umgekehrt 
den Beschädigten von vornherein nur mit der Massgabe zu, dass dafür 
die diesen durch den Unfall gegen Dritte erwachsenen gesetzlichen 
Ansprüche insoweit auf den Zahlungspflichtigen übergehen. Daher hat 
auch der IV. ZS. des R6. — 63, 383 ff. — bereits sich in diesem Sinn 
ausgesprochen. Nnr die Frage hat er dort offen gelassen, ob auch füi> 
diejenige spätere Zeit, wo der Verletzte audi ohne den Unfall dauernd 
dienstunfähig gewesen sein würde, Ansprüche gegen den Dritten mit^ 
übergehen. Diese Frage war damals vom Bernfungsgerichte verneint 
worden, und da gegen diesen Teil der Entschädigung kein Bechtsmittel 
eingelegt worden war, so hatte der IV. ZS. keinen Anlass, sich über 
diesen Punkt zu äu.ssern. Im vorliegenden Fall ist nun vom OIjG. tat- 
sächlieli festgestellt, dass H. auch oline den Unfall mit dein 17. Oktober 
dauernd dienstunfällig sein wiiido, also jedenfalls auch vom 17. Oktober 
1922 an dauernd dienstunfähig sein winde, nnd au.s diesem Grunde 
verlangt jetzt die Beklagte die Aufhebung ihrer Verurteilung für die 
Zeit vom 17. Oktober 1U22 an. Für eine solche Unterscheidung 
zwischen der Zeit vor und nach dem Zeitpunkte, wo auch sonst die 
dauernde Dienstiiufähigkeit eingetreten *sein würde, wäre jedoch keinerlei 
Grund erfindlich. 



Nr. '^ol. liiitseh. des l>< nt>< heu Keiflisi;eric*lits. 

7, Zivilsenat. Vom 20. November 1907. . 

(J\V. Jabrg. 37 11908. Nr. 3 82 Zi« . 19.) 

§ 10 PrMns. Eirtfi. vom 11. Juni 1874. Von einer „Aufrechnung" oder „Ausgleidiung** 
von Vorteilen mit Naehteilen kann nnr da die Rede sein, wo anf Mden Sotten ooHh 

ständige, für sich bestehende Faktoren vorhanden oind. Dagegen versagen die für 
ooiche Fälle beotobeodoi Grundsätze, wenn es sich um die eiolieitliGlio Wirkung einer 

und derselben Tatsache handelt. 

Diircli da.^ (jrund.siiick de.s Bekln;rten ist eine Strasse p:ek'<j:t 
worden, infol^^ede.ssen wird die.se auf Ih IiIi h Seiten von dem Restp-ruml- 
s^tiK'k des Beklagten begrenzt. Wiid nun angenommen, das.^ hieniuich 
da.s liest "jinndstüek an Wert frewoniien hat, was der Walirseheinlieli- 
keit entsiirieiit. jedocli. da eine Feststellnn^^ naeii dieser Kiclitunfi; nicht 
getroäeu iüt, iu gegenwärtiger luälauz Auuahnie bleiben uiuss, — so 
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kuiinoii aus der einlifitliclien Wirkung, welche die Helegenlieit des 
Restgrundstrick.s an dvi neuen Strasse Huf liicses ausübt, niclit oinei-- 
seits diese Wertsei Iniliung- und andererseits die Lasten, die in (üstalt 
gewisser, von dem liL-klagten zu leistender Aut \v('ndunp:en aus ebeu 
dieser Tatsaciie lur das Kestgrundstück erwaciisen sind, als selbständii^e, 
für sich bestehende Faktoren herausgelöst und jeder für sich rechtlich 
gefordert behandelt werden; es ist vielmehr auf das PIndergebnis. das 
Fazit dieses einheitlichen Vorganges, zu sehen. Gesetzt, dass die 
Wertserhöhung, für sich allein betrachtet, 10000 M. betragen würde, 
während die Last, die infolge der Belegcnheit des Eestgrundstücks an 
der neuen Strasse diesem obliegt, im gegenwärtigen Fall die Last, 
eine Einfriedigung lierzustellen, 3500 H. beträgt , so bleibt immer noch 
eine WertserhShung fibrig, die das Restgrnndstfick durch die Enteignung 
erfahren hat, und es würde dieser nicht wegzuleugnenden Tatsache 
widerstreiten und mit ihr unvereinbar sein, wenn man trotzdem erklären 
wollte, das Bestgrundstfick habe durch die Enteignung eine Werts- 
verminderung erlitten. Die Tragung einer solchen Last ruht unmittelbar 
auf der werterböhenden Tatsache und ist von dieser untrennbar. In 
ähnlichem Sinne hat sich bei-eits früher der V. ZS. des RG. im Urteil 
vom 10. Februar 1894 (EisenbE. X S. 264) ausgesprochen, indem dort 
ausgeführt ist, von einer Wertsverminderung des Rcstgi'undstücks kOnne 
keine Rede sein, wenn die Belastung, die das RestgmndstQck als Folge 
der Enteignung treffe, im Sinne des Gesetzes nichts anderes sei, als 
das Aequivalent für die Vorteile, die dem Bestgrundstfick ans dem 
Unternehmen der Strassenanlage erwüchsen. Gegen diese Auffassung 
kann nicht die Entscheidung des erkennenden Senats vom 2. Februar 
1904 (RG. 57, 243 ff.) vorwertet werden, da der damals behandelte 
Fall völlig anders gestaltet war. (Wii-d dargelegt.) Auch die tibrigen 
die Vorteils- und Nachteilsausgleichung bei der Enteignung betreffenden 
Urteile des RG. stehen, wie in Kürze bemerkt werden mag, der oben 
getroffenen Entscheidung nicht entgegen, was deren im einzelnen hier 
nicht näher zu erörternde Sach- und Rechtslage ergibt. Der Berufnngs- 
richter wird demgemäss zu prüfen haben, ob nach Hassgabe dieser 
Gesichtspunkte der Anspruch der Klägerin begründet ist, insbesondera, 
ob eine Wertsverminderung oder eine Wertserhdhung des Restgrund- 
stficks eingetreten ist. 
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Nr. 2'V2. Kiilscli. des Dnitsclion liciclisiroriclits. 

6. Zivilsenat. Vuui 28. November 1907. 

flhis llcL'lii XII il908) Nr. 1 lleilai^e 2 S rw Ziff. KW i 

§ I RHaftpflG. findet bei Beschädigungen durch aus dem Gepäcicnetz herabfallenil« 

GepiekstOeke AnweMlang. 

Isl infolge de.'; Rültelns des Kisenl);ilin\va;.''ei)s eine von einem 
Dritten (wenn mucIi nicht ordnungsinässijr) in diis ( iei);i{'knetz «relefrte 
Scliaclitel lierunterfrefallen . so ist die daiiurcli verursaclile Vurlelzuug 
eines Falir^asli^s l)ei dem üet riebe der Eisriibabn erfolj^t. 

Dass ein frb'iclier Unfall auch bei anderen i;etri(d>en vorkommen 
kann und darum nicht dem P^isenbahnbetriebe eigentiimlich ist, steht 
der Klaj^e nicht eiilgecfen. weil das (i'esetz die Hatiung des Unter- 
uehaiers nicht iiul" Unlälle der letzteren Art beschrankt. 



Nr. H'V-l. Klitsch, des Deiitsciien Keu lisu:erielits. 

4. Zivilsenat. Vom 12. Dezember 1907. 
(Du Hacbt XU (1908; Nr. • Beilage S & M ZUT 5tfl.) 

§ 3a RNaftirfH). § 843 B6B. Bei der iBltllobM BsgreuMif iar fir feMlaiwrte 

Erwerbsfähigkeit zuzusprechenden Rente kann der re|diiitsl|e, der Erfahrung ent> 
eprecbende Verlauf der Dingo nicht in Betracht kommen, wenn Umstände VOrlle|ei| 

die eine andere zeitliche Begrenzung rechtfertigen. 

Der Sachver>tändiue sat^te aus, er schätze, dass die au^eiiblick- 
lich(^ Arbeitstahi<:keir der Kläg'erin um '/5 bis ','4 vermindert sei, unti 
er nehme an . dass die Knln;i'n des Unfalls in drei bis sechs Monaten 
ganz li.'s. iti'/t sein werden. Dei' Berufun^srichter meint aber, mangels 
ent^e;:en>ieli-iider Behauptungen der Parteien könne er sich an den 
regelmässigen, iler Erfahrunir eiitspreciienden Verlauf der Dinge 
halten, und danach sei aiiznnehnien. dass ilie Klägerin bis zur Voll- 
endung des 70. Leljen.>jahres in dem gleidien Umfange wie zurzeit 
erwerbsfähig bleiben werde. Allein bei derartigen Erwägungen über 
die mutmassliche künftiL'^^ Gestaltung der \'erliältnisse dürfen solche 
Umstände nicht unb(?a(ditet bleiben, die, wie ilas (Gutachten des Dr. S., 
g(eignet sind, das l'nwahrscheinliche der im voraus gemachten Veran- 
schlagung darzuiun. Warum der Berufiiuu>iichtei annimmt, dass die 
Klägerin, die für ihre teilweise Erwerbsunfähigkeit beweispfliclitig ist, 
länger, als dei- Sachverständige angenommen hat. an den Folgen des 
Unfalls leiden werde, darüber gibt die Ui teilsbegründung keine Auskunft. 
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Nr. 2.*U. Entsch. des Don f sei ich Kclclisircriehts. 

6. Zivilsenat. Vom 12. Dezember 1907. 

(Dm Recht XII (1908: Nr. 3 Beilage ü S. ZltT. 523) 

I 3 RNaftpflfi- « 844 Abt. 2 BGB. Erhebt ein ttneheilches Kind des QetSteten einen 
RMt«ia«t|N«oli, st HMts es darlsflsn, Inwtsfert es dnrch den Ttd des ausssrefeellehsa 
Ensnisrs ssinns UnterhnlfsMspnifriis verinstii gsgaagen Ist. 

Der Kläger stützt seinen Anspruch auf Gewährung einer Bente 
darauf, dass er gegenttber dem Veronglttckten als seinem ansserebelichen 
Erzeuger, sofern dieser am Leben geblieben wäre, ein gesetzliches 
Recht auf Unterhalt gehabt haben wftrde, und dass ihm dieses Becht 
infolge der Tötung entzogen sei. Nun trifft aber diese letztere Annahme 
au sich nicht zu; denn nach § 1712 BGB. erlischt der Unterbaltnogs- 
anspruch eines ausserehelicben Kindes mit dem Tode des Vaters nicht 
und besteht auch dann, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes 
gestorben ist; es wird daher zu erüi tn n und zu pr&fen sein, ob gleich- 
wohl vermöge der besoiKh ien Verhältnisse des gegebonen Falles der 
Schadenersatzanspruch des Klägers ganz oder zum Teil b«grandet 
erscheint. * 

Nr. 235. Entsch. dos Dcntschcn Kclchs«:crlclits. 

6. Zivilsenat. Vom lü. Dezember iy07. 
(Dm Beeht XII fl9M) Nr. S Beilage a 8. towv Ziff. MT/flSS. - JW. Jahrg. S7 (1908) Nr. 4 8. HS Ziff. 17. 

- D.IZ XllI (1908; Nr. r> S. 805.; 

§ 2 RHaftpflG. Eleictrizitätswerke gehören zu den Fabriken, Unfälle bei Bedienung 

der Zuleitungseinrichtungen zum Gesamtbetriebe der Werke. 

Einem .städtischen Klrktrizitätswt-rk. (his iiadi seinem l'iiilaiig und 
der ganzen Art seines Hetrifbs den (,'h:iraklor tiii* !- Kalirik hat, kann 
dieser Charakter nicht (h'.siialt» .ib<:<'siiioclien werden, weii darin ni(dit 
körperlidie Sachen her<re.stellt ocb-i tMin i iieaibeitnng unterwürfen würden. 
Denn wenn Kloktrizität nacli der lierrsc henden .Autlass^ung aucli kein 
Körper ist. so ist sie docii ein Erzeugnis, das tür den wirtschaftlichen 
Güteiau>tau>ch freeiirnet ist, .<ie ist tatsaclilich der Gegenstand zalil- 
reicher Lieferungsvei trä^e und wird im Verkehr durchaus als eine 
Ware beliandelt (vgl. KGZ. Bd. 56 S. 408), 

Die Zuleitung elektrischen Stroms von der Erzeugungs- nach der 
Verbrauchsstelle der Abnehniei- des Elektrizitätswerkes kann nicht mit 
dem Transporte fertiger Fabrikate vgl. K()ll(i. Hd. 22 S. 311 — 
auf eine Stufe gestellt werden. Diese Zuleitung erfordert, wie bei 
Gasfabriken, Wasserwerken etc., besondere dauernde Einrichtungen, die 
von dem Betriebsunteiiielinier beschaft't und erhalten werden, mit dem 
Werke selbst verbunden und von diesem dergestalt abhängig sind, dass 
sie nur funktionieren, wenn das Werk in Betrieb ist; sie erscheinen 
somit als Aussen werke der Erzeuguugsstelle, als Bestandteile des Gesamt- 
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Werkes — v«rl. RGZ. Bd. 4S S. 2(17 ihre Beschickung mit Ekkiri/itai 
l»il(Iet eint II Teil des Gesamt Itctriebes und ihre Bedienung unterliegt 
auch den für die Klektrizitätswcrke eigentiinilichen (iefahren. F^iu 
hierbei eintrettiidcr Unfall i>t daher als ein Unfall iui Betriebe des 
Elektrizitätswerkes anzusehen. 

Kr. 286. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerlehtshofes. 

Vom 17. Dezember 1907. 

[AWr. Tar.-Anz. XXYII ilfH» Sr i S 70 ^ 

Der ausländische Fiskus, insbesondere Eieenbahnfiskus, insoweit er als Unternehmer 
in privatrechtitche Beziehungen tritt, ist der inländischen Gerichtsbarkeit nicht pria* 
zipieil entzogen. — Klagen tit im FraeMvartrage gegen tfla kVaigl. ungarisahaa 
Stattskahaen kSaaaa iai lalaada bei deai fierleliteetaBde iee VeraiSfleBe aafeferaeht weriea. 

Der Nichtigkeitsgrand des § 477 Z. 6 läge nnr dann vor, wenn 
ein auswärtiger Staat unter keinen Umständen vor einem inländischen 
Gerichte belangt werden konnte. Das ist aber nicht der Fall. Der 
Staat als Unternehmer ist eine privatrechtliche Persönlichkeit nnd kann 
daher ebenso wie andere physische nnd jpristische Personen in bürger- 
lichen Rechtssachen vor den ordentlichen Gerichten belangt werden, 
da das Gesetz in dieser Beziehung keine Ausnahme macht. Dies trifft 
zweifellos beim inländischen Staate zu; aber auch beim ausländischen 
Staate liegt kein Gmnd vor, von dieser Regel abzugehen. Eine Ver- 
letzung der Territorialhoheit kann darin ebensowenig erblickt werden, 
. als wenn sonst ein Ausländer vor einem inländischen Gerichte beklagt 
wird, sobald nur Oberhaupt ein Eompetenzgrund hierfür nach der Juris- 
diktionsuorm gegeben ist. Darauf, ob dies der Fall ist, kann aber 
nicht mehr eingegangen werden, weil die Beklagte den Beschlnss 
(NB. richtig: das Urteil) des Gerichtes erster Instanz, womit ihre Ein- 
rede der Ortlichen Unzuständigkeit zurückgewiesen wurde, nicht an- 
gefochten hat. 

Nr. 'Z-\7. Entscli. dos Dciitseheii Heiclisirerlchts. 

7. Zivilsenat. Vom 17. Dezember 1907. 

(Das Keclit XU (I90H) Nr. 8 Beilagu i s. lai.) 

§ 30 Preass. Eatfi. veai II. Jaal 1874. Oliae Abiaderaag des Getaaitbetraget kOnaea 
aaob eiazelae Peeltlesea zaiaaetea dee aloMklafeaden TeHe herabieaetit werde«. 

Hat nnr der Eigentämer der enteigneten Fläche gegen den im 
Verwaltungsverfahren ergangenen, die Entschädigung festsetzenden 
Bescheid den Rechtsweg beschritten, so steht es dem Richter gleich- 
wohl frei, einzelne Positionen in der Berechnung der Entschädigung 
herabzusetzen, wenn nur die vom Gericht bewilligte Gesamtentscbädiguug, 
auf die es allein ankommt, nicht hinter der vom Bezirksansschnss fest- 
gesetzten znrttckbleibt. 
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Nr. 3Ji«S. Kntscli. des Di'iitsciH'ii Kclclisijerielits. 

5. Zivilsenat. Vom 18. Dezember 1907. 

(Das Recht XII (1908) Nr. 8 BelUge 2 S.78 ZtllLAMi 

i 157 IfiB. Hat dto EltMbaliKMrwaltiMO wrlrailMi tlMfli Anlieger gegen 4to Ah- 
trttaa« 6raMlrt8okM dM RcoM aif ein AiMhlotsieltlse ngattaMtR, m ist 

die Annahme nicht zu beanstanden, das« nach dem beiderseitigen Parteiwiiien das 
Recht auf das Aoschlussgeleise nur so lange bestehen soll, als seine Aufreohterbaltaag 

sich mit dem öffentlichen Verkehrsinteresse verträgt. 
Jetlt^i mann, insbesondere eine Finna, die mitten im Verkelir .steht, 
muss mit der Erweiterung' des Verkelns und mit eventuellen Aenderun}j;en 
der Haiinliofsanlageu leclinen (sitlie dailiber Lowe. Ueber die privat- 
reclitliclie und wirtscliaftlielie Natur des I'rivatansclilussgeleises. im 
IVeussisehen Aidiiv tiii iMsrnlialmwcsen XXi S. öOft"., auch Laiiaiid 
in der DJZ. lOO.j D iUil I Iii, H21 Xr. 2i. Ks ist daher keineswegs dh- 
wegij?, wriiu der IJerufungsrichtcr angenommen hat, da.ss nach der 
Willensnii inmi^^ der Vertragsparteien das Recht auf das Anschlus-sgeleise 
mir so lange Bestand haben sollte, als seine Aufrechterhaltung sich 
mit dem öffentlichen Verkehrsinteresse vertrug. Die entgeltliche Natur, 
die Gegenseitigkeit und ünwiderruflichkeit des Vertrages stand dem 
nicht entgegen. Denn nicht um einen beliebigen Widerruf handelte es 
sich, sondern um eine Befristung^ durch Ereignisse, die vom Willen 
der Parteien unabhängig waren. 

Nr. Entseh. des Deutschen Beichsgerichts. 
7. ZiTilsenat Vom 23. Dezember 1907. 

i'Das Hcclit XII Nr. 8 BeUlgeSS.U Ziff. 

§ 276 BGB. Der Umstand, dass eine Landstrasse auch von Kraftfahrzeugen benutzt 
wird, kann nicht ohne weiteres die Verpflichtung begründen, von dieser Straese Jäagerei 

temperamentvolle Pferde fernzuhalten. 
Das Berufungsgericht hat bemerkt, die aus dem Automobilverkehr 
sich ergebenden besonderen Gefahren brauclie der Eigentümer des 
Gefährts bei Auswahl des Tieres nicht zu berücksichtigen. Das mag 
in dieser Allgemeinheit nicht zutreffend sein, richtig ist es aber in 
dem Sinne, dass es keineswegs verlaugt werden kann, es nifissten anf 
den Landstrassen nur Zogtiere verwendet werden, bei denen wegeu 
ihrer IndiTidnellen Eigenart oder w^en Ihres bdheren Alters mit Zn- 
versieht darauf gerechnet werden kann, dass sie yor Kraftfahrzeugen 
nicht scheuten, es dttrften also dahin jüngere, temperamentvolle Tiere 
ftberbaupt nicht gebracht werden. Das wQrde durchaus unvereinbar 
sein mit den allgemeinen VerkebrsbedOrfnissen, fQr welche die Land- 
und sonstigen Strassen und Wege gebaut sind, und deren Befriedigung 
noch heute weitaus deren wichtigste Aufgabe ist, nämlich dem Personen- 
sowie dem Fahrverkehr mit Zugtieren zu dienen. 
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Nr. 240. Entscb. des Dentsehen Belehsgerichts. 
6. Zivilsenat. Von 23. Dezember 1907. 

(JW. jrmhig. 87 (IM«) Nr. i S. MW ZUT. 7.) 
§§ 844. 1602, 1603 BGB. § 304 ZP(K Die Rente eines Unterhaltsberechtigten km 
■ioht für Miie LtbeMX6it, sondern nur für die mutmassliche LtbeMilaiier dtr Ustir- 

haltspflictitigen gefordert werden. 

Gefordert ist die lieiite niidit auf die nintmassliclie Lebensdauer 
der Kläfreiiii, sondern tiir iiiie wirlvliche Lebenszeit. Diese kann sclbst- 
verst;indlieli sehr \V(dil iilu r das Mass. das jetzt im Wege der Vermutniij^ 
fe.<l gestellt werden kiinnte. und audi Uber die Zeit liinausjreben. die ibr 
Mann ohne den rnfall niiitniasslicli norli «gelebt haben würde. Durch ein 
Urteil, in dem der Klaj,^erin eine lieiite auf ihre Lebenszeit zuge.sprui lien 
wird, wäre also der Jieklajite der (ielahr ausfjesetzt, ilir diese Rente 
iiber die im s; 844 bestimniie (^renze hinaus gewähren zu miissen. Kin 
solches Urteil ist daher auf keinen Fall zulässig, das gilt ebenso für 
ilas Endurteil, wie für t^iii Zw'isclienurteil im Sinne von § 304 Zl'O. 
Auch für den Kisat/.anspruch des minderjährigen Mitklägers V. M. be- 
steht die Rescliränkung. dass er eine Kente nur für die mulUKisslicbe 
Dauer des Ijebens seines Vaters beausj»! uclien kann, zugleich aber die 
weitere Einschränkung:, dass sein Schadensi rsalzanspruch auch nur für 
die Zeit, fiir welche er nach den Bestimmungen in 1002. 1603 HGF-5. 
einen ünterhallsanspruch an seinen Vater gehabt haben würde, besteht. 
Der jetzt erkennende Senat hat indes in neuerer Zeit bereits öfter 
angenommen, dass es nicht unstatthaft si'i, die zahlenniässige Be- 
grenzung der Zeit, für welche eine Rente zu gewähren sei, dem V' er- 
fahren über die lliihe d(!s Anspruchs vorzubehalten, und hat dem- 
entsprechend auch hier davon abgesehen, dius augefücht»!ne Urteil 
aufzuheben. 

Nr. 241. Entscli. dos Boutschen Rcieli.st^ericlits. 
3. Zivilsenat. Vom 23. Dezember 1907. 

(Dm BediC Xll (iMS) Nr. S Bell. 9 S. 88 Ziff. 810.) 
9 823 B6B^ Itt fSr eiR8s KraftwaseefiilMrer erkeniibar. Um beim Noraninh«! dts 
KraftmiitM ün Pferd In erhebliobem Masse unruhig wird, und ersoheiat dieaarbalb 
ein Anbalten des Kraftwagens geboten, so hat der Führer des Kraftwagaat aattr 

Umständen weiter die Pflicht, auch den Motor abzustellen. 

Muss ein .Automobilflihrer, sei es aus welchem Grunde es sei. sein 
Gefährt anhalten, so ist es ein Gebot der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt, dass er den Siofor zum Stillstand bringt, wenn ei- bei pfliclit- 
mässiger Ueberlegung erkennen mus.s, dass durch das Geräusch des 
leergehenden >rotors Gefahr für Leben oder Gesundheit von Menschen 
entstehen könne; das aber muss er .sich .sagen, wenn sich unweit der 
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Stelle, wo er bftlt, ein Pferd befindet, das offensichtlich bereits darch 
das Herannahen des Kraftwagens in erheblichem Masse nnrohig ge- 
worden ist Vgl. anch die vom Bundesrat bekannt gegebenen Grund- 
zQge, betreffend den Verkehr mit Kraftfabmngen, vom 3. Mai 1906, 
§ 18 Ab«. 6. 

Nr. 24*^. Entsch. des Deutschen Uelclisjaierlchts. 
1. Zivilsenat. Vom 28. Dezember 1907. 

Lfipz. Zoit^. hr, 1P08 Nr. 2 S. i67.'t 
Die Frist des Art. 12 Abs. 4 des IntUeb. ist eine Verjährungs- , nicht eine Präklusiv- 
frist Art. 7 Abs. 4 bezieht sich auf verpacktes und unverpacktes Gut. Unrichtig ist 
•tae Frachtkriefliasialit sleM mIim iasn, wms sie ■ustrtffaad, stMlsm aar, wess 
Ae BeitlolNiMO auoi oliae Rücksicht auf den Tarif 4er allgemiseii Verkebreaifrattui 

als falsch eracheiaee natt. 

Kläger hat in der Revisionsinstanz darzulegen versucht, dass es 
sich hier gar nicht um eine Verjährungsfrist, , sondern um eine Präklusiv- 
friät handle und dass unter dem „Geltendmaclicn" auch eine Reklamation 
lu-i der Eisenbahn zu verstehen sei. Diese Auslegung erscheint indessen 
durch den dritt<'n Salz des Abs. 4 Art. 12 ausgeschlossen. Danach soll 
nämlich Art. 45 Abs. 3 auf die fraglichen Forderungen Anwendung 
finden, und hier ist gesagt: „Bezüglich der Unterbrechung der Verjährung 
entscheiden die Gesetze des Landes, wo die Klage angestellt ist". Da 
diese Bestimmung durch die Inbezugnahme zu einem Bestandteile des 
Art. 12 Abs. 4 gemacht ist, ist die hiei bezeichnete Frist dadurch als 
eine Verjährungsfrist gokennzeichnet worden. Eine Unterbrechung der- 
selben durch blosse Reklamation findet nur statt, sofern dies in dem 
einschlägigen Landesgesetze angeordnet ist, was für den vorliegenden 
Fall unbestritten nicht zutrifft. Fbensowenig greift nach dei- hier 
niassgebendei) Fa.ssnng des Uebereinkuuimens vom 14. Oktober 1890 die 
in dem Zusatzabkommen vom 16. .luni 1898 angeordnete Hemmung der 
Verjährung durch sehriftliclie Reklanwilion bei der Eisenbahn (Art. 12 
Abs. 4. Art. 45 Abs. 4 neuei- Fassung) IMatz. Der Art. 12 Al»s. 4 Satz 1 
und 2 hat gewissermassen eine authentische iDtfipretatioii erfaliren in 
§ 470 Abs. 1 des neuen Deutschen HüB., der dazu bestininit war, die 
Norm des ersteieii allgemein auf den deutschen Eisenbahnverkehr zu 
übertragen (s. Denkschiift zu § 448 des Entwurfes, amtliche Ausgabe 
von 1896 S. 276). In dei- Fassung des HGP). aber lautet die Hestimmung: 
„ Anspriidie der Eisenbahn auf Nachzahlung zuwenig (Miiubener Fracht 
oder Gebühren sowie Ansprüche gegen die Eisenlnilni auf Rückerstattung 
zu viel erhobenei- Fiacht oilcr Gebühren verjäliren in einem Jahie, 
sofern der Anspruch ;iuf eine uiiri(htiL''e Auwendung der Tarife oder 
auf Fehler bei der Berechnung gestützt wird. Die Verjährung beginnt 
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mit (lern Aldaiifo des Tages, an welclK-m die Zahlung erfoljrl. ist". Dies 
ist in der Tat niclits anderes als eine verbesserte Redijrierung des 
Art. 12 Ab.«. 1 und 2, die de.ssen Sinn nur klarer zum Ausdruck bringt. 

Soweit die einzelnen Anspi iK-lie von der Verjalirun^ nicht betroften 
werden, müssen sie materiell j^epriUi werden. Ks ist zunächst dem 
Voiderricbter darin beizutreten, da.ss die Anwendung des Art. 7 Abs. 4 
nicht auf Güter beschränkt ist, die in einer Verpackung aufgegeben 
werden, sondern dass sie an sich auch auf unverpackte Güter anzu- 
wenden ist. Kein Gewicht ist freilich auf den vom Vorderrichter ver- 
werteten ümstand zu legen, dass in Art. 6 unter d des internationalen 
Uebereinkommens von der „Bezeielinnng^ der Sendung nach ihrem Inhalte'^ 
gesproehen wird and dass hier ohne Zweifel sowohl unverpackte, wie 
verpackte Sendungen ins Äuge gefasst sind. Denn im französischen 
Texte, welcher als dem deutschen gleichwertig zu gelten hat (Gerstner, 
Internationales Eisenbahnfracbtrecht S. 22), steht hier: ,La Dösignation 
de la natnre de la marchandise", während es in Art. 7 Abs. 4 heisst: 
„en cas de fausse d^elaration du contenu", und es erscheint danach 
die Annahme nicht ausgeschlossen, dass im deutsehen Texte das Wort 
„Inhalt** in der einen Bestimmung einen anderen Sinn hat, wie in der 
anderen. Entscheidend ist jedoch , dass der Art. 7 ganz allgemein die 
Haftung des Absenders f&r die , Richtigkeit der in den Frachtbrief 
aufgenommenen Angaben und Erklftrungen** behandelt, ohne irgendwie 
zwischen verpackten und unverpackten Sendungen zu unterscheiden. Es 
ist femer keineswegs ausgeschlossen, dass auch bei unverpackt aufge- 
gebenen Sendungen die Eisenbahnverwaltung durch eine wissentlich 
oder fahrlässig falsche Deklaration getäuscht und in ihrem Fracht- 
anspruche verkürzt wird. Warum für derartige Fälle die Vereinbarung 
einer Vertragsstrafe in Gestalt von Frachtzuschlägen nicht gelten sollte, 
ist nicht einzusehen. Man braucht nur fär den gegenwärtigen Fall zu 
untei'Stellen, dass die verladenen Platten, Ständer und Deckel in dem 
Tarife ganz zweifelsfrei — etwa durch den Zusatz ,,aus8er wenn es 
sich dabei um Teile von Maschinen handelt" — als solche gekennzeichnet 
wären, die nach Gruppe 61 zu tarifieren seien, und der Absender ihre 
Eigenschaft als Maschinenteile in der Deklaration ansdrQcklich verneint 
hätte, um zu erkenilen, dass es ungerechtfertigt wäre, unverpackte 
Sendungen allgemein von der Vorschrift des Art. 7 Abs. 4 auszunehmen. 
(Ebenso Eger, Internat, üebereink. 2. Aufl. S. 134; a. M. Entscb. des 
Zentralamts vom 24. Oktober 1894 bei Eger, EisenbE. XI 336.) Da- 
gegen ist der Revision darin beizutreten, dass auch dann, wenn die 
verfrachteten Waren sämtlich bei richtiger Auslegung des massgebenden 
deutsch-ru.ssischen Tarifen der Grupi)e 61 zuzuzählen sein würden, eine 
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„unrk'litige Angabe" des Inhalts der Sendungen im Sinne des Art. 7 
Abs. 4 nicht als vorliegend anzunehmen wäre. Es ist davon auszugelien, 
dass eine Deklaration nicht schon deshalb als „iiiuichtig^ angesehen 
werden kann, weil sie mit Rücksicht auf die Anwendung des Tarifes, 
insbesondere wenn dessen wahre Bedeutung nicht ohne weiteres klar 
ist, Sündern erst mit den technisclien Mitteln der Auslegung festgestellt 
werden kann, unzutreffend ei scheint, sondern dass das Merkmal der 
Unrichtigkeit der Regel nach nur dann vorliegt, wenn die Bezeichnung 
auch ohne Rücksicht auf den Tarif der allgemeinen Verkehrsauffassung 
als falsch erscheinen muss. Nur dann wird man die Beziehung auf den 
Tarif allein für entscheidend ansehen dürfen, wenn der Deklarant sich 
der wahren Bedeutung desselben wohl bewusst war und die hiernach 
nnzntrefiende Bezeichnung za dem Zwecke gewählt hatte, um eine 
Fi-achtberechnung nach einer in Wahrheit nicht anwendbaren, ihm 
g&nstigeren Tarifposition herbeizuführen. 

Xr. *24.'}. Entseh. des Doutscheii Roiehs^oriclits. 

1. Strafsenat. Vom 2. Januar 1908. 
(Dm BMbc XU (1M8) Nr. S fieU. » S. tu ZIO. W.) 

9 61 StllB. UatiÜMliiieit in Strafaatraf« Hnk tUmk Vertreter In Amt , 

Wegen einer Beleidigung der Person eines Beamten, auch wenn sie 
in bezng auf seinen Beruf erfolgt ist, kann, abgesehen von seinen 
amtlichen Vorgeeetzten, nur er selbst, nicht sein Veitreter im Amt als 
solcher, die Bestrafung des T&ters beantragen, da es sich um eine 
Verletzung der Ehre, eines persönlichen Rechtsgnts, bandelt Die 
Stellung des Strafantrags im besondern privaten Auftrage ist jedoch 
zulftssig. 

Nr. 244. Entseh. dos Doutsehoii Rolehsi^erichts. 
6. Zivilsenat. Vom 2. Januar 1908. 

(Du Beeht XII (tMW) Nr. • Beil. » 8. 110 2111.646.) 

8 140 OewUVe. §§1,2 RHaftpflfi. Zilietlalielt eiaee VerelelieruiigsansprMiiee iabea 

aatferea EeteoMMIfMieaaeprlekei. 

Es ist sehr wohl möglich, dass ein Arbeiter emen Unfall durch 

einen fremden Betrieb erleidet mit der Bechtsfolge, dass ihm einerseits 

der Versicherungsanspruch an die Bemfsgenossenschaft, welcher sein 

eigener Arbeitgeber als Betriebsuntemehmer angehdrt, andererseits ein 

Entschftdignngsanspruch auf Omnd sonstiger gesetzlicher Vorschriften, 

so des Beichshaftpflichtgesetzee gegen den Unternehmer eines fremden 

Betriebs erwächst (ygl. Biesenfeld, Das besondere Haflpflichtrecht 

§ 22 S. 281; Tgl. auch § 28 Abs. 4 GewUVG.). 
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Nr. 245. Kiitseh. des Dcntschcii Koiclisircriclits. 
6. Zivilsenat. Vom 4. Jauuar 1908. 

(Om RMhft Xn (imi Nr. S Bell, t 8. 110 ZilC Mt.) 

% 136 6ewUV6. EIfwe FfthrliMiikett dtt Vertotitoi Mhlietst d«i ErstattaiiMMpnioli 

ftgea den Betrlebuitaraehner nur dann aus, wenn der Unfall lediglich die Folge der 
diemi FthrläMlgluit, nicht auch die Folge der Fahrlissi||keit in Betriebsunttr- 

nehmers gewesen ist. 

Wenn der Verletzte durch ei«?enes faluläsisif^es Verlialten den Unfall 
in solcherweise selljständig herlieigefiilirt iuit. dass dainit die Kausalität 
des dem Betriebsunlernelimer zur Last fallenden \'eisehuhlens völlig 
ausgeschaltet ndcr der ursächliche Zusaninjenliaii^^ mit diesem „untei-- 
brochen" wordiii ist, könnte allerdini;s vun einer Haftbarkeit des Be- 
triebsunterneiiniers aucii na(di strafrechtlichen (Trundsätzcn und nacli 
v< 1.3ti <ic\vTJV(J. sowenig wie nach biirgerlicheni Hecht die Rede sein. 
AUein dieser Fall liegt hier nicht vor. Denn es ist festgestellt, dass 
das leiciitsinnige Verhallen des Veiletzten nicht die alleinige Ursache 
des Unfalles gewesen ist. dass im (legenteil der thifall auch auf das fahr- 
lässige Verhalten des l'eklagten zurückzuführen ist. Ein blosses mit- 
wirkendes isei es selh>t überwiegendes) Versi liulileii des X'erletzten ist 
aber dem Ersatzauspruf he der P.erufsgenossenschaft aus § 180 GewUVG. 
gegenliber nicht zu berücksichtigen. Vgl. Ent.sch. d. KU. Bd. 62 Nr. 82 
S. 342, Nr. 104 S. 429 ff. 
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Abhandlungen. 
1-1. 

I^r reehtliehe Schutz der Eisenbahn gegen gefihrllehe Zustande 
«nf Naehbargrundsttteken nach badlsehem Reeht. 

Von üHlwiB tannr, 

Begiernngsrat und Mitglied der Generaldirektion der OroBshers. Badiscben 

Staateeisenbabnen in Karlsmlie. 

Dip VoraiilassnnL' zu den naclif'ultiriidfn Kn»it('runL''('n arelM'ii zwei piak- 
tisclie Fälle, in denen die Ei(<enbalin (IuilIi die natürlidie \'ei\vitterung von 
Felsen auf benachbaiteu Waldgruudstücken und Einöden gefährdet wurden 
ist. Es ist die Frage entstanden, wie und auf wessen Kosten die Beseitigang 
dieses gefährlichen Zastandes ansznfOhren ist. Hierbei kommen privatrecht- 
licbe nnd ffff entlich rechtliche Bestimmnngen in Betracht. 

A. Der jtri vatre« litliche Srliutz. 

Die reclitliclie Heurtoilnnir zunäclist lr(lii:lirli auf (irund des Gesetzes 
— d. b. oline Kiirksirht auf verbf >;^r scliät'tlirlif Almuieliuny'en, recbtserlieliliclie 
Handlnnj;en oder Auflagen im Enteignuugsverfalircn — führt zu folgeudeni 
Ergebnisse. 

Die Eisenbahn als GrandeigentOmerin hat das Recht, mit der ihr ge- 
h6ri|^n Sache nach Belieben za verfahren nnd jede fremde Einwirkung auf 
sie ansansdiliessen (§ 90^ BGB.}. Gesetsttche Schranken ziehen ihr ausser 
den Polizeigesetzen die §§ 904, 906 flf. BGB. nnd die ergAnzenden landes- 

rechtlichen Bestiniinuntren des Privatrecbts. 

Wiilirend von den Privatrecbtssätzeii die §§ 907, '.»08 IK iH. und Art. 18 des 
liad. AG. vorneliinlich den Schutz der Ualin treir» n <ref,ilirliibe Zustilnde in der 
Xaclibarscliaft und jreijfn künftijre diulicmli' Sebiiden lietiftlV'n. findet iler § 90ti 
l^iB. zum Schutze fjejren die speziti^rln n Kisciibaliiiiiimiissi<iuen — Rauch, 
Russ, Gerüusclj, Erschütterungen Anwendung. § UU7 liUIi., ilc.r dem Eifren- 
tfimer gestattet, Anlage» anf dem Nacbbargmndstttck zu verbieten, von denen 
mit Sicherheit eine unzulässige Einwirkung auf sein ^enes Grundstock zu 
bef drehten ist, ist in Art. 18 des Bad. AG. z. BGB. dahin verschlirft, dass der 
Nachweis einer sicher zu erwartenden Beeinträchtigung dem sich bedroht 
Fühlenden erlassen wird, wenn die geplante Anlage den landesrecbtlichen 
Vorschriften (Landesbauordnung: nsw.) Ulier Grenzabstand und Schutzeinrich- 
tnnsren nicht eiitsi>riclit. ij !H)8 15(11». {^ibt einen Abweliransprueb {^eg'en die 
(iefahicti, die eitieni (iruntlst iick au.-^ dem ^'•änzlichen oder teihveisen Einsturz 
eines scbleclit unterhaltenen oder fehlerhaft errichteten (iebüud(s drolieu. 

2ü* 
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Diese GasetKesbestiminiiBgeii sind für die EiMik1»abnverwaltang von besonderer 
BedentoBir« so mebr, als sie nicht nur Schutz gegen kflaftigeii Schaden, 
sondern im Znsammenliang mit §§ 886 if. BOB., wenn schon ein Schaden ent- 
standen ist, teilweise ErsatKanspcfiche unter Erleichterung der Beweislast hin* 

sichtlich de«? Verschuldens gewähren. Sofern man darüber gewiss ist, dass 
nnr künstliche Veranstaltungen unter die §§ 907, 908 BGB. fallen, bedürfen 
diese einer einj?elienderen Darstelluntr nicht, da insoweit ihr Anwenduncrsfrebiet 
im wesentlichen nnbestritten ist und Zweifel nur in einzelnen Fälh n hinsiclit- 
licli der Pussivlegitimation bestehen , deren UuterBUchung über den iiahiueu 
diese» Aufsatzes hinausgehen würde. 

Non ist aber, wie die eingangs erwAhnten, nicht vereinzelt gebliebenen 
Fllle zeigen, die Eisenbahn vielfach QefUhrdnngen durch Nachbargrnndst&cke 
ausgesetzt, die ihren Ursprung nicht in künstlichen Veranstaltungen auf diesen, 
sondern lediglich in der natttrlichen Beschaffenheit des Omndstdcks selbst 
haben. Ob und wie das (Tesetz gegen diese Oefahrenquelle schützt, ist nicht 
80 klar ansgesprochen wie bei der ersten Grnppe. Wohl liegt der Gedanke 
nahe. I)eidp .\rfen schadendrohender Znstünde einander g-leichznst^Ilen. Dies 
»■ntsiniclit aber nicht dem jjeitenden Recht. Kinc reclitsälinlirjie Anwendnn«:^ 
der für die künstlichen V'cranstaltmi!.'en yeltendeji K*"<litss;it/.(' dn- >:?v> ^H>7. 
908 BGB. aut andere Zu.stiinde ist, trotz mancher Ver^fleichungspunkte, darum 
als unzulässig anzusehen, weil sie als Ausnahmen (von dem im Gfesetz aner> 
kannten Orundsatz der Freiheit des Eigentums) streng auszulegen und daher 
analog nicht anwendbar sind. Aber abgesehen von diesem allgemeinen Ge- 
sichtspunkt steht einer analogen Ausdehnung die Tatsache entgegen, dass 
jenen Ausnalimebestiramungen ein deutlich abgegrenzter Wirkungskreis zu- 
gewiesen ist , indem die unterschiedliche Behandlnnj? der beiden Tatbestände 
ganz oft'ensichtlich darauf o^eirründet ist, dass in den besonderen Schntzfällen 
der §§ 907, 908 BGH. von Mensdicnhand errichtete Werke ein besonderes 
Schntzbedürfnis verui sa( lien. Das (iosotz selbst schliesst BJiume und Stritncher 
von dem Begriff der „Anlapren" des 907 lUJB, aus — (Co.sack will aller- 
dings frischgeptianzte Bäume und Strilucher hierher rechnen); um so weniger 
würde es also angehen, Verwittemngserscheinnngen am natttrlichen Fels und 
andere von Menschenhand nicht veranlasste Verttnderung an Gmndstficken 
einer ^ Anlage* gleichzustellen. Neben dem bestimmten Wortlaut des § 908 
BOB. darf noch angeführt werden, dass schon gemeinrechtlich die durch 
§ 908 ersetzten Bechtssätze der cautio damni infecti nur auf kflnstUche An- 
lagen für anwendbar erachtet wurden. 

Geji^enübei- der ans dmi natürlichen von Menschenhand unberührten Zn- 
stand einer Sarlie entsiirin^tnden Gefahr kiinftiiror Hccinti;iiliti;jung be- 
steht somit für den Naciib.iin eine besundere SdiuTzbestimmunf? nicht. Die 
Ansprüclie aus dem Eigeutiun in dieser liichtnng sind also wie die wegen 
irgendeiner anderen partiellen Eigentumsverletzung nach § 1004 BOB. im 
Znsammenhalt mit §§ 903 , 906 BOB. zu behandeln. Nach diesen Beehts- 
sfttzen muss, damit das Eigentumsrecht Wirkungen gegen Dritte ftnssere, 
schon eine Beeinträchtigung stattgefunden haben. Als „unznlissige Be- . 
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einträchtigaug"^ stellt sich eine blosse Gefahr aber nur dann dar, wenn sie 
das Gesetz ansdriicklirli als solche bezeichnet {§§ 907, 008 IKtB.); andern- 
falls setzt der Begrifi" ein sinnli<li wahrnohnibares Hiiiüberwirken von einein 
Grundstück auf das andere voraus. l>er in solchem Fall ge\v{lhrte Schntz ist 
aber ein zweifacher: der Betroffene kann vom Ötörer Beseitigung der Be- 
eintrftchtigung and — wenn weitere Stimmigen sn Iteffirchten sind — Unter- 
iMsang künftiger Beefaitrftebtignng verlangen. Hat efaimal eine Beeintrilcliti- 
gang stattgefnnden, dann besteht also die HSgUehl^eit ähnlichMi Sehntzee 
aadi in den gesetzlicli nicht anegeseichneten ImmissionsAUen, wie er in den 
aaegeseichneten (§§ 907, 908 BGB.) von vornherein vorhanden ist. Es ist 
zu prüfen, inwieweit dieser Schutz von der Eisenbahn gegenüber den Gefahren 
aus der natürlichen Ver&nderang einer Sache in Ansprach genommen 
werden kann. 

Eine nnzulilssiue Bceinträe.htifmng des Eigentumsrechts kann sowohl durch 
Handlungen als auch durch Unterlassungen begangen werden. Eine Unter- 
lassnng darf für einen bestimmten Erfolg insofern als ursächlich angesehen 
werden, als die Vornahme der nnterlaeaenen Handlang den Brfolg hfttte yer^ 
hindern l^önnen. Rechtlich erheblich wird die ünterlassong dnrch den Er- 
folgr; im Eigentamerecht ISst eine in diesem Sinne kaosale Unteriaasang die 
Wirkungen des § 1004 BGB. aus , wenn eine ßechtspflicht des Störers aar 
Vermeidnng des verursachten Ertol--; bestand. Eine solche Bechtspflicht be- 
steht nun allerdinfis nichf schlechthin bezüglich aller Einwirkungen auf fremde 
Grundstücke. Wie das freie Gebrauchsrecht, so ist auch das Abwehrrecht 
im Interesse des Gemeinscliaftslebens beschränkt. Soweit diese Grundregel 
des § 900 BGB. aber das Abwehrrecht nicht einengt , besteht gemflss ij 903 
in Veitindnng mit eben dem § 906 BGB. fUr jeden Dritten die Verpflichtung, 
Einwirknngen irgendwelcher Art aaf fremde Grondstficke zn nnterlaeaen. Zu 
den liiemach nnaniaasigen Einwirkungen gehören nicht nur die in § 906 BGB. 
namentlidi aafgefOhrten, vor allem nicht nnr solche, die Folgen kflnstUcher 
Veranstaltungen sind, sondern alle sinnlich wahrnehmbaren Eänwiricongen 
jeglicher Art, die das gesetzliche Mass, wie es der § 906 feststellt, 
nberschreiten, unter der letzteren Voraussetzung aueli die ans den natürlichen 
Veränderunijen einer Saclie sich erqrebenden BeeinträchtigongMl. Dornbarg 
gibt als Beispiel lilsti^^e Ausdünstungen eines Sees. 

Sowenig der P]igentümer sein Grundstück zum N:u li(eil der anderen mit 
schädlichen Anlagen versehen darf, sowenig ist ihm gestattet, es im Wider- 
sprach mit den Interessen der Nachham verwahrlosen zi lassen. Dieser 
Schntz mnss als privatrechtlicher Ansprach anerkannt werden and kann nicht 
lediglich dem Polizeirecht (z. B. den Feldpolizeiordnangen, Forstgesetzen nsw.) 
ttberiassen bleiben. 

Gegen nnhillige Forderangen schtttzt das Gesetz ausreichend, indem es 
ein gewisses Mass feststellt, bis zn dem nachbarliche Einwirkungen za dulden 
sind und das Verbiet nriü-sreeht versairt. wenn die Einwirkunir die Benutzbar- 
keit des Grundstücks nicht oder nur unwesentlich bt eintnu titiet , uder aber 
darck eine Benutzungsart des Nachbargrundstüclcä herbeigeführt wiid, die 
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nach (li'ii in tliclicn Veiliältiiissen bei CTnunlstiu keii dieser La^^e <:e\vitlinliel» ist. 
Für das Mass der za duldenden Iramissiuuen gibt os keine dauernd giilti{^e 
Norm. Hit der Aendernng der erüleheo VerhiltiiisBe, d. h. mit der Um- 
wandelnng der wirtacbaftlichen Eigenart der Nachbarsdiaft, kann es sich er- 
höhen oder verringern. Die Prftventaon mit irgendeiner bestimmten Be- 
nntznngsart entscheidet danemd ebensowenig über das Hase der Daldnngs* 
pHicht, wie auch ein einzelner Eigentümer nirlit ohne weiteres dtin-h eine 
BentttKung seines GrnndstUclis , die von der Art der Naclibarn sich unter- 
scheidet, die wirtschaftliclie Ei;jenart einer Ciejrend ändern kann 

Der Abweiiranspnieli ans § l(t04 JUUJ. rielitet sirli uetreii (Un Stitrer. 
nicht flogen »leii Xarliltarui^M'ntümer ah solclicn, ubwolil <lieseni von der 
Reilitspreciiung, und /war mit iteclit, in weitgeiiendem Masse die Verant- 
wortnng fttr die Dflldnng störender Handlungen auf sdnem Gmndstfidce auf- 
gebürdet wird. 'So wird in den meisten Fällen, in denen es sich nm die 
Abwehr von Folgen der Verwahrlosung eines Orundstdcks bandelt^ der Eigen- 
tümer belangt werden können. Die Verwirklichung des Anspruchs im Rechts- 
wege führt zu dem Befehl an den Störor. die gcsebeiiene Beeinträchtigung 
an beseitigen mul Csoweit erforderlich) künftifre Beeintniclitigungen zu unter- 
lassen. Die \'tdlstreckuiitr tresrhielit liinsichtlich des ersten Teils (in «ler 
Ke^el \veiiit:striis) t'eniäss HHl ZPO. dureji Voinalmie der Heseitiu^uTiir ;nit" 
Kosten des hilmniiren »Sehuldneis . hinsiehtlieh des /.ueiti ii 'i'eils des liiliter- 
lichen Befehls durch StrafaudrolmiiK' lür den L ebertrütungslall Öi)0 Zl'l).;. 

Ungeachtet des Wortlautes des § 1004 BGB. (kann aaf Unter- 

lassang klagen) whrd in der Rechtsprechung luweilen ein unmittelbarer An- 
q»ruch auf die Einrichtung von Schntzmassi'egehi gegeben. Indes fehlt dieser 
Ansicht wohl mit Recht die allgemeine Anerkennung. Im Falle gerichtlichen 
Anstrags wird die Unterlassung sich daher nur mittelbar^ im Wege der Straf- 
androhung in eine positive Schutahandlung umsetzen lassen. Die dargestellten 
Rechtsfolgen treten ein, aiuli wenn den Störer ein Verschulden nicht tritVl; 
tritt ein solches hinzu, so kann ausser dem Heseiti;,Mings- und l nterlassungs- 
anspruch noch ein Schadensersat/ans|»ru< h erli(di(;n werden i s2:? ft". lUiD.). 

Das Ergebnis dieser allgemeinen Ausfülirungen ist für den iiecht&schutz 
der Eisenbalin gegen Naturgefahren folgendes: 

Dadurch allein, dass eine Bahnlinie durch eine Gegend gelegt wird, 
z. B. einen \Vald oder eine Einöde durchquert, an Felswänden oder Stein- 
balden vorbeifQhrt, wird der wirtschaftliche Charakter dieser Oertlichkeiten 
nicht verändert; möglicherweise vollzieht sich eine solche Umwandlnng als 
Folge des Bahnbaus, das Vorhandensein des Schienenstranges allein aber ge- 
nngrt nicht. Dieser kann für manche der berührten Oertlichk< iten treralezu 
wirtschaftlich unerheblich sein. z. 1> w. nn die Bahn zwei Täler mittels eines 
Tunnels verbindet, oder zur Ueberw indniii/ der zwischen den zu verbindenden 
Punkten bestehenden ]|idi< iinnterschie<le in uM '»st n Windungen an einem Berg- 
hange hingeführt wird, ohne dass auf dit ser i:anzen grösstenteils nur aus tech- 
nischen Gründen erforderlichen Entwiekelungsst recke eine Benntznngsmöglichkeit 
für die Anwohnerschaft geboten wird. Auderüeits srhafft die Eisenbahn an 
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gewi.ssi'U Punkten oft mit einem Selilag wirtseliaftliclic Wamlelungen niim- 
licli bei der Anlage von Balinlmfen — die nicht nur i'nr iliren Betrieb die 
ständige Anwesenheit einer Anzahl von Menschen an ehemals einsamen Orten 
notwendig utchen, sondera auch einen bald grosseren, bald Udneren regel- 
nSmigen VerJcehr anderer Lente daselbst hervormfen, femer aber anch weitere 
SiedelnDgen aller Art, des Handels, des Gewerbes, der Industrie, nach sich' 
ziehen. Zwischen diesen beiden Endpunkten der wirtschaftliohfln Bedentongs- 
losigkeit und der Vtdlilasserun^ des wirtschaftlichen Nntsens mö^en im voraus 
nicht bestimmhare Zwisclienstufen liepen, für welche die Entsclieidun^ 
schwieriger zu treffen sein wird, als für die Endpnnkte. Für diese aber 
wird die Enfscla itlun^r: »laliin uehen iniisscn: ilic freie Strecke der Balm wird 
um ihrer selbst willen von ij '.)0(i l^iilJ. jiii lil uescliiit/t , t liensoweniy: der 
Bahnhof als ßetriebseiurichtung. wohl aber der Balinhuf als Verkehrs- 
mittelpnnkt. 0ass sowohl die freie Strecke wie der Bahnhof den Schutz des 
§ 906 BOB. überall da genlessen, .wo er nicht lediglich nm ihretwillen, 
sondern wegen des allgemeinen Charakters der Oegend begehrt wird, bedarf 
keiner Ausführung. 

Sow. it dieser Schutz des § 90(5 BGB. nicht reicht, gibt § 228 BGB. der 
Eisenbahn das Recht, fremde Sachen zn beschRdipen oder /a zerstören, wenn 
dies zur Abwendung: der von der Sache ausfrelicnden Gefahr notwendig: ist 
und der Schaden nicht ausser Verhältnis zu der (iefalir steht; eine Ersatz- 
jitlicht trifft dit' Eisenbalm nicht, wenn sie die (icfahr nicht verschuldet hat. 
Ist die Abwendung der drohenden Ciefahr nur dadurch möglich, dass zu- 
gleich andere Sachen in Mitleidenschaft ^ozogcn werden, z. B. wenn das Fels- 
gelände durch eine einem anderen gehörige Wiese von der Bahn getrennt 
wird und eine Beseitigung der verwitterten Steine nur unter Beanspmchnnfir 
dieser Wiese mdglich ist, so hilft hier § 904 BGB., allerdings nur gegen 
Ersatz des entstehenden Schadens. 

Diese rein auf dem Gesetz beruhende I?eclitslaire kann nun verschiedene 
Aenderunqren erleiden durch reclitscrcschiiftliche l?estimmnn{ren und durch 
rechtlicli erhebliche Handlunü^en anderer Art. Von den zahlreichen .Mi'jjlich- 
keiten rechtsp-psdiäftlicher Sondcrbestimmuntren über Schutznuissre;;elii und 
Cit fahrt rajrimjr sei nur folgendes hervorgehoben: Wer von dem Eigentümer 
eines Grundätücks einen Teil erworben hat, kann nicht auf Grand dieses nen 
erworbenen Rechtes von seinem Vormann und Nachbarn die Unterlassung bis- 
her ttblicher und zulftssiger Immissionen verlangen, es sei denn, dass der Partei- 
wille beim Vertragsschluss auf die AblQsnng dieser Befugnisse gerichtet war. 
Eine Wegweisung für die Beurteilung dieser Absicht wird, wenn ausdrückliche 
Bestimmungen fehlen, in der Regel die Festsetzung des Kaufpreises geben. 
Ebenso ist die Lage zn beurteilen, wenn im Wege der Enteignung ein Teil- 
grundstück erworben wird. 

Ist die drohende Gefahr durch den Bedrohten verursacht, ohne das« ihn 
ein Verschulden trifft, oder auch ohne dass die ursrichliche Handlung an sich 
nnzulä.ssig ist, so wird ein Ansiirnch au.s iMXi, 1004 BGB. trotzdem zu 
versagen sein. 
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B. Der Offentlichrechtliche Schatz. 

Die öffentliehreditlieheii Normen, die mm Schntaw der Eiaealmlni gegen 
gefnbrdrobende Znstinde nnf Nachbargnindetackeo gegeben sind) finden licsh 
teils in Oesetaen, teile io Verordnongea. Diese Verordnnngea berohen — tob 

der Eisenbahnbaa- und Betriebsordnung abgesehen — anf Blankettstrafgesetzen, 
und zwar können sie erlassen werden auf Grnnd des § 307"* RStGB. , der 
§§ 108, 10!) Bad. PSKiB. Besonderen Rezu^r anf die ELsrnbalii» liat 157 
PStüB. und die hiernach « rlassone Verordnuntr des Bad. Jiandels^lini.stt'riu^l^ 
vom 23. März 1872 (ab^aHliuckt hfi Schlnsser, Bad. PStGB. 2. Aufl. 1H!»7 
S. 321), ferner die Eisenbahnbau- und Betriebsordnung (RGBl. lUO-l S. 387 ff.), 
endlich Art. 27 des Bad. OrtsstrassengeBetzes in Verbindang mit § 116 PStQB. 
Art. 27 Bad. Ortsstrassenpes., auf den kurz einzugehen ist, bestimmt: 

,i>uuwcri\t: alier .\rt dürfen nicht in geringerer Enttcrnung vun der Eisenbahn 
als 7,5 m von der Kante des Bahnköfpers oder Ton der Orenie dnes Babnbofes er- 
rlditefe werden. 

Bei Oibäiiden, welche Brandbckleidungcn oder Bcdarhongen TOD brennbaren 
Stoffen erhalten, oder in welchen leirht . iif xiindliihe StotTe zubereitet oder aufbewahrt 
werden sollen, uiuss die Entlcrnung uiinilci>teut> 15 m betragen. 

In besonderen FÜlen, welche kdiie Ciefabr fOr die fiisenbalm oder deren Betrieb 
besorgen lassen, können Ausnahmen von diesen Vorschxiften gestattet worden*. 

GebAade, die im Widerspruch mit dieser Bestimmung in geringerer Ent> 
femnng ohne behördliche Erlaubnis errichtet worden sind, kennen nötigenCsUs 
im polizeilichen Zwangsverfahren beseitigt werden. Die zur Entscheldnng 
Aber die Aasnahmebewilligung zuständige Behörde ist der Bezirksrat. Die 
Goneraldirektion der Staatseisenbahnen ist sowohl in eigener Sache, als in 
Sachen anderer Bahnen Gntat litsbelKirde. Die beteiligte Eisenbahn i!*t Partei 
mit dem Rechte des Ivekuiscs. Darau.s foL'ert die herrschende Praxis, dass 
die ausnaliinsweise f^ewiihrten Ersatzanspriiciie aus Art. 28 des ürtsstrassenties. 
sich gegen die Ei-senbalin, nicht gegen den Staatstiskus als solchen richten. 
Die Beseitigung schon vor dem Bakubau oder später mit behördlicher l^laabnls 
errichteter Gebftude kann nur im Wege der Enteignung gegen volle Ent- 
BchMIgnng durchgesetzt werden. 

Alle die oben genannten öfFentlichrecbtUchen Bestimmungen sind zugleich 
Schutzgesetze im Sinne des § 823 BGB. Ein tchnldhafter Verstoss gegen sie 
begrttndet Schadensersatzanspräche zugunsten der Eisenbahn, und nach der 
Recht«i)rerhung des Reichsgerichts auch ein Recht, die Beseitigung des wider^ 
rechtlich geschaffenen Zustandes za verlangen. 

.\uf dieser privatrorhtlirhen Funktion des Art. 27 de.s ( )rtsstra8Renges. 
beruht es, dass die badische Staatsbaim in Baufiillen. die ihr eine unmittel- 
bare Gefahr nicht zu verursachen scheinen, auf Antrag des Bauherrn zuweilen 
von dem Verlangen auf Einhaltung des gesetzlichen Abstandes dauernd, zu- 
weilen auf Widerruf absieht, sich stets aber gegen eine nachteilige Auslegung 
ihrer Nadttieht in bezug anf die Haftung ffir aktive und passive Betriebs- 
gefahren schätzt; sie verwahrt sich durch Vertrag gegen jede Haftung, wenn 
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infulpe der grösst'ivii nalmnähf doni (^i liiiiidc Schaden entätebt, oder von dem 
Gebiiiule aus ilir ein Scliadcn zii^'t-tug-t winl. 

Als iius.ser^teä Schut/tuittel gegen drohende Gefahren kann § 31 Bad. 
PStGB. angerofen werden. Dieses Rechtsmittel ist snbsIdfEr und soll nicht 
angewendet werden, solange andere zn Gebote stehen; es wird insbesondere 
mit Bflduicht auf den weitgehenden siTilrecbtlidien Schatz geroSss §§ 228, 
904 BGB. in den seltensten Fällen dazn gegriffen werden mfissen. Immerhin 
ist ein Anwendnnfrsfall denkbar, wenn nämlich uppfenüber der Selbstverteidiprnng . 
oder Selbsthilf»^ der Bahnbehörde Widerstand peloistet wird, zu dessen Brochnnp: 
sie polizeiliche Unterstiit/unc: aTiziinifen penötifrt wird. Die für die P(dizei 
entstandenen hrstindenn Kosten sind, unbeseliadet der Befii<:nis der er- 
kennenden F(di/>eil)eliöi(le . den Ciesanitbetrap der Kosten dem 1 »ctrielicnen 
aufzuerlegen, jedenfalls endgültig? von dem \viilt'rsi)ensti<ren Narlibarn zu tra^ien, 
während die Kosten der Gefabrbeseltigung deuijenigea zur Last fallen, der 
hierzu idvilrechtilch veriifliehtet ht; wer dies ist, kann ans den nnter A 
gegebenen Ansftthmngen entnommen werden; er lumn, wenn gemäss dem 
Polizeibefehl der Betriebene für ihn bezahlt hat, naeh den Grundsätzen Aber 
ungerechtfertigte Bereichemng belangt werden. 
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J5. 

Die Fi'Ui'litt'ordri-uiiu; dor Ki>nil>:iliii hu liicliti' i\os Bürg<'iik'heii 
(M'setxbueke.s für das Deutsche Reich. 

Von Dr. Wilhelm Boethke. 
Kaiumergericlilsrat in Berlin. 

Es ii»t anerkanntes Recht, daas der Eisenbahn-Fracbtvertraic za den 
Werkvertrftt^en im Sinne des B6B. (§§ 631—650) Keh5rt*), ond da« des- 
halb auf iliii <lit' Ht'sCunmunjrcn dos liCtH. anznwomlt n siml. soweit nicht das 
HOr» . <Ii<' KiseiilA'( rkO. und das liitrch. iWn-v di ii iMsenbalin-Frarhtvrrkehr 
venu II ol<ti»)Mi- 1 S'jn ) aliwcirlioiulc Viirsrlij irt( n tiiilialtcn Iiit> Anwendung 
dieses (iiuiidsat/<'s bietet abri Scliwierii/keiten , weil dir Kisfiibalin- Fr.iclit- 
verlra^r duieli die frenaniittn Sondfitreset/f »einer Eigenarl entsprechend in 
vielen hexiehun(,'en eigentümlich geregelt ist. 

Die Frachtforderang iat ein sivilrechtltcher Anspraeh, der in einem Ab- 
hftnglglceitsverhaltnisiie zn der Gegenleistung steht, die der Eisenbalin obliegt. 
Denn der Frachtvertrag gehört wie der Werkvertrag zn den gegenseitigen 
(synallagmatischen) VertrRgen. Die Frachtfordemng wird ftlligf wenn 
die FispiiVialiii die BefördernnL' bewirkt hat und das Gut abliefert. Die Bc- 
t'orderun^r ist Vorleistung, die Abliefernng hat Zug um Zup- (rr.^en Bezahlong 
di'i Fracht zn erfoljrcn. Wenn dies noch nicht ans § (>41 des ÜGB. hervor- 
irinj»'. s(i wiiide es durch U(l dt s HCtU. , i; »iti (b'r FisenbVerkO. nud 
.Art. H>. des IntFeb. (ir^ttz i:(Wi»rdrii sein. Seihstv erständlieli ist es. dass 
der Absender '] die Fraclit aucli schon vor Ahliefernnfr des Gutes bezalib-n 
kann (BGB. § 271). Der Eisenbahn ist es sogar ausdrückliidi znr Pflicht ge- 
macht, beliebige Teile der Fracht im voraus anzunehmen (AUg. Znsatzbest 
znr EisenbYerkO. § 61 IV). Andererseits kann fSr gewisse Gfiter Yorans- 
aahlnng oder Sicherstellnng der Fracht verlangt werden (EisenbYerkO. § 61, 

') Eger, EisenbYerkO. 954 Anm. 234; Stanb, HOB. §485 Anm. 1; ROEntoch. 
Bd. 6S 8. 119. 

*) Ii is Tntematiouale Frachtrecht ist ebenfalls nach der ticsctsgcbang der elo- 

seinen Laieb-r zm er<riin/on 

•) Diis Wort .Absender" ist n;iclist<liend auch dann l;* braiulit. wenn es sich um 
die YcrfQgungsbertchtigung handelt, die gegt beucnfalls einem andern als dem Absender 
SQStebt (H(iß. g§ 43.-)— 435. EisenbVerkt). §64, Intl'eb. Art. 15: Absender. Inhaber 
des Frachtbriefdaplihats oder Aufnabmescheins, Empfinger}. 
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IntUeb. Art. lU). Maj; nht'v die Fracht voraus^je/.alilt werden uder jiiclit, 
die Natur des Fradil Vertrages als eines s'et-''*nseitiKen ändert sieh nicht. 
Wird das Gut nicht an den Kniiit';in;>er aht,'elicfert, so ist die Krudit- 
forderung an und für sich nicht tiillif.', und etwa schon frc/ahlic Fracht 
nach den Regeln von der unuerechtfertigten liereicherung zurückzuzahlen 
(condictio causa data, cansa non aecnta BOB. § 812)*). 

Dieser ans der Natnr des Vertrages hergeleitete Grundsatz erleidet aber 
teils dnrch das BOB. selbst, teila durch die filr den Frachtvertrag bestehende 
Sondergesetzgebung: vielfache Äbilnderangen. 

Wenn ein Frachtvertrag: nicht ordnnnprsmilssip: anstrefilhrt wird, so kann 
dies auf verschiedenen rnistiinden beruhen. Je nach Lage der Sadie kann sich der In- 
halt der getrenseitiLMii N'erptlichtnngen durcli die l'nterlassun;; der (»rd- 
unnffsniiissii.'^en Ausfiiliruiit^ ändern. Eine Aendenui^ kann eintiett ii im Falle 
der Fnniöglichkeit der Erfüllung, im Falle des Ver/.iiues uml in m damit gleich- 
stehenden Falle i)(»sitiver Vertragsverletzung. Iwegt keiner dieser Fülle vor, .so be- 
stehen die gegenseitigen Ver{itliclituugen nnverftndert fort Der Qlinbiger hat 
dann nnr das Kecht auf Erffillnng and kann dieses Recht entweder durch Klage 
oder durch Einrede erswingen. Nach Abschlnss eines Eisenbahn - Fracht^ 
vertrai^es kann daher der Absender auf Beflirdernng des Oates nad aaf Ab- 
lieferung und die Eisenbahn auf Zahlung der Fracht lilagen. Soweit die 
Eisenlialin vorleistnngspfliciitig ist, kann sie selbstverstÄndlich ausser im ^'alIe 
des ^ '.i22 Abs. 2 HGB. nicht klacren. auch die Einrede aus § :]'2() niclit erheben. 

Diese Sät/.e i:clttti Je. loch für da.s Frachtgeschäft nicht allgemein, sie 
sind dnrch verschit-tlene \'«irscliiitlen wesentlich abgeschwächt. Die Eisen- 
bahn kann sich allerdings ihrer durch den Frachtvertrag begründeten Ver- 
pflichtUDg — abgesehen von den Fftllen der tatsächlichen oder gesetzlichen 
ÜnmSgllchkeit — nicht entstehen. Dies bemht darauf, dass sie dem Be- 
ISrderungaawange nnterliegt und deshalb nicht einmal den Absehluss des 
Frachtvertrages, geschweige denn die Ausfflhmng eines bereits geschlossenen 
Frachtvertrages willkiirlirli ablehnen darf (HGB. § 453. EisenbVerkO. § 4S), 
intUeb. Art. 5). .A.us ihrer Verpflichtung, jederzeit zur Befi'i ileninL' Im reit 
zn sein, ergibt sich, dass sie selbst durch Vertragsverlef zunL' des Alismiiers 
(Verzug, ]>ositive Vertrngs\ eihtzung) der Veiti aL'sorfiillnnir nicht enthoben 
wird. Del- Kla^o des .Miscnders auf HetTuileruni: kann sie nicht diiich Vei-- 
neinuDg ihrer Beforderungsptlicht, situdern nur durch eine aulschiebende Ein- 
rede begegnen (HOB. ^§ 458 Abs. 2, EisenbVerkO. § 5ö, 56 S 61^ Bern. 
Fracht-Üeb. Art. 5 Abs. 2, 12 Abs. 2). 

Anders beim Absender. Diesem steht in weitem Masse das Recht an, 
den Vertrag wülkfirlieh zn ändern. Orundlegend in dieser Beziehung ist 

M Pas BGH. folgt dem gemeinen Hecht, wonach jeder .\nspruch unbedinfft dnrch 
den andern und selbständig ist Kr spricht dem andern Teile nur ein (ietienrecht zu, 
das er durch echte Einrede gtdtend machen kann ~ anderü wie im preustsisuhcn Kuchte 
— exceptio non adinipleti contractus — B(«H. § Hieranf nfther einzugehen, ent- 
spricht nicht den Zwecken dieses Aufisatzes. 
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§ (»49 des lUil), Hieniacli ist der Hestrlln i incs Woikos beioclititrt . den 
Vcrtrap* hh zur Volleudnnt: des Werkes zu kündiueu, d. Ii. mit Wiikiin^r ex 
minc aufzuheben. In diesem Falle liat der Besteller die vereinbarte Ver- 
gütung zn entrichten, doch muss sich der Unternehmer dasjenige anrechnen 
lasnn, was er infolge der Anfhebnn^ des Vertrages an Anfweadniigeii er- 
spart oder darch anderweite Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu 
erwerben böswillig unterlässt Dieser Grundsatz beheiTscht auch das Eisen- 
bahn-Krachtrei lit , jedoch mit wesentlirljen Aendernngen. Das dnreh HGB. 
§433, EisenbVerkO. § (54, IntUeb. Art. 1") ausgebildete V'erfü^runirK recht 
des Absend er.s jribt diesem weitijehende Befuenisse. Der Absender kann 
nach r.elicbeu den l)eforderun<:s\ve^^ und das Ziel iindern , an< Ii die L'nter- 
lassunir der Absendunp und die Kücksenduntr <les tiutes verlamren Diese 
Hechte Hiessen aus dem iu § 049 des BGB. fest<ceö?tzten Kündigungsrechte, 
sie gellen aber noch weiter, weil der Befördernn;;s/\vang , dem die Eisenbabn 
nnterliegt, dazu führt, dass nach der Kflndigung des Vertrages das Ont auf 
Verlangen nach einem anderen Orte befSrdert werden, nioss als dem, wo es 
sich zur Zeit der Ktlndigang befand. Die Kündignng allein würde nnr zur 
Foln-e haben, dass das Gat da verbleibt, wo es sich gerade befindet. Das 
Vert'Ugnngsrerht des Absenders enthält also in der Regel zwei Bestandteile: 
Der orspriinprliehe Vertrai/ \\\n\ auf-relioben, und ein neuer Frachtvertrag wii*d 
y:eschli>.sscn. Ware ij »)4y h(j\\. allein massgebend, so würde die urspriing- 
liehe Fraehtt'ordei unu' der Eisenbahn trotz der Kündigung bestehen bleiben, 
und der Absemier würde nur gewisse Abzüge macheu können. Die EisenbVerkO. 
(§ 64")^), ebenso wie das IntUeb. (Art. lö^) weicht von diesem Grundsätze 
nicht erheblich ab. Wenn durch die Allg. Znsatzbest. anr EisenbVerkO. 
§ 64in und die Allg. Abf.-Vorschr. § 46 Abs. 13 ond 13 vorgeschrieben ist, 
dass die ursprünglich vereinbarte Fracht nnr bis smr H5he der tatsftolilichen 
Leistung zn erheben ist und die Fracht für die Reststrecke wegfUllt, so be- 
rnht das nur aaf besonderer Knhinz der Eisenbahn, wie Eger mit Recht 
darlegt. 

Dass auch durch Vereinbarung dei- Kisenbahn mit dem .\bsender jeder- 
zeit eine Abändri im.: des Frachtvertiages ertolgen kann, bedai'f keiner be- 
sonderen Ilervorliebnng. 

Der ursprünglich gesclilossene oder durch das VerfügungsrecUt des Ab- 
senders beeinfluBste oder durch gegenseitige üebereinkunft al^eSoderte Ver- 
trag erhalt einen anderen Inhalt, wenn seine Erfüllung ganz oder teilweise 
unmöglich wird. Dass die Verpflichtung des Absenders unmöglich wird, ist 
nicht denkbar. Seine Leistungen iMstehen nnr darin, dass er die Fracht 
(einschliesslich Nebenkosten) zahlt. Beim gewöhnlichen Frachtvertrage kommt 
noch die l'Hiclit hinzu, das Gut dem Frachtführer zur Beförderung zu ülier- 
geben. Hin Eisenbahn- Kracht verfrafr ist aber erst peschlossen, wenn das Gut 
mit dem l''rachtbrietr zur l>etiirdenuiir angenommen ist (EisenbVerkO. ij .")}'. 
IntUeb. Art. ö). ist der Absender wegen Vermögenslosigkeit ausserstande, 

') Eger, EisenbVerkO §64 Anm. »»5; Staub, HGB. §438 Anm. 
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die Fracht zn bezahlen, so wird er gleichwohl von der Leistongspflicht nicht 
befreit Sein UnvermSgen hat nnr die tatsftcfaliche Uneinciehbarlceit der 

Forderonp znr Folge (vgl. hÜB. §§ 275, 279). 

Es bleibt also nnr der Fall zu erörtern, dass die Hefördernnp und 
AI)] ief ernnpr unmüfrlirh wird. Znnüclist soll von <ler danernden Unmög:- 
lichkeit die Kede .sein. Dieser Fall ist liaiiiit>a« lilich dann {retri-ben . wenn 
das Gut vernichtet \\'m\ oder Ronst aliliainlcii kuiuint. Es sind jedoch aueli 
andere Fälle denkbar, z. Ii. wenn die Eisenbalm zerstört wird, oder wenn 
Spezialbeförderimgsnüttel aufhören zu bestehen. Doch kann von sulchen 
seltenen Fällen hier abgesehen werden. Die Eisenbahn-SondergesetEgebiing 
beliandelt zwar den Yerlnst des Frachtguts sehr ansfOhrlich, doch schweigt 
sie fast ganz von der Regelung des Fracbtanspmches in diesem Falle. Es dnd 
deslialb im weitesten Masse die Vorschriften des BGB. anzuwenden ^). Diese 
Vorschriften finden sich in den §§ 323— .S2."). 327, 645. Hier ist nicht nur 
der Fall der vollstandijren l^nniof^lichkeit behandelt, sondern auch der Fall, 
dass die Erfüllunir teilweise mösjlirh bleibt. Letzterer Fall liecrt nicht 
schon dann vor, wenn nnr eine (lualitativ manirelhafte Ertiilliing: erfoliren 
kann, sundern nur dann, wenn (juantitativ t'ehleilose Leistunp^ unmöglich 
ist. Die Erfüllung des Frachtvertrages ist also nicht schon dann teilweise 
nnmfigUch, wenn das Gut beschRdigt wird, sondern erst dann, wenn eine 
^Minderung" des Ontes stattgefunden hat'). 

§ 888 Ab«. 1 des BGB. lantet: 

.Wird die ans einem gegenseitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leistung nnmöglich, den weder er nnrii der andere Teil zu vertreten hat, so 
verliert er den Anspruch auf die Ge^^enleistun^ ; bei teilweiser Unmöglichkeit 
mindert sich die ( lesrenleistunp nach §?; 472, 473". 

Geht also das Fraclit^ut unter, ohne dass ein Ver.schuhlen der Eisenbahn 
oder des Absenders nachgewiesen wird i casus), so verlieil die Eisenbahn den 
Ansprach auf die Fracht, selbst wenn die Beförderung schon grösstenteils 
bewirlLt ist. Ja, der Frachtanspruch fftllt sell>st dann weg, wenn das Fracht- 
gut schon am Bestimmungsorte angekommen, die Ablieferung aber noch nidit 
erfolgt ist. Wenn aber der Absender znr Zeit des Unterganges des Fracht- 
gutes im Annalimeverznge ist (BGB. §§ 298 ff.), bleibt trots des Unterganges 
der Frachtanspruch bestehen (BGB. § 324 Abs. 2). Geht z. Ti. das Gut da- 
durch verloren , dass ein an der Bahn gelegenes Haus in Brand gerät und 
durch de?i FunkenHiitr das Gut verbrennt, so hat der Absender keine Fracht 
zu bezahlen, wenn auch der Absender in diesem Falle keinen Anspruch auf 
Ersatz wegen des Verlustes ^'egen die Eisenbahn hat. Febtrhaupt ist die 
Frage, ub die Eisenbahn ersatzpflichtig ist, unabhängig davon, ob sie 
Fracht beanspruchen Itxm. Haftet die läsenbalm nicht fftr den Verlast, so 
Icann sie gleichwohl des Anspruches auf Fracht verlustig gehen, so im Falle 

») Eger. EisenbVerkO. §05 Anni. .'?:^(?; Staub, Uiin. §42« Anm. 7. 
«) Vgl. IKiU. § 456. Klseiib.ihnVerkO. § 75, IntUeb. Art. 30 and die von den 
Kommentaren gegebenen Krläaterungen. 



Digitized by Google 



306 W. Boethke, Die Fracbtforderang der Eiseabalii) im Uolite des BOB. 



der höheren Gewalt'). Dies ist kein iinbillipfes Ergebnis, da der Schaden 
gewissennaBsen auf beide Teile g-ewälzt wird. Unbillig: erscheint jedocli dns 
Erprebnis , wenn andere Fälle vorlie«ren . in denen die Ifaftpriiclit der Eisen- 
bahn ansircxlibtssen ist. so wenn der Scliaden durch eine M>n der Kispiii>ahn 
nicht verst luildfte Anwei.siini; des \' erfüyfnnfr.sberechtii^ten ' ' (uhiie dessen Ver- 
schulden) verursacht ist, wenn das Uiit in einem ufi'enen \Va4ren befördert ist 
and der Schaden aus der mit dieser BefBrdemngsart verbandenen Gefahr 
entstanden ist*) und in anderen Fftllen der § 459 des HGB.: Es ist nicht 
angftngi^, im Wege der Aoslegnng anzanehmen, dass nadi dem Sinne der 
Eisenbahn-Sondergesetsgebnng in solchen Fftllen der Frachtanspmch bestellen 
bleiben ranss. Es ist aber der § 045 des BGB. Iieranzaziehen. Dieser lautet: 

.Tst das Werk vor der Abnahme infolge eines Man^' ls des von dem 
Hest<ller treliefeitcn Stoftes oder infolfre einer von dem Besteller für die 
Ausi'üliruntr t i teilten Anweisung unterp'[ran<!en , verselileehtert oder uiiaus- 
luhrbar ^rew■(l|•^^en, ohne ilass ein Fiiistand niitirewiikt hat, den tler L'nterneinner 
zu vertreten hat. «o kann der ruternehmer einen der jfeleisteten Arbeit ent- 
sprechenden Teil der Vergütung und Ersatz der in der Vergütung nicht in- 
begriffenen Auslagen verlangen. Das Gleiche gilt, wenn der Vertri^c in 
Gemftssheit des § 64S anfgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftnng des Bestellers wegen Verschnldens bleibt 
onberöhrt". 

Dieser Paragraph ist nach seinem strengen Wortlaute auf den Fracht- 
vertraff nicht anwendbar: denn der Fraehtvertrair hat nicht die Herstellnn? 
eines krii]»eili(lien Getrenstandes , zu dem ein StolV y.n verwenden ist, zum 
Zwecke l'as Fiaditffut ist nicht der „Stod". der zur iierbeilühruug des 
mit dem \'eilrai:c bezweckten Ert'oljres dient ■^). 

Aber das Ziel der Bestimmung ~ Begünntigung der werktätigen Stände 
— rechtfertigt eine aosdehnende Anslegang. Im weiteren Sinne ist das 
Frachtgut insofern Stoff der Befördernngsleistang, als ohne das Gat eine 
Beförderung nicht denkbar ist. Demgemftss hat die Bisenbahn stete dann 
einen Ansprach auf einen ihrer Leistung entsprechenden Teil der Fracht, 
wenn der Untererang nur dnrch einen Mangel des Guts oder durch eine An- 
weisung des Bestellers herbeigel'ührt worden ist Dabei werden die B^^iffe 
„Mangel" und „Anweisung" nicht zu en<r zu fassen sein. 

Betrachtet man na( Ii diesen (lesichtäpaukten die bezeichneten Fälle iiu 
einzelnen, so ergibt sich t(diren<les: 

a) Ist der Schaden durch eine Anweisung des Absenders ohne Ver- 
sehnlden dnes yon beMen Teilen entstanden, so bleibt der Fraelitansprucb dw 
Eisenbahn bestehen. 



') HfrU. § m. EisenbVerkO. § 75. IntFcb Art. 30. 
H(il5. 4r.l). KisenbVerkO. 5? 77, Intl eb. Art M. 

'j Wie gruss die .Schwierigkeiten .sind, dii- sii h aus der Anwendung der (iber den 
Werkvertrag bestehenden Vorschriften auf den Frachtvertrag ergeben, geht aus der 
Entsch. d. RG. Bd. 86 S. 14 heryor. 
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b) Hat der Absender die Anwei»(un;>: Kigeben, das Gnt iu einem offenen 
Wagen zn befördern, so branclit der Untei^ng nicht anf seinem Verschnlden 
zu bemlien, wenn er ans einer mit dieser BefSrdemngsart verbnndenen Oe*' 
fahr entsteht. Es ist sogar flblicbf eine grosse Anzahl von Güterarten offen 

■zn versenden, obwohl Qefaliren, %. B. Brand, entstehen können. Iininerliin 
beraht diese Reförderangsarf auf t iner Anweisung des Abheiulci s. und deshalb 
hat die KlKenbahn einen Fratlitanspiiu Ii , wenn sio fiii- den Verlust nach 
§ 4ii9 nicht hattet. Mass «las (Jnt nach den Hestiinmuuiren des Tarifs orten 
befördert wt-nit ii. st» ist der Sat li\ ci lialt anders, weil dann keine Anweisun«; 
des Abscntlers vurliej^t. In diesem Falle }reht der Fraihtanspruch tler Fi.sen- 
bahn also verloren, selbst wenn sie für den Verlust des Gutes nicht hattet. 
Wird z. B. ein mit Hobeln gefällter Möbelwagen, wie es vorgeschrieben ist, 
in einem offenen Wagen befördert nnd gerftt er dnrch Fanlcenflag ohne Schuld 
der Bahn oder des Absende» in Brand, weil die Fanken durch Oeffnnngen 
des Wagens in das Innere dringen konnten, so hat die Eisenbahn zwar den 
Verlast der Möbel nicht zn ersetzen . sie verlieit aber ihren Frachtansprach 
nnd mnss die bereits bezahlte Fra« lit ziiriirkzalilen '). 

c) Hattet ilie Kisenbahn nii Iif für Verlust, iler aus einem Manirel an 
Verpackung; entstellt, si> steht ihr <iif 1 'raeliMnrdeiun«^ sclion deshalb zu, 
weil der .\bsen<ier ih n >[an;;el der Verjiit' kuiiir zu vertreten hat. 

d) Anders verhält es sich, wenn der Verlust die Folge des Selbst- 
verladens ist. Hier kann von einer «Anweisnng* des Absenders nicht die 
Rede sein. Fällt also dem Absender kein Verschnlden aar Last, so hat die 
Eisenbahn keinen Ansprach anf Fracht, wenn das Gnt verloren geht. 

e) Entsteht der Verlast infolge der eigentttmlichen Beschaffenheit 
des Gates, so ist der Anspruch anf Teilfracht zn bejahen, weil hier ein 
, Mangel'' des „Stoffes" vorliegt. Handelt es sich um einen Verlust von 
normaler Grosse, st» hat die Eisenbahn die Fracht schon ■leshalb zu verlaiiL'cn. 
Weil dies bei .\l»schlnss des Fracht veitratres vorauszusehen war. rebersteiL't 
der Verlust das normale Mass, m» war eben das (int nicht von nurntaler 
iJeschaiienheit, war also mangelhult im Sinne des § G4ö UGB. 

f) Bei Befi^rderong von Tieren wird ähnlich zn arteilen sein. Hat ein 
Tier solche Eigenschaften, dass die für Tiere gleicher Art flblichen Ein- 
richtungen sich nicht als aasreichend erweuen, so leidet es ebenfalls an 
einem Mangel, der anter § 645 fMlt. 

g) Entsteht ein Verlust ans einer Gefahr, deren Abwendong darch Bei- 
gebang eines Begleiters bezweckt wird, so wird man oft auch annehmen 
können . dass ein ^faiiL'^t 1 des Gutes vorlag aad danach der Eisenbahn die 
Fracht zusiirerhen können. 

Man sieht hieraus, tlass für die Fülle des i; lö*! H(tH. eine einheitliche 
Entscheidung nicht mö^'lich ist und dass zahlieiche Zweifel ent.stehen können. 
Bs ist deshalb eine allgemeine Bestimmung des Inhalts erwünscht, dass die 
Eisenbahn stets dann Anspruch anf Teilfracht hat, weon sie nicht fttr den 

>) So hat das KG. 12. Zivils, kürzlich entschieden. 
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Verlust des Ontes haftet. Eine solche Bestimmnng könnte durch die 
EisenbVerkO. getroffen werden, da § 471 des HG^B. nicht im Wege steht 

Wie gross die Teilfracht ist, mnss ebenfalls ans § 645 BGB. ent- 
noininen werden. Unter dem .der preleisteton Arbeit enti^recbenden Teile 

der V'erKÜtiiiiir" versteht das Gesetz offenbar die Ver^ütiinpr . die erwachsen 
würde, wenn von vornlicreiii * iin' «rrüssere Loistimir iiiclit vereinbart {gewesen 
wäre. Beim KiseTibahn-Fraelit\ertra}?f' kann, wenn reine Kilunietor-Tarife be- 
stellen , ein Zweifel nicht «rut aufkonniien. Wenn Züiientaiit'e . Diti'erential- 
turite u. d<>:l. in Iktracht kouiuieu, so ist nicht die mathematische Methode 
anzuwenden, sondern es ist zn berechnen, wie viel Fracht entstanden wäre, 
wenn nvr Beförderung bis znm Orte des Verlustes vereinbart worden wire. 
Dies stimmt mit den erörterten Bestimmungen ttber das VerfOgnngsrecht des 
Absenders fiberein. 

Findet nicht ein gänzllclier Verlust, sondern nnr eine Mindernnjr des 
Frachtirnts statt, verbrennt /.. B. nur ein Teil des Gutes, so mindert sicli die 
Fracht nach Masstiab" dci- vi^ij 172, 17.? BGB. Ks ist hier also im Geiren- 
satze /II der vurlieriutii liiMcclinuntisart <lie niathomaf iselie Methode anzn- 
wenilen. W ur die Kracht für das uanze (Tut und dit- von ihm tatsächlich durch- 
laufene Strecke z. JJ. auf 120 AI. berechnet und liat sich das Gewicht des 
Gutes durch den Teil- Verlust um ^/s vermindert, so betrfigt die Fracht 
120 — 48 = 72 M. Ausser Betracht zu lassen sind hierbei die Bestimmungen, 
nach denen die Fracht bei höherem Gewicht verUUtnlsmässig geringer ist 
und nach denen die mangelhafte Ausnutzung des Wagens eine Fraeht- 
verniinderunjr nicht znr Folj^e hat. 

Abs. 2 des § 328 BGB. enthHlt unter Verweisung auf § 281 einen Fall, 
«lei beim Eisenbahn- Fracht vpi-tra^ kaum vorkommen kann. Er wflre «. B. 
mötilirh , wenn die Kisenlialui ila-^ hefiirderte (iut ire^-^en Schaden versicherte. 
Da derartiges Jedocii nicht üblich ist, so eriibi itrt sit-h eine ;renauere Erörterung 
hierüber. (Schluss folgt im nüchstcn Heft.) 
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Die rechtliehe BchaiHlliiiiü: der Automobile. 

Von Dr. Ernst Guyer, 
Kechtaanwalt in Züricii. 

Das Automobil findet in der Jaristenwelt imiiuT ^ossore Beac1ltI1n^^ Es 
wird erkannt, dass das Automobil nicht nur den Verkehr stark Vieeinfliisst, 
sondern es ^Yä(•hst aucli zugleich ilie Erkenntnis, das.s diese tatsiicliiiclien Vcr- 
nndernn<ren des Verkehrs eiue grosse Ueüeutuiig für das bestehende Verkekra- 
reclit lial)en müssen. 

Sobald ilie AutonioltiU' den lkweis geliefert hatten, dass sie zu Sport- 
sweeken und im prakti.schcn Leben zur AuüfiUirung aller Arten von Trauspurten 
taoi^n nnd diese Dienste besser als die bisherigen Vehikel erfflUen konnten, 
griff die Industrie diesen neuen Zweig eifrig auf nnd arbeitete mit aller Kraft 
daran, denselben zum Blflben zn bringen. 

Die Folge war eine bedeutende Vermehrung der Antomobile, nnd es 
wurde dadurch der Einflnss dieses neuen Transportmittels auf den Verkehr 
immer intensiver. 

Die (M'sto Wirknn'/ der Automobile auf den Verkehr war nun nicht in 
allen Teilen eine LMinstiire. Die verwendeten Wagen lie.^sen in ihrer tech- 
nischen Descliatl'enheit häutig viel zu wüiiscIhmi übrig. Das Publikum war 
mit den Besonderheiten dieses neuen Verkehrsmittels noch uuvertraat. Auch 
wurde die Erfahrung gemacht, daas die Zugtiere dasselbe fflrchteten. 

Dazu kam eine öfters nnbesonnene Anwendung dieser neuen Wagen, an 
denen, besonders im Vergleich zu den Tiei^espannen, die Schnelligkeit auffiel. 

Alle diese nnd andere Umstände führten eine Unsicherheit im Verkdire 
herbei, die sich proportional zu der Zunahme der in Gebrauch gesetzten 
Antomobile steigerte. Hie und da gab es Unfälle, bald waren es Passanten, 
die verletzt wurden, bald gab es Sachbeschibliguniren , oft aucli berichteten 
die Zeitnngen von schweren I nfällen. denen die Automobilführer und ihre 
Insassen selber zum Opfer getalb-n wait n. 

Alles das war dazu angetan, den Kind ruck zu wecken und zu vertiefen, 
das Automobil bringe «im bisher nicht vorhandene Unsicherheit in den Verkelir; 
auch zeigte dies alles dem Zuschauer jene Eigenschaften des Automobiles, die 
es bei nicht sehr aufmerksamer Bedienung als ein gefilhrliches Vehikel er- 
scheinen Hessen. 

1. Diese ungünstigen Ki^i n Imften veranlassten fast in allen L.'lndern 
die Regierungen und gesetzgebenden Behörden. Mittel zu suchen, welche die 
geschaffene Unsicherlieit im ^'erkcbr nacli Miii:li«'hkeit beseitigen sollten. Das 
Mittel sah man anfünglich allein in dem Krlas» von l'oliÄci- und strafrecht- 
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liehen Sataangen, die den Gebranch der Äntonobile zwar zoliessen, die aber 
die Art seines Gebranchs durch geeignet erscheinende Massregeln modifisierten 
nnd oft den Gebranch selbst einscbrftnkten. Seltener sind die staatlichen' 

Nonnen, welche die Verwendung der Antomobile ganz verboten. Einzelne 
Gebirgskantone in der Schweiz stellten sich allerdinf?s anf diesen Standpnnkt; 
es mochte auch dieses Mittel unter Kücksi< litnuiiine auf die dort vorhandenen 
und besonderen Strasseuvoiliiiltnisse antaDi;lith als die allein {geeignete Mass- 
nahme erscheinen. Immerhin lu irschte im allgemeinen doch die Meinnntr ob. 
daäs ein striktes Verbot, weil zu radikal und daher unrichtig, oiciit aui Plut/.e 
mL Bs Tersdiwaaden denn aneb in neuerer Zelt einaelne dieser Verbote, so 
dass hente nnr noch eines derselben (im Kanton Granbünden) existiert. 

Der Inhalt dieser polizeirechtUchen Normen war in den verschiedenen 
Lftndem nnd Landteilen gans verschieden. Einige Grundgedanken waren zwar 
in allen vertreten, z. B. enthielten die meisten Verordnunp^en Vorschriften über 
die znlHssifje Geschwindigkeit, über die als notwendig eracliteten Filhifjfkeiten 
der Antonifdülfiihrer , über die Bescliafl'enheit der Automobile sellist etc. Im 
übrigen aber waren diese Vors<-lirifteii unter .sich sehr verschioilcnc-n liiluiUfs. 

Diese bunte Vielgestaltii^keit der polizei- und strafreclitlichin Normen 
erwies sich jedoch auch für den Autoraobilvcrkehr hemmend, und zwar unnötig 
stark hemmend. Denn das Automobil war ohne Zweifel dasn geschaffen und 
^ig) grosse Banmstredcen innerhalb veriittltnismKssig kurzer Zeit zurfilck- 
zulegen; die AntomoMlfahrer durchfnliren die Lftnder, passierten da nnd dort 
die Landesgrenzen. Der Automobilist empfand es als Qnfllerei nnd Vemunft- 
losigkeit, in jedem noch so kleinen Landesteil immer wieder anderen Polizei- 
bestlmmnngen, und zwar stets solchen nenen Inhaltes unterworfen zu sein. 

Die vielen verseliiedenen rolizeivernrdnnngen erschienen daher als nn- 
praktisch und veranlassten die Behörden, zum {rrösstcn Teil auf den Iiosomlci s 
jreUusserten Wunsch der Autoniobilfahrer, für die einzelnen Länder einheit- 
lichere Polizeinormen einzuführen. 

2. Neben der Frage, wie die Verkehrssicherheit am besten zu wahren 
sei, entstanden aber noch andere Fragen, die der ersteren an Bedentnng 
nicht nachstanden. 

Die Sehltdigungen dritter Personen an ihrer Gesundheit, an ihrem Leben 
und an ihrem Gute und die Tateache, dass nicht jeder GeschSdigte zu seinem 

Rechte und zum Ersatz des ihm entstandenen Schadens gelangte und gelangen 
konnte, Hessen z. B. die Frage auftauchen, welcher Art die gesetzliche 
Haftung der Autümobillialter für den durch ihren Wagen an der Gesundheit 
und am (Jute Di-i(ter entstandi-nen Sdiaden sein sull. Für dio (ui;en\vart 
beurteilt!' sich die llaflimir nach u'eniciiifn oblitratiom-nreclitlirlun «icsttzes- 
bestimmungen. Die Erfalu ung zeigte, wie erwähnt, dass diese Art der Haftung 
nicht ansreichein konnte. Denn diese Haftung ist nnr geschaffen fQr die 
Schädigungen, die im gewöhnlichen Leben zutage treten. Behn Antomobil 
handelte es sich aber offenbar um neue, von den gewöhnlichen nnd alltSgliehea 
abweichende Verliältnisse, und für diese konnten die gemeinen Haftnngsnormen 
nicht mehr genQgen. 



Digitized by Google 



E. Uuycr, Die rechtliche Behandlung der Automobile. 



311 



Also war eine Aendening der Haftung notwendig, aber wie sollte dieselbe 
beschaffen sein? Man sah sich nm nach anderen Transportmitteln, so denen 
die Antomobile in Vergleich gesetzt werden konnten. Dazu eignete sieh die 
Eisenbahn am besten. Dann wnrde auf die spezielle Art der Haftnng dieser 

Unternelimnnp:en aufmerksam gemacht, und es wurden Stimmen laut, die sagten, 
dass diese Ait der Ilaftnnc:. die sofr yesetzliclie Haftptliclit sieh auch für 
die Antomobile eiirnen wiinle, imiuerliiij UDter Anpassung derselben au die 
Besonderheiten des Automobiles. 

Diebe Haftungsfrage ist lieute besonders umstritten, und sie wird noch 
einige Zeit den G^;enstand heftiger Kontroversen bilden. 

Die Antomobilisten bestritten hartnäckig die Notwendigkeit einer Vor- 
schftrfDng der Haftung. Sie behaupteten, die gemeinrechtliche Haftnng genflge 
anch filr die neuen Yethllltnisse yollkommen. 

Demgegenüber verlangte die Opposition strilite die Kinführun^r der elgent* 
liclien Haftpflicht, der Haftung ex lege, wie sie in einzelnen Ländern beispiels- 
weise für die Eisenbahnen statuiert ist. 

Auch wurden \'ermittlunfrsvors(hlil<^e gemaclit. Es wurde z. R. vor- 
geschlagen, die llattuny: der Tierhalter auch für die Autoinubilhalter zu 
statuieren, womit .sich die Automobiiisteuwelt ev., d. Ii. für den Fall, dass 
eine Versetorfuug der Haftung äodk fQr notwendig gehalten würde, eiur 
▼erstanden erklärte. Doch wnrde gegen diesen Vorschlag eingewendet^ diese 
besonders anagestaltete Haftnng der Tierhalter eigne sich nicht für die Anto- 
mobile; denn sie sei entstanden aas der Erkenntnis, dass das Tier, wenn auch 
keinen Willen, so doch eigenes Eeben habe und so wegen seiner Tiernatur 
selbsttätig, auch gegen den Willen de« Herrn, schädigen könne; alles dieses 
trefle für das Antoniobil. diesen toten Mechani.smns, nicht zu, und daher könne 
die Haftung für Tieischaden nicht auch für Automobile statuiert werden. 

Der Kampf für und gegen die Haftpflicht wurd<< heiss irekämpft und ist 
noch nicht ^um AbschluäS gekommen. Noch keiu ötaal liat das Problem ge- 
lOst, obwohl man sieh nun längst der Notwendigkeit der L5sung bewosst ist. 
Wohl wnrden Anläufe unternommen, aber bis heute ist es dabei geblieben. 

Der Kampf ist damit nicht beendet; er scheint nur in das Stadium des 
Waffenstillstandes geraten zu sein. Aber es ist an erwarten, dass, sobald 
irgendeine ge.setzgebende Behörde da.s Thema wieder aufnimmt, der Kampf 
beiderseits wieder mit aller Energie aufgenommen und durchgeführt wird. 

In der Zeit dieses Watfenstillstandes ist nun eine sehr bemerkenswerte 
Schritt erscliieiHii, und zwar von einem \'oi fas.>er, der zu diesen Fra'-reii schon 
wiederholt das Wdit ergritfen hat und dessen Urteil sich auf volle äach- 
lieuntnis und besondere Autorität .stüt/.t. 

Es ist dies das Bach von Prof. Dr. Meili in Zürich: Die Kodifikation 
des Automobilrechtes eine Studie, verlegt von der Uanzschen k. u. k. Vei^ 
lags- und Universitätsbnchhandlung in Wien, 1907. 

Meili nimmt im Vorwort Bezug auf den Kampf für und wider die Haft- 
pflicht. Er Bagt dann: „Gewiss kann nicht bestritten werden, dass bei der 
gesetilichen Ordnung des Automobiles kollidierende Interessen einander gegen- 

21* 
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tbertreten. Alleio, man ist doch, wie mir scheint, anf Seite der Eirnj^enden 
in einen sehr mmOtigen Eifer hinein geraten, nnd dadnreh ist, wie so lAvAg, 

das richtige Urteil tief j^etriibt worden. Icli suchte, um der Wahrheit näher 
zw kommen, eine Mittellinie ein/nsclilagen. Viellelrht ist die Schrift, die ich 
hier publiziere, {reeijrnet. die Wogen etwas zn gflilttcn". 

Dieses Vorwort spricht von ..knlliiliei emlpii Interessen ' . Darüber eine 
Beraprknns:, denn die Worte ^iknlliiliorciule Interessen" a'ind i:eei£rnet, Zweifel 
hervor/.urufen. Riclitig ist allerdinirs. dass die Automobilistt nwelt ihre peku- 
niären Interessen wahrt, wenn sie gegen eine Verschärfung der Haftung 
Icftmpft. Derartige eigene Interessen Iiahen die Anhänger der Haftpflicht nnn 
Iceine; es ist ja nicht anztmehmen, dass jemand nur deshalb diesen Standpnnict 
▼ertrete, weil er sich wlber fBr die Zidninft schfltsen will, indem er sich 
etwa sagte, anch er kSnnte einem AntomobUnnfall znm Opfer fallen und er 
müsse daher jetzt schon seine zukünftigen Interessen wahren. Die Anh:ln<rer 
der Haftpflicht streiten somit für die Interessen anderer, d h. jener unbe- 
stimmten Personen, die in Zukunft durcli das Automobil an Le!)fMi und (int 
gescliildi;:! werden; sie kiimpfen für eine ricliti^'e Ausgestaltung eines neuen 
RechtsgebieU's und nicht für pekuniäre Vorteile. 

Das Buch Meilis gibt eine wertvolle und sehr anregende rechts ver- 
gleichende Darstellnng des Antomobilrechtes. Es Ist nicht nor die 
Literatur aller Länder bentttet, sondern es sind anch die gesetzgeberischen 
Arbeiten der Schweis, Deutschlands, Oesterreichs, Frankreichs, Belgiens, Däne- 
marks, Englands, der Vereinigten Staaten von Nordamerika etc. herangesogen. 

Es gewahrt das Werk einen üeberbliek Ober die gesamte rechtliche Be- 
iiandlnng des Automobiles in allen wichtigeren Ländern. 

Das Ibuli zeigt mehr, es beweist, welche Bedeutung dem Automobil 
allerw.'lrts zukommt und zuerkannt wird. Nocii selten vermochte ein neues 
Vehikel allüberall so rasch den Verkehr in tatsächlicher und rechtlicher Hin- 
sicht zu modifizieren. Das Buch beweist somit, >ohne besonders darauf aus- 
zugehen, den Siegeslauf der Antomobile durch die Welt. 

Aber es beweist anch noch etwas weniger Angenehmes. Das Buch zeigt, 
wie langsam in manchen Ländern die GesetKgebnngsmaschine arbeitet, sobald 
es sich dämm handelt, eine neue kraftvolle Erscheinnng des Verkehrs nach 
ihren besonderen Eigenschaften mit einem praktischen Gesetze zu bekleiden: 
Der Stoff zum Kleide ist schon längst Torhanden, in einigen Staaten ist freilich 
mit dem Zuschneiden des Stoftes begonnen worden, auch zur Anprobe des 
Kleides ist es da und dort in den fresetzj^ebenden Käten schon irekommen. 
Aber auch die Anprobe ist noch lant^e nicht vollendet, iind noch kein Staat 
liut das Kleid in prakti.sche Verwendung gesetzt. Statt des.sen existiert immer 
noch allein der Notbehelf, nämlich die vielen, vielen Polizeiverordnungen, die 
anch nach der Ansicht von Heili den dnrch das Antomobil geschaffenen Be- 
dfirhiissen nicht genügen können. 

Das Werk Keilis orientiert in der Einleitnng weiter kurz ttber die 
Omndgedaaken, nach denen in den verschiedenen Staaten das Antomobil in 
rechtliche Behandlung genommen wordeo ist nnd wie weit dabei genügen 
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wurde. Ks weist auch den Weg, der dabei bescbritteii wurde und bespricht 

die von den Staaten ergriffenen Mittel. 

Das lUuli beliandelt folgende Abschnitte des AutoniohiJrechtes: 

im 1. Teile: Das Polizeireclit, oder besser das Automobilpolizeirecht. 
im IT. nnd III. Tei^e: T)as Autoniohilliaftpliichtrecbt. 
im IV. Teile: Das Autonujbilstrafrecht. 
im V. Teile: Das AatomobÜBteiierreebt und 

im VI. Teile: Die SteUong der Automobile im internationalen Rechte. 
AVir mllsBen uns versagen, auf alle Hanptteile dieees Werltes, das im 
dotten, eleganten und leicht fasslichen Stjrle geschrieben ist, einasntreten. Wir 

wollen hier nnr jene Abschnitte berttcksiclitii^ren. welche von der Ilaftung des 
Autuniobillialters und der straf- resp. strafpolizeirechtUchen Behandlong des 

Automobiles handeln. 

"Wir iMÜsst'ii nhvv unser Ziel noch enger stecken. Wir kimnen nicht auf 
die detaillierte 1 'ar>tellimg einudieii, sondern wollen in der Hauptsache nur 
die Kcsultate herausgreifen und dann und wann noch eine spezielle Frage, 
die von besonderer Wichtigkeit ist, berühren. Doch halten wir uns in dieser 
Darstellnng ganz an das im Ifeillschen Werke beobachtete System. 

I. Zum ersten 'l'eil: Automobilpolizeirecht (S. 14 — 45). 

Ikziiglich der Nomenklatur entächeidet sich Meili für den Ausiiruck 
.Antomobil*, der in allen nenen Sprachen derselbe sein Inum nnd daher vor 
allen anderen unschätzbare Vorzflige bietet. 

Auf die FeststeUnng des Begriffes „Automobil* übergehend, findet Heili, 
die Versnche, eine positive Definition des Begriffes „Automobil* zu finden, 
seien nnpraktiscli. ehoi- könnte er sich zu einer negativen Begriffsbestimmung 
verstehen. Als entscheidend für das Vorliegen eines Automobiles sei zu 
betrachten: 

a) dass das Fahrzeug durch eiue eigene, ihm innewohnende Kraft be- 
trieben wird: 

b) dass das Falirzeug unabhängig von Schienen lauft; 

c) dass der Zweck im Transport von Personen and Sachen besteht; 

d) „dass das Pahrzeug sich auf dem Lande und nicht ausschliesslidi im 
Waaser bewege* (dies im Oegensata zu den «Hotorballons*). 

Die Fassung des Satzes unter d erscheint als verunglfidct. Sollte es 
nicht einfach heissen, dass das Fahrzeug sich (im Gegensatze zu anderen) auf 
dem Lande oder im Wasser bewege? 

Wollte man jedoch eine positive Begriffsbestimmnng aufnehmen, sagt 
Meili, so nüissp diejenige des dem I'eiclistaire vnm kaiserlichen Automobilldub 
vorgelegten Ge^'eneiit wuit'es Mrigenouinien werden, welche lautet: 

»Als Kraftfahr/.euf,'e (im Sinne dieses Gesetzes) gelten Wagen, welche 
durch eine ihnen innewohnende nicht menschliche oder tierische Trieb- 
kraft bewegt werden können, ohne an Bahngeleise gebunden zu sefai*. 
Dagegen sei z. B. die Definition, wie sie der Schweiz, bundesrfttliche 
Entwurf zu einem Haftpflichtgesetze enthalte, nicht zu akzeptieren. Diese 
lautet: 
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aUnter dem Ansdrnck „Automobir sind alle Fahrzeuge verstanden, 

weldie vermittels elementarer Kraft durch mechanischen Antrieb, je- 
doch nicht auf Geleiseanlafren bewegt werden" (können). 
Diese Definition sei abzulehnen, da der Ausdruck .elementare Kraft" nicht 
zutreffe, denn diese Wendung erwecke den Glauben, als ob die Kraft mit 
einer gewissen Wucht tätig sein müsse und sodann, weil die Definition aucli 
materiell eh weit gehe. 

Wir können diesen Standpunkt HeiUs nicht teilen. Der Ansdmek .ele- 
mentare Kraft' ist allerdings nur in einem flbertragenen Sinne gebraucht 
(was flbrigens aaeh für die von Meüi genehmigte Wradang ,innewolinende 
Triebkraft" zntiiffr), aber er sagt nicht zuviel; es ist gewiss nicht zu be- 
streiten, dass die Triebkraft eine gewisse Wucht aufweisen ninss, z. B. bei 
Rennwafren. die mit kolos.saU'i' Geschwindi<rkeit beweirt werden, ferner beim 
Transport»' schwen-r Lastwagen und Lastziiire cti- . aber es ist eben eine ge- 
bäutlii^^te Kraft, >•» gut wie das Feuer, das im Herde ist und die Speise auf 
demselben kocht. Der Ausdruck „elementare Kraft" gelallt uns gerade des- 
halb besonders gut, weil er zn gleicher Zeit noch darauf hindeutet, dass eine 
Entfesselung dieser gebändigten Kraft efai Unheil anzurichten vermag. Das 
alldb trifft nicht an anf die Bezeichnung .innewohnende Triebioraft*, welcher 
Ansdmek auf ein harmloses „alTilisiertes*^ Ding Iiinweisti das es alwr nicht ist. 

Warum im übrigen die Schweiz. Definition materiell zu weit gehen soll, 
speziell weiter als die Definition des deutschen Gegenentwurfes, sagt Meili 
nicht und ist uns nicht klar. Es ist nicht einzusehen, da.ss durch die Schweiz. 
Definition mehr \\'aKt'n z. B. unter die besondere ilaftpHiclit gestellt würden 
als nach der di utsrlien Dclinition des Gegeneulwurfes, und wenn dem auch 
noch so wilre, so wilre es doch ganz richtig, alle Wagen, die » ine elementare 
Kraft, mechanischen Antrieb und freie Fahrt aufweisen, als Automobile an- 
zuseilen. Es ist ans auch kein einziges Vehikel bekannt, das diese Merkmale 
bedtzt, aber trotzdem nicht als Automobil angesehen werden dftrfte. 

2. Den Erlass von polizeilichen Anordnungen hUt Keili mit Recht fttr 
begrfindet, dagegen soU jede unnütze Belästigung wegfallen. Damit shid wir 
ebenfalls einverstanden, ebenso damit, dass /u den zweifelhaftesten Be- 
stimmungen dieser Art diejenigen Uber die Abgrenzung resp. Beschränkung 
der Geschwindi^'keit gehören. In unserer Aibeit: .,Ein schweizerisches Bundes- 
gesetz über ilif llaftidlicht der AutonKibillialtf r. Zürich lUOO", mit der wir 
für die Kinf'iibrung der Hat'tiitlicht eingetieten sind, gingen wir sogar noch 
weiter als Meili, wenn wir dort Seite 41 erklärten; »Wir halten diese Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungeu als für die Automobillndustrie sdOdlidi. Sie 
bilden ohne Zweifel ein grosses Hemmnis und wirken vezatorisch* . 

Den Inhalt der verschiedenen Automobil- Polizeiverordnungen teilt Ueill 
S. 33 ir. nach folgenden vier Hauptgedanken ein: 

1. „Es wird eine Garantie verlangt fttr eine betriebssichere Beschalfenlieit 
und Ausrüstung der Automobile; 

2. es ist häufig (aber nicht allgemein) eine behördliche obligatorische 
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Pritfnng der Aatomobile Torgeschriebea, bevor sie nun Betriebe zn- 

gelasRcn werden: 

3. OS will] eine (Garantie verlangt für die persönliche (^oalifikatiou, das 
Automobil richtig zu leiten und 

4. es werden detaillierte Vorschriften ftber die Betriebsart anfgeetellt, die 
alle den Zweck verfolgen, das Pablilntm an schfitsen nnd damit in- 
direkt ancb den Antomobilhalter". 

Zn diesen letzteren Beetinunnngen gehören di^nigen über die lolässige Oe- 
schwlndigkeit. 

II. Zum. zweiten Teile betreffend das Aatomobilliaftpfliclitreclit 

(S 46 111) 

Der Verfasser srliiltlcrr im Detail den Entwicklungsgang des Kamiifes 
um ein Hafti>flii]it;^os( t/. in IknUsehland und in der Schweiz, und sodann tritt 
er im speziellen auf die Entwürfe zu einem Haftpdichtgeüctze in der Schweiz, 
Deutschland, Oesterreich und in Belgien ein. 

Meili stellt sich ancb in diesem Werke, wie in seinen froheren Schriften 
ttber dieses Beohtsgebiet auf den Standpunkt der Notwendigkdt eines Haftr 
pflichtgesetaes. Er ist also Anhftnger dieser Partei; dagegen will er die 
beiden Parteien TersOhnen, welche Tendenz besonders im dritten Teil seines 
Bnches zum Ansdrnok kommt, wo er verschiedene Einschrflnknngen der Haft- 
pflicht befürwortet, «m so der Automobilistenwelt die Einführung der Haft- 
pflicht irenebm zu machen. Wir werden auf diese später spesdeU zn sprechen . 
kommen. 

Meili wiederholt die Gefährduntren durch die Automobile, die von anderer 
Seite anch schon hervorgehoben wurden, er bestätigt sie, er zieht Analogien 
mit anderm Erscininungen det Nenseit nnd deren reditUeker Behandlang 
(er nennt neben den Eisenbahnen die elektrischen Stark- nnd Schwachstrom- 
anlagen), er Terweist anch anf die rechtliche Behandlung der Post, der Dampf- 
schiffe etc. Daraus sieht der Verfasser den Schlnss, die konstatierten nach- 
teiligen nnd schftdigenden Wirkungen des Automobiles anf den Verkehr, die 
rechtliche Behandlung dieser anderen Unternehmungen, sodann die «prioritätasche 
Benützung' der Strassen durch die Automobile und endlich der ^irewisse" He- 
weisnotstand, in dem sich der ( Jcschäditrte befinde, alles dieses rechtfertitre die 
Einführung der verscliUrften Haftung,' für die Automobilhalter; denn es ent- 
spreche der Gerechtigkeit eher, das» der Automobilist, der einen Schaden 
„▼erursacht" habe, ihn auch gutmachen müsse, als dass ihn der Geschädigte 
an sich habe, der in den normalen FSllen viel „unschuldiger" dastehe, als 
der Schldiger. 

Der Verfasser führt anch des weiteren ans, dass der Einvraad, es sei 
der Erlass eines Haftpfliclitgesetzes in Deutschland und anch in der Schweiz 
so lange nnznlUssiir. als Frankreich ein solches nicht auch einführe, unzutreffend 
ist, da die franzimische Gerichtspraxis dnreh eine ausdehnende Interpretation 
der i;§ 1382 tf. Code eivil die Automobilisten sc.lion lange einer bedeutend 
schärferen Haftung unterwirft, ab dies in den deutschen Staaten gemäss den 
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{^('iiiiiiieii uhli^'ationtuttMlitlicIuMi Nuniicii dw Fall ist. Meili betont, dass in 
Fraukicicii sogar viel mehr Fälle dieser schärferen Haftung: unterworfen 
werden, als anderswo. Die fnuusBaitelM Gerichts praxis besitze somit schon 
ein Aeqnivaient für die Haftpflicht. 

Weiter schildert Heili, daas auch die Linder des englisch-anerlka-' 
nischen Beehiegehietes eine verschärfte Haftnng kennen, indem die 
„common carriers" nach den dortigen Anschanangen fttr alle ans irgend- 
welchen Ursachen entstandenen Schädi{^'un;;en verantwortlich seien , mit dem 
einzigen Vorbehalt von (xottes Gewalt und der Macht des Feindes. Diese 
Haftuii'^^ stellt aller(lin<:!:s der in den Ländern des europäischen Kuntiuenles 
erstrebten llaftptliclit sehr nahe. 

Wa» also bei uns erst geschatfen werden soll, das haben Frankreich und 
England und auch di« Staaten der nordamerikaalschen Union in der Haupt- 
sache schon seit einiger Zeit, und es besteht non anch kein Zweifel darfiber, 
dass anch wfar diese Terschärfte Haftong schon htnge beeftssen, wenn unsere 
Gerichte dieselbe Auffassang über die Stellnng der Richter dem Gesetze gegen- 
über hegten. Es ist somit nicht auf den Mangel eines Bedürfnisses nach 
einer verschUrften Haftung für die Automobile zurückzuführen, denn ein 
solches wird alljrenipin. oft nur zu „praktisch" gefühlt, sondern es ist dem 
etwas schwertalliir arbeitenden Apparat ,,(ieset/;jcbung*' ZU „verdanken*^ dass 
bei uns die Hat'littlicht immer noch niclit existiert. 

Uns scheint, dass Meili den besonderen Dank aller Aniiänger der Haft- 
pflicht verdient, indem er mit seinem eingehenden Werke gezeigt hat, wie 
sehr wir in diesem Punkte anderen Ländern gegenfiber im Rückstände sind. 

Die weiteren Ansfilhningen Heilis S. 81 ff. zeigen dann, dass namentlich 
in Oentsclilaad auch die Antomobilistenwelt in dieser Haftpflicht allmUilich 
eine Schwenkung vollzogen und dass sie damit ihren grnndsfttzlichen Wider- 
staad gegen eine Verschärfung der Haftung aufgegeben hat. Diese Wendnn^ 
zum Besseren ergibt sich aus einer ganzen Anzahl von Resolutionen, Peti- 
tionen von Antomohüklubs* etc., die der Verfasser alle in der Hauptsache 
detailliert zitiert. 

Endlich hält Meili in die.seui Kapitel mit Recht dafiir, dass alle übrijren 
Zweifel über die Notwendigkeit der Haftpflicht bei Beachtung der Existenz 
der Versicherung nicht fallen mttssen; dies leistet auch dem Automobilisten 
schon lu^ die besten Dienste. Der Verfasser notiert ^ziell, dass der 
Delegiertentag des deutschen Automobilklubs in der Resolution vom 3. No- 
vember 1906 die zwangsweise Versicherung in Aussicht genommen hat, 
die auch von anderer Seite gefordert wird (vgl. auch unsere Arbeit über ein 
Schweiz. BG. über die Haftpflicht der Automobilhalter S. 9.') und die weiteren 
Ausführungen S. 102 10}. wo von uns ii])erdies n*>c]\ die Kinfülirmip- eines 
gesetzlichen Pfandrechten /.uminsten des (iesehiidij,'ten «etordeil wnidei. Auch 
eine Originalität des ])el;iisehen Kntwuifes wird in diesem ZusammeiilianfK' mit- 
geteilt, indem Belgien die Öchatluug einer Yersicherungskasse vorschlägt, die 
vom Staate verwaltet w^e und in die der Antomobilhalter einen bestimmten 
Beitrag zu leisten hätte. 
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Bezüglich der Frage der Tiiatcriollon Anspestaltung der Haftpflichtgesetze 
in den Ländern Scliweiz, Dentecbland, Oesterreich and Belgien iLommt Meili 
XU folgenden Resultaten: 

1. Die Haftplliclit füllt bei Existenz von liidierer (iewalt (vis major). 

2. Als liaftitflichtifre Person kommt der Kigt-ntiimt r in Frage, oder an 
dessen Stelle der „Betriebsunternehmer" (z. B. der Mieter) oder der rechts- 
widrige Beniltzer (z. B. der Dieb). Die Haftpflicht des Chauffeurs wird als 
onpralctiBch erklärt (^wegen seines leeren Portenionnaiee'). 

8. Der Gesdiädigte haftet für die Wiricongea des SelbetTereehnldens. 

4. Die Abwftlsimg der Haf^flkht anf Angestellte ist aosgeschlossen 
Dagegen sagt Meili bezüglich des BegreBsrechtes S. 102: „P^in Regress- 
anspruch des liaftpflichtigen Dienstherrn ireiren den Angestellten kann nirht 
anerkannt werden, sobald man sich ant das neue Haftpflichtjirinzip stellt", 
und dazu bemerkt er in Note 94: ,,uach dem normalen Zivilrechte läge die 
Sache anders". 

Bei dieser Fassung ist uns nicht recht klar geworden, was Mt ili saj^en 
wollte. Will er sagen, dass der fiegressansprnch nicht nach HaftpHicht- 
gmndsfttasra geltend gemacht werden darf, so sind wir mit ihm einverstanden; 
will er aber weitergehen nnd sagen, dass bei Statniemng der strengen 
IfakftpAieht ein Regressanspmch des Dienstherm an seine Angestellten über- 
liaupt ausgeschlossen sei, so stimmen wir ihm nicht ganz bei, sondern halten 
dafür: Es steht dem Dienstherrn ein Kegressnnsprach allerdings dann nicht 
zu. wenn der Unfall duirli Zufall entstanden ist; dnpregen ist ihm ein solcher 
einzuräujnen. wenn der rnt'all durch den Angestellten verschuldet wonlen ist, 
ganz nach Analotjie des Art. 18 des schwel/.. Kisenbal)nhaftj»tiicht},M'S( i/.es von 
15)05, immerhin hat er dem Angestellten ein Verschulden nachzuweisen. 

5. Das Drittverschuldeu befk-eit den haftpflichtigen Automobilhalter. 

6. Der Verfasser wirft sodann S. 108 f. die Frage anf, ob der Haft- 
pttditanspmch anch demjenigen anstehe, der das Antomobil benfitze and dabei 
yemngl&cke, z. B. dem Fahrgast, dem Ghanffenr etc. Es ist bekannt, dass 
der deutsche Entwurf in § 6 diese Fkage verneint (vgl. darüber unsere Kritik 
in der SchwJZ., II. Jahrg. Nr. 23/24). 

Meili denkt in seinen Ausführungen besonders an die Fälle, da den Ver- 
letzten ein Verschulden, soL'ar ein stratbaies Verschulden tritl't. Tn diesen 
Fallen, sagt Meili, sei die bisherige Keclitstheorie sofort bereit, hier mit dem 
Gesichtspunkte der eigenen Fahrlässigkeit zu operieren, und die logische Kon- 
sequenz musste dann dazu führen, den Kechtsanspruch vollständig zu beseitigen, 
sobald anch nnr leichte FahrlSsslgkeit vorliege. .Allein, wer so raboniert, 
hat sich etwn noch nicht zn dem neuen Haftnngsprinzipe heraufgeschwnngen, 
Sonden er steckt noch mit einem Bein in der alten RechtsUieorie*. Seinem 



*) Vgl. dagegen unsere dieser AuffiMsnng widersprechende Ansicht in unserer 
Arbeit: Ein Schweis. BG. etc. 8. 74 ff. 

^) Zu vgl. iiiist r .\ufsat7. über die T'ebcrtragbarkeit der Haftpflicht nach SChwets. 
EisenbahnhaftpHiclitrechte (in dieser Zeitschrift üd. XXIII ä. 407). 
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Standpunkte gemäss kommt dann Meili dazu, dass ein grobe« (»der Uiditrs 
oder selbst ein straHmres Verschuldoii des Cliauffeurs z Ii. niclit untvr allen 
rnistiindcn relr\ant sei und die Hattptliclit also weder einsrliränke noch be- 
seitige. Dies sei nur dann der Kall, wenn <ler ( 'liaufl'eiir die vorhandene im 
Vehikel liegende Gefährdung gesteigert oder den Schaden kunkiet gehchatlea 
habe. 

"Wir noüeren hier dieaen Standpanict, mflaseo es nns aber hierTeraddieoaen, 
naher darauf einzutreten. Wir werden jedoch nicht ermangeln, dies an anderer 
Stelle eingehender nacfaaaholen. Es bandelt sich hier nm eine Prinzipalfrage 
des Hafl^lüchtreehtes, die wir nicht mit wenigen Worten abUm können. 

Wir teilen indessen den iStandpunkt Meilis. wonach der Glianffenr und 
der Fahrgast und auch derjenige, der mit dem Automobil Sachen transportiert, 
vollstilndig unter dem Schutze des Haftptliclitufset/es stehen soll. 

7. Der Schwerimnkt der Juristisehen \ erant\v(»i tliclikeit ist nicht auf den 
üetrieb, sondern auf das Halten von Autouiobiien zu lehren. Die Frage 
jedoch, wann die Hattpliicht pral^tisch werden soll, beantwortet Meili nicht 
für alle Fälle, sondern will dies ganz dem ^ZIvilrichtM>, nach Lage des kon- 
kreten Falles ftbsrlassen. 

Wir dagegen halten eine allgemeine Antwort anf diese Frage fQr möglich 
nnd wir sagen, dass die Haftpflicht stets dann gegeben ist, wenn vom Auto- 
mobil die ihm eigentfimliche Gefährdung drolit. 

8. Die Haftpflichtnormen sollen zwingenden ('harakter erhalten, aber nur 
für den Fall, als das Antouobil zu gewerbsmftssigem Transporte von Personen 
und Sachen In iuitzt wird. 

Diese Kinsehriinkung verstelun wir nicht recht. Warum soll die Haft- 
pflicht beim nidit gewerbsmässigen Transporte abgelehnt werden können V Für 
diese sind doch die OefHhrdongen dieselben, nnd ist auch das Kisiko gegeben, 
dass eine Ablehnung der Haftpflicht eintreten könnte. 

9. Endlich empfiehlt Meili nach dem Muster des § 8 Abs. 4 des öster- 
reichischen Entwurfes eine Bestimmung, nach welcher beim Zusammentreffen 
mehrei*er haftpflichtiger Unternehmungen der Gescbftdigte seine Ansprfiche 
jedem Haftpflichtigen gegenüber ungeteilt, also im vollen T'^mfange, stellen kann. 

Diese Bestimmung wird allerdings zu ziemlich diffizilen Erörterungen, 
namentlich unter den b<'teilii:teii haftpflichtigen reisonen führen, besonder» 
wenn einer der in Aubpruch (ienommeuen nur beschränkt haft< n sollte. 

(Schluss folgt im nächsten Hefte.j 
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17. 

Haftung der Sclilafwagcngcsellschaft für die ron den Reisenden In die 
Sehlafwagen elngebraehten Saeheii nnd ffir PenonenbesehSdisang. 

Von Dr. Max Reindl, 

Begienuigantt im Kftnigl. bayer. Staatsministeriam fOr Verkebrsaiigelegeiiheiteii 

in Münclieit. 

II. Haftnng für Personenbeschftdlgaiig.^) 

Wvnn die Scblafwagenpresellschaft ein Transportnnternehmen ist, welches 
mit dem Reisenden einen Veitiatr Uber die Befürdcrunp: seiner Person anf 
einrr bestiimuten Kisenlialinstiocke absclilicsst, so ist sie andi Untei- 
neiiuieriu <les Hetriebs auf dieser Strecke im Sinne des Hat'tpHiclitL'esct/es. 
denn es findet, wie das Urteil des OLG. KtUii ausfüiirt, ein {reiiieinsciiaft- 
liclier Betrieb statt, bei dem die betreifende Eisenbatinverwaltnng und die 
Sehlafwagengesellschaft zusammen als Unternehmer aasnseben sind. Die 
beiden Betriebsontemehmer haften daher für die bei dem Betriebe vorge- 
kommenen Unf&lle naeh § 1 HaftpHO. solidarisch. Ich habe diese Konseqnena 
bereits in meiner Abhandlung Bd. XVIII S. 375 dieser Zeitschrift gezogen nnd 
bin in dieser Auffassung durch die Aiisführnnj^en des oben mitgeteilten ober- 
landesj^eritlitliclien Urteils nnr nocii bestärkt worden. 

Grejren diese Auffassun^r bat sieb allerdinfrs Eper in der 6. Auflage 
seines Kommentars zum HaftiifUr, S. !t4. KU) und lOS };ewendet. Er 

tülirt dabei ans, dass der Betrieb der Schlafwasenpresellsthaft ein von dem 
Kisenbalmbetrieb tecliuisch und ökonomiscU getrennter und begrifflich durch- 
ans Terschiedeaer sei. Das Gewerbe der Schlafwagengesellschaft bestehe in 
der mietweisen Gewfthrnng besonderer Bequemlichkeiten an die 
Eisenbahnfahrgftste, und die Oeselisehaft betreibe dieses Gewerbe nur 
akzessorisch innerhalb und mit Hilfe des Gesamtbetriebes der Eisenbahn, wie 
dies die Post , die Speditenre von Sammelwagen, die Fabriken und Brauereien 
etc. mit Spezialwapen, die ünterncbnier von Vergniignngszögen, Kohlen-, Vieh- 
zngen usw aurli tüten; di^ Gesellschaft übe daher weder allein noch frenieinsam 
im sofrenannten kombinierten oder Konkurrenzbetrieb mit dem Eisenbaliniiiiter- 
nehnu'i- einen Kisenbahnbetrieb aus und st i wcdei- an dem iikonomisclien Er- 
gebnis noch an der Verantwortlichkeit und Leitung dieses Betriebes beteiligt. 
Wenn das Beiehsversichemngsamt die Sehlafwagengeaellschaft der Privatbahn- 
bemfsgenossenschaft als der nächstliegenden in bezug auf die ünfallTerBicherung 
zugeteilt habe, so sei damit die Gesellschaft keineswegs als Eisenbahnunter- 
nehmerin im Sinne des § 1 HuftpflG. anerkannt, vielmehr habe diese Zuteilung 
lediglich die Folge, dass für die Bediensteten der Gesellschaft gegen die 
Folgen der beim Gewerbebetrieb derselben sich ereignenden Unfälle die 
Privafbahnbenifsgenossenscliaft na<li Massgabe dei- Unfall versichernngs- 
pesetze haftbar sei: im übrigen werde aber dadurch die Haftpriidit des 
Eisenbahnnnternehmers für Unfälle ete. lieim Betriebe <ler als S( hlafwairen 
verwendeten Eisenbahnwagen, in.soweit diese Unfülle auf der eigentümlichen 

8. Abscha. I »Haftung fflr Sachbesehadigung* in dies. Zeitsehr. Bd. XXIV 

8.196-196. 

Digitized by Google 



320 II- Beindl, Haftnug der SchlafwageDgeMllBchaft für Sach- u. PenonenbeacbldigiuiK. 



(iefiilirliclikcit dos Eisriiltalinbotriebfs VKinlicn. gleichviel ub es sieb am Ileiseilde 
oder NicIiti < ison<l<' IkukUp, in koinor Weise beriilirt ' i -j. 

Ich kann diese lU-w eist Tilirunfr E}r e rs nicht fiic dm rhschlairend eiachten. 

Pass es eine mit den tatsiichlichc n Veihiiltnissen im W'idci sju m he 
Btehende Aniiahiue ist, wenn man annimmt, der Gewerbebetrieb der Sclilaf- 
wagengesellschaft beBtehe nni- „in der mietweiaaB Gewfthruug besonderer Be- 
qnemlichkeit an die Risenbahnfahigftste' , bedarf nach den oben mitgeteilten 
GrQnden des oberlandesgerichtlichen Urteils wohl keiner näheren Darling 
mehr. Wie der Begriff der ^ixie^^ieen Gewähmng besonderer Beqoemlieh- 
keit" jaristisch überhaupt fassbar si in soll, kann ich mir nidit recht vor- 
stellen. Den Mietvertrag kann wohl die I'eberlassnng einer Sache, die 
Leistung: von bestimmton Diensten «dei- die Herstellunji: eines Werkes znra 
liefrenstande haben, nidit aber die Ciewiihrnnfr besonderer Deiinemlich- 
keiten. Man denke sich nur einmal einen Fahr^'ast eines Luxus/up-es. Dieser 
soll nach der Auschauiui^^ Kj^ers also einen Transpurtvertrag mit der 
Eisenbahnverwaltnng and daneben einen Mietvertrag mit der Schlaf- 
wagengesellschaft abscliliessen, wonach ihm die letztere besondere Be- 
qaemUchkeiten bei der Ansftthmng des Transportes za gewahren liat. Auf 
Grond des Transportvertrages wäre aber die EisenlMthnverwaltiing zweifellos 
verpflichtet, den Keisenden in dem Laxaszage vom Ausgangs- nach dem De- 
stimmongsorte des Vertrages zn befördern, namentlich wenn er von den be- 
sonderen T?e(|noniliehkeiten, welche die Schlafwagenfresellschaft ihm hierbei anbietet, 
keinen (lelnauch macht. Dieser Verptliclitunir kann aber die Eisenbahnver- 
waltung ^'ar nicht nachknmnien. da na<h den üImi- die l!eim(/.iing der Luxus- 
ziifie geltenden Uestiujuuinf^en diese Züge auf Grund der Zahlung der Eisen- 
balinfahrpreise gar nicht benützt werden dürfen. Wie soll aber ein Trans- 
portvertrag mit der Bisenbahn Uber Benützung eines bestimmten Zages vor- 
li^en können, wenn der Beisende einen Ansprach aaf Befördernng mit diesem 
Zage gar nicht erwirbt? Oder soll dieser Transportvertrag nur anter der 
Bedingung geschlossen sein, dass der Falirgast auch noch einen besonderen 
Mietvertrag mit der Schlafwagengeselbcliaft abschliesst. Dann muss man 
aber unwillkürlich fragen, woher denn die Eisenbahnverwaltun? das Recht 
nehme, einen Fahrgast, der eine ordniing-iniiissige Fahikarte bei ilir gelöst 
hat. vi'U der Defiirderung aus/.iischlic^.'M ii , w i nn ei- nicht da/,n noch einen 
besonderen Mietvertrag mit einer (Jesellschatt, die ein besonderes, mit 

*) Dass die Haflang der BUenbahorerwaltong nach §1 ^fkpflG. gegenfiber 
dem Beisenden oder Xichtreisenden berührt werde dnrcb die Mithaftang der Schlaf- 

wapontfcselNftüift . habe ii h nir>,'<'nds l)f»han])tet Aus meiner Annahme einer soli- 
darischen Haftung ergibt sich gerade, dass die Eisenbalmverwaltuog nach wie vor 
weiter haftet. 

*) ZustirnnuDg bat Sger durch Rnndnagel erfahren, der in der Be^redtang 
des Bgerschen Kommeatan in der Zeitschr. f. Handelsreobt Bd. 58 S. 653 bemeritt: 
yDagegeo kann ich mich der ZnrQckweisuiig der .\n-;iolit Reindls, das.-« die Schlaf- 
wagcnt^csellschaftcn als r?tlrirl»suntcrnchinor im Sinin' lii's ij 1 anziischeii seien, nur 
anscblitittieu*. Huuduagel liäli demuacb auuU die Begründung Egers für xutreffeud. 
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der Befördeniiig als solcher nicht zammiaeiih&iigeiides Gewerbe in dem Zuge 
betrefbt, abschliesst, und dies selbst dann, wenn er von den ihm doreb den 
IDetvertrag m gewübrenden Rechten gar keinen Oebranch machen will! Dm 
würde docli ilii f kt frefren § 7 Abs. 1 und ^ U Alis. 1 der EisenbVerkO. ver- 

Btossen. Mit dem irleichen Rechte könnte die Eiseubalinverwaltnnp: dann ver- 
langen, dass der mit I.ösmi'r einer Fahrkarte ahfresriilossene BcfördemncrR- 
vertrap nur iintcr der nedinf^uiiL' treltcn solle, dass der Reisende in dem 
Zuffe mit einem dort etwa auf (Jrund finer Vereinbannifr mit der Eisenbahn- 
verwaltuug sein C^ewerbe ausübenden W ureiiverkuufer einen Kaufvertrag ab- 
schliesst! Man sieht bierans also, dass die Theorie eines besonderen Mietver- 
trages zwischen Scblafwagengesellsehaft und Fahrgast rechtlieh nie h t b al tb ar ist. 

Aach die Bemfnng anf die Verträge, welche die Post, die Spediteure 
von Sammelwagen, die Eigentümer sog. Privatgttterwagen oder die Unter- 
nehmer von Ver<rnü^ungssllgen mit der Eisenbahn abschliessen. ist nicht ge- 
eig:net. die Theorie Ef^ers von dem Mietvertrag mit der Sclilafwaf^engesell- 
.sohaft zw stützen. Ich liaVie die T'nriebtiifkeit dieses Ver«rleicbs bereits in 
meiner Abbandlunp: in Bd. XIX S. 8U dieser Zeit^^'}lrift nachzuweisen versucht 
und darf auf meine dortifrcn Ausführnnfren hier l»ezu;jr nehmen. Die \er- 
schiedenlieit ist meines Eraclitens so sehr in <Ue Augen sjtringend. dsxsn sie 
einer näheren Darlegung überhaupt nicht bedarf. Der Vertrag, den beispiels- 
weise der Besitzer eines sog. Spezialwagens mit der Eisenbahn abscbliesst, 
ist ein ansserhalb des konlcreten Transportvertrages liegender Ver- 
trag, durch den die Eisenbahnverwaltnng sich verpiUchtet^ gewisse Sachen 
des Wageneigentflmers, über deren Befftrdemng der letztere einen regelrechten 
Transportvertrag mit ihr abscbliesst, zn dem reprel massigen Transport- 
preis in dem eif^enen Wappen des Absenders der Ware zu befördern. Die 
Sfhlafwatrenfresellsihaft srhliesst aber nicht, wie dies der Resitzcr eines nog. 
Speziahvagens tut. mit der Kisenbahn\ i r\\ altunir einen Veitra-r dahin ab, dass 
die letztere zu der von ihr ülternommenen RetTuilet unu' von Personen sich 
nnr der Wagen der Gesellscliaft bedienen dürfe und dafür eine Gebühr 
an die Gesellschaft zn entrichten habe, sondern die Scblafwagengesell' 
Schaft schliesst direkt mit Jedem Reisenden einen Vertrag dahin ab, dass 
derselbe neben dem Fahrpreise an die Eisenbahnverwaltnng auch noch einen 
Fahrpreis an die Qesellschaft zn zahlen habe. 

Gänzlich mit den tat^ehlichen Verhältnissen im Widersprnrhe stellt es 
auch, wenn man, wie £ger es tat, annimmt, die Schlaf wagenge^ellscliaft sei 
weder an dem ökonomischen Krt^ebnisse noch an der Verantwort- 
lirbkeit uml Leitun«r des Ilctricbcs lu'teiliirt. "Was die Frage des öko- 
nomischen Kiirebnissps anlanirt. so trenliut es wohl, darauf hinzuweisen, dass 
die S<hlafwagtiigtsellschaft für die Führung der sog. Luxuszüge nicht etwa 
eine bestimmte Vergütung vun der Eisenbahnverwaltnng erhält, die an- 
aldiängig von der Einnahme der Eisenbahnverwaltang bei diesen Zligen ist, 
sondern dass Ihre Entsclittdlgung lediglich in der neben dem Eisenbahn- 
fahrpreis von jedem Fahrgaste zn entrichtenden besonderen Oebfihr, 
die tarifmftssig festgesetzt ist, besteht. Wenn heute aus diesen Ge- 
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bjUiren kein besonderer Vorteil ffir die Gesellscbaft mehr entspringt, so wird 
mit der nächsten Fahrplanperiode der betreffende Ltixnszag eingestellt bleiben! 
Die Schlafwa^rengesellschaft ist also liinsichtlich der DurchführnnjG: dieser Züge 
an dem ökonomischen Ergebnisse des I^etrirbs sflir beteiligt. Dass sie die 
Leitimjr des Hctriolifs den niitl>oteilip;ten Kisenlialinverwaltunfren. auf deren 
Strecke der Zup jeweils fäilirt, iiberlässt, iiiidert an ihrer Eip:enschaft als 
Unternehmerin nichts, da bei gemeinsamer L'nteruehiiiun^^ eines Betriebes doch 
immer nnr einer der beiden Unternehmer die Leitung der Ansfahning äber- 
nehmen wird. Wesentlich fOr den üntemehmerbegriff Ist nnr, dnan die 
Änsf&limng anf Rechnung nnd Gefahr einer Person erfolgt; die Ans- 
fübrnng selbst kann diese Person, wie einem Dritten, so auch einem Idtnnter- 
nehmer Überlassen. 

Wenn E{?er ferner einwendet, die Zuteilung der Schlaf wagengesellscbaft 
znr Privat balinlierufsL^eiiossensrliaft liabe keineswegs die Befleutuntr, dass die- 
selbe als Eisenijaliniuiteriu'lmicrin anznseheTi sei. soiulirn nur die Hedentun?, 
dass den Bediensteten der Sclilarwatreiitresellschatt ^'^e<:enüber für die Folgen 
der ihnen beim Gewerbe der Sthlafwagengesellschaft zustossenden Unfälle 
nach Maesgabe des Unfallversichertmgsgesetzes die Privatbahnberufsgenossen- 
schaft anfnnkommen habe, so ist ancb dieser Einwand nicht stichhaltig. Denn 
die UnüsllTersichemngspfllcht der Bediensteten der ScblafwagengeseUschaft ist 
nach § 1 des OewUVO. doch nnr dann begrBndet, wenn der Gewerbe- 
betrieb dieser Gesellschaft ein Eisenbahnbetrieb ist. Wfirde dieser Ge- 
werbebetrieb lediglich, wie Eger annimmt, in der mietweisen Gewähmng be- 
sonderer Beqnemliclikeifen an die Eisenbahnfahr{rä.ste bestehen, so würde er 
der Unfall versiehrrunp: iibsil)auj)t nicht unterlie<ren. Hierüber ist jeder 
Zweilel aust; i sclilossen. Das lieichsversiclieruufjsauit konnte daher die 
Schlafwagenge.sfllschaft nur unter der Voraussetzunji der Privatbahnbe- 
ruf »genossenscliaft zuteilen, dass es den Betrieb der Gesellscliatt als Eisen- 
bahnbetrieb dem Sinne des § 1 GewÜYG. ansah. Dies bat das Reichsver- 
sichemngsamt anch in der denkbar klarsten Weise ansgesprochen. Ist 
aber die Sehlafwagengesellschaft Unternehmerin eines Eisenbahnbetriebes im 
Sinne des § 1 GewUVG., so ist sie es anch im Sinne des § 1 HaftpflG., da 
der Begriff nach beiden Gesetzesbestimmangen der gleiche ist. 

Efirer beruft sich endlich zur Beiri iindunp- für seine Auifassang noch anf 
zwei I rteile des UG. vom 12. Oktober 1 !)()() (Ei.senbE. XVI II S 1.")) und vom 
•1. November 1!H)1 (EisenbK Will S. ;{2!» und Archiv f. f^isenbalinwesen l\)02 
8. 4(t:{>. kleines Eraclitens Jeiio( Ii mit Unrecht. Das erstere Urteil spricht 
vielmehr direkt gegen die Autia^sung Egers. Dasselbe konstatiert nümlich 
ansdrUcklieh, dass tatsftchlich der Betrieb der Schlafwagengesellschaft ein 
mit dem Betrieb der Eisenbahnverwaltnng kombinierter Ist, dass 
also beide, SchlafwagengeseihMdiaft nnd EisenbahnTcrwaltnng, als aelbatändige 
Unternehmerinnen gemeinsam tinm Emenbahnbetrieb betreiben, nnd dflht 
hieraus nur, wie ich es in meiner Abhandlung (Bd. XVIII S. 376 nnd 376 dieser 
Zeitschrift) ebenfalls getan habe, richtitferweise die F(dgernng, dass die 
Eisenbahnverwaltnng g^nftber den Bediensteten der ächiafwagengesellschaft 
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(nnd umgekehrt) als „Dritte" im Sinne dos § 140 (^. wI'VO. (früher § 98) 
anzusehen ist. Das zweite reichsgoriclitliche Ti teil aber bezieht sicli nnr auf 
die Anslepung des Begrift's „Eisenbabuverwaltuiitr " im Sinne des ij lö3 
Abs. 1 Nr. 2 des Vf reinszoIl^'i-Ketzes und kann daher für dif^ Kutschci- 
dnn;r des l'ntei nelniit rliOfrritVs nach >; 1 HaftpflG. nicht inasst'ebend sein. 
Ich habe dies .schon in meinei- Abhandlung in Bd. XIX S. 8ii dieser Zeitschrift 
nfther dargelegt und kann micli daber Itienof inr Verrnddiing von Wieder- • 
holnsgen berufen. Ergftnzend mSchte leb nur biensn noch folgendes bemerken: 
Dass der Besitzer eines sogenannten Anscblnss- oder Industriegleises Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 HaftpflG. ist, sofern der Betrieb auf dem Anscblnss- 
geleise auf seine Rechnung und Gefahr, ttn auch mit den Transportmitteln 
der Eisenbahnverwaltnng nnd durch deren Leute erfolgt, ist in Literatur und 
IJechtHprechung anerkannt. Gleichwcdd wird man den TTnternehnier dieses 
Kisenbahnhetriobes nicht als E i.senbahnverwaltnng iiu Sinne des § lö3 
Abs. 1 Nr. 2 des Vereinszollfresetzes anselien können. 

Nach alledem glaube ich, mich mit meiner Auffassung über die rechtliche 
Natnr des Betriebs der Sclilafwagengesellschaft anf dem richtigen Wege zu 
befinden. Es will mir scheinen, als ob an der gegenteiligen Anscliauung we- 
sentlich mit der Umstand schuld ist, dass man sich tob dem Umftwge des 
Gesch&ftsbetriebs der Schlafwagengesellschaft und ihrer Bedeutung fttr den 
internationalen Personenverkehr anf den Eisenbahnen keine genügende Vor- 
stellung macht und sich daher nicht von dem Gedanken frei machen kann, 
sie nach Art eines Bahnliofwirts oder eines Schlafstellenvennieters zu be- 
handeln, die «gleichsam nicht wüiditr seien, als ;rleicliwertif?er Faktor bei der 
Durchfiilininjr des internationalen Personenverkehrs an die Seite der ?]isen- 
bahnverwalnuif^ zu treten. Für den, der den {ianzen Geschäftsbetrieb der 
Schlafwagengesellschaft und die Verhandlungen zwischen ilir und den Eisen- 
bahnverwaltungen ttber die Durchführung der LuxuszQge usw. etwas näher 
besieht, stellt sich die Sachlage aber gans anders dar. Es ' wird in dieser 
Richtung vielleicht die Mitteilung nicht ohne Interesse sein, dass das Aktlea- 
kapital der Sshlafwagengesellscliaft nach dem jüngsten Geschäftsberichte 62 Vs 
Millionen Franken betrügt. da.ss ihre Gesamtanlagen einen Buchwert von 
102 Millionen Franken haben, da-ss sich der Wert ihrer ttber ganz Europa 
nnd das halbe Asien verteilten Wahren auf rund 75 Millionen Franken 
b«'/.itVert nnd dass derzeit 20 Lu.xuszü<re derselben, deren Fahrzeit, Ausgangs- 
und Knd/.iel. Aiiscliliisse usw. natürlich von ihr uiul den Eisenbahnverwaltnngen 
gemeinsam bestimmt werden, das europULsche und asiatische Eiseuhaiin- 
netz dnrdifahren. Dass man bei einem solchen Unternehmen nicht lediglich 
von einer juristischen Person sprechen kann, die, wie das BO. In dem oben- 
erwShnten Urteile vom 4. November 1901 sagt, bloss ihre jede Bequemlichkeit 
bietenden Wagen „in besonderen Zfigen der Eisenbahnverwaltung 
laufen lässt*, noch weniger aber b1os:s von einer Gesellschaft, deren Ge- 
schäftsbetrieb auf „die mietweise GewHhrung besonderer Bequem- 
lichkeit in den EisenbahnzUgeu " gerichtet ist, wird kaum zweifelhaft 
sein konneu. 
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18. 

Zur Uattuug der Schlafn ageugeseUseliatt. 

Eine Entgeirminip. 
Von Dr. L Fuld, 
Jttstizrat in Mainz. 

Der in dieaem Heft S. 319 zam Abschlnss gebrachte Aufsatz von Reindl 
Aber die Haftung der SclilafviragengeBellBdisft für die von den Seisenden einge- 
bracliten Sachen nnd für die den Reisenden sngefflgte PersonenbeschSdignng 
richtet sich in Ansehung des ersten Teils gegen die von mir (DJZ. 1900 
8. 227) vertretene Auffassung, dass auf die Haftung dieser Gesellseliaft die 
BestinniKiiiiion des § 701 HGR. entspi (m 1h nde Anwendung finden. Obwolil 
nun auch das OLG. Köln sicli troj^en «litsclbp ansirosproclipn liat, wie frülier 
sclinn iJrückticr uiid Mittelstein, so lialte icli mlcli doeli nirlit überzeuf^en 
können. (]a>> .lie l iiterstelliin^' der S<;lil;it'\va<roiiges«'lIs('liatt unter den Beyritf 
des Gastwirts, der gewerbsniässip; Fremde zur Bellerbergung aufnimmt, im 
Sinne des § 701 unzutreffend sei oder sicli nur durch eine Beurteilung reclit- 
fertigen lassen, welche «gewisse äusserliche Aehnlichkeiten* als entscheidend 
ansehe. Von vornherein möchte ich betonen, dass ich auf den Ausdmck 
.rollendes Hotel* keineswegs den grossen Wert für die Behandlung der Streit- 
frage unter dem juristischen Gesichtspunkt lege, wie dies Reindl in seinoi 
Ausführungen anzunehmen scheint. Der Ausdruck bezeichnet in nicht gam 
unzutreffender Weise diejenif^e Funktion der Seblafwagengesellscliaft und ihrer 
Leistungen, wi ltlio fiii- den Heisenilcn vor allem in Betracht kommt, er wird 
dieserhalb auch der „wirkliclien < ii staltunir" der Verhältnisse, wie sie zwischen 
der Gesellschaft und den h'eisen-lcn bestehen, gerecht. Sodann soll nicht 
unterlassen werden, ausdrücklich /m bemerken, dass ich sowohl den Umfang 
des Betriebs der Schlafwagengesellschaft als auch die von ihr investierten 
Ki^italien ihrer Bedeutung noch voll und ganz zu schätaen weiss nnd nicht 
im Geringsten bezweifle, dass die Gesellschaft sehr wohl den Anspruch er- 
heben kann, als ein dem Eisenbahnuntemehmer ebenbirtiger Faktor anerkannt 
zu werden. Indessen dürfte doch für die juristische Frage, ob die Haftung 
der SchlafwagengesellKchaft sich nach ^701 BGB. beurteilt, hierauf nichts 
ankommen. Ich kann auch nicht einsehen, dass in der Unterstellung der (Je- 
sellschatt unter die für den (Jastwirt iiiassirebende HaftiiÜiclit t t\v:i.s für die 
( iesellschaft Verletzendes zu erblicken sei. Die Lcurtciluiii: in Ansehung ilirer 
HattjjHicht nacii § 70 1 BGB. mu.ss sich nicht nur der Bahuhofswirt gefallen 
lassen, - dass auch der Schlafstellenvermieter nach dieser Bestimmung hafte. 
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ist ein Irrtum Belndla, — sondern aneli die gr^to Hotel-Äktienfesellscbaft^ 
welche anch viele Millionen Eapitai inrestiert hat nnd ebenfalls einen bedent- 
samoi wirt»c1iaft1ic1ien Faktor repräsentiert. Vollständig einverstanden bin 

ich schliesslich mit Reindl nnd mit dem OT.G. Köln darin, dass man das 
zwischen der 8chlafwa^enpesellsrliat't und der Kisenl)ahiiver\valtnii{r bestehende 
Verhilltnis ins Auge fassen lunss. wenn ich auch anderseits es nicht als zu- 
tretYcnd oi:i<liten kann, ledi{rlich nnd ausschliesslich dieses Verhilltnis in Be- 
tiacht zu ziehen, hingegen das zwischen der Gesellschaft und den Keisenden 
bestehende VertragsverhAltois zu ignorieren. Reindl nnd das OLG. E51n 
begehen nnn meines Erachtens den Fehler, dass sie ans dem Umstände, dass 
die Schlafwagengesellschaft eine doppelte Fanktion ans&bt, nimlich die Be- 
fBrdemngsfnnlttion nnd die Beherbergnngsfonktion nnd dass die Beherbergnngs- 
fonktion in manchen Fällen an Bedeutung hinter der Beförderungsfunktion 
zarückzntreten scheint, den Schluss ziehen, die Schlaf wagengesellschaft sei 
ein Eisenbahnunternehmer, nnd es liege » in irenieinschaftliclics Transportnnter- 
nehmen von Gesellschaft nnd P'iseiibalnn i i waltung vor. Diiver 8chluss ist 
meiner Auffassung nach ein Felilschluss, und ich wftre wohl berechtigt, ihm 
gegenüber auch zu behaupten, dass man bei dieser Konsti uktion einer rein 
äusserliclien Aehnlichkeit eine Bewertang fiber Oebihr beigelegt hat. Die 
SeUafwagengesellschaft liann juristisch onmaglich als Eisenbahnnnternehmer 
angeaelien werden« rie kann es vor allem nm deswillen nicht, weil ihr nicht 
die Konzession snm Betriebe einer Eisenbahn erteilt ist. Ueber das aps 
diesem Umstände sich ergebende Bedenken helfen auch die Erwilgungen nidit 
liinweg, welche Reindl nnd das OLG. Köln dem zwischen der Eisenbahnver- 
waltnngnnd der Schlafwagengesellschaft erwachsenen Vertragsmaterial entnommen 
haben. Er ist feststehender nnd in allen Staaten anerkannter Kechfsgrnnd- 
satz, dass die Kisenbahn-Kinizcs^iun einen streng persönlichen ('liarakter 
hat; derselbe ergibt sich schuri daraus, dass die Konzession einen Hoheitsakt 
darstellt, der mit der (lewährung von Privatrechteu verbanden ist*). gDem* 
nach darf, soweit nicht gesetslich oder in der Eonxession das Gegenteil ans- 
gesprochen ist, eine Verletsnog oder Entxiehnng seitens des Staates nnr nnter 
Gewahmng von Entschädigung nnd aos den Grfinden erfolgen, die gesetalich 
für die Entaiehnng von Privateigentum vorgesehen sind. Dem Empfänger 
der Konsession aber erwächst durch sie Jedenfalls das Recht, die Bahn zn 
bauen, nnd swar unter Eingriffen in fremde Privatrechte oder, soweit es dazu noch 
spezieller Genehmigung bedarf, mit dein Rechte, Eingriffen in fremde l'iivat- 
rechte zum Zwecke <les Balinbaus zu beantragen. Zuirleieli überniuunt der 
Konzessionär aber auch die Verpflichtung, die Eisenbahn zu bauen und zu 
betreiben" Mit dem Inhalt der Konzession, wie er sich hieraus ergibt, 



') £ger, Handb. des Prenss. Biseabahnrechts Bd.I §16 8.92; Endemann, Das 
Beeht der Bisenb. § &6 a 281, 288; Gleim, Das Beoht der Eisenb. in Pieossen Bd.I 

§ 15 S. 75. 

*) Köhne. Grundriss des Eisenhahnrerhts S. 44; Eger §16 S. 9öfr.; Ende- 
mann § lö S. 281 ; Zachariii.-. Staatsrecht § 16r>. 

Kger. KIsenbAbnreoktlicbe EnUclioiiluagen X\1V. 22 
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wVrde ein anderer als ein persönlicher Charakter im strengsten Sinne nicht 
im Einldan^ stehen. Die Eonzession bildet ein Privileg, Pri?ile(^en stehen 
aher nur dem Privilegierten für seine Person zn, es ist ebenso nnaniftssig, 

df\ss der Piivilej^ienbesitzor die AusUbuns; des Privilegs einem andern abtritt, 
gleichviel <tb durch lästigen Vertrair oder durch Schenkung', wie dass der 
Privilefrieninliaber einen andern an der Ausübung des Privilegs auf Gruml 
irgendwelcher Vergesellschaitung teilmliiuen libst^j. Auch das preussisehe 
Eisenbahnrecht steht sowohl in Ansehung der Konzession für die Vollbahnen 
als anch der Konaession für die Kleinbahnen anf diesem Standpunkte des 
strengen Personalcharakters der Konzession^. Ist aber dies der Fall, so 
kann die Schlafwagengesellschaft trotz der EntfUtnng einer Tätigkeit, welche 
nnter den Begriff der Transportfunktion fiUIt, kein Eisenbahnnntemehmer sein, 
sie kann aber ebensowenig als Mitnnternehmer oder als mit der Eisenbahn 
verbundener irenieins( IiafMi( hei' l'nternelinier angesehen werden. Es kommt 
aber des weiteren in lietrarlit, dass vuu einer i i « ht lidicn (ileichsttdlung der 
Schhit'wagengestll.s(iiat't mit dem Eisenbahnunfeinchiner ebenfalls keine He«lc 
sein kann. Die Gesellscliaft liat weder Eintiuss auf den tedmist lit n Betiieb, 
noch auf das Betriebspersonal, und wenn auch auf manchen Strecken die Be- 
dienung der Reisenden der Schlafwagen stellenweise von dem Eisenbahnpersonal 
ttbemommen wird, so ändert dies nichts an der Tatsache, dass letzteres ihr 
nach keiner Richtung hin unterstellt ist. Ebensowenig hat aher die Gesell- 
schaft eisenbahnpolizeiliche Befugnisse, anch nickt in den von ihr gestellten 
Schlafwagen. Gerade die Kriterien, welche für die Feststellung des Begriffs 
des Eiseilbalmunternehmers wesentlich sind, fehlen somit bezüglich der 
Sehlafwau'engesellschaft samt und sonders'^). Verantwortlieh für den Betrieb 
als Unternehmer ist niemals die Sc lihifwagen^esellsrhaft, sondern immer nur 
der durch die Konzession bezeichnete rntcrnelimer. (tt'wiss, es ist tranz 
richtig, wenn in dem Urteile des OLG. Kiiln gesagt wird, die Gesellschaft 
habe es sich zur Aufgabe gemacht, ihre Wagen in die Zuge der Eisenhahn- 
verwaltungen einzustellen, nm Reisende in einer allen Anforderungen der 
Bequemlichkeit entq[»rechenden Weise Uber grosse internationale Linien zu 
befördern; allein aas der Erffillnng dieser Aufgabe folgt doch nicht, dass die 
Schlafwagengesellschaft nunmehr auch die rechtliche Stellung des Eisenbahn- 
nntemehmers hat; die Gesellscliaft kann diese Aufgabe ohne diese Stellung 
erfüllen und anderseits genügt die Erfüllung dieser Aufirabo mit nicliten, uro 
ein Surrogat für die Knn/ession zu bilden, von deren Erteilung die Annahme 
des Charakters als iusenhahnniitcrnehmer ausnahms- und bedingüngslos abliängig 
gemacht ist. Mit Kücksicht liierauf liegt auf Seiten der iScIilafwagengesell- 
schaft weder ein Eisenbahnbetrieb noch ein gemeinschaftlicher Eisenbahnbetrieb 



1) Bndemann §66 S. 886; W. Koch, Pentsehlands Eisenb. I S. 4 u. S.469. 
•) Bger I § 16 S. 93; Gleim % 16 S. 81. 

') Eger, Komm. z. RHaftpflG. 6 Aufl. S. 94. O.'i und zur EisenbVerkO. 2. Aull. 
S. m). Kntsch d Keichsger. vom 4. November ISK)!; PrEiseobArch. 1902 S. 463; 
EiscnbE. XVIU «. ÜAd. 
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vor, und es erweist sieb demgenftss die Konstruktion, welche von dem OLG. 
Köln und von Reindl angenommen ist, als verfelilt. 

Ist nnn aber die Schlaf wntronfrpsellscliaft Icein Eisenbahnunternfli iner 
und fällt die Transitditfujiktinn derselben nicht unter den I5etrrift' des EiBenhahn- 
betriebs, bo entfallen die wesentlichen (Iriinde. mit denen man die rnterstellung 
der Gesellächaft unter § 701 BGH. bekämpft hat, die lieherbergnngBfnnktion 
ist dann die alleinige, welche fttr die juristische Beurteilung die Grundlage 
bilden kann. Das Urteil des OLG. Köln legt dem Umstand einen grossen 
Wert hei, dass die OeseUschaft f&r die Laznssfige das gesamte Zogmaterial 
stellt, nnd dass sieh die Tlltiglcelt der Eisenhahnverwaltnng bei diesen Zfigen 
nur darauf beschränke, der Sdilafwagengesellsehaft den Schienenweg nnd die 
Dampfkraft zur Verführung zu stellen. Für die Beförderung mittelst 
Eisenbahnen biblet aber jedenfalls das Znrveifii^rnnj^stellen der Dampfkraft 
nnd dos Schienenweiis die llauiit saehe. Was fiiuf^t die Sclilafwafrenf^esell- 
schaft mit iliieni \Va<renmatei iai au, wenn die PMsenbahiiverwalf unj^ ilir weder 
Dampfkraft, nMch Scliienenweg^, nocii Betriebs- und Streckenpersunal zur Verfügung 
stellt? Sie kann dann niemals die Reisenden befördern; die Beifügung des 
Wortes »nnr' in dem Satze des Urteils, welcher von der Entnahme der 
Dampfkraft nnd des Schienenwegs handelt, f&hrt daher jedenfalls zu dner 
ünterhewertaog der Bedentnng, wdche dieser Entnahme aokommt, nnd daraus 
ergibt sich weiter, dass die Schlaf wagengesellschaft gar nicht imstande ist, 
einen Beförderungsvertrag mit den Reisenden abznsehliessen, weil sie nicht 
im Besitze der Kraft, der Anlap:e und des Personals ist. ohne welche der Beför- 
dei unpsvertrarr nicht eif'iillt werden kann. Icli gebe zu. dass dem Reisenden die 
( htsveiaiiderunfr die Hauptsaclie ist nnd dass es ihm nm so lieber ist, je an- 
penebmei- er dieselbe erieiclit. Allein hat dies zur Folge, dass der Reisende 
mit der Schlatwageugcselläcbaft einen Vertr^ schliesst, durch welchen sich 
diese Torirflidttet, ihm die «OrtsverftnderQng" an versehaffen, d. h. ihn an b^r» 
dem? Hit nfehten; gerade diese Ortsreränderong kann die Gesellschaft, wie be- 
merkt, gar nicht gewahren, wenn ihr nicht die Eisenbahnverwaltong mit dem 
Scliienenweg, der Dampfkraft nnd dem Personal an Hilfe kommt. Wohl aber kann 
die Gesellschaft dem Reisenden die Beherbergung gewähren, nnd zwar die Be- 
herbergung im wesentlichen nnter ähnlichen Voraussetzungen bzw. in einem 
ähnlichen Umfange wie in einem llr>tel im eigentlichen Sinne. Das Argument, 
welches der .Ortsvei iliiderung^ entlehnt ist, führt also d<irh wohl kaum zu 
einer Stütze der KoIl^tl•^ktil^n . dass die Sehlafwagengesellschaft mit dem 
Reisenden einen Befördciungsvertrag abschlies.st. Nur scheinbar tritt die 
Tranäportfunktion bei der Gesellschaft in den Vordergrund, Inew. iiberwiegt 
sie die Beherhergungsfnnktion so bedeutend, dass diese in ihr anfgehl In Whrk- 
lichkeit ist gerade das Gegenteil der Fall, d. h. es tritt selbst da die Trans- 
portfanktion wesentlich znrfick, wo die Gesellschaft das ganze Zagmaterial 
stellt, also bei den Luxuszftgen. In noch höherem Masse tritt aber natur- 
gemftss diese Funktion da znrfick, wo die Gesellschaft sich darauf beschränkt, 

8. auch R u u d n a g e 1 , Ztschr. f. d. gca. Hand.-R. ßd. 58 S. 653, welcher E g e r beitritt. 

88* 
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einen Wagen oder inohrere Wa^en, welche die Heisenden während der Naeht^ 
zeit aafnehmen, in die ans den Wagen des Eisenbahnnntcrnehmers zuamineil- 
gesetzten Züpo einzustellen, also bei den meisti^n Züpren. Es mag Heindl 
zugegeben werden, dass auch in Ansehung solclioi' Ziit:e zwischen dem Ver- 
trag, den die Schlafwagengesellschaft mit der Eist iibalun i i \s;iltung abscliliesst 
und dem Vertrag ein Unterscliied vorhanden ist, wekheu der in Sammelwagen 
befilrdemde Spediteur mit der Bahnverwaltnng tätigt. Dieser Unterschied ist 
für die Frage, auf welche es hier allein anlcommt, ohne Bedentnng. Bein 
ftnsserlich hetraehtet kSnnte anch der Speditenr, der in eigenen Wagen 
Sammelg&tertnniBporte ausfahrt, als Eisenbahntuitemehmer erscheinen, denn 
auch er befördert vermittelst der ihm zur Verfügung gestellten Dampfkraft 
der Eisenbahn und auf dt ni SoMenenweg der Eisenbahn Güter gegen Bezahlung ; 
es besteht aber kein Zweifel und ist auch wohl noch niemals bezweifelt worden, 
dass auch bei der Beförderunir von .Sammelladungen in eigenen (iüterwapen 
der Spediteur nicht Fisonbahnunternehmer ist*). Die Konstruktion des ein- 
heitlichen Befürderun{,'svertrag8 stellt und fällt mit der Annahme, dass die 
Schlafwagengesellschaft Hitiinteniehnier der Elsenhahnverwaltang ist. Erweist 
sieh dieselhe als nnhalthar, so mnss angenommoi werden, dass der Beisende 
mit der Schlaf wagengesellschaft lediglich einen BeherbergangsTortrag abachliesat, 
welcher die Anwendung des § 701 BOB. anr Folge hat. Wenn in dem Urteile 
des OLG. bemerkt wird, es sei unerfindlich, dass der in einem Schlafwagen 
Beisende bezüglich der Haftung besser gestellt sein solle wie der Passagier, 
welcher sein Gepäck der Eisenbalinverwaltnng zur Aufbewahrung übert,'eben 
habe, so ist dai-^esren zu bemerken, dass die au sich zutreö'ende reclitli« he 
Beurteilung durtii diese Erwägungen, welche auf dem gesetzgeberi.schen (Ge- 
biete liegen, uiclit beeinflusst werden kann. Es steht übrigens der Schlaf- 
wagengesellschaft frei, die Gebühr für die Benützung ihrer Wagen so zu 
erhShen, dass damit nach das Bisiko Ar die weitergehende Haftung abge- 
golten wird. 

Nach alledem kann Ich nur an der Anffassnng festhalten, dass die Schlaf- 
wagengeeellschaften nach § 701 BGB. haften. 

') ebensowenig wie die Post in betreff der Eisiiibahnpostwafjrn die Fabriken, 
Brauereien etc. bezüglich ihrer Spezlülwagen, die L'uternulimer von VcrgnUgungszügen, 
Kohlen-, ViehzUgen etc.: s. £ger, Komm. z. lillaftpflG. 6. .\uil. S. ^5. 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Scliriflen. 

Ptl, Dr. Friedrich. Beiträge znr Aas^eitaltuiig de« Internationalen Bieen- 

bahnrechta. Wien 1907. Alfred Hölder. 

besieht wobl keiu Zweifel dariibor, dass bei der Eutwickeluug des muderueu 
Yerkabn das Biwttbalinweien mit au jenen Qebieteu gehört, fflr «ttklw dto Sebaffirag 
einheltUcber internationaler Becbtenormen ein dringendet Bedflrfnis iet. Bieber ist 
ei nnr gelangen, den internationalen Güterreikehr Bolchen einheitlichen Rcchtsuurmen 
zu unterwerfen, wälirend die Beförderung von Pernonen und Reisegepäck nocb voll- 
ständi)^ der inierniitiunulcii Kejieliiny durch eiulieitliche geset/Jiclie Bestimmuntjcu 
eutbulirt. JDie Schwierigkeiten, die sich hier der Schaffung eined einbeitiicbeu iuter- 
aationalen Beebte entgegeMtellen, eind keineswegs iinflbttnrindUeb, und der Verkdir 
wird aneh i&u die Schranken brechen, die sidi ihm en^tegensteUai. Die mliegende 
Schrift, die mit grosser Sachkenntnis und voller Beherrschang der Literatur ge- 
schrieben ist, bildet einen schätzenswerten Beitrag zu den Bestrebungen nach dem 
Ausbau des internatioiiiiku Eiseubabnrechts und beleuchtet in klarer und streug 
sachlicher Ausführung die hierbei an regeluden Fragen. Iiu Abschnitt A werden 
die internationalen Binheitsbestrebnngen auf eisenbahnrechtlichem GeUete sowie das 
Zustandekommen des internationalen Uchcreinkommens Uber den Eiseubahnfracbt- 
verkehr dargestellt und hervorgehoben , das.s sciioii damals und seither fortdauernd 
zahlreiche Stimmen sich für die Ausdehnung auf den l'ersoiientransport geltend ge- 
macht haben. Im Abschnitt B wird unter I die internationale Regelung der Be- 
fVrderong von Personen, anter II Ton Beiaegepäek anf Bbenhahnen behandelt, 
wSbrend Abschnitt C die von der internationalen Begelung aunnschUeosenden 
GeUete in Betracht zieht. Ich habe die Schrift mit grossem Interesse gelesen und 
sweifle nicht, dass sie in Fachkreisen gebttbrende Beachtung finden wird. 

Dr. M. Keindl, München. 
Eptllla, Dr. M. Begründet die Deklarierung des Frachtgutes auf dem Fracht- 
hriefe materielles oder bloss formelles Becht. Wien 1907. 

Der Verfasser bespricht in dieser kleinen BroschOre an der Hand eines Urteils 
des Oesterr. Obersten Gerichtshofes die Frage, ob der Absender oder EmpAnger einer 
Sendung berechtiLrt inr, nachträ^lioli eine billigere Frachtberechuung zu beanspruchen, 
weuu er beweist, dass die im Frachtbriefe angegebene Bezeichnung des Uutes un- 
richtig war nnd die Fracht nach der wirklichen Natur des Gutes billiger so be- 
rechnen ist, als nach der im Frachtbriefe gewlhltm Deklaration. Der Oesterr. 
Oberste Gerichtshof hat die Frage unter Billigung des von den Oesterreichischen 
Eisenbahnverwaltungen eingenommenen Standpunktes verneint. Epstein unterzieht 
dieses Urteil einer ziemlich schurfL-n Kritik. Was er hierbei anführt, spricht ja viel- 
fach zugunsten seiuer Auftassuugj iudess wird der sachkundige Leser sich des Ein- 
drneks nidit erwehren können, dass der einseitige Standpunkt des Verfrachters sn 
•ehr betont ist and dass die Umstände nicht genügend gewürdigt imd, die ffbr die 
entgegengesetate Auffiusaog der Eisenbahnen sprechen. Bs darf nicht ausser acht 
gela<i.<'en werden . dass es für die Eisenbahnen zu kaum annehmbaren Zuständen 
führen würde, wenn jeder Absender, der nach Jahr und Tag entdeckt, dass das von 
ihm verfraditete Gut vielleicht unter eiue andere billigere Position des Tarifs ge- 
bracht werden konnte, in der Lage wire, seine orsprOngliche Deklaration des 
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Fraclitgutes zurückzuziebeu und uachträglich diejenige Friu:htberuchuuug zu bean- 
spruchen, die er ttfükat feei einer graraerai Kramtaii dei Tarife bfttte enMen kSuieii. 

Dr. M. Beindl, Hflncbea. 
Henry - Greard, 0. Note sur les ri fonnes r<^centeä de la lögislation fid^rele dee oh^tif 

de fer uiix fttats-riiis I'arin 11^07. I>miio(1 et Pinat. 
Annuaire Maichal dos clieiniiis ili> li r i t traiiiways. Paris l'.H)7. H. DiuiuM K. I'inat. 
Ottolenghi, Emilio. Lu statu et il cuuiraitu di trasporto ferro viariu. Turiuu 1UÜ7. 

ClUi Bocce. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhang stehende Schriften. 

Guyer, Dr. E., Recht. sanwalt in Zürich. r>ie rei htlichc Stellung des Verletzten 
im U eil vorfahren unter besonderer Bcrückuicbtigung der Pfliclit zur 
Dnldnng TOD Operationen. Büm Untersnchnng. Zflrioli 190S. St^olkheae 4 <3o. 
Die sehr lesenswerte kleine Sclirift behandelt die gestellte Frage fttr das 

Schweizer Recht, und zwar von cinheitlidwi («csichtspiiukteii :uis für die ver- 
schiedensten Sonderi^fhiete : Hiif'ti»fli( Iit im eiipenMi Siiiiic i i-ntspitM lunid ilfiu <loiiHi lien 
KHaftprtli.) und ord^ntliclie Sfhadeii.>hatriiii:; suis uiierlaiiliter liaiKlIuii^, .•staatliche 
Unfall- und — eine Schweizer Besonderheit — Miiiiiiiversicherung und private ver- 
tragliche UnfaltTWsichening. Ueberall ist die dentsehe Rechtslehre nnd die Seeht- 
sprechnng der dentedien Gerichte, inebeeondere dee Beiohsgeriehta» ukkt minder aber 
auch die des Reichsversichcrungsamtes ausgiebig berücksinhtiy^t. Gerade bei seinem 
fH'uiidlegoiiden 2. Kapitel: . I »ie prinzipielle Auerkeunuut; eines Versi Imlilen-' des 
\ erleizieu vvälireud des Jieilverfahrens- haben dem Verfasser die an ilcu § 264 BüB. 
sich auscbliessenden neueren deutschen Schriften offensichtlich zur Richtschnur ge- 
dient, und es ist von hohem Interesse, ni verfolgen, wie er den das Beichsreeht ans- 
ge-sprochenermassen beherrschenden flruudsatz der .Veritehrstreue" auch für das 
Schweizer Obligationenrocht lOR i in Anspruch nimmt nnd beim Fehlen positiver 
Vorschriften verwertet. Aus dit-som (iruii'lsatz heraus beijriindet er auch für die 
Schweiz eine grundsätzliche Sorgtaltspüicht des Verletzten seinem Schädiger oder 
dem ans anderem Qmnde Ersat^flichtigcu gegenüber. Aneh wo das Geseta (Art. 6 
des Schweiz. EisenbHaftpllG. nnd Art. 5 des FabrikhaftpllG.) nur von einem Mit- 
verschulden des Geschädigten .an dem Unfall'' spricht, gelangt er auf konstruktirem 
Wege dazu, unter dem Unfall .'lif s^nnza Latre «los ratienteii bis zur Heilung zu 
verstehen" (S. 12) und deshalb aneh ein VersLhuldtn des Verletzten im Heilverfahren, 
welches auf die endgültigen Schadensfolgeu de.s Unfalls von Eiufluaa ist, mit zu be- 
rllcksiehtigen. Weniger befriedigt haben mich die Ansfahmngen Uber den arsich« 
liehen Znsammenhang zwischen Unfall nnd Schaden und Aber dessen Unterbrechung. 
Bis wird ohne bestimmte Gesetzesvorschrift für die Rechtsprechung nicht ganz leicht 
sein, rein auf dem Wc<^e der losrisebcn Schlussfoltierunt,' für einen bestimmten 
Schadeusersatz zwei rechtlich gleichwertige ürsachenketteu, ausgebend von dem ver- 
tretbaren Unfoll nnd einem sohnldhaffcen Verhalten des Verietsten, anmnehmen nnd 
die Schadensbaftnng entspreohend der Bedeutung dieser beiden Ursaehanketten auf 
den haftbaren Dritten und den Patienten zu vorteilen (S. 24); auch ist wohl nicht 
nnnweifelbaft, ob, wenn ein VerschuMtMi <b's Vorletzten den ursächlichen .Zusammen- 
hang zwischen Ursache und Schaden unterbrochen oder ersetzt i! hat", ob dann 
Uberhaupt uuch die Rede davon sein kann, dass der Schaden (rechtlich^ nur teilweise 
auf dieses Versehnlden des Verletaten nnd snm Teil immor noch anf die verletaende 
Handlung des Dritten zurttckgefahrt werden kann (S. SS). Hit Bedit betont der 
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Verfaner weiter wiederholt, das« M der Annahme eines Verachaldens des Verletsten 

die subjektive Seito '4;u\'/. wesentlich berttckBichtIgt wiirden uud dnss Überhaupt sein 
Vorhalten wohlwollend beurteilt werden uinss: nicht ganz im Kinklani,' damit steht 
CS allerdings, wenn er .S. (Ui die (iericlito warnt'ii zu müssen gliiuht. um ilfii ler- 
satzpflicbtigeu) Dritten vur uuuütigeui äcbreckeu zu bewahren, diesen ötaud^uukc 
nicht aUnisehr anainweiten". Sehr dankenswert and lehnrdeh sind die eingehenden 
BrQrtemngen Aber den UmÜuig der Soi^faltspflicht des Verletsten; ohne auf Einiel- 
hellen <Mnzug:ehen sei nur erw&hnt, dosA der Verfasser grundsätzlich dem Verletzten 
freie Arztwahl zugesteht, ilm zu einer Anstaltsbeliandhiu;; für verjdlichtet hält, eine 
I'tiicbt zur Duldung einer Uperaliuii dagegen verneint uud nur unter bestimmten, 
genau begrenzten Voraussetzungen [ä. Iti) ausnahmsweise zulässt. Nicht unbedenk- 
lich rind die Avsfttbriingen Aber ein , Kontrollrecht* des haftenden Dritten (S. 92 ff., 
bes. 94). 

Es ist erfreulich, wie Reiohsrecht und Schweizerrecht sich wechsclseitijf fördern 
und befruchten und wie das vorlio};ende Büi lileiu als Dank lür seine Fördorun-j 
durch reicbsdeutsche Kechtslebre uns eine liir uuäere Kecbtsprechuug unmittelbar 
nntslnn wertToUe Bereidi«ning bringt. So sei es allen dentwAen Juislui warm 
mnpfohlenl Landgerichtedirektor B. Dronke, Köln. 

Sdiarcr, Dr. H. Bechtsanwalt am Rnchsgericht. Das siebente Jahrnnd das achte 

Jahr des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Die gesamte Bechtsprechiug und Theorie. 
Leipsig 19<>7 u. UKW. Otto \Vii,'and. 

Die beiden vurlietrendou Ban<le umfassen die Literatur uud Rechtsprechung der 
Jahre 190(i uud 1^U7 uud Ubertreß'en noch au VolUtäudigkeit de:i Inhalts, sowie an 
Klarheit nnd Uebenichtlichltdt der Anordnung die Torangehenden Bftnde (s. in dieser 
Zeitaehr. Bd. XXIII 109, 106). Der Verfasser hat seinen bewftbrten Plan bei- 
behalten nnd damit seinen Zweck, alljihrlich die einzelnen Entscheidungen und zer- 
streuten Abhandluncen des vergangenen Jahres gewissermassen in eine grosse 
Monographie zusammeuzutassen , voU erreicht. Erwünscht wäre es, wenn auch die 
Eisenbabnfacbaeitschriften Berfleksiehtigung fänden, insbesondere das .An^Y für 
Eisenbahnwesmi*, die .Bisenbahnrechtliohen Entscheidungen und Abhandlungen', die 
gZeitung des Vereins deutscher Eisenbalmv. i w .dtungen" etc., welche mannigfaches 
Blalerial für die .\uslt:<;ung des B<il'.., iii^lHüondere der 2.")!, 84:^ fl". BGB., Art. 42, 
52, .'>3 EG. z. B<iß. bieten. Die Schererschen Jahrbücher sind für die Theorie uud 
Praxis nicht entbehrlich. Dr. Eger, Berlin. 

KuflaaMy Emil. Handelsrechtliche Rechtsprechung, achter Band. amno?er 
1908. Helwing. 

Hit gewohnter Pünktlichkeit hat Kaufmann den neuen 1'and .«leiner handels- 
redifli' lien Rechtsprechung veröfleutlicitt ; derselbe steht durchaus auf der Höbe der 
früheren Bände. Verfasser hat in ihm auch das Gesetz über die privaten Ver- 
sicherungs-Unternehniungen, das üeschmauksmustergesetz, sowie die Seemanns- und 
StrandnngKordnung berflcksichtigt. Ref. kann nur die Anerkennung vorbehaltlos 
wiederholen, welche er der Sammlung in früheren Jahren gezollt hat. Die weite 
Verbreitung derselben in den Juristeukreiseu ist der beste Beweb ihrer Brauchbar- 
keit und Zuverlässigkeit. Dr. L. Fuld, Mainz. 
Warneyers Jahrbuch der Entscheidungen. A. Zivil-, iiaudela- und Prozessrecht, 
6. Jahrg. (1907), nebst Ergäniungsband, enthaltend die nidit in dar amtliidien 
Sammlung abgedruckten, siTilrechtlichen Bntecheidnngen des Reichsgerichts (Heft 1 
bis3). B. Strafrceht und Straf prozess. 2. Jahn,'. ilüOTi. ('. Arbeiterver* 
sichernngsrecht. 1. Jahrg. (1907). Leipsig, Kossbergscher Verlag. 
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Zu dem Jnlirbuch für Zivil-, Haodels- and Prozessrecht (A.) ist im vorigen 
Jahre das Jahrbuch für Strafrecht und Strafprozcf!!« (B.) und in diesem Jahr«; für 
Arbeiterversicberungsrecbt (0.) hinzugetreten, welchem sich demnächst noch das 
Jahrbuch fUr Verwaltungsrecht anschliessca soll. Mit Recht können alsdann die vier 
Abteilangvn des Warnvenehen Jabrimclw ab eine alQfthrlidie einheitlidlie Daietellinf 
der Literatur und Bechtsprccbung znm gesamten dentscben Reichsreokt besmehoet 
werden, welche an ausserordentlicher QrUudlicbkeit der Bearbeitung, Vollständigkeit 
des Inhalts und Klarheit der systematischen Einteilung nichtä zu wünschen übrig 
Ifisst und in ihrer Art unübertroffen dasteht. Um die Möglichkeit zu gewähren, 
anoh ^ im der antUdieii Sanimtang nicht ahgedmektett, wiebtigenn riniraditücbeB 
Bntsebddiiiigen dea Beidugericbts in Wortlant keimeii an lernen, werden dieaelbea 
fortan in einem in monatlichen Liefemngen erscheinenden Ergiinzungsbando zur Ab- 
tpilnn<^ A. veröffentlitht. Auch diese Einriebt iiitj: ist liöchst zweckmässig und ent- 
spritlit einem fühlbaren Bedürfnisse. In seiner nunmehr erreichten Vervollkomninnng 
ist das Warneyersche Jahrbuch für die Arbeiten des Praktikers wie des Theoretikers 
Ton grOMtem Intereese. Dr. Eger, Berlin. 

Weeliioflr, WWietai, Beehteanwalt. Bergban und Ornndbesits nach preiusisehem 
Beeht nnter Berfleknchtignng der ttbrigen dentscben fivggesetse. 8 Binde. Beriin 
1904, 1906. J. Onttentag. 

Das Werk cnthiilt in zwei Bänden eine umfassende Darstellung der Rechts- 
verhältnisse des Bergbaues in bezog auf den (irundbcsitz nach preossiscbem Rechte 
und nnter Berttdcaichtigung dea flbrigen dentsehw Bergrechts. Band I behandelt 
nnter Zngrandelegnag der §§ 148—152 des Allg. Prenss. Berggesetaes vem 84. Jnni 
1865 den Bergschaden (Schadensersatz für Beschädigungen des (irandeigentums), 
Band II die Cirundabtretunar zum Zwecke des Betriebs beliehener Bergwerke 
(§§ 135—147 I. c), das Verhältnis des Grundbesitzers zum Schürfer f§§ 3—11 I. c) 
nnd das Verhältnis des Bergbaues zu den üffcutlichen Verkehrsanstalteu (§§ l.ö3 bis 
166 I. c). Hit voller Beberrsebnng dea schwierigen Stoffes, mit groeser Kburfadt und 
üeberslditlidikeit nnd sit vocaSglioher Saehkenntais bat der V^asser die Omnd- 
stitzc dieses wichtigen Gebietes des prenssisdien und deutschen Bergrechte erörtert 
nnd damit ein wissenschaftlich hervorragendes, für die Tlinorie und Praxis jfleich 
wertvolles W^erk geschaffen. Für das Eiseubahurecht ist der das Verhältnis des 
Bergbaues zu den öffentlichen Verkehrsanstalten umfassende dritte Teil des 
n. Baadea Ton besonderer Bedentang, welcher mit sorgfUtigstinr Berlicksicbtigang 
der Literatur, Rechtsprechung und Gesctzesmaterialien alle wichtigen Fragen anf 
das Eingehendste erliiutcrt. Von nicht minderem Iiitrrcjisc ist die üarst^llunir des 
Enteignungsrechts sowie der Verhältnisse der Bergwerksl)iihnen. Dem gediegenen 
Werke wird es an einem grossen und wohlverdienten Erfolge nicht fehlen. 

Dr. Meyer, Berlin. 

Aaohmbirn, M. Das Qeseta Uber das Postwesen des dentsdben Beidies vom 88. Ok- 
tober 1871 Berlin 1908. Jul. Springer. 

Brenn, R. L'eber die Rechtsverhältnisse der Post zu dem .Absender und zu dem 
Adressaten beim einfachen Vertrage über die Beförderung von Briefen und Paketen. 
Liuttingt'U 1908. Vaudeuboeck & Rupprecbt. 

Blmer. Becbtsrerhlltaisse awischen Motorwagen-Bealtaer nnd •FttbNr. Berlin 1907. 
BoU A Piekaidt. 

Ecker, F., Landrat. Rheinisches Wegerecht. Berlin 1906. Carl Ileymann. 
Engelmann, A. Das deutsche Handels-, Wechsel- nnd Seerecht. 2. Aufl. Berlin 1907. 
J. Guttentag. 
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(Beiträge z. Erl. d. deutscli. R. Jahrg. 52 Heft 0). 
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NeiHiMler, Landgeriebtarat. Ba^-rische Verkelirsproaene (Zeitaebr. f. BeebtapiL L Bayern 

Jabrir .'l : i;>07i Nr 22 S 41<! u, Nr. 2.? S 4t;2). 
Piettre. Rapport sur les Convention. >« et arrangenients de l'anion postale universelle 

(II. Offle. 8. Annexes No. 883 p. 175, prtsent. 6. VII. 07). 
Refaidl, Dr. M., Begiemngarat. FraebtsiisobUlge (Qped.- n. 8chiff..Ztf. XVI (1908) Nr. 1 

S. 2). 

Richter, Karl. Fnulitrückorstattmijrcn i Allg. Tar.-Anz. XXVII (1!M»H) Nr. 5 S. «.JO). 
Scheda. Sind l'osianweisung.-^bcirügä wegen einer Schuld des Adressaten pfändbar? 

(Orucbutä Beitr. Bd. 47 S. 98). 
Sohoii, Dr. F., QericbtaassesBor. Die ProaeBsrertretung des Beieba-Post- o. Telegrapben- 

lialma (Qmcbota Beitr. Bd. 47 8. 666). — Haftmig der Post fOr den dureb nngttUige 

Zustellung entstandenen Schaden (DJZ. XI S. 198). — Der Sohati des Telegrapben- 

gebfiii ni^sos ( Arch. f. Post n Telegi-. 1905 S. (iöi. 
Schulzenstein. Die Aechtsverbältnisse der Kratttabrzeuge ^Cies. und Kecbt Jahrg. 8 

Heft 1/2). 

Befewab, Dr. Je«. Die Bisenbabnangelegenbeiten im Oiiterreicbiscb-nngariaeben Ansgleidi 

(ZeiUchr. f. d. intenat. Biaenb.-Transp. XVI Nr. 2 S. 67). 
Senckplehl, Dr. R., Amtsrichter. Die Deklaration des Fruclit<:ut.s (Sped.- u. Scbiff.-Ztg. 
XV (1907) Nr. 52 S. 054). — Uebernahraebe.iingungen § 413 ili.H. (XVI (1908,i Nr 1 
S. 1). — Die Zahlungsmittel im Eisenbahnverkehr (Nr. '6 S. 28). — Die Vollstreckiuig 
analladisdier ürtdie (Nr. 4 8. 40). — Vertrag^dn oder «mirfertragliclie Hafkug 
der EiaeubMin (Nr. 8 8. 93). — Der Adresaapedttenr (Nr. 9 8. 107). — Die Interesu 
Deklaration (Nr. 10 S. 119). Beglaubigung der Unterschriften anf den BahnvoU- 
maehten (Nr la 8. 146). — Die faaenbabnaa&ieblabebörden (Zeitsobr. |. i gee. HB. 
Bd. 61 & 4;^. 
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SmHh. Railway pasMogen penonal Inggage (The Law Magarine and Baviaw ?oI. 33 

Nr. 346) 

Sternberg, Dr. N., Hof- und Gerinhtsadvokat. Zur Frage Ae.^ eigenen Verachaldeos des 
VerJetsten im Autou)obil|-ecbt (Ltiipz. Zeitacbr. Jahrg. 1 Nr. 7 8. 4%). 

ThiiBiii, Dr. K. Die BeohtaateUaag der StnuMeiitoliivespllaehafteii gegen Uber dem 
Staate und der Gemeinde nach alebs. Beeht. Leipiig 190B. Veit A Co. 

Zaescilmar. Die Befuguiue der PriTa^stanetalten mr TtiiHiilBnug von Briefon (OJZ. 

XIII (1908) S 

2iaimermann. Wie hai'tet ilic Speis«- nud Sclilaiwu^rengesellttchaft für dos eingebrachte 
Gepück des lieisenden? (tiesetz und Keclit Jahrg. 9 Heft 9/10). 

K<auDeD die bei laweBdang von Spesialtarifen an rednäerten Pieisen lor Geltung ge< 
langenden Ziiüchlagsfristea der Genmtheit der bei einem Transporte beteiligten 
Biaenbahncn oder nur dor Strecke zugute, fWr welche die Taxe des Speaialtarifs be- 
w\]V\st. ist? tZeirsclir f. .1 internal. Eisenb.-Transp XIV i l<)()Si Nr 1 S. 3). — Gttltig- 
Iteit der Verwaltungäverordnungen iu Eisen bahnäacheu in Frankreich (S. 8). — lieber 
die Haftung der Binabaha filr den infolge der natOriieben BeeebaffeaheU des Gates 
bei einer Lieferfristfiborscbreitung eingetretenen Verderb (Zdtsebr. f. d. iutemat. EiMab«- 
Traii»{> XV Nr 12 S. 428). — Zur Frage des Erlöscbens der Ansprache gegen die 
Eiaeubabn (8. 484). 

IV. QMetzgelNing. 

tatarmliaMlaa RmM. Liste der Bisenbahnstrecken, anf welche das Internationale Deber- 
einkonmen Aber den Eisenbabnfraohtreikehr Anwendang findet. Aasgabe vom 

Januar 19()8 (Zeitsehr. f. d. Internat. Eisenb.-Transp. XVI Nr. 2 S. 40 -65 . 

Argentinien. All<^emelne.s fifs» tz übrr Eisenbabnkonzessionon vom Jahre 19Ü7 (Baeoos 
Aires. Hand.-Ztg. vom 5. Oktober 1907. — Preusa. EiscnbArch. 1908 S. ölHi. 

Andnilien. Eisenbahnordnung fftr den Staat Victorii^ vom 18. Juni 1907 (Victor. Gu- 
▼emm. Gaa. Nr. 77 t. 22. Jnni 1907. — Prenss. EisenbAreh. 1908 S. 617). 

Bayern. £gl. Allerh. Verordn. ?om 82. Dezember l!)07, betr. die Portofroiheit nnd die 
Vergflnstigongen im Telegramm- und Teleixiajdienverkelir nebst Vollsogabek. vom 
2.^ Dfizember 11KJ7 (Ue.s- u. Verordn - Bl. S. 1082 u. lOH.^i. 

Bulgarien, tiesetz, betr. die öffentlichen Unternehmungen, vom Ü.y 19. Februar 1906. 

Devtaehes RcMi. Verlängerung des AUcommena Uber die dentsch-epaniscfaeu Handels- 
beaiehnngen vom 1. Jnll 1907 (ZBl. S. 241). — Znaatsttbereinkanft vom 26. April 1907 
tarn Handels» und Scbiffahrtsvertrage zwischen dem Deutschen Reiche und dt r Tiirki-i 
vom 26. Anj.'ust 189Ü nebst einem Vullzirliuntjspriitok'jjle vom H>. Juli lltu? ir{<ip,l. 
S. 371). — Verf. vom 22. Juni 1907. betr. Erhöhung; der Wcrtunyahe bei rustjuiketeu 
nach tirossbritannien und Irland vom 1. Juli 1907 ab (Amt^bl. d. KPA. ä. 149). — 
BdL des Beicbskanalers vom 30. November 1907, betr. Aeaderang der besonderen 
Beatimmnng (18) som Absehnitt I des MilitKrtarifs fttr Eisenbahnen (BVBl. 1907 
S. 429, RGBl. 8.763). 

Elsass-Lothringen. Min.-Verf vom 'M). Dezember 1907, betr. Anwei.suntr für die Ueber- 
wacbuug der Hochbauten der tiemeindeu und ölloutlicbeu Anstalten (Z.- u. Bez.- 
Amtsbl.1908 8.3). 

Frokreieb. Dekret des Prisidenten der franaOs. Bepablik vom 16. Juli 1907, betr. 

Verwaltnngäverordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 11. Jnni 1880 Uber die 
französiHcben Nebenbahnen und Trambahnen (Zeitsehr. f. d. intwnat. BiBeab.-Traasp. 
XVI (1908) Beil. S. 3 ff.). 
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Hamburg. Bek. vum 14. Juni 1907, betr. Regeluni? <1e8 ßadfahrvcrkehrs (Aint«bl. S. 436). 

Niederlande. AeiulenuiK des Allgeni. Reglements für die Beförderung auf den Eisen- 
bahnen vom 4. Januar 11H)1 durch Ke:l. Besclilngs vom 9 Juli 1906 (Xrt. 4 lit. h n h, 
Art. 6, 12, 17, 19, 29, 45) und vom 17. Juni 1907 (^Art. 45, 49, 5.?, 54, Ö5, ÖÜ, 67, 
69, 70, 74 und Anl. A o. B) (Zeitachr. f. d. inteniat. BiaeDb.-Trau8p. XV BeiL 8. 116 
bia 132 nnd Prean. BiaenbAreb. Jahr?. 1908 Heft 2 8. 6(»ff.). 

Oesterrdok. Gesetz vom .30. November 1907, betr. Gcnehmignng und Inkraftaetsimg 
des Vcrtra<ros über die Kegeluny; der \vechsf?lsoitii,'i'n II;uiileIs- tind Vt-rkf^hrsbczichiinffen 
zwischeu Oeätcrreicb nnd l ngaru, das rebereinkuuinicii über die Vermeidung vuu 
I>oppeIbesteueraugen aowie Uber einige andere Angelegenheiten der direkten Be- 
steuernng und daa Additional-Uebereinkommea in den UeberafakoniBieD in betreff 
der Beitragaleiatang der Länder der heil, nngariachen Krone an den Lasten der all- 
gemeinen Staatsschuld (RGBl 1?K)7 Stück ('XXIX Nr 278). 

Preassen. Erlass de.s Min. dos Innern nnd der (iffentl. Arbeiten vom 2t M ii 1907. 
betr. Anbringung von Warnungstafeln für den Automobilverkebr (Selbstverwaltang 
Jabrg. 34 Nr. 80 8.484); — veu 87. Jnni 1907, betr. die Befnderang von Briefen 
auf Eiaenbahnen (Jahrg. 86 Nr. 1 8. 13). ^ Brl. des Min. der Sfiantl. Arbeiten vom 

15. Oktober 1907, betr. Freifahrtorduuns,' l EVBl. 1907 8.87.3); — wm 4. Deiember 
1907, betr. den Erlass polizeilidier Straf verliiiijungen wegen Uebertretungcn (1908 
S. 1); — 9. .laniuir i;M)8, betr. Anweisung znr Ablösung von Wegebauveriiliichtungen 
der Staatsbauverwaliuug (ö. ö); — 19. Januar 1908, betr. Strafbefugnis der Vor- 
atftnde der Kaaehineninqiektioiien (S. 17); — 14. Febmar 1908, betr. UllfaIl▼e^ 
htttnngavoracbrifteB (8. 87). 

Rusaland. Verord. des Min. der Verk -.\nstalt. vom 11. Juni 1907 Nr 129, betr. die 
Einsetzung eines BrückenauMcbusstrs i Uka.sutel d. Min. d York Anst.ilt, vom 3. No- 
vember 1907 Nr. 44); — vom H. November 15KJ7 Nr. 1H4, betr. die Einsetzung eines 
Anascbusses bei dem lugenieurrat znr Begutachtung der Betriebsmittel und der 
Werkatattaeittriebtmigeii (vom 10. November 1907 Nr. 46). 

SadiMa, Königreich. Gea. vom 12. Dezember 1907 zur Abftnderang dea Oea. vom 

16. Juli 1907, betr «ipwsiirung von VVohnungsgeldznschQssen (Ges.- u. Verordll.-BI. 
S. 288) nebst Ausführuugs-Verordn vom 24. Hezeraber 1907 fS. 290). 

Spanien. Novelle vom 30. Augunt 1907 zum Nebeubabngesetz vom 30. Juli 1904 
(Oaieta de Madrid vom 86. Oktober 1907). 

Sohweii. Bnndeageaeti vom 29. Jnni 1907, betr. die Erflndnngapatente (Bnnd.-BL 1907 
Nr. 28). — Verordnung dea Bundesrats vom 16. Dezember 19*)7, betr Erweiterung 
der Wrordniincr vom 17. November 1905, betr. die Statistik dea Warenverkehra der 
Schweiz mit «lom Auslande. 

Württemberg. Verf. des Miii. d. auswärtig. Angel, vom 19. September 1907, betr. Ab- 
indernngen der Peetordnnng vom 21. Mai 1900 (Beg.-Bl. 1907 8. 384). — Oea. vom 
1. Angoit 1907, betr. Aepdernngen dea temteifeaetaea vom 88. Jnni 1876 (Beg.-BJ. 
1907 S. 243). — Bek. d/Fin.-Min. vom 7. August 1907, betr. die Grundsätze der Ge- 
halt.sverriitkung nach Dienstaltersstufen sowie den Wohnungsgeldtarif fS. 2(>9i. — 
Verf. des Min. d. Innern vom 29. April 1907, betr. neue Vorschriften für den Kad* 
fabrverkebr auf öffentlichen Wegen und PIlUaen (8. 195). 



Bnohdrackerel Maretzke « MirUa, Trebnitz 1. Scblea. 
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Entscheidungen. 



Nr. 346. Entseh. des Oesterr. Obersten Oerlehtsbofes. 

Vom 26. November 1906. 

fMlir Tar.-Anz. XXVII inits< Nr 7 s 1:1s 

$i 70 EisenbBetrRgl. Verständigung des Absenders über den Verkauf des Guts. ^ 

Nacli § 70 BetrRg). hat bei Ablieterungsliin(lei tii.s.sen die Empfangs- 
station den AI) seil der duicli Veruiittlung der Versandstation von der 
T^r^a« )ie des Uiudernisses in Kenntnis zu setzen und ist womöglich der 
Absender von dem bevorsteliomlep. Verkaufe zu vevständigen. Aas 
der Gleiciilieit des Namens des Absenders and des Empfängers masste 
noch niclit auf die Identität beider geschlossen werden. Der Umstand, 
dass die bahnseitige Verständigung von dem Verkaufe an Roman P . . . 
erging, ist alier die Folge der ungenauen und unvollständigen Bezeicli- 
uung des Absenders, deren Folgen nach § 53 BefcrBgl. der Absender zu 
tragen hat. 

Die gesetzlichen Vorschriften werden aucli nicht dadurch ausser 
Kraft gesetzt, dass ausschliesslich für den internen Dienst hestiminte 
l>ahnseiti'4e Vorschi.iri('ii weiter gehen und etwa in einem soli-hen Kalle 
auch die Verständigung des Destinatars vorschreii)fen. Allein auch ab- 
geselien hiervon ist im vorliegenden b'nWv der ZusanrnnMihang der Untei- 
lassnng mit dem eingetretenen S<di;nlen ni» lit erkeiiiibar, da dei' Kläger 
in Kenntnis von dem bevorsti lieiulpn \'eikaufe der Sendung nichts vor- 
kehrte, sondern sicii durch mehr als zwei Jahre [lassiv veihielt. Dieses 
Vorgeiien entsiii i( ht in keiner Weise d. r kaufmännischen Diligenz, 
deren Abgang Kläger nach Art. 282 HUB. zu vertreten hatte. 

Xr. 347. >jitseh. des I*reuss. <M)erverwaitungsgerichts, 
S.Senat. Vom 7. Januar 1907. 

(PrBiMllbAreb. MOS Heft » S. 49». - KntMh. d. OVO. Bd. 60 8. 400.) 

§ 45 Aba. 1 KrankVG. § 144 6ewUV6. Unfang der UeberwaebangsipfIfeM der AuMoMi- 
behSrdea «»wie der Pflicht der Kraakenkassen za MItteilaagen an die BerafeaaMseea- 

Mhaftea. 

Unter den gesetzlichen Voi-schrifteii, deren Befolgung die Auf- • 
Sichtsbehörde nach § 45 Ab.s. 1 des Krankenversichernngsgesetzes za 

Bger, KtaenbaliONclitltelio Kntw.heldaticon XXIV. 23 
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Entacb. des OberlandMgericbto Marienwerder Tom 10. Januar 1907. 



ttberwaclien liat, sind nirht mir die Vorschriften des K ranken versfclie- 
rungsgesetzes selbst, sondern alle die Krankenkassen betrefifenden ge- 
setzlichen Vorschriften zn verstehen. 

Die im § 144 des Gewerbe-Unfallversichernngsgesetzes den Kranken- 
kassen anferlegte Verpflichtnng, den Organen der Rerufsgenossenschaften 
alle Mitteilungen zukommen zu lassen, die für deren Geschäftsbetrieb 
von Wichtigkeit sind, ist dahin zu verstehen, dass Uber das. was für sie 
von Wichtigkeit ist, in erster Linie die Berufsgenossenschaft im 
Bereiche ihrer gesetzlichen Wirksamkeit zu befinden hat, nicht aber 
das von ihr um Mitteilung ersuchte Krankenkassenorgan. Die Grenze 
des den Berufsgenossenschaften im § 144 a. a. 0. gegebenen Rechts wird 
nur dann überscliritten , wenn Anforderungen auf Grund dieser Be- 
stimmung gestellt werden, die im Sinne der Vorscbrifl sweekwidrig 
oder zweeklot sind. 



Nr. 348. Entsch. des Oberlandosgorichts Marienwerd<'r. 

Vom 10. Januar 1907. 

(PrElaenbAreb. 1908 Heft S S. 770.) 

Wma «in Krdt, dir vtrtraglidi verpfllebttt M, dsn tm Bai «iaer EisMbalm erfordtt^ 
IfehM GriMi md BtdM dem EiambahilMcM nMstgeHllQli tu UbflniraisM, die Mllltl 2ir 
VeniatOifl und Tilgung einer behufs Deckung der dadurch entstehenden Kosten auffe- 
IMMMnen Anleihe durch Mehrbelastung bestimmter Kreisteile aufbringt, so hat der zu 
VaramleistuoBen heranoezogene Eisenbahnfiskus Anspruch auf deren Erstattung gegea 

den Kreis 

Nach dem Vertrage der Parteien aus dem Jahre 1898 ist der Be- 
klagte verpflichtet, dem KlRger das Ei^renlum an dem zum Bahnbau 
erforderlichen (hund und Roden unentgeltlich, d. h. so zu verschaffen, 
dass der Kläger zu den Kosten des Grunderwerbs nichts bei- 
zutragen hat. All sich würde aus dieser Vertragsbestiinninng für den 
Beklagten die Verbindlichkeit folgen, auch Vorausleistungen der ge- 
dachten Art, die sich eben als Beitrage zu den Grunderwerbskosten 
darstellen, vom Kläger nicht zu erheben. Mit Rücksicht auf den Um- 
stan<l, dass die Vorausleistungen, welche auf Grund des § 13 der Ki*eis- 
ordnung erhoben werden, Steuern sind, ist nun allerdings eine privat- 
rechtlicho Verbindlichkeit des bezeichneten Inhalts nicht möglich, und 
moss sich der Kläger daher wie jeder andere Kreisangehörige gefallen 
lassen, dass auch er zn den Voransleistmigen herangezogen werde, die 
zur Deckung der fraglichen Granderwerbskosten bestimmt sind. Darch 
seinen Besehlnss, diese Kosten im Steaerwege anfznbringen, konnte 



<) In einem ftbulieheu Falle hat das Oberlaadesgericbt in Stettin nntene 9. Ok> 
tober IWI in demselben Sinne erkannt. 
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aber der Beklagte selbstverständlich an den wohlerworbenen 
Rechten nichts ändern, die deui Kläger dnrch den Ve.rtraj^- 
schluss vom Jahre 1898 erwachsen sind. Und deslialb ist, die 
notwendige Folge der (iestaltung, die die Dinge durch jenen Beschhissi 
erfahren haben, dass der Beklagte die Beiträge zu den Grnnd- 
erwerbskosten, die er kraft öffentlichen Rechts vom Kläger 
erhoben hat, diesem auf Grund seiner privatrechtlichen Ver- 
pflichtung zurückerstatten mass. Dass aus öffentlichrechtlichen 
Grttnden eine solche Erstattungspflicbt nicht bestehen könnte, lässt sich 
nicht annehmen; denn ein Eingriff in das Besteueruugsrecht des Be- 
klagten wird durch die Qeltendmachvng des aus jener Verpflichtung 
fliessenden Priratrecbts keineswegs bewirkt. 

Nr. ä49. Entsch. des Oberlandestrerichts fiambiirg. 
Vom 15. Januar 1907. 

Ilpotsrhe Stras?.- u. Klelnb -ZtR. XXI ;l908i Nr. 8 S. 159.1 

§ 1 RHaftpflG. § 254 BGB. Die blosse Betriebsgefährlichkeit der Eisenbahn kann gegen- 
über dem ursächlichen eigenen Verschulden des Verunglückten nicht als ein mitwirkendes 
VerMh«MM im SbMie des f 254 MB. aiiMtliM werdei. 1 254 IMet aif die den 1 1 
HafliilHl. iintertlthMdM Fille Mkn AnwendMig. 

Das Gesetz vom 7. Jani 1871 betr. die Haftpflicht der Eisenbahnen 
schliesst die Haftung des Betriebsunternehmeis für den im Betriebe 
entstandenen Schaden dann ans, wenn er beweist, dass der Unfall 
durch eigenes Verschulden des Verletzten verursacht ist, und das Be- 
rufungsgericht vermag sich der in der Entscheidung des Reichsgerichts 
vom 18. Dezember 1905 ausgesprochenen Auffassung nicht anzusehliessen, 
dass ein Unfall, der bei dem Betriebe einer Eisenbahn sieh ereignet, 
niemals allein auf das Verschulden des BeschSdigten als Ursache zurftck- 
geführt werden könne. Ein derartiger Rechtssatz steht im offenen 
Widerspruch mit § 1 des Haftpflichtgesetzes und kann auch durch 
§ 264 BGB. nicht zur Geltung gebracht sein. 



Nr. 850. Entsili. «I«'s Oberlandescerichts Darmstadt. 
2. Zivilsenat. Vom 18. Januar 1907. 

(DJZ. Xm (Itoe) Nr. 7 8. 4ML) 

Aafahrtn AslMMblls getes de« Sehlaitann ellee beieiieMetoi Bahslbergaais. 
Beeoidere 8orgfaltt|Mlelrt des AntenoMIfilirert. 

Ein Automobil fuhr am Abend des 7. September an dem beleuch- 
teten Bahn&bei'gang zu 0. wider den geschlossenen Schlagbaum, so dass 



*) S. Bd. XXIV Nr. 82 S. 72 dies. Zdtaelir. 

23» 
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Entscb. des Oeaterr. Obersten Gerichtsliofes vom 22. Januar 1907. 



die Fahrenden verletzt wurden. Ihre Klage auf S( liHcIensersatz und 
Schmerzensgeld gegen den Eisenbahnfiskus wurde in zwei Instanzen ab- 
gewi^en. Das OLG. erwog: die Fahrer hätten die dortige Strasse 
and die Kurven gekannt, hätten auf 20 oder doch 11,50 in Entfernung 
den Schlagbaum sehen müssen, ihn auch, wie zugestanden, auf 10 m 
gesehen und hätten nach der PolVO. imstande sein müssen, den Wagen 
auf 8 m anzuhalten. Da trotzdem der Unfall nicht vermieden worden, 
so seien entweder die Vorsehriften nicht beobachtet oder nicht die ge- 
hörige Vorsicht angewendet worden. Das BG. (JW. 1906 S. 681) habe 
zntreiFend au.'^gesprochen: „die ausserordentlich grosse Gefahr, 
welche mit dem Antomobilverkehr anf öffentlichen Strassen verknOpft 
ist, bedingt im Interesse des Publikums eine ganz besonders grosse 
Aufmerksamkeit und Vorsicht des Automobilfahrers''. Im 
Fragefall sei das Verschulden des Fahrers so erheblich und sicherlich 
so fiberwiegend, dass § 254 BGB. ausser Betracht bleiben milsse. 



Nr. 351* Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 22. Januar 1907. 

(Oesterr. Ki«enb.-Verordn.-Bl. XXI (1908) Nr. 17 8. U».) 
Erziehungsbeiträge, welche die Witwe eines Staatsbediensteten für ihre Kinder bezieht, 
sind bei Berecbniuig der der Exelcution unterliegenden Bezüge dieser Witwe aiclit in 

Anschlag zu bringen. 

Zwar sind tüp nach § 8 des (^psetzf^s vom 14. Mai 1896. I\(tB]. 
Nr. 74. auszuzalilt'iidcn Erzifliungslioili iif^p der Kinder eines Staats- 
hedienstt'U-n dessen Witwe anzuweisen, und ist diese allein zu dpi-eii 
Bezug berufen. Es ist aber nicht zu i'ibersehen , dass diese Beiträge 
der Witwe nielir zu ihieni Unterlialte. sondern mit dem besundfren 
Zwecke gewährt weiden, zui" J^e.streil nnf^r der Erziehuti<:skosten der un- 
versorf?ten Kinder zu dienen. Hiernach hat der im § 150 AB(il5. aus- 
gesprochene (irundsatz zur Anw endung zu gelangen, und geht es ni«dit 
an, ihn durch den Zugritl" von (iliiubigcrn der Muttei' vereilehi zu bissen, 
wie dies für einen anab>gen Fall im ^ '.VSO E< b ausdrücklicd» anerkannt 
erscheint und seinerzeit schon im Huldekrete vom 15. Mai 1818, J. GS. 
Nr. 14:>r), Beilage II, 2, sowie im Holdekr. tc vom 18. Juli 1840. PG8. 
Bd. ()8, S. 280. dazu gefiihrt hatte, die Ei zieliungsb«-itr;ige. welclie Be- 
amtenswitweii fiir ihre Kinrb'r verlitdien w. rdHn, als von gerichtlicdien 
Verboten uml Blandungeu ausgenommen zu erklären. 
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Nr. 'io'Z. Enteeli. des Oestorr. Obersten (jferlciitslioÜes. 

Vom 29. Jauuar 1907. 

(Allg. Tai'.'Au.ZXVU (IM») Nr. 18 S. SM/S.) 

Wmm tii Sdntfm ait 4aM lasaerNoh arkaMlam Mangel der Vtrptokung enMamim 
tot, ktim aich dto Balui aaf die dto HafliifioM amehlisiMiide BMttimiafl dea § 77 (2) 

BetrRgl. nur berufen, wenn der Aufgeber den Mangel der Verpackung auf dem Fracht- 
briefe anerkannt hat. Die von dem Absender abgegebene beaondere Erklärung genügt nicht. 

Die auf § 503 Z. 4 ZPO. gestützte Revision ist nicht begründet. 
Der Umstand, dass im gegenständlichen Falle der Frachtbrief eine Er- 
klärung des Absenders, betreftend die Anerkennung einer mangelhaften 
Verpackung, nicht enthält, i.st keineswegs als ein unwesentlicher Form- 
mangcl anzusehen, weil, wie sich aus den Bestimmungen des Eisenbahn- 
ßetriebsreglements, insbesondere den §§ 54, 58, 66 und 67 ergibt, das 
Rechtsverhältnis zwischen der Eisenbahn und dem Empfänger des 
Frachtgutes durch den Inhalt des Frachtbriefes bestimmt wird. Die 
gemäss § 58 BetrRgl. seitens des Absenders abgegebene besondere 
Erkläruntr wird nach dem Wortlaute und dem Sinne der Bestimmungen 
des liezogenen Paragraphen nur der Versaudstatiuii ausgestellt, sie er- 
setzt aber keineswe^-s das Erfordeniis des Anerkenntnisses der Mängel 
im Frac]iti)iiete seil)st. zumal diese besondere Erklärung sieh nur auf 
das Verliällnis des Absenders zur Bahn bezieht, was ja auch im Abs. 3 
des § 58 BetrRgl. seine Bestätigung findet. Im vorliegenden Falle 
wurde nun auf Grund des festpffstellten Sachverhaltes mit Recht nur 
ein äusserlich erkennbarer Maiifrel der Verpackung als Schadensursache 
an*j:on()nimen, zumal ja nach dem Gutachten der Sachverständigen eine 
Korbumhiillung für einen (Jlasballon eine mangelhafte Verpackung be- 
deutet. Dieser Man<rcl hätte, um die l^ahn von der Haftpflicht zu be- 
freien, auf dem Fi aciitbriefe vom Absender anerkannt sein müssen. 
Da dies nicht geschehen ist. so sind die Voraussetzungen des § 77 
BetrRgl. für die Ausschliessung der Haftpflicht der Bahn gegenüber 
dem Empfänger nicht gegeben, vielmehr ist die Beklagte nach § 75 
BetrRgl. dem Kläger ersatzpflichtig. 

Nr. ^53. Entäcli. des Be/irks^erielits für Haudclsbaciieii iu Wlcu. 

Vom 12. März 1907. 

(.\ng. T»r.-All& XXVII (1908) Nr. Ii 8. 868.) 

NIoMkeibriiigung der nach 1 73 (3) BalrR|L erfarderten Batoheinigung Uber dea Wert 
dee ia Verlaet lerateae« fiatea ia der aaeaergerlelrtlMiea ReklanaHeB; ReoIrtafiDlaea 
dtooer Uateriaaeaai aaf dea a) Zlaeea-, b) Koeteaaaepraoh Ia deai aaobfelieadaa Prazeeee. 

Nicht beipflichten konnte dagegen das Gericht der Ansicht des 
Klägers, dass ihm Yerzagsatinsen vom 10. November 1905 gebtthren. 
Nach § 73 BetrRgl. bezwecken Beklamationen die gütliche Verständigang 
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Über die aus dem Fracht veit rage sich eigebenden Parteianspriiclio. Der 
Kläger hat zwar diesen \Ve^ betreten, aber nicht die im >j 73 (3) fre- 
forderte Besclieiiii}^aiiig iiber den Wert des (4utes beigebracht. Dadurch 
war die Beklagte ausser Stiuule gesetzt , sich über die ziffernlässige 
Höhe des Anspruches sofort zu entscheiden. Und wenn sie in weiterer 
Folge dieser Ausserachtlassung einer regleraentarischen Vorschrift seitens 
des Klägers genötigt war, selbst Erbebangen einzuleiten, in welcher 
Höhe der erhobene Ansprach liquid sei, dann liegt auf ihrer Seite keine 
Verzögerung in ihrer Zahlungspflicht vor. Eine solche Verzögerung ist 
aber mindestens mit dem ttags der Beklamationserledigung eingetreten. 
(Sie kQnDte Tielleicbt schon in einem früheren Zeitpunkte eingetreten 
sein, weni^ Torliegen wttrde, dass die Beklagte die notwendig gewesenen 
Erhebungen ungebtthrlich hinausgezogen habe, was jedoch seitens des 
Elfigers nicht behauptet wurde.) Am Tage der Reklamationserledigong 
waren aber diese Erhebungen jedenfalls abgeschlossen und war die 
Fälligkeit des Anspruches eingetreten. Wenn die Beklagte durch das 
Ergebnis der von ihr gepflogenen Erhebungen irregeleitet war, so trifft 
das nur sie allein, wenngleich es sie gegen den Verdacht einer mut- 
willigen ProzessfQhrung schlitzt. Mit der Frage der eingetretenen 
Fälligkeit der Forderung als solcher hat aber dies gar nichts zu tun. 

Die Entscheidung hinsichtlich der Prozesskosten gründet sich auf 
§ 41 ZPO. In dieser Beziehung ist noch folgendes zu bemerken: Die 
Frage der Verpflichtung zum Kostenersatze wird ausschliesslich durch 
die Zivilprozessordnung geregelt. Es kann sich daher nur darum 
handeln, ob die Kosten zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung not- 
wendig waren oder nicht Dass § 73 (3) BetrBgl. zur gfltlichen Aus- 
tragung des erhobenen Anspruches verlangt, dass der Reklamation eine 
Bescheinigung Qber den Wert des Gutes beizulegen sei, hat mit der 
Frage, welcher Streitteil mangels des Znstandekommens einer gütlichen 
Verständigung die Prozesskosten zu ersetzen habe, schlechterdings gar 
nichts zu tun. Nicht deshalb wurde der Rechtsstreit notwendig, weil 
die Bescheinigung nicht beigebracht wurde, sondern deshalb, weil 
die von der Beklagten gepflogenen Erhebungen sie zu der irrigen 
Meinung veranlassten, dass der Anspruch des Klägers ein übermässiger sei. 

Nr. 854. Entseh. des FtuueSs. Kassatlonshofes. 
Vom 19. März 1907. 

(Zollaehr. L 4. liMmt. BtiiMb..TrBiup. ZVI Nr. 8 & 10«. — AaaalM dea elMOiiis de ftr 1M7 8. M.) 
bltemaL Uebereink. Art. 15, 26. Klage des AlMMders gegen die Eisesbalm, MeMwi 
die Sendung dea Empfänger aMgeliefert worden ist. 

Nach den Bestimmungen des Berner Internationalen Ueberein- 
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kommeus bat nur der Vcrfttguugsbercclitigte ein Klagerecht aus dem 
Frachtvertrage; anderseits geht gemäss Art. 15 des gleichen Ueber- 
einkonimeiis das Verffigungsrecbt des Absenders selbst dann, wenn dieser 
noch im Besitze des Frachtbriefdttplikats ist, unter, sobald nach An- 
kunft des Oates am BestimmuDgsorte der Frachtbrief dem Empfänger 
übergebeo worden ist. 

Im Torliegenden Falle geht aber ans dem angegriffenen Urteil 
henror: 

1. dass der Empfänger des vom Streit betroffenen Kollo der Re- 
präsentant oder der Mandatar des Absenders war; 

2. dass das Hans G., welches das Kollo abgesendet hatte, Eigen- 
t&mer desselben geblieben ist nnd das VerfQgungsrecht darüber be- 
halten hat. 

Das Handelsgericht in Lyon hat, indem es nnter Inbetrachtnahme 
dieser von der Kassationsinstanz nicht weiter sn prüfenden Feststellang 
der tatsächlichen Verhältnisse die Klage des Hanses G-.*gegeii die P. L. M. 
gatgeheissen hat, keine gesetzlichen Vorschriften verletzt/ 



Nr. I855. Entseh. des Handelsgeriehts Prag. 
Vom 19. März 1907. 

(AUg. tmr.'Aui. ZXVU (IMW) Mr. 10 & tu.) 

Eine BetrishMtinino aHahi InM tfe VerutwwtiHii itr Bähe fir dit Veratamuns der 
Usfcrflrlst iiMit uf, tfe Balis mm vieinthr soeli fcswsliM, das« Sie Betriebt- 
•Hrmi weder herbtiiefllHrl kat Mofc abtswMdta v«r«Mirta. 

Selbstredend ist die dnrch Anhänfang von Frachtgfktem verursachte 
Verstopfung einer Station ein Ereignis, welches auf den Betrieb selbst 
gewiss auch von Einfluss ist. Nachdem jedoch der Eintritt eines solchen 
Ereignisses an nnd fär sich die Haftpflicht der Bahn bei Nichteinhaltung 
der Lieferfristen nicht ausschliesst, so muss — wie dies der erste 
Richter übrigens auch schon erwogen hat — festgestellt werden, ob 
das in Rede stehende Eireignis nicht aucli von der Bahn hätte abge- 
wendet werden können. Diepfalls darf nicht übersehen werden, dass 
die Bahn gewiss vor allem jene Mittel anzuwenden gehabt hätte, welche 
ihr die in dieser Beziehung mit dem Eisenbahn-Betriebsreglement über- 
einstimmende Verkehrsordnung für die Eisenbahnen des Deutschen 
Reiches zur Verfügung stellt. Solche Mittel sind die Verweigerung der 
Annahme von Frachtsendungen nach den betreffenden Stationen, hier 
also die Nichtannahme von Kartoflfelsendungen nach Belgien über 
Herbesthal (§ 55 Abs. 1 RB.), die Erhöhung des Lagergeldes und des 
Wagenstandgeldes, die Abkürzung der Lagerfrist, die Beschränkung der 
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lagerzinsfreien Zeit and namentlich die Ansladung der Sendung auf 
Gefahr und Kosten des zur Abladung verpflichteten, jedoch s&nniige» 
ISmpfängeis (§ 69 Abs. 5 und 7 BetrRgl.). Der Berujfungswerber hat 
nicht einmal behauptet, auch nur eines dieser Mittel in Anwendung ge- 
bracht zu haben, so dass auch das Berufungsgericht gleich dem ersten 
Richter zur Ueberzengung gelangt ist, dass von einem Ereignisse, 
dessen Folgen die Bahn bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Frachtführers (Art. 397 HG.) nicht hätte abwenden kOnnen, keine Bede 
sein kann. 

Nr, Eiitsch. lies Deutschen K('i('lis<^orichts« 

6. Zivilsenat. Vom 25. Miirz 1907.') 

(Sp0d.- Q. ächiff.-Ztg. XYI Kr. Ii S. 13S. - Eut>«cti.d. UelcLsger. l. Zivils. Bd. 65 S. 89a — JW. 

It07 S.SM Nrfiw) 

§ 281 ZPO. H 209, 852 BOB. Dwfik Eriieb«ii| •Insr Teitklife wird für des aicM ata- 
gtfclasten Teil der Lauf der Verjährung nicht unterbrochen, auoh dann nicht, wmw tai 
Laufe des PntzeMM die Klage auf das Ganze erweitert wordes tot 

Der K Inger hat zwar in der mündlichen Verhandlung nach Ab- 
lauf der Verjaiirung den Klageantrag auf den ganzen Anspruch 
ei-weitert und vertritt die Ansicht, 'dass wenigstens in einem solclien 
Falle die Verjährung des ganzen Anspruchs durch die Eihebuog der 
Teilklage unteihrochen worden sei. Allein diese Ansiclit kann nicht 
für zutreffend erachtet werden. Sie wird auch vdh f ist keinem Be- 
arbeiter des ßüigerliclieii ficsetzbuches geleilt. Nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbiiche tritt eine Unterbrechung der Verjährung nur insoweit ein, 
als der Klageanspruch rechtsliängig wird, und damit die Möglichkeit 
einer leclitskrättigen Entsciieidung gegeben ist. Durcii die Erhebung 
der Teilklage ist daher jedeiifall.s zunächst die Verjährung nur wegen 
des eingeklagten Anspi nclisteiies unterbi'ochen; wegen des Restes läuft 
sie weilei : und wenn nicht vor Ablauf der Veijährung die Teilklage 
auf das Ganze erweitert wird, ist der h'estanspruch verjährt, der Ver- 
pflichtete also berechtigt, die Befriedigung des Berechtigten wegen des 
Kestanspruclis zu verweigern. Ks ist völlitr ausgeschlossen, dass diese 
Wiikung der bereits einiretretenen \'eijährunu durch diu' an und flir sich 
zur Unterbrechung der \'ci jährung geeiijnete Handlung des Ansprnchs- 
berechtigleii nachträglich wiedt'r wegfallen kann. Die Wirkung der 
Rechtshängigkeit des Restaiisiiruches kann nicht zuriickbezogeu werden 
auf den Zeitpunkt, in dem der Teilanspruch reclitshängig geworden ist 
(§ 281 ZPO.). 

*) Ebenso Entacb. vom 11. November 1907, Wameyer, Erg.^Bd. 1906 Heft 8 S. 83. 
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Nr. Klitsch, des Pn'uss. (MMM vor^valtuiigsgcrieüts. 

3. Senat. Vom 8. April 19Ü7. 
(PrBtoenbArob. 19M Heft i & IM • - Entaeh. d. OVO. Bd. W 8. 4M,) 

FortMtiiHiO Mr fHUierei Krukhett Im Simi« in KrukeavaraiehoninQsgMetiM. 

Die bei einem bereits früher krank gewesenen Kassenmitgliede 
hervortretende, seine Unterstützung ans Cffentlichen Mitteln erfordernde 
Krankheit ist im Sinne der Vorschriften des Krankenversicherangsgesetzes 
als Fortsetzung seiner früheren Krankheit anzusehen und stellt 
danach keinen neuen Unterstatzungsfall dar, wenn das Kassenmitglied 
seit der früheren Erkrankung trotz wiedererlangter Erwerbs- 
fäbigkeit und Wiederaufnahme der versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung doch fortdauernd der ärztlichen oder arzneilichen Behandlung 
bedurft hat. 

>ir. :^t>8. Eiitseli. des Prciiss. OborvcrM siltungsgerichts. 

8. Senat. Vom 11. April 1U07. 

(l'rKi-ieiili Arrh I9fii H«>ft -i S - Kiits(!li. d. nVU. Bd. S jn;- 

Verlust des Anspruchs auf Krankengeld bei Fortsetzung der Arbeit. 
Ein ArbL'ilt^r. der an einer ilin erwprb.^unfähig niacliendeii Krank- 
heit leidet, trotzdem abt^- die .><eine Versielierungspflieiit begrlindende 
Lie-^cliäftigung gegen vollen Lohn unter Leistung wirklicher Arbeit fort- 
setzt, hat fnr (bn Zeitraum, während dessen er tiotz seiner Erwerb;>- 
unfähigkeii gearbeitet hat, keinen Anspruch aut Krankengeld. 

Nr. 250. Kutsch, des rran/<'»s. Kas.satioiibhofes. 

Vom 7. Mai 1907. 
(ZettMhr. f. d. latcnat. BlaMib.-TmMik. XVI (1908) Mr. « 8. 116. AnnftlMdea ohcmlni de fw 1107 8, SM.) 

Meraai Uabsrttok. Art 31», 31 ZHT. 5. Ofe EtoMhahn M für dM Mnies verantwort- 
Ueb, der auf mgetiiafle EinrieMunfen für dta Verlad der Tiere zuriekurfUhrea tot 

Wenn auch gemäss dem in Betracht kommenden Spezialtarif die 
Verladung in der Abgangsstation und die Ausladung am Bestimmungs- 
orte dem Absender beziehungsweise dem Empfänger obliegt, so ist die 
Eisenbahn doch verpflichtet, ffir die dazu erforderlichen Operationen 

ein Sicherheit bietendes Material zur Verfügung zu stellen. 

Aus dem Urteil des Handelsgerichts ergibt sich nun, dass die dem 
Kläger zur Verfügung gestellte Ladebrücke sehr schadhaft war, indem 
sie zwischen dem Wagen und der Rampe nicht befestigt werden und 
sich daher während der Verladung unter dem Pferde bewegen und so 
unausweichliche Unfälle verursachen konnte. Die beklagte Eisenbahn 
hat also ein ungenügendes und gefährliches Mateiial ireliefert, welches 
den Stnras des Pferdes und die daraus folgenden Verletzungen des 
letzteren veranlasst hat 
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Hit der Verurteilnng der Eisenbahn zum Ersatz des entstandenen 
Schadens hat das angegriffene nnd genügend hegrttndete Urtdl die von 
der Eisenbahn angerufenen gesetzlichen und tarifarischen Bestimmungen 
nicht verletzt, sondern diese im Gegenteil richtig angewendet. 

Auch ergibt sich ans dem angegriffenen Urteil nicht, dass der Un- 
fall der Ungeschicklichkeit oder Unvorsichtigkeit des beim Verlad be- 
schäftigten Stallknechtes des Absenders znzoschreiben wäre, in welchem 
Fall ein gemeinschaftliches Verschnlden vorhanden wäre, dem vom 
Richter Rechnung getragen werden mllsste. Denn wenn das Handels- 
gericht auch die Begründetbeit der in dieser Beziehui^ gemachten Aus- 
stellungen als mi^licherweise richtig angenommen hat, so hat es dagegen 
erklärt, dass, wenn die Ladebr&cke sich nicht verschoben hätte, der 
Unfall nicht oder unter ganz anderen Bedingungen, welche zur Frei- 
sprechung der Eisenbahn hätten führen können, eingetreten wäre. Es 
ist also auch darin, dass nuter diesen Umständen der letztem die Ver- 
gfttung des ganzen durch ihre Schuld verursachten Schadens anferl^t 
wurde, eine Gesetzesverletznng nicht zu finden. 



Nr. 3(iO. Eiitsch. d<'s Laiidiroriolits Bautzen. 
• Vom 14. Mai 1907. 

(SäolM. Anm. Jahig. » (iMS) Nr. 7 & 191.) 

Naftoni für ScNUton, der wümiii des Baut dmr Prlvatbiln deroii FMkMflig eat- 

standei ist. 

Aus (lein Becbte des Eigentümers, andere von Jeder Einwirkung 
auf seine Sacke aiiszoschliessen (BGß. § 903), ergibt akh. dass er die 
Zufttlirnng von Funlcen von anderen Grundstücken auf sein Besitztum 
nicht zu dulden braucht. Nur insoweit muss er sie sich gefallen lassen, 
als sie die Benutzung seines Grundstückes nicht oder nur unwesentlich 
beeinträchtigt oder durch eine Benutzung des anderen Grundstückes 
herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Verliältnissen bei Grund- 
stücken dieser Lage gewöhnlich ist (BGB. § 906). Weder die eine 
noch die andere Ausnahme ist hier gegeben. Denn das Hinüberfliegen 
von Fanken auf ein Waldgrundstück hat, zumal wenn es sich, wie hier, 
um Kiefernwald in sandiger Gegend handelt, bei trockener Witterung 
eine erhebliche Feuersgefahr für den Waldbestand im Gefolge und be- 
einträchtigt infolgedessen seine Benutzung wesentlich. Und die Er- 
richtung einer Bahnanlage und das Befahren des Bahnkörpers mit einer 
feuergefährliche Funken aussprühenden Lokomotive, also der Betrieb 
eines mit gemeiner Gefahr verbundenen Gewerbes, kann nicht als die 
gewöhnliche Benutzungsweise von Grundstücken angesehen werden. Die 
Zuführung von Fuokeu von der Bahn der Beklagten her auf die Gruud- 
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sliicke der Klä<,^er stellt liiernacli einen wideneclitlielieu Eingriff in das 
Eigentuuisreclit der Kläger dar. Die Kigenscliaft der Widerrechlliclikeit 
würde nur dann wegfallen, wenn die Anlage und der Betrieb der Bahn 
in dieser Weise staatlich genehinigt und dadurch aus üffentlichrechtlichen 
Gründen der gefährdende Betrieb zu einem erlaubten geworden wäre. 
Dieser Fall, in dem übrigens der Eisenbahnunteriiehnier ohne Vorliegen 
eines deliktischen Verschuldens für den durch den Bahnbetrieb ent- 
standenen Schaden aufzukommen hat ( vgl. RG. 58, 130 ff. und S. OLG. 
15, 271 ff.), ist aber hier am 11. April 1906 unstreitig nicht gegeben 
gewesen. 

Nr. 961. Entseh. des Prenss. Oberrerwaltiuigsgerlchts. 

4. Senat. Vom 3. Jan! 1907. 

(PrVerwBl. XXIX (1908^ Nr. 27 S 588. 

Weder das Eisenbahntransportgewerbe noch die Anlegimg von Eisenbahnen gehören zu 
den im § 1 des Preuss. Ges. vom 18. August 1902 aufgeführten Unternehmungen, welchen 
Vorausleistangen zum Wegebat auferlegt werden können, auch nioM, wenn die Anlegung 

duroh BaimfmrMlHmr arftlgt 

Eisenbalineii sind wie FlQsse und Kanäle öffentliche Verkehrsstrassen. 
Diejenigen, welche zur FQrdernng des Verkehrs eine solche Anlage ge- 
schaffen hahen, sollen grundsätzlich, wie insbesondere in den Motiven 
des im Jahre 1877 von der Staatsregiernng den Häusern des Landtags 
vorgelegten Wegegesetzentwnrfs ausgesprochen ist, nicht ausserdem noch 
dazn angehalten werden, für die aus einer solchen Förderung des Ver- 
kehrs sich ergebende erhöhte Wegebaulast aufzukommen (vgl. Urteile 
des Oberverwaltnngsgerichts vom 13. Oktober 1891 und 22. Dezember 
1894, Entscheidungen Bd. XXII S. 240 und Bd. XXVII S. 228). Die 
Eisenbahntransportgewerbe gehören daher nicht zu den in § 1 des Ge- 
setzes vom 18. August 1902 aufgeführten ähnlichen Unternehmungen, 
denen wegen der durch ihren Betrieb veranlassten Abnutzung, wie den 
Fabriken, Bergwerken, Steinbrächen und Ziegeleien Beiträge zur Unter- 
haltung, der Wege auferlegt werden können. Daraus folgt aber weiter, 
dass ebensowenig die Anlegung einer Eisenbahn, und darum handelt 
CS sich im vorliegenden Falle, in Ansehung der dadurch bewirkten Ab- 
nutzung der Wege die Vorausleistungspflicht der Unternehmer begrändet. 
Denn das Gesetz vom 18. Augnst 1902 hat, wie das Ergätaznngagesetz 
vom 11. Juli 1891, in § 1 nur die Unternehmer von Fabriken, Berg- 
werken, Steinbrüchen und Ziegeleien und ausseitlem allein noch die- 
jenigen diesen ähnlichen Unternehmungen wegen der infolge vou deren 
Anlegung entstandenen Abnutzung der Wege für beitragspflichtig er- 
klärt. Mag daher die Abnutzung eines Weges durch die Anfuhr der 
Baumaterialien, Maschinen, Arbeitsgeräte usw. noch so gross sein, ihre 
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Verwendung beim Hau der Bahn, wozu selbstverstüiidlicl» alle Teile 
dieses Baues, auch der Unterbau, gehören, kauu nicht bewirken, dass 
der Unternehmer vorausleistungspflichtig wird. 

Auch trifft es nicht zu, dass in Ansehung der Anlegung einer Eiseu- 
bahn dadurch etwas geändert wird, dass deren Unternehmer die dazu 
gehörigen Arbeiten nicht selbst ansfllhrti sondern sich selbsUindig^r 
Gewerbetreibender bedient, denen er die Herstellung ganz oder znm 
Teil Überträgt. Die Tatsache, dass es sich um ein Eisenbahnanter« 
nehmen handelt, welches nicht zu den in § 1 des Gesetzes als vorans- 
leistnngspflichtig bezeichneten Unternehmungen gehört, bleibt bestehen. 
Die Anlegung der Eisenbahn vermag also in keinem Falle die Voraus- 
leistttugspüicbt der Beklagten zu begründen. 



Nr. 362. Entsch. des Kammorgeriehts iu Berlin. 

Vom 6. Juni 1907 

(Spcd.- 11 Siliiff -Zt- \V1 il»üH Nr. ;t S. 107 i 

Art. 11, 12, 17 Internat. Uebereink. Auch der Spediteur als Empfänger (Adressspediteur) 
hat die zuwenig gezahlten, aus dem FrmoMbriefe ersIchtHoheii Beträge (Fracht, ZoU' 
f sbllHrM ete.) aaDliisnlilm, ilelchviei eb er dItMiftea von 4m «iiestHohaa EnpfSiiier 

aaoMriillflli iMHrslbw kaaa. 

1. Die an die Beklagte gesandten Automobile sind durch die 
Eisenbahn auf Gmnd eines durchgehenden Frachtbriefes ans Frankreich 
nach Deutschland befördert worden, es finden daher auf dieses Fracht- 
geschäft die Bestimmungen des Internationalen Uebereinkommens vom 
14. Oktober 1890 Anwendung. Nach Art. 17 dieses Uebereinkommens wird 
die Empfängerin des Gutes durch die Annahme desselben und durch 
die Annahme des Frachtbriefes verpflichtet, der Eisenbahn die in dem 
Frachtbriefe ersichtlich gemachten Beträge zu zahlen. Zu den Beträgen, 
die der Empfänger einer Sendung der Eisenbahn zu zaiilen liat, ge- 
hören — wie sich aus Art. 11 lUe. ergibt, — auch die Zölle, die die 
Eisenbahn als Aus- bzw. Eingangsabgaben verauslagt hat. Die be- 
klagte Finna ist in dem Frachtbriefe als Empfängerin bezeichnet und 
hat unstreitig das Gut und die dasselbe begleitenden Frachtbriefe an- 
genommen; das Gut ist — was weiter unstreitig — mit 370.10 M., 
die von dpi ' Kisenbahn einzuzielien sind, zu verzollen gewesen. Die 
beiden Fraclitbi it-te sind mit dem Vermerk .an der (irenze zu verzollen" 
versehen. Da die Frachtbriefe ferner den Vermerk enthalten ^Port 
paye" f(l Ii „Fracht bezahlt"), so ergibt sich aus diesen Vermerken 
urkundlicli, dass der Transport mit einem Eingangs/.oU belastet war, 
den der Absender nicht bezahlt hatte. Auf der Rlickseite der beiden 
Frachtbriefe befindet sich an der Steile, die für die Berechnung der 
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Fracht uiul (lehülireii bestimmt ist, ein Stenipelahdnutk „Herbestlial 
Zollal»terti<,ain;2:skosteii ()9 <1. V. 0. Mark". Auf dem einen Fracht- 
brief sind neben diesem Stenipelabdriick ancli die füi- den Zoll veraus- 
lagten Beträge zahlenmässio: in Höhe von 217,60 und 102,50 M. an- 
gejjfcben; indessen auf diesen Umstand ist, weil jene Zahlen durchstrichen 
sind, ohne dass aufgeklärt wäre, wann die Zahlen auf die Urkunde ge- 
kümnien sind, und wie ihre Durchstreichung erfolgt ist. kein Gewicht 
zu legen. Abgesehen vun dem Vorausgeführten kommen indessen für 
die intei nationalen Fraciitgeschäfte, wie sich aus Art. II des genannten 
Uel)ereinkonimens und auch aus dem Eingang der in Rede stehenden 
Frachtbriefe ergiljt, j,die in den Reglements und Tarifen der licUetlen- 
den Bahnen, bzw. Verkehre enlhallenen Festsetzungen in Anwendung". 
Die Beslimmung des Art. 11, dass die Eisenbahn ihre Auslagen gehörig 
festzustellen, und in dem Frachtbriefe ersichtlich zu macheu hat, und 
dass die in dem Fi achtbriefe ersichtlich gemachten Auslagen zu ersetzen 
sind, ist daher nicht dahin zu verstehen, dass die Beträge in dem Fracht- 
briefe selbst zahlenmässig verzeichnet sein müssen; es sind vielmehr 
der Eisenlwhii auch diejenigen Beträge za zahlen, die sich ans den in 
hezug genommenen Reglements und Tarifen berechnen lassen (vgl. Eger, 
Internat, üebereinkommeu über den Eisenbahnfrachtverkehr Art 17 
Änm. 114). Zu den letzteren gehören auch die Zollvorschriften und 
Taiife. Kach alledem ist in Uebereinstimmung mit dem Landgericht 
festzustellen, dass in den gedachten Frachtbriefen ersichtlich gemacht 
ist, dass auf die Sendung Zoll zu zahlen ist, und dass die Em- 
pfängerin als internationale Speditionsfirma in der Lage ge- 
wesen ist, die Hohe der Zollgebfthren nach Hassgabe der in 
Betracht kommenden Zolltarife zu berechnen. Nach den vor- 
stehenden Erwftgungen kann es dahingestellt bleiben, ob die Frankatur- 
noten, die eine genaue Berechnung der Betrftge enthalten, als Teile des 
Fi'achtbriefes anzusehen sind, und ob diese Frankatumoten den Be- 
klagten bei der Ablieferung des Gutes fibergeben sind oder nicht. Hier- 
mit hat also an sich der Kläger den Anspruch auf Nachzahlung des 
Zolles ffir die Automobile gegenfiber der Beklagten. 

2. Es bleibt nur zu erw&gen, ob dieser eine Gegenforderung aus 
schuldhaft von dem Klüger ihi* zugeffigtem Schaden zustehe. Wenn der 
Kläger es bei der Ablieferung des Frachtgutes unterlassen hat, von dem 
Empfänger die verauslagten Zollgelder einzuziehen, so ist in dieser 
Unterlassung ein von dem Kläger zu vertretendes Verschulden des 
Klägers nicht zu erblicken. Der Art. 17 lUe. legt nur der Empfän- 
gerin des Gutes die Verpflichtung auf, der Eisenbahn die im Fracht- 
brief ersichtlich gemacliten Beträge bei der Annahme des Gutes und 



Digitized by Google 



350 Eutscb. de« Deutschen Beichsgericbts vom 8. Jaoi 1907. 



des Frachtbriefes zu zahlen; eine Verpflichtung der Eisenbahn, die 
betreffenden Beträge bei der Ablieferung des Gutes von dem Empfänger 
einzuziehen, wird weder darch den Art. 17 noch auch sonst durch das 
lUe. oder darch den Fraehtmtrag selbst begründet. Anders läge die 
Sache nar dann, wenn die von der Eiaenbahn an sich zu befolgende 
Vorschrift, sie habe alle von ihr aaf Grand des Transportes einznsiehen- 
den Frachten and Oebtthren von dem Empfftnger bei Ablieferung des 
Gutes zu erheben, ein den Schutz des Empfängers bezweckendes Gesetz 
darstellte. Dieses ist indessen zu verneinen. Die Beklagte hat also 
keinen Anspruch gegen den Eiliger auf Ersatz von Schäden, die ihr 
entstanden sein sollten dadurch, dass der Kläger den Zoll nicht bereits 
bei Ablieferung des Gutes erhoben bat. 



^r« 2(Ki. Entgeh, des Deutschen Reich s&roriclits. 
5. Zivilsenat. Vom 8. Juni 1907. 

airuchot, Beitr. Jahrg. b2 Heft 2/8 S. 449 Nr.M.) 

1. Rechtliche Natur des einer Eisenbahngesellschaft für deren Betrieb elngeräumtei 
Rechtes auf Wasserentnahme aus einem SeegrundstUcke nach preuMitdiein ALR. — 

Umfang und Uebertragbarkeit des Rechtes. 

2. Badarf 4e ein telohM Rsolrt «inriUMMada SttMimaiMie dar fiaiahmigung dar 

Ragiaraai? 

Werden dnrcb einen Bechtsakt einem anderen von dem Eigentümer 
Befugnisse gewährt, welche das Eigentum einschränken, während das 
80 eingeschränkte Eigentum dem bisherigen Eigentümer verbleibt, so ist 
nicht eine Veräusserung, sondern eine Belastung der Sache oder des 
Bechtes erfolgt (vgl. § 1 ALB. I 19). Vorliegend hat die klagende 
Stadtgemeinde nicht ein Grundstück, ganz oder zum Teil, oder eine ihr 
zustehende Gerechtsame auf die Eisenbahngesellschaft zum Eigentum 
übertragen, sondern sie hat ihr Eigentum an dem Seegrnndstficke da- 
(lurcli eingeschränkt zugunsten der Gesellschaft, dass sie dieser das 
Recht zur Wasserentnahme gewährt hat. Es ist also nicht eine Ver- 
änsserung. sondern nur eine Belastung des Seegrnndstücks erfolgt. 
Demnach bedurfte der Vertrag der Genehmigung der Regierung nicht 
(vgl. KGJ. 21. 127, Ledermann Anm. 2, 3A, Oertel Anm. zu § 50 
StädteO.). — Ebensowenig brauchte der Vei ti ag gerichtlich abgeschlossen 
zu werden; denn er ist nicht, wie die Revisionsklägeriii gpltend zu 
machen sucht, ein Sclienkungrsvertrag im Sinne des § 1063 ALB. I 11. 
Die Einräumung des Bechtes auf Wasserentnahme ist nicht unentgelt- • 
lieh geschehen. 

Jedenfalls ist dem Bernfangsrichter darin beizutreten, dass, weil 
die Vertragsschliessenden weder einen bestimmton Pachtzins festgesetzt, 
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noch über die Dauer und die Krmdlfjfiui^- des Vertra<r.s irgend etwas be- 
stimmt haben, nicht ein Paclitrerht.sverhäUnis hat begründet werden 
sollen und begründet worden ist. bei welchem auch nach ALR. die 
obligatorische Beziehung: der Vertragschliessenden zueinander besonders 
hervortritt (Fairster- Eccius. Preuss. PrivR. 3 §185), sondern dass der 
Eisenbalingesellschaft fiir ihr Eisenbahnunternehnien ein Benutzungs- 
recht eingeräumt worden ist, welches, ohne dass ein fortlaufendes Ent- 
gelt zu entrichten war, <las Seegrundstück der Klägerin fortdauernd 
belasten und den jeweiligen Eigentümer des Sees in den Eigenturas- 
befugnissen insofern einschränken sollte, als er die Entnahme von 
Wasser zu dulden hatte. Es handelt sich mithin um eine lediglich 
dingliche beschränkte persönliche Dienstbarkeit zugunsten der Rechts- 
Torgängerin des Beklagten für ihr Eisenbahnanternehmen , mithin um 
eine auch im preussischen Bechte anerkannte sogenannte irreguläre 
Personalservitut (Förster-Eccins a. a. 0., BGZ. 59, 291). 

Allerdings ist BetriebsnnteniehiBer jetzt nicht mehr die Berlin- 
Stettiner Eisenbahngesellschaft, sondern der beklagte Eisenbahnflskns. 
Aber dnreh den Vertrag, betreffend den Uebergang des Berlin-Stettiner 
Eisenbabnantemebmens anf den Staat, Tom 18. Jnni 1879 (GS. 638) 
nnd das Oesetz, betreifend den Erwerb mehrerer Priirateisenbahnen fttr 
den Staat, vom 20. Dezember 1879 ist das gesamte bewegliche nnd nn- 
bewcgliche Vermögen der Eisenbahngesellschaft mit allen ihren Rechten 
nnd Verpflichtungen anter Anfldsang der Gesellschaft auf den beklagten 
Fiskus libertragen worden, mithin anch das mit dem Eisenbahnunter- 
nehmen im Znsammenhange stehende Wasserentnahmerecht. Eine solche 
üebertragung war, da das Recht, wie dargelegt worden, nicht ein Pacht- 
recht (§§ 909 ff. 1 21 ALR.), sondern eine Personalservitut an dem be- 
lasteten Grundstück im Sinne der §§ 1, 9 ALR. 1 19 ist, auch zulftssig. 



Nr. 3G4. Kiitscli. des Douisehcn Roichsajerlchts. 

3. Strafsenat. Vom S.Juli 1907. 

(JW. 1808 Nr. 10 & 891 zur. tOJ 

Art 3 PMt06seliiitv6lto von 20. DsMiiber 1889. Miatt dar VorantMlsias, dast dto 
Brivft, Karttn ntt ier Aifodirift bssBwtsr EapIXagw vmtliM tiiii. 

Nach dem Inhalte des Vorderurteils steht es fest, dass die vom 
Angeklagten innerhalb des Betriebes seiner Verkehrsanstalt durch seine 
Boten befdrderten Vereinsnachriehten, Warenproben, Preislisten, Re- 
klamen usw. unverschlossen abgeliefert worden sind und ,die Angabe 
des Empftogers nicht getragen haben". Bei Anwendung des Art. 8 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1899 (betreifend einige Abänderungen von 
Bestimmungen über das Postwesen) hat das Gericht gleichwohl die Vor- 
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anssetzung, dass die Sendungen mit der Aufschrift bestimmter Empfänger 
versehen gewesen seien, insoweit als erfüllt erachtet, als der Angeklagte 
mit den beförderten und verteilten Sendungen durch seine Beton zu- 
gleich die an den Empfänger adressierten .KontroUkarten'' hat abliefern 
lassen. Es halt ffir entscheidend» dass zwischen der jedesmaligen Sendung 
und der „Kontrollkarte*^, welche nichts anderes als eine beigefügte 
Adresse dargestellt habe, durch die gemeinschaftliche Verwahrung beider 
Stficke seitens der Beforderungsboten, spätestens aber durch deren ge- 
meinschaftliche Ablieferung eine „körperliche Verbindung'' hergestellt 
worden sei. Dass die Aufschrift des Adressaten sich auf der Sendung 
selbst befinde, fordere das Gesetz nicht. — Diese mit der Fassung des 
Gesetzes unvereinbaren Auffassungen sind allerdings zu beanstanden. 
Der Art. 3 a. a. 0. setzt nach seinem klaren Wortlaute ausdrücklich 
voraus, dass „Briefe, Karten usw. eingesammelt und befördert oder ver- 
teilt werden, die mit der Aufschrift bestimmter Empfänger versehen 
sind". Als Triger der Aufschrift sind mithin allein die bezeichneten 
Befbrdemngsgegenstände selbst gedacht; denn der zu ihrer Charakteri- 
sierung dienende Relativsatz .die . . . versehen sind" kann allein auf 
eben sie bezogen werden. Fflr die Annahme dagegen, dass es genfige. 
wenn die Person des Empfängers ans der Aufschrift eines andern 
Stückes, welches als Adresse beigefügt sei, ersehen werden könne, bietet 
die Wortfassung keinen Raum. 

Nr. Eiitsch. des Dontschcii Uolchsircrlclits. 

7. Zivilsenat. Vom 15. September 1907. 

(PrV«rwBl. XXIX (I90g) Nr. 89 & BM.) 
§ 30 PresM. EirtG. VOM 11. Juil 1874. Die im gerioMHolns EntsehXiligHnBsfMltlinmii* 
varfahrM mHms des BgeoHnert eiiM« «itelBietM firMHiIwsities Imuisprvehtas ZtasM 
kliMMi MMh Ii der BemfasgelMtaai durch ErweN»rMf des Klageaiitraie geftmd ge- 
macht werden. 

Besclu'eitet dci Kiiientämer des zu enteignenden Grundbesitzes den 
Rechtsweg gegen den Ent$chädi<riingst'eststelluiigsbescli)uss der Ver- 
waltungsbeliorde. so richtet sich die Klage gegen die gesamte Fest- 
stellung der Bintschädigung, soweit sie dem Kläger ungünstig ist, als 
eine Einheit. Es wird daher auch ein dem Eigentümer zustehender 
Zinsaiispruch, wenn er von der Verwaltungsbehörde nicht Ix^riicksiclitifit 
oder ihm abgesprochen worden ist, von dem gericlit liehen Vcri'alnvn 
mit erfasst. Selbstverständlich können Zinsen, wenn der Klägei- sie im 
gerichtlichen Verlaliren niclit fordert, niclit von Amts wegen ihm zu- 
gesprochen weiilen. Untcrlässt er ilue !nansiiru< lina1inie in er.stei' In- 
.stauz, fordert sie aber in zweiter Instanz, su iiuden iediglicb die Vor- 
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sclirifteii ii])er die Erweiterung des Klageantrag.s Anwendung (vgl. auch 
Urteil des V. Zivilsenats vom 14. Januar 1885, Entsch. d. Reichsger. 
Hd. 12 iS. 299), welche eine derartige nachträgliche Beanspruchung von 
Zinsen als zulässig erscheinen lassen (§ 268 Nr. 2 ZPO.). 



Nr. Entseh. des 1>eiit8chen RDlehs^erlfdits. 

Strafsenat. Vom 16. September 1907, 

(Si»«d.- u. Sehlir.-Ztg. XVI (1908) Nr. 1» 8. S41.) 

Die Fälschung von Eintragungen in die Bahnquittungsbiicher ist eine Uricundenfälscliung 

in SIMM «es 9 367 D8ifiB. 

Durch Vollzug der in den Quittnngsbfichern von dem Absender 
des Frachtgutes vorbereiteten Einträge wird seitens der Eisenbahn- 
verwaltnng led^Ueh der Empfang des Gutes bestätigt (§ 54 Abs. 8 
EisenbVerkO.). Wird diese einfache EmpfaiigsbescheiDigung von der 
Gttterannahmestelle einer staatlichen Bisetibahnverwaltong in der vor- 
geschriebenen E'orm erteilt, so handelt es sich nm die Ansstellnng einer 
Sff entlichen Urknnde; fehlt es an einer dieser Voranssetsnngen, so 
wird je nach den Umständen die Bescheinigung als Privatnrlninde gelten 
können, die für die privatrechtlich erhebliche Tatsache der Aufgabe 
snd Annahme des Frachtguts durch einen Beamten der Bahn Beweis 
zu liefern geeignet ist. Nach den Dienstanweisungen für die Wfirttem- 
bergischen Eisenbahnen wird neben der Abstempelung der Bescheinigung 
noch die Unterschrift des annehmenden Beamten beim Vollaug des 
Eintrags in dem Quittungsbuche erfordert Da diesem Erfordernis der 
Unterschrift im vorliegenden Falle nicht genfigt ist, so fehlt den beiden 
Eintragungen, die der Angeklagte verfälscht hat, die Eigenschaft 
öffentlicher Urkunden. Dagegen sind diese beiden Einträge Privat- 
urkunden. Der Mangel handschriftlicher Unterzeichnung nimmt ihnen 
nicht die Bedeutung urkundlicher Nachweise. Sie sind, obwohl nur 
unterstempelt, anm Urkundenbeweise verwendbar, ^teht auch die unter- 
stempelte Privaturkunde nach den prozessrechtlichen Bestimmungen 
(§§ 416, 440 ZPO.) der unterschriebenen Urknnde nicht gleich, so kann 
sie doch als Urkunde nach den Regeln freier Beweiswttrdignng, sei 
es in Verbindung mit Umständen ausserhalb ihres Inhalts sowohl ffir 
die Tatsache, zu deren Beweise sie bestimmt ist, nämlich der Annahme 
des Frachtgutes durch einen Beamten der Bisenbahn, als daneben fär 
andere darin bezeugte Tatsachen, wie namentlich die Zahlung der fVacht, 
von Beweiserheblichkeit sein. 



Bger, KlMiilMbiureehtllob« EatseheMmcMi ZXIV. 24 
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Nr. 367. Klitsch, des Dcntschcii Reichsgerichts. 

1. Strafsenat. Vom 23. September 1907. 

(JW. J«lirg. 87 (1908) Nr. 6 S. 165 Ziff. üb.) 

263, 2ro tIfiB. Btbriii Uegt vttr, warn aia BttMter (LokomotlvnUirer) terdi 
TlMOhmi in ArIm thi hmMiUim QtMiMilwilMtlMt irt iuM etat iywMiMS alt 

hHMrM BikoMMi «noMMiM hat 

Die Verarteilnng nach g 279 StOB. steht in UebeFeinstimmnng 
mit dem vom ersten Richter angeführten Urteile des BO. vom 10. Oktober 
1899. — RGSt. 32 295/298 — Das ftrztliche Zengnis enthält eine 
unwahre Bearkundang, soweit eine ärztliche üntersuchnng des An- 
g^agten and als ihr Ergebnis normale Seliscliärfe beider Aagen darin 
bezeugt wird. Die genannte Vorschrift will dem Missbranch entgegen- 
treten, die mit Gesundbeits- oder Krankheitszeiignissen zur Täusclaing 
von Behörden oder Versicherungsgesellschaften getrieben wird. Der 
Zweck des Gesetzes trifft auch in Fällen der vorliegenden Art zu: 
gegenüber Zeugnissen, die durch Täiisehung des Arztes erschlichen 
sind. Die vorliegende Handlung wird deshalb von der Strafnorm erfasst. 
Die Gesetzesbestimmung steht in einem älinlichen Verhältnisse zu § 278, 
wie § 273 zu ^ 271. Mit die.^er It^tzteren zeigt die des § 278 wiederum 
eine gewisse Analogie; denn die schriftlichen gutachtlichen Aeusserungen 
der Aerzte innerhalb ihres Fachkreises sind geeignet, im Verkehr einen 
Glauben zu geuiessen, der den öÖentlichen und damit den in § 271 
bezeichneten Beurkundungen nahekommt. Wie aber § 273 in allen 
Fällen des § 271 anwendbar ist, in denen wissentlicher Gebrauch einer 
objektiv öffentlichen Unwahrheitsurkunde zum Zwecke der 
Täuschung, auch wenn der Aussteller ohne rechtsverletzenden Vorsatz 
oder im Irrtnm gehandelt hat (RGRspr. 2, 300), so umfasst die Norm 
des § 279 nicht nur die wissentlich unrichtige Beorkundung, sondern 
auch die ausschliesslich objektiv unrichtigen Urkunden dieser 
Art. Auch die VernrteilaDg nach § 279 StOB. ist hiemach rechtüeb 
nicht zn beanstandeut 



Nr, 308. Kutsch, des Preuss. Oberverwaltun&rsgiorichts. 

4. Senat. Vom 26. September 1907. 
(PrBtMabAnb. im Butt s S. IM.) 

1 15 «M. VM 2. Jili 1875. HwMiMNMii dir EliMibalwvirwaHMio n ^ fMtu iM 
Aitbaat tUnt ttM Un liwi filtiRMfihrttraMt. 

Die in der Heranziehungsverfttgnng anfgeftthrten Gebäude stehen 

mit der städtischen GUterzufuhrstrasse, die unzweifelhaft eine für den 

Anbau und den inneren Verkehr bestimmte Ortsstrasse ist, durch Vör- 

mitUung der fiskalisclien Qüterzufuhrstrasse in Verblödung. Wenn 
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letztere nicht ein zu dem bebauten (Tiundstikk geliürif^er Privatweg, 
sundern eiue Privatstrasse im .Sinne des Urteils vum 30. November 1904 ') 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. XJjVI S. 160) ist, so 
ist keines der Gebäude au der städtischen Strasse errichtet, für welche 
der Beitrag gefordert wird. Für die Entsdieiduug dieser Frage ist es 
niin unerheblich, ob, worüber die Parteien streiten, die Haaptwerkstätte 
und der Personenbahnhof mit dem Güterbahnhofe eiue wirtschaftliche 
Einheit bilden. Denn der fiskalische Qüterzafuhrweg dient nicht dazu 
und ist nicht dazn bestimmt, die Hanptwerkstfttte und den Personen- 
bahnhof zugänglich zn machen. Die mit diesen Anlagen besetzten 
Grandstückteile berühren den Znfuhrweg gar nicht, man gelangt von 
diesem zn der Werkstätte anf einem mehrere hundert Meter langen 
Privatwege des Klägers, zu dem Personenbahnhofe durch einen Tunnel, 
von dem dahingestellt werden kann, ob er tatsächlich auch von Personen 
begangen werden wird, welche die südlich dei* Bahn liegenden Stadtteile 
und Ortschaften aufsuchen wollen. Zugänglich macht der fiskalische Güter- 
znfulirweg nur den Gtlterbahnhof, vielleicht auch eine der nach Angaben 
des Klägers als Gartenland verpachteten Parzellen. Er ist also nicht der 
in der angeführten Entscheidung vom 30. November 1904 besprochenen, 
selbständig neben dem Bahnhofe bestehenden Privatstrasse gleichartig, 
an welcher ein einem anderen Eigentümer gehöriges (^rundstück lag, 
sondern dem darin gleichfalls erwähnten Güterzufuhrwoge , der im 
Unterschiede von dieser Privalstrasse nur der Verbindung mit dem 
eisenbahnfiskalisclien Gruiulbesitz, dem Güterbahnhof und vermieteten 
dem F^isenbahntiskus gehörenden Lagerplätzen, diente, und von dem 
Gerichtshof als ein zu dem eisenbahnfiskalisclien Grundstück gehöriger 
Privatweg angesehen worden ist. Dass an der Zufuhrsirasse teilweise 
ein Zaun entlang führt, ist unerheblich. Nach der unbestrittenen Be- 
hauptung des Beklagten ist der Weg mit Toren versehen, die des 
Nachts geschlossen weiden. Dies beweist gleichfalls, dass der Weg 
ein Teil des Bahnhofs ist. 

Auch die Flnchtlinienfestsetznng, auf welche sich der Kläger be- 
ruft, ist nicht geeignet, die fiskalische Güterzufuhrstrasse als eine selb- 
ständige, neben dem Baugrundstück bestehende Privatstrasse erscheinen 
zn lassen. Sie hatte die Bedeutung, dass die Polizei- und die Gemeinde- 
behörde in dem durch die Fluchtlinien bezeichneten Zuge die Anlegung 
einer öffentlichen städtischen Strasse beabsichtigten, denn das Gesetz 
vom 2. Juli 1875 kennt die Festsetzung von Fluchtlinien nur für öiTent- 
liehe Strassen (vgl Friedrichs« von Strauss nnd Torney a. a. 0./ Bem. 4 



*) Vgl. Arehlv für SiMnlmhnwesen 1906 S. 288. 
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Eutscli. der Küuigl. Uugar. Kurie voui 27. Septeuiber 1907. 



ZU § 1, 5. Aufl., 8. 16). Es kann dahingestellt bleiben^ welche Fulgeu 
sieb fflr die gegenwftrtige Streitsaclie ergeben würden, wenn der Plan 
aosgeftthrt worden wftre; denn dies ist bisher nicht der Fall, Tielmebr 
ist etwas ganz anderes geschehen, nämlich nicht von der Oemeinde 
die geplante öffentliche Ortsstrasse angelegt worden, sondern von dem 
Eisenbahnfiskns ein privater Weg, dessen Zog von dem der geplanten 
städtischen Strasse sehr erheblich, nicht, wie der Elftger meint, ,nur 
geringfügig'*, abweicht Es handelt sich sonach um einen Privat- 
weg, der einen Bestandteil des Bangrnndstftcks, des Bahn- 
hofsgel&ndes, darstellt. 

Hieraus folgt, dass die Gebäude an der städtischen Strasse errichtet 
sind, und zwar auf einem Grundstück des Klägers, welches mindestens 
mit einer Front von 19 m, der Breite der fiskalischen G&terzufahr- 
sti*asse entsprechend, an die städtische Strasse stösst 



Sonach steht fest, dass der Kläger mindestens einen nach 
einer Strassenfront von 19 m zu bereclnienden Beitra«^ zu leisten 
verpflichtet ist. W«*f?e]i des Restes der von deni Beklagten in Recli- 
nnng' <:^cstellten Stiassenfiont (101, :^() 19 82,h() ni) ist die Sache niclit 
spruchreif. Der Kläger hatte behauptet, da.ss in dieser Ausdehnung ihm 
gehörige, aber wirtschaftlich von dem Bahnhofe t^etrenute Grruudstiicke 
an die Strasse angrenzen. Auf diesen Teil<2:rundstticken sind nach den 
Plänen (lebäude nicht crriciitet. der Kläger würde also von dem auf 
sie entfallenden Teile des Beitrags freizustellen sein, wenn seine Be- 
hauptung zutrifft. 

Nr. 1969« Bntseh. der KVnIgl. Ungar. Kurie. 

Vom 27. September 1907. 

(BfiMliu-TBT.. 0. Verk^ Ans. XII (l«Oe) Mr. 7 8. 94.) 
a) Ueber gerichtliche AufTorderung hat die Eisenbahn das Tatbestandsprotokoll auch in 
ordentlichen Prozessen den Akten beizuschliessen. b) Zur Feststellung der Gemeinschaft- 
lichkeit des Tatbestandsprotokolls ist die Anstrengung einer Nebenklage nicht notwendig, 
c) Wmm 4m TatbMlaiMto|irotokoll niuM vorgelegt wird, ao tat dar vm den Kliger var> 
foehtaiM lihalt dMMlken tit enirtoMi anvMlMii. 

Der Zweck der im § 188 des G. A- LIV vom Jahre 1868 geregelten 
Nebenklage bildet die gerichtliche Feststellnng der Gemeinschaftlichkeit 
and des Aufbewahrongsortes der Urkunde. Es entHUt sonach der 
Zweck der Einbringung einer besonderen Nebenklage, sobald irgend 
eine Gemeinschaftlichkeit and die hieraas resnltierende Hitteilongspflicht 
durch ein besonderes Gesets oder darch eine an Gesetzes Statt erlassene 
Verordnung ansgesprochenermassen festgestellt erscheint, and sobald es 
obendrein nicht strittig ist, dass sich die Urkunde in dem Besitze des 
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zur Mitteilung veipflichteteii Gegners betimlet. Unter diesen Gesichts- 
punkt fällt auch das in Angelegenheit des Verendens und der Ver- 
letzung der in dem Klaf|[ebegehren bezeichneten Ochsen auf Grund des 
§ 71 des Betriebsreglements verfasste Protokoll Uber die vorgenommene 
UotersnebaDg. Es ist nicht strittig, dass sich dieses Protokoll in dem 
Besitze der Beklagten befindet. Die GemeinBehaftliehkeit derselben 
mit dem Kläger nnd die Hitteilungspflicht der Beklagten sind in jener 
Verfttgang des § 71 (1) des EisenbBetrRgl. festgestellt, wonach in 
allen Verlast-, Minderongs- und Besch&dignngsf&llen die Sisenbabn- 
yerwaltnngen sofort eine eingehende Untersnehnng ▼orznnehmen, das Er* 
gebnis schriftlieh festznstellen nnd dasselbe den Beteiligten anf ihr Ver- 
langen mitamteilen haben. Unter dieser Mitteilung ist der Natur 
der Sache gemäss nicht die von selten der interessierten Eisen- 
bahndirektion ttber das Ergebnis der üntersuchung geäusserte 
einseitige Meinung, sondern die Mitteilung des Inhaltes des 
Untersuchungsprotokolls zu verstehen. Tn den dem vorliegenden 
ähnlichen Fällen steht sonach nichts im Wege dessen, dass das Gericht 
unter Vermeidung des ausgesprochenerweise überflüssigen Nebenklage- 
verfahrens die im Besitze der gemeinschaftlichen Urkunde befindliche 
prozessführende Partei zur Vorlage derselben innerhalb einer Präklusiv- 
frist auffordere und im Verweigerungsfalle die im § 188 der Prozess- 
ordnunp: festgesetzten Rechtsfoltren anwende. Sofern der Gerichtshof 
mit Hesclieid Nr. 214 P. 1906 Beklagte zur Vorlage des Unter- 
sucliungsprütokülls unter Festsetzung einer Präklusivfrist und mit der 
Berufung auf die Rechtsfolgen aufgefordert hat und die Beklagte laut 
ihres Gesuches Z. 2399 P. 1906 dieser Aufforderung: Folge zu leisten 
sich entschieden weigerte, war der von seifen der Beklagten bestrittene 
Inhalt des Protokolls, wonach die eingeleitete Untersuchung das Ent- 
stehen des in dem Klagebegeliren bezeichneten Schadens aus dem mit 
grober Fahrlässigkeit vorgenommenen Verschub festgestellt hat, unter 
entsprechender Anwendung der im § 188 der Prozessordnung fest- 
gesetzten Bechtsfolgen anf den vorliegenden Fall als erwiesen anzusehen. 



Nr. 870. £nt8eli. des Oberlandesgcriclits Ctfln. 

Vom 5. Oktober 1907. 
(PrüMiifeArok. IMS Hall > 8. «».) 

1 26 6mv0. M 906, 967, 1064 BOB. Eist EiMsHhMrluurttwIriiciiersi tot wegei 
StOrsRi durob sislitMiM Bstrisfe privtttii ElssprVehes iiioM «rtio|w. 

Der § i des Eisenbahngesetses yom 3. November 1838, der die 
Bahnanlage der Genehmigung des Mmisters Yorbehftlt, ist in einer aller- 
dings fiber den n&chsten Wortlaut aoszudehnenden Fassung: 
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„Die Bahnlinie in ihrer vollständigen Dnrchfittining durch die 

Zwischenpnnkte, sowie die Verhlltnisse der Konstmktion sowohl 

der Bahn als der anzuwendenden Fahrzeuge", 
so wenig hestimmend. dass fftr die Entscheidung der Frage auf die 
grundlegende Erwägung zurttckzugehen ist, dass die Eisenbahn als eine 
im allgemeinen Interesse mit Oifentlichrechtlichen Befugnissen und 
Pflichten zur Sicherung der Erfüllung ihrer Aufgabe der Gewährleistung 
schneller und gefahrloser Bef5rderung von Personen und Gütern aus- 
gestattete Einrichtung durch negatorische Ansprüche des bflrgerlichen 
Rechts nicht ber&hrt werden darf. Aus dieser Erwägung heraus wird 
man z. B. Beparaturwerkstätten, die mit den Bahnanlagen in räumlichem 
Zusammenhang stehen, dem privilegierten Eisenbahnbetrieb zurechnen. 
Ziirnckzaweisen ist dagegen die Auffassung des Beklagten, dass alle 
Hilfsanlagen, auch die dem Eiseiibahnzweck nur in entferntester Mittcl- 
barkeit dienenden, die der Eisenbahnunternplimer in eigenem Betrieb 
zu unterhalten fttr nützlich erachtet, allein deshalb, weil sie mit zum 
Gewerbebetrieb des Unternelimens gehören, das gleiche Vorrecht geniessen 
sollen. Dieser Auffas.siing ist bereits in der Zeitschrift des Vereins der 
Deutschen Eiseubahnverwaltungen von 1901 widersproclien worden, in- 
dem dort von Oesterlen S. 488 ausgeführt wird, dass, abgesehen von 
§ 26 der Gewerbeordnung, dessen Anwendung, soweit nicht lande.s- 
geseLzlich auf den Eisenbahnbetrieb überhaupt ausgedehnt, auch für 
Hilfsbetriebe der Eisenbahn zu verneinen sei, es den an die Anlagen 
der Hilfs])etriebe angrenzenden Eigentlimern freistehe, bei unzulässigen 
Einwirkungen auf ihr Grundstück gemäss §§ 906, 907 und 1004 BGB. 
auf Unterlassung der Beeinträchtigung und unter Umständen sogar auf 
Beseitigung der Anlagen zu klagen. 

Die hier in Rede stehende Anlage, eine Fahrkartendruckerei, die 
in der Nähe des Hauptbahnhofes in C. gelegen, aber nicht räumlich 
mit demselben Terbunden ist, dient mittelbar dem Eisenbahnbetrieb, in- 
dem die gedruckten Fahrkarten zur Abfertigung der Beisenden not^ 
wendig sind; die Zwecke der Eisenbahn erfordern aber weder einen 
bestimmten Platz fär die Anlage, noch Oberhaupt die Herstellung in 
eigenem Betrieb; und was insbesondere den Betrieb zur Nachtzeit an- 
betriilt, so kann derselbe, sofern nicht schon stärkerer Tagesbetrieb 
ihn fibeiflässig machen würde, entbehrt werden, wenn für weitere An- 
lagen oder anderweitige Beschaflfhng entsprechend Vorsorge getroffen 
wird. Die Ausschliessung der Bestimmungen des BGB. Aber die Rechte 
der Grundbesitzer gegenttber störenden Einwirkungen aus dem Grunde, 
weil die Druckerei zur Eisenbahnanlage gehöre, erscheint daher nicht 
gerechtfertigt. 
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ür. '^71. Eiitseh. des Prcuss. Oberrerwaltungsgerielito. 

2. Settat. Vom H.Oktober 1907. 

1 PrKisenbArcli lim Ht ll 3 S. 768.) 

S 9 Kommunalabgabengesetz. Ortsstatut, betr. Beltragtpflicht für Anschluss an die 
•lUtiMlM KaMllMHM. FnMillMiB dM EltaibtlwIliluH vm KuallwikttlMbflNrlim. 

Da der Kläger das in Bede atebende GnindatSek miatreitig: an die 
sttdtiaehe Kanalisation anscliliessen Icann, so trilEt die vom § 1 des 
Ortsstatots för die Abgabenpflicht aufgestellte Bedingung zn. Die 
Höbe der Abgabe aber richtet sich nach der Ansdehnnng der 
Fronten, von denen aus die Kanalstrecken der angrenzenden 
Strassen benutzbar sind. 

Da die HOglichkeit einer Entw&ssernng nach der 
K . . . Strasse oder der S . . . Strasse nicht besteht, so mflssen 
die Fronten,- die das Grandstftck des Klägers nach diesen 
Strassen bat, ausser Ansatz bleiben. Der Umstand, dass viel- 
leicht Bpftter einmal Veränderungen eintreten, durch welche die Kanüle 
benutzbar werden, kann fflr jetzt die Beitragspflicht wegen jener Fronten 
nicht begründen. J^bensowenig nützt es dem Beklagten, der das ganze 
OrnndstHek als eine wirtschaftliche £inheit in Ansprach nimmt, wenn 
etwa, wie er behauptet, f&r einzelne lujchgelegene Flächen der 
Böschungen bei einer Ausscheidnng ans jener Einheit nnd bei Ver- 
wendung für andere Zwecke (z. B. zur Aufstellung von Selterwasser- 
buden) die Entwässerung möglich sein sollte. Aber in den Akten 
ist von anderen Strassen die Rede, an welche das Urund- 
stiick angrenzt und nach denen es entwässern zu können 
scheint. Nach Massgabe der Anliegerschatt an diesen 
Strassen würde also der Beitrag gezahlt werden müssen. Ob 
und in welchem Masse die Voranssetznng zutrifft, bedarf noch näherer 
Feststellung in einem neuen Reclitsgauge. 

Nr. 272. Entscli. dos Deutschen KcichsgiM-IcJits. 
T.Zivilsenat. Vom 11. Oktober 1907. 

(PrVerwBl. .\XIX 1908; Nr. 2:? .S. 438."i 

Bewertung eines Grundstücks im Enteioniinssverfabren nach seiner höchsten Ausnutzungs- 
nUilikeit. Die zeitige BenntzMngsart wNtosit efne dtoee IbersMiMdt H i sUilnf lMi- 

kflH SMrt an. 

Der BR. begrttndet die Niditberftcksichtignng der Behauptung des 
Kl., sein Grundstück eigne sich besonders für den Gerbereibetrieb, 
lediglich dahin, es sei nur „die sicher vorauszusetzende Benutzungs- 
l&higkeit' des GmndstQcks zu berücksichtigen, der Gerbereibetrieb 
komme aber hiei^ nicht in Betracht, denn seit 16 Jahren sei 
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die Gerberei auf dem OrandatScke Dicht mehr betrieben worden, 
die Gebftude seien wegen Baafölligkeit abgebrochen, das Gmndstllck 
habe wfist gelegen, und der Kläger habe aach bis zar Einleitung 
des Enteignungsrerfahrens niemals Schritte unternommen, nm den 
Gerbereibetrieb wieder zu erOlfoen. Der BR. sehliesst hiemach ans 
der bisherigen Benntznngsart auf den Mangel einer Ober di^ hinauf- 
gehenden Benutznngsf&higkeit. Ihm ist zwar darin beizntreten, dass 
die Möglichkeit des Gewerbebetriebs als wertephöhender Umstand nur 
dann in Betracht kommt, wenn nach allen objektiven Verhältnissen 
eine sicher enkennbare Aussicht auf Verwirklichung lif ser Verwert- 
barkeit vorhanden ist (Entsch. d. Reichsger. vom 27. JTebruar 1892, 
Gmchot, Beitr. ßd. 86 S. 1104, 1106). Es ist auch zuzugeben, dass im 
vorliegenden Falle aus der langjährigen Art der Benutzung eine er- 
hebliche Wahrscheinlichkeit dafUr zu entnehmen ist, dass das Grund- 
stück eine besondere Benntznngsart, insbesondere zum "Gewerbebetriebe, 
nicht gestattet. Diese Wahrsclieinlichkeit i.st aber, da auch andere 
Gründe als mangelnde Reniitzungsfäliigkeit i'iii- die Wahl der Beuutzungs- 
art ausschlaggebend gewesen sein können, nicht so zwingend, dass dem 
Kl. der von ihm an<>;etretene Beweis für seine Behauptung abgeschnitten 
werden konnte, das Grundstück eigne sich gerade wegen des dasselbe 
durchziehenden Srawa-Grabens besonders zum Gerbereibetrieb, und des- 
halb habe er, Kl., sich vor der Enteignung entschlossen, für seinen 
Sohn auf dem Grundstück eine Glac6gerberei zu errichten, füi' deren 
Bau er sich bereits das nötige Geld besorgt gehabt habe; für die Va-- 
richtung einer zweiten Gerberei sei in G. ein dringendes Bedürfnis 
vorbanden. 



Nr. 373. Eiitseli. «les l*reuss. Oberverwaltnngsgerichts. 
2. Senat. Vom 15. Oktober 1907. 

(DJZ. XUI (1MB) Mr. S 8. 4W.) 

KmsmsRsItttiMrpilcM fir SchlMMSirags d«r EtoMbahms. 

Der Ausspruch des Vorderrichters, dass Schienenwege nur insoweit 
steuerfrei seien, als sie unmittelbar auf der Erdoberfläche liegen, w&rde 
unrichtig sein, wenn er seinem Wortlaute nach verstanden werden 
mOsste. Aber er soll, wie ans den sonstigen Ausftkhrungen klar her- 
vorgeht, nur den Sinn haben, dass die Schienengleise der Grundflftche, 
ftber welche sie laufen, ohne weiteres, nur dann Steuerfreiheit ver- 
schaffen, wenn sie unmittelbar auf ihr liegen, wenn sie also die Grund- 
fläche selbst zn einem Schienenwege machen, dass dagegen diese Eigen- 
schaft der Giundüäche nicht notwendigerweise und namentlich nicht 
dem ganzen Grundstöcke zukommt, wenn, wie hier, die Gleise auf 
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einem über der Fläche errichteten Bauwerke ruhen und in dem Bau- 
werke Räume geschaffen oder von dem Grund und Bodeu freigelassen 
worden sind, welche (Räume oder Flächen) im Verhältnisse zu den 
Oleisen als sdbständige Nntiobjekte erscheinen. Das ist richtig. 

Xr. 374. Kutsch, des Deutseheii Hoichsi^crichts. 

6. Zivilsenat. Vom 17. Oktober 1907. 

(Zcitsilir I [!.•« lit.-siiH I. Bayern Jalir»: Nr, 3 S. 8« ^ 

$254 B6B. Wer den Fahrdamm überschreitet, darf erwarten, dass ein von fernlier 
ksiMMider Kraftwagen, wenn möglich, aifwalfliit, sWiBeiifMIS nrttr Verrisgarmg ttlner 

6eMliwlMii|krit 

Das OLG. hat Iceineswegs ansgesprochen, dass, wer den Fahrdamm 
einer verkehrsreichen Strasse flberschreite, sich nach etwa heran- 
kommenden Fahrzeugen nicht umzusehen brauche. Der Unfall hat sich 
nicht unmittelbar ereignet, nachdem der Kläger den Fahrdamm betreten 
hat, sondern erst, nachdem er einige Schritte auf diesem gegangen war, 
nnd die Ansfülirnng des Berufungsgerichts geht dahin, dass der den 
Fahrdamm überschreitende Fussgänger nicht weithin i'iber die Strasse 
nacli rechts und links zn sehen braucht, ob ein Kraftwagen heran- 
kommt, dass er vielmehr davon ausgehen darf, der Lenker des Kraft- 
wagens werde auf ihn Rücksicht nehmen. Das ist durchaus zutreffend. 
Wer den Fahrdamm überschreitet, darf erwarten, dass ein nicht an 
Schienen gebundenes Fahrzeug, das sich von ihm noch in solcher Ent- 
fernung befindet, dass es ihm ausweichen kann, dies auch tut, wenn 
nötig, unter Verringerung seiner Geschwindigkeit; bei der grossen Ge- 
schwindigkeit, die insbesondere Kraftwagen einzuschlagen pflegen, 
Wierde sonst eine überaus starke Hemmung des Fussgäugerverkekrs 
eintieten. 



^'r* 275« Entsch. des Oesterr. Verwaltuiigsgericiltshofcs. 

Vom 23. Oktober 1907. 

(Oesterr. Kiäeiib. Verordu. BI. XXI (1908) Nr 7 S. Ii.) 

Unfang «er V«rpMcMu>g Ser Btanbahs zur Wieieriierstellung eiier direli <§■ Balebae 
geslIrtM KüSiimlfcatiSi d 10 NL c EltmbKMzeMÜ. vm 14 SegtMiber 18B4). 

1. Die vollkommene Wiederherstellung einer durch den Bahnbau 
gestörten Kommunikation besteht darin, dass innerhalb des tech- 
nisch Ausführbaren derjenige Ökonomisch noch zu recht- 
fertigende Ersatz gesucht und hergestellt wird, der die bis dahin 
bestandenen Verkefarsbed&rfnisse und Yerkehrszwecke möglichst gleich, 
wie dies bei der früheren Verbindung der Fall war, befriedigt. Dies 
trifft zu, wenn der öffentliche Strassenverkehr soweit geschont wird, 
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als es fiberhaupi noch mit den ött'entliclieu luteresseii an der Erweite- 
rung der Bahnanlage vereinbar ist. Es kann daher nicht eine toU- 
konmen gleiche EommimikatioDsbentellDDg ohne jeden Umweg ge- 
fordert werden. 2. Bei Bestimmang der Art des Ersatzes für eine ge- 
störte Kommonikation ist nur aaf die durch letztere gesicherten Ver- 
kehrsbedOrfnisse, keineswegs aber auf allgemeine etwa in der Zukunft 
sich entwickelnde Bedürfnisse Rikcksicht zu nehmen. S. An der Auf- 
rechterhaltnng einer Öffentlichen Kommunikation haben Einzelpersonen 
kein Becht. Wohl aber hat ein solches, auch vor dem Verwaltnngs- 
gerichtshofe vei-folgbares Recht diejenige Efirperschaft, in deren Eigen- 
tum und Verwaltung der Weg steht. 4. Ob durch die Wegverlegung 
Wirtachaftserschwemiss^ oder Wertveralnderongen der betroffenen 
Grundstücke eintreten, ist bei Erteilung des Baukonsenses nicht weiter 
zu prüfen. 5. Die Anschauung der Beg:ehun<^skommisäion (über die 
rechtliche Eigciiscliaft eines Weges) ist für das Eisenbahnministerinm 
nicht bindend. 6. Die Mögliciikeit der Absperrung einer Wegfort- 
setzung gestattet noch keinen Schluss auf die private Eigenschaft des 
vor der Absperrungsstelle liegenden Wegst&ckes. 



Nr. 376« Entsch. des Bontsehon Aeiehsgeriehts. 
4. Strafsenat. Vom 20. Oktober 1907. 

(J W. Jalirg. tl (IMB) Sr. 6 a IM Ziff. na.) 

I 242 StGB. Der Tatbestand des Diebstahls liegt vor, wenn der Spediteur issls Wag- 
lons verladene Gut nicht an die ihm vom Versender bezeichneten Empfänger gesandt, 
•Mdern in eigenem Interesse an andere Personen verkauft und an diese die Expedttiea 
des Guts durch die Bahnbeamten verulasst hat 

Zuzugeben ist dem iiescliwerdeführer, dass R. weder daduicli, dass 
er zunächst auf die Waggons Art und Gewicht der in ihnen enthalteneu 
Kohlen schrieb, noch durch die Uebergabe der Frachtbriefe an den 
Weichensteller den Gewahrsam an den Eohloi erlangte. Erlangung 
eigenen Qewahrsams ist aber keine Voraussetzung fftr die Annahme 
eines Diebstahls auf selten des R., und die Wegnahme ist nach den 
getrolFenen Feststellungen dadurch erfolgt, dass der Weichensteller den 
in den Frachtbriefen enthaltenen Angaben gemftss die bahnmftssige 
Versendung der Kohlen an die Adressaten bewirkte und die Kohlen 
mit dem Willen, sie an jene befördern zu lassen, in Gewahrsam nahm. 
Indem B. diese Tätigkeit und diesen Willen des in gutem Qlanben 
befindlichen Weichenstellers in Bewegung setzte, hat er sich dessen als 
Werkzeuges fttr die Durchführung der Wegnahme und die Erlangung 
des Gewahrsams, wie sie von ihm beabsiehtigt waren, bedient und ist 
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es ebenso anzuseiieo, als wenn dies unmittelbar auf das eigene Tun 
des B. znrileksafllhreii iriüre. Dem es maeht hierbei k^nen Unter- 
schied, ob der Täter die Aafhebang des Gewahrsams eines anderen 
selbst bewirict oder durch einen gutgläubigen Dritten, den er als Werk- 
zeug benutzt (vgl. BGSt. 21, 110). 



Nr. )377. Entseh. des Beutsehen Reiehsgerlehts« 
1. Strafsenat. Vom 9. November 1907. 

§1 315, 316 Akt. 1 StäB. FabrflUtii« EilMbalitlraiisportiefilinluig dvroh Vier 'Me 
Batai flieieiNle SprenflstOoke lieft nTcht vor, wenn dadnrdi wwler auf il«r Fahrbahn 
■tob aaf aiMtoN Weise Hindernisse berfftet worden sind . welche mit o^wr finfalnr für 

den Eistniiahntransport zeltlich zusammentrafen. 

Nicht Vollendung, sondern nur Versucli des Vei'brechens aus § 315 
Abs. 1 StGB, kommt in Frage, wenn zwar eine gefährliclie Sachlage 
geschaffen, aber ein Hindernis auf der Fahrbahn noch nicht oder nicht 
mehr vorhanden ist, oder wenn zwar ein Hindernis auf der Fahrbahn, 
al)er eine (Jefalir fi'ir den Kisenbahntransport nocli niclit oder nicht 
mehr besteht. Wo bei vorsätzlichem Handeln nur ein Versuch der 
Eisenbahntransportgpfährdunf^ nach § 315 Abs. 1 anzunehmen wäre, 
zeigt sich bei B^ahrlässigkeit des Täters die Annahme einer strafbaren 
Tat ans § 31 ß Abs 1 überhaupt ausgeschlossen. RGSt. 15, 82 (84). 
(Tfirrebenenfalls begann, wie oben dargelegt ist, ein Zustand hoher (Ge- 
fährdung für den Zug 48, als der Angeklagte die Ziindschnnr zu .seinem 
JSitrengschuss ansteckte, und der gefährliche Zustand endigte erst, nach- 
dem der Zug in eine sichere Entfernung von der Sprengstelle gelangt 
oder die (^esamtheit der Sprengstticke niedergegangen war. Diese Ge- 
fährdung erschöpfte sich aber au der blossen vorstellbareu Möglichkeit, 
dass abgesprengtes Gestein zur Unzeit auf das Gleis oder in den Luft- 
raum des Zuges 43, d. i. auf die Fahrbahn, gelangen konnte; sie war 
daher nicht durch ein auf der Fahrbahn bereits vorhandenes Hinder- 
nis hervorgerufen. In dem Zeitpunkte aber, wo tatsächlich das 16 Zentner 
schwere Sprengstftck den fUr EisenbahnzQge frei zu haltenden Luftraum 
durchflog, mithin durch die Fahrlässigkeit des Angeklagten, fi'eilich nur 
fttr einen fast nnmessbar kurzen Zeitabschnitt, ein Hindernis auf der 
Fahrbahn bereitet wurde, hatte der Zug 43 die dadurch gefährdete 
Stelle bereits hinter sich und ein anderer Zug sie nicht zu durchfahren. 
Das Vorhandensein eines Hindernisses auf der Fahrbahn und das Be- 
stehen einer Gefahr für den Eisenbahntranspoit sind folgerichtig auch 
nicht einen Augenblick zeitlich zusammengetroffen. Lässt sich nach 
all dem die Verurteilung des Angeklagten ans § 316 Abs. 1 StOB. 
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nicht halten, so mosste unter Anfhebnng des angefochtenen Urteils der 
Angeklagte in Anwendung des $ 394 Ahs. 1 der StPO. von der An- 
klage freigesprochen nnd im Kostenpunkt angemessene Verfügung ge- 
troffen werden. 

Nr. 27S. Eiitseh. des Doutschcii Reichsirorichts. 
6. Zivilsenat. Vom 11. November 1907. 

( Warneyer, Jalirl». Brg -n«! Heft ■> iS 86 i 

§ 1 RHaftpflfi. ^ 254 BGB. Unfall beim Absteigen von einer Strassenbahn nach gege- 

hmra HaNMliMl. 

* Wenn das Berufungsgericht Yerlaugt, dass der Fahi'gast, nachdem 
er durch ein Glockenzeichen das Anhalten des Wagens erbeten, und 
darauf doi* Wagenffihrer den Wagen tatsftchlich zum Anhalten gebracht 
hat, bevor er absteigt, noch weitere Nachforschungen anstellen soll, 
ob denn das Anhalten auch seinetwegen und auf sein Zeichen hin er- 
folgt sei, und wenn es in der Unterlassung solcher weiteren Nachfragen 
ein Verschulden des Fahrgastes, ansclieinend sogar ein schweres Ver- 
schulden, erblickt, so kann ihm darin nicht beigetreten werden. Der 
ünfiill hat sich bei einer Strassenbalin ereignet, deren Wagen. nur von 
dem Wagenführer, ohne Begleitung eines Schaffners bedient werden, 
und bei welcher die Einrichtung besteht, dass der Fahrgast, der ab- 
steigen will, durch einen GIcjkenzug seinen Wunsch zu erkennen gibt. 
Wenn, nachdem letzteres geschehen, der Wagen anhält, so ist der 
Fahrgast berechtifit, anzunehmen, dass das Halten geschieht, um iiim 
das Absteiften zu ermöglichen; weitere Kiknndi^j^nniren würden mit dem 
Zwecke einer Strassenbalin, eine schnelle lielurderung zu erzielen, der 
eine möglichste Abkürzung der Aufenthaltspausen, eine eilige Erledi- 
gung des Ab- und Aufsteigegeschäfts bedingt, schlechtliin im Wider- 
spruch stehen. In der Unterlassung solcher weiteren Erkundigung kann 
deshalb ein Verschulden der Ehefrau des Klägeis nicht erblickt werden, 
auch nicht, wenn es bereits Abend, die E^hefrau des Klägers im Orte 
noch wenig bekannt und mit Gepäck versehen war. 

Das weitere Verschulden der Ehefrau des Klägers soll darin be- 
standen haben, dass sie nach der der Fahrtrichtung entgegengesetzten 
Seite abgesprungen sei, wie das Berufungsgericht annimmt Hat der 
Wagen gehalten, als die Glenannte abzusteigen sieh anschickte, so kann 
in dieser Art des Absteigens ein Verschulden &berhaupt nicht gefunden 
werden. Dagegen wird ein Abspringen w&hrend der, wenn auch be- 
reits yerlangsamten , Fahrt in unverh&ltnismässig höherem Qrade ge- 
fährlich als sonst, wenn der Abspringende die Vorsicht nuterlAsst, beim 
Abspringen in der Fahrtrichtung zu bleiben . . / 
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Kr. 31*.). liiitscli. des Di'utselu'ii Ueiehsircrielits, 
7. Zivilsenat. Vom 12. NoverabQr 1907. 

i.?\V Jahrg 36 .1907 -Sr SS S 83« 1 

$9 51, 171 — 173 ZPO. Die Zustellung der Klage an eine zur Vertretung des Fiskus 
HMtHldi ■toM Nraftm B«IMa itt wlrkHittot mi wihrt iMit «e FrM nr 

KlagMriiatai|. 

Der die Verletzung des § 171 ZPO. rfigende Angriff der Revision 
kann nicht fttr begrdndet erachtet werden. Der Bevidon ist darin bei- 
zutreten, dass die Person, der wirksam die Klage zugestellt werden 
kann, nicht notwendig auch zur Prozessführung berechtigt zu sein 
braucht, dass diese Frage vielmehr im Bechtsstreite selbst erst zum 
Austrage kommt. Allda im vorliegenden Falle greifen weder § 171 
Abs. 2 und 3 noch die §§ 172, 173 ZPO. Platz. Insbesondere ist die 
Generaldirektion der Sächsischen Staatseisenbahnen nicht, wie die Re- 
vision geltend zu machen suciif , Generalbevollmächtigte des Sächsischen 
Landesfiskus im Sinne des § 173 ZPO. Vielmehr handelt es sich le- 
diglich um die Anwendung des § 171 Abs. 1; es ist zu prüfen, ob die 
Zustellung der Klage für den nicht prozessföbigen Sächsischen Eisen- 
bahnfiskus an den richtigen gesetzlichen Vertreter erfolgt ist. Wer den 
Landesfiskus in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu vertreten hat, be- 
stininit sich Jiach den Gesetzen des betretVenden Bundesstaats. Sie 
entscheiden darübei', welche Behörde nach Massgabe der in Betracht 
komnieinlen organisatorischen Vorschriften zur Walirnehmung der Rechte 
des Staates im Hinblick auf die zu erledigende Verniögensangelegenheit 
berufen ist. Diese Beliürde und keine andere vertritt den Fiskus, wie 
ihr Sitz auch ma.ssgebend fftr den (Gerichtsstand ist (§ 18 ZPO.). Des- 
halb ist aber auch sie allein zur Emiilangnalune von Zustellungen für 
den Rechtsstreit ermächtigt; sie ist die gesetzliche Vertreterin des Fiskus. 
Insoweit decken sich die Befugnis zur Prozessführung und die Befugnis 
zur Empfangnahme von Zustellungen. Sie wurden nur dann auseinander- 
fallen, wenn — was praktisch nicht leicht vorkommen wird — mehrere 
Behörden zusammen den Fisicns zu vertreten hätten. Hier würde nach 
§ 171 Abs. 3 ZPO. die Zustellung an eine genügen, auch wenn die 
Prozessffihmng gemeinschaftlich erfolgen müsste. Der Fall ist aber 
nicht gegeben. Nach der auf dem irrevisiblen Sächsischen Landesrecht 
beruhenden Feststellung des Berufungsrichters ist allein das Königliche 
Finanzministerium der Vertreter des Fiskus in streitigen Enteignungs- 
Sachen, soweit der Betrag von 1000 Mark ftberschritten wird, woraus 
sidi ergibt, dass die Generaldirektion der Staatsdsenbahneii als Ver- 
treterin ausscheidet; de ist es nach der unanfechtbaren Annahme des 
Berufnngsrichters nur, sofern es sich um nicht streitige Enteignungs- 
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Sachen oder am Praatease in solchen hin zum Betrage von 1000 Mark 
handelt. Es lässt sich also nicht sagen, dass die Generaldirektion ge- 
setzliche Vertreterin, Wenn schon nicht bemfen zur Prozessfflhning sei. 
Darum war die Zustellung der Klage an sie wirkungslos, und es ist die 
Frist zur Elageerhebung nicht gewahrt. 

Nr. 280. fintseb. des Beutscheu Relehsgeriehts. 
6. ZiTilseuat. Vom 14. November 1907. 

(Wimeyera Jahrb. Bifftac.Bi. im H«n i 8. U ZUt. Vt.) 

I 3a Hafipfle. § 843 B8B. Uifallrente ohne zeitltebs BairtaiiH M Mtm Alltr 

des Verletzten. 

Allerdings ist daran festzuhalten, dass bei Bemessung der Beute 
diejenige künftige Gestaltung der Sachlage beiücksichtigt werden ninss, 
die nach dem regelmässigen Verlauf der Dinge auch ohne Dazwischen- 
treten des die Scliadensersatzpliicht begründenden Ereignisses die Er- 
werbsfälligkeit des Vciletzten gemindert oder ganz aufgehoben haben 
würde, und in dieser Beziehung hat besonders in Betracht zu koninieu, 
dass im hohen Lebensalter die köipeilichen und geistigen Kräfte regel- 
mässig abnehmen und schon lUulurch die Ki werbsfäliigkeit gemindert und 
schliesslich ganz aufgehoben wird. Allein es gibt, wie der erkennemU- 
Senat wiederholt angenommen hat, Fälle, in denen auch in dieser Be- 
ziehung eine Beurteilung der künftigen Gestaltung der Dinge dem Gericht 
nicht mit der erforderlichen Bestimmtheit möglich ist und ilim deshalb auch 
eine Berücksichtigung jenes Umslandes nicht angesuunen werden kann. 
P^in solcher Fall ist nach den vom Berufungsgericht geiroUenen Fest- 
stellungen hier gegeben. Der Kläger hat durch seine Tätigkeit eiu 
Einkommen von 1196 Mark jährlich in einem Alter erzielt, das zu er- 
reichen den Menschen nur in ganz seiteneu Fällen beschieden ist, in 
dem jedenfalls nach dem regelmässigen Verlauf der Dinge Oberhaupt 
jede Erwerbsfähigkeit schon infolge der Einwirkung des Alters auf- 
gehoben ist. In einem solchen Falle mit Erfahmngsgrundsfttzen zu 
rechnen, aus ihnen mit der erforderlichen Bestimmtheit eine Altersgrenze 
zu ziehen, mit der der Umfang der Erwerbsfähigkeit, wie sie zur Zeit des 
Unfalls bestaud, abnehmen oder diese Fähigkeit ganz aufhören werde, 
erscheint ausgeschlossen. Die Rente auf wenige Jahre zu beschränken, 
wie der Beklagte in den Vorinstanzen gefordert hat, ist nicht angängig, 
da dem Kläger eine so lange Lebenszeit, selbst ein hrgendwie erheblicher 
Zeitraum, nach menschlichem Ermessen Überhaupt nicht mehr beschieden 
sein wird . . .* 
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Nr. 281. Eiitsc'li. dos IM'utselioii Ueidis^crielits. 

T.Zivilsenat. Vom 15. November 1907. 

iDas Recht Xtl (1908) Nr i S. 45.) 

§ 30 Prevss. En(8. vsm II. Juni 1874. Auf Zinsforderungen, welche erst naohträglich 
Iii RMbltweH ifllMMl HMeM wtriM, f Mtl ilt iMlmiimtllahe Priktativfirltt in 

f 30 kelM knmtHMi* 

Besebreitet der Elgentttmer des so enteignenden Gmndberitxes den 
Reehtsweg gegen den Entscb&digangsfestotellangsbeseliloss der Ver- 
waltungsbehörde, 80 richtet sieb die Klage gegen die gesamte Fest- 
stellang der Entschädigung, soweit sie dem Kläger nngOn^tig ist, als 
eine Einheit. Es wird datier auch ein dem Eigentümer zustehender 
Zinsanspruch, wenn er von der Verwaltungsbehörde niclit berücksichtigt 
oder ihm abgesproclien worden ist, von dem gerichtlichen Verfahren mit 
erfasst. Selbstverständlich können Zinsen, wenn der Kläger sie im ge- 
richtlichen Verfahren nicht fordert, nicht von Amts wegen ihm zuge- 
sprochen werden. Unterlässt er ihre Inanspruchnahme in I. Instanz, 
fordert sie aber in II. lustanz, so finden lediglicli die Vorschriften über 
die Erweiterung des Klageantrags Anwendung (vgl, auch Urteil des 
V. ZS. vom 14. Januar 1885, RG. 12, 299), welche eine deiartige nach- 
trägliche Beanspruchung von Zinsen als zulässig ersciieinen lassen 
(§ 268- ZPO.). Die Ent.scheidung des erkennenden Senats vom 20. De- 
zember 1901, auf die sich der Berufungsrichter für seine Ansicht beruft, 
steht ilim nicht zur Seite. Es heisst dort vielmehr: „Ist das der Fall, 
s(» war der Verziusungsanspruch spätestens bei der Berufung gegen das 
erstinstanzliche Urteil in dem gerichtlichen Kntscliädigungsfeststellungs- 
yerfiihren geltend zu machen". Es hat also .schon damals der Senat 
seine Meinung dahin zu erkennen gegeben, dass der Zinsanspruch des 
Eigentümers nicht schon in der Präklusivfrist des § 30 EntG. erhoben 
werden m&sse. 



Nr. 283. Kntsch. des Deutschen Keiehs^rerfehts. 

4. Strafsenat. Vom 15. November 1907. 

J W. Jabrg. 37 1908, Nr. 5 S. 189 Ziff. 4C ) 

9 316 Abs. 2 StGB. Der Tatbeetaad der Eisenbahntransportgefährdung dureh die i« 
i 316 Abi. 2 bs n Wai rt wi PirtMiM «fmltrt mw PfMitvenuaMlisiiaii, sIsM asok 

FaiirNM|ii«IL 

Die BegrOndong erweckt den Verdacht, dass der erste Richter fOr 
die Anwendung des § 816 Abs. 2 StOB. den Nachweis einer Fahr- 
lässigkeit fQr erforderlich erachtet hat. Dies ist rechtsirrtOmlich. 
Zur Erfüllung des Tatbestandes des in dem bezeichneten Oesetze vor- 
gesehenen Vergehens ist nur ein als Pflicbtvemachlässignng sich dar- 
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stellendes scbuldbaftes Verhalteo des Täters, die GefiUirdniig des Trans- 
portes und der ui'sftchliche Zusammenhang zwischen beiden erforderlich. 
Jede Nichtbeachtung der Dienstanweisung stellt sich aber als eine 
Vei-nachlässigung der Dienstptlidii« n dar, und jede Transportgefährdung, 
welche durch die Beachtung der Dienstanweisang vermieden worden 
wäre, ist dem pflichtwidrig handelnden Beamten zuzurechnen, sofern 
nicht besondere Umstände vorliegen, welche die Nichtbefolgnng einer 
bestimmten, an sich zutreffenden Dienstvorechrift im gegebenen Fall 
al3 gerechtfertigt erscheinen lassen. 



Nr. 2S;J. Kutsch, des Dcntsehoii IJciclisjfcrIchts. 
6. Zivilsenat. Vom 25. November 1907. 

(Du Reokt XII (1908) Mr. t BeU. a & 66 Ziff. SU, .S. 71 Ziff. 412.) 

I 844 AN. 2 BGB. § 3 Abt. 2 RNiflpllS. 9 304 ZPO. Verlaagt eis Vater, dttsn 
■indarjUirige Teebter Mm Bttiitahnbairisb miB Lebta ftliMMiM ist, EsteeUMIgimi 

wegen des ihm durch den Tod seines Kindes entzogenen Unterlialtsrechtes. so ist schon 
bei Erlass eines Zwischenurteils über den Grund des Anspruchs die Bedürftigkeit des 
Klägers und die Leistungsfähigkeit des getöteten Kindes festzustellen. 823, 831 
BOB. % I RHtfliifle. MitwIrküitfM VirtslaMM. 

Der Erlass eines Zwiscbenurteils über den Grund des Anspruchs 
erforderte die Prüfung der Voraussetzungen, unter denen diese Ent- 
schädigung nur gegeben ist: der Bedürftigkeit des Klägers (§ 1602 BOB.) 
und der Leistongslfthigkeit des Getöteten (§ leKB BGB.), die zasammen 
erst einen Unterhaltnngsanspmch nnd deshalb anch einen Anspruch 
wegen entcogenen Unterhalts begrftnden. Ist der Kiftger zurzeit noch 
nicht onterhaltsbedai'ftig, handelt es sich daher nnr am die HfigUchkeit 
einer sp&teren Unterhaltspflicht der Tochter, dann besteht zorzeit der 
erhobene Leistungsanspruch Qberhanpt nicht and konnte deshalb auch 
nicht dem Grande nach zuerkannt werden; es ist alsdann vielmehr 
gegenwftrtig nur f&r eine Feststellungsklage Baun, and es w&re insoweit 
seitens des Gerichts auf die Umwandlang des Leistungsanti'ags in einen 
Feststellnngsantrag hinzuwirken gewesen. Wird dagegen eine schon 
jetzt yorhandene Unterhaltsbedürftigkeit des Klägers angenommen un4 
ebenso eine Unterhaltspflicht der Getöteten, so würde eine Rente auf 
Lebenszeit dem Kläger kaum zuzusprechen sein, vielmehr wäre diese 
nach der Sachlage auf die Zeit bis zur mutmasslichen Verheiratung der 
Tochter, wenn sie am Leben geblieben wäre, zu beschränken. Wird 
endlich die Entschädigung des Klägers durch ein Kapital für angemessen 
erachtet, welches dei- Kläger in erster Linie gefordert hat, so hat auch 
darüber das Gericht in dem Urteile über den Gruud des Anspruchs sidi 
auszulassen. 
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Liegt bei einem EiseDbahnbetriebsnnfall ein mitwirlcencleg Ver- 
scbolden des BescbAdigten vor, so ist za prüfen, wie dieses bei einer 
Abmessnng gegen die allgenieine oder eine ron dem Eisenbahnnnter- 
nehmer za vertretende gesteigerte Betriebi>gefahr bei Anwendung des 
§ 1 BHaftpflG., oder gegen das etwa festzustellende Verscbniden des 
Eisenbahnuntei nehmers und seiner gesetzlichen Vertreter bei Anwendung 
der §§ 823, 31, 30 BGB., uder endlich gegen das rechtswidrige Handeln 
der Bediensteten des Eisenbabnantemebmers bei Anwendong des § 831 
BGB. zn bewerten ist. _ 

Nr. 'iH4, Eutseh. des Oesterr. Obersten Oeriehtsbofes. 

Vom 26. November 1907. 
(OMtSR. BlMnb.*V«r«rto.*BI. ZXI (iMS) Nr. 11 S. tu.) 

Dte fMnftM § 9 in tteteliM ven 21. AprB 1882, MM. Nr. 123, vos des B«iI|m dies 

Sttatsbediensteten im administrativen Wege einzubringenden Beträge, wie die Personal- 
atakommensteuer, die Diensttaxe, die Pensionsbeiträge, die Quittungsstempel etc., sciimä- 
tani den naoli Massgabe des Gesetze« vom 21. April 1882, R6BI. Nr. 123, der Exekution 
Md im Zsiriflto der ttanMitr ustorliegendes BeisfiMI. 

Vom Standpunkte der behaupteten falschen rechtlichen Beurteilung 
wird vor allem die Ansieht Terlreten, dass, da das Gesetz yen 
21. April 1882, BGBl. Nr. 128, im § 1 den «Privatgläubigem" das 
Pfandrecht auf ein Drittel des Gehaltes mit der Beschränkung erteilt, 
dass dem Ezekuten ein Jahresbesng von E 1800 frei bleiben mnss, 
und erst im § 9 die Bestimmung entb&lt, dass die auf administrativem 
Wege einzubringenden Beträge von dem nach diesem Gesetze der Exe- 
kntion nnterliegenden Teile der Bezüge abzuziehen sind, vorerst der 
Privatgläubiger zur Befriedigung, aus dem Gehaltsdrittel und dann erst 
der administrative Abzug ohne Beschränkung auf dieses Drittel an der 
fieibe sei. Aus der Beihenfolge der Paragraphen eines Gesetzes den 
Schluss zu ziehen, dass die früheren Paragraphen mehr Gewicht haben 
als die späteren, ist natttrlich anznlässig. Der § 9 lässt auch seinem 
zitierten Wortlaute gemäss die von der Revision beliebte Auslegung, 
dass bei administrativen Abzügen die Beschränkung auf das Drittel 
des Gehaltes wegfalle, nicht zu. 



Nr. 285. BntMh. des B«iiMieii Beiehsgetlehts. 
7. Zivilsenat Vom 8. Dezember 1907. 

(J W. JalMg. 17 (mSi Mr.i S. 71 Zlir. ». ~ Du Recht XII (tM«) Mr. 4 & IIS Zlft 8M BeUtge s. 
11-11, 12, 14 RP»tt€. vom 28. Oktober 1871. Umfang der Haftung der Italohtpett für 

KSrperbesohädigung beim Umfallen eines Poetwagens. 

Nach § 11 ZiflF. 2 daselbst leistet die Postverwaltung Ersatz für 
die erforderlichen Kur- und Verpfleguugskosteu im FaUe der körper- 
sgar, BlMBtoBfanNehOtoh« KntMhcIdaiifMi ZXIV. 26 
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liehen Beech&digüDg eioes Beisenden bei Beiaen mit den ordentlichen 
Posten, anm^enommen den Fall höherer Gewalt oder eigener FahrlSssig- 
keit des Reisenden. Nach § 12 wird eine weitere als die im § 11 
bestimmte Entschädigung von der Postverwaltung nicht geleistet. Die 
Fassung dieser Bestimmungen Iftsst klar erkennen, dass damit die 
Haftung der Postverwaltang umfassend und erschöpfend geregelt 
werden und insbesondere eine weitergehende Haftung auch in dem 
Falle ansgeschloesen sein sollte, dass einen Beamten ein Verschulden 
trifft, das seine unbeschränkte Haftung nach den Vorschriften über 
unerlaubte Handlungen begrlnidet. Ob dies ausnahmslos, olme Rück- 
sicht auf die Art des Verschuldens, gilt, mag vielleicht in Zweifel ge- 
zogen wertlen können. ... Im gegenwärtigen Falle bestand die 
schnhlhafte Handlung in der Verwendung eines untüchtigen Transport- 
mittels, oder in der Unterlassung der vorgängigen Pi üfung des Transport- 
mittels auf seine Tüclitigkeit. Eine an sich objektiv unerlaubte Hand- 
lung lag hierin iiberhaiipt nicht, die Handlung wurde zu einer uner- 
erlaubten nur dadurch, da.ss sie bei Erffillnng des von dem Kläger mit 
der Post geschlossenen Vertrages gescliah. Gerade die ungenügende 
Sorgfaltsanwendung bei Erfüllung des Vertrages bildet hier das 
Wesentliche der unerlanbteji Handlung, diese stand mit der Vertrags- 
erfülluug in einem inneren, untrennbaren Zusammenhang. In solchem 
Falle rechtfertigt es sich schon nach allgemeinen Grunds&tzen, dass 
die Scbadensersatzpllicht nnr nach den das VertragSTuriiftltBis be- 
herrschenden Bechtsregeln , unter Ausscheidung der Vorschriften Ikber 
die ausseiTertragliche Haftung, beurteilt wird. Vgl. Entsch. des VI. 
ZS. vom 4. Februar 1904, VI 491/03, JW. 1904, 166 ^ Um so weniger 
kann die Anwendung des § 12 PostO. hier einem Bedenkon unterliegen. 
Scheidet aber schon aus diesem Orunde die ausser?ertragliche Haftung 
der Postverwaltnng aus, so bedarf es keines weitei*en Eingehens auf 
die Frage, ob die Voraussetzungen! unter denen nach Art. 1884 c. c. 
oder nach § 831 BGB. die Postverwaltung fttr das Verächulden ihrer 
Beamten haften würde, hier gegeben sind. 



Nr. "ISii. Kntsch. des Deutschen Relchs^oHchta. 
T.Zivilsenat. Vom 3. Dezember 1907. 

(Warn«yer, Jahrb. Rrg.-Bd. IM» H«lt 9 R. 90 Nr. ISS.) 

9 285 B6B. Ob Verzug des Bauunternehmers durch Streik der Bauhaiidwerker nloM 
lu vertreten ist, ist nach den Umständen des einzelnen Falls zu entscheiden. 

Der Berufungsrielitei tiilii t aus. dass er auf Grund der erhobene»! 

Beweise zu der Ueberzeugung gekuiuiueu sei, dass Kläger durch deu 
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Aiit'rtii«: Juni ll>04 in B. au.sgt'bi uclieiieii Streik der Hauliaiidweiker in 
die l'nmogliclikeit versetzt sei. die Baiuirbeiteii so zu föidcni. dass 
das Taxat am 15. Juni 1904 erfolp:ei) konnte, und dass Kläger seiner- 
seits sein Möglichstes getan habe, um seinen VerpHiclitungeu nachzu- 
kommen. Er erwägt ausdrücklich, dass nicht jeder Streik uline weiteres 
die Nichteinhaltung einer vereinbarten Frist entschaldige, dass viel- 
mehr nach den Umständen des Falls die Frage zu entscheiden sei, ob 
der Sehnldner die nicht recbtaeitige Leistung za vertreten habe. Solche 
besondere Umstände erblickt der Bemfungsrichter vorliegend in der 
grossen Kürze der dem Kläger znr ßewirkang der umfangreichen Ar- 
beiten gestellten Frist nnd ?or allem darin, dass Kläger während des 
Streiks von keinem Banmaterialieuhändler in B. Materialien znr Fort- 
fikhrnng der Arbeiten bekommen haben würde. Diese von der Bevision 
mit prozessualen Bügen nicht angegriffenen Feststellungen rechtfertigen 
die Annahme des Bemfnngsrichters, dass die Einhaltung der Frist vom 
15. Juni 1904 infolge eines ümstandes unterblieben ist, den Kläger 
nicht zn vertreten bat, dass Kläger deshalb hinsichtlich dieser Frist 
nicht in Verzug gekommen ist. 

Nr. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 5. Dezember 1007. 

(WwMyer, 3»Mt. Av.-M. IM» Haft t a Ml Nr. ist.) 
§ 3 RHafipflG. § 843 BGB. Der Vermögensnachteil aus der Aufhebung oder Minderung 
der ErwerlwfiMikait dM Verletzten besteht in dem UnterseMede dee ntfgUohes Erwerbs 

vor und nach dem Unfall. 

Zur Gnindla}.;e der Krniittelung dieses Unterschiedes- kann der tat- 
sächliche Krwerb des Verletzten in der Zeit unmittelbar vor der \'er- 
letzung allein nicht dienen, da ei- für die Gestultun;; des Erwerbes 
in der Zukunft nur einen von mehreren Faktoren bietet. Die allge- 
meine und objektive Unterlage für die Ermittelung jenes Unterschiedes 
und damit des Schadens, der dem Beschädigten zu ersetzen ist, bietet 
die erfahrungsmässige normale Erwerbsfahigkeit und Ausnutzung der 
Arbeitskraft einer Person in den Lebensverhältnissen des Verletzten; 
als besondere Momente sind der tatsächliche Erwerbsstand und die 
Erwerbstfttigkeit des Verletzten vor dem schädigenden Ereignisse nnd 
die konkreten sein Fortkommen nach seiner Persönlichkeit nnd der Um- 
gebung, in der er lebt, bedingenden Verhältnisse mitbestimmend in Be- 
tracht zn ziehen. Die Anwendung dieser Omndsätze anf den Einzel- 
fall führt zn dem Ergebnisse, dass, wenn der Verletzte vor dem Unfall 
von seiner Arbeitskraft danenid keinen oder nur geringen Gebrauch 
gemacht hat, ihm voraussichtlich insoweit auch fftr die Zukunft ein 

25* 
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Vermögensiiachteil ans dem Unfälle nicht erwachsen ist, zn dessen Aus- 
gleichung der SchadensefsatxaD^nieli des Gesetzes gegeben ist. In 
solchem Falle wird es Sache des Verletzten sein, darzntnn, dass er in 
der Zukunft seine Arbeitskraft Terwertet haben wflrde, wenn er einen 
Leistungsanspmcb auf Schadensersatz erheben will. Andererseits wird 
der Ersatzpflichtige den Beweis zn ftbemehmen haben, dass der Ver- 
letzte in Zukunft auch ohne den Unfall nichts oder weniger verdient 
haben würde, wenn feststeht, dass er Tor diesem Ereignisse einen be- 
stimmten und dauernden Erwerb gehabt hat. So geben die tats&eh- 
liehen Erwerbsverh&ltnisse des Verletzten in der dem Unfall unmittel- 
bar vorausgehenden Zeit allerdings den Ausgangspunkt für die Ermitte- 
lang des Schadens in der Zukunft ab, sofern es sich nicht am eine zu- 
fällige und vorübergehende Oestaltang, sondern nm einen Daaer ver- 
heissenden Znstand handelt; der lechtliche Gesichtspunkt bleibt aber 
immer, dass der Verlust der Arbeitskraft und der ihr entspringenden 
Erwerbsquelle p<; ist, für die der Haftpflichtige Ersatz zu leisten hat 
(vgl. EGZ. 16, 80; 17, 45; 34, 123) . . 



Nr. 1988. Entseh. des Schweizer Bnndesgerlehts. 
Vom 6. Dezember 1907. 

(Zeltwbr. <L Bern. Jar.-Ver. Bd. 44 (1906) Heft 8 S. 181.) 

Art 8 AIm. 4 lutiriat. Uebereink. Beschränkung der Beweiskraft dar FrMbUHteft- 
angaben Uber das Gewicht bei Selbstverladung. 

Wenn das Aufladen der Ware nicht von der Bahn, sondern vom 
Absender besorjrt wird, so sind die Anfjaben des Franhtbnefes über das 
Ge\vi<'ht der Ware gegenüber der Endbahn nur dann beweiskräftig, 
wenn tlie Ware von den Organen der Aufgabehalin naehgewogen und 
deren Nachwicginig auf dem Finchlbriefo beurkundet wurde. Das 
letztere Erfordernis fällt aurli da nicht foit, wo nach der Transport- 
orilnung des Landes der Aufgabebahn diese eine surveiliance speciale 
über die Ware übernommen hat. 

Nr. S89. Entseli. des Kayrlseben Obei*sten Landosf^richts. 

I.Zivilsenat. Vom 6. Dezember 1907. 

iZeitscIir. f lU-cliUtpll i Bayern Jalirj; i Nr. & S. I0«.i 

Erforderniase der Eintragung des Enteignungsberechtigten als Eigentümers und der 
Usohimo 4tr VOrfiigungsbeMhribiliiii dM Alita^ungspfllchtlgen im QrmdbiNh. (Zwangs* 
aMretanm**- vm ^937 Art. XII md XVI mit Afl. i. BSB. Art 139, II iN Art 174; 

880. M 22; 381) 

Der Vertreter der .Aktiengesellschaft hat durch seine Mitwirkung 
zn den in den bezirksamtlichen Protokollen beurkundeten Einigungen 
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den Willen der Aktieugesellscliaft kundgegeben, im Wege der Enteig- 
nung das Eigentum zu erwci beu. Diese üft'entlicli beurkundete Erklärung 
enthält die im § 22 Abs. 2 GBO. vorgeschriebene Zastimmung zu der 
Eintragung der Aktiengesellaciliafl alii Eigentflmerhi. Die Vorschrift 
des § 22 Abs. 2 GBO. soll vertiQten, dass im Wege der Berichtigung 
des Grandbachs jemand als Eig^ntOmer eingeti«gen wird, der nicht an- 
erkennt, Eigentfimer zu sein. Es ist nicht erforderlich, dass der Ein- 
zotragende ansdrllcklich darein willigt, als Eigentümer eingetragen su 
werden, sondern es genügt eine Willenskundgebung, die das Einver- 
ständnis mit der Eintragnng nnsweifelhaft entnehmen liest, und dies 
trifft bei dem Enteignangsberechtigten zu, der durch Gdtendmacbung 
des Enteignungsreclits bewirkt, dass er Eigentilmei* des Grundstücks 
wird. Einer weiteren rechtsgeschäftlichen Erklärung der Aktiengesell- 
schaft bedarf es daher nicht. 

Die nach Art. XVI des Gesetzes vom 17. November 1837 bewirkte 
Eintragung der im Art. XII bestimmten Verfügungsbeschränknng soll 
die Durchführung der Enteignung gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs scliiUzen. Sie wird mit der Vollziehung der Enteig- 
nung gegenstandslos und verliert mit der Eintragung des Enteignungs- 
berechtigten als neuen Eigentümers jede Bedeutung. Die Löschung der 
Eintragnng enthält keine Rechtsänderun?, sondern macht nur die Folge 
ersichtlich, die sich aus der Eintragiiii«,^ des Enteignunq:sberechtigten 
als neuen Eigentümers ohne weiteres ergibt, und fordert deshalb nicht 
eiue rechtsgeschäftliche Erklärung des Euteiguungsberechtigteu. 



Nr. Entseh. des Deutsehen Reichsgerichts. 
5. Zivilsenat. Vom 7. Dezember 1907. 

(Om Baebt zn (1008) Vr.9 Bellacet &ltt Zlt.«68.) 
§ II PrfMS. Est8. vom ll.Jynl 1874. Der Strassenanlieger muss sich zwar all« 
Variiderungen an der Strasse gefallen lassen, die erforderlich sind, damit die Strasse 
am vollkommensten Ihrer Bestimmung genügen kann. Wird daroh solche Veränderungen 
aber der Ziigang zu seinen Hause dauernd weMotlicli ersohwert, so hat er gegea 
Uli StMftiSMlsdt tliM SflbadeMrMtzBMpneh. 

Nadh der ständigen Bechtsprechnng des Beichsgericbts, von der 
abzugehen kein Anlass vorliegt, steht im früheren Geltungsgebiete des 
preussischen ALB. den Eigentftmem städtischer Hausgnindstttcke an 
einer vorftberfährenden im Eigentume der Stadtgemeinde stehenden 
Öffentlichen Strasse ein servitntarisches Recht auf ungehinderte 
Eommunikation zu, das mit Rftcksicht auf die ans dem Gesetze (vgl. 
S§ 36» 78, 81 ALB. Bd. 1 S. 8) sich ei-gebenden Wechselbeziehungen 
zwischen dem Eigentume an den Hansgrundstflcken und dem Eigentume 
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an der Strasse als darch stillschweigeDden Vertrag begründet zu ei*- 
achten ist. BGZ. Bd. 7 S. 213, Bd. 24 S. 247, Bd. 36 S. 272, Bd. 37 
S. 255, Bd. 44 S. 282, Bd. 56 S. 101, Bd. 62 S. 89 — . Dieser stillschwei- 
gende Vertrag scbliesst allerdings den Vorbehalt ein, dass der Hans- 
besitzer sich alle Verftnderangen gefallen lassen muss, die dazu dienen, 
die Strasse in dem Znstande zo erhalten oder auch in den Zustand za 
setzen, in dem sie ihrer Bestimmung am vollkommensten genügen 
kann. — BGZ. Bd. 37 8. 252, B6. in Gmchot Bd. 31 S. 932 — . Wenn 
aber, nachdem der Anbau an die Strasse erfolgt ist, durch nachträg- 
liche AenderuDgen der Strasse der Zugang von und nach dieser dauernd 
wesentlich ersciiwort wird, hat der Hausbesitzer gegen die Stadtgemeinde 
einen Ansprucli auf Ersatz des ihm hierdurcli entstehenden Schadens. — 
RGZ. Bd. 44 S. 285, Bd. 56 S. 101, Bd. 62 S. 89 — . Von diesen Grund- 
sätzen geht im gegebenen Falle zutreffend der Berufungsrichter aus. 
Auch seine Annahme, da.-^s der von dem Klä^^er geltend gemachte 
Schadenersatzanspruch der HtMirteiluiit? nach preussischem Rechte unter- 
liegt, soweit es sich um die Begründung des bezeichneten servitutarischen 
Keclites hiuulelt, ist gemäss Art. 124, 128, 184 EG BOB. gerechtfertigt, 
da das Haus der Kläger bereits lautre vor Inkrafttreten des BGB. an 
die fragliche öffentliche Strasse augebaut worden ist. 

Nr. 29L Entseh. des Deutschen Reldisgertehts. 
7. Zivilsenat Vom 10. Dezember 1907. 

fJW. Jahrg. 37 (1908) Nr. 8 8.ra/t ZtfT. il ) 
Bei der Geltendmachung und Festsetzung der Enteignungsentschädlgung handelt es sich 
nicht um einen Schadensersatzanepruch im Sinne des g 287, sondern um die Ermitte- 
lung und deu Ersati dtt WirtM des enteigneten Gruudsticks Miiter Berücksichtigung der 
Im EMtei|MS|<fl6teti fBr die Wertenstttetaeg atf|eetellteii finsdeltie. 

An dieser Anffassnng bat insbesondere der erkennende Senat bis 
in die neueste Zeit ständig festgehalten. Eine Abweichung hiervon 
wollte auch das von der Bevisionsbeklagten angefahrte Urteil dieses 
Senats vom 30. Oktober 1903 (VII. 245/03) nicht aussprechen. In dem 
dieser Entscheidung zugrunde liegenden Prozess war die Frage, ob bei 
Enteignungsentschftdigungen der § 287 oder der § 286 ZPO. anzuwenden 
sei, 'nicht streitig gewesen« und es ist deshalb aus dem im ürteile ent- 
haltenen gelegentlichen Hinweis auf den § 287 für die Beantwortung 
jener Frage nichts Wesentliches zu entnehmen. Soweit etwa eine Ab- 
weichung von der feststehenden Bechtsprechung als vorliegend ange- 
sehen werden könnte, wird ine vom erkennenden Senat nicht aufrecht- 
erhalten. Das Bernfungsurteil war hiernach aufzuheben und die Sache 
an den Beruf ungsricbter zurttckzuverweisen, um auf Qrund des § 286 
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ZPO., erfordeiliclieiifalls unter Zuziehung von Sacbveistäudigen, zu 
prüfen, ob und inwieweit die dem Klager für seinen Geschäftsbetrieb 
jetzt gegen liüher obliegeodea Mehrauf wenduugeu ihren Ausgleich darin 
fiudeii, dass der Kläger im ueneu Hause im Vergleich zur Zeit vor der 
Eüteiguuug sein Geschäft nntei* gQus tigeren Bedinguugen betreibt, 
die dne erh&bte Ertragafthigkeit des Gesehifts mit sieh bringen. In 
der Berücksichtigung dieser Vorteile kann die von der Revision be- 
hauptete Verietzang des § 10 Abs. 2 des Enteignungsgesetzes nicht ge- 
funden werden; sie stellen nicht eine Werterhdhnng dar, die das ent- 
eignete Orundstfick infolge der neuen Anlage erhalten hat, deren 
Herstellung die Enteignung diente, sondern einen Gewinn, den sich 
der Klftger mittels Neuerwerbs eines anderen Grundstttdu Terschaift 
hat.. Es ist selbstverständlich, dass er den fttr diese Vorteile aufge- 
wendeten Gegenwert, der mit der Enteignung nichts zu tun hat, nicht 
der Beklagten in Rechnung stellen darf. Nicht gerechtfertigt ist femer 
das Verlangen des Klägers, zum Sch&tzungseid verstattet zu werden, 
denn dieser Eid ist nur im Falle des § 287 ZPO. zulässig. 



Nr. 393. Entsch. des HaiidolsRcrlclits Venrlers. 

Vom 13. Dezember 1907. 

Zeltscbr. f. d. Internat. Knnib Tranap. XVI (1908i Nr. 4 8. 138.' 

Art. 31 Abs. 1 Nr. 3 u. 4 Internat. Uebereink. Beschädigung einer Eiersendung. 

Im vorliegenden Falle fällt das befüi derte Gut unter die im Art. 31 
bezeichneten Güter: daraus folgt, dass der Verfiiguugsberecditigte, d. Ii. 
der Kläger, den erlitteneu Schaden zu tragen hat, sofern er nicht nach- 
weist, dass die Beschädiguug auf eine andere Ursache zurückzuführen 
ist als diejenige, die in der natürlichen ßeschalfenheit des beförderten 
Gutes liegt, oder mit anderen Worten, sofern er nicht ein der Eisen- 
bahn zur Last zu legendes Verschulden nachweist. 

Der Kläger will dieses Verschulden durch Bezugnahme auf die 
Aussage des zur Feststellung der Schadenshöhe zugezogeneu Sach- 
verständigen dartuu, der sich dahin ausspricht, dass die Beschädigung 
auf dem Transporte durch ausserordentlich heftige StOsse und Gegen- 
stOsse entstanden sein nässe, weil sich, wie der Sachverständige aus- 
fllhrt, die Ladung bis auf eine Kiste in keiner Weise aus ihrer Lage 
Terschoben habe. 

Indessen ist dies nur eine Vermutung, die nicht ausreicht, um ein 
Verschulden und eine Haftpflicht festznstellen; überdies äussert sich 
der SachTeiständige nicht Aber die Verpackung der Eier, und man 
weiss deshalb nicht, ob die Beschädigung der Eier nicht auf eine 
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mangelhafte Verpackuug zurückzufulireD ist; ebenso wenig steht fest, 
ob die Eier in anverletztem Zustande der Bahn tbergeben worden sind, 
zomal da im Frachtbrief erwähnt ist, dass der Versender selbst die 
Yerladnng vorgenommen hat. . . . 



Nr. 298. Eiitsch. des Doutscheu lii'lchsgerichts. 

6. Zivilsenat. Vom 19. Dezembpr 1907. 

f.IW .Tahif: 37 ii90S:. Nr, 3 S. 79 Ziff. 15, — Ua.s Recht XU (1908) Nr. 3 Beilage ä s 7f) ZIff 4ö',».) 

§ 8 RHaftpflG. §§ 208, 209 BGB. Je naehdem die Aaerkenning auf den §aRiea 
Anapraeb oiar aiaaa Tail larioMat lat, «Inl, wie bal isr Klaga aif LalatNi aiar Fast- 
atalliai, dia Varilliniai llr tfaa f asaaa Aaapraah aiar atoae Tail si t a rt raaliaa. 

IMe Veijfthmng wird gemSss §§ 206, 209 BOB. unterbrochen durch 
Erhebung einer auf Befriedigung oder auf Feststellung des Anspruchs 
gerichteten Klage, aber auch dnrch Anerkennung des Anbruchs. Beide 
Arten der Unterbrechung der Verjährung stehen naturgemftss in einem 
Parallelverh&ltnis zueinander. Wenn die gerichtliche Geltendmachnng 
eines Teiles des Anspruchs nicht die Verjfthmng fttr den ganzen An- 
spruch unterbricht, sondern nur für den zum Gegenstand der Klage 
gemachten Teil (RG. 57, 372; 60, 387), so moss ebenso angenommen 
werden, dass auch ein Anerkenntnis, das sich nur auf einen Teil des 
Ansprachs erstreckt, nicht die Kraft hat, die Verjährung über diesen 
Teil hinaus zu unterbrechen. Wie andererseits ferner die Verjährung 
nach der aiKsdrückliclien Bestimmung des Gesetzes nicht nur durch die 
Leistlingsklage auf Erfüllung, sondern auch durch eine auf Feststellung 
des Anspruchs gerichtete Klage unterbrochen wird, so rauss folgerichtig 
auch angenommen werden, dass ein Aneikenntnis die Verjährung unter- 
bricht, das den Anspruch nur in seinem Grunde, unabhängig von der 
Feststellung des Uinfanges und Betrages, zum Gegenstande hat. Durch 
ein Anerkenntnis wird mithin die Verjährung für den ganzen Anspruch 
unterliruchen, wenn es sich auf den Ansprucii im ganzen bezieht, es 
genügt aber, wenn ebenso wie bei der Feststellungsklage die Anerkennung 
eine allgemeine Richtung auf das Bestehen des Anspiuchs, für eine 
Schadensersatzklage, wie im gegebenen Falle, auf die Verpflichtung 
zum Schadensersatz, soweit der Schaden reicht, genommen hat (RG. 63, 382). 
Für die Unterbrechung der Veij&hrung durch Anerkennung kommen 
fttr den vorliegenden aus dem BHaftpflG. erhobenen Ansprach die 
Schreiben der Beklagten vom 20. Juli und 22. Oktober 1904 in Betracht, 
in denen das Berufungsgericht eine Anerkennung in dem vorgedachten 
Sinne einer Umfassung des ganzen Anspruchs, losgeltet jedoch von 
dessen Betrage, erblickt hat. Dem ist beizutreten. 
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Kr. 294, Entoeli. des DtMitschcii Kcii'li»gerichtfu 

7. Zivilsenat. Vom 20. Dezember 1907. 

fjW. Jjihvf,' 37 i'.'OH Nr 3 S. 82 Ziff. 18. — Das Recht XII 1908) Nr. 3 Beilage l S im. 

§ 8 Preuss. EntG. vom II. Juni 1874. Werternittelung eines Voriartens aussoliliess« 
lieh tit mietsiiRSSteigernder Faktor. Der Enteignete bat keliea Aatprioh aaf Ersatz 
iir KMtoR fir dl« AiIs|m| iIim BAriMvIilit. 

1. Bei der Berechnung der dem Klftger nacb § 8 EntG. zn ge- 
währenden Entschidigang legt der Berofongsrichter die bisherige 
Benutxnngsart des enteigneten Teilstfieks, nftmlich seine Vemendung 
als Vorgalten für das anf dem Bestgrandstfiek stehende Wohnhans, 
asngmnde, indem er feststellt» dass die Berechnung nach dem Hassstabe 
der Benntzangsfahigkeit des TrennstQcks als Teils einer als Bau- 
land anzo^rechenden Gesämtflftche zn einem dem Kliger günstigeren 
Ergebnisse nicht ffihren wfirde. Diese Feststellung ist nicht zu be- 
anstanden und wird auch Ton der Revision nicht beanstandet. Es 
kann sich nur fragen, ob bei der vom Berufungsrichter angewendeten 
Methode alle in Betracht kommenden Umstände berücksichtiget sind. 
Die Kevision leugnet dies; sie meint, dass dem Kläger für das ent- 
eignete Vorgartealand selbst eine Entschädigung ttberhaapt nicht zu- 
gesprochen worden sei oder dass es doch mindestens zweifelhaft er- 
scheine, ob es der Fall sei. Der Angriff bernht indessen auf einer 
niissverständlichen Auffassung der Erwägungen des Berufungsricliters. 
Diese gehen nanh ihrem Zusammenhange dahin, dass der dem Kläger 
infolge der Enteignung erwachsene Schaden durch die Zubilligung der 
kapitalisierten Mietsausfälle viillip: aiisp:egliclien, dass damit insbesondere 
auch der Wert der Vorgartentläche <?edeckt sei. Es wird ausgeführt, 
dass dem Vorgarten ausser .seiner Bedeutung als mietszinssteigernder 
Faktor ein sonstiger Wert nicht iunegewohnt habe und dass daher dem 
Kläger nur der Betrag zukomme, der dem Werte der Flüche als Vor- 
garten, als ein der Erhöhung der Sicherheit und .Annehmlichkeit der 
Wohnränme dienendes Gelände entspreche. Jeueu Betrag bemisst der 
Berufungsrichter nach der Eiubusse, die das Restgrundstück duich den 
Verlust des Vorgartens erleidet, und wenn er darfiber hinaus nicht noch 
eine Summe für d^ Grund und Boden an sich bewilligt, so befindet 
er sidi dabei anf dem Boden sowohl des Enteiguungsgesetses wie des 
von ihm in bezug genommenen ürt. des V. ZS. vom 7. l£&rz 1894 
(Grnchot 88, 1092). 2. Wenn der Bernfungsrichter den Anspruch des 
Klägers auf Erstattung der ihm ortsstatntaiisch zur Last fallenden 
BeitrSge zu den Kosten der Anlegung des Bftrgersteigs zurückweist, 
80 befindet er sich damit im Einklänge mit der Rechtsprechung des RG. 
(Tgl. JW. 94, 189*", ferner ftlr die F&Ue eines nach § 15 FluchtlG. 
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vum 2. Juli 1875 erlassenen Ortsstatuts üruchot 22, 717, auch 
JMBl. 88, 233). Än dieser Böchtsprechung ist festzuhalten. Der Kläger 
ist nicht befugt, die hezeichneten, ihm als Hanseigentfimer obliegenden 
Kesten unter dem Titel der Enteiguuiigscntsehftdigung von der beklagten 
Stadtgemeinde wieder einsnsiehen. 



Nr. 995. Bntseh. des Preiu». Oberrerwaltangsgerlehts. 

4. Senat Vom 23. Dezember 1907. 

(PrVenvm. IXIX (lfm) Nr. n 8. 4M.) 

Ein AstMMMIlMlinltiiM|8brtriefe MiMrltst iloht äm O we to , Mr. tfit VeraailiMMiiM 
IM Wcielu VM ia AmiMt 1902 (88. 8. 815). 

Auf Irrtfimlieher Anffassnng beruhen die Ausführungen des Klftgers. 
Mit Unrecht beruft er sieh auf die angeführten Entscheidungen des 
Gerichtshofes vom 13. Oktober 1891 und vom 22. Desember 1894 sowie 
auf das Urteil vom 17. Februar 1902, Nr. IV 317, indem er behauptet, 
hieraus gehe klar hervor, dass s&mtliche Betriebe, welche nach einem 
Örtlich bestimmten Punkte oder von diesem aus Verfrachtungen be- 
werkstelligten und die dorthin führenden Wegestrecken dauernd in 
erheblichem Masse abnutsten, am den fthnlichen Unternehmungen im 
Sinne des § 1 des Gesetzes zu rechnen .seien. Wie die angefülirten 
Entscheidungen die Aebnlicbkeit der in ihnen für vorausleistungspflichtig 
erklärten Unternehmungen mit Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen 
und Ziegeleien gerade in der Fortbewegung von Mas8engt\tern von oder 
zu einer festen Betriebsstätte gefunden haben, so hat die Rechtsprechung 
des Oberverwaltungsgerichts seitdem an dieser Begrirt'.slit'.stiiiinunig 
gleichmässig festgehalten. Von der seitherigen Kechtspiechung kann 
auch nicht deswegen abgegangen werden, weil neue Erscheinungen im 
Verkehrsleben, wie die Benutzung der öffentlichen Wege durch schwere 
Kraftfahrzeuge, die Wegeuiitei lialtüng>la.sten vermehren. Derartige 
Verhältnisse müssen ohne EinÜusü auf die Auslegung derjenigen Gesetzes- 
vorschrift, durch welche der Kreis der Vorausleistungspflichtigen Betriebe 
fest umgrenzt ist, bleiben und können nicht dazu führen, nun auch bei 
Gewerben, die sich mit dem Transport von Personen befassen, eine 
Aehnlichkeit mit Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen uod Ziegeleien 
zu finden. £s ist nicht angängig, durch die vom Kläger verlangte An- 
wendung des § 1 des Gesetzes vom 18. Angust 1902 gegen die Be- 
klagte dem Gesetz eine Tragweite beizulegen, die ihm der Gesetzgeber 
nicht gegeben hat. 
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Nr. ^IHi. EiitMch. <1<>k Handelst,'« rivhts LUtttch. 

Vom 2. Januar 1908. 

'ZellKchr. f. d. Inccruat. K»«en)> -TranHii XVI (lUOöi Nr u s 

Art 15, 26, 34 Internat Ü«b«reiik. ZMläMigkeit der Klage dea Emprängers, der von 
itr S wi i n m iitoM BmNi tTgrilM tat üiiliMUwii Im ffcaiiii ta Falle tfN Verlitla. 

Nach Art. 26 de« 1. U. ist znr gerlcbtlicUen GeltaadnachuDg der 
ans dem. ioternationalen Transportvertrage gegenüber der Eisenbahn 
entspringenden Rechte nnr derjenige befagt, dem das Verfügungsrecht 
Ober das Gut zusteht. 

Wenn nnn auch Art. 16 dem Absender das ansscbliessllche Yer- 
fagnngsrecht Aber das noch nicht abgelieferte Gnt anweist, so gebt 
doch dessen Elagerecht mit der Anlcnnft des Gutes am Bestimmungs- 
orte nnter, wenn der Empfftnger die ihm aus dem Frachtvertrage su- 
kommenden Bechte geltend macht, was H. tatsftcbUch getan bat, welcher 
ohne Widerspruch des Absenders und vielmehr mit dessen Zustimmung, 
den Preis des verlorenen Gutes gegen die Eisenbahn eingeklagt hat. 

Uebenlies ist es dem Absender gestattet, auf das ihm in dem L U. 
gew&lirte Verfügungsrecht zn verzichten, welcher Verzicht im vor- 
liegenden Falle nicht zweifelhaft ist und sich aus einer ausdrücklichen 
mündlichen Erklärung des Absenders gegenftber der Verwaltung vom 
19. Oktober ergibt. 

Wenn also der Absender auf sein Recht verzichtete, so war der 
Empfänger befugt, die aus dem von jenem sowohl in seinem wie im 
Interesse des Empfängers abgeschlossenen Frachtvertrag sich ergebenden 
Rechte geltend zu machen. 

Das I. U. sieht nun zwar, im Gegensatz zum Art. 34 des belgischen 
Gesetzes, den Fall nicht vor. wo die Eisenbaiin die Auslieferung des 
Gutes verweigert. Diese Weigerung muss gleich geachtet werden dem 
gänzlichen Verlust unter welchen alle Umstände fallen, welche den 
Eniplanger an der Besitznahme des Frachtgutes hindern. Es ist daher 
nicht zu unterscheiden zwischen den beiden Fässern, von denen das 
erste infolge der Beschädigung zugrunde und das zweite infolge der 
nngerechtfertigten Verweigerung der Auslieferung au den Empfänger 
seitens der Eisenbahn verloren ging. 

Betreffend die Entscbftdiguug gilt Art. 84 des I. U.: dieselbe ist, 
in Ermangeinng eines gemeinen Handelswertes, nach dem gemeinen 
Wert des Gutes am Ort und aar Zeit der Amiahme zur Beförderung 
zn berechnen. 

Das Gericht hat also nicht auf den Preis, nm welchen das Gat 
verlcanft wurde, sondern auf dessen wirklichen Wert am Versandorte 
Bftcksicht 80 nehmen. 
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NoD bat zwar der Kläger auf Zeugenbeweis daffir abgestellt, dass 
dieser Wert deijeiiige sei, der ihm von dem Absender faktnriert wurde. 
Ein solcher Beweis ist aber nicht zutreüBud, weil es einem Zeugen 
nicht möglich ist, einen Wein sn schätzen, den er nicht hat kosten 
können. Wenn die Weine von 190d von der Art des vom Streite be- 
troffenen einen laufenden Preis von 2,25 Fr. haben kOnnen, so ergibt 
sich daraus noch nicht notwendig, dass der dem Kläger verkaufte Wein 
auch diesen Wert hatte; wogegen dem Gerichte eine sichere Grund- 
lage für die Schätzung in dem Berichte des Experten zu Gebote stellt, 
welcher den streitigen Wein, unter Einberechnung von Fracht und Zoll, 
auf einen Franken per Liter gewertet hat. 

Dieser in LQttich konstatierte Wert kann nicht geringer sein als 
der Wert des Gutes am Versandorte. Der Empfänger beweist nicht, 
dass infolge des Aufenthaltes des Fasses während eines Monats im 
Bahnhofe von Angleur eine Entwertung desselben eingetreten wäre. 
Er war zur Expertise zugezogen und hatte dabei Gelegenheit alle ihm 
gutscheinenden Bemerkungen anzubringen; sein Schweigen schliesst die 
Oenehmigang de» bei der Expertise eingehaltenen Verfahrens in sich. 



Nr. 397. Kntseh. des Deutschen Relehsgerichts. 

6 Zivilsenat. Vuni 2. Januar 1908. 

iDa-* Recht Xll 1908) Nr. 3 Bell, ü .s. 109 Zill. 63« JW JalirR. 37 .:I9081 Nr 4 .s io7 Ziff 4 

S 2 RHaftpflS. AvsMRarfaeiteB, weiche mit dem Fabriiibetriebe niciit im ZuMmmea* 
banie stehen, fallen nicht unter § 2 RHaftpflG. 

Zwar ist die Anwendung die.«?er Gesetzesvorschrift auf Arbeiten, 
welche der Fabrikunternehraer aubseihalb der Fabrikräume ausführen 
lässt, nicht schlechthin ausznschliessen. Die Anwendung derselben auf 
sogenannte Anssenarbeiten kann sich nach Umständen aus dem Gesichts- 
punkte rechtfertigen, dass die betreffenden Arbeiten lediglich einen Teil 
des, Aber die eigentliehen Fabrikrftnme hinansreichenden Fabrikbetriebes 
oder eine Ausstrahlung desselben darstellen, so bei Aussenarbelten eines 
ElektrizitAts Werkes, einer Gasanstalt, eines BGhrenleitungsbetriebes. 
(Vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 16. Desember 1907, VI. 108/07, 
und die bei Eger, RHaftpflG. 6. Aufl. S. 231 ff. angeflkhrten Entschei- 
dungen.) Ein Fall dieser Art liegt hier aber nicht vor. Es konnte 
auch nicht gesagt werden, dass mit der von dem Monteur B. in der 
Heidelberger Brauerei ausgeführten Montlemngsarbeit dort ein Teil des 
Emmendinger Fabrikbetriebes des Beklagten in Wirksamkeit getreten 
sei. Nicht nur fehlt es hier an jeder r&umlichen Beziehung der be- 
treffenden Tätigkeit zu der Fabrik, sondern auch an dem erforderlichen 



Digitized by Google 



Entsch. des Deatflch«n Beichsgericbts von 4. Januar 1908. 



881 



inneren Zusamnienhaiig mit der Fabrikanlage und der Gefährlichkeit 
dieses Betriebes — hier der Maschinenfabrikation. Insbesondere kommt 
gegen die Anwendung des Reiehsbaftpflichtgesetzes in Betraeht, dasa 
die Tätigkeit, bei welcher der Arbeiter B. verunglückt ist, ansserhalb 
des Herrscbaftsgebietes des Betriebsantemehmers der Maschinenfabrik 
gelegen hat, dass in einem solchen Falle dem Fabrikherm gerade die 
— ein Korrelat seiner Haftpflicht bildende — Möglichkeit, im Bereiche 
der Fabrikleitnng dnrch Ueberwachnng oder sonstige Sidierheitsmass- 
regeln der Betriebsgefahr vorsabengen, nicht so Qebot steht. 

Nr. 398. £ntäcli. des Deutschen Aeiehsgeriehts. 
6. Zivilsenat Vom 4. Januar 1908. 

(JW. Jahrff. n (IM«) Hr. 4 8. IM Ziff. t.) 
M 276, 823 B8B. Wt Rücksicht aiff die fleflhrtlchkeit der Motsrriiar sind ttrasgs 
Anfarderangen an dia Ashtaankeit laii Varatoht der Fahrer za atellea. 

Die tägliche Erfahrung lehrt, dass infolge des rücksichtslos raschen 
Fahrens vieler Fahrer von Kraftfahrzeugen anf der offenen Landstrasse 
die meisten Menschen, wenn sie auf der Mitte der Strasse schreiten 
und plötzlich das Hupenzeichen wenige Schritte hinter sich vernehmen, 
aufs heftigste erschrecken und durch einen Sprung nach der Seite der 
drohenden Gefahr zu entrinnen suchen. Zutreffend nimmt das Berufungs- 
gericht an, dass der Beklagte, wenn er so kurz hinter G. nochmals 
die Hupe ertönen Hess, vermöge dieser Erfahrung auf eine hastige und 
ungeschickte Bewegung des überraschten Mannes, die ihn vor das Rad 
hriiif^n konnte, gefasst sein und deshalb die Fahrgeschwindigkeit der- 
massen verringern musste, dass ein Zusammenstoss mit ihm vei-mieden 
wurde oder unschädlich für ilin blieb. Bedenkenfrei hat das Berufungs- 
gericht weiter verneint, dass den G , der in höchster, dnrch das Ver- 
halten des Beklagten erzeugter Verwirrung den Falschsprung getan 
habe, ein eigenes Verschulden treffe. Einen Vorwurf wird man unter 
solchen Umstftnden gegen 3. mit Fug um so weniger erheben Jcönnen, 
als nicht ausgeschlossen, jedenfalls von dem beweispflichtigen Beklagten 
nicht widerlegt ist, dass Ihm in dem kritischen Augenblick der Sprung 
nach rechts dnrch den Stechen Wagen verlegt war. Die Revision hat 
denn auch ein Selbstverschulden des 0. nicht behauptet. 



Nr. m. EatMh. des DemMM Mehsgeriolits. 

5. Strafsenat Vom T.Januar 1908. 
(Djz. XIII (nm Nr. • 8. aia.) 

§ 267 SMS. MrfcsiJaadBia nhal t «law tatafNalMb aal^ s u tMiw i TeleiraMm. 

Ohne Becbtsirrturo konnte in dem vom Angeklagten aufgegebenen 
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Tclegnunm eine Privatarkande im Sinne des § 267 SiGfB. erblickt 
werden. Denn es ist nnerbeblicb, dass der Angeklagte die Origiual- 
depescbe nicht niederschrieb nnd dem Äufgabebeamten Bbergab, dieser 
vielmehr anf mftndliches Ersachen des Angeklagten das Telegramm der 
Anknnftsstation telephonisch ftbermitteltet und dass es erst vou dem 
Postbeamten dort schriftlich niedergelegt wurde (vgl. Entsch. in Straf«. 
Bd. 8 S. 99 n. 101). 

Kr. 3()0. Eiitscli. (l<»s Dciitsclicn Rcichs^irrichts. 

6. Zivilsenat. Vom 9. Januar 1908. 

.(Warneyer, Jabrb. Ers.-fid. 1906 Jl«ft 8 ä 181 Ziff. 184. ~ Das R«cht XII Nr. 4 Bell. 8 S. 184, 1», 145.) 

Dir Fliiuis Ist MT «Iis UMhltpfrsM, aseh win SehtOMersats «•■•■ VartclisMMt 
miverer tslbtttidiger VerwiliMiiea gsliriart wird. IMm Naftssi tai eistn Usfill, 
dsr iirsh sIsm asf dem Bahnsteig verkehrenden Handwagen der Pott venrtaelit Ist 

(BGB. §§ 31, 89, 823. 831 ; ZPO. § 56). 

Das Bernfungsgericlit führt in dieser Beziehung aus: Beklagter sei 
(Irr Württembergische Staat als privatreclitliche Persönliclikeit und 
zwar sei es ein uml die.selbe Rechtsperson, gegen die der einheithche, 
wenn auch auf teilweise verschiedene Kechtsgründe (B(JB. ij§ 823, 831; 
HaftpflG. § 1) gestützte 8ciiadenersatzanspruch erhoben werde. Die 
Teilung für die Vertretung und Verwaltung in (Teneraldirektion der 
Eisenbahnen und Generaldirektion der Posten schatte keineswegs eine 
Mehrheit von beklagten Personen oder eine Mehrheit von Ansprüchen. 
Ks sei daher niclit etwa durch die Entscheidung des Landgericht.s für 
ein Zutrett'en des BGB. § 823 oder vertragsmässige Verpflichtung gegen- 
über der Eisenbahnverwaltung die Tätigkeit der Postverwaltuug aus 
der Behandlang im Berufangsverfahren ausgeschieden oder nur für den 
Fall einer Anschlussbernfung einzuzielien. Diese — zum Teil übrigens 
anf dem irrerisiblen Landesrechte bembenden — AnsfUhrnngen sind 
dorehans mtreffend. 

Es handelt sich dämm, ob ein nach § 888 an beurteilendes Ver- 
schulden des Beklagten Torliegt, wobei den Kl&ger die Beweislast treffen 
wfirde. Das Beniftingsgericht hat nnn auch bei Prftfong der Frage, 
ob der Entlastangsbeweis nach jener Bichtang geführt sei, ein solches 
Verschulden angenommen ; es erblickt es in dem Fehlen einer Anordnung 
nach jener Richtung in der Dienstinstruktion. Dem kann jedoch nicht 
beigetreten werden. Hit Recht hat der Beklagte geltend gemacht, dass 
der freie Verkdir der Handwagen der Post auf den Bahnsteigen eine 
allgemeine seitliche Beschrftnkung nicht gestatte, dass sie mit einem 
geordneten Dienstbetrieb unrereinbar sein nnd die Zufuhr der Postgüter, 
besonde'rs ' Yoti 'einem Anschlusszug zum andern, in hohem Ma.^se er> 
schweren würde, und nur bei der durch den Augenblick des Haltens 
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des Zuges in ihrem Anfang fest bestirointen Unterbrechung für uieht 
dringende F&Ue angängig ist Ebensowenig kann mit dem Kllger ein 
Verscholden des Beklagten darin gefunden werden, dass auf dem fianpt- 
bahnbof zn St besondere, von den Gehwegen fttr das Pnbliknm ge- 
trennte Zufahrten für die Postgüter nicht hergestellt sind. Die Heinang 
des Klägers, dass auf s&mtlichen Bahnhöfen von gleicher Bedeotnng, 
wie der von St., eine besondere Zoleitnng des Postvericehrs bestehe, 
ist, wie gerichtsbekannt, durchaus unsatreifond. Ein Verscholden des 
Beklagten liegft mithin nach dem festgestellten SachTerhfllt nicht yor. 

Der Klagansprnch ist aach auf den Vertrag gestOtsst, den die Fran 
des Klägers durch Lösung der Bahnsteigkarte mit dem Beklagten ge> 
schlössen bat. Das Berufungsgeticlit hat ihn unter diesem Gesichts- 
punkt nicht beurteilt. £$ kann daliii) ges^tellt bleiben, ob der Meinung 
des Klägers beizutreten ist, dass die Lösung der Bahnsteigkarte ein 
vertragsmässiges Becht darauf gewäiirt, dass der Eisenbahnbetriebs- 
nnternehmer fQr einen sicheren Verkehr auf dem Bahnsteig zn sorgen 
liabe, oder ob sie nicht vielmehr lediglich ein Recht auf Aufenthalt auf 
dem Bahnsteig gibt. Denn ganz abgesehen davon, dass der Hilfspost- 
unterbeamte S. nicht als eine Person angesehen werden kann, deren 
sich der Beklagte zur Gewährung eines sicheren Aufenthalts auf dem 
Bahnsteig bedient (BGB. § 278j, ergibt, wie dargelegt, der festgestellte 
Sachverhalt, dass den Beklagten ein Verschulden überhaupt nicht trifft. 

Ebensowenig kann endlich die Rede davon sein, dass auf den 
vorliegenden Fall das HaftpflG. anwendbar ist, was das Berufungs- 
gericht dahin gestellt gelassen hat. Der Unfall hat sich nicht ,bei dem 
Betrieb' der Eisenbahn ereignet; er steht in keinem unmittelbaren Zu- 
sammenhang mit dem Betrieb, also nicht mit der Beföi deiungstätigkeit 
der Eisenbahn, aber ebensowenig in einem mittelbaren Zusammenhang, 
da anf ihn keine dem Eisenbahnbetrieb eigentümliche Qefahr einge- 
wirkt hat. 



Nr. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts« 

6. Zivilsenat. Vom 13. Januar 1908. 

(JW. Jftttv. 17 (IMC) Mr. 6 8. IM ZUL 10. - O&i ftoeht Xfl (l»M) Nr. & S. 1C8 Ziff. 9M^ & 11» Zill. Mtl. 

Wartieyer, Jahrb. ErR -Bd. 1906 Heft 4 S 218 Zelt«chr. f. Kechtsptt. 1 Bayern Jalirp 4 N'r 8 S 168.) 

§g I, 3 RHaftpflG. 9§ 638, 823, 836, 847 BGB. in Verb, mit 9f 286. 287 ZPO. Ver- 
jährungsfristen für Antprüclie auf Reisekosten und Seohsobade« bei einen Eisenbahn- 
vnfall; VoraiattliiH tferFerdenrnQ fir SehaeriMsgeid; hibe WakrecheMlebken fir 
Kasialsexst iwMen Usffill- vU KraekfeelliartflbehiüfN |Mii|t; Veraieeetnai im 

UVBmUlin W0|SB ktwoi ■mbiiibiii 

1. Der Ansprach des Kligers auf Ersatz der Reisekosten und des 
Sachschadens stützt sich anf den Befördernngsvertrag. Die Annahme 
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des Bernfangsgerichts, dass der erst ein Jahr nach dorn Unfall durch 
Klage geltend gemachte Ansprach gem&ss § 638 BGB. veijUirt sei, 
trifft nur bezBglich der Reisekosten zn. Der KlAger verlangt» weil 
ihn der Beklagte nicht an das Reiseziel befördert habe, Rttckerstattang 
des Preises der Rückfahrkarte sowie Ersatz der Zehmngskosten am 
Tage des Unfalls nnd am folgenden Tage. Die RttdLfordemng des 
Fahlgeldes steht der Wandlang gleich, und anch der Ansprach auf 
Ersatz Ar den Aufwand infolge des dnreh die Zugsentgleisang er- 
zwungenen Reiseanfentbalts steht im nnmittel baren Znsammenhang 
mit der NichterfOUang des Befördernngsvertrags. Für solche Sclmden 
bleibt es bei der knrzen Verjährung des § 638 Abs. 1, und mit Recht 
ist die Klage za diesem Punkte abgewiesen worden. 2. Die sechs- 
monatige Verjährung greift jedoch nicht Platz bei dem Saclischaden, 
wie ihn Kläger dargelegt hat. Hier gründet sich der Schadensersatz 
nicht auf den Mangel des gelieferten Werks, sondeiii auf eine durch 
positives Zuwiderhandeln gegen die pfliclitmäsüige Sorgfalt bei der Aus- 
führung des norli nicht vollendeten Werks begangene Vertragsverletzung. 
Der erkennende Senat hat in dieser Beziehung seine frühere Ansicht 
(JW. 1905, 484^; aufgegeben uud sich der des VII. Senats angeschlossen, 
dass die Ansprüche ans Beschädigungen der Person oder der Sachen 
des Fahrgastes, die solchen Vertragsverletzungen entspringen, der 
dreissigjähi igen Verjährung unterliegen (RG. 62, 119; 66, 16). 3. Die 
Forderung von Sciimerzensgeld setzt eine unerlaubte Handlung des 
Beklagten voraus. Weder vertragliches Verschulden noch das HaftpflG. 
gestatten die Heranziehung des § 847 BUB. (RG. 65, 21; JW. 1907, 
829; RG. 57, öö). Unstreitig ist die Zugsentgleisung, bei der der 
Kläger Teranglttdkt ist, dadurch herbeigeführt worden, dass der Bahn- 
damm durch die WitterangsverhUtnisse (Tauwetter nach Frost, Begen 
und Anschwellen der neben der Bahnstrecke fliessenden Bz) aufgeweicht 
war, infolge der Senkung des Erdreichs die Schienen ihre Lage ver- 
ändert hatten und in dieser veränderten Lage unter dem Drucke des 
hinäberfahrenden Zugs gebrochen sind. Dass der Bahndamm mit dem 
darauf eingebetteten Schienengleise ein mit dem Erdboden verbundenes 
Werk im Sinne des § 836 BGB. darstellt, bedarf keiner weiteren Aus- 
führung. Der Kläger hat somit die von ihm behauptete körperliche 
Besehädigang durch die Ablösung von Teilen eines solchen Werks, 
nämlich der ans ihrer Lage gewichenen und schliesslich gebrochenen 
Schienen erlitten. Um hierauf seinen Schadensansprnch gründen zn 
können, hat er darzutun, dass die Ablösung jener Teile die Folge fehler- 
hafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung der ßalinanlage war. 
Dieser P.flicht genUgt er, wenn er einen Tatbestand darlegt, der an sich 
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den Sclilnss recht terti<z:t, dass das Weichen iiiid Hreclien des Scliienen- 
gleises seine Ursache in mangelhafter Anlage oder Unterhaltung des 
Bahnkörpers habe. 4. Wie das RG. in ständiger Rechtsprechung aus- 
gesprochen hat, mnss es, damit den Erforderniflsen des praktischen 
Lebens genttgt werde, bei den Schranken menschlicher Erkenntnis ans* 
reichen, wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit fttr den nrsSchliehen 
Zosammenhang von Erankheitserschduungen mit einem Unfall besteht. 
Eine mathematische Gewissheit kann nicht verlangt werden. (RG. 15, 
339; 29, 140; JW. 1895, 543 ">; 1903, 364 >.) 5. Das Berufimgsgericht 
hat endlich dem Klftger Schadensersatz wegen Erwerbsroinderong 
versagt, weil er nicht behaupten oder nachweisen kOnne, dass er in 
seinen EinkommensverhUtnissen gegen frtther Einbnsse erlitten habe. 
Diese Begrttndmig trilft zu t&r die Zeit bis znm 15. Oktober 1905, 
nicht aber fQr die spätere Zeit. 



Nr. 308. Entseh. des Beutsehen Seiehsgerlchts. 

I.Zivilsenat. Vom 15. Jannar 1908. 

(J W. Jabrg. 17 (IM«) Nr. 6 & an ZUt. aO. - Daa Retht Xil 1900) Nr. 5 8. m, 181, Nr. 10 a aiB» SML 

— KtiZ Bd. 66 S. Sib.; 

§ 69 VtrelMttUfi. vmi I. Mi IMS. § 823 Abs. 2 B6B. | 46« HUB. Art. 30 lUt. 
Die Htfipilcht dw ElMnbalm •■• 4m Fraobtvertraie mitt iiit dtr Uafeerftbe iar 

Glter an die ZoltbehSrde, welche zur Atsfolinng derselben In unversehrtem Zustande 
an dM EHpfiager nach der Zollabfertigung verpflichtet ist. VerastwarUlcbkelt der 

Eisenbahn für die Zoliabfertigungsräume. 

In der Nacht vuiii 12. auf 13. Dezember brannte der Zoll- 

scliuppeu auf dem Bahnhofe in Metz vollständige nieder. Dabei wurden 
105(X) kg vSchmalz. welche die Klägerin an die Speditionsfirma L. freres 
gesandt hatte, verniclitet. Das Schmalz war ;im 7. Dezember 1903 in 
Metz angekuninien , der Frachtbrief der Kmpfängerin L. freres am 
8. Dezember ausgehändigt und das Schmalz am gleichen Tage zum 
Zwecke der Verzollung in den ZoUschuppeu verbracht worden. Die 
Klägerin verlangt Schadensersatz von den drei Beklagten, der Firma 
L. fröres, dem dentsehen Beiehsfiskns und dem Landesfiskos von Elsass- 
Lothringen . Sie beantragt, dieselben als Oesamtsehaldner zur Zahlang von 
7146,35 M. zu verurteilen. Gegenüber der Finna L. frires ist der Klage- 
ansproch auf den mit dieser abgeschlossenen Speditions- and Lagerver- 
trag, gegenttber dem Rdchsfiskos auf den abgeschlossenen Frachtvertrag, 
auf einen durch die Terbringnng der Güter in den Zollschuppen 
geschlossenen Verwahrungs* und Lagervertrag, sowie auf unerlaubte 
Handlung (§ 823 BGB.), gegenttber dem beklagten Landesfiskus auf 
Yerwahrungs- und Lagervertrag, sowie gleichfalls auf unerlaubte Hand- 
lung gesttttzt. Die Klage gegen die Firma L. fröres wurde zurttck- 

Eger, BlMübAbareoliUlebe BntaebeldiiBgaii XXIV. 26 
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gewiesen; dagegen wurde der Klageanspruch gegen den Beicballskiu 
nnd Landesfiskns dem Qmnde nach (tat berechtigt erklärt. Die Re- 
vision der Beklagten wurde zarikckgewiesen. Ans den Grftnden: 
I. Zur Revision des Reichsfiskus. Um zu einer zutreffenden Be- 
urteilung des Rechtsverhältnisses zu gelangen, Ist es notwendig, die 
hier einschlagende Verpflichtung der Eisenbahn aus § 69 des Vereins- 
zollgesetzes klarzustellen. (Folgt nähere Klarstellung.) Hieraus ergibt 
sich, dass nach Ansantwortung der Güter an die Zollbehörde eine 
Haftung der Eisenbahn nar aus ihrer Eigenschaft als Bauherrin« ans 
ihrer erwähnten Verpfliclitiing zur Heistelliin? und Bereithaltnng der zur 
zollamtlichen Behandlung der Güter erforderlichen Räume, niemals aber 
ans einem in Ansehung der Güter eingegangenen Vertrag oder Qiiasi- 
kontrakt hergeleitet werden kann. Der Zustand, in welchem sich der 
in Rede stehende Schuppen nach dem Ergebnisse der Beweisaufnahme 
befand, lässt nun ohne weiteres eikenneii, dass die Eisenbahnverwal- 
tun<,' der ihr nach § 59 VereinszolKj. ()blie:j:enden VerpÜiclitun^ nur in 
ganz unzureichender Weise genügt, und dass sie insbesondere hinsicht- 
lich der in dem Zollschuppen befindliclion Feuerstälten den Vorschriften 
des § 868 Nr. 4 St(41i. zuwidergehandelt hat. Damit sind die gesetz- 
lichen Voraussetzungen einer Haftung der Eisen Italm aus § 823 Abs. 2 
B(iB. gegeben. II. Zur Revision des Laiidesf iskus. Das OLG. 
hat mit Recht angenoninien. dass durch <lie AblielVruiif^ des Gutes an 
die Zollverwaltung zum Zwecke der zollamtlichen Behandlung ein Rechts- 
verhältnis geschaffen wurde, welches die Zollbehörde privatrechtlich 
und quasikontraktlich verpflichtete, das Gut nach der Zollabfertigung 
in unversehrtem Zustande an die durch den Frachtbrief legitimierte 
Empfängerin auszufolgen. Bei der Erffillang dieser Verpflichtung hat 
die Zollbehörde und haben ihre Beamten und Angestellten, für welche 
sie als fttr ihre ErnUlangsgehilfen (vgl. § 278 BGB.) verantwortlich 
ist, die im Verkehr erfoinlerliche Sorgfalt in grob fahrlässiger Weise 
verletzt. Die in unmittelbarer Nähe der hOlzemen Wände befindlichen 
Oefen waren äberheizt, die Beleuchtung der Räume geschah zum Teil 
durch Petroleumlampen; es wurde in dem Schuppen unbeanstandet 
geraucht^ obwohl der holzeme Fussboden mit Gligen Substanzen durch- 
tränkt und flberdies mit leicht feuerfangenden Materialien wie Stroh, 
Heu, Papier usw. bedeckt war. In diesen Missständen, verbunden mit 
der unter Zifll I hervorgehobenen feuergefährlichen Beschaffenheit des 
Schuppens erblickt das OL(t. die Uisache dei* Brandkatastrophe und 
des durch sie bewirkten Verlustes der Güter. 
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Xr. 303. Entsch. des Dentschen Rclclisgerlehts. 
6. ZiTilsenat Vom 80. Januar 1908.^) 

(JW. Jahrg. t7 (IMS) Nr. ft 8. 1« ZUT 11. — Warnen Jahrb. Rf«:.Bil. IMB Heft t Nr. M B. IM.) 
§g 3, 7 Mlaflpifi. g 843 BGB. Die Zubilligung einer Rente auf Lebenszeit kann dann 
erfolgen, wenn die Beurteilung der künftigen Gestaltung der Dinge zufolge der Ein- 
wirkung des fortschreitenden Alters dem Gericht zurzeit nicht möglich ist, sich für 
diese Ungewissheit aber ein Ausgleich in einer entsprechend niedrigeren Beneesung 

iw Reale fidea litei 
In F&Uen der gedachten Art ist die Zuerkennnng einer Bente ohne 
zeitliche Begrenzung — auf Lebensdauer — im Hinblick auf § 843 
BGB., § 287 ZPO. zweifellos dann rechtlich ausser Bedenken, wenn 
die Möglichkeit, dass ohne den die Haftpfliclit begrfindendeii Vorfall 
eino Aufhebung oder Abnahme der Ei vverbsfähigkeit in einem früheren 
Zeitpunkte eintreten konnte, in dem Betrage der ausgeworfenen Renten 
Berücksichtigung und einen L''*nvissen Ausgleich gefunden hat. Ein 
solcher Ausgleich könnte daduK Ii gesciiafTen werden, dass die einzehien 
Renten um etwas niedriger, als dem Betrage des in der betreffenden 
Periode dem Verletzten entgehenden Verdienstes entspricht, angesetzt 
winden. Es mag aber nach Umständen auch da vorliegen, wenn die 
durch den Unfall aufgeiiohene oder geminderte Erwerbsfähigkeit des 
Verletzten im ganzen als (Gegenstand der Ersatzleistung in der Art 
bewertet ist, dass der gesamte Heilt enabzug das nach freier Ueber- 
zeugung des Gerichts entsprechende Aeiiuivalent für den erlittenen 
Erwerbsverlust bildet und danach die einzelnen Kentenbeträge innerhalb 
der Keiitendaiier nur die auf die einzelnen Jahre verrechneten Teile 
jener GesamtvergUtuug darstellen. 

Nr. 304. Entsch. des l)«'utschoii Reich sijeriflits. 
1. Strafsenat. Vom 20. Januar 1908. 

(Dm RMk« XU (IMS) Nr. « B«U. < 8. IM 2iV. 90».) 

Der WeMeaivIrler bei Arfeeltttliea inr AMlHhraai vea Saadlaiferarkeltee lekSrt 
a den Im S 316 Abt. 2 StSB. beielolNieteii Pereeae«. 

Bei Ausflihmng von Sandbaggerarbeiten waren zufolge Vertrages 
die erforderlichen Arbeitszttge und der begleitende Zugführer von der 
Eiaenbabnverwaltung zu beschaffen, dagegen die Beförderung von und 

zu dem Sandbagger, die Unterhaltung der Oelefse und die Bedienung 
der Weichen durch die betreffende Aktiengesellschaft zu leisten. Wenn 
diese innerhalb ihrer hiernach eingeräumten Zuständigkeit den Ange- 
klagten als Weichenwärter, d. b. in örtlich und gegenständlich be- 

>) Vgl. Entscb. d. Keicbsger. vom 19. 1. 19Ü&. VI lSO/04 — 19. 3. 1906, VI 287/05 
— 17. 18. 1906, VI 161/06 - 14. 11. 1907, VI 176)07 — 16. 1. 1906, JW. 1906 3. 140 
Ziff. 10. 

26* 
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flchrtaiktem UmfaDge zur Aufsicht ttber die Bahn und den Beförderuugs- 
dienst angestellt hat, ist er eine Person der im § 316 Abs. 8 StGB. 
Toransgesetzten Art. 

Nr. 305. Eiitscli. dos DtMitsclK'ii Kclehs&:eriehts. 

T.Zivilsenat. Vom 21. Januar 1908. 

I 8 Preist. EntG. von ü. Juni 1874. Bewertung eines Sandlagert. VorMM<t2U| 

der BaupiatzbeechafTenheit 

Ein Sandlager auf einer enteigneten Fläche ist nicht nach dem 
Sandbestande zn bewerten, sondern das Vorhandensein des Sandes als 
werterh5h«iden Faktors nur insoweit in Betraeht zn ziehen, als das 
Sandlager aach im Falle eines freiwilligen Verkaufs vom K&nfer bei 
dei' Bemessung des Eanfpreises mit in Ansatz gebracht worden wäre. 
Diese Wertsermittelnng entspricht der Bechtsprechnng des Reichgerichts 
(za Tergl. Eger, Enteignnngsgesetz 2. Anfl. Bd. 1 S. 147 and die dort 
angezogenen Urteile). 

Nach der Bechtsprechnng des Beichsgerichts (zn vergl. Eoffka, 
Kommentar zum Enteignungsgesetze S. 69 N. 20 nnd die dort ange- 
führten Entschddnugen, Eger a. a. 0. Bd. 1 S. 16d ff.) mnss fOr die 
Bewertung als Bauland nachgewiesen werden, dass das enteignete 
Grundstück vermöge seiner Lage und Bescliaft'enheit zur Besetzung 
mit Gebäuden geeignet ist und dass es sich nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge in naher Zukunft als Bauplatz h&tte verwerten lassen. 

Kr, ;J(Mi. Entsfh. des Deutschen Kcfehsseriehts. 
ö. Zivilsenat. Vum 22. Januar 1908. 

(Das Rsflki XU (19IN> Mr. t BaU. 1 & III.) 

UMfisg dMT Haflpaioht (tot ElMMimlwaslniMrt fir SadfeeteMMIiiifl Msk 

PrMss» Recht. 

Eine uneingeschränkte Ersatzpflicht fllr jede Schädigung (ohne 
Verschuklen^ ist dem Eisenbahnunternehmer weder durch § 14 des 
Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 noch durch eine sonstige 
Vorschrift auferlegt. Die umfassendere Haftun;^' des Bergwerksbesitzers 
berulit auf der Sonderbestimmnu^? des § 148 AilgBergG. vom 24. Juni 
1865 und kann, wie gegenüber der gelegentlichen Bemerkung in RG. 
Bd. 49 S. 281 hervorgehoben wird, fi'ir die Haftung des Eisenbahn- 
untemehmei's nicht herangezogen werden. 

Nr. JJOT. Entseh. des Dentsehen Reiehsu;eriehts. 
6. Zivilsenat. Vum 23. Januar 1908. 

(Du Reckt XII (IfM) Hr. • BaU. I & M ZUT. 1M7.) 

1 10 BMMtFM. 15. Min 1886. Alf die V«rjihrM| in mf disst BatllMMii 
IttMtztsa Ampneln 4tet Ftakst flS|M im tebsiMsriatipflloiitliMi DrittM isiee 
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di« Bestimmungen Anwendung, welohe für den Schadenersatzanspruch des Beamten 

DrittM idtM (i. B. § 8 RHaltpflB.). 
Die Verjährung wird durch dif Kttge dM Beamten gef m den Drittel aif Mndenertatt 
fir die durch seine Pensionlernni verursachte Einbneae an Behalt aleht ■ntorbrtotoB. 

E.s liiiudelt sich um keinen Kückgriif, sondern um einen Ansprach, 
der so übergegangen ist, wie er für den Verletzten entstanden war. 

Der Einwand des Klägers, dass die Verjährung durch die Klage 
seines Rechtsvorgängers, des Beamten B., iiDterbrochen worden sei, 
wurde von dem Berufungsgericht zurückgewiesen, weil der am 
4. Au<?ust IIKX), also nacli der mit seiner Pensionierung am 1. Juni 
nKX) erfolgten Ffststellung seiner verordnnngsraässigen Bezüge die 
Ivlage gef^en die Trambahn erhoben habe, weder nacli der herrsclienden 
Rechtsprechung — wonach die Entstehung der Entschädigungsforderung 
des Verletzten und ihr Uebergang kraft § 10 BeamtüFürsG. sich zeit- 
lich berühren — , noch nach der früheren Rechtsprechung — wonach 
dieser Uebergang erst mit der Feststellung der Entschädigung statt- 
findet — zur gerichtlichen (Jeltendmachung der auf den Fiskus iiber- 
gegangenen Ansprüche berechtigt gewesen sei. Diese Erwägung ist 
frei von Rechtsirrtum. 



Nr. 308. £ut8€h. des Deutschen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat Tom 28. Januar 1908. 

(Wanejer. JabrI». ^.«Bd. iMa Heil« 8. wn.) 
i 361 BSB. Der BefSrderungsvertrag verpfllclitet des Eisenbahnunternebaer, aeeb 
dafflr M eeries, dass seine Fahrgäste den Zugangsweg zu den Zi|es dsroii die Baha* 

hofsräume ungefährdet zurüclclegen können. 

Dass der Beforderungsvertrag den Eisenbahnunternehmer verpflichtet, 
für die Sicherheit der Fahrgäste nicht nur während der eigentlichen 
Reise in den der Beförderung dienenden Fahrwerkzeugen, sondern auch 
bei Benutzung der Ausgänge, die der Reisende beim Verlassen des 
Zuges und des Bahnhofs passieren muss, Sorge zu tragen, ist in wieder- 
holten Entsciieidungcn des Reichsgerichts ausgesprochen worden (RG. 
Bd. 55 S. 335. Bd. 4 S. 192; JW. 04 S. 484«, 05 S. 185", S. 426^). 
Der Zugang zu den Zügen durch die Bahnliofsräume muss unter dem- 
selben Gesichtspunkte betrachtet werden; nur kommt in Betracht, dass, 
bevor durch Lösung einer Fahrkarte der Vertrag mit dem Eisenbahn- 
Unternehmer geschlossen ist, von einer vertragsmassigen Haftung des 
letzteren nicht wohl gesprochen werben kann, so dass der Weg bis m 
den Fahrkartenschaltem der Regel nach ausserhalb des Vertrags fUlt. 
Wenn aber der Reisende zu dem üntemehmer in das VertragsreibAlt- 
nls, das diesen zur BeH^rdemng verpflichtete, bereits getreten war, 
mfissen naturgem&ss ebenso wie die vertragsmftssig zur Verfllgung 
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gestellten Ausgänge, so auch die Räume, die als Zugänge zu den 
Zügen dieneu, nach Massgabe des Vertrages den Reisenden in sicherem 
Zustande bereitgebalten werden. IMe Heinuag des Beklagten, dass 
seine Vertragspflicbt erst mit dem Augenblick nnd an der Stelle be- 
ginne, wo der Reisende die Bahnsteigsperre passiere, ist irrig. 



Nr. Entseh. des Deutsehen BelehsgcrlclitB. 

6. Zivilsenat. Vom 25. Januar 1908. 

(DHKtebt XII (IW») Nr 6 BeU. i 8. 188 ZUf. 1086. — Warneyer, Jahrb. £rg.-fid. 1908 8. «8 2fff.SI4. 

~ JW. 1808 Nr. 8 S. m.) 

|l RHaftpifi. Eis Fall bSksrar Seimlt Ist stallt aszutliiiM, wmm eis 10 Jähriges 
MidelMs, ist von «Isen st beirolitndsB Kiabos vsrfolit whrC MlMHls|t gtflos sImb 
Wafes tfsr Straisenbahn asiiiifl snd ilaliel vorletzt wirS. 

Fttr die Fälle des Ueberfahrens unmündiger, rechtlich nicht ver- 
antwortlicher Kinder durch Wagen der Strassenbahn ist nach der 
Bechtsprechung des R6. (RG. Bd. 44 ff. S. 27, Bd. 54 S. 404 ff.) höhere 
Gewalt nicht als gegeben anzonehmen. Ist der Verletzte eine nach 
§ 828 Abs. 2 BGB. an sich verantwortliche Person, so wird bei einer 
Hand]iiiifr<jweise von der Art, wie sich diejenige der Klägerin äusserlich 
darstellt, ITn- die Regel eiu eigenes Versclmldeii vorliegen. Wenn je- 
doch im konkroteu Falle ein Verschulden des Verletzten ausgesclilosseu 
ist. so folgt daraus noch keineswegs das Ziitreflfen einer höheren Gewalt. 
Um eine solche zu liei^ründen, geniisrt es auch noch nicht, dass der 
Unfall seitens dei- Bahn selbst bei Anwendung dei- <rrr>ssten Sorsrf'alt 
unabwt'udbar gewesen ist : es ist voi- allem das Merkmal ei turdt^rlich, 
dass die Verletzung durch ein von aussen in den Betriel) eingreifendes 
Ereignis, welches seinen Grund nicht in der gefährdenden Natur des 
Unternehmens selbst hat, verursaclit worden ist. Der TJmstaud, dass 
hier das unvorsichtige, aber nicht schuldliufte Verhalten der Verletzten 
durch die Handlung eines Dritten, au.sserhalb des Betriebes stehenden, 
des Knaben N. (zufolge der psychischen Einwirkung auf die Klägerin) 
' veranlasst worden ist, kann das Geschehnis nicht als ein solches er- 
scheinen lassen, das auf die angegebene Weise in den Bahnbetrieb 
eingegriffen hfttte. ünd Vorkommnisse dieser oder ähnlicher Art, die 
vermöge der Natur gerade des Betriebes der Strassenbahn in einer ver- 
kehrsreichen Stadt mit besonderen Gefahren verkn&pft sind, gehOren 
allerdings zu demjenigen, welche der Unternehmer von vornherein in 
Rechnnng zn nehmen hat. 
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Nr. ^0. Entsch. den ApiK'llatioiissoiiaits des HAudel»- and Weehsei- 

ö:or!ehts hi H\id<ipost, 

Vom 31. Ja 11 II Hl- 1908. 

I Ki8ciil>.-Tar.- u. Vcrk.-Anz. XII aSOHi Nr. » S. lOB.) 

Art 38t 40 litwrMt. Uebereiik. Stbalil eise Deklarttieii dM ■■teresMS an der Li«* 
faraifl ttattf «AiadM hat, kaaa dar flr die vertianto UeferfMet n lahleade Sehidei- 
•mti aloM feriag er eeia, ale weaa die Seaduna •■Me latereeeedefclaratlea aafgeiekea 

worden wSre. 

Aus den in den Artikeln HS und 40 des Internat. Ueliereink. ent- 
lialteneii Bestinimun*ien , weltlie — je nacli dem eine Deklaration des 
Interesses an der Lielciim^^ slattget'uiulen hat oder nicht für die 
Hahnen eine hidiere odt^i <;erinf^ere Ki satzleistun^.,' vorschreiben, geht 
es mit zweifelloser Klarheit hervor, da.ss das Uebereinkomnien mit der 
8ysteniisierung der Interessedeklarat iun die Absicht verfolgte, den 
verfrachtenden Parteien diu Möglichkeit zu bieten, durch die Zahlung 
eines angemessenen Betrages auch den Ersatz ihies, das gewöhnliche 
Mass überschreitenden Schadens sichern zu können. Bei dieser aus 
dem Uebereinkominen hervorgehenden Bestimmung der Interessedekla- 
ration kann der Artikel 40 dea Internat. Uebereink. ohne Inkonsequenz 
nicht in der Weise ausgelegt werden, dass der Schadenersatz im Falle 
der die erhöhte Sicherung des Schadens bezweckenden luteressedekla- 
ration geringer sei als jener Ersatzbetiag, welchen die Partei in dem 
Falle fordern könnte, wenn keine Deklaration des Interesses an der 
Lieferung stattgefunden h&tte. Somit kann die im letzten Absätze des 
Art. 40 enthaltene Beschrftnknng, wonach die Vergütung den dekla- 
rierten Betrag nicht übersteigen darf, nnr auf den Fall bezogen 
werden, wenn der deklarierte Betrag den ohne Interessedeklarhtion 
gebührenden Ersatz übersteigt. 



Nr. -Ul. KiifsHi. des Deutschen Keichsgeriehts. 

4. Strafsenat. Vom 31. Januar 1908. 

(JW. 1008 Nr. 10 S. 386 Ziff. 88.) 

INe ElaeniMlia - Platzkartengebähr gekört za dea Akgakea, daroh derea reeMawldrl|e 
Erftekoai der Beante den Talbeetaad dee % 353 8188. erfllli 

Der Umstand, anf den der Beschwerdeführer für seine entgegen- 
stehende Ansicht Gewicht legt, dass es sich bei der PlatzkartengebObr 
um eine Gegenleistung für die Benutzung eines «gewerblichen Unter- 
nehmens* handelt, ist nicht geeignet, ihr die rechtliche Eigenschaft 
einer «Abgabe* abzusprechen. Entscheidend ist, dass der ZwedL der 
Platzkartengebühr nicht ansschliesslieh der ist, eine Erhöhung des au 
dem gewerblichen Betriebe der Eisenbahn zu erzielenden Gewinnes zu 
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bewirken, vielmehr auch der, durch Feruhaltuug des Lokal veikehrs 
TOD den fQr die Herstellung einer guten Verbindung zwischen weit 
Toneinander entfemten Orten bestimmten Zügen letztere zu entlasten, 
dadurch eine grössere Schnelligkeit nnd Sicherheit des Verkehrs mit 
diesen Zttgen herbeizuführen und damit dem öffentlichen Verkehrainter- 
esse Bechnnng zn tragen. Es handelt sich somit um eine GeblUir, 
deren Erhebung und Höhe nicht lediglich im Priyatinteresse von ge- 
werblichen Verkebi-sanstalten, sondern auch in der Rücksicht auf das 
allgemeine Wohl ihre Bechtfertigung findet. 



Nr. iil'i. Kiitsfli. di's l)<Mitscli('ii Koiehsi^crlcht«. 

6. Zivilsenat. Vom 3. Februar 1908. 
CDm BMht xn (iws) Nr. 6 8. ist zur. i«Bi» lom.) 

1 1 RHaflipM. Dar EHsstabMStMiiflkMr kann tlob aif Mhtrs fitwatt siokt berafM, 
WMi shi Unfall iafalia der — nicht vereinzelt vorkuNiaadea — Uafearflliaai dar 

Abteile eingetreten ist. 

Die Unmöglichkeit, auch bei Anwendung der äussersteii Siugfalt 
und der vernünftigerweise dem Beklagten zuzumutenden Mittel einer 
Ueberftillunf? der Abteile vorzubeugen, würde bei Beurteilung des Be- 
griffs der hüheren Gewalt vom absoluten Standpunkt aus die Einrede 
der hüheren Gewalt übeiliaupt nicht, vom relativen Standpunkt aus 
aber jedenfalls dann nicht begründen kiuinen, wenn die Ursache des 
Unfalls, und damit die des Schadens, aus der selbstgeschatfenen Art 
des Betriebs entsprungen ist und mit den regelmässigen Betriebsvor- 
gängen und Beti iebst'inrichtuugen in unmittelbarem Zusammcnliaug 
steht. Es ist durchaus unzulässig, die Haftung für die Folgen der 
wegen UebertTillunji: der Abteile die Reisenden tretfenden Unfälle unter 
Berufung aul hrdiere Gewalt abzulehnen, tioiztleni al»er den Betrieb 
in dem Bewusstsein der Unvermeidlic.hkeit dieser Missstände weiter- 
zuführen und die aus einer solchen Ueberfttllung sich ergebenden 
finanziellen Vorteile zu ziehen. 

Festgestellt ist, dass die schwere Ohnmacht des Klägers, die zn 
einer Aufhebung, bzw. Beschrankung seiner ErwerbsfUiigkeit geführt 
haben soll, durch die üeberf&llung des Abteils, also durch einen be- 
stimmten Betriebsvorgang hervorgerufen worden ist. Dass die üeber- 
flUlnng des Abteils nicht mit de» dem Eisenbahnbetrieb eigentttmlichen 
Gefahren zusammenhängt, sondern in jedem anderen geschlossenen 
Banm vorkommen kdnne, ist unerheblich beim Vorliegen eines Unfalls, 
der sich bei nnd infolge der BefOrdemngstfttigkeit der Eisenbahn zu- 
getragen hat. 
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Nr. 313. Entsch. des Beutsehcu KoieliHgericlits. 
3. Strafsenat Vom 3. Februar 1908. 

(J W. 1M6 Kr. 10 S. SM Ziff. 19.) 

§ 315 StGB. Fahrlässige Gefahrdung eines Eisenbahntransports liegt darin, dass der 

Wagenführer sich vor dem Ueberschreiten eines nicht mit einer Schranke versehenen 
Ueberganges nicht vollständige Gewissheit von der Unmöglichkeit verschafft, mit einem 

herannahenden Zuge zusammenzustossen. 

Es enthält keine unzulässige Verallgemeinerung, wenn als die 
unabweisbare Pflichl eines jeden Wagenfüliieis bezeichnet wird, vor 
dem Ueberschreiten eines mit einer Schranke nicht versehenen Ikdiu- 
überganges sich vollständige Gewissheit zu verschaffen, dass das Fuhr- 
werk dem Zusammentreffen mit einem lierannahenden Zuge nicht aus- 
gesetzt sei. Es soll hierdurab offenbar das Mindestmass der von jeder- 
mann zu beobachtenden, durch die allgemein erkennbare Grefahr ge- 
botenen Sorgfalt bezeichnet werden. Die sich anschliessenden Aus- 
führungen, die ein Ausserachtlassen dieser Sorgfalt gegen den Ange- 
klagten annehmen, werden den festgestellten örtlichen und personlichen 
Yerbftllnissen gerecht. Er begnOgte sich mit einem Ueberblick ttber 
das Gleise von der etwa 65 m vom Bahndamm entfernten Stelle der 
Fahrstrasse aus, wo sie zu steigen beginnt. Dass er hierbei den heran- 
kommenden Zug nicht wahrnahm, ist ihm nicht als Verschulden ange- 
rechnet, da er. mit den örtlichen Verhältnissen nicht vertraut, die 
Kri'nnniung des (ileises nicht erkannt und sein Augenmerk nur auf den 
nach Norden laufenden, etwa auf 200 bis 300 m übersehbaren Teil 
des Bahndammes richtete. Aber es ist erwogen, dass dieser beschränkte 
Ueberblick nicht ausreichte, um bei einer Entfernung von noch 65 m 
von dem Gleise einen Zusammenstoss für ausgeschlossen zu erachte«, 
und hieibci ersichtlich angenommen, dass der Angeklagte diese ünzu- 
längliclikcit und die sich daraus t'rgel)ende Not\ven<li<4^kfit (^iuer nuch- 
maligen limscliau von eiuer mindestens um die Hälfte uähereu Stelle 
aus erkeunen konnte. 



ür. ;U4. Entseh. des Deutschen Reielis^erlchts. 

" T.Zivilsenat. Vom 4. Februar 1908. 

(Das Recht Xll 1J>0H: Nr. 5 Beil. l S. S18.) 

§§ I, 8, 32 Prtitt. EsUI. VSM II. Juni 1874. Zeitpunl(t der Wertsohitzmi ist bei er* 
zwniMnr AbMsiii die Zott der EetioUdlingefeetettllmf , bei frelwllilier AMre- 

tM| die Zelt der Abtretisf. 

Nach' § 1 EnteignO. kann das Orundeigentum nur gegen voll- 
ständige Entschädigung entzogen werden. Aus diesem Grundsatz ergibt 
sich als natnrgemässe Folgerung, dass die Entschädigung im Augenblicke 
der Entziehung des Eigentums fällig wird und Zug um Zug mit der 
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KntziehQng zahlbar ist. Da ab«r kraft positiver Gesetzesbestimmun«^ 
(§ 32 EntcignG.) der Untemebmer mit der Zablmig oder Hinterleguug 
der Entscbadignng voranzogehen bat, so mnss deren Feststellung schon 
vor der EnteignoDg erfolgen, und ans diesem Ornnde wird beim regel- 
mftssigen Oange des Verfahrens für die Wertschätznng die Zeit der 
Entschftdignngsfeststellung als massgebend erachtet. Wird dagegen 
das Eigentum dem Unternehmer freiwillig, ohne vorgftngige Zahlung 
oder Hinterlegung der Entschädigang, abgetreten, so ergibt sich ans 
dem allgemeinen Grundsätze des § 1, dass der Eigentümer die Ent- 
schädigung Zug um Zug gegen die Abtretung fordern kann, und dass 
deshalb, wenn die Festsetzung der Entschädigung vorbehalten wird, 
der Zeitpunkt der Abtretung ffir die Wertberecbnung massgebend 
sein mnss. Denn unmöglich kann dem früheren Eigentümer eine Wert- 
Steigerung gebühren, die das Grundstück erst erfahren hat, nachdem 
es nicht mehr in seinem Eigentum stand. 



Nr. Entseh. des Bentsehen Seiehsgeriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 6. Februar 1908. 

(Zetttokr. r. Baelitivi. L Bay«» Jahrg. 4 Nr. • & IN.) 
Erfordernis der Kenntnis von Polizeivorschriften durch den Führer eines Kraftwagens. 
Ist ein Zusammenhang zwischen dem Schaden und dem Mangel, der den Führer unge* 
eignet erscheinen lässt. Voraussetzung des Ersatzanspruchs? (§§ 831,823 BGB ). 

Die Pülizeiveror(lnu?i<ren über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
schreiben im einzelnen vor. wie der Flihrei- eines Kraftwagens sich auf 
der öffentlichen Strasse, namentlich beim Zusammentreffen mit Menschen, 
Tieren und Faiirzeugen zu verhalten hat. Dej- Führer, der sie über- 
tritt, hat Schadenersatzansprüche, Bestrafung, unter Umständen den 
Verlust seiner Stellung, oder überhaupt seines Fortkommens als Führer 
zu gewärtigen. Die Polizeiverordnungen sind daher ebensowohl be- 
stimmt, wie geeignet, wenn sie auch vielfach ohne Wirkung bleiben 
mögen, den FOhrem einzuprägen, in welcher Weise sie zum Schutze von 
Leben und Eigentum der auf der Strasse sich bewegenden Mensehen 
die Lenkung ihres Fahrzeuges einzurichten haben, ihre Neigung, die Ge- 
schwindigkeit und die Gewalt des Fahrzeuges ohne Rttcksicht auf den 
flbrigen Strassenverkehr spielen zu lassen, zu zQgeln und so die Ge- 
fahren der Kraftfahrzeuge fttr diesen Verkehr einigermassen zu verhüten 
oder zu mindern. 

Von einem f^Qhrer, der für seinen Beruf im Einzelfall tanglich 
sein soll, mnss daher die Kenntnis der Vorschriften gefordert werden, 
die in den Lftndem gelten, durch die er fährt . . . 

Fttr die Anwendung des BGB. § S31 ist es ohne Belang, ob die 
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Schadeuszuriiguiig durch den zu einer Verrichtung Bestellten gerade in- 
folge des Mangels Teraraaelit Wirde, der ihn als zu der (Ibertragenen 
Verriehtong angeeignet erscheinea läset. Es genügt, dass der Bestellte 

ubjektiT dam ungeeignet war. 

Nr. S16. Entsch. des Kgl. Ungar. BezirksgerlelitR in Budapest 

Vom 10. Febrnar 1908. 

AIIk Tar. Anz. XXVIF (1908) Nr. II S. aS5. 
I. Die „Kundmachung über die Einhebung der Stationsgebühr" ist als ein mit den gel- 
tanden gesetzlichen Merkmalen ausgestatteter besonderer Tarif anzusehen II. Es Ist 
den Eisenbahnen gestattet, von Fall zu Fall neue Nebengebühren einzurühren. 

Das üeriilit findet die vom Kläger aiigendirteii Einweiidiuigeii Ite- 
züglicli der GiiUigkeil der Statioiisgebiihr als nicht begründet. Kbt^iiso 
war es zwischen den Parteien nicht strittig, dass die Beklagten die 
„Kundmachung, betreffend die Einführung einer StationsgebUhr'' als 
Ergänzung des LokalgQtertarifes der k. k. Osterr. Staatsbabnen er- 
scheinen Uessen und in Kraft setzten. Dieser Lokaltarif entspricht in 
formeller Hinsicht den Ministerial Verordnungen: Er wurde gehörig 
publiziert, liegt in den Stationen zur Einsicht auf und enthält die An- 
gabe des Preises, zu welchem das Heft an das Publikum abgegeben 
wird. Schliesslich wurde dieser Tarif auch vom österreichischen Eisen- 
bahnminister genehmigt und enthält die Bestimmung, dass die österr. 
Staatsbahnen als Vergütung fttr die bei der „Abfertigung* der 
Sendungen erwachsenden, durch sonstige Nebengebflhren nicht gedeckten 
Leistungen als besondere Nebengeblihr die .Stattonsgebtthr" ein- 
heben. Da es weiters nach dem Betriebsreglenient nicht ausgeschlossen 
ist, von Fall zu Fall eine neue Nebengebühr einzuführen, kann die 
von den Österreichischen Eisenbahnen eingeführte Stationsgebühr vom 
Kläger rechtlich nicht bestritten werden; die eingehobenen Gebühren 
können daher von den Beklagten nicht zurückgefordert werden, weshalb 
auch das Gericht den Kläger mit seinem Ansprache abwies. 

Nr. Entsch. des Deutsiheii Kefcliscrericlits. 

6. Zivilsenat. Vom 10. Februar 1908. 
(Wsnieyer. Jakrb. Exg.-Bt. im Heft 4 &m.) 

Eliests VtrtetaMis des Vfrtotitm, der kirs vsr tIsMi fahrsetfis Za|i verlberte- 

laiflis vwMwM {% 254 BGB.; § I Naflplft.). 

Unstreitig ist die Klägerin beim Ueberschreiten der Oeleise ge- 
fallen, weil sie Über die ttber dem Strassenniveau gelegenen Schienen 
stolperte; eine Feststellung dabin, dass sie, wenn sie nicht gestolpert 
wäre, trotzdem vom Zuge erfasst worden sein würde, hat das Berufungs- 
gericht nicht getrolFen. Die Bevision der Klägerin geht vom Gegenteil 
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aus und macht geltend, unter dieser Voraussetzang ktane die Klägerin 
ein für den Unfall kausales Verscliolden nur dann treiTen, wenn sie 
nach dem Hasse ihrer Eiinsicht die Wiglichkeit habe voranssehen 
können, dass sie Ober die Schienen stolpern werde; an einer derartigen 
Fcststellnng fehle es aber. Auch diese BOge geht fehl. Das Be- 
rufungsgericht hat mit Becht angenommen, dass der Versach, in 
einer Entfernung Yon 3 m vor einem mit erheblicher Geschwindigkeit 
fahrenden Eisenbahnaag Torttberzalanfen, in hohem Grade geffthrlich 
und grob fahl-lässig ist, daneben bedurfte es nicht noch der Feststellung, 
dass die Klägerin sich bewusst war oder bewusst sein musste, sie 
könnte aus irgend einem anderen Grunde stolpern. Die Ausführungen 
des Berufungsgerichts sind aber auch dahin aufzufassen, dass die 
Klägerin mit dieser Möglichkeit rechnen konnte' und niusste. Schon 
hierdurch unterscheidet si(th der zur Entscheidung stehende Fall von 
demjenigen , der dem von der Revision aufgezogenen Urteil des er- 
keuueuden ISeuats Rep. VI 24i06 vom 18. Okt. 06 zugrunde lag. 

Nr. 318. Entseh. des Dentsehen Reiohsgerlehts. 

5. Zivilsenat. Vom 12. Februar 1908. 

l>as licclit XII il'JOS' Nr r. Itoil, 1 S. 850 1 

Scbadensersatzpflicht der Eisenbahn aus ^ 14 Preuss. EisenbG. vom 3. November 1838. 

Der Eisfuhalinbauunternelinier wird dadurch, dass er nach 14 
Alis. 1 Eiseubaliiiü. vom 3. November 1H38 die von der zuständigen 
V»'r\valtiuig>l)t-liörde voigeschriebcneii Kim iclitnngen trifft, von der Ver- 
|itlielitung, weittre spätei' sidi als nutweiidig lierausstelleude Vorkelirungen 
zu treffen, noch niclit befreit. Es geht aber zu weit, wenn das Be- 
rufungsgericht den Kiseul>ahnunternehmer beim Unterbleiben .solcher 
nachiräglichen Vorkehruns:en auch ohne den Nachweis eines Verschuldens 
für schadenersatziiflichti«; erklärt. Vgl. RG. Bd. 82 S. 286, Bd. 37 S. 270, 
u. Urteile v. 2Ü. September 06, V 653/0Ö, u. v. 22. Dez. 06, V 238/06. 



Nr. .*il*.K Entscli. des Deutschen Keiehsv:crichts. 
3. Strafsenat. Vom 20. Februar 1908. 

(Dm HMbt XII (1M6) Nr. « BML t & tU Zlft IMI.) 

1 230 8108. Fabriisslie Kirpsrvirlttmi Itogt vtr, wum PirteM« 4sreb 
ElMitabsnf fOhrtr mm Aiiftprlaoea auf eintii fUnwides Zsf verasiasit wtriM. 

£in Zugführer hatte drei auf dem Bahnsteig befindlichen weiblichen 
Fahrgästen zugerufen, sie sollten auf den bereits im Fahren begriffenen 
Zug aufspringen. Wenn erst durch diese Aufforderung in den drei 
Personen der Entschluss herrorgernfen ist, auf den Zug aufzuspringen, 
und wenn dieses Aufspringen und der dadurch veranlasste Unfall ohne 



Digitized by Google 



£iitscb. des Deatschen Reichsgericht« vom 21. Februar 1906. 



397 



jene Auttbidei iiiig vei inieden worden wäre, so konntt:; in dem Verlmlteii 
des Zugführers die volle Ursache des eiugeti'eteuen Erfolges erblickt 
werden. 



Nr* SSO. Entseli. des Denfsehen ReiehsgerlelitB. 
7. ZiTilsenat. Vom 21. Febraar 1908. 

(JW. 1M6 Ne. • 8. Slf ZHt M.) 

§8 7 fr., II, 30, 34 Preusi. EntG. vom II. Juni 1874. Für den Zinsverlust zwiseben Hinter» 
fegung und Auszahlung kann der Enteignete Ersatz nicht fordern. Der Mieter hat aus 
der vorzeitigen Beendigung des Mietsverhältnisses einen unmittelbaren Schadensanspruoh 
tn UnteradiHer. Der Nebnnbereelitigte ist an ilte Frist des § 30 gebunden. Die 
MiiterlegMi Iwt uob !■ DrliiHobknitoverrahrM MnUtUt Wirkm|. 

FQr den Zinsyerlnst, der dem Enteigneten dadurch entsteht, dass 
nach Hinterlegung der Entschädigungssumme ihm bis zur Auszahlung 
nur die 2Vapi'0z. Hinterlegungszinsen zuwachsen, während die Real- 
gläubiger ihre yertragsmässigen Zinsen bis zur Auszahlung fordern 
können, kann der Enteignete keine besondere Entschädigung verlangen. 
Dies gilt auch dann, wenn die Hinterlegung erfolgte, damit noch vor 
Erledigung des Rechtsweges gemäss § 34 des Gesetzes die Enteignung 
ausgesprochen werden konnte, denn jener Verlust steht an sich mit 
dieser DringUchkeitserklärung in keinem Zusammenhang. Ist bei der 
Enteignung eines bebauten Grundstücks dem Mieter durch die vor- 
zeitige Beendigung des Mietsverhältnisses ein Schaden entstanden, der 
in der für den Eigentümer festgesetzten Entschädigung nicht begriffen 
ist, so steht dem Mieter dieserhalb ein unmittelbarer Entschädigungs- 
aiis]»rii( )i gegen den Unternehmer zu. Diesen besonderen Auspinicli des 
Mieters geltend zu maelieii, steht dem Eigentümer ebensowenig zu, wie 
umgekehrt dem Mieter die Verfolgung des Anspruchs des Eigentümers. 
Auch die Nebeuberechtigten köniieii ihre Ansprüche im Rechtswege nur 
binnen der im § 30 Eiit<4. bestimmten Frist geltend machen. Diese 
Frist läuft auch für sie von der Zustellung des Entscliädigiuigstest- 
stelliingsbeschlusses, und zwar, wenn sie sich weder gemeldet haben, 
noch ohne ihr Zutun (ij 25 Abs. 5 EntG.j eine besondere Entschädigung 
für sie festgestellt worden ist, eine Zustellung des Beschlusses an sie 
demgemäss nicht stattgefunden hat, von der Zustellung des Beschlusses 
an den Eigentümer an gerechnet (vgl. BGB. Bd. 24 S. 205, Bd. 28 S. 263). 
Dies gilt auch dann, wenn die Enteignung auf Grand eines nach § 34 
ergangenen DringUchkeitsbesehlusses vorzeitig vor endgältiger Fest- 
setzung der Entschädigung aasgesprochen wurd. Auch im Falle der 
Dringlichkeitserklärnng hat die Hinterlegung der Entschädigungsumme, 
wie im Regelfalle, ffir den Unternehmer befreiende Wirkung (vgl. ROZ. 
Bd. 49 8. 268). 
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Nr. 331. Entseh. des Deutschen Relehsgerlchts. 

6. Zivilsenat. Vom 27. Februar 1908. 

(Warneyer lalu h. Ktk.-BcI 1908 ItcttS S. 277.^ 
§^ 823, 276 BGB. Polizeiliche Anforderungen an die Fahrgeschwindigkeit eines Automobils. 
Pflicht des Eingreifens des Besitzers bei unvorsichtiger Handlungsweise des Führers. 

Die Aiifunlening, das.s ein in (iunkt'ler Nacht auf einer Laiidstra.«se 
fahrender Kraftwagen imr eine soU he FahrgejichwindigkeiL haben darf, 
dass er jederzeit auf eine Entfernung von 8 ni zum Stellen gebracht 
werden kann, erscheint, auch wenn keine diesbezüglichen ])olizeiiichcii 
Vorschriften bestellen, im Interesse der Sicherheit des süihstigen Stras.sen- 
verkehrs durchaus gerechtfertigt. 

Hat der Besitzer eines Automobils oder eines sonstigen Fahrzeugs 
die Leitung einem tfichtigen, aach als mnsichtig und zarerlftssig er- 
probten Mann fibertragen, so ist er, wenn er selbst das Fahrzeug be- 
nutztf zwar . an sieh nicht verpflichtet, den Leiter des Fahrzeugs zo 
beaufsichtigen. Dagegen hat er auch in solchem Falte die Pflicht, 
dann einzugreifen, wenn er wahrnimmt, dass der Leiter unvorsichtig 
handelt und dadurch Leben, Gesundheit oder Eigentum anderer Per- 
sonen gefährdet (vgl. JW. 06 S. 287 Nr. 11, „Recht' 07 Nr. 293). 

Nr. Hiitscli. des Deutschen Ueiehsgericlits. 

2. Zivilsenat. Vom 28. Februar 1908. 

iJW. Jahrg. 87 (iMMj Nr. 8 S 284 Zitt. M.) 

§§ 33. 34 RStonpe. von 3. JmI 1906. 8 448 BSB. Der FraditwkusdMttMipel wird 
nieM für die Ausstellung das FfSoMbriefs, sondern für die Versendung erhoben. Lieft 
dieter eis KanfgetCbäft zugrunde, so fallt, da die VersendungskMtta der Klaftr n 

tragen hat, diesem der Stempel zur Last. 
Das RStempG. regelt, wie das OI^G. zutreftend ausgeführt hat, in 
seinen Vorschriften über die Bestenipelung der Frachturkundeii nur 
die öffentlichrechtliche Verpflichtung zur Kntrichtung dieser Abgabe, 
enthält aber keine Bestimmungen darüber, wer im privatrechtlicheii 
Verkehr zwischen Vertragsparteien für den Stempel aufzukommen hat. 
Schon aus diesem Grunde ist Aeusserungen , die naob der einen oder 
anderen Richtung hin einzelne Reichstagsmitglieder bei den Verhand- 
longen Uber die betreffende Gesetzesvorlage in der Kommission oder 
im Plenum des Reichstags gemacht haben, kein Gewicht beizulegen, 
ganz abgesehen davon, dass auch die Ansichten darflber, wer schliess- 
lich die Steuer zu tragen habe, auseinander gingen. Es bandelt sich 
um ein Kaufgeschäft, für die Klftgerin als Verkäuferin war als Er- 
füllungsort die betreffende Zeche vereinbart, von dieser aus geschah 
die Versendung der Kohlen nach DQdelingen. Mit Recht hat hier das 
Berufungsgericht den § 448 BGB. angewendet, der bestimmt, dass die 
Kosten der Abnahme und der Versendung der Sache nach einem 
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anderen Orte al» dorn Erfüllungsorte dem Käufer zur Last fallen. 
Es fragt sieb daher, ob der Frachturkundenstempel zn den Kosten 
der Versendung gehOrt. Dieses ist mit dem Bernfbngsgericht zu be- 
jahen. Die §§ 426 und 427 BGB. kommen hierbei nicht in Betracht, 
sie behandeln das Verh&Unis zwischen dem Absender und Frachtführer, 
nicht aber zwischen dem absendenden Verkäufer und dem K&ufer. 
Eotaeheidend ist die Natur der fraglichen Abgabe. Sie ist allerdings 
ein Urkundenstempel, der Frachtbrief wird bestempelt» auf ihm werden 
die Stempelvermerke angebracht, § 39 des Gesetzes und Nr. 6 des 
Tarifs. Die Abj^abe ist aber nicht schon erwirkt durch die blosse 
Ausstellung des B'rachtbriefes, sondern erst durch und mit der Ver- 
sendung des Frachtgutes, sie liat zur Voraussetzung, dass der Trans- 
port der Waren stattfindet, die Güterversendung und nicht die 
blosse Ausstellung des Frachtbriefes wird von dem Stempel getroffen. 

Nr. Entseh. des Deutschen Belchsgerichts. 
5. Zivilsenat. Vom 29. Februar 1908. 

(Dm Baoht XII {iMti Hr. • BalL t & Mt.) 
§75 Einl. z. Preoss. ALR. findet nur Anwending, wen sonstige geseHNolie AbMIfa- 
«Ittel foMee. Dit tot bei der Entwertung eines Hauses dureh FelstpresgmgM llr 

einen Eisenbahnneubau niclit der Fall. 
Der § 75 a. a. O. niuss als liilfsweise {^eoebenes (subsidiäres) Gesetz 
für den Kall angesehen werden, dass der Tutertan besondere Rechte 
und Vorteile dem Wohle des gemeinen Wesens aufzuopfern, d. i., gänzlich 
oline anderweitigen Schutz und Ersatz aufzugeben genötigt wird. Dieser 
Fall ist hier nicht gegeben, er würde nur dann vorliegen, wenn die 
Felsspreugungen für den Eisenbabnneubau, durch welche das Hans des 
KIftgers entwertet wurde, unvermeidlich gewesen wSren und niemanden 
deswegen Verschulden und gewöhnliche Ersatzpflicbt trftfe. Dem Klüger 
stand daher nicht nur die negatoria nach §§ 1004; 906 wegen über- 
mässiger Elrsehtttterungen auch dem Fiskus gegentlber zn, sondern es 
blieben ihm deshalb auch die sonstigen ordentlichen Bechtsbehelfe gegen 
die Schädiger seines Grundstücks, insbesondere die Schadenersatzklage 
nach § 831 BGB., und ein Zurftckgreifen auf die ausserordentliche 
HUfsbestimmung des § 75 Einl. z. ALB. ist fftr ihn weder notwendig 
noch zulässig gewesen. 

Kr. 3d4. Safseli. Bestzdien Belehsgeriehte. 
6. Zivilsenat Vom 2. März 1908. 

(JW. Jaliqr. « (IMB) Hr. • a m 21K 17.) 
8 i RNaflpM. Geistesicrankheit infolge eines Schrecks über einen EitMkalMbslrisln* 
iafall, den ein Dritter erleidet, fällt nicht unter § I. 

Die Haftung aus § 1 BHaftpflG. ist nicht gegeben, wenn ein Vater, 
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der im Wartesaal Ton einem Unfall, den seine im Wagenabteil sitzende 
Tochter infolge eines Zugzasammenstosses erlitten hat, erführt, infolge 
der psychischen Einwirkung in eine schwere Geisteskrankheit verfallen 
ist Zwar liegt auch hier ein ursächlicher Zusammenhang zwischen 
dieser Gesundheitsschftdignng und dem Eisenhahnunfall vor; es fehlt 
aber an dem zur Anwendung bes § 1 BHaftpflG. erforderlichen näheren 
Zasammenhang mit dieser Ursache. Denn bei dieser Art von Kausalität 
ist es ein unwesentlicher und ganz äusserlicher Umstand, dass die 
Wirkung mit der Ursache örtlich und zeitlich ziemlich nahe zusammen- 
lag, da dieselbe Wirkung ebensogut hätte eintreten können, wenn der 
Vater nicht Reisegenosse seiner Tochter gewesen wäre und erst nach 
etwas liUigerer Zeit zu Hause von dem Unfall erfahren hätte. 

jS>* 325. Eiitsi'h. dos Oberlaiidesj^erichts Cassel. 

Vom 9. März 1908. 
(Dm Beaht Xll (I908> Nr. 8 B«il. 8 .S. m Ziff. i669.) 

8 472 HAB. 8 27 EltMbVtrkO. Fir «ie Sehtdea, der isrek das Ertwelohea eines 
von eine« Releenden mitgenewnenea. In de« NundenUaN unferfebraeMen NnMtoa 
ane «eee« AUeH entsteht, haftet die Eleenbabn nnoh 88 276, 278 B8B. 

Nach § 472 HOB. werden die Vorschriften ftber Beförderung von 

Personen auf den Eisenbahnen durch die EisenbVerkO. getroffen. Die 
Beförderung von Personen wii"d im Al»s( im, 3 EisenbVerkO. geregelt. 
In diesem Abschn. 3 werden aucli die Mitnahme von Hunden (§ 27) 
und die Mitnahme von Handgepäck (§ 28) geregelt, während die Be- 
förderung von aufgegebenem Reisegepäck und die Güterbeförderung 
in den Abschnitten 4 und 8 gesondert ihre Behandlung finden. Die 
EisenbVerkO. betrachtet, wie hieraus liervorgeht, die Beförderung der 
von den Reisenden iiiit<ienoiinnenen Hunde ebenso wie die des Hand- 
gepäcks nicht als zum Güteiverkelu gehörig, sondern als Zubehör der 
Persünenbefönlerung. für welche sie nach 472 HGB. ausschliesslich 
Vorschj itten gibt. Für die Frage nach der HaÜuii^ der Eisenbahn für 
den Verlust des Hundes kunimen sonach untei- Ausschluss der Vor- 
schriften des H(tB. iiber den (liiterveikehr die Bestimmungen des 
Abschn. 3 EisenbVerkO. in Betracht. Dieser Abschnitt enthält aber 
keine Bestimmung über die Haftung der Eisenbahn für Verlust oder 
Beschädigung der von den Keisenden niitgenuniiiieneu Sachen. Es treten 
also die allgemeinen Bestimmungen des BGB. ein. 



Nr. 3S6. Entseh. des lleatsclieii BAlehsgcriehts. 
4. Zivilsenat. Vom 19. März 1908. 

(JW. 19M Nr. 9 8. S» zur. 18. 

H 1. 10 BMMtUsfFBrse. Vsriettmi eiaH PttlheMtM \m PeüieMMt tfirsli tshad- 
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hiflN MtMerwerk. Die UifallffHrttrf • «rstrwkt tieli — wie ito Uafallvartlttbtraif 

— auf jwle kMkrete Unfalltiefahr. 

Die ünfallfürsorge erstreckt sich ebenso wie die Unfallversicherung 

nicht nur auf Gefahren, die dem Betriebe in abstrakter Bedeutung, also 
allen Betrieben der nämlichen Gattung in der gleichen Art eigentüm- 
lich sind, sondern auch auf jede konkrete Unfallsgefahr, der ein Be- 
amter bei der Beschäftigung in einem versicherungspflichtigen Betriebe 
seiner besonderen äusseren Beschaffenheit nach ausgesetzt ist. Sie er- 
streckt sich nur nicht auf solche Unfälle, die mit dem Betriebe zwar 
im äusseren Zusammenhange stehen, den Beamten jedoch ausserhalb 
des Dienstes, etwa bei einem durch den Dienst nicht gebotenen Aufent- 
halt in den Diensträumen treffen, mögen sie selbst in irgendeiner Art 
dem Betrieb eigentümlich sein. Diese weite Aiisdelinnng des Unfall- 
fürsorgerechts hat für die fiirsorgeberechtigten Personen auf der einen 
Seite den Vorteil, dass sie, wie in dem durch Urteil im RG, 57, 76 flg. 
entschiedenen Falle, auf die über die ordentliche Pensionsberechtigung 
hinausgehenden Bezüge des UFürsG. Ansprucii haben. Sie hat jedoch 
auf der anderen Seite gemäss § 10 des Gesetzes für sie die unab- 
weisliche nachteilige Folge, dass ihnen unter den nämlichen Voraus- 
setzungen ein Ansprach auf Ersatz des durch den Unfall erlittenen 
Schadens gegen die Betiiebsverwtltnng, »in deren Dienste sich der 
Unfall ereignet hat", nicht zusteht. 

Kr. 387. Entseh. des Bentochen Beiehsgert^Ats. 
5. Zivilsenat. Vom 21. Hftrz 1908. 

(Das Recht XII (190») St « Beil 1 S t 

§§ 6, 13 Preuts. KleinbG. von 28. Juli 1892. Auch bei Kleinbahnen darf nioht tif 
AUsiernng od«r Beseitigung einer Betriebsanlage geklagt werden. 

Die Beklagte, deren Kleinbalin über die von der Klägerin ausge- 
baute und in ihrem Besitze befindliche Chaussee führt, hat an einer 
Stelle der Betriebsstrecke eine Weiche mit behördlicher Genehmigung, 
jedoch ohne die Zostimmnng der Elftgerin Terlegt. KlSgerin erblickt 
hierin sowohl eine BesitzstOrnng wie eine Verletzung des § 6 des 
zwischen ihr nnd der Bechtsvorgftngerin der Beklagten über die Her- 
stellang der Kleinbahn geschlossenen Vertrages vom 1./21. Jani 1897, 
wonach die Bahnnnternehmerin verpflichtet ist, bei Auswahl der Stellen, 
wo Aasweichen angelegt werden sollen, sieh mit der Klägerin in Ver- 
bindang zu setzen, nnd ein zweites Gleis nar mit Genehmignng der 
Klftgerin anlegen darf. Ausserdem erachtet die Klägerin durch das 
Vorgehen der Beklagten auch § 6 KleinbahnG. vom 28. Juli 1892, der 
für die Benutzung eines öffentlichen Weges zu Kleinbahnzwecken die 
Beibringung der Zustimmung des aus öiTeiitlich- rechtlichen Gründen 

Bg«r, BlieabahnncliUlobe Bottehtldnagva XXIV. 27 
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WegettoterhalUrngspflichtigsii Torschreibt, fftr yerletst. Die Frage der 
Zul&SBigkeit des Bechtoweges ist in den Vorinstanzen nnr unter dem 
Gestehtspnnkt erörtert and entschieden worden, ob dnrcb die §§ 6, 7 
des Gesetzes über das Pfandrecht an Privateisenbahnen nnd Kl^n- 
bahnen, GS. 1902 8.238, der Rechtsweg in der vorliegenden Streitsache 
ausgeschlossen werde. Dies hat der Berufungsrichter aus zutreffenden 
Grfinden verneint. £s fragt sich aber weiterhin auch noch, inwieweit 
die von der Beklagten behauptete Tatsache, dass die Anlegung der 
streitigen Weiche von der zuständigen Bahnaufsichtsbehörde landes- 
polizeilich genehmigt worden ist, der Verfolgung der gegenwärtig er- 
hobenen Klageanspriiclie im Reclitswcfjfo entgegensteht. Nach fest- 
stehender Rechtssprechung des Reiclisgcridits (vgl. das Urteil des er- 
kennenden Senats vom 12. Oktober 1904, RGZ. Bd. 59 S. 70. nnd die 
dortigen Zitate) bestellt die Wirksamkeit der landespolizeiliclieii (^e- 
nelimigung einer dem Kleinbahn verkehr dienenden Betrieb.sanlage imal»- 
hängig davon, ob sie in Privatrechte eingreift. Der Inhaber de.s be- 
troffenen Rechts kann niclit auf Abiindeiung oder Beseitigung der 
Anlage klagen, ihm .*<telit in dieser Hinsicht nicht § 13 KleinbahnG. 
vom 28. Juli 1892, der die erteilte Genehmigung nur „unter Vorbehalt 
der Rechte Dritter" wirksam sein lässt, zur Seite. Vielmehr hat er 
auf Grund der letzteren Vorschrift nur gegebeueufalls einen Schaden- 
ersatzanspruch wegen des Eingriffs gegen den Unternehmer der Bahn. 
Allerdings handelte es sieh in allen bisher Yom Beichsgericht ent- 
sctiiedenen F&Uen um eine durch die fietriebsanlage herbeigefQbrte 
Einschränkung des Grundeigentums in seinem allgemeinen geseUslich 
bestimmten Inhalt, w&hrend in der vorliegenden Streitsache die Klftge- 
rin ihre Ansprüche darauf stfltzt, dass durch die genehmigte Weichen- 
anlage ihr Becbt aus dem Vertrage vom 1./21. Juni 1897, also ein ans 
einem besonderen Privatrechtstitel hergeleitetes Becht verletzt sei. 
Indessen vermag dies einen Unterschied nicht 2b begründen, da der ffir 
den Ausschluss des Rechtsweges massgebende Glesiehtspnnkt — Zurück- 
Stellung der Privatinteressen gegenftber dem, was das Interesse des Öffent- 
lichen Verkehrs erheischt — in beiden F&llen in gleicher Weise antrifft 

Nr. 328. Entsi'h. des Deutsehen Keielisu;erickts. 
6. Zivilsenat. Vom 30. März 1908 
RHaftpflG. ^ 254 BGB. Eigenes Verschulden liegt nicht vor, wenn der Fahrgast 
beim Aussteigen aus einen über den Perrtn hinausgefahrenen Zuge in der Eile sich 
niolit ier Nllfs den Bihsptrstsalt kndlmt und la Falle ksaiHt 

Wenn, wie im vorliegenden Falle, die Fahrgftste beim Aussteigen 
einen Abstand von fiber 70 cm zwischen Trittbrett und Erdboden zu 
tlberwinden hatten, so erscheint das denn doch als eine ganz ungewOhn- 
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liehe und in besaoderem Masse gefährliche Situation, auf welche der 
Reisende nicht gefaast m sein brancht. Es wäre Sache der Bahnver- 
waltung oder der Bahnbediensteten, den Aussteigenden hierbei Hilfe 
zu gewähren oder sie mindestens auf die besondere Geffthrdung auf- 
merksam zu machen. Aus der Unterlassung yon Vorsichtsmassregeln 
kann der Klägerin schon deshalb kein Vorwurf gemacht werden, weil 
sie den aussergewOhnlichen Abstand des Trittbrettes vom Boden nicht 
sofort erkennen konnte. Es ist überdies vOUig einleuchtend, dass der 
Klägerin bei ihrer Stellung zwischen teils vor, teils hinter ihr aus- 
steigenden Fahigisten und bei der gebotenen Eile nicht ein längeres 
Besinnen oder Abwarten ermöglicht war. 



Nr* 889. Entseh. des Kammergerlehts in Berlin. 

1. Strafsenat. Vom 9. April 1908. 

SIraflsrIisIt iM CInaAin direh VeriiMt him «Im PelltslvcnelNrifl weiee iNr- 
■isiliar EatwIektlMg vob Basoiit ttampf sie. 

Nach der Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten zu Berlin betr. 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 29. September 1906 hat sich der 
Führer vor der Falnt zu überzeugen, dass das Fahi'zeug in ordnangs- 
mässigem Zustande ist, und hat er nach Antritt der Fahrt dafär zu 
sorgen, dass eine Belästigung von Personen durch Eiitwickelnng von 
Rauch oder Dampf oder durch üblen Geruch mögliclist ausgeschlossen 
bleibt. Der Angeklagte hat infolge Einschüttens von reichlich Od in 
den Oelbehälter das starke Ausströmen von Rauch veranlasst. Das Be- 
richt hat zu prüfen, ob der Angeklagte vor Antritt der Fahrt gewusst 
hat, dass das Einschütten von Oel in den Oelbehälter, wie es von ihm 
vorgenommen wurde, die das Publikum belästigende Raucheutwickeluug 
zur Folge haben kounte, oder ob der Augeklagte sich bei Aufwendung 
der erforderlichen Sorgfalt sagen musste, dass eine derartige Ein- 
schüttung von Oel die lästige Rauchentwickelung veranlassen könnte. 
Die Feststellung, dass der Angeklagte der Vorsicht halber mehr Oel 
eingeschüttet hätte, als gerade unbedingt notwendig war, um die 
grösseren Schäden von dem Fahrzeuge durch Heisslaufen des Zylinders 
abzuwenden, genügt nicht zur Freisprechung. Dasselbe gilt von der 
Feststellung, es sd nicht erwiesen, dass der Angeklagte nach Antritt 
der Fahrt die Bauchentwickeluug schuldhafterweise nicht verhindert 
habe. Es musste geprüft werden, ob dem Angeklagten nach Antritt 
der Fahrt Kittel zu Gebote standen, um das belftstigende Ausströmen 
von Ranch zu verhindern, oder ob er bewusst oder fahrlftssigerweise 
die Anwendung solcher Mittel unterlassen hat. 
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Abhandlungen. 



lt. 

Die Fniclitford«>riiiiir der Eisdibaliii Im Lichte des Bürgerlieheii 
Gesetzbuches für das Deutsche Aeich. 

Von Or. Wilhelm Boetbke, 

Eamnieiigpericht.srat in Berlin. 
(Scblow.) >) 

Einfacher ist die Reehtelaise, wenn die ünnSgliehlceit der BefSrdenmip 

auf einem Verse linl den des Absenders bemht, wenn er s. B. ein Tier 

befördern lilsst und dieses inlolpre nian2:oniaft<>r Anfsiclit oder manpelliafter 
P'inri( litmii;en eiitliiiitt 1 tii i iilu r trifVt §324 des R(il?. Tiestiiniminp:. Danach 
beliiilt die Eisenbahn an und für sich den Anspruch auf die Geijenleistune, 
also auf die v<dle Fracht. Sie innsM sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, 
was sie infolge der Befreiung von der Leistung erspart oder dnrcli ander- 
weite Verwendong der Arbeitsicräfte erwirbt oder sa verwerten Mswilliif 
nnterlftast. 

Indessen verliert der § 324 fBr das Eisenbahnfrachtgeschftft dnrch das 
bereits erörterte Yerfnp:nn^8recht des Absenders znni Teiie an Bedeutung. 
Wird die Beförderung: infolire Verschuldens des Absenders nnniö{rlich, so ist 
das dem Falle {rleidi. dass der Absender die weitete Ansführun? des Kraclit- 
verfiau-es ntitersairt. Die Kisenbahn hat von ilieseui ( iesirlitspunkte ans nur 
den Ans])rucii auf die 1: rächt für die Beförderung bis /.u dem Punkte, an 
dem die Weiterbefördenn^ unmöglich wnrde. 

Geht das Gut nnr teilweise verloren, so kann diese Erwägung nicht 
Fiats greifen t denn das YerfBgungsrecbt erstreckt sich nur auf das ganxe 
Gnt^). In diesem Falle wird also § 324 gewöhnlich anzuwenden sein. Eine 
Ersparnis der Eisenbalm ist aber meist nicht zu beweisen, namentlich nicht 
bei Wairenladnnfrsyrütem. 

Wird die Ausführung' des Frachtvertrages infoljre eines rnistandes un- 
m5prlich, den die Kisenbahn zu vertreten hat. su kann nacli § '.\2'i der Ah- 
sender Schadensersat/ wejjen Nichterfüllung verlangen oder vom Vertrage 
zurücktreten. Wfthlt er den Rftcktritt, so kann die Eisenbahn keine Fracht 
fordern, und sie mnss die gezahlte zurückzahlen (§§ 327, 346). Wählt er 

*) S. den ersten Abschnitt in dieser Zeilscfarift Bd. XXIV S. 302 ff. 
*) Vgl Eger, EisenbVerkÜ. § 64 Anm. 326. 
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ScliadensersaU wcgcu Nicliterlulhmg, so ist der Auspiiicli der Balm aiit Er> 
fttUimg ebrafaUt «rioscbm, d«r AhModer »rliilt SdndeiuwtttB dafir, dass 
das Out nidit wie vereinbArt am Orte der Bestimmtuig abgeliefert wird. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass im Falle der Abliefemng auch die Fracht- 
forderang entstanden sein würde. Deren Betraf? ist deshalb von dem Betrage 
des Schadens abzuziehen'). Diese Siltze erleiden jedoch durch die Eisen- 
balin-Sonderpresetzfrebnnir für den Fall des Frachtfrutverlustes darchpreifonde 
Aenderungen. Wenn der Eisenlialin \'nrsatz oder probe Falirliissijjkoit zur 
Last fällt, so bleibt es allerdingsi bei den Re{?eln des BUIJ. Die Eisen- 
bahn hat aber jede Fahrlässigkeit zu vertreten, nur höhere Gewalt scLUeäst, 
abgesehat von den andern Sonderfftlloi des § 456 HOB., ihre Haftnng ans. 
In diesen FAllen Ist der Betrag des Schadensersatses beschriakt, und 
es ist dabei mcht der Wert des Gutes am Orte nnd mr Zeit der aasbednngenen 
Ablieferunp:, sondern der am Absendangsorte und zur Zeit der Annahme als 
massgfebend bezeiclinet. Wenn weiter bestimmt ist, dass binznznrechnen ist, 
was an Zöllen und sonsticren Kosten sowie an Fracbt bereits bezahlt ist, so 
liedeiitet das <iffenbar, dass ilem Absender das Kerbt jrewälirt wird, diese 
Spesen zu kondizieren. Daraus würde umgekehrt folgen, dass, wenn die 
Spesen noch nicht bezalilt sind, tde von der Eisenbahn nicht in Kecliuung 
gestellt werden dürfen. § 452 entbUt demnach nicht nur üa» YorBchrlft fiiber 
die Höhe des an ersetsenden Wertes des Frachtgntes, sondern aach eine 
Vorschrift fiber die Frachtforderang in dem Sinne, dass diese als nicht ent- 
standen gilt. Das HGB. stimmt also hier nicht mit dem BGB. ttberein. 
Denn naili ]UiB. müsste zniiiicbst dei- Wert des (^iiites bei Ablieferung zu- 
grunde gelegt. un<l es müsste feinrr die Frarlit als K'eclmiuigsposten in .Ansatz 
gebracht werden, sei es. dass man ilt r DitVerenztheorie oder der ."Surrogations- 
theorie folgt. Nach der Difterenztlieorie greift die Idee von der compensatio 
Incri com damno Plata, bei der Sorrogationstheorie gilt die Fracbtfordemng 
ab entstanden nnd weiter bestehend. Der Unterschied des HOB. vom BOB. 
— wenigstens wenn man der Differenztheorie folgt — seigt sich deutlich Im 
Falle des konkurrierenden Verschuldens (BGB. § 254). Man nehme an, dass 
der Weit des Frachtgutes bei der Absendung 1000 H. und die vereinbarte 
Fracht 4t K) M. beträgt, ferner, dass dem Absender ein dem Verseliulden der 
Eisenbahn gleich zu achtendes Verschulden zur La.st filllt, so bat der Ab- 
sender nach HtiB. gegen die Eisenbahn einen Anspruch auf F^rsatz des ver- 
lorenen Ontes zur Hälfte, also in Höhe von 500 M. und, wenn er die Fracht 
voransgesahlt hat, noch einen Ansprach aof Fraohtersata in H5he von 400 M. 
Sein Passivsaldo betrSgt also stets 600 H. (400 + 500 — 400). Wftre § 457 im 
Sinne der DiiTerenxtheorie aufaufassen, so würde der gesamte Schaden auf 1000 M. 



') Dirs ontsprirbt der sog Differenztheoric. die vom Bcichsgcrirht fBd. 50 S. 2fi2ff.) 
vertreten wird, im (ügensatz zur Surrogationstiieorie. die z. H. Müller im Kecht 
lUüö .S. üiö ff. vertritt. Auf die i>treitfrage einzugeben, ist hier nicht der Ort, zumal 
da für das FMcbtrecht beide Theorien in der Regel zn demselben Ziele führen worden. 

«) HOB. § 46? Abs. 3, EisenbVerliO. % 88^ IntUeb. Art 47. 
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unter Abzug der Fracht \^cump. lacri cum damnu) zu berechueu seiu, also 
auf 1000 — 400 » 600. Batob hStte der Alrnnder die Hllfte, nSaBdi 800 H. 
zu verlangen. Sein Parnivsaldo hvMgt demnadi 400 + fiOO — 300 ^ 600 M. 
Im ersten FaUe ist zu rechnen 

Wert . „ Wert — Fracht 

X = •- — Fracht, im zweiten Falle x = . 

2 2 

Die Vorsclirift des 457. die sich an das IiitUeb. im Gegensatze zn 
§ 4;50 anlehnt, ist also oiuc Ansnahinevorsclirift und mu-^s in erster Linie 
ans sieh seihst verstanden wcrdt-n. Sie könnte klarer dahin trefasst werden, 
dass der Anspruch auf Fracht und auf Ersatz von Auslagen erlischt. Wenn 
es sieb im Falle des § 457 nur am Festsetzung des Schadens handelte und 
die bezahlten Spesen als ein Sohadensposten in Betracht leimen, wy wfirde 
der Absender bei mitwirkendem eigenen Verschulden dnen Teil der noeh 
nicht gezahlten Fracht zn seinen Lasten mit in Ansatz zu bringen liaben; das 
ist a1>er offenbar nicht der Sinn des Gesetzes. 

Wenn das Frachtfrut nur teilweise verloren seht, so larelten dieselben 
Grundsätze. Wenn aber das Rest^rnt an das Ziel befördert wird, so kann 
sich die Fracht natürlich nur teilweise mindern. Für die Minderung ist die 
mathematische Methode anzuwenden, Howeit diese dem Absender günstiger ist. 
In der Regel wird sie die gttnstigere Methode sein. Der Alismider hatfeiBer 
nach § 326 BGB. das Recht, wenn die teilweise ErfOliiing des Vertrages 
für ihn kein Interesse hat, Schadensersatz wegm NichterfUlong der ganzen 
Verbindlichkeit zu verlan<:^en oder von dem ganzen Vertrage znriickzatreteB. 
Indessen haben diese Rechte int Hinblick auf das gesetzliche Verftigongsrecht 
des Absenders keine wesentlicln licilcntiuiir Ebenso kann der sonsti|re In- 
halt des § '^2h, weil er für den Eisenbahn-Frachtvertrag nicht in Betracht 
kommt, unerörtert bleiben. 

Ist bisher nur von dauernder Unmöglichkeit der Erfüllung die Bede ge- 
wesen, so ist noch Imrz der Fall zu erörtern, dass die Erfttllnng zeitweise 
unmöglich wird. Eine UnmOgiiciikeit, die nieht danemd ist, kann dgoitUeh 
nnr unter den Gesichtsponkt des Verznges gelwacbt werden. Ebenso ist ein 
LeistungsmiTennögen, das für dauernd gehalten wird, eigentlich keine T^nmSg- 
lichkeit, wenn es auch als solche behandelt zu werden pflegt. Indessen 
können die hierüber bestehenden Streitfragen Vi unerörtert bleiben, well für 
den Eisenbahn-Frachtvertrag ausreichende 8onderbestimuuingen bestehen. 

Nach § 71) der ELsenbVerkO. kann der .\b8ender <las (iut als verloren be- 
trachten, wenn sich dessen Abliefernug um mehr als 30 Tage nach Ablauf 
der Lieferfrist verzögert Dies gilt selbst dann, wenn das Frachtgut tatsich- 
lich noch unversehrt vorhanden und lieferbar ist. Hier wird also Unmöglichkeit 
fingiert, obwohl die Leistung vidleicht noch möglich ist Von der Fracht* 
forderung gilt in diesem Falle alles, was ftber die Unml^ehkeit der Er- 
füllung gesagt ist 

') Vgl. die ansftthrlidien Darlegungen liei Krflckmann, UnmögUddteit und 
Unmögliobkeitiprosess, im Arch. f. d. siv. Praxis Bd. 101 S. Iff. 
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§ 82 der EbenbVerkO. bandelt ▼om Wiedennfflnden des Ontee. Grond- 
aitslieh ist du Wiedermnffliideii f^r den Absender ohne Bedentang. Br hnt 

den Ansprach auf das Gut cndi^Ultig verloren, wenn er die Entsch&dignng 
erhalten hat. Hat er kpine EntscIiUdignng; erhalten, weil er nichts beansprnchen 
konnte, so hcliäK er >5Pin T?p(lit anf das Uni und auf Befördernn^ des (yiUes. 
In Ausnaliinefiilh n kann ilor AliseinUi aiicli nacli Enipfanp der Entscliädigung 
das Gut /urii(kvtMlant:eii. er iiiiihs (iaiiii al>er die j^ezahlte Entschildijrunp: er- 
statten. Er kauu dann .sugar kustenireie Auslieferung am Bestimmungs- 
orte Teitaogen. Mncbt er von diesem Bechte Gebrauch « so konnte es so 
scheinen, als ob er Fracht Ar die BefSrdemng an den Bestimmungsort nicht 
zu zahlen hätte. Indessen ist diese Scblnssfolgemng wohl nicht sn ziehen. 
Sie entspricht nicht der Billigkeit. Das Wort „kostenfrei" ist dahin anfsn- 
fassen, dass keine Mehrkosten entstehen dürfen und dass bei Rückbeförderung 
an den Alisendnntrsnrt keine Era( iit /.n erheben ist Dies stimmt mit den 
oVdfren Austülininfien über die Ent.-*chädifnin?^ bei Verlust des Ciutes übnrein. 
Das Gesetz geht davon aus, dass Fracht niclit zu zahlen i.st und dass die 
Eisenbalm den Wert des Gutes zu erstatten hat. Wird das Gut wieder auf* 
gefunden nnd der Fraebtvertrag ausgeführt, so lebt auch die Fracht- und 
Ansiagenforderung wieder auf, wfthrend die Entsdiidigung xnrftcksunhlen ist 

Wenn das Frachtgut beseh&digt ankommt, so ist es nicht angängig, 
die für Milnpel eines Werkes geltenden Bestimmungen (BGB. §§ (533 (535) 
anzuwenden. Denn die Eisenbahn liat ihre Hetiirderungsleistnng erfüllt. Diese 
ist nicht mangelhaft. Die Frachtfoi dci unjr ist deshalb in voller Höhe ent- 
standen. Bei schuld haft er Best liiiditiiui^' handelt es sich um [lositive Vertrags- 
verletzung, insofern als die Eisenbahn die ptlichtmiissige Sorgfalt bei der 
Hmtellung des noch nicht vollendeten Werkes verletat hat*). Es kommen 
also die Grundsätze vom Sebuldnerverauge snr Anwendung (siehe unten)'). 
Eine Hinderung der Frachtfordemng wird man nur dann nugestehen kSnnen, 
wenn das Gut an Gewicht verloren oder durch die Beschädigung sonst ver- 
ändert worden ist, so das.H auch die Frachtsätze sich Undern (Fälle, die nur 
sehr .selten sein werden). In diesen Fullen werden dieseliien Grundsätze an- 
zuwenden sein, die für den Verlust nnd die MinderuiiL: te>tL.'estellt worden sind. 

Im übrigen bleibt die Frac litfurderunj; voll be.^t(!lien. und sie kann nur 
im Wege der Aufrechnung mit dem entstandenen Schaden gekürzt werden. 

Sobliesslich wirkt der Verzug (Gläubiger- nnd Scbnldnerverzug) verttndemd 
auf SehnldveriiUtnisse, namentiidi auch auf gegenseitige Verträge (BGB. 
§§ 893 ir., 884 ff., 386 f.). 

Der Glftnbigerverzug ist fttr das Eisenbahn-Frachtgeschäft durch 
§ 437 des HGB., § 70 EisenbVerkO. , Art. 24 IntUeb. ( Ablieferunirs- 
hindernissel jreresjelt. Daneben sind aber au<h die \'i>vscliriflen des BtiB. 

2'j:J fl, ! anwendl)ar. Die Fnidittorderuntr der Eisenbalin wird durch den 
Verzug des Absenders, der übrigens kaum anders als bei der Ablieferung in 

1) Beiehsgerichts-Entsch. Bd. 62, 119, Bd. 64, 41, Bd. 66, 19. 
*) Reichsgerichts-Entsoh. Bd. ö4, 98 n. v. a. 
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Frage konuDen kann, nicht berflhrt. Die Eisenbalm gewinnt nur das Beclit, 
in gewisser Weise mit dem Fracbtgnte an verfaliren. Wälirend des Gläubiger^ 

verza^^es hat ilio Eisenbahn nur Vorsatz und grobe FahrlSssIgkeit zn ver- 
treten. Wird alsd sinitcr die Abüpfernns: dos Fraclit$rntes nnmöglicli , so 
knniiiion die v^uliin fiiiitcrton ( irumlsätzt* nur insoweit zur Auwendunj?, als 
die Unniu-zliclikeit auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Kiseubabn be- 
ruht (BGB. § 3ü0). 

Daas die Eisenbahn in Gläabigerverzug gerät, ist Icanm anders denk- 
bar, als dass sie die Annahme der Frachtsahlnng und Erstattung ihrer Ans« 
lagen ablehnt, la diesem Falle füllt die Verainsnngspllicht des Absenders 
weg (BOB. § er kann Ersatz der Mehrkosten seines erfolglosen Angebots 

verlangen (§ 304 j, er kann schliesslich den Schuldbetrag hinterlegen (§ 372). 

l)rr Schnldnt'rverzntr ist heim Kisenbahnfraclitirescliiift ebenfalls in seiner 
Bedeutung und seinen Folgen lierabgemindert. Der AVksendt r kann in Scluiidner- 
verzug eigentlich nur dann geraten, wenn er die Zahlung der Kracht und 
Auslagen verzögert. Äüt der Auflieferung des Gutes kann er nicht in Ver- 
zug kommen, weil der Frachtvertrag erst abgeschlossen ist, wenn das Gnt 
mit dem Fraehtbriefe znr Beförderung angenommen ist. In gewissen FAlIen 
ist der Absender znr Voraasbezahlnng der Frachtgelder verpflichtet (Eisenb.* 
Verkü. § 61* Intüeb. Art 12 Abs. 2). Aber auch hiermit kann er nicht 
in Verzag geraten, weil die Zahlung Voranssetzang des Vertragschlosses ist. 
Wenn das Frachtgut idine Vnrans/.alilunü- anirenomuien ist. kann die Eisenbahn die 
Zahlung erst bei Milieferung des Gutes verlangen. Dies ist auch der Standpunkt der 
AUg. Abf.-Vor.schi Ilten 4; 37 Abs. 8, wo es heisst: -Gehen Sendungen, welche an 
sich dem Fraukatarzwange unterliegen, anfrankiert über den Bereich der an- 
nehmenden Bahn hinaus, so dürfen dieselben von den auf dem Beförderungs- 
wege nachfolgenden Bahnen nicht zurQckgewiesen werden, da die Annahme- 
stellen für dJ» Folgen haften, welche ans der NIehtbeaehtung der Vorschrift^ 
in § iH der Verkt). erwachsen". Nach Ausführung des Frachtvertrages ist 
aber der Verzug des Absenders gewöhnlich ohne grosse Bedeutung, weil die 
Ei.senbaiin sich auf (timikI ihres Pfandrechtes befriedigen kann. Selb.st- 
verstiindlirli ireten die gewi'ilinlichen gesetzlichen Folgen ein, namentlich die 
Verptlichtuug zur Zahlung von Verzug.szinsen (BGB. § 288). 

Hiemach ist beim Verzage des Absenders die Anwendung des § 326 
BGB. (Fristsetzung und Ablehnung der Leistungsannahme) aasgeschlossen. 
Sie wOrde auch dem Grundsatae von der Befördemngspflicht der Eisenbahnen 
zuwiderlaufen. Denn in demselben Augenblicke, in dem die Eisenbahn die 
Bcfürdcrnng ablehnte, wäre sie verpflichtet, init dem Absender einen nenen 
Frachtvertrag mit dem alten Inlialte zu si Iiliessen. 

Verzug der Eisenbahn in iler Krtiillung ihrer PHichten ist im weitesten 
IJmfanere denkbar. Hier sind die Folaen des Verzuges besonders j^eregelt. 
Fest/iilialieu ist daran, dass von Schulduerverzug (iiu Gegensatze zum Gläubiger- 
verzuge) nur die Rede sein kann, wenn ein Verschulden des Sehaldners 
vorliegt (BGB. § 285). Deshalb fallen die Transporthindernisse, von 
denen § 66 der EisenbVerkO. (Art. 18 des IntUeb.) handelt, nicht durchweg 
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unter den Bo-iiitt des Srlinldnervt-r/iirres. Denn unter ^Transiinrtliiniiernissen"' 
sind auch sulclie Hindernisse verstanden, die zwar ohne Verschulden des Ab- 
senden, aber andi ohne Sebald der läsenbahn entRtanden sind. Der scliuld- 
loee Absender hat die in § 65 der ElBenbVerlcO. festgeseteten Rechte, mag 
die Eisenbahn das Hindernis verschnldet haben, also im Sehnldnwverzage 
sein, oder nicht, nur mit der Ausnahme, dass bei Schuldlosigkeit der Eisen- 
bahn gewisse Kosten vom Absender zn bezahlen sind. Macht der Absender 
von dem ihm durch § (J5 gewährten Rücktrittsrechte Gebrauch, pvlischt die 
Fracht tVirderunp:. Der Absender hat aber bei Schuldlosiqrkeit der Bahn dio für 
ilits(;n Fall in den Tarifen fest^rosetzten Gebühren zu zahlen. Natürlicli kann 
der Absender auch von dem ailgemeinen Verfügungsrecht des § 64 Gebrauch 
machen (vgl. oben) nnd brancht dann nnr die tariftnässigen Mehrkosten an 
aaUen, die nicht durch YerBcbnlden der Eisenbahn vemrsacht sind. 

Liegt kein TransportUndemis vor oder hat der Absender keinen Anlass 
zu besonderen Verfügnngen genommen, so kommen im Falle der Verzögerung 
der Ablieferung die Vorschriften Uber „VersHnmnng der Lieferfrist'' 
zur Anwpiidiintr '). Die Haftung für Vei-siinmunir der Tjeferfrist ist cItip 
wirkliche Verzuirshaftunfr. denn sie nitt nur ein. wenn der ?'is<nbahn ein 
Verschulden zur Last ftlllt. Die Vertreiungsptiicht ist hier stark ver.schürft, 
denn die Haftung ist nur ausgeschlossen, wenn die Verspätung von einem 
Ere^tnüse herrfihrt, das die Eisenbahn weder herbeigeführt hat noch ab«t- 
wenden vermochte. Femer liegt der Eisenbahn für das Vorhandensefai dieser 
Voraussetzungen die Beweislast ob. Dies schliesst aber nicht die Annahme 
ans, dass Voranssetzung fttr die Haftung ein Verschulden ist Die Regelnng 
der Beweislast hat nnr zur Fol|re. dass eine vSchuld angenommen werden 
muss, wenn der der Eisenbahn obliep;ende Beweis nicht L'eliiiat- 

Die Folßfen des Verzti^'cs sind im einzelnen irenan bcstininit. Die Eisen- 
bahn haftet sogar Ihr den Fall, dass der Absender die Entstehung eines 
SchadOM nicht nachweist. Wem anch der von der Eisenbahn zu leistende 
Ersata teilweise nach Quoten der Fracht bestimmt ist^ so wird dadurch doch 
die Frachtforderung an sich nicht berfihrt. Hat a. B. die Eisenbahn '/is der 
Fracht zu erstatten, so vermindert sich nicht etwa die Fhiditfordemng der 
Eisenbahn ipso iure um '/lo, sondern die '/lo können nur im Wege der 
Aufrechnnnir abfrezof>:en werden. Diese ünterscheidnnjr ist zwar für die 
meisten Fälle liedeutuufrslos. Sie ist aber dann wesentlich, wenn es sich 
darum handelt, ob eine Aufrechiinnfr iremüss § 388 des BGB. erkl.'Irt ist. 
Feiner ist sie im Prozesse von Bedeutung, weil z. B. die Aufrechnung in der 
Bemfbngsi n Btan« in der Regel nnr mit Genehmigung des Gegners geltend 
gemacht werden kann (ZPO. § 829 Abs. 3). 



') JIGB. J< 466. EisenbVerkl >. 63. St;, S7, Inti cl). Art, 39, 40. Ein l>esonder( r 
8chadcnsersatzanspruch besteht fUr den ball, dass die iiiisenbabn nicht die vurge- 
ichriebene Keihenfolg» bei Beförderung der aufgelieferten Güter innehält, HOB. § 458 
Abs. 4, MUeb. Art. 6 Abs. 4. 
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Aoch bier mass, wenn der EisenliahB Vomts oder grobe Fahrlässigkeit 
nacbgevriesen wird, voller SdndeiiserBats geleistet werden. 

Die Rechte, die den Absender an and f&r sieb ans 886, 386 de« 
BGB. anstehen, mfiBsen anch beim Verzöge der Eisenbalm durch die Sonder- 
gesetsgebong als beseitigt gelten. 

Zum Schlüsse noch ein kurzes Wort über die VerjÄhrunp. Nach 
19f) ^ (los IHiH. verjähren die Ansjniiche der Eisenbahnunternchmunfren 
auf Fracht einschliesslich Auslaj^en in zwei Jahren. Ansprüche anf Rück- 
zahlung zuviel bezalilter Fracht verjähren in 30 Jakren (BGB. § 195). Dies 
gilt aneh flir alle die Fracht betreffenden Ansprüche, die vorstehend erörtert 
sind. Denn die Bisenbahn-Sondergesetigebnng regelt die Verjftbmng ab- 
weichend von BOB. nur IHr andere Fille. So besteht eine einjährige Ver^ 
jihmngsfrist für Ansprüche, die sich aus unrichti{?er Anwendunf? der Tarife 
nnd aus Fehlern bei der Herechnung ergeben Dieselbe Frist besteht für 
Ansprüche pejjen die Eisenbahn wej^en Verlustes, Minderung, I?es< hadiirunsr 
oder verspäteter Ablieft lUMi^ des Gutes*). Dass diese Ansprüche die Fracht- 
forderung nicht unmittelbar berühren, ist ausführlich dargelegt. 

Soweit der Eisenbahn ein Pfandrecht am Frachtgute zusteht (HGB. 
g§ 440 ff., IntUeb. Art. 21), hindert die Verjähmng des Anspmchs die Eisen- 
bahn nicht, ans dem Frachtgate BefHedignng an suchen, nnd dies mnss selbst 
dann gelten, wenn es sich nur um Nachfordemng irrtQmlich nicht eingezogener 
Frachtbetrftge handelt (BOB. §§ 223, 1254). Allerding» ist dies praktisch 
nicht vcin erlie)di(lier I^pdfutunir . weil dif< Eiscnbalineii ilii- IMandifdi! 
möglichst bald zu vei wirklichen streben, insbesondere bei Einzirliung irrtüm- 
lich berechneter Fracht das Frachtgut ausfjeliitndigt zu werden jitlegt. 

Naclitrag. Bezüglicli meiner Ansfühnni!; auf S. 307 ff., dass die Eisen- 
bahn stets einen Anspmch anf Teilfracht haben niüsste, wenn sie nicht für 
den Verlust des Gutes haftet, werde ich vun befreundeter Seite darauf auf- 
merlcsam gemacht, dass fttr das Frachtgesch&lt der IMnnenseMffhbrt dieser 
Omndsatz bereits Gesetz ist (BinnSchGes. § 64). Fttr das 8eefi«ehtgeschAft 
gUt das GegenteU (HGB. § 617). 

* 

*) HGB. S§ 410,488,414, BiaenbVerlEO. g§ 6i« », 91, IntUeb. Art W. 
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20. 

Di« Befdrderiiiigspfliclit der Deutsclien üelohspost. 

Von W. Coertnann, 
AmiBgeiichtarat in Strassbiug L £. 

Die Fardit vor einem lOesbrandi dee Eieenbabnmonopols dnrcli den Staat 
dnrcbxielit die geaamten HotlTe xnm alten HandelKgeeetsbiich und liat den 
Befördemngsswangr des jetzigen § 463 HOB. geschaffen. Es kann daher nicht 

wnndernehnion . wenn in dem in demselben Jahre , wie das HGB. erschienenen 
Grund-Postiresi^tzc für die zweite staatliche Befördernngsanstalt ähnliche, als 
Schntzmassrepreln für das Pnbliknm gedachte Bestimnuinp-en erlassen sind. 
Art. 4H der J^eichsverfassung ordnet eine einheitliche Einrichtung ntiil Ver- 
waltung des Po.st- und Telegraphenwesens an; deren Ausführung hat zunächst 
da« Gesetz vom 28. Olitober 1871 gebracht Wie bei den Eisenbahnen ist 
aach hier früher darfiher gestritten, ob die dienstliche Tfttiglteit dieser Be- 
fdrdemngsanstalten dem Pablikam gegenüber lediglieh als Ansflnas dee 8taats- 
hoheitsrechts oder alwr als bttrgerlich-reehtlicbe VertragserfBUnng annsehen 
sei. Die Kechtslehre hat sich letzterer AufTaavu^^ zugeneigt, vgl. Laband, 
8taatsn'cht II S. H4; Mittelstein, Beitrage 7.\m Postrecht S. H f. ; Ar<»n. 
Post^osetz vS. H: Coermann in Gruchota Beitrilge. Bd. 48 8. 314 ff.; 
Wimm er, Schweizerisches Postrecht S. 25. Seit dem neuen Handelsfresctz- 
buch (§ 452) iBt nicht melir dieses, sondern 631 ß'. des Bürgerlichen Ge- 
aetabnehfl, d. h. die Vorschrifton Aber den Werkvertrag das Brgftnsangsrecht, 
wo die postaliscfaen BestimmaBgen nicht anareichen. Das gilt aber nur ffir 
daa VerhAltnia swischen Post und Pnblikim, wie ea durch die letatgenaanten 
geregelt ist. Die Terwaltongarechtttehe Stellnng der Post wird dadurch 
nicht berührt. 

Nach verwaltnngsrechtlichen Gnindstltzen sind jedoch die für den Ver- 
Icehr des Publikums bestimmten Verwaltungsstellen jedermann ohne Unter- 
schied geöffnet, der sich den allgremeinen Bedingungen fügt. Von diesem Ge- 
sichtspunkte aus gelten die privatrechtlichen Vorschriften der Einzelbehörden 
als die zwingenden Formen, in denen sie dem Publikum gans allgemein snr 
Verfilgung atehen. Wer sich ihnen fügt, darf von der Benntaung nicht aua- 
geaehlossen werden. So wenig die Polisei beftagt ist, ihr fibertragene Auf- 
gaben dem einen gegenfiber au erfüllen, dem anderen gegenüber die Er- 
füllung abzulehnen, eben.sowenig wie die Gerichte ein Recht haben, eine ge- 
setzmiissitre Klatrc nicht zu beachten — es sei nur auf die zivil- und straf- 
rechtlichen Folgen des linksrheinischen deiii de justice verwiesen — ebenso- 
wenig sind Post und Telegraphie befugt, ihre allgemeinen Aufgaben will- 
Icfirlich zu erÜQlen oder nicht zn erfüllen. Aus allgemeinen staatsrechtlichen 
Orundsttaen iat daher ein Befftrdemngszwang ohne weiterea henuleitan, eine 
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rostpHicht, tlercn Verletzung den dadurch Üenachteiligten ein Beschwerderecht 
im Venraltnngawege gibt. 

Die Grenzen dieses BefSrdernnguwuiges rind in der PostgeMtzgebong^ 
nicbt so genan nmschrieben wie im EisenbAbnreehte, wo für deren Verletiniig 

privatrechtliche Folgen gesetzlich aiLsdrucklich festgestellt sind. Trotz viel* 
facher Aehnlichkeit sind sie doch in wesentlichen Beziehungen grnndver- 
srliipflen. was berfits bei der örtlichen Vertragsbestimniunjr srliarf hervortritt. 
Ihe Hisenbalm ist niolit e:ehalten als Frachtführer, über Jiahnstatiftnen hinaus 
Ik'fördernnp-eii auszutühren. für die Post gibt es in örtlicher Beziehung im 
Keichsgebiete überhaupt keine Grenze. Zwingende Beförderungsbedingungen 
sind bei den Bahnen: a) die gesetsUehen Yorscbriften, b) diejenigen der 
Verlcehrsordnuig nnd c) die allgemeinen Anordnungen der BdiOrden. Das 
Postrecht kennt nur den Zwang der zn a nnd b bezeichneten Bestimmungen. 
Diese sind lediglich im Post- and Telegraphengesetz, dem Posttaxgesetz nnd 
der Fernsprechgebührenordnung sowie in der Post- und Telegraphenordnung 
enthalten (§ 3 des Pctstgesetzes). Wie die Keichstairsberichte zum Postgesetz 
S. H91 ff. ausdrücklich hcT vorheben. darf die Post auch bei der Personenbeförde- 
rung andere Anordnungen nicht erlassen und bei etwaiger Nichtbeachtung 
solcher die Mitnahme nicht verweigern. Ein solches Recht steht der Behörde 
auch kelneewegs bei Yerletznng einer der zahlreiehen Formvorsdiriftm der 
Post- nnd der Telegraphenordnung zu. Wie weit dieselben in dem Sinne als 
zwingende anzusehen sind, dass ihre Nichtbeachtung rechtliche Nachteile zur 
Folge hat. kann nur dem Wortlaute der Bestimmung selbst entnommen 
werflen. Ilir \'<iirleich ergibt Rechtsfolgen doiipelter Art. einmal wird eine 
b(-sonit(>i(> CTobühr erhoben, dann aber der Post das lleckt eingeräumt, die 
Bef ökI I Hing abzulehnen. 

Dunach bestehen folgende Fälle von Beschränkung bzw. Aufhebung des 
Beförderungszwanges r 

1. Bei nicht genOgend firankierten Sendungen, die die Post auch un- 
frankiert zn befördern verpfllditet ist, steht derselben kein Ablehnnngsreeht, 
sond( I II nur ein solches auf eine Sondervergütung zu. Betrifft die mangel- 
hafte Frankiernng Sendungen, die dem Fraukiemngszwang unterliegen (z. B. 
Dincksachen), so ist bis zur rechtmässigen Frankierung die Post vom Be- 
fördernngszwang entbunden. 

2. Die >;§ lö tV. der Pustordnung enthalten Verpackungsvorschriften, die 
jedoch keine zwingende Bedeutung als einzig richtige und stets anzuwendende 
haben. Eine allgemeine Verpacknngspflicht besteht nicht, und die Nichtbeach- 
tung der §§ 15 ff. verpflichtet den Absender zunftchst nur, der Post ein be- 
zügliches AneriLeintBis mit Versieht auf Ersatz daraus Ach etwa ergebender 
Miingel auszustellen. Bei mangelnder oder' mangelhafter Verpackung ist der 
Beförderungszwang nur dann aufgehoben, wenn aus diesem Mangel a) ein 
Nachteil für andere Postsendungen oder b) eine Störung des Postbetriebs zu 
befürclitcn ist. 

i}. Werden die Sonderbestiraniungen über den Verschluss eingeschriebener 
Wert- oder Geldsendungen nicht beachtet^ so wird dadurch die Beförderungs- 
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pücht in keiner Weise beunflnsst, an Stelle der erhöhten Haftpflicht der 
Pott tritt nnr die gewöhnliche. 

4. Mangelhafte Adreaslenuig gibt der Poet nnr dann ein Recht, die Be- 
fördernng abznlehnen, wenn die Adresse nicht in dentecher Sprache, der ein- 
7A^en AroUsprache, wie Zorn nnd Paalxow treifend gegen die polnischen 
Ant'schriften nach<!:ewie.sen haben, oder ho nn^^enü^end angegeben ist, dass 
auf Grund derselben eine Bestellung; nicht erfolpen kann. 

5. Die Verweigerung seiner Legitimation durch den Absender berech- 
tigt nur bei Telegrammen zur Befürderungsverweigerang 3 der Tele- 
graphenordnaug). 

6. Bei allen Sendungen setzt die Befördemngspflieht deren Möglichkeit 
Torans. Eine solche ist nicht Torhanden — §§2, 10 der Postordnung, § 1 
Abs. 2 der Telegraphenordnung — 

a) bei Gewidits- und Umfangsüberschreitnngen ; 

b) iiei GefiikrUdikeit der Sendung für sich selbst oder fUr andere Sen- 

düngen ; 

c) bei Unzulängliclikeit der Piefürderungseinrichtungen und -mittel ; im 
Personenverkehr haben die eingehenden Bestimmungen der Postordnung 
die Frage des Wagenmangels noch nicht anfkonunen lassen; 

d) bei gesetalichen Befördernngsverboten (z, B. von Wild in der Schonxeit, 
bei Emltahrsverboten); 

e) bei Verl^inng von Anstand und Sitte durch offene Sendungen nnd 
Telegramme ; 

f) bei der Personenpost bczüglicli ilprjpniiren Kranken, die mit epileptisclien 
oder (ieinütsh'iden , mit anstecketulen (Miei Kkel erregenden Uebeln be- 
haftet sind, die durch Trunkenheit, unanständiges oder ruhes iienehuieu 
oder durch unreinlidien oder nnanständigen Ansng Anstoss erregen, der 
Gefangenen sowie deijenigen, welche Hunde oder geladene Schuss- 
waffen mit sich führen (§ 52 der Postordnung). 

7. § 6 der Postordnung bezeichnet einige Gegenstände, nämlich rasch 
verderbende, unförmig grosse, lebende Tiere, Explosivskörper als „bedingt 
zur Postbefördernng zugelassene*. Der Beförderungszwang ist nnr dann be- 
züglich dieser aufi,'ehoben, wenn der Auflieferer ausser den allgemeinen die 
im § () a. a. (). gegebenen Sunderbestimmungen nicht einhiUt. 

Die Frage, ob die Post auf Einhaltung einzelner Befürderongsvorschi'iften 
nnd Entrichtung der Torgeschriebenen Gebühren ausnahmsweise Tenskhten 
dürfe, ist an Temeinen. 

Andere als die Terstehenden Gründe lassen die Ablehnung der Beförde- 
rung nicht zu, z. B. nicht der Umstand, dass die Annahmeverweigerung vor 
der Absendung bekannt, dass der Knipfänger nicht frei gemachter Sendungen 
zahlungsunfähig ist. Krieg und gemeine (tefaiir beben nicht die Uefürderungs- 
pdicht der Post, soweit sie mit den rcgelniilssigen , vorhandenen Mitteln er- 
füllt werden kann, sondern nur das liefiirderungsvorrecht — den Postzwang — 
auf. Erstere ist jedoch dann erloschen, wenn ihre Erfüllung durch höhere 
Gewalt verhindert wird. 
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Die dffentliebreelitliche Stellung der Post verpflichtet diese sor gleich- 
mSssigeii Behaadlnog »Uer Auflieferer, soweit nicht Ansiuüineii gesetsUch vor- 
gesehen sind. Dftrans folgt nicht »nr, dass die GebfUiren gegen alle gleicli- 
mässig anzuwenden sind bezOglich der Zeitungen wird dieses im § 3 des 
Post^resetzes aasdrücklicli liervorgeliohen — . sondi i ii dass dt-r Zeitpunkt der 
Auflieferung, soweit solclies überhaupt möglich ist, für die Reihenfolge der 
Beförderung bestimmend »ein mma. (iesetzlich zulässig sind nur uachstehende 
Abweichungen : 

a) die bevorzugte Beförderong telegraphiichw Pottnttweisnngen (§21 
PO., § 13 TO.), durch Eilboten zn bestellender Sendungen (§ 82 PO.), drin- 
gender Pakete und T^legnunme (§ 84 PO., § 9 TO.); 

b) die bevorrechtigte BenutBong der Telegriq^hen und Fernsprecher im 

dffentlichen Interesse (§ 5 TG ). 

Ein Ausfluss der Befördernngs})rticht der Teleirraphenanstalten ist die 
Pflicht zur Duldung des Anschlusses jedes Aiitragbtellers an das städtische 
Fern.s|>rechnetz 6 TG.). Die für jederniaun gleichmässig geltenden An- 
BchlussbedinguDgen muss die Verwaltung bekannt machen. 

Die einstweilige Verwnhrnng des Gnts bis znm Beginn der BefSrderong 
hat im Postrecht nicht dieselbe Bedentmig wie bei den Eisenbahnen. Es ist 
wohl hanptsKcblich der ünfang der Sendungen, der den Satz des § 453 
HOB. und des § 65 der VerkO. veranlasst hat. dass die Bahn zur Annahme 
von Gut nur soweit verpflichtet ist, als die Bef(>rdernng sofort erfolfren kann. 
Die gleichzeitig eiugpfiihrte Yerwahruntrspflicht hezüirlich aller anderen Be- 
förderungsgüter, soweit die Räuinlichkpilen es gestatten, hebt allerdings ileu 
ersteren Satz nahezu auf. es wird ottenbar nur bezweckt, die Balm vor 
Schadensersatzklagen zu schätzen, die ihren Grand in den im einaelnem Falle 
nicht aasreichenden Ladeeinrichtnngen sncben. Der geringere Unsfug der 
Postsendungen lässt solche Schwierigkeiten nicht entstdien, es war daher anch 
nicht nötig, fflr eine einstweilige Verwahrang besondere Vorschriften einzu- 
führen. Damit ist allerdings noch nicht gesagt, dass die Post keine Ver- 
wahrungspflicht treft^e. Dit' .\nnahme der Sendungen erfolgt zur Beförderung, 
und solange diese währt, kommt die besondere Haftpflicht der Post zur (Gel- 
tung , wie sie das Post- und das Telegraphenge.setz aufstellt und durch das 
BGB. ergänzt wird. Die Sondergesetzgebung Vd&st nun nicht erkennen, wann 
die BefSrderong beendigt ist, als Teil der Beförderong gilt jedenfalls auch 
die Anfbewahrnng postlagernder Sendungen. Da Uerftber sowie über die 
Behandlang nicht angenommener oder sonst nnbestellbarer Sendangen Vor* 
Schriften nur im Zusammenhange mit denjenigen Ober die Beförderung er- 
lassen sind, rechtfertigt sich die Annalime, dass die Haftpflicht der Post eine 
einheitlichf ist, solange sie die Sendnn<r in Verwahrung oder Beförderung hat. 
I)iese Aiirt'assung wird durch die Auslegung' unterstützt, welche der § 12 P(f, 
in der Praxis erfahren hat. (Dambach -v. Grimm, Kunmientar zum Pi».st- 
gesetz 6. Aufl. S. 131.) Von einer besonderen Verwahrungspflicht wie bei 
den Eisenbahnen kann nach Vorstellendem bei der Post keine Bede sein. 
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21. 

Dte rechtliclie BeliniidluDg der Automobile« 

Von Dr. Erat! fiuyer, 
Bechtaanwalt in Zürich. 

(SeblQM.)*) 

III. Zum dritten Teil (S. 112—138). 

Dieser diitto Teil des Werkes ist dasjenige Kapitel, welches die Vor- 
schiiii^e cntliält, die den Antomobilhaltem die Haftptiicht annelimbar und ge- 
uiesshar macdien sollen. 

Ks werden hier Vorschlüge gemacht, weiche auf eine Beschränkung der 
Haftpflicht aoflgehen. 

£b tind dies folgende: 

1. ICeili kann eich damit einverstanden erldSren, dass AntonobJle, die 

nnr eine verliUltnisinilBBig geringe llaximal^eschwindi^keit anfweisen, nicht 
nnter die Haftpflicht gestellt werden, sobald die Techniker erklUren, dass 
keine ernstlichen Zweifel über die effektiv venniiiderte (Jefahr bestehen. 

Immerhin stielten auch dem Verfasser Bedenken über die iStatuierung 
dieser Ansnalnuen auf. Wir halten diese durchaus für gerechtfertigt und 
wollm nnr noch beif&gen, dass die Halter solcher Aatomobile anefa hei ünter- 
stelhug anter die Haftpflicht mit derselben weniger in Berflhning geraten, 
weil dnreh diese Automobile weniger ünAlle entstehen werden. Verursacht 
das Automobil aber Unfälle, so sollen diese nach Haf^ichtgmndsfttaen ent* 
schftdigt werden. Unterliegen doch anch die Seknndftrbahnen nnd BüIhk lien 
mit ihrer Schneckengescliwindifrkeit, ja 80£rar Pferd etramways derselben Haft- 
pflicht wie die Hauptbahnen, obwolil sie zweifellos wenifjer iref.'lhrden als 
Autt)niobile, die mit 20 — 25 kin durch die Städte fahren. Bemerkt mag in 
diesem Zusammenhang noch werden, dass die zulässige Max im algeschwindigkeit 
der stadtattrcberischen Strassenbahnen 28 km betragt. Und doch onterstehen 
de der Haftpflicht. Warum sollen nun Antomobile, die nngefUir im selben 
Tempo fahren nnd gleich stark, wenn nicht mehr gefllhrden, davon eximiert 
werden?! 

2, Meili schlagt für das Antomobilhaftpflichtgesets vor, den Art. 12 des 
Schweiz. Eisenbahnhaftpflicht^fesetzes von IHOö zu akzeptieren, der bestimmt, 
dass der Sachschaden nach dem wirklichen Werte zu er.-M tzen sei nnd dass 
ein weitergehender Schaden nur l)ei Existenz eines Verschuldens auf Seite des 
Antomobilhalters vergütet werden müsse. 

Damit kdnnen wir uns schliesslich einverstanden*) erklftren. Besonders 

') S. den orsfpii nnd zweiten Teil in dieser Zeifsrliritt P.d. XXIV S. ;^(J1^ ff. 
'i trotz der teilweise anderen Ausführungen in unserer Arbeit Uber die Automobil- 
haftpflicht ä. 87 tf. 
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geflUlt ans, dus auch Meili eine Redaktion des Sduidenenatses bei zn- 
fftlligen ünfftllen ablelint 

Ebenso {^chliessen wir nns Meili an, wenn er Bedenken gegen den § 8a 
des deatsclien Gesenentwurfes li('<rt: i1i(s*'v ij 3 a lantet: 

, Soweit '1er KisatziiHiclitit:^ i§i? 1—3) bei Herücksichticrunp: seiner 
sonstigen Vei i)tii( litmiirpii aiishers<tainit' ist. ohne CTetährilun^ seines 
standesgemässeu luteilialte den Schaden zu ersetzen, ist er berecktig;t, 
von den xn seinem Unterhalte verfügbaren Einkfinften zwei Drltteile 
oder, wenn diese zu seinem notdfirftigen Unterhalte nidit ansreielien, 
so viel znriiekznbehalten, als zn dessen Beetreitong erforderlich ist. 

Hat bei der Entstehung des Schadens ein Yerschalden des Ersatz- 
pflichtigen nicht mitgewirkt, so beschrlinkt sich seine Verpflichtnng anf 
daajpni<re. was mit 7?ücksirlit auf die IkMlürfnissp. sowie auf die Ver- 
mö^rens- und Erwerbsverhältnisse der I!( t« ili«rt<'n der Billigkeit entspricht". 
Es ist dieser Vorschlafr direkt unaiinelinil»ar . er macht die Tfaftptlicht 
teilweise illusorisch; er nimmt mit der einen Hand, was er mit der anderen 
gegeben hat. 

Indessen möchten wir dagegen schliesslich nicht viel einwenden, dass in 
Fttllen ungewöhnlich hohen Erwerbes des Qeschftdigten die Entschädigimg vom 

Richter anf2:eme,ssen ermJlssipt werden darf. Wir geben unsere Znstimmang 
nnr deshalb, weil eine derartiire Norm in Art. 4 dee Schweiz. ?jsenbahn- 
liaftpflirhtgesetzes Einjranjr irofundt ii hat; wir verkennen aber nicht, dass eine 
derart i^H Norm der ^\'illkiir Tür und Tor üffnen könnte. Wir haben c:eyen 
diese Nnrni sclion in unserem Kommentar zu diesem (iesetze (Art. 4 S. bO) 
die bezüglichen Bedenken angedeutet. 

3. Gegen eine sahlenmKssige Lfanitiemng der Haf^flioht hat UeiU starke 
Bedenken nnd er sehlftgt eventnell, d. h. für den Fall ihrer Annahme in das 
Gesetz vor: einmal, diese limitiening wieder anlknhefoen für die itüle, wo 
vom Autouirhili.sten eine Polizeivorschrift Übertreten wird oder wo denselben 
ein strafbares Verschulden triß't, und sodann zugunsten des Geschädigten eine 
Minimalentjichiidiirnng für ;re\vissp Kinüriffe. Verletzungen. Störuncen in seine 
Kechtssphäre etc. aufzustellen, anter Vorbeliait des naclizuweisendeu Mehr- 
wertes. 

Wir haben in der Schweiz schon eine limitierte Haftpflicht im Fabrik- 
haftpiichlgesetze statuiert; wir haben aber nicht die besten Erfahmngen damit 
gemacht; allerdings ist anzugeben, dass die Limitiemng hier auch sehr weit 
geht. Es steht aber in aiemUch sicherer Aussicht, dass bei einer Revirion 
dieses Gesetzes mit dieser BeschrRnkung ganz aufgeräumt wird*). Ebenso- 
wenig wie eint' Tiimitierung der Maitpriicht nacii oben, gefJlllt nns eine solche 
nacli unten. Weder die eine nodi ili»- andere ireniiirt den Bedürfnissen ; auch 
wird keine von beiden eine erzieherische Wirlcung ausüben. Dieses Moment 



') Vgl. z. Ji. den Vortrag von Adv. Dr. Lang. Zürich, abgedruckt in den Vt r- 
handlongen des sdiweis. Jaristenvereins 1901, Ueft 1 (Basel 1901) aber das Tbeuia: 
Die Bevision der FabrikbaftpfUchtgeietse. 
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darf aber bei Staiiiierung vou Heclitsiiurmeu vorliegender Art niemals beiseite 
gelasäen werden. 

8. Meili syiiiputhisiert aodsnn mit der BestiiDmniig des Oeterreichischen 
Entwurfes (§ 2 Abs. 3), wonach ein Schaden, der von scheaenden Tieren 
herrfibrt, als durch hSheren ZnfaU herbeiirefQhrt angesehen werden soll, wenn 
die Tiere ohne Aufsicht ^mnherlanfen' , oder wenn der Automobilist beweist, 
«dass der Schaden trotz der vorsclirifts- und sachgemässen Vorsicht in 
Ffihrnn? und Bi-liandlnnf? dps Kraf tfahizonccs uirlit vorhiinleit werden Iconnte". 

Wir ^ebeii zu. dass bri Kxi.st<'iiz luaktisi In r i*uJizt'ivurschrifteu (z. B. 
§ 18 Abs. l der deutschen .Grundzüge" j die obige Norm des österreichischen 
Entwurfes ihre Berechtigung hat, aber nur dann und wenn gleichzeitig die 
PrOfnng des vom Automobilisten zu leistenden Exkulpationsbeweises durch die 
Gerichte strenge gehaadhabt wird. 

4. Weiter nntersneht dw Verfasser die rechtliche Behandlung der im 
öffentlichen Dienste (Militär-, Feuerwehr- und Postdienst) stehenden Automobile. 

Bpzüelidt der Milit.Hrantomobile berücksiclitigt Meili die Stellung der 
verletzten M ilitiiiiK-isunen. Diese Personen sind in dei- .^tliweiz iduie \veiteres 
dem l)iui(b'Sfrrs('tzf. bcti etVciid Versielienintr der -Militäiporsnnen j;t'f:<'n Kranklu'it 
und Lntall vom 2S. Juni 1901 (e.rgäuzt durch das Bundesgesetz vom 27. Juni 
1906), unterstellt (vgl. hlerftber nnsere Sdirlft: Die lOIitftrversicIierung in 
der Schweis, 1906). 

Alle anderen Personen, die vom Hilit&rautomobU geschädigt werden, 
sollten u. E. jedoch den Schutz der HaftpfUcbt geniessen. 

Die im öffentlichen Dienste der Gemeinde stehenden Automobile sollen 
nach Meili von der HattpHidit eximiert werden, weil für diese das öftentliclie 
Recht erelte. anders diejpnij;cn Automnliile der Gemeinden, die nach privat- 
rechtlichen Gesiclitspnnkten betrieben werden; iür diese soll die Haftpflicht 
wieder massgebend sein. 

Beallglich der Postautomobile empfiehlt Meili mit Recht die Nach- ^ 
achtung des Schweis. Betopieles, indem bei uns der Postbetrieb derselben 
Hafl|illieht, wie sie fttr die Eisenbahnen besteht, unterstellt ist (an vgl. das 
schw. EisenbHaftpflG. Art. 24 und die Bemerkungen in unserem Kommentar 
zn diesem Gesetze iS. 18.') — 188). l'ebrigens ist natürlich heute schon der 
Automubilpn st bet rieV» in der Sclnvt-iz der HaftpHlclit unterstellt (gemäss 
der eben zitieiien ncstinunnnir des KisenbHaftpflG. liiU.")). 

5. In diesem Zusammenhang prüft Meili endlich noch das Verhältnis 
des Spezialgesetzes zn dem gemeinen Privatrechte. Er sagt, dass 
die Nonnen des Spezialgesetaes exklusiv wirken, wenn die Klage nur auf sie 
gesttttzt erhoben werde; werde jedoch ein Verschulden im Sinne des normalen 
Zivilrechtes geltend gemacht, dann sei die Bemihng auf das allgemeine Privat- 
recht (primJir oder sekundiir) zul.lssiir. 

Dieser letztere Fall wird wohl, selten und nur dann eintreten, wenn das 
iremeine Zivilrecht einen höheren Ersatz zusichert als das Speziali t rht ; ist 
dies nicht der Fall, dann wird wohl stets da« HaftpHicbtuesetz. das den Ge- 
»chädi^<ten prozessualisch begünstiget, die. Basis der Klage bilden. 

£i;«r, iLiMnüüliurocbilKlit: Kutttr.lietUungcn XMV. '26 
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Nicht eiuvci-standcn sind wir mit Meili, wenn er den § 5 a des vom 
kaiserUcheii AntonobUklab gelieferten Oegenenfcwnrfes als rationell eraehtel, 
der bestimmt, dass. wenn der Oescbftdigte innerhalb eines Monates, seit dem 
Tage, da er Kenntnis von der Schädigung oder ▼ob der Person des Schidigers 
erhalten hatte, demselben Anzeige zn machen habe, da sonst derselbe die 
Leistung des Schadenorsatzes „anoli vor Ablauf der Verjährnnprsfrist" ver- 
weigern koiino. Wiin^<li(Misn fv) ist allei dinjrs. dass der Gescliiidis'te durch 
das Gesetz aiijjrehalten werde, inriirlidist bald au die Keali'^ierunir seiner An- 
sprüche zu deuken, das» aber das tiesetz dies durch eiue ausdrücklich zu- 
gelassene und ermöglichte Vemhleppuug der Angelegenheit dareh den Haft- 
pflichtigen erzwingen will, finden wir nnverstftndlich. Es gilt allerdings der 
Sata, dass die Unkenntnis der Gesetze irrelevant sei, aber damit wird die 
allgemein bekannte „Unkenntnis der ttesetze' nicht ans der Welt geschafft. 
Dass nnn eine Partei der Automobilisten, die gewiss fast stets die besser- 
nnterrichtete ist. aus dem .irrelevanten" Nichtwissen der anderen Part^M. die 
mit diesen Hechtsfrairen eist dann in Berühruner kommt, wenn sie fresehäditrt, 
worden ist. \'nrti ile zielien solle, und zwar solche, die zudem noch im stärksten 
Widerspruch mit der Tendenz der Haftidiichtgesetze stehen, ist absolut nicht zu 
wünschen. Unserer Ansicht nach wird das mit diesem Vorschlag verfolgte 
Ziel durchaus erreicht, indem eine kurze Verjährungsfrist statuiert wird, wie 
dies bei den fibrigen Haftpflichtgesetzen schon geschehen ist. 

IV. Zum vit rteu Teile. Automobilstratrecht (S. i;{8— lö8). 

Das Haftptlichtfresetz muss auch strafrechtliche l?estinMriun£ren entlialt<»n. 
Zwai* krmnten solche auch in den fremcinen Stratkoiiex aut}:enommcn wcnb-n. 
allein es ist raliunidler. dieselben, soweit durch sie besondere Bedü rtiiis.se 
erfordert werden, auch gesondert aufzustellen. Soweit die „Besonderheit' 
fehlt, kommen dann die gemeinen Strafrechtsnormen wieder zur Anwendung. 

Diese Strafbestimmungen (strafrechtlichen und strafpolizeilichen Charakters) 
richten sich in der Hauptsache nur gegen den Automobilisten. £r selber 
steht zum Teil unter dem .Schutze der Htrafbestimmnngen, die zum Schutze 
des Verkehrs überhaupt aufgestellt sind, zum Teil werden zu seinen Gunsten 
auch noch besondere Normen, namentlich strafpolizeirechtlicher Matur, auf- 
gestellt. 

Der vierte* Teil des Buches von ilcili befasst sich nun mit diesen Straf- 
reclitsnormen. Richtig betont Ueili, dass in diesem Kapitel der Chauffeur 
die erste Rolle spielt, vorbehalten bleibt allerdings der Fall der Beeinflussung 
durch dritte Personen, z. B. die Fahrgäste; nicht annehmbar erscheint auch 

uns der \'orsehlag des belgischen Entwurfes, dass neben dem Chauffeur 
stets auch der Ki-ieutümer strafrechtlich solle verfidirt werden können, bis 
er den Beweis habe erbringen können, dass er den Vorfall nicht verhindern 

konnte. 

Die Strafen bestehen hei l ehertretuntf der l'olizeix ttrschriften in l'oiizei- 
bttssen (resp. hei l'uerhültlichkeit entsprechende Gefängnisstrafe), deren Hübe 
in den verschiedenen Ländern sehr variiert. 
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Der Verfasser l>us])ricltt auch das ei{[;enartige Yorgelien von England, wo 
iinter dem Gesetee von 14. Angiiat 1903 ,geradeza neue Btrafrechtiicbe Delikte 
geschaffen wurden*, er hebt aber auch einzelne sehr rationell erschMnende 
Bestimmungen dieses Gesetzes hervor, die eine nnflbereilte Icattbifttige Be- 
strafung: sichern wollen Das Ziel ist sflir üiit. 

Kndlich tritt Mcili noch auf die Kra^e ein, ob und unter welchiMi Tui- 
ständen der Kn\/.\\<: der Kahrlizenz stattfinden könne. Er konstatiert, 
dass diese Möglichkeit in vielen Verordnungen und auch in einzelnen Gesetzen 
vorgesehen ist. 

Bezflglich der privaten Antomobile votiert ICeill mit Gnmd für eine 
etwas weniger strenge Handhabung dieser Hassregel, indem nicht vollstftndiger 
Entzug der Fahrlizenz, sondern nur eine zeitweise Suspendiernng: bis zur 
Hebnnp: des jeweiligen Fehlers (liege er in einem Haugel am Wa^^en oder in 
der Befilhiiruny des Führers'i eintreten soll. Wir g:eben ihm Kcclit, würden 
aller i-inc Ciesetzeshestiinmnnfr liegriüssen. dass bei Kückfall aucli \n i privaten 
Automobilisten eine zeitweilige ^?uspendierung, oder in ganz schweren Fällen 
eine Aufhebung der Lizenz durch die Gerichte ausgesprochen werden dftrfe. 
Sehr weit geht alierdii^ der belgische Entwurf, der nach dem zweiten 
Rfiekfall, oder wenn Verwundungen oder der Tod des GeschSdigten bei einem 
UnfisU eintreten, d«i Entzug der Lizraz (vollständig und für immer) und zu- 
dem die Konfiskation des Waprens anordnet. 

Wünschenswert hält Meili die Klnfülirnntr vrtn C^es(•ilwindi^^keit8- 
niesserh, sieht sich aber in der Lage, niittrilen /.n iinissen, dasB solche, die 
tadellos funktionieren. /.. Z. iiorh nicht \ orliaiul( ii .-ei- n. 

Damit sind wir mit unserer Darstellung zu Knde. 

Wir machten zum Schluss nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, dass 
das Werk von Meili ausserdem im ffinften und sechsten Teile noch sehr 
interessante und instruktive Ausführungen enthftlt; der ffinfte Tefl speziell 
über die .Besteuerung der Automobile* und über die Pläne, die AntomobU- 
lialter in ir^fendwelcher Form am Stra.sHenunterliaIt zu beteiligen, und im 
sechsten Teil über die Stellniig der Antomobile im Internationalen Rechte. 
Es war ohne Zweite) gerade dieser VI. Abschnitt dorn Verfa.sser sehr am 
Herzen gelegen, denn es ist bekannt, dass Meili ein t-ncrgischer Kämpfer für 
die luteruationalisiernng des Kechtes ist. Auch ist das neue Kechtsgebiet der 
Automobile gewiss am besten dazu geeignet, von Anfang an auf diesem 
breiteren und weiteren Boden au^earbeitet zu werden. Wir behalten uns 
daher vor, in anderem Znsammenhaag auf diesen Abschnitt zurftdczukommen. 
Weiter wollen wir nochmals darauf verweisen, dass dieses Werk eine Fülle 
von wichtigen Einzelheiten enthält, auf die wir im engen Ranme einer Be- 
sprechung nicht eintreten konnten. Es wird den Krlass praktischer und 
möglichst einheitlicher Automobilgesetze wesentlich erleiclitcin und ohne Zweifel 
jedem, der sich mit der so wichtigen Materie des iiaftptliciitrechtes bekaunt 
machen will, reiche Belehrung bieten. 



'88* 
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22. 

Die AiiHprUelK' der Roichspitstvcrwaltiiiit; und iliror AiiKestc^llteii 
für ^>chädm aus Kisouluilinunfftlleii. 
Von Or. Theodor Kittel. 

A. All «rem ei UPS. 

Für (las \'(iliältiiis der Kciclispnjstverwaltun;? zu den staatliclien und 
privaten Ei8enl)aliiit'n des Dcutsclieii lieiches (mit Ausnahme, Bayerns und 
Warttembergs) bildet das Reicli»gesetz vom 20. Dezember 187:") (Kcilll. S. 318) 
die rechtUcbe Qrandlage. DiMea sogenaoDte EiaenbAbn-Postgeaets , daa an 
die Stelle dea § 4 dea Relchapofltffeaetzea vom 28. Oktober 1871 (RGBl. 8. 347) 
getreten iat, lefi;t den EiaenbahnverwaltODgen eine Reihe bedeutender Ver^ 
pflicbtangen zuganaten der Reichapost auf, insbesondere die PHIeht. mit jedem 
regelmitssiger BefKrdemng dienenden Zu?p auf Verlan^ren der Reielisixtst- 
verwaltuHfr einen Pontwapren und dessen l?<L''I<itpers(mal uncTitirfltlidi zu l>e- 
fitrdt'rn (Art. 2). l)ie liirraus sich er^'phendeii Itt snndi reu llezi» zwisrhfn 
Heiciispost- und Staats- <»der Privateisenbaiinverwaltunir 'j lühren anlasslidi 
von Eisenbahnunrällen nicht selten zu schwierigen Rechtafragen wegen der 
Haftung fKr die Folgen aolcher Unfftlle. 

Die Scbwierigbeiten aind zum Teile auf daa Nebeneinanderbeatelien der 
Haftpflicht- und der Deamtenunfallffiraorge- und Gewerbennfallversichernugs- 
Gesetz(rebung, zum nicht <ri ringen 'i'eile aber auch darauf znriiekznfUhren, daaa 
zwischen Post- und Eisenitahnverwaltuniif reg-elmäs.sifi: üherhaupt kein Vertraga- 
verliilltnis liesfflif !!< tindrn iilxr ili<' Piftiii ileruuy; dt-r Pfistwairen und des 
l!t'ult'itiM-rsoiiuI> ktiiic lieM»ndei( II W-reinbarun^'-en statt. vi>r allem kommt 
CS darüber nieiit zum Abschlüsse eines Fracht- oder i'ersoneubefürderungs- 
vertragea im Sinne dea Handelarechtea. Die Verpfllclitung des Eiaenbahn- 
nntemebmera beruht vielmehr unmittelbar nnd anaachlieaalich auf jenem Beieha- 
geaetze. Sie iat eine obligatio ex lege*) und iat ancli in ihrem rechtlichen 
Wesen von einer Vertragspflicht grundverschieden. Für die rechtliche Beur- 
teilung ist CK von grösster !h Ii iiriitij il;iss ps sii h hier überhaupt nicht um 
ein pnvatrechtliches Verhältnis haudtU. liurch das Kisonb;iltn-Postiresetz 
werden vi>n K'eidis \ve;:en tüi' die Z\\e<ke einei' iitteutliilien Anstalt, der 
l{eicli>|Mi-t . einei- Klasse vi>n l'ntertanen. nämlich siinitlichen Kisenbahuunter- 
nebineni j, eiu.seitjg gewisse Naturalleistungen augesounen. Es ist dies' eine 
öffentliche Last, zu vergleichen derjenigen, welche den Reichanntertanen 
im Interesse der bewaflfneten Macht auferlegt wird"*). Dass es aich hier um 

Pas Hiseiiliiihn-Postireset/ wie der :illi,'emeiiie Spraclii^tdii auch bezeichnen die 
Pust- und Kiäenbahu verwiiltun^ als iuliaber von Uichieu uud I'ttichteu; rechtlich 
genau Ist natOrlich nnr, statt deftsen oder statt der ebenfalls nblichen Bezeichnung 
.Fiskus' vom Dentsetoi Reich oder seinem (lliedstaate zn reden. 

»I Vyl die Abhandlung von Pr S'dielchor in Kisenbp: XI S. 257 flf. 
0 *) Hei Krias-i de« (tesetzes hatte Pents< hland in der Mehrzahl no(h Privatbalinen. 

*) Vgl. die Hundes- nnd Keichsgesetze vom 20. Juni 18tiK (HtiHI. 8. Ü23), vom 
13. Jani 1873 (RUBI. S. 129) und vom 13. Februar 1875 (ROBI. S. 68). 
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ein ötTcntlicliieclitliches Vethiiltnis bandelt, ist auch »chun vom Heiclisgcrichte, 
wenngleich nur beiläufig mä obiM alhere Begründung, aasgesprocheo worden 0. 

Was non dia Haftong der Eisenbahnverwaltong fflr die Folgen yon Be- 
triebennfUnen anlangt, so ist von vomherein klar, dass diese Haftung nnter 

keinen Umständen Platz greift, wenn der Eisenbahn der Beweis gelingt, dass 
der Unfall anf höhere Gewalt zurtickzafiihren ist, während der Eüsenbahn- 
nnternehmer stets haftet, wenn der Nachweis erbracht ist, dass er selbst 
(oder bei Juristischen Personen ein satzumurs- oder verfassun;rMnäs.si<rer Ver- 
treter: IKiB. § 89, 31) den Unfall verschuldet hat, oder wt nn ihn ein Ver- 
schulden bei der Aiiswalil der Leute trift't, welche den Unfall schuldhaft her- 
beigeflllirl habend (BOB. §§ 823, 831). Soweit nnerlanbte Handlnogen in 
Betracht komnen, findet das BOB. auch anf das SffentlidireGhtlicbe Verhält- 
nis Anwendni^. 

B. TStnng oder Yerletxnng von Postangestellten. 

Im übrigen ist iswischen den Fällen der Verletzung von. Personen nnd 
der Itescliädignnp: von Sachen zu scheiden. 

,\Venn bei dem Üetriebe einer Eisenbahn ein ilenscli jreti'tct oder 
kiirporlirh verletzt wird, so hattet der Hetriebsimternehmer fiii- ilen da- 
durch ent.standenen Schaden ..." Ks lieiit znnU«'hst keine V'eranlassiint; vor, 
diesen Rechtsj^rundsatz des § 1 des sog. Keichs-Uaftptliclit-Ciesetzes vom 
7. Jnni 1871 (BGBl. S. 207) nicht auch zugunsten der in Ausübung ihres 
Dienstes verletzten Postangestellten gelten zu lassen, sofern der Unfall in 
Beinen Ursachen anf die besonderen Gefahren des Eisenbahnbetriel>es snrttck- 
zurührcn ist Dnrch einen solchen Unfall kommt für den Postbediensteten 
(oder dessen Hinterbliebene) unmittelbar ein Krs-jitzanspruch gog^en den 
Eisenbahnunteniehmer'*) zur Entstehuiür. I>i(' Ifechtslaire komplizieit sich abr-r 
dadurch, dass die in Ausübung: ihres Dienstes vcrlet/.ten rust;in{:cstclit»n 
(oder iiD Falle der Tötung iltre Hinterbliebenen) auch von der Keichspost- 
verwaltnng Entschädigung deshalb verlangen können, weil die Beichspost 
gemäss § 1 Absatz 1 Ziff. 3 des Gewerbe-UnfallversichemngBgesetses (GUV6.) 
vom 30. Juni 1900 (BGBl. S. 585) ein reichsgesetzlich der Unfallversicherung 
unterworfener Betrieb ist. 

Ist der Verletzte nicht als Beamter, sondern In privatrechtlicbem 
Pienstver hnlt nisse anijeslcllt , so hat er .\nspruch auf Flntschädijrnnsr ge- 
mäss dem (iUVü., nach welchem er reich&getfetxlich gegen Dienstunfälle ver- 

Sehiedaspfueh des Beicbageriohte* vom 88. S^iitember 1886, abgedmckt in 

GrncliotR Beiträgen Bd. 80 8. 147 IT. und im wesentlichen auch in den EiseubE. IV 
S 243 fr. Vgl. 0. Majrer, Dentacbes Verwaltnngsrecht Bd. 2 8. 263, sowie Arndt, 

Staatsrecht S. 292. 

') Die Beweislast ftir das Verschulden der Siaenbahnangestellten trifft die Post, 
für die gehörige Auswahl dsgegea ist die Eiisnbsbn 1»eweiipflichlag. 

^) Ueber die ürtiiohen Orenssn iks Haftpflicht- wie des BSifleabshn>PostgeielBSi 

vgl. Entsch. des R(}. vom 21. Jannar 1887. EisenbE. V -m. 

*) Dass gegen die Post dem Verletzten ein Uaftpflicbtousprucb nicbt sustebt, 
dsräber vgl. Eger, HattplKi. 6. Aufl. S. 106. 
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sichert') ist. Eine doppelte Leirtnng der Entschädigung wird dadurch ver- 
mieden, dass, wenn diese von der Post als Betriebsverwaltnng nach dem 
GUYG. m gewähren ist, gemäss § 140 dieses Gesetzes die Haftpfllchtansprfiche 

des Verletzten aaf die Postverwaltnng ttbergehen. Aber nur im Umfange der 
durch das GT'Vri. begründeten EntschftdignDg^spfliclit Hat der Verletzte — 
was nicht selten vorkommt - nach dem Haflptlitlitirosot/c Anspruch auf 
weiterfrehende Kiitschiidiifunp. als sie ilmi das CtI"V(1. j>c\vahrleisti'f . so kann 
er die weitere Forderung nocli dem Eisenbahnunternelinier gegenüber geltend 
machen, welcher seinerseits dafür sieb unter Umständen gemäss Art. 8 des 
Eisenhahn-Poslgesetaes wieder an die Beichspostverwaltong halten kann. Die 
Arbeiter der Beichspost kVnnen hiernach höhere Entschädigung beanspmchen 
als die Eisenbahnarheiter. Erheben diese Entschädigvngsansprttche, welche die 
imGUVG. vorgeschriebenen Leistungen übersteigen, so kann der Eisenbalmnnter- 
nehmer solchen Ansprächen seiner Arbeiter mit der Einrede des § 135 OUVO. 
begegnen. 

Gleich dem in privat rcolitlichem Arbeitsverhältnisse Stehenden liat audi 
der als Beamter im öffentlichen Dienste angestellte Bedienstete der Keichs- 
poätverwaltung , wenn er bei einem Eisenbahnbetriebsanfalle körperlieh ver- 
letzt wird — oder seine Hinterbliebenen, wenn er dabei den Tod erleidet — 
auf Omnd des Haftpflichtgesetsee Ersataansprfiche gegen den Eisenbahnvnter- 
nehmer. Und wie jener Arbeiter daneben von der ihn beschäflagenden 
BeiclMit>ostverwaltung auf Grund des GITN'G. rnfallentschHdigung beanspruehen 
kann, so stehen dem Postbeamten gegen da.s Reiih entsprechende Beeilte nach 
den Bestiiiiimuiüeii des Unfall fürsoi-fref^esetzes für Beamte nnd Personen des 
S(ddatenstundes \ vom IH. Juni 11)01 (RGBl. 8.211) zu. Auch hier 

gehen aber, wie nach § 14U des Gl'VG. , die llaftptlichtansprüche des Ver- 
letzten gegen den Ebenbahnnntemehner anf die Beichspostverwaltnng in der 
Höhe über, in welcher sie den Verletzten nach dem VFG. zn entschädigen 
hat: UFG. § 12 Abs. 1. Der üebergang der Anspr&che findet in beiden 
Fällen schon mit deren Entstehung statt, so dass ein Gesamtschnidverhültnis 
von Post- und Eisenbahn Verwaltung nicht besteht, der Verletzte also bei der 
Erhebung seiner Ansprüche nicht zwischen lieiden die Wahl hat. 

Ein über die von der Po.st zu gewährende Kntscluldi<iumr hinausgehender 
Bat tptliclitanspnieli kann dem Eisenbahnunteiueiiiner gegenüber wie vom Pust- 
arbeiter so auch vom Postbeamten geltend gemacht werden. Vom Beamten 
jedoch nur fftr den Fall, dass der Anspruch gegen den Unternehmer einer 
Privatbahn gerichtet ist. Dagegen sind das Beieh und die Bundesstaaten als 
Eisenbahnuntemehmer durch die Bestimmung des § 12 Abs. 2 des UFG. pri- 
vilegiert, insofern ihnen gegenüber vom verletzten Beamten weitergehende 
Ansprüche als auf die im \jVG. festgesetzten Bezttge überhaupt nicht geltend 

0 Die Beseiehnung Unfall „versieh er ang* ist nur da am Flatae, wo das 
Bisiko infolge der berufsgeno.ssenscliaftlichen Organisation anf mehrere üntemehmer 

verteilt wird. Bei Reii-hs- oder Stftat,s-Po9t- und Eiseubabnverwaltnng findet dagegen 
eine \ ersieheruug überhaupt nicht statt: (lUVG. § 128. Hier werden die gesetzlich 
zu leistenden Entscbädigangen aus der Betriebskasse gewährt. 
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gemacht werden können*). Diese Beettmmnng gewinnt vor allem dann Be- 
dentnng, wenn dem Beamten infolge dee Unfalles Heiltin^skosten im Sinne 
<1ps § \) Abs, 1 Ziff. 1 lies GÜVG. zu einer Zeit entstanden sind, wo er sein 
I»ieiistf'iiil<(iinmf'n turtbe/ofron liat. Tn ilieseni Falle kann er iMsatz der 

Kosten des Heilveitalirens nicht auf iTiuml des I FG. (virl. § 1 Al>s. (i) von 
der l{eiiljspo>iverwaltun}r und infolfredessen >;ei«:is« § 12 Abs. 2 des üFG. 
auch niciit uacli dem Haftptlichtgesetze vun der Reichs- oder Staatseisenbabn- 
▼erwaltnng verlangen'). 

Gehen die Leistnngen anf Qrnnd des Haftpflichtsgesetzes regelmässig, 
was den Umfang der Entschftdignng anlai^ weiter als diejenigen infolge des 
GÜVG. oder des ÜFG.. so finden diese beiden Gesetze anderseits zum Schutze 
der AiiL'< sf eilten auch in s(dchen Fällen Anwendung, in denen dem Verletzten 
ein Hattplli« litaiisiiriich versa{rt ist; niiinlieli stets dann, wenn ihm nach- 
prewiesen wicil. dass er den l'nfall iliudi eiirene Fahrlässigkeit verschuldet 
hat. Die Eut^sciiiidigung nach der FnfallverüiclierangK- und L' n lallt ur^orge- 
gesetzgebnng entfttllt nnr in dem seltmiMi Falle, wo der Yerletste den ün* 
fall vorsiitKlich herbeigeführt hat 

Nach § 140 des GÜVG. nnd § 12 Abs. 1 des ÜFG. gehen Haftpflicht- 
ansprQche auf die Reichspostverwaltung über. Praktisch ist jedoch die 
üeltendmachunp dieser Ansprüche in vielen Füllen aasgeschlossen. Art. H des 
Eisenbahn-rostfresetzes bestimmt n.lmlich , dass. sofern nicht der Unfall anf 
ein Versclmldin des Kisenbahnunternehmpr.s oder seiner Lfute zuiiickzufiiliren 
ist ''), die lvei( lisitH>( verwaltun^r verpflielitet ist, dem Kist>ii1»al)nunternehmer das 
von ihm auf (irund des Ilaftptliclitgcsetzes Geleistete zu erstatten. Liegt der 
Fall des Art. 8 vor, so kann nicht nnr die Beichspostverwaltnng keinen An- 
spruch gegen den Eäsenbahnnntemehmer erheben, sondern dieser kann im 
G^enteil für alle von ihm geleisteten Hafti^chtentschädignngen Ersatz 
verlanpren. Dieser Rückgriff wird sich allerdin>?s, da in der Reirel Ent- 
schildigunp: auf Qrund des UFG. oder GÜVG. Platz prreift . anf diejenifren 
Fälle beschränken, wn vnn den Verletzten nnch weiterireliende Haftptlicht- 
ans)irüi hl erhoben werden können, das ist hei Verletzung von Postbeamten 
aut Privatbahneu und bei Verletzung von l'ostarbeitern. 

C. Beschädigung von Posteigentum. 

Was bei l^eschädipunjr "der Zeretörunp von Poeteigentnra , insbesondere 

von Postwapren beim Eisenbahnbetriebe Rechtens sein solle, darüber sajrt das 
Eisenbahn-Post}2 esetz nichts. Auch das übritre Reichsreclit kennt eine den 
Bestimmungen des üaftptlichtgesetzes entsprechende quasideliktische Haftung des 

*) Entach. des OLG. Oöln vom 88. November 1906 EisenbB. XXm 18 nnd OLG. 
Dresden vom 2. April 1906 EisenbE. XXIII 256. 

Diese Bestimnuinir <l' s 4; 1 Abs (1 FFCf. verliert ihre scheinbare Härte dadurch, 
dass den im Dienste venmglui kteii r.eamten allgemein auf tirund besonderer Ver- 
waltungavorsduriften von ihrer Itienstbehürde die Kurkosten erstattet zu werdeu pflegen. 

*) Die Beweislest bierfHr trifft die Beiehspostverwaltnog; vgl. Eger, AftpHO. 
6. Anl 8. 100. 
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Eäsenbahnontenielimers für die beim EisenlMluibetriebe entotmdeiiMi Sach- 

Schäden nicht. Doch bat es der Landesgesetzgebmig in Art. 105 des EG. simi 

BGB. die Anordoung: einer besonderen Haftpfliclit für solche SobSden ans* 
drücklich vorbolialten. WiUirend Ijislior (li<> meisten Bundesstaaten von diesem 
Vorbehalte keinen Gebraucli gemacht haben, besitzen einige hierübor besondere 
landesik'esetzliche Vorschriften. S«» Preussen .scliou seit dem 3. November ISÜH 
in § 25 des Eiseubahngesetzes. Auf diese Bestimmung de» prenssischen 
Landesrechtes, wonach die Eisenbahn für Sachschlden in gleleher Wrise 
haftet wie auf Gmnd des Beichs-HaftpAichtgesetces fOr Peraonenverletsongen, 
stiitast dch jener (oben Anm. 5 erwähnte) Schiedssprach des Beiehsgeriehtes*). 
Die darin ansgesprochene Haftung der Eisenbahn für Postwagenschäden in- 
folge von Eisenbalinbetriebsanfällen gilt nar f&r Preussen und diejenigen 
Staaten welche entsprechende Landesgesetzc besitzen. 

Reichsrechtlich kann sich die Krsatzptlicht für Sacli.schiuien der Post 
gegenüber nur auf unerlaubte Uandlunfren ""j (BGB. §§ 823, 831) gründen, 
während von einer ausserdeliktischen Haftung im allgemeinen nicht die 
Bede sein Icann. Schon oben ist dargelegt, dass swischen Post nnd Bisen- 
bahnTerwaltnng in der Regel Icein Vertragsreriiftltnis besteht. Damit 
entmit die Anwendbarlceit der frachtreditUchen Bestimmnngen, insbesondere 
des § 466 des H6B. Da es sich vielmehr nm rein öffentlichrechtliche 
Beziehungen, nicht aber um ein privatrechtliches Verhältnis handelt, die 
Eisenbahn also nicht Schuldner, die Post niclit Gläubi^jer im Sinne 
des Privatrechtes ist, so ist auch die Anwendbarkeit des BCtB. aus- 
geschlossen; abgesehen natürlich von deliktischen Ansprüchen, wobei die un- 
erlaubte Handlung allerdings ein Rechtsverbftltnis auf zivilrecktlickem Boden 
schafft. Vor allem ist es nicht angängig, den Eisenbahnnntemehmer nach 
§ 278 BGB. für die Polgen der Fahrlässigkeit seiner Angestellten ver- 
antwortlich an madben. 

Es folgt liieraus. — nnd dies ist bei den weitgehende!) Bechten, wdehe 
der Reichspostverwaltun»^ auf Grund des Kisenbahn-Postgesetzes zustehen, nur 
billig — dass nach deutsi lipui lü ii lisn clite der Kisonbahnunternehraer hin- 
sichtlich des beim Eisenbahnbetiiebe an Posteigentum entstandenen Schadens 
nur für eigenes Verschulden, nicht aber für Verschulden seiuer Augeätellten 
(ausser nach § 831 BGB.) und nicht ffir Znfall einzustehen hat. 

•) Vgl. auch dip Knr.srh des R(J. vom 29. Oktober 1M81 KisenbE. II 1.S7. 

') Ve;]. die Zusaimneiistt-lliuij,' von Dr Reindl im EisenbK. XXIIl S. 31.3 Anm. 1. 

*) Die Haftung, auch der Augest^llteD, der Eiseubalin setzt aber iu jedem Falle 
voraus, daas der Scheden arsBehUoh auf den Unfiül sarHckaiifllhren ist. Dies ist dann 
nicht der Fall, weun zwar eine Haftung an sich begründet wäre, der Schaden aber 
nicht sowohl durch den Unfall als vieliiieltr dtirrb Mängel der Sache herbeigeführt 
worden ist, z. B. durch unvorschrifumäaaige Üauart der Postwagen. 
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28. 

Unlauterer Wettbewerb de» Adrehüspcdlteurs. 

Von Dr. Riohard Senckplehl, 
Amtsrichter in Kolmar i. F. 

Der Adreaaspeditenr einer Sammelladanef ist der VertranensiDMiii des ab- 
sendenden Spediteurs. Ihm liegt die Pflicht ob, die Ladung von der Eisenbahn 

abzunelimen nnd die Rechte seines Anftragg^ebers gegen dieselbe za wahren. 
Er hat des weiteren die Pflicht, die ahpennnimenen Güter an dif einzplncn 
Eiupfänm'i' zu verteilen und ovciitucll ahzuiollcn. \'on der r]in|itan;rnahnie 
der Sanimclladunf? an bis zur end{rüUi>^in VeitciUnig liaftet er für die (iiiter 
nach Massgabe der §§ 407, 390 und ev. 42 U HGB.*). Trotzdem ihm also 
erhebliche Pflichten obliegen, ist die Vergfitnng, die er ttblicherweise dafür 
erliSlt, ansserordentUch gering. Hat er die A1»roUnng der Ottter zn besorgen, 
so gilt seine gesamte Titigkeit mit der einfachen Bollgebiihr in bezog auf 
diese Gfiter als abgelohnt. Ist ihm das Ahrollen nicht ttbertmgen, so erhebt 
er von den mir znr Verteilung grelangenden Gütern die sog-enannte ,Ueber- 
weisunjrfjfrcbülir" . die nur n Pf. für je 100 kg zu betrafen }iflei,'t. 

Der Adressspediteui-, wolclier zugleich ein RoUfulirufschiitt betreibt, wird 
naturgemä^s auch mit der Abrollnng der Güter an die Adressaten betraut. 
Ist in dem dem Adressspeditear erteilten Auftrage nichts Gegenteiliges ent- 
halten, so darf er dch oline weiteres znr Abfiihr aller derjenigen Gttter, 
welche nach den gegebenen Weisnngen llberhaapt abgerollt werden sollen, fUr 
befugt erachten. Soll er die Abftihr weht besorgen, so ist dies ans&rflcfclich 
vorzuschreiben. Derartige Vorscliriften werden gewöhnlich in den Einzel- 
Frachtbriefen ircniacht durcli die Worte: ^Zar Selbstabfohr" oder «Zur Abfuhr 
durch den Spediteur N. N. 

Diese Vorschriften hat der Adressspeditear natiulicli gewissenhaft zu 
beachten, widrigenfalls er sich seinem Auftraggeber, dem Absender der Samniel- 
ladong, gegenüber sdiadeBsersatq^chtig madit. Der Adressspeditenr wird 
indessen htofig in die Versnehong geführt, diijenigen Gfiter, welche er einem 
anderen Spediteur zn überweisen hat, selbst abzurollen. Denn sein Auftrag- 
geber hat persönlich oft kein nnnuttelbares Interesse daran, durch wen die 
Abrollnng besorgt wird. Er kann auch kanm einen in Ziffern sich darstellenden 
Scliadensbetrag angeben, da die Abfuhrkosten des .\dre.ssspediteurs die gleichen 
sind, wie die des vorgeschriebenen Rollfnhrunternehniers. Schliesslirli erfahrt 
der Auftraggeber selten, durcli wen die Abfuhr besorgt wird, da ihm ein 
genauer Bericht über die Art der Verteilung üblicherweise nicht erstattet 



^) Ueber die Becbtsstellung des Adressspediteun vgl. äenckpiehl, Speditious- 
gesehilt § 183 & 187. 
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wird. Wenn alao nur dem AbBender der Sammelladung ein Schadenfiersat«* 
ansprach w^n solcher Vertoigsverletzang nstftndCf so wfirde der ungehorsame 

• Adressspediteur kaum jemals asnr Kechcnsrliaft c:ezoe:on worden. 

Ein erhebliches Interesse an der ?jfüllun^ der Voisdnift: ..Zur Abfuhr 
durch (Umi Spediteur N." hat indessen der Spediteur N. selbst; denn ihm 
entjrelit de» aus der Abrollune sicli ergebende CTesch.'ifts<rewinn. Er steht 
jedoch zu dem Adressspediteur in keinem Vertragsveriialtnis. Kann er einen 
ausserkontraktUcben Schadensersatzanspruch gegen diesen erheben? IMese 
Frage ist vom Amtsgericht Stattgart in einem Urteile vom 21. Januar 1907 
(C. 8778» 1906) erörtert worden. 

Die Firma X. war Empfängerin von sechs Posten Waren, die ihr dnreh 
Sammelladun{r zu^'in;j;en. Sie liatte dem Absender der Saninielladunf? mit^reteilt, 
dass die Abmlhuijc der Güter durrh ihren Hansspediteur, Firma A . erfid^-fn 
solle. l)er Absender der Samnielladuiip: selirieb. diet«ei' \V( isnTi;r eut>preeliend, 
auf jeden der .st«hs Ein/el - Kim litbriefe : .Abfuhr durch den Sjjediteur A.*. 
Der Ailresshpediteur (die Firma Ii.) strich diese Worte aus und besorgte die 
AbroUang an X. selbst. Das Amtsgericht hielt den Schadensersatzansprach 
der Firma A. gegen B. ffir begründet and hat Nachstehendes aasgefBh^t: 

Dass dnrch die Handlungsweise der Beklagten B. der Klftgerin A. tat* 
sächlich ein Schaden erwachsen Ist, steht ausser Zweifel. H.itte die Deklagte 
die in den sechs Frachtbriefen verzeichneten Güter der Klätrerin liier znr 
l5ef(«r(lernTi'j übertrebeii . sn li.'itte die Kliiirci in dui t h die Abfuhr der Güter 
einen (i« winn erzielt: dit^m (iewinn knmitr die Kliiircrin nach den» frewidm- 
liclien Lauf der iJingre mit Si«dierheit erwarten. Bei der Fraffe, auf welche 
Gesetzesbestimmung die Klägerin Rechte wegen der Beeinträchtigung ihrer 
Erwerbsanssicht grfinden kann, scheidet § 823 Abs. 1 BOB. von vorn- 
herein ans. Denn wenn man je von einem Recht der Klägerin auf Annahme 
des ihr gemocliteii Angebots, die Otter der Firma X. abaafRhren, reden wollte, 
so wäre dieses Recht doch nicht ^ein sonstifres l'erht" im Sinne des § 823 
Abs. 1 RGB. An( Ii da.s T'nlWG. würde vorlieirend der Klilu'erin nichts nützen; 
und 80 kann e.s sich nur um die Anwendun'r des § 82H BGI?. handeln. 

T)ie Schadens/ufüirunpr mnss hiernach eine vorsiit/.liclic sein. d. h. es muss 
festgestellt werden, dass der Wille der Beklagten auf dieselbe gerichtet war. 
Nach der Bechtssprechung des Reichsgerichts (Bd. 58 S. 810) Ist hiensa kefaiee- 
w^ nätig, dass eine besonders schikanöse Absicht festgestellt wird, vielmehr 
genOgt es, dass der Handelnde bei Vornahme der Handlung das Bewnsstsein 
des schädlichen Erfolgs hat. Diese Feststellung kann int vorliegenden Fall 
keinem Bedenken unterliegen. Wenn die Beklagte von dem Vermerk auf den 
Frachtbriefen Kenntnis erliielt . so erfuhr sie damit, dass die Klä<rerin alle 
Au.ssicht habe, durch die Abfulir der Güter der Firma X. einen Gewinn zu 
erzielen; und wenn die 15(kla«:te weiterhin die Besurj^uiiir der Abfuiir im 
eigenen üeschilftsbetrieb unternahm, so konnte dies gar nicht andeis geschehen 
als im Bewnsstsein, dass der Klägerin die Verwirklichung Ihrer Erwerbs- 
anssicht dadurch vereitelt werde; gerade das Ausstreichen des Vermerks 
auf den Erachtbriefen weist mit aller Deutlichkeit auf eine gegen die Klägerin 
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trci iclitt'te Wfllensi iclitiins^ liin. Mit einer vorslit/Jidicii Soliadrns^iitu^inip: in 
diesem Sinne wäre en durchaas vereinbar, das die Beklagte angeblich nur im 
Interesse der Firma X. bandelte. Dena die Schädigung der Klftgerin bnuicbte 
keineswegs der Bndzweclt der Belclagten zn sein. 

Von einiger Bedentnng Icönnte die Bedebnng der Handlungsweise der 
Beklagten zu der Firma X. höchstens fttr die weitere Fra^:*' sein, ob das 
Handeln der Beklagten gegen die guten Sitten verstüsst. Bei Prüfung dieser 
Frage ist, wenn auch die AnsfliaumiL'^ pinfs ß-owissen Volkskreises — also 
hier der Kaufleute — berii<ksi( liti;rt wenlen iiia^,', ein allgemeiner Massstab 
anzulegen; es ist zu fragen, was dem Anstandsgefühle aller billig und gerecht 
. Denkenden entspricht (IlG. Bd. 58 S. 217, Bd. 48 S. 124); hierbei kann in 
Betracht kommen, ob die scbftdigende Handlang in Ansflbnng eines Bechts 
vorgenommen wvrde. Die Frage, ob die Beklagte ein Recht hatte, den Ver- 
merk auf den Frachtbriefen anszastreichen nnd die Beifohr der Qftter selbst 
zn übernehmen, muss jedoch verneint werden. Fline .\bweichung von der im 
P'rachtbrief t'rtcilten Weisung wilip, da ij (j()5 lUJH. in Anwendung: zu briiiir<'n 
ist, nur unter der doppellL'U Vdraussptzung gestattet ^'ewesen, dass (iifalir in 
\'f i/UK: ircwesen wäre und dass die Tieklagte den rmständen natli hätte an- 
nehmen dürfen, ihr Auftraggeber hätte bei Keiiiitnia der Sachlage die Ab- 
weiehnng gebilligt. Die Beklagte behauptet allerdings, sie luibe im vermateten 
Einverständnis des Spediteurs A. gehandelt; allein bei der Annahme dieses 
Einverständnisses ging sie schon deshalb sehr wQlkttrlich vor, weil A. selbst 
ja nnr wieder auf Anweisung der Firma X. gehandelt hatte. Doch braurht 
dieser Punkt nicht weiter erörtert zu werden. Denn auf gar keinen Kall 
liegt die zweite notwendiire Voraussetzung für eine berechtigt!; .Abweichung 
von der Weisung vni-, niUnlieii die Voraussetzunpr von (Jefalir in ^'erznü:. Da 
die fdrfuesetzte. weisiingsgeniiisse Erledi^jung tler Beifulir durch die Klä^'erin 
für den Auftraggeber der Beklagten mit keinerlei Gefahr verbunden war, so 
mneste die Beklagte von der beabsichtigten Abweichung ihrem Auftraggeber 
Anzeige machen und dessen Entschliessung abwarten. Da sie dies nicht tat, 
so stellte sich ihre Handlungsweise als ein Akt absoluter Willktir und als 
eine Verletzung ihrer Vertrau'spflichten dar. 

Die Handlung der Beklagten muss aber weiterhin im Verhältnis zur 
Klägerin als illoyal bezeiclinet werden; ein anstilndig denkender Kaufmann 
tritft keine Massnahmen, um Bestellunfren , die otTensielitlich einem andern 
zugedacht waren, hinter dessen Kücken an sich zu rcisseu, und zwar :>elbst 
dann niclit, wenn er glaubt, den Kunden besser bedienen zu können, als der 
andere. Es tot ein im Verkehr unter redlichen Leuten allgemein anerkanntes 
Gebot, dass derartige Machenschaften unterbleiben. 

Die Ausserachtlassung der tatsächlich begründeten Erwerbsaussicht der 
Klägerin und das eigenmiichtige Ansichreissen der Abfuhr vom Güterbahnhof 
ist nach dem Aus;:efiilirten als vorsätzlich ijegen die guten Sitten verstossende 
S< hadenszntiiL/itnir an/.ust lien ; die Beklagte ist daher nach § 826 BGB. zum 
Schadensersatz verpflichtet. 
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I. Besondere eisenbahnrechtlicbe Schriften. 

SMWkplehl, Dr. R., Amtsrichter. DieEisenbaliDauf8icIit»behör<!en. (Sonderabdruck 
»08 der Zeitj^chrift f. d. gmmit Huidelt- und Koakurscecbt Bd. 41.) Stottgwt 1906. 
Ferdinand Enke. 

Der Verfasser gibt einen kurzen Ueberblick über die AufHichtsbehürden des 
Dentaehen Beiehs und der Bandeestaftten in betreff der Biaeiibahnen irod aehildert 

die Teilung der Aufsichtsgewalt zwischen den Beichs- und StaatHbcliijrdcii. Er liilt 
es für erforderlich, dass in flenjeiiiu'cn :-^tiiaten, welche Staatseiseubalmeii hesitseil 
und durch staatliche Verwaltungsbcln'^rden verwalten lassen , diese nach Be- 
griff und Wesen der Aufsicht von den iStaatsaufsichtsbebörden streng ge- 
trennt sein nttsstMi. Dies eei in PreoMen nidit der "FM mi omdie sidi insbe- 
eondere da geltend, wo dm Biienbilinverwaltungci) durch die Eisenbahnverkehn- 
ordnung unter bestimmten Voraussetzungen der Erlass allgemeiner Anordnungen 
privatrechtlicber Natur übertragen sei, wenn die liandesaiifsichtsbehörde diesen Au- 
urdnungeu zustimme (z. B. EisenbVerkO. Eingangsbestimmung Abs. 3, femer § 7 
Abs. 4, § 68 Abs. 6). Die Binftthmng einer neuen BisenbahnTerkehrsordnnng Unte 
eine günstige Oeiogenheit, dieses Yerhiitnii enqiraehend an regeln. 

Dr. Eger, Hcriin, 

Raff, Signi- Das Recht der Eisoiibabner. Eine kritische Darstellung der Arbeits- 
bedingungen auf den Österreich. Eisenbahnen. Wien ldU8. Wien, Volksbuchbdig. 
Kar, P, Bbenbttlinverstnallichang in Oesterreidi. Wien 1906. Vollubadihnttdiiing. 
Mwrtnn y Ooampt L Doetrina , legislaeiön y jnrispmdencia sobre ferroearilen y Iran- 

vias. Madrid 19()8 Hijos De Reus. 

Sammlung vou Normalien und Konstitutiviukundfii auf dem Gebiete des Eisenbahn- 
wesens für das Jahr 1907. üerau»gegebeu vom K. K. Oesterreich. Eisenbabn- 
ministerinin. Wien 1906. 

Le Coneessioni di Ferro^ie «II* Indnstria Privata. Belasione presentata dal Hinistro 
Ott Qianturco alla Camera dei Deputat! nelia sednta 9. Februario 1907. Vol. I: 
Parte generale. Vol. II: Monografie dclle ferrovie concesse. Roma 1907. (Bericht 
des italienischen Ministers der öffentlichen Arbeiten Gianturuo an die Abgeordneten- 
kanuner Uber dUn Keosessionen von Eisenbabnen an die Privatindnstrie.) 

II. Mit dem EisenbahnrecM Im Zueammenhang stehende Sehriften. 

Uioaa, Or. H., Wirkt. Gebeimer Bat and Ministerialdirektor. Anleitung aar 
straf recbtliehen Praxis. Bin Beitrag mr Ansbildang unserer jnngen Jnristsn 
nnd sin Batgeber für Praktiker. Zweiter Teil. Das materielle Strafreeht. 8. Ter- 
besserta nnd Termebrte Aufl. Berlin 1907. Otto Liebmaan. 
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El w«r nicht schwer, dem vorsflglicbeu Werke — wie es in dieser Zeitschrift 
Bd. XZI 8. 884 gmelMben — einen »vaMTORlentlielMB Erfolg Jtah&axmgm. Diese 
Propheninng hat lich schnell erfüllt. Nach kurzer Zeit liegt heidti die zweite 

Anflage vor. Indem wir auf die Worte hüclister Anerkennung vrr\voi-<o!i tWe. wir 
der ersten Aullage gewidmet haben, fflgeu wir noch hinzu, da^^s sh Ii selten die 
Kritik in dem aneitigescbriüikteQ Lobe eines Werkes so einmütig gezeigt bat, wie 
in betreff d«r Lnonsselnn aAnlettong*. Die klure nnd gediegene Dntslellmig, wekhe. 
die enineaite Beherrschung der TiHKKrie mit der Praxis des gereiften Fachmannes iu siolk 
vere{iii£rt. die lichtvolle Erörterung des Stoffes an der Hand zahlreicher, trefftmd ge- 
wählter Beispiele, die stets sachliche und vornehm gehaltene Polemik iu Streitfragen, 
die weise nnd Uberaas sorgfftlUge HeraDziehang der Literatur und Kechtaprecbong 
haben dem Werke sn diesem angeteilten Beifall und anssergewQbnliehen EifUge 
verliolfen. Der Verfasser bat sich mit dieser Arbeit ein grosses und bleibende Ver* 
dienst um die Strafrechtswissensclinft uu'l ihre Lehre erworben. Dr. Eger, Berlin. 

Bernhüft, Dr. F., Prof. Das neue bürgerliche Recht in gemein verstund 1 icher 
Darstellung mit Beispielen aus dem praktischen Leben, ö Teile. Stuttgart 1902 
bis 1907. Emst Heinrieh Morits. 

Der rührige Verlag gibt eine Bibliothek der Volksbildnng heraus, deren II. 
Serie \'olk>il>ii(her der Rechts- unil Stautskunde umfanst Zu iüchpu VolkslMichern 
irehörf das vorÜL'jjrende Werk, des.sen Aufgabe eine leicht fasilirlic , annchaiiliihe 
Darhtclluug des gesamten neuen bürgerlichen Rechts, erläutert durch zahlreiche 
praktische Bei^iele und Entsebeidongen ist. Der dmeh eine Beihe ▼omflgUcher 
reehtswiBsenaehaftlieher Arbeiten hervorragende Verfasser hat diese Aufgabe auf das 
glänzendste gelOst und ein Werk m-schaffcn , welches durch klare .Anordnung und 
Volkstümliche, jedem Laien verständliche S]>iac:he und P'a.ssung in der Tat dem Volke 
eine reiche V^uelle der Belehrung und ein zuverlättsiger Führer auf dem schwierigen 
Gebiete des nenen bttq;ertieb«i Beehtes sein wird. Das Werk terfUIt, deas Sjstem 
des BOB. folgend in 6 Teile hsw. handliche Bändchen: I. BinMtn^ nnd allgemeiner 
Teil, 11. Recht der SchnldverhSltni.s.se, IIL Sachenrecht (Doppelbandchen), IV. Fa- 
milienrecbt , V. Erbrecht. Derartige Bücher haben bisher gefehlt; sie können nur 
von einem Manne geschrieben werden, welcher die Theorie und Praxis in so voll- 
kommener Weise beberrsebt, wie der Ver&sser. Sdner Arbeit wird ohne Zwdfel 
ein grosser Erfolg besohieden sein. Dr. Hcgrer, BeiUn. 

Isay, Dr. Hermann, Becbtsanwalt. DieOeriebtsbarkeit in Patentsaehen. Berlin 
laOH. Franz Vahlen. 

Die kleine .Schrift des bekannten Kommentators des Pateutgesetzes , tritt für 
die Einriebtnng yon Sondergericbten für Patent« nnd Gebranebernnstersaebei ein, 
wofür sieb jetst anek die Leipsiger Versammlung des Vereins für gewerbiidMn 
Rechtsschutz ausgesprochen hat: sie sollen besteben aus juristischen nnd technischen 
Hirhfcrii im Hauptamt. Verfasser glaubt, da.ss in erster luntanz nur höchstens an 
zwei Orten solche üerichte gebildet werden könneu, am liebsten würde er die Bildung 
eines Zentralgeriebtshofii sdion für die erste instam sehen. Verfkssrnr vsilmnnt niebt 
den Widerstand, welchen die Foidemng in dem reohtsgdebrton Riebtertnm finden 
wird, er hofl'i aber auf eine Ausgleidbong der Gegensätze zwischen diesem und der 
Industrie Ob Verfasser hierbei nicht zu optimistisch denkt? Das interessante 
Schriltchen wird auch von dem Juristen mit Nutzen gelesen werdeu, welcher uicht 
auf dem Standpunkt des Verfassers steht Jnstlomt Dr. L. Ftald, Vbam. 

SeerftI, Dr. Ht. Th., <ind ftraiee, Landricbter. Jahrbnch des Strafreehte nnd 
Strafprosesses. Zweiter Jahrgang. QannererlMIB. HelwingseheVerlagsbiiohhdlg. 
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Der uimmelir vcrttffeutlichte «weit« BmA dieses JahrbnelMs, nW A rn um entes Er* 

•eheinen wir Bd. XXIV 8.280 dieser Zeitschrift berichtet lialieii, ist von den Ih raiisjErebeni 
zu einem Komiiifiitar de^^ dentsdicn Strafrecht* nnd Strafprozesses erweitert worden. 
Er bringt die auägaugd liiüü und die im Jalire 1907 erwachsene straf recbtiiche nnd 
stnf pronssuale Beditqtrecliiiiig des Beiehegeriehtt und der flbrigen deBtachen bBherea 
Spmchbebdrden mr praktiscshoi Darstelinng. Die ftossere Form der MitteUimg dieser 
Spnichpraxiä i.st iinverKndcrt gebliclien Die Zeht der znr Besprechung gelangten 
Gesetze ist von ^'^ auf ^awaibsen. die 46 Zeitschriften bzw. Präjudikat- 

sammlungeu entnouitueu aind, no dass das JabrbQcii aicU zu einem Führer auf dem 
Qebiete des gesamten reiehs» mid bvBdasstutliebeB StnAvehte entwidtelt bat Diese 
Brweltemog erbOht die Bnucbbsilceit des Werltes, des wir mth in der sweiten 
Augabe dem Praktiker angetegeotlich empfehlen 

Landrichter Dr. F. Görden, Hambiirp 

Andertoh, M. Becbtni^atcchisnius für Post- nnd Telegrapbeubeamte. L Teil. Post^eseu 
nnd Eiaeitbahnpostgeaetz. Berlin 190B. Carl Heymann. 

Bonrimek, Dr. Ctar. Staats- vad VerwaitangBreebt des Groesheraogtams Baden. 
Hannover 1908. Jänecke. 

Doli, K. V. Staatsrecht des Doiii.Mhen Beicbs und des Königreichs Wlirttembeig. 
Stuttgart iyü8. W. Kohlhanimcr. 

Oeaetti, E. I velociped e gli automobiii nelle lege e nella giurispradensa. Boeea 
8. Casdano. 1908. L. OapeltL 

Oupont. P. l assnrance contre le chömage. Paris 1908. Oiard d Bidre. 

fittrres, Dr., Re( htsaiiwalt. Das Reichsbeamtcngesetz, Beamteafttrsorgegesets nnd Be> 
amtenhintcrblielicuengeeetz. Herlin liK)8. Bahr. 

Heilfron, Dr. E., Prof., Anitsgericbtsrat. Lebrbucli des Handelsrechts. Bd. 1. Berlin 
^1907. Speyer A Peten. 

Heiler, Dr. E. Das österreichische Gewerberecht mit Berüeksichtigiuig der Gewerbe* 
novelle vom 5. Februar 15KJ7. Wien 15K)H. Manz. 

HofTmann, Dr. F., Geb. Ob. -lieg. -K. Krttnk<iiversiclieruijj<-ii?e(>etz uml (iesetz über die 
eingeschriebenen Uilfskasseu. 6. And. Berlin 1^>H. Carl Heymann. 

lllemaMi, WUh. Haftpfliebt der Post- nnd TelegrapbenTenraltuiig mnd ibrer Beamtn 
für Postsendungen, Telegramme nod Ferngespräche. Leipzig 190S. Ro.ssberg. 

Lehmann, Dr. K. , Profes.Hor Lehrbuch des Handelsrechts. Leipzig; 19<)7. Veit & Co. 

Lotmar, Philipp. Der .\rbeitsvertrarr n i« h dem Privatrecbt des Deatacben Beichs. 
2. Bd. Leipzig 1908. Duncker vV iluinblut. 

Mfttti, R. Die Bechtsprecbung des Kgl. preuis. Oberveraraltmigageriebts in Staats- 
stenersachen in systmnatiseher Daiatelinng bearb. Berlin 1906. Carl Heymann. 

Hiiller, Hanno. Die Verträge der Post, ihre Erfüllung und die Kechtslage des Emp- 
fängers unter der Wirkung eines zwischen Knipfiinger und Post abgescblo.sseuen Ab- 
kommens aut Leberlassung eines Postscbliesslacbes. Leipzig 1908. Veit & Co. 

Ptaaake, Dr W. Das BlektriaitAtsreebt nnd das Beiebselektromonopol Berllii 1906^ 
A. Pnlvermaeber A Co. 

Radiefr, A. Lehrbnch baurechtlicher Rntscheidunu. n der Gerichts- nnd Vtfwalttngs- 
behörden Deutschlands. Bd. 4 Berlin 1908. A Biulenl)urp:. 

Regers Handausgabe des K rankenveraicberuQgsgc.se tzes. 8. Aull. Herausgegeben von 
Jul. Henle, Ob.- Heg. R. Aosbaeh 1908. C BrUgel 4 Sah«. 

V. Sobwerii, F. Die BefUiignag snm höheren Verwaltungsdienst. Geseta Tom 10. Angnat 
1906. Erliatert. Berlin 1906. Carl Heymann. 
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Stnitz, Or., Geh. Üb.-Fiu.-B. Das KoDtiuaoalabgabengesetz vom 14. Juli 189B. Berlia 
190a Oftri H«]niuuiii. 

Tlllale, F. Das deutsche Zttllabfertiffungaveifaliren. Leiiizly: VM)H. V. E. Poeschel. 
Troske, L., und Schultz-Niborn. R. .Mlk'cineino EistMibnlnikniide für Studinin uml Praxis. 

Teil 4: Die Bewirtschaftuiiir niui Verwaltung der Eisenbahnen. Leipzig 1908. 
Zacher, Dr., Oeb. Kegieruugärat. Die Arbeiterverüiclteruug in äpauieu. Bearb. von 

ViMsekr. Alvaro Lopes-Nnlles. Oron-LichterfeMa 1906. A. Troadial. 
Zoll- und handelsrechtliche Beatiuimungen des Auslandes. Hcrau-^gegebeD im Reichs- 

amt den Innfim. 1. Heft: Spanien. 2. Ueft: Belgien. Berlin 190a B. S. Mittler 

A äohn. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

A. Or. Das amerikanische Haftpflichtgesetz fUr Eiseababneu vom Oberbundesgericht 
als verfassttugswidrig und daher nicbtig erkiftrt (Zeitg. d. Ter. deatidi. BfaeMbalm.- 
Terw. 1908 Nr. 16 8. 266). — Die Falurgeldfrage (Nr. 99 8. 626), das neoe Halfe- 
pflichtgesetz (Nr. 43 8. 689). Da« Hepbnm-Geiets (Nr. 48 8. 769) in den Vereinigten 

Staaten von Amerika. 

Becker, Dr., Laodgericbtsdirektor. Zu- und AbgaugsgebUbr bei Dieustreiseu (DJZ. XIII 
1906 Nr. 6 8.868). 

Berat, FrieiriQh. Zum Entwurf dneiAntomobiUiaf^Iclitgesetna. (Gegenwart Jahrg. 86 

S. .369.) 

Burckhard, Dr., Prof. Die Grundsätze des neoen achweinriacben Patentgeeetses vom 

21. Juni 1907 (DJZ. XII S. 692). 
Bnaeiiiiann, Dr. Max, Freiherr v. Die Beaelehnnng der Zollabfertiguugsstatioueii ist 

kein notwendiger Bestandteil der Bontenvoiwbrift OS^tsebr. f. d. intemat. Eisenb.- 

Transp. XVI Nr. 4 S. 127 ff.). — Ueber die Berechtigung d. K. K. Eisenhahnministeriams, 

das Eisenbahn-BetriebsreKlement im Verorduungswege zu erlassen bzw. abzuändern. 
(AUg. Tar.-Anz. XXVil l'JOÖ Nr. 19 S. 396.) — Zur Beratung Uber den Entwurf eines 
nenen Eiseubabn-Betriebsreglements 2, 48—100 (Nr. 16 8. 337) §g 11—45 (Nr. 17 
S.S67). 

Galmar, L. Bemerkungen zu dem Internutioualen IJebereiDkommen Uber den Eisen- 
bahnt'raclitvcrkehr. Seine organi.sclien Mängel. I'ie Konfrovt-rsen, 7.n denen es Aiilass 
gibt ^Bulletin de l'associatiun du Congres intomat. des chemins de fer. Januar 190H). 

CrVnert, Fr., Geh. Jnstizrat. Zur strafrechtlichen Beleuchtung der Rennen und 
Dauerfahrten mit Kraftwagen etc. (Das Becht XII 1908 Nr. 10 8. 394 IT.). 

DnpuMi, P. Taccident d*autoniobile et la kl (Ber. polit. et parlenent T. 66. (06) 
fC'v. p. m)-2h]. 

Eger, Dr. G., Ueh. Regierungsrat. fiie Beobachtung der Zoll-, Steuer-, Polizei- und 
statistischen Vorschrifteu bei der Beförderung auf der Eisenbahn (.Süclis. Arch. f. 
BecbtspiL Jahrg. 8 Nr. 10 n. 11). 

Fritz, Karl. Zur Reorganisation der Oesterr. Staatsbahnverwaltung (AUg. Tar.-Ans. 

XXVII V.m Nr. 11). 

Hinze, Syndikus. Zur Haftung' für freni<lehi Verschulden bei konkurierendem ausserver- 
traglichem Verschulden. 2ö4 und 278 BGB. ^.JW. Jahrg. 37 1908 Xr, 7 S. 2:^0). 

Helzheeher. Begebt derjenige einen Betrug, der eine Fahrkarte im Wwte von 6 Pf. 
nur zu dem Zwecke Mst mid benntst, um den Balmsteig m betreten? Kann die 
Ei.senbahuverwaltung Nachzahlung von 6 Pf. verlangen? (Zeitg. d. Ver. d. Bisenb.- 
Verw. 1906 Nr. 13 S. 205). 
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Hottenrttt, Dr., BUrgermeifter. Ueber die Bmiiipniehuug eines Wegekürpen all Oflent' 

liebes Wegeeigratnm (die Selbftfwvaltang Jalirg. 86 1908 Nr. 4 8. 49). 
Janzer, Begfemngsrat. Die Haftang der Biaesbahnen untereinander für Vearloat, 

Älindernng und BeMohäilipmie von Gütern e:Pin«s8 Art. IR des üebereinlcommens xum 
Vcreinsbetriebsreglement (_Zoitg. d. Ver. deutsch. Eisenb.-Verw. 1908 Nr. 17 S. 269). 

laaac, Dr. Martii, Rechtsanw. KoUidiebe a. Heliler (Sped.- u. 8cbiir.-Ztg.XVI Nr. 19 8.837). 

Ktoatl, Or^ Beebteanwalt Wer tilgt den Fraohtarkandeinteflipel? (DJZ. XII S. 639.) 

K . . . n. Das VVobnungiklndigiiiigireeht ' dea Baamtan (Ztg. d. Var. d. liiiaDb.-Vanr. 
19<)8 Nr. S. 525). 

Meyer, 6., Justizrat. V\1e weit ist die Pension von Privatbeamtea uoptändbar? (JW. 

Jahrg. 37 1908 Nr. 2 S. 25.) 
ÜMOlnnok, Oberlnipektmr. Die Naehnahna in SiaeababiiTailulir (Spad.« o. Sehift-Ztg. 

XVI Nr. 13-20. 

Gehlert. Der Entwurf des Automobilhaftpflichtgesetzes i IM. f. Rechtsanwend. Jrihrg 7.T Nr I). 

Oertmann, Prof. Dr. Entschädiguiif? für Projektarbeiten (DJZ. XIII 1908 Nr. 8 S If):"»). 

Ritter. Verpflichtung der Eisenbahn aar Vorzeigung der Güter vor Eiuluauu^ des 
Frachtbriefe (Ztg. d. Ver. d. Siaanb.-Venr. 1906 Nr. 87 8. 480). 

Sahalt, Dr. Fr., Amturic-Iiter. Dia fiechtssteilung der FeruHprechverwaltung im Kon- 
kurse des Aii.sohliissteilnehmers iTiruchot lieitr. Jahr^. 52 Keft 2;3 S. 859). 

Rathe, C, liechtsauwalt. Der eingeschriebene Briet and seine Gefahren i^Ges. u. Kecbt 
Jahrg. 9 Heft 7 S. 158). 

SMoliplahlf Dr., Antsriebter. Dia Fraebtnblung gegen AosUafiBnuig dar Fraehtgflter 
(Sped.- a. Schiff.-Ztg. XVI Nr. 13 S. 1.59). — Znm Erfallnngsort beim Spedition»- und 
Frachtgeschfift (Nr. 13 S. UiOi. — Die Uuterbrechuui,' dor Verjährung (Nr, lö .'5. 18.^)i. 

— Das Ein- und Ausladen der EisenbahnfrachtgUtcr (Nr. 16 S. 197). Ablieferung 
der Güter seitens des Spediteurs (Nr. 16 S. 19B). — Die vertragliche und die auHser- 
nrtraglieba Uaftong dar Eisanbahn (Nr. 17 8. 811). — Steigerung der Kollidiabstlbla 
(Nr. 18 8. 223). — Die ElaenbabnaofsichtsbehOrden (Nr. 88 S. 875). — Spediteora md 
Fnhrhalter iNr. 2fi S. 329'. — Zur Verfügung des X. (S. 33()). — Begriffsbestimmung 
und Arten der Eiseubalinen (Nr. 2ö S. 318). — Die VerjähroQg des Anspruchs auf 
Lagergeid (Das Kecbt Xil 1908 Nr. 8 S. 329). 

SÜaaany, Paul. Stidtische and privata Stnasanbabnan in Oeatanaiah (Oeitarr. Biaenb.» 
Ztg. XXXI 1906 Nr. 17-19). 

Weinberg, Dr. Emil. Verwendung bankmässiger Einriebtungen durch die Biianbahnfitty 
insbesondere der Garantiebriefe (Oesterr. Eisenb -Zeitg. XXXI Nr 10) 

liie neuen Zusatzbestimroungea su § 61 des österreichi.schen Betriebsregienient (Zeitschr. 
f. d. iataniat. ffisaiib./rraB8p. XVI Nr. 8 8. 96). — AUgemeina Tarifbastimmiagaii dar 
fitanaMiMlMB Haaptainnbabiiaa (XVI Ball. & 64 ff.). — Dia ItaUeniaeban Staatseisen- 
bahnen im Jahre 1906 1907 (XVI Nr. 4 168ff.). 

Die Uebemahme der pfälzischen Eisenbahnen auf den bayrischen Staat (Zeitg d Ver 
d. Eisenb.-Verw. 1908 Nr. 16 S. 2b'6). Das Wohnuugskiindiguugsrecht des Beamten 
(Nr. 16 8, 840). Nocbnmb daa Batrataa das Bahnsteigs unter Bonitsang ainar Fkbr- 
kane aiun Freiia v<w 6 Pf. (Nr. 88 8. 346). Bagdit deijenlga aioaii Betrug, dar 
aina Fahrkarte im Werte von ö Pf. nur zu dem Zwacka Mat tind beautat, um den 
Babnsteig zu betreten? Kann die Eisenhahnverwaltnug Nachzahlung von .') Pf, ver- 
laagen? (Nr. 37 S. 539.) Die neue Beawteugesetzgebung in Baden (Nr. 34 S. iAl). 

— Dentaeber BiaeBbahii-, PevsoMn- und Geplclrtarif Teil I gültig von 1. Kai 1906. 
• Aendarangen nnd Ergiaanngni iß. 647). — Das nana Eisanbabn-BatriabiraglimaBt 

In Oesterreich (Nr. 37 8. 604). 



Digltized by Google 



Literatur. 433 

EiwnlNÜiiiaberschflsse und StmuHm im prems. Staatshanahalte (XtituAu. f. d. gMamte 

Staatswisseiiäcliaft. Tübingcu 1907. Jahrg. 63 Heft 4). 
Die Ilaftun;; der Post hei Ueberlassuns: eines Schliessfaclies (Sped.- n. iScliift'.-Ztg. Jahrg. 
XV iyü7 Nr. 11 S. 11 S. 124). - ilaftuug des Enipfaugers für tarifuiiissige Fracht 
(Nr. lö S. 187). — Haftung der Biaenbahn nach Ablief croog des («uts an die Zoll- 
beMrde (Jalny. XVI Nr. 17 S. 211). — Beaduttokniig der Haftpflicht des Speditema 
für falsche Inbaltflangaben der Versender (Nr. 17 S. 213). ~ Der neu am 1. Mai 1906 
in Kraft getretene deutsche Bieenbabn-, Personen- und Qepäcktarif. Aenderangen 
(Nr. 19 S. 239). 

Das Vereinazollgesetz und die Eisenbahnen (D. Eiseub.-Beamt. Ztg. XI Nr. 4). — Vur> 
läge der Firaebtbriefe bei FrachterstattangsantrKgen (Nr. 8). — Znr Neoregelnng 
der Dienst-, Gehalts- und Pensiousverhältuisse der bayr. Staatsbeamten (Nr. 13). — 
I)i>> iiF^ii«>n Badischen Vorschriften für den Telegraphendienst (Nr. 14). — DieOewichts- 
feststelhing hei StilckglUern (Nr. Ifii. 

Die Stationsgebühr im Verkehre mit Ungarn (Allg. Tar.-Auz. XXVII 1908 Nr. 10). — • 
Das nene Betriebsreglemeot (Nr. 18 S. 377, Nr. 19 8. 395, Nr. 20 S. 415, Nr. 21 S. 482, 
Nr. 22 S. 452, Nr. 23 S. 471). 

Zur Erneuerung' des Gesetze» üher die Bahnen niederer Ordnnncr v. 31. Dezember 1894 
(Mitt. d. Ver. t. d. Fördor. d. Lok - n Strasscnl». Wien, Jahn:, lö Heft 11). 

Kosten der Ausführung nachtraglicher Anweisungen (Eisenb.-Tar.- u. Verk.-Anz. Budapest 
Zn (1906) Nr. 1 S. 4). — Vorlage der Frachtbriefe bei Frankatar-Beklamationen (S. 4). 

Das 8j8tem der Ladefiristen (Nr. 7 8. 91). — Nachlässige Beseiebnnng d«r Neben- 
gebühren ^r^. 91 . — Die neuen Normen Ober die Zulftssigkeit von Frachterstattnngs- 
ansprüuhun im lulandverkelir (Nr. 7— 10 8,92. 10i\, 119. lH3i. Frachtberechnung 
über Hiifsrouteu (Nr. 8 S. IQö). — Das System der Zuschlagsfristeu (Nr. 9 S. 117, 
Nr. 10 8. 129). — Das neue Eisenbahn-Betriebsr^lement (Nr. 9 S. 118, Nr. 10 S. 129). 

Gebührenrechtliche Entscheidungen des Terwaltnngsgerichtsbofes In Eisenbahnsachen 
(Oesterr. Ungar. Eisenb.-Bl. Jahrg. 13 Nr 4 

Die verkehr.<ip(ditischen Vereinbarungen im österr. -uufjar. .Vusgleich (Eiseuh. u. ludustr. 
Wien. Jahrg. 3 Nr. 22;. — Zur Befurm der österr. Staatsbahuverwaltuag (Nr. 22). 

— Die BisenbahuTentaatlidnuig in Oeaterreieh (Nr. 23). 

Die Verantwortlichkeit der EteenhiAneB fttr das Fehlen von CHttsni, die mit ^nem Be- 
gleiter befördert werden (D. Bote f. d. Verk.-Änstalt. St. Petersburg 1907. Nr. 39). — 
wünschenswerte Aendernng der Regeln Uber die Aafbewahmng nicht abgenommener 
Güter und deren Verlust (Nr. 40). 

Einige Fragen ans dem Gebiete d«r Eisenbahnpolitilc (Das Eisenbahnwesen 1908 Jahrg. 
XXVn Nr. 6—7. St. Petersburg). 

Snl programma ferroTiario del govcmn (L'ingegneria ferroviaria. Born. Jahig. 6 Nr. 7). 

— Le concessioni ferroviarie all' imln.stria privata (Nr, 8). 

Railway strikes and the law (The Kailway News. London Bd. 88 Nr. 2286). — Histoi? 
oftraffie legislation (Nr. 8290). — Bailway oompanies liability (Nr. 2290). — Oovem- 
ment and the Bailways (Nr. 2290). — American QoTemment and the Bailways 
(Nr. 2292). — Railway companies' right to iii. rcase rates (Bd. 89 Nr. 2303). — Rail- 
way eight hours bill (Nr. 2303). — Railway bill.H für current Session (Nr 230^1. - 
Railway bills for 1908 (Nr. 2308/9). — BiU to amend the Kailway and caual traftic 
aet (Nr. 2909). — Railway companies liability for negligence (Nr. 2310). 

The complexities of Bailroad penal^ (Baihroad Gaaette Bd. 44 Nr. 9. New-Tork). — 
Penalty laws in fhe Sonth (Nr. 10). — The law of latent defiects (Nr. 10). 

Bger. RtoenliahnrMbtUelM BniMhaMnasMi XXIY. 29 
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ProponJi fi»r additiooal fedenl legislfttion affeetiiig nilwajs (Tlw Bailway ago. 

Bd. 44. Oct. p. 524 

Class legislfttion for iiolitical pnrito<?fiR (The Raihvay Acfe Rd. 4.") Nr. 9 diicajro). — 
State owiicLslii]) in Eii^laud (Nr. lU). — Uelatiüus between Eailwajrs and tbeir eiu> 
ployees (Nr. 11 u. 13). 

IV. Gesetzgebung. 

Btdei. Ilin.-T«rf. Tom 9. M&rz 1906, batr. die Erstattung von Gutachten dnieh Sffintlidi 

twstellt«^ Saohvorständige nnd Sachvcrsf ämligcnkollegien (St. Anz. S. 85); — vom 
14. Mai 1908, lietr. die Vorbereitung zum lüilieren öffeatlicben Dienst in der Justu 
nnd der inuerea Verwaltung (Ges.- n. VBl. S. 115). 

De«tsehea RaMi. Bek. des Reiebakamlefa ▼om 1. Februar 1906, betr. Aenderung der 
Anlage B. snr EtoenbVerkO. (.RGBl. 3. 18, BisenbVerordnBI. S. 40). — Bek. des 
Reichs-Ei.senbfthuamts vom 5. Februar 1908, betr. Aenderung der Nr XV in Anlage B. 
zur EisenbVerkü iRGBl. S. 22, Ei.senbVerordnBl. S. 42) Bek. des Reicbskanzler» 
vom 22. Februar 1908, betr. Aenderung des Militärtarifä iiir Eisenbabuen tR(tHl. 
S. 38, EisenbVerordnBI. S. 51). — Verf. des Beichspostamts vom 4. Hftra 19U6, betr. 
ZaUnng von Bahegebftltem nnd Hinterbllebenenbüttgen im Oirowege (Amtob. den 
KPA. S. 67). — Bek. des Reichskanzlers vom 5. If&rz 1906, betr. Aenderung d«r 
Miiitär-TransitortordiMing (R*-'!!!. S (is, EistnibVerorduHl. S. COi (iosetz vnin 
7. März HK»f, liptr. Abänderung deü (Jcsetzes über das Telegraphen weseu des Deutschen 
Reiehü vom C. April 1892 (RGBl. S. 79, EisenbVerurdnBl. S. 129). — Bek. des Reichs- 
Bisenbahnamts ▼om 9. MSrs 1906, betr. Aendemng der Anlage B. rar BisenbVerkO. 
(RGBl. S. (>8, EiscnbVcrordnBl. S. 61). - Bek. d. Reichskanzlers vom 3. April 1908, 
betr. Abiindening der Besitimmnngen über die Befähigung von Eisenbahnbetriebs- und 
Polizeibeamten (RGBl. S. 134, EisenbVerordnBl. S. 14«). — vom 28. April 1908, betr. 
Aenderung der 30 and 39 der EiseobVerkO. (RGBl. S. IBl , EisenbVerordnBl. 
S. 161). Gesell Tom 18. Mai 19Ü6, betr. Stempelabgabe von Erlanbuiakarten fttr 
KraftfabnEeuge ansündiieber Beaitier (BGBl 8. 810). 

Frankreich. Erla.SR des Presidenten der Republik vom KV .Tnli 1907. betr. Abänderung 
der Art ."W, ;i9. .')3, 5^5 n. ;')? des Nonnalpflichtenhef to-^ für die Konzessionierung von 
Lokulbabuen cZeitsciir. t. d. Internat. Eiäeub.-Transp. XVI (1908) Beil. S. 34if.). — 
Zfrk.-BrL des Hin. d. ftflRBntl. Arb. vom 12. Febrnar 1908, betr. die Angaben der 
Bisenbahn-Uesellschaf ten in den Ifonatsberiebten über die BetriebsfObrung (XVI Nr. 3 
S. 114) vom 15. Februar 1908, betr. Regelung der nicht genehmigten Taxen 
(Nr 4 S. 14:? I. — vom 14. März 1;K>8, betr. Abgabe von Empfangscbeincn für die im 
Domizil der Absender abgeholten Güter durch die Eisenbahn (S. 144). — vom 19. Mürz 
1906, betr. Binsekreibnng der Uelsrfrfeten anf 4m ^pfangsch^nen (S. 141). — 
vom 17. April 190B, betr. Dieuststnnden für die Abfertigung der Güter (Zeitsehr. f. d. 
iulcrnat. Ei.senb.-Transp. XVI Bfil S. »;i). Erl. des Min dt r öffentl. Arb. vom 4. April 
liH)H, Itctr. I'.cnaclirirlitignng von ili-r rnanbrin^li« lik. ii ilci Güter (Nr. fi S, 17.')). — 
vom 2(>. Mai 1908, betr. Desinfektion der zur Beförderung vun Vieh benutzten Traus- 
portmittel (S. 176). 

Hetaen. Gesets vom 7. Mai 1906, betr. den Verkehr mit Fahrrädern nnd Antomobilen 
anf OflfontUchett Wegen, Strassen nnd PIfttsen (RegBl. 8. 63). 

Neuseeland. Personen-, Güter- und (iebührentarif anf den Staatseisenbalmcn von Neu- 
seeland vom 2. August 19U7 (Beil. der New-Zealaod Gazette Nr. 69 vom 1. Aog. 1907). 
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OattofraiCh. K. K. Erlass vom 21 . März 1908. betr. die Errichtung eines Miniäterimns 
für öfTt-ntliche Arbeiten, nebst Anlage, betr. den Wirkungskreis d«S lliBisterimiiS für 
üjfentl. Arb. (Oestorr. EisenbVerordnBl. XXI Nr. 85 S. 338). 

Oldenburg. Gesetz vom 23. März 1^, betr. Abänderung der Gesetze vom 24. April 
1906 mid 29. Janntr 1907 ttber Organimtion der EieenbahiiTerwaltniig nebst Min.- 
Bek. Tom 25. MlUs 190B, betr. Bekanntgabe dieses (leeetses (GS. S. 833 n. 847). — 
ßerjy:^esetz fnr das Httntogtvn Oldenbug and das Fttrstentom Labeck vom 3. April 
lfK>8 (S. 875). 

Preussen. Gesetz vom 7. März 1908, betr. Zahlung der Beamtenbesoldung nnd des 
GnadeoTierteljahrs (OS. S. 36, EisenbyeroidnBl. S. 180). — Allerh. Erl. vom 10. Hin 
1908, betr. «aderwute Abgrenzaug der VerwaltiiDgsbesirke der Eisenbahadirektionen 
in Danzig und Königsberg i. Pr. GS. S. 38, EisenbVerordnBl. S. 63). — Krl. des Min. 
der öffcntl. Arb vom 23. März 1908, betr. Auslegung de» KegrilYs . Kriegsteilnehmer" 
(EisenbVerordnBl. S. 61). — vom 24. März 1908, betr. Aenderungen bei den Eisen- 
bahn-Betriebs-, Maaeliinen-, Werkstätten- nnd Verkefarsniipektionen (S. 63). — rom 
28. HKn 1906, betr. Yorsehriften für die Besebafhuig von Fahnengen sowie fttr die 
Materialabnahme und Bauüberwachung von Lieferwerken (S. 65). — vom 8. April 1908, 
betr. Ueberwachnng nnd Prüfiniü: der eisernen Hrüokeu von nebenbabnäbniichen 
Kleiubabnen und Privatauschlussbabueu ^S. 139. Zeitschr. f. Kleinb. XV 8. 32ö). — 
vom 30. April 1908, betr. Wegeban-Toranslelstnngen der bei staatlidien Bauten an- 
genommenen Unternehme (Reieha-Ani. 1906 Nr. 118). — Eiienlmhnanleihegesets yom 
14. Mai 1908 (08. S. 117, EisenbVerorduBt. S. 171 1. 

Russland. Zirkular der Reichseisenbalmverwaltun}^ vom 12 November 1907, betr. Art 57 
des AUg. Ges. für die russischen Eisenbahnen vom 12. Juui I88ö (Zeitschr. f. d. internal. 
Eisenb.-Tnin8p.ZVI (1908) Bdl. 8. 42 ff.). — OeUIhrentarif ffir die Erfflllnng der 
Zoll-, Aknise- nnd Poliieiformalitftten dnreh die bei den rnssisehen ZoUbntera einge- 
richteten Zollagentaren der Eisenbahnen (S. 43 fF). — Erl, des Kriegsministers nnd 
(\e.f Ministers der Verkehrsanstalten vom 26. Februar 1!K)8, betr, die Regeln und die 
Ordnung, die bei Beförderung von Artilleriegütern aui der Eisenbahn, zusammen mit 
einxelnen bestimmten Arten toq Oescbtttzen, mit Haudfeaerwaffen und Scbiessvorräten 
an beobachten sind (Ukasatel des Min. der Veric-Anst. vom 8. Mftn 1906 Nr. 10). 

Sachsen, Königreich. Verordn. des Wn, des Innern vom 18. Dezember 1907, betr. 
Beschafl'enheit der Plananterlagen für baorechtUche Enteignungen (Fischer'a Zeitsehr. 
Bil. 33 Heft 4^6 S. 19ö). 

Mmtb. Bescblnss des Schweizer Bandesrats vom 4. Febroar 1906, betr. Massnahmen 
mun Sohnti gegen die Cholera nnd Pest (Bidg. 08. 1908 8. 89 ff. nnd Zeitsehr. f. d. 
inteniat. Eisenb.-Transp. XVI Beil. S. 5.'> ff ). — Kanton Glarus, Bdt. Tom 7. Min 1907, 
httr. Motnnvftjien- nnd Fabrradverkebr > Amt^lll Nr. 10 n U V 

Serbien. Eisenbahnbetriebsreglement mit Gültigkeit vom 1. Januar 1908 (Amtsbl. Srpsko 
Novine 1907 Xr. 245 ff., Oeaterr. EisenbVerordnBl. 1908 S. 219). 

Ungarn. Erl. des Handelsministers 1908 Z. 91972 in, betr. Verlust, Minderung und 
1!es( hiidii^ning der Güter während des Eisenbahntransportes (Eisenb.-Tar.- n. Verk.- 
Auz. XII U908) Nr. 9 S. 120). 
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(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 



A. 

Ablehnung eines Sachverständigen 49, 
126. 

Abriitsrlion einer Lehne auf den BkIib* 

kürpcr 3ö. 

Absender, Haftung für Schiidcn bei 
Solbstverladung 9, 275. — Haftung für 
den aus der Mangelhaftigkeit der Zoll- 
dukumente entstehenden Schaden 41. 
wann derselbe zu Schadenerntzklag^en 
gegen die Eisenbahn nicht mehr legiti- 
miert ist '2h3. Nrrstündigung di-s- 
sclbeu Uber den \ erkauf des (iutes 337. 
— Klage desselben gegen die Eisenbahn 
nucli Auslieferung der Sendung an den 
Empfänger 342. 

Abspringen von einem fabrendenStrassen- 
bahnwam n 277. 3()4. — von rinora l>e- 
reits fahrenden Eist'nbahnzugc 27H 

Abtretung von (irundeigentum zur öffent- 
lichen Strasse, Entschädigung dafür löO. 

Adressspediteur. «. Spediteur. 

Altertnmlicho Lnxustcppicho. Berech* 
nung der Fracht für solche 8. 

Anliegerbeiträgc, Erhebung solcher 
107. — u;iiiJi .Xiiliaiili M zu Aiilieger- 
beiträgen heranzuziehen sind 235. 

Annahme des Qntes 64, 175. 

Anschlussglcisc, .Anlage Sdlchcr 1.54. 
289. — wer Betriebsunternchmer auf 
einem Anschlnssgleise ist 17 t. 

A n w f-ml II II ir iinrirhtigp des Tarifs 'M 

Arbeiter, rmfang der ( lehorsiinsiilliclit 
desselben gegenflber ilt iii Üanh itrr 2(>S. 

Architekt, wann ein Haiiteehniker in 
einem behürdlichen Zeugnisse auf die 
Bezeichnung „Architekt* Anspruch hat 
114. 

Auf Sichtsorgane eines Fabriknnter- 
nehniers. Ver.scliulden der.^ellien bei l'.e- 
aufsichtigung eines Eisenbahnwagens 
257. 

A u ssen arb I' i ten . die mit dem Fabrik- 
betriebe nicht im Zusammenhang stehen, 
ob dieselben unter § 8 des Rcklishaft^ 
pfliehtgesetzes fallen m). 

Automobilbesitzer. I nifang der I'tlicht 
desseltH'n zur Beautsi( btigung des Füh- 
rers 231. — Haftung für seinen Wagen- 
führer 240. — fahrlässige Körperver- 
letzung seitens des Besitsers eines Auto- 
mobUs 280. 



Automobile, rechtliche Behandlung der- 
selben a09, 415. — Anfahren eines 

.\utnninbils gegen den Schlagbaum eines 
beleuchteten Bahnüberganges 339. — 
polizeiliche Anforderungen an die Fahr- 
geschwindigkeit eines .\utomobils 398. 

Automobil führer, Verpflichtung zum 
Anhalten des Automobils und zum Ab- 
stellen des Motors, wenn für ihn er- 
kennbar ist. dass beim Herannahen des 
Automobils ein Pferd unruhig wird 290. 
— Erfordernis der Kenntnis von Polisei- 
vorscbriften 894. — Rtrafbarkeit durch 
\'erstuss tregen eine I'olizeivors* Iii i1 1 
wegen übermässiger Entwickelung von 
Rauch, Dampf etc. 403. 

Avisierung durch die Post 280. 



Bahnanlagen, GenehmiuunL; solcher IßO. 

— Prospekt einer (Tesi-liselial I zum I5au 

und Betrieb von elektrischen und anderen 

Bahnanlai;en 171. 
Bahnaufsichtspersonal, ob das.selbe 

berechtigt ist. bei der Anhaltung von 

Uabnf rr\ K i n (ii ualt anzuwenden 17. 
Bahnhofsautomaten, ob dieselben den 

Vorschriften der Oewerl)cordnnng nnter- 

worf<'n sind 17 
ßahnhi»f »Vorplätze, ob dieselben der 

Oemeindegrundstener unterworfen sind 

152 

Malinhof 8 vorstände in Frmikreieh. 
WrantwortHchkeit derselben wej^en 
l'ebertretung der allgemeinen Tarif- 
bestimmungeii . in^ibesonde^e betreffend 
Lieferung von Wagen 288. 

Bahnhofswirtschaften, oh ortspolizei* 
liehe Vorschriften über die zeitliche Be- 
.sehränkuiiiz des Aussehankes von Spiri- 
tuosen für die Fahrgäste der Eiseniiabn 
Wirksamkeit hal>en 17. 

Bahnsteitj. ob demselben die den 
Schienenwegen zustehende Steuerfreiheit 
zukommt 16. 

Bauleiter, FmfanE: der ftehorsamspflirht 
der Arbeiter getxenUber «lein Bauleit4T 2*»H. 

Bauplatz. Begriff 2.')7 

B n u p o Ii / e II i < Ii e (ieuchmiguug fiskali- 
scher iiauten l.V). 

Bauten fiskalische, baupoliseiliche Ge- 
nehmigung solcher läO. 
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Bau Unternehmer. Haftung desselhen 
für gefahrloses Tassiercn der Strasse 
während des Haue» 121. — Vt^rzug 
durch Streik der Bauhandwerker 370, 

]{e amter. wann einem im Iiienstc bei 
einem Eisenbahnunfall verunglückten 
Beamtt'n neben den Ansprüchen aus dem 
Beamtenfürsorgegesetz vom liL.Iuni 19()1 
besondere Ansprüche auf (irund des 
Haftpflichtge.set7.es nicht zustehen ÜH. — 
Umfang der Haftung des Eisenbahn- 
flskus für Verschulden der IJeumten bei 
mangelnder Beleuchtung der Keller- 
treppe eines Bahnhofs Ü — I'fändung 
des IMensteinkommens eines Beamten 
ö8, Ht^i). — Dienstvergehen der Be- 
amten 109. — Klage eines Beamten 
Uber vermögensrechtliche .Ansprüche aus 
.seinem Dienstverhältnis 113. — (iehalts- 
rUckforderung gegen einen im Diszipli- 
narwege aus dem Dienst entlassenen 
Beamten 113 - - Erhebung des Kon- 
flikts zugunsten eines Beamten 137. — 
Schutz der Beamten einer Strassenbahn 
13*J. — Berechnung der rnfallfürsorge- 
pension der nichtpragmatischen Beamten 
in Bayern 2filL — l'nzulässigkeit des 
Strafantrages durch einen Vertreter im 
Amt wegen Beleidigung der Person eines 
Beamten 2iÜ — Betrng bei Täuschung 
des Arztes durch einen Beamten 3.04 

Bedürfnisanstalt. Voraussetzung für 
die polizeiliche Auflage der Errichtung 
einer solchen auf einem Bahnhofsvor- 
platze durch die Stadtgemeinde 107 

Beförderungspflicht der Deutschen 
Keichspost 41 1 

Behandlung rechtliche der Antoniubile 
309. 415 

Beleuchtung der Zugang.swege zum 
Bahnsteig. I'mfang der Tflicht der Eisen- 
bahn hierzu ilL 

Berufsgenossenschaft . Schadenser- 
satzforderung durch dieselbe von einem 
Betriebsunternehmer für das, was sie 
einem bei ihr versicherten Arbeiter ge- 
währen mu88 1 05. — I'mfang des Er- 
stattungsansprnchs der Krankenkasse an 
die Bernfsgenossenschaft 1 Iß ^ Ver- 
pflichtung, behufs Verhütung eines den 
Tostfiskus schädigenden Missbrauchs für 
eine tunlichst sichere Aufbewahrung der 
im (.Jeldanweisungsverkehr verwendeten 
Formulare, Stempel und Siegel zu sorgen 
132. Pflicht der Krankenkassen zu 
Mitteilungen an die Berufsgenossensehaft 
3.37 

Beschädigung eines Hauses durch den 
Wagen einer Kleinbahn, ob wegen einer 
solchen eine Klage auf Beseitigung der 
Bahnanlage zulässig ist öi. — von 



ndlendem Eisenbahnmaterial durch 
Pferdetransporte DI3. — von Frachtgut 
2ä2. — Beschädigung eines Fahrgastes 
durch aus dem (iepäcknetz herabfallende 
(iepäckstücke 286. — einer Eiersendung 
37ö. 

Betriebsunfall beim Aussteigen aus 
einem Eisenbahnzuge infolge der Be- 
nutzung hoher und steiler Trittbretter 
69, IL — Leistenbruch als Betriebsun- 
fall bei anssergewöhnlicher Anstrengung 
im Betriebe 162. — ob ein Betriebsun- 
fall vorliegt, wenn ein Lokomotivführer 
ausserhalb des Dienstes auf eine im 
Maschinenschuppen stillstehende Ma- 
schine zur Entnahme warmen Wassers 
für seinen persönlichen Bedarf steigt und 
beim Herabsteigen zu Fall kommt 183. 
— ein l'nfall. der einem Eisenbahn- 
reisenden infolge einer durch seine per- 
sönlichen Verhältnisse, nicht durch Be- 
triebseinrichtungen gebotenen Eile zu- 
gestossen ist. ist kein Betriebsunfall 
280. 

Betriebsstörung, Versäumung der 
Lieferfrist infolge einer Betriebsstörung 
343. 

Betriebsunternehmer auf einem An- 
schlussgleise, wer solcher ist 171. — 
wer haftpflichtiger Betriebsunternehmer 
während der Herstellung von ?]isenbahn- 
bauten ist 185, — I'mfang der dem 
Betriebsnnternehmer einer Privateisen- 
bahn nach Massgabc des Beichshaft- 
pflichtgesctzes obliegenden Schadenser- 
satzpflicht, wenn der im Betriebe Ver- 
letzte ein pensionsberechtigter Beamter 
ist 283. ~ wann eigene Fahrlässigkeit 
des Verletzten den Erstattungsanspruch 
gegen den Betriebsunternehraer aus- 
schliesst 2äL 

Betrug durch Täuschung eines Arztes 
seitens eines Beamten 3n4. 

Bundesbahnen schweizerische, Steuer- 
freiheit derselWn ML — Deliktsfähigkeit 
derselben ln5. 

D. 

Decken. Haftung der Eisenbahn für den 
Schaden aus der (iestellung schadhafter 
Decken 141. 

Defektenbeschluss. Rechtsweg gegen 
denselben 252. 

Deklaration unrichtige eines (Jutes 291. 

Diebstahl, Haftung der Eisenbahn für 
Diebstahl ihrer Angestellten 129. — 
Diebstahl durch Verkauf des (iut^s 
seitens des Spediteurs in eigenem In- 
teresse an eine andere Person 3fi2. 

Di enstein kommen eines Beamten. 
Pfändung desselben 58^ 62. 3fiiL 
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Dienstreisen der Stuatshoaiuten, Voraus- 
setzungen für die Weiter- oder Hückreise 
am selben Tage 261. 

Dien st vergeben der lieamten 109. 

Disziplinarsachen. Rechtshilfe in 
solchen IHQ. — eidliche Vernehmung der 
Zeugen durch das Amtsgericht in 
Disziplinarsachen iHn. 

K. 

Ehefrau, l'mfang der Schadensansprüche 
der verletzten Ehefrau in bezug auf 
Kur- und l'flegekostcn . Vernunderung 
der Erwerbsfähigkeit. Wegfall häuslicher 
Dienste, Vermehrung der Haushalts- 
und (ieschäftsausgaben ül. 

Eier, Beschädigung Sf)lcher beim Bahn- 
transport 63, H7n. 

Einlegung von Strassenbahngleisen in 
einen öffentlichen Weg 

Eintragungen in die Bahnquittungs- 
bücher, Fälschung solcher 8ö8. 

Eisenbahn. Wahl des Transportweges 
2, 182, 289. — wann die Eisenbahn für 
die Handlungen ihrer Angestellten nicht 
verantwortlich ist Ü. - Haftpflicht für 
das l'eberfahren von Vieh ÜL — Haf- 
tung für Lieferfristüberschreitung nach 
Massgabe des Tagesstempels der Ab- 
fertigungsstelle 2i. — Haftung für einen 
zur Haltestelle führenden Kussweg 43, 

— L'mfang der Pflicht zur Beleuchtung 
der Zugangswege zum Bahnsteig Jil 

— üb die Eisenbahn für mangelhafte 
Verladung von Möbelwagen auf offenen 
Wagen haftet 5fi. — wann sich die 
Eisenbahn nicht auf die anstandslose 
Abnahme des (intes berufen kann 64. 

— Haftung für Diebstahl ihrer Ange- 
gestellten 129 — Haftung für den 
Schaden aus der (icstellung schadhafter 
Decken 141. - FIrlöschen des .\nspruch8 
gegen die Eisenbahn au» den» Fracht- 
verträge 17n — Ersatzansprüche der 
Eisenbahn für die Beschädigung von 
rollendem Eisenbahnmaterial durch 
l'ferdetransporte 19H. — Haftung für 
das vom Reisenden im Wagen vergessene, 
von den Bahnorganen gefundene Hand- 
gepäck 229 — Verantwortlichkeit für 
den aus dem Bruch eines Glasgefässes 
entstandenen Schaden 287. — für die 
Klage der Eisenbahn gegen einen Adja- 
zenten, dem ein Privatübergang über die 
Bahn eingeräumt ist. auf Schliessung 
desselben nach jedesjnaliger Benutzung 
Ist nur der Verwaltungsweg zulässig 
248 — Frarhterstattiingsansprlicheiregen 
die Eisenbahn sind bei der Aufgabe- 
oder Endbahn anzubringen 2.')1 . -- 
wann der Absender zu Schadensersatz- 



klagen gegen die Eisenbahn nicht mehr 
legitimiert ist 2.'-»8. — l'nterhaltung 
öflfentlicher Wege durch die Eisenbahn 
2ßfi. — Haftpflicht für Verlust und Be- 
schädigung des (iutes 282. - rechtlicher 
Schutz der Eisenbahn gegen gefährliche 
Zustände auf Nachbargrnndstücken nach 
badischem Recht 29;). — Frachtforderung 
der Eisenbahn im Lichte des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich 802. 404. — Verantwortlichkeit 
für den Schaden, der auf mangelhafte 
Einrichtungen für die Verladung von 
Tieren zurückzuführen ist 845. — Ver- 
pflichtung, das Tatbestandsprotokoll 
über Verlust. Minderung und Beschädi- 
gung des Gutes auch im ordentlichen 
Prozesse den Akten beizuschlicssen 8ö6- 

— l'mfang der Verpflichtung zur Wieder- 
herstellung einer durch den Bahnbaa 
gestörten Kommunikation 861. — Haft- 
pflicht aus dem Frachtvertrage 8R^. — 
Berechtigung, von Fall zu Fall neue 
Nebengebühren einzuführen Üilä- — 
Schadensersatzpflicht aus LI des 
preussischen Eisenbahngesetzes vom 
i November 1838, ÜSli — Haftung für 
den Schaden, der durch das Flntweichen 
eines von einem Heisenden mitgenomme- 
nen, im Hundeabteil untergebrachten 
Hundes entsteht 400. 

Eisenbahnbau. Verfahren bei Konsen- 
tierung eines solchen, wenn noch ander- 
weitige Rechtsfragen in Betracht 
kommen 149. 

Eisenbahnbauten, Herstellung .solcher 
IM. 

Eisenbahnfahrkarten - Automaten, 
strafrechtlicher Schutz derselben 8L 

Eisenbahnfahrkartendruckerei, 
Störung durch nächtlichen Betrieb einer 
solchen 8.n7 

Eisenbahnfiskus, l'mfang der Haftung 
für Verschulden der Beamten bei man- 
gelnder Beleuchtung der Kellertrep|>e 
eines Bahnhofs 4L — ob der ausländi- 
sche Eisenbahnfiskus der inländischen 
Gerichtsbarkeit entzogen ist 288. — 

— l'ebcrweisung von (irnnd und Boden 
un den Eisenbahnfiskus zum Bau einer 
Eisenbahn seitens eines Kreises 388. — 
Freistellung des Eisenbahnfiskus von 
Kanalballkostenbeiträgen iläL' — «h 
derselbe für einen I'nfall. der durch 
einen auf dem Bahnsteiir verkehrenden 
Handwagen der Post verursacht ist. zu 
haften hat 382. 

Kisenbahnhaftpfli<"ht. Einfluss des 
§ 2M des Bürgerlichen Gesetzbuches 
auf die Eisenbahnhaftpflicht 78, 

Eisenbahnhaftpflichtgesetz neues 
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schweizerisches vom 2iL März 1905, 
reduzierte Haftpflicht bei verursachender 
Mitwirkung von schuldhaftem Verhalten 
des Verunglückten und allgemeiner 
Betriebsgefahr üL — ob die Kinrede 
des 8elbstverHchuldens bei einem 2"?- 
jährigen Knaben begründet ist 2ßfi. 

E i s c n b a h n p 1 a t z if a r t e n g e h ü h r , 
rechtswidrige Erhebung derselben 391. 

Eisen bahn transportgefiihrdung 
fahrlässige »67, m 

Eisenbahnunternehmer, ob derselbe 
zur Tragung von Mehraufwendungen 
verpflichtet ist i — I mfang der Ver- 
pflichtung zu Ersatzkommnnikationen 2, 

— l'nterhaltnngspflicht von Eisenbahn- 
ziifuhrwegen ^f>i>. — l'mfang der Haft- 
pflicht lür Sachbeschädigung nach 
prcnssischem Recht HHS — \ erpflichtung, 
dafür zu sorgen, dass die Fahrgilste den 
Zugnngsweg zu den Zügen durch die 
Hahnhofsräumc ungefährdet zurücklegen 
können 389. 

Eisenbahnutiternehmung, \'crpflich- 
tung zur Wiederherstellung der durch 
den Hahnbau zerstörton oder nnfahrbar 
gemachten öffentlichen Kommunikationen 
]hS. ■— hoheitsrechtliche Stellung der 
(irenzstaaten gegenüber internationalen 
Eisenbahnunternehniungen 1K7. wann 
eine Kisenbahnunteriiehinung anlässlich 
der Hauausführung auf einem Hahnhofe 
zur Herstellung von Trott-oir« an öffent- 
lichen Strassen nicht verpflichu-t ist 2öH 

E is c u b a h n V e r w a 1 1 u n g. Heranziebu ng 
derselben zu den Ko8t<'n des Ausbaues 
einer städtischen (4flt<>rzufuhrstrasse 354. 

E i s e n b a h n z u f a h r t s s t r a s s c n .Inst and- 
haltung solcher L 

p]isenbahnzuf uhrwege. rnterhaltung 
derselben durch den Kisenbahnunter- 
nehmer 2nfi. 

Elektrizitätswerke, ob dieselben zn 
den Fabriken gehören '287 

Empfänger, ob derselbe gegen die For- 
derung der Eisenbahn auf Nachzahlung 
einer versehentlich zu niedrig berech- 
neten Fracht den ihm hieratis ent- 
standenen Schaden aufrechnen darf 184 

— ist nach Annahme des CJut^s zu 
Schadensersatzklagen gegen die Eisen- 
bahn allein legitimiert ^ri^t ■ Zulässig- 
keit der Klage des Empfängers, der von 
der Sendung nicht BesitzergrifTen hat H79 

Enteignung. Verjährung der Zinsen 
einer Enteignungsentschädigung, die erst 
nach Ablauf der Verjährungsfrist im 
Prozesse beansprucht sind 'M^ — Ein- 
fluss einer zukünftigen günstigen Ent- 
wickelung auf die Wertbemessung des 
(trundstUcks M< — ob der Eigentümer, 



dem infolge der Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens die Nutzung des ab- 
zutretenden (irundstücks entzogen oder 
geschmälert worden ist. hierfür besondere 
Entschädigung fordern kann iJä — Be- 
ginn der sechsmonatlichen Frist zur Be- 
schreitung des Kechtsweges bei der 
Verbesserung oder Berichtigung eines 
Entschädigungsfeststellungs-Beschlnsscs 
durch einen zweiten Beschluss üiL — 
Begrenzung der Höhe der Entschädigung 
durch den Kaufpreis eines gleichartigen 
(irundstücks fiL — Bemessung des 
Werts eines (irundstücks nach seiner 
Ertragsfäbigkeit — Entschädigung 
ist in der Hegel in Kapital und nur 
ausnahmsweise in Rente zu gewähren 
fi8. — Beiträge zur Erläuterung des 
Enteignungsgesetzes 9ä. - Enteignungs- 
verfahren 1 i"i — Löschung der Hypo- 
theken bei Enteignungen 124. — Ab- 
lehnung von Sachverständigen L2ß^ — 
Feststellung der Entschädigung für ein 
(irnndstUck. welches Hauplatzeigenschaft 
besitzt 140 — Krsatz für Mietsausfällc 
lfi2- — (Jrundsätze für die Wertbe- 
messung eines teilweise enteigneten 
(Jebäudegrundstücks. welches zu wirt- 
schaftlichen Zwecken des Enteigneten 
benutzt wird 1(^4 ob bei Enteignung 
im Mringlichkeitsverfahren auch für den 
Schaden Ersatz verlangt werden kann, 
der durch die Besitzentziehung bis zur 
Zahlung der Entschädigung entst<^ht 
1H7. — Ausschluss der Anwendung des 
§ 2hi des Bürgerlichen Uesctzbuehs 
und des § 2SI der Zivilprozessordnung 
im Enteignnngsverfahren 1(>8 — Nicht- 
anrechnung allgemeiner Vort^-ile auf die 
Kntschädigung IHt) — Ermittelung des 
Verkaufswerts eines (irundstücks 180, 
1H4. — Anspruch des Mieters auf den 
Ersatz aller Kosten aus der Enteignung 
181. — l^ebernahme des llestgrund- 
stücks 181. — Begriff der , neuen An- 
lage" im Sinne des § Iii Abs. 2 des Ent- 
eignungsgesetzes äiiL — Inanspruch- 
nahuje eines mit (»ebäuden besetzten 
(irundstücks für die Fluchtlinie - 
Nichtberücksichtigung einer Wertsver- 
minderung durch Strassenbaukosten der 
Anlieger 2:")0. — Berücksichtigung der 
konkreten Verhältnisse bei der Wert- 
schätzung eines (ieschäftshauses 'ihri — 
Bemessung des Wertes eines grösseren 
Besitztums, dessen Teile von verschie- 
dener Beschaffenheit sind 288. — Auf- 
rechnung oder Ausgleichung von Vor- 
teilen mit Nachteilen 284 — Berechnung 
der Entschädigung 288. — • (ieltend- 
machung des .Anspruchs auf Zinsen von 
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der Entschiiclij^ungssuiniiK- 3r>2. 3ü!L — 
Bewertung eines Grundstücks nach 
seiner hüchüten Ausnutzungstahigkeit 
859. — Entschädigungsanspruch des 
Strassenanliegers wi-gen dauernder Er- 
schwerung des Zugangs zu seinem 
Hause durch Strassenveränderung ÜliL 
— Geltendmachung und Festsetzung 
der Enteignunijsentschädigung H74. — 
Wert<jrmittelung eines \'orgarreus aus- 
schliesslich als mietszinsstcigernder 
Faktor H77. — Bewertung eines Sand- 
lagers HX8 — Zeitpunkt der Wert- 
schätzung bei erzwungener und hei frei- 
williger Abtretung 'MH — ob der Ent- 
eignete für den Zinsverlust zwischen 
Hinterlegung und Auszahlung der Ent- 
schädigungssumme Ersatz fordern kann 
397. — Entwertung eines Hauses durch 
Felssprengungen lür einen Eisenhahn- 
neubau Htis) 

Enteignung in Bayern. Erfordernisse 
der Eintragung des Enteignungsberecli- 
tigten als Eigentümers und der Löschung 
der Verfügungsheschränkung des Ab- 
tretungspflichligen im (Grundbuch 872. 

Enteignung in Oesterreich. Ermittelung 
der Ent schädigungsleistung 178. - Feuer- 
sichere Eindeckung eines Hauses durch 
die Eisenbahn im Wege der Etiteignung 
270. 

Enteignung in der Schweiz, Zuspruch 
einer Entschädigung an den E.vpropri- 
aten Ii 

Enteignung in Frankreich. Entscliädi- 
gungsfestsetzung 2.H6. 

Ercignung im Verkehr, ob ein l'nfall. 
den ein Beisender beim Aussteigen aus 
einem stillst^ehenden Eisenbahnzuge in- 
folge Herabstürzens von den Wagenstufen 
erleidet, als eine Ereignung im Verkehr 
anzusehen ist iüL 177. 

E r s a t z k o m m u n i k a t i o n e n , 1 'mfang der 
Verpflichtung des Eisenbuhnunt<>rnehmers 
zu solchen Z — - Zuständigkeit und Er- 
fordernisse für S(dche 24.1 

Erziehungsheiträge für Kinder. Aus- 
schluss derselben von gerichtlichen Pfän- 
dungen 340. 

F. 

F ab r i k h a f t p f 1 i c h t . ob die vorbehaltlose 
Zahlung des Lohnes an einen verun- 
glückten Arbeiter eine grundsätzliche 
Anerkennung aller Forderungen aus dem 
l'nfalle bildet und ohne weiteres die 
l'nterbrechung der V'erjährung derselben 
bewirkt Ififi 

Fälschung von Eintragungen in die 
Bahnquittungshücher Hö.^. 

F a h r g e s c h w i n d 1 g k e i t eines A u tunmbils 



' Fahrlässigkeit eigene des Verletzten. 

; wann dieselbe den Erstattnngsanspruch 

j gegen den Betriebsunternehmer aus- 
schliesst 2M, 

I Fracht, Erstattung zu viel erh<»bener 
Fracht 70, — Nachzahlung zu niedrig 
berechneter Fracht 184. 
Frachtberechnong unrichtige HL 12» 

1 Frachtbrief. .Xnerkennung der Mängel 
der Verpackung auf dem Frachtbriefe 841 

j - Beschränkung der Beweiskraft der 
Frachtbriefsangnben über das Gewicht 
bei Selbstverladung H72. 
Frachterstattungsansprüche gegen 
die Eisenbahn, Wahl zwischen der Auf- 
gabe- und der Endbahn für die An- 
bringung solcher 25 1. 
Frachtforderung der Eisenbahn im 
Lichte des Bürgerlichen G<'setzbuches 
für das Deutsche Beich 802, iitL 
Frachtgut, Annahme desselben (»4^ 175. 

— nachträgliche Verfügung über das 
Frachtgut 12H. — bahnamtlich festge- 
stelltes (iewicht eines Frachtguts ist lM.'i 
Beurteilung des rmstandos, ob eine 
Minderung der Sendung während des 
Transports eingetreten ist. massgebend 
141. — Beginn der Lieferfrist bei nach 
und nach stattfindender Auflieferung und 
Verladung des Gutes i^>8 — Mängel 
der Verpackung eines Frachtguts 241, 
841 — Avisierung durch die Post 2ti(). 

— Haftpflicht der Eisenbahn für Verlust 
und Beschädigung des (iutcs 2S2^ 841 

— unrichtige Deklaration eines (iutes 
291. — ViTständigung des Absenders 
über den Verkauf des Gutes 887. — 
Verkauf des (iutes 8t>2. 

Frachturkundcnstempel. wofür der- 
selbe erhoben wird 898. 

Frachtvertrag. Erlöschen des Anspruchs 
gegen die Eisenbahn aus dem Fracht- 
vertrage 17r>. - Haltpflicht der Eisen« 
bahn aus dem Frachtvertrage 8Rn 

Fuhrmann, Verschulden eines solchen, 
der mit seinen zum .Scheuen geneigten 
Pferden an der Strassenbahn entlang 
fährt, obwohl ihm andere Wege zur Ver- 
fügung stehen 278. 

Fun Ifenaus Wurf ans der Lokomotive. 
Haftung für den dadurch verursachten 
.Schaden aifi. 

U. 

(j e i s t e s k r a n k h e i t infolge eines Schrecks 
über einen Eisenbahnbetriebsunfall, den 
ein Dritter erleidet 899. 

(i e h a 1 1 s r ü c k f o r d e r u n g gegen einen im 
Disziplinarweg aus dem Dienst entlas- 
senen lieamti-n 1 18 

( ! e m e i n d e . N'crantwiu tlichkeit derselben 
für die Erhaltung des ordnungsmässigen 
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Ziistandes eines in ihrem Rexirke be- | 
lejjencn, (Uui üflj'ntlitheii W-rkehr über- i 
{.'ebenen Weges ÜdL ' 
(icwicht, buhnanttlich festgestelltes ist , 
bei Bcurteilnng des l'uistandes, ob eine 
Minderung der Sendung während des 
Transports eingetreten ist. massgebend 
UL 

( J 1 a s g e f ä s s .Verantwortlichkeit der Eisen- 
bahn für den aus dem Bruch eines solchen 
entstandenen Schaden 2H7. 

(ileis, Anlage eines solchen auf einem 
fremden Grundstück 142. 

(i ren zst a aten . hoheitsrechf licheStellung 
derselben gegenüber internationalen 
Bahnunternehniungen 1H7. 

(irundeigentum. Kntseliiidigung für Ab- l 
tretuug desselben zur öftentlichen Strasse , 

IM. I 
(Jrundstück, Veräusserung eines solchen I 
B(). - Feststellung der Entschädigung 
für ein (irundstüek. welches Hauplatz- 
cigenschaft besitzt 14(). Anlage eines 
Ci leises auf einem fremden (irundstüek 
litj — (Grundsätze für die Wertbemessnng 
eines teilweise enteigneten Gebäude- 
grundstücks, welches zn wirtschaftlichen 
Zwecken des Enteigneten benutzt wird 
H)4. — Ermittelung des Verkaufswerts 
eines Grundstücks 18(>, IM. — Inan- 
spruchnahme eines mit Gebäuden be- 
setzten Grundstücks für die Fluchtlinie 
24(i — Bewertung eines Grundstücks 
im Enteignungsverfahren nach seiner 
höchsten Ausnutzungsfähigkeit Hät». 
G ü te r z uf uh rst rasse städtische. Heran- 
ziehung der Eisenbahnverwaltung zu den 
Kosten des Ausbaues einer solchen H54. 
Gut, 8. Frachtgut. 

II. 

Ilaf tpf licht gesetz. Haftpflicht der 
Eisenhahn fiir Cnfällc durch Herabfallen 
Von (lepäckstflckeu aus den Gepäck- 
netzen 2ä, -- ob ein l'nfall infolge 
Schlaftrunkenheit auf höherer Gewalt 
beruht dLL - eigenes Verschulden liegt 
in der Nichtbeachtung der gewöhnlichen 
Vorsicht Üü. - l'mfang der Schadens- 
ansprüche der verletzten Ehefrau in 
bezug auf Kur- und l'tlegekosten. Ver- 
minderung der Erwerbsfähigkeit. Weg- 
fall häuslicher Dienste. Vermehrung der 
Haushalts- und Geschäftsausgaben liZ - - 
X'erletzung eines Fahrgastes durch Zu- 
schlagen der Tür eines Eisenbahnwagens 
4H. — .Abwägung des konkurrierenden 
Verschuldens d«!s Kisenbahnunternehmers 
nach der allgemeinen und konkreten Be- 
triebsgefahr iA. — Bentenforderung eines 
noch nicht erwerbsfähigen Kindes 44. 



18<i. — Feststellung der Haui r der Rente 
— oh ein Retricbsunfall vorliegt, 
wenn sich derselbe erst nach Absteigen 
vom angekommenen Zuge auf dem Bahn- 
steig durch Anstossen an ein dort auf- 
gestelltes (icrüst ereignet hat üü. — 
Schadensersatz für Aufhebung oder Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit der als 
Gehiltin im (iewerbe des Vaters tätigen 
Tochter älL — wann die Eisenbahn 
hafi)»flichtig ist, wenn jemand durch 
Schieben von Wagen durch Fabrikarbeiter 
auf einem Anschlussgleise verletzt wird 
oH. — wann in der Benutzung eines 
zum Scheuen geneigten Pferdes auf einer 
nel)en der Bahn laufenden Landstrasse 
kein eigenes Verschulden liegt dL — 
l'nfall infolge Scheuens von l'ferden vor 
der Lokomotive ß(L — zeitliche Begren- 
zung der Rente ü>L — konkurrierendes 
Verschulden bei Betreten von Balingleisen 
ohne rmschau 6iL — Betriebsunfall beim 
Aussteigen aus einem Eisenbahnzuge 
infolge der Benutzung hoher und steiler 
Trittbretter 69, 2L — «'h der l'mstand. 
dass Wegeschranken fehlen und die Lo- 
k(miotive den Scbluss des Zuges bildet, 
auch bei einem schweren Verschulden 
des Verunglückten die Anwendung des 
8 2ä4 des Bürgerlichen Gesetzbuches zur 
Folae haben kann IL — ob die blosse 
Betriebsgefährlichkeit der Eisenbahn 
gegenüber dem ursächlichen eigenen 
Verschulden des Verunglückten als ein 
mitwirkendes Verschulden im Sinne des 
§ 204 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
angesehen werden kann 12^ — EinHuss 
des ^ 2ä4 des Bürgerlichen ( Jesetzbuches 
auf die Eisenbahnhaftpflicht 2S. — An- 
rechnung der Pensionsansprüche nnd 
Einnahmen aus dem gütergemeinschaft- 
lichen Vermögen der Ehegatten auf die 
Haftpflichtansprüche der Witwe nnd 
Kinder wegen Tötung des Ehemannes 
bzw. Vaters HS. — gesteigerte Betriebs- 
gefahr durch Geräusch an einer Stelle, 
wo eine Eisenbahn mittels l'eberführung 
ül)er eine auf der Landstrasse laufende 
I»ampfstrassenbahn geht 158. — Das 
Entladen eines dem Bahnanlieger zuge- 
fahrenen Wagens durch seine Arbeiter 
und dif damit zusammenhängende Tätig- 
keit derselben gehört nicht zum Eisen- 
bahnbetrieb: ein dabei eintretender l'nfall 
ist nicht als ein l'nfall im Eisenbahn- 
betrieb zu erachten liÜ, — Ersatz der 
Vcrniöjjenseinbusse aus der Auflösung 
eines Pachtverhältnissesund derHeilnngs- 
kosten 172. — l'nfall bei .Xusseracht- 
lassnng der gewöhnlichen .Aufmerksam- 
keit im l 'eberschreiten der Gleise einer 
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JStrasscnbahn 174. l'nfall bei Tcber- 
schrciten der Gleise einer Strassenbahn 
auf der öffentlichen Landstrasse 17fi. — 
wann jemand, der sich zur Rettang 
anderer selbst in Lebensgefahr begibt, 
nur ohne Verschulden handelt 179. — 
ob ein Betriebsunfall vorliegt, wenn ein 
Lokomotivführer ausserhalb des Dienstes 
auf eine im Maschinenschuppen still- 
st/ehende Maschine zur Entnahme warmen 
Wassers für seinen persönlichen Bedarf 
steigt und beim Herabsteigen zu Fall 
kommt 183. haftpflichtiger Betriebs- 
unt«mehnier ist während der Herstellung 
von Eisenbahnbauten nicht die Eisen- 
bahn, sondern die Baugesellschaft IRö. 
— Auslegung der Bestimmung ,in Aus- 
führung der Dienstvcrrichtungen" im 
§ 2 des Reichshaftpflichtgesetzes 2Q& — 
Entscheidung der Frage, ob die mit 
jedem Strassenbahnbetrieb regelmässig 
verbundene Gefahr eine gesteigerte war 
242. — inwieweit der Verletzte seine 
beeinträchtigte Erwerbsfähigkeit durch 
die Wahl eines anderen Berufes auszu- 
gleichen hat JüiL — Nichtanwendung 
des § 2M des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
wenn nach der .Sachlage der mit der 
Oertlichkeit und den Einrichtungen der 
Bahn genau vertraute Verletzte den 
Tnfall mit auch nur einiger Aufmerk- 
samkeit vermeiden konnte '2ö9 Nicht- 
haftnng der Eisenbahn, wenn eine 
Person, durch Handgepäck und Kleidung 
beschwert, in einen bereits in Bewegung 
gesetzten Zug zu springen versucht und 
hierbei getötet wird Kh. — Der Versuch 
des Verletzten, vor einem heranfahrenden, 
signalisierten und von ihm rechtzeitig 
bemerkten Eisenhahnzuge noch mit seinem 
Fuhrwerk über das Gleis zu fahren, stellt 
sich als grobes, eigenes Verschulden dar 
265. — Beurteilung des eigenen Ver- 
schuldens beim Betreten eines Strassen- 
bahngleises kurz vor einem herankom- 
menden Strassenbahnwagen 2ßiL — 
Einflnss des § 2M des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bei gesteigerter Betriebs- 
gefähilichkeit der Bahn 271 — Der 
Anspruch der Hinterbliebenen eines beim 
Betriebe einer Eisenbahn Verunglückten 
kann nicht auf den Frachtvertrag, son- 
dern nur auf das Reichshaftpflichtgesetz 
gegründet werden 272. — konkurrieren- 
des Verschulden des verletzten Reisenden, 
der es unterlässt. sich beim Aussteigen 
der Schutzstange zu bedienen 212- — 
Beweislast für schuldhaftes Verhalt<>n 
des Verletzten 222- — ob der Verletzte, 
wenn er infolge einer Krankheit auch 
ohne den Unfall erwerbsunfähig gewesen 



sein würde, für diese Zeit Entschädignng 
verlangen kann 223. — Verpflichtung 
des Verletzten, sich einer Operation zu 
unterziehen 213- — Anspruch aus dem 
Beförderungsvertrage bei einem Eison- 
bahnzusammcnstoss 274 — Herbei- 
führung des Todes durch eine infolge 
des Tufalles in der Narkose zu voll- 
ziehende Operation 27H. — Abspringen 
von einem fahrenden Strassenbahnwagen ; 
eigenes Verschulden 277. — Verschulden 
eines Fuhrmannes, der mit seinem zum 
Scheuen geneigten Pferde an der Strassen- 
bahn entlang fährt, obwohl ihm andere 
Wege zur Verfügung stehen 278. — 
bei nicht aufgeklärtem .Sachverhalt liegt 
der Eisenhahn der Beweis des Ver- 
schuldens des Verletzten ob 278. — ein 
Haftpfliehtanspruch ist unbegründet, 
wenn der Fahrgast schwer bepackt von 
einem bereits fahrenden Zuge springt 
278. — ein l'nfall. der einem Eiscn- 
baünreisenden infolge einer durch seine 
persönlichen Verhältnisse, nicht durch 
Bctriebseinrichtungen gebotenen Eile zu- 
gestossen ist. ist kein Betriebsunfall 280. 

— Steigerung der Betriebsgefahr beim 
Strassenbahnbetrieb, welcher nur durch 
Wagenführer ohne Schaffner stattfindet 
281 — Umfang der dem Betriebsunter- 
nehmer einer Privatbahn nach Mass- 
gabe des Haftpflichtgesetzes obliegenden 
Schadensersatzpflicht, wenn der im Be- 
triebe Verletzte ein i)ensionsberechtigter 
Beamter ist 2M. — ob § 1 des Haft- 
pflichtgesetzes bei Beschädigungen durch 
aus dem Gepäcknetz herabfallende Ge- 
päckstücke Anwendung findet 28fi — 
zeitliche Begrenzung der für geminderte 
Erwerbsfähigkeit zuzusprechenden Reut« 
28fi. — Rentenanspruch eines unehelichen 
Kindes des Getöteten 287. — Unfall im 
Betriebe eines Elektrizitätswerks 287. 

— Zulässigkeit eines Versicherungsan- 
sprurhs neben anderen Entschädicnngs- 
ansprUchen 2HiL — ob die blosse Botrit bs- 
gcfährlichkeit der Eisenbahn gegenüber 

/dem ursächliehen eigenen Verschulden 
des Verunglückten als ein mitwirkendes 
Verschulden angesehen werden kann 3!^9. 

— Unfall beim Absteigen von einer 
Strassenbahn nach gegebenem Haltsignal 
.SH4. — Unfallrente ohne zeitliche Be- 
grenzung bei hohem Alter des Verletzten 
3Hß. — Vermögensnachteil aus der Auf- 
hebung oder Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit des Verletzten 371 — Aussen- 
arbeiten. die mit dem Fabrikbetriebe 
nicht im Zusammenhang stehen, nb 
dieselben unter § 2 des Gesetzes fallen 
380. — ob der Eisenbahnfiskus für einen 
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I nfiill. dtT dunh fincii auf dem Halm- 
steig verkehrenden Handwagen der Post ' 
verursacht ist. zu haften hat — 
N'erjährungsfristea für Keisekosten und | 
Suchschaden hei einem Kiscnbahnunfall 
aSü — Zuhilligiing einer Rente auf . 
Lebenszeit H87. — ob ein Kall höherer 
Ciewalt anzunehmen ist, wenn ein 10- 
jähriges Miidchen . das von einem es 
bedrohenden Knaben verfolgt wird, blind- 
lings gegen einen AVagen der Strasscn- 
bahn anläuft und dabei verletzt wird :^iH) 
— l'nfall infolge reberfUllnng derWagen- . 
abteile 'M)2. — eigenes Verschulden des 
Verletzton. der kurz vor einem fahrenden 
Zuge vorüberzulaufen versucht 'Mn — 
(»eisteskrankheit infolge eines Schrecks 
über einen Eisenbahnbetriebsunfall, den . 
ein Dritter erleidet 8tW. — ob eigenes 
Verschulden vorliegt, wenn der Fahrgast 
beim Aussteigen aus einem über den 
Baihnsteig hinausgefahrenen Zuge in der 
Eile sich nicht der Hilfe des Bahn- 
|)ersünals bedient und zu Falle kommt I 
•1Ü2. — Ansprüche der Feichspostver- 
verwultung und ihrer Angestellten für 
Schäden aus EisenbahnunfUllen 42<> 

Haftung eisenbahnfrachtrechtliche im all- j 
gemeinen Sä. 

Handgepäck. Haftung der Eisenbahn : 
für das vom Reisenden im Wagen ver- 
gf'ssene. von den Bahnurganen gefundene | 
Handgepäck 22ä. | 

Hauszinssteuer. Befreiung eines Dienst- j 
gcbäudes der k. k. österreichischen Staats- { 
bahndirektion von derselben 5(1 ! 

Heilverfahren. Kosten desselben OL ' 

Höhere Gewalt, ob ein l'nfall infolge 
Schlaftrunkenheit auf höherer (iewalt 
beruht .HJl — ob ein Schienenbrnch ein 
unabwendbarer Zufall im Sinne der 
höheren (Jewalt ist iS. — ob ein Fall 
höherer (iewalt vorliegt, wenn ein 10- 
jähriges Mädchen, das von einem es be- 
drohenden Knaben verfcdgt wird, blind- 
lings gegen einen Wagen der Strassenbahn 
anläuft und dabei verletzt wird 8tK) — 
ob der Eisenbahnnnt<'rnehmer sich auf 
höhere Gewalt berufen kann . wenn ein 
l'nfall infolge l eberfüllung der Wagen- 
abteile eingetreten ist 3ii2. 

K. 

Kaiserpavillon auf dem Bahnhofe einer 
Eisenbahn ist kein zu einem öffentlichen 
Dienst bestimmtes Gebäude und von der . 
(Jemeindegrundsteuer nicht befreit 23, 

Kanal baukost enbeitrftge, Freistel- 
lung des Eisenbahntiskus von stdrhen 3fii> 

Kanalisationsgebühr. Befreiung der 
an die öffentliche Kanalisation nicht 
augeschiussenen Wärterbudeu , Aufcnt- 



haltsräume der Eisenbahnbediensteten, 
Lagerplätze usw. von derselben 133. 

Kind, Rentenforderung eines noch nicht 
erwerbsfähigen Kindes 44^ 186. — 
Schadensersatzanspruch der Kindergegen 
den Ersatzpflichtigen bei Tötung der 
Mutter 147 — Rentenanspruch eines 
unehelichen Kindes des Getöteten 287. 

Klagezustcllung an eine zur Ver- 
tretung des Fiskus gesetzlich nicht be- 
rufene Behörde 365. 

Kleinbahnen, ob dieselben den allge- 
meinen Befugnissen der Ortspolizei- 
behörden unterworfen sind 5, — unter 
welchen Voraussetzungen dem l'nter- 
nehmer einer Kleinbahn der Anspruch 
auf Verlegung der Telegraphenlinic auf 
Kosten der Telegraphenverwaltung zu- 
steht 144 — Beiträge zur Erläuterung 
des Kleinbahngesetzes 212. — Abände- 
rung oder Beseitigung einer Betriebs- 
anlage 401. 

Kommunalsteuerpflicht für Schienen- 
wege der Eisenbahnen HtiO. 

Kommunikationen öffentliche. Ver- 
pflichtung des Eisenbahnunternehmers 
zur Wiederherstellung der durch den 
Bahnbau zerstörten oder unfahrbar ge- 
machten l.">8. — Cmfang der Verpflich- 
tung der Eisenbahn zurWiederherstellung 
einer durch den Bahnbau gestörten 
Kommunikation 

Konflikt. Erhebung desselben zugunsten 
eines Beamten 137. 

Konsentiernng eines Eisenbabnbaus, 
Verfahren bei einer solchen, wenn noch 
anderweitige Rechtsfragen in Betracht 
kommen 149. — Streitigkeiten über 
Rechtsbeziehnngen. welche sich zwischen 
dem Aerar und den Inhabern einer so- 
genannt<'n Vork(mzession für eine Eisen- 
hahn aus der Vorkonzession ergeben, 
sind in Oesterreich von den Administrativ- 
behörden zu entscheiden IHQ. 

Körperverletzung fahrlässige seitens 
des Besitzers eines Automobils 28<). — 
Körperletzung beim rmfallen eines Post- 
wagens; l'mfang der Haftung der Post- 
verwaltung :-W{9. — fahrlässige Körper- 
verletzung liegt vor. wenn Personen 
durch einen Eisenbahn Zugführer zum 
.Aufspringen auf einen fahrenden Zug 
veranlasst werden und dabei verun- 
glücken 3%. 

Kraftfahrzeuge. Warnungssignalc sol- 
cher 27f). — Verletzung eines Fuss- 
gängers durch einen Kraftwagen 361. 38L 

Krankengeld, Verlu.st des Anspruchs 
auf Krankengeld bei Fortsetzung der 
Arbeit M!l 

Krankenkasse, l'mfang des Erstat- 
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tnnj^sanspruchs di-rstlhcn an die Be- 
rufsjji'nossenscliJift 1 W> - - Mitteilungen 
der Krankenkasse an die iScriifsgenusscn- 
scliaft aäL 
Krankheit. Hegriff derselben im Sinne 
des Krankenversirherungsgosetzes 1^ — 
Fürtsetziing der trtllicren Krankheit im 
Sinne des Krankenversichcrungsgesctzcs 

Ii. 

Lebende Tiere, 8. Tiere. 

Leistenbrueh als Hetriebsunfall bei 
ausscrgewöbnlioher Anstrengung im He- 
tricbe 1()2. 

Lieferfrist. Beginn ders»'lben bei nach 
und nach stattfindender Auflieferung 
und Verladung des Ciutes 208. 

Ti i e f e r f r i s t U b e r 8 c h r c i t u n ^ , Hat" t ung 
der Eisenbahn für solche nach Massgabe 
des Tagesstempels der Abfertigungs- 
stelle 2JL durch Verschleppung der 
Sendung 1 17. — infolge einer Betriebs- 
stöningMÜ - Schadenersatz für Liefer- 
fristüberschreitung bei Deklaration des 
Interesses an der Lieferung H91. 

Lnxustcppiclie altertümliche. Berech- 
nung der Fracht für solche iL 

Mängel der Verpackung des (üites 24 L 
ML 

Mehraufwendungen, ob ein Kisenbalin- 
unternehmer zur Tragung solcher ver- 
pflichtet ist 2. 

Möbelwagen, Haftung für mangelhafte 
Verladung solcher auf offenen Wagen üiL 

Musterkollektion (von Stoffen), Ent- 
schädigung fflr den Verlust einer sol- 
chen IL 

X. 

Nachnahme znrückkartierte 199 
Nachzahlung zu wenig erhobener Be- 
träge am 

N e beug e b Uhren. Berechtigung der FÜsen- 
bahn, von Kall zu Fall neue Nebenge- 
bUbren citizufübren 39ä. 

O. 

(»effent lieber Weg. s. Weg. 
(»mnibusunternehmen, Haftung eines 

mit einer Strassenbahn verbundenen 

( »mnibnsunternehmens äiL 
(Operation eines Verletzten 273, 27(>. 

V, 

Pension, ob die Frage, ob eine Pension 
nach dem Pensi(ms- oder nach dorn Fn- 
fallfürsorgege.setz zu berechnen war. 
der Beurteilung der ordentlichen üe- 
riclite unterliegt I^W - Berechnung 
der l'nfallfiirsorgepensi4in der nicht prag- 
matischen Beamten in Bayern 2fiSL 



Pfändung des Hiensteinkummens eines 
Beamten öH. ßä, 

Pferd. Scheuwerden eines solchen fiL, ^Üi 
2H<i 

Post, Beförderungspflicht der deutschen 
Reichspost 411 

j Postbeamte. Verpflichtung der in Aus- 
übung ihres Pienstes zum Betret^-n der 

. Bahnanlagen zugelassenen Postbeamten. 

I auf ihre körperliche Sicherheit zu achten 
146. — Verletzung eines Postbeamten 

I im J'ostgebäude durch schadhaftes 
Mauerwerk 4()(). 
Post Verwaltung. Fmfang der Haftung 
für Köri>crbeschädiguiig beim Umfallen 

I eines Postwagens 'MiK — Ansprüche 
der l{eichspostverwaltung und ihrer An- 
gestellten für Schäden aus Eisenbahn- 
unfällen 420 
Privatanschlussbahnen, ob dieselben 
den allgemeinen Befugnissen der Orts- 
polizeibehörden unterworfen sind ü. 
l'r ivat Übergang über die Bahn. Klage 
der P^isenbahnverwaltung gegen den Ad- 
jazenten auf Schliessung desselben nach 
jedesmaliger Benutzung 24H 

R. 

; Hechtshilfe in Disziplinarsachen 1H<1 
Reisegepäck. Nichtanwendbarkeit dos 
internationalen rebereinkommens auf 
dasselbe 130. 
Reisender, Verletzung eines solchen 
beim Aussteigen aus einem stillstehen- 
[ den Kisenbahnzuge inf<dgeHerabst.ürzens 
' von den Wagenstufen ilii — Verletzung 
eines solchen durch Zuschlagen der Tür 
eines Eisenbahnwagens 175. — Ver- 
letzung eines solchen durch Ausgleiten 
beim .Vusstoigen aus einem stillstehenden 
Eisenbahnzuge 177. — konkurrierendes 
Verschulden des verletzten Reisenden, 
der es unterlä».st. sich beim Aussteigen 
der Schutzstange zu bedienen 222- 
Reklamation wegen Lieferfristüber- 
schreitung 6iL wegen Verlustes des 
(intes ML 
Keklameanzeigeu. ob Polizeiverord- 
nungen, die das Anbringen von Re- 
klameanzeigen an oder in Strasscnbahn- 
wagen von einer Erlaubnis der Polizei- 
verwaltung abhängig machen, rechts- 
gültig sind 22, 
Rente, Voraussetzung der Forderung 
einer solchen nach § 844 Abs. 2 des 
Bürgerlichen (Jesetzbuches — Renten- 
fordt-rung eines noch nicht erwerbs- 
fähigen Kindes 44. 18C>. — Fe.ststellung 
der l>aucr der Rente ü — ob die Zu- 
' erkennur.g eines Betrages für die Kosten 
I des Heilverfahrens in Rentenform zu- 
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lässig ist ßi, — zeitliche Begrenzung 
der Kente 68, ITH, Ml — I nzulässig- 
keit der Abtretung der Hente 112. — 
Verminderung der Rente 143. — Fest- 
»etzung des Betrages der Rente inner- 
halb einer bestimmten Zeitgrenze '271. 

— Rent<>nanspruoh eines unehelirh»-n 
Kindes des (»etöteten 287. — die Rente 
eines rnterhaltsberechtigten kann nicht 
für seine Lebenszeit, sondern nur fUr 
die mutmassliche Lebensdauer der I'nter- 
haltsptlichtigcn gel ordert werden 2tK). 

— rnfallrente ohne zeitliche Begren- 
zung bei hohem Alter des Verletzten 
3fi<i. — Zubilligung einer Rente auf 
Lebenszeit 387. 

S. 

Sachverständiger. Ablehnung eines 
solchen HL 12h. 

Sammelladung. Haftung des Spediteurs 
bei solcher 242. 

Sandlager. Bewertung eines solchen bei 
der Knteignung H8S. 

Schadenersatz für Lieferfristüber- 
schreitung bei Deklaration des Interesses 
an der Lieferung Hi>l. 

Scheu werden eines l'ferdes fiL fifi. 2iüL 

Schienenbruch, ob ein solcher ein un- 
abwendbarer Zufall im Sinne der höheren 
(Gewalt ist i& 

Schienenwege der Eisenbahn. Kom- 
munalsteuerptlicht für solche H(>(). 

S c h 1 a f w a g e n g e s e 1 1 s c h a f t . Haftung 
derselben für die von den Reisenden 
in die Schlafwagen eingebrachten Sachen 
und für I'ersonenbeschädigung 195, 319. 
Mi 

Schmerzensgeld, Voraussetzung der 
Forderung für solches 383. 

Schutz rechtlicher der Kisenbahn gegen 
gefährliche Zustände auf Nachbargrund- 
stücken nach badischeni Recht 21<;'). 

Schu tzvorkehrungen . rnterlassung 
solcher bei häufiger Benutzung eines 
Bahnüberganges ilurch Fabrikarbeiter 
zum Zwecke des Fabrikbetriebes 170. 

Seegrundstück. Wasserentnahme aus 
einem solchen ÜäLL 

Spediteur. Haftung desselben bei Sammel- 
ladung 2i2. — Verpflichtung zur Nach- 
zahlung zu wenig erhobener Beträge 
348. — unlauterer Wettbewerb des 
Adressspediteurs 42"). 

Stationschef in Fngarn. ob derselbe 
befugt ist. Bahnmagazine zum Zwecke 
der unentgeltlichen Kinlagerung der 
Partei zu überlassen 2ö4. 

Stempelpflichtigkeit von Verträgen, 
in denen (irundstürke von den Kigen- 
tüniern nicht an den Enteignungsberech- 
tigten, sondern an einen Dritten ver- 



änssert werden 2iL — von Lieferungs- 
I vertragen 133. 14ö, 15<). 

Steuerbefreiung dreissigjährige der 
1 österreichischen S<irdwestbahn. Anfangs- 
termin dersellM'n 3(1, 
I Steuerfreiheit der schweizerischen 
' Bundesbahnen dü 

Steuer pflicht der zwischen den Schienen- 
I paaren befindlichen zu gewerblichen 
I Zwecken dienenden Bodentlächen , des 
I Zollschuppens, des (iepäcktunnels, des 
< Gebäudes für das Fürstenempfangs- 
j Zimmer, de» Terrains der Hauptwerk- 
' Stätte der Eisenbahn üL 
Störung durch Lärm, welchen der Be- 
trieb einer über den enteigneten Teil 
eines Grundstücks gelegten Strassenbahn 
verursacht, ob dieselbe zu den Schäden 
des Restgrundstücks infolge der Ent- 
i eigiiung gehört 153 
Straf antragsberechtigung bei der 
Preuss. Staatseisenbahnverwaltung 28:^. 
Strassenbahn, l'nfall beim l'eber- * 
schreiten der (Meise einer Strassenbahn 
175 — l'nfall beim l'eberschreiten einer 
Strassenbahn auf der öffentlichen Land- 
strasse L2fL - - Ausführung des Baues 
einer Strassenbahn 24.5. — Steigerung 
der Betriebsgefahr beim Strassenbahn- 
betrieb, der nur durch Wagenführer 
ohne Schaffner stattfindet 281. — l'n- 
fall beim Absteigen von einer Strassen- 
bahn nach gegebenem Haltsignal .3()4. 
S t r a s 8 e n b a h n g e s e 1 1 s c h a f t . A u sl e gu n g 
einer Vertragslwstimmung in dem Haft- 
pflichtversicherungsvertrage einer sol- 
chen lÜL 

Strassen bahngleise. Einlegung solcher 
in einen öffentlichen \\'eg iL — Beur- 
teilung des eigenen Verschuldens beim 
Betreten eines Strassenbahngleises kurz 
vor einem herankommenden Strassen- 
bahn wagen 269. 

Strassenbahnlinie. rechtliche Bedeu- 
tung der Verleihung von Strassenbahn- 
linien im Znstimmungsvertrage 73^ 

S t r a s s e n b a h n u n t e r n e h m e r . Haftung 
desselben für Sachschaden wegen l'nter- 
lassung von Warnungsvorrichtungen 4fi. 

Submissionen beschränkte 21L 
T. 

Tarif, unrichtige .\n Wendung desselben 32, 
Telegramm, rrkundeneigensrhaft eines 

telephonisch aufgegebenen Telegramms 

381 

Telegraphen linien der Reichs - Tele- 
graphenverwaltung . Rechtsverhältnisse 
derselben zu ander«'n. die Verkehrswege 
; benutzenden elektrischen .Anlagen l.'m 
I Tiere. Verladung lebender Tiere .^45 
I Tochter. Schadensersatz für .Vufliebung 
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oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
der als Uebillin im (.iewerbe des Vuters 
tätigen Tochter ölL 

Tod, Herbeiführung desselben durch eine 
infolge des l'nfalls in der Narkose zu 
vollziehende Operation 27(). 

Trambahnschaf f ner, VcrunglUckung 
eines solchen 2L 

Transportweg, Wahl desselben durch 
die Eisenbahn 2, 1H2, 

Trottoirs. wann eine Eisenbahnunter- 
nehmung anlässlich der Bauausführung 
auf einem Bahnhofe zur Herstellung 
solcher an öffentlichen Strassen nicht 
verpflichtet ist 258. 

V. 

IJebereinkomnien internationales 
Uber den Eisenbahnfrachtverkehr. Nicht- 
anwendung desselben auf Heisegepück 
130. — ausschliessliche Anwendung des- 
selben bei (lütersendungen aus einein 
• Vertragsstaat in den anderen nüt inter- 
nationalem Frachtbrief 

lieber fahren von Vieh. Haftpflicht der 
Eisenbahn dafür Ifi. 

l'm legung eines Weges zufolge eines 
Eisenbahnbaues 2iL 

l'nterbrechung der Verjährung 291, 

344. m 

rnterhaltung öffentlicher Wege 2Gfi. 
rrkundeneigen Schaft eines telcpho- 
nisch aufgegebenen Telegramms HHl. 

T. 

Vater, Anspruch des Vaters eines durch 
einen Unfall getöteten Sohnes gegenüber 
dem zum Schadensersatz Verpflichteten 
nach Massgabe der rijterhaltsvorpflich- 
tung des (ictöteten 161. — Entschädi- 
gung des Vaters, dessen minderjährige 
Tochter beim Eisenbahnbetrieb ums 
Leben gekommen ist. wegen des ihm 
durch den Tod seines Kindes entzogenen 
l'nterhaltsrechts H<i8. 
Veräusserung eines (JrundstUcks (J(L 
Verfügung nachträgliche über das Fracht- 
gut 128. 

Verjährung eines Schadensersatzan- 
spruches n7\ 233 , 38S . - eines Haft- 
pflicbtanspruchs 24U. 274. — des An- 
spruchs auf Rückforderung einer seitens 
der Eisenbahn der Partei irrtümlich ge- 
währten zu hohen Refaktie 2tüL — Unter- 
brechung der Verjährung 2iM. 344. 376 
— Verjährungsfristen für Ansprüche 
auf Reisekosten und für Sachschaden 
bei einem Eisenbahnunfall 383. 

Verkauf des fiutes 331 3tiiL 

Verkaufsautomaten auf den Bahnhöfen, 
ob dieselben zum Gewerbebetrieb der 
Eisenbabnunternehniungen gehören ^"29. 



Verladung mangelhafte von Möbelwagen 

auf offenen Wagen 58. 
{ Verletzung einer auf dem Bahnsteig 
; wartenden Person durch den Hand- 
karren eines Postunterbeaniten Üfi. 
Verlust des (^utes 282. 341. 
V e r m ö g e n s n a c h t eil aus der Aufhebung 

oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 

des Verletzten 371. 
Verpackung. Mängel derselben 241. 341. 
Verträge, Stempeipflichtigkcit derselben 

29. 13:^, 145. 150. 
Verzug des Bauunternehmers durch Streik 

der Bauhandwerkor 370. 
Vorausleistungen zum Wegebau 347. 

37H 

Vorgarten. AVerterraittelung eines sol- 
chen bei der Enteignung ausschliesslich 
als mietszinssteigernder Faktor 377. 

W. 

Wasserentnahme aus einem Seegrund- 
I stück aML 

Weichensteller, ob ein solcher als 
Bahnpolizeibcamter zum St.-idtverord- 
neten gewählt werden kann 148. 

Weichenwärter bei Arbeitszügen 387. 

Weg. Inanspruchnahme eines Weges für 
den öfl'entlichen V'erkehr 20L — 
legung eines Weges zufolge eines Eisen- 
buhnbaues 28x — Haftung der Eisen- 
bahn für einen zur Haltestelle führen- 
den Fussweg ü Umfang der Pflicht 
der Eisenhahn zur Beleuchtung der Zu- 
gangswege zum Bahnsteig lä. — Ver- 
antwortlichkeit der Hemeinde für die 
Erhaltung des ordnungsmässigen Zu- 
stundes eines in ihretn Bezirke belegenen, 
dem öflentlichen N'erkehr übergclwnen 
Weges 244. — Unterhaltung öflentlicher 
Wege 2m. 

Wegebau. Vorausleistungen zu dem- 
selben 34Z aifi. 

Z. 

Zeugen, eidliche Vernehmung derselben 
durch das Amtsgericht in Pisziplinar- 
sachen 13f). 

Zinsen von der Entschädigungssumme 
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Z o 1 1 a b f r t i g u n g s r ä u in e , Verantwort- 
lichkeit der Eisenbahn für dieselben 't8r>. 

Zolldokumente, Mangelhaftigkeit diT- 
selben iL 

Zwangsenteignung. Folgen der Rechts- 
kraft des Enteignungsurteils — Un- 
j zulässigkeit der Zwangsenteignung auf 
] den real abgegrenzten Teil eines (ie- 
büudes 118 - Beurkundung der Eini- 
gung über die Abtretungspflicht und die 
Entschädigung 247. 
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